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Aufsätze. 


Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und  die  bayerischen 

Reservatrechte. 

Von 

Amtsgerichtsrath  Jastrow  in  Berlin. 


I. 

Vor  einigen  Jahren  machten  mehrere  Fälle  die  Runde  durch 
die  Zeitungen,  in  denen  bayerische  Staatsangehörige  ausserhalb 
Bayerns  geheirathet  hatten,  ohne  dass  das  nach  dem  bayerischen 
Gesetze  vom  16.  April  1868  erforderliche  Zeugniss  über  das 
Nichtvorhandensein  von  Ehehindernissen  beigebracht  worden  wäre 1 

1  Das  citirte  Gesetz  „über  Heimath,  Verehelichung  und  Aufenthalt" 
(Gesetzbl.  f.  d.  Königreich  Bayern  1666  8.  357)  bestimmt  in  den  Art.  32  ff. 
für  das  rechtsrheinische  Bayern,  da6s  die  Verehelichung  nur  erfolgen  darf, 
auf  Grund  eines  Zeugnisses  der  Distrikts  Verwaltungsbehörde,  dass  gegen  die 
beabsichtigte  Eheschliessung  „kein  im  gegenwärtigen  Gesetz  begründetes 
Hinderniss  besteht11.  Der  Ausstellung  des  Attestes  geht  eine  Prüfung  einer- 
seits der  Militärdienstpflicht  und  bei  Beamten  des  dienstlichen  Consenses, 
andererseits  des-  Vorhandenseins  civilrechtlicher  Ehehindernisse  sowie  ein 
Aufgebot  voraus.  Das  letztere  dient  sowohl  zur  Ermittelung  civilrechtlicher 
Hindernisse  als  zum  Einspruch  Seitens  der  Heimathgemeinde  des  Mannes, 
welcher  erhoben  werden  kann,  wenn  der  Mann  eine  Verbrechens-  oder  Ver- 
gehensstrafe abzubüssen  hat  oder  sich  dieserhalb  in  Untersuchung  befindet, 
wenn  er  in  den  letzten  drei  Jahren  öffentliche  Armenunterstützung  be- 
ansprucht oder  erhalten  hat  oder  mit  Leistungen  gegen  die  Gemeinde-  oder 
Armenkasse  im  Rückstande  ist ,  oder  wenn  er  unter  Kuratel  steht.  Ueber 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  1.  2 
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und  in  denen  die  bayerische  Regierung  demnächst  die  Anerkennung 
der  Gültigkeit  der  Ehe  und  der  Ehelichkeit  der  in  letzterer  er- 
zeugten Kinder  verweigerte.  Die  Vorfalle  verursachten  seiner 
Zeit  eine  grosse  Erregung  der  öffentlichen  Meinung,  die  sich  zum 
Theil  gegen  das  bayerische  Reservatrecht  selbst  wendete,  mindestens 
aber  von  der  Reichsgesetzgebung  verlangte,  die  Ehen  gegen 
derartige  Anfechtungen  sicher  zu  stellen.  Die  Bewegung  hat 
damals  mit  einer  in  Bayern  erlassenen  Novelle  vom  17.  März 
1892  geendet,  welche  die  durch  das  Gesetz  von  1868  (Art.  33 
Abs.  2)  angedrohte  Ungültigkeit  der  Ehe  und  zwar  mit  rück- 
wirkender Kraft  beseitigte3,  im  üebrigen  es  aber  im  Wesentlichen 
beim  früheren  Rechte  beliess.  Der  Gegenstand  ist  seitdem  von 
der  Tagesordnung  der  öffentlichen  Meinung  wieder  verschwunden. 
Der  Bericht  der  Reichstagskommission  über  das  Familienrecht 
des  B.  G.-B  bringt  ihn  von  Neuem  in  Erinnerung.     Es   wurde 


den  Einspruch,  welcher  die  Ertheilung  des  Zeugnisses  hindert,  wird  in  einem 
bestimmten  Verwaltungsverfahren  entschieden. 

1  Die  citjrte  Vorschrift  hat  durch  die  Novelle  folgende  Fassung  erhalten : 
„Auf  die  Rechtsgültigkeit  der  geschlossenen  Ehe  ist  der  Mangel 
dieses  Zeugnisses  ohne  Einflass;  die  Ehe  hat  aber,  so  lange,  als  die 
Ausstellung  des  Zeugnisses  nicht  nachträglich  erwirkt  wurde,  für  die 
Ehefrau  und  die  aus  der  Ehe  entsprossenen  oder  durch  dieselbe  legi- 
timirten  Kinder  in  Bezug  auf  die  Heimath  nicht  die  Wirkungen  einer 
gültigen  Ehe.  Die  Ehefrau  behält  ihre  bisherige  Heimath  und  die 
Kinder  folgen  der  Heimath  der  Mutter.  Erlangt  die  Ehefrau  erst 
durch  die  Verheirathung  die  bayerische  Staatsangehörigkeit,  so  be- 
sitzt sie  mit  ihren  aus  dieser  Ehe  entsprossenen  oder  durch  dieselbe 
legitimirten  Kindern  die  vorläufige  Heimath  in  der  Heimatbgemeinde 
des  Mannes  .  .  ." 

Vgl.  über  die  Bedeutung  dieser  Novelle  Riedel-Prokbst  ,  Kommentar 
zum  bayerischen  Gesetze  über  Heimath  u.  s.  w.  6.  Aufl.  (München  1892), 
S.  64  ff.  und  211  ff.,  sowie  die  eingehenden  Ausfuhrungen  und  Literatur- 
nachweise von  Rehm  in  diesem  Archiv  Bd.  VIII  S.  47 — 96 ,  aus  welchen 
die  interessante  Thatsache  hervorgehoben  sei,  dass  „das  rechtsrheinische 
Bayern  neben  Tirol  und  Vorarlberg  das  einzige  Gebiet  unter  den  europäi- 
schen Kulturländern  ist,  in  welchem  noch  für  Inländer  polizeiliche  Ehehinder- 
nisse bestehen." 
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nämlich  in  der  Kommission  die  Frage  angeregt,  ob  die  Ehe- 
hinderungsgründe  des  B.  G.-B.  die  ausschliesslichen  seien.  Hier- 
über heisst  es  im  Kommissionsbericht8: 

„Von  Seiten  der  Regierungsvertreter  wurde  erklärt,  dass 
die  Aufzählung  der  materiellen  Ehehinderungsgründe  im 
B.-G.-B.  eine  erschöpfende  sei,  wie  auch  die  Aufzählung 
der  instruktionellen  Anweisungen  an  die  Standesbeamten 
im  Reichscivilstandsgesetze  und  im  Bürgerlichen  Gesetzbuche. 
Der  Standesbeamte  dürfe  daher  von  den  Nupturienten  nichts 
verlangen,  als  wozu  ihn  diese  Gesetze  anweisen.  Ergänzungen 
durch  die  Landesregierungen  seien  unmöglich.  Eine  Aus- 
nahme mache  allein  die  bayerische  Landesgesetz- 
gebung soweit  aus  dem  bayerischen  Reservatrecht  in  Bezug 
auf  Heimath-  und  Niederlassungsgesetzgebung  sich  eine  weiter- 
gehende Befugniss  der  bayerischen  Landesgesetzgebung  ergebe ; 
dieses  auf  Nr.  HI  §  1  des  Versailler  Bündnissvertrages 
vom  23.  Nov.  1870  und  No.  I  des  Schlussprotokolls  vom 
nämlichen  Tage  sich  gründende  Reservatrecht  werde 
durch  die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches nicht  berührt. 

Ueber  diese  Auffassung  herrschte  in  der  gesammten 
Kommission  sowie  unter  den  Regierungsvertretern  Ein- 
müthigkeit.u 

Auch  im  Plenum  des  Reichstages  antwortete  auf  eine  — 
allerdings  nach  einer  etwas  anderen  Richtung  hin  gehende  — 
Anfrage  des  Abgeordneten  Frohme  der  Bundesrathsbevollmäch- 
tigte  bayerische  Ministerialrath  Ritter  von  Heller  unter  direkter 
Bezugnahme  auf  den  Kommissionsbericht: 

„Die  bayerische  Heimathgesetzgebung  wird  durch  die 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  nicht  be- 
rührt, weilinden  Versailler  Verträgen  dieHeimaths- 

1  Drucksachen  des  Reichstags  1695/96  No.  440b  S.  13  zu  §  1298. 

1» 
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gesetzgebung   als    ein   Reservatrecht   Bayerns  an- 
erkannt ist"  *. 

In  dieser  Form,  wie  der  Kommissionsbericht  und  die  Aeusse- 
rung  des  bayerischen  Vertreters  hier  gefasst  sind,  sind  sie  geeignet, 
eine  missverständliche  Auffassung  über  das  Verhältniss  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  zu  den  bayerischen  Reservatrechten  hervor- 
zurufen, welcher,  —  da  bei  der  schleunigen  Reichstagsberathung 
eine  öffentliche  Erörterung  vor  der  Beschlussnahme  nicht  mehr 
möglich  war  —  hier  entgegenzutreten  gestattet  sei.  Der  Aus- 
spruch, dass  das  bayerische  Reservatrecht  durch  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  „nicht  berührt"  werde,  kann  nämlich  so  verstanden 
werden,  als  ob  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  in  Bayern  als  minderes 
Recht  auftrete,  derart,  dass,  wenn  das  bayerische  Reservatrecht 
etwas  enthalte,  was  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  in  Wider- 
spruch steht,  alsdann  das  Reservatrecht  und  nicht  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  gelte.  Diese  Auffassung  würde  m.  E.  aus  folgenden 
Gründen  durchaus  unzutreffend  sein: 

Die  Reichsverfassung  normirt  die  Zuständigkeit  des  Reiches 
im  Art.  4  unter  18  Nummern,  welche  die  einzelnen  Materien  der 
Reichskompetenz  enthalten:  davon  ist  den  Materien  unter  No.  1, 
8  u.  10  eine  Einschränkung  in  Bezug  auf  bayerische  bezw. 
württembergische  Rerservatrechte  beigefügt,  den  anderen  Nummern 
nicht.    Der  folgende  Auszug  mag  dies  vergegenwärtigen: 

„Art.  4.  Der  Beaufsichtigung  Seitens  des  Reichs  und  der  Ge- 
setzgebung desselben  unterliegen  die  nachstehenden  Angelegen- 
heiten: 

1.  die  Bestimmungen  über  Freizügigkeit,  Heimaths-  und 
Niederlassungsverhältnisse,  Staatsbürgerrecht,  Passwesen  und 
Fremdenpolizei,  über  den  Gewerbebetrieb,  einschliesslich  des 
Versicherungswesens,  soweit  diese  Gegenstände  nicht  schon 
durch  den  Art.  3  dieser  Verfassung  erledigt  sind,  in  Bayern 

*  Stenographischer  Bericht  derselben  Session.  Sitzung  vom  80.  Juni 
1896,  S.  3050,  3051. 
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jedoch  mit  Ausschluss  der  Heimaths-  und  Nieder- 
lassungsverhältnisse,  desgleichen  über  die  Kolonisation 
und  die  Auswanderung  nach  ausserdeutschen  Ländern. 
2.  u.  s.  w. 

13.  die  gemeinsame  Gesetzgebung  über  das  gesammte 
bürgerliche  Recht,  das  Strafrecht  und  das  gerichtliche  Ver- 
fahren. 

14.  u.  s.  w.tt 

Keines  von  den  bayerischen  $eservatrechten  ist  im  Art.  4 
mit  solcher  Klarheit  und  Deutlichkeit  zum  Ausdruck  gelangt,  wie 
gerade  dasjenige  über  die  Heimaths-  und  Niederlassungsverhältnisse. 
Der  Rechtszustand  ist  hier  der:  die  Heimath-  und  Niederlassungs- 
verhältnisse bilden  Bayern  gegenüber  keinen  Gegenstand  der 
Aufsicht  oder  Gesetzgebung  des  Reiches 6.  Bayern  steht  diesen 
Materien  so  gegenüber,  wie  die  übrigen  Bundesstaaten  allen  anderen, 
der  Reichsgesetzgebung  nicht  unterworfenen  Materien,  z.  B.  der 
Verwaltungsorganisation  der  Einzelstaaten,  allerdings  mit  der 
Erweiterung  —  die  aber  hier  nicht  in  Betracht  kommt  —  dass 
sich  Bayern  eine  die  Reichskompetenz  auf  die  vorbehaltene  Materie 
ausdehnende  Verfassungsänderung  nicht  gefallen  zu  lassen  braucht. 
Aus  dieser  Stellung  Bayerns  aber  folgt  nur,  dass  Rechtsnormen,  zu 
deren  Setzung  das  Reich  seine  Kompetenz  aus  dem  Heimaths-  und 
Niederlassungsrecht  herleitet,  Bayern  gegenüber  keine  Geltung 
haben,  durchaus  aber  nicht,  dass  Normen,  die  das  Reich  auf 
Grund  einer  der  Bestimmungen  der  No.  2  bis  16  der  Reichs- 
verfassung erlässt,  in  Bayern  nicht  beachtet  zu  werden  brauchen, 
wenn  sie  etwas  enthalten,  was  in  bayerischen  Gesetzen  über  das 

8  Ganz  ebenso  klar  ist  dies  in  der  Quelle  des  bayerischen  Reservat- 
rechts,  dem  VersaÜler  Bündnissvertrage  vom  28.  Nov.  1870  (B.  G-.-Bl.  1871 
S.  9)  zum  Ausdruck  gebracht.    Daselbst  heisst  es  unter  No.  III  §  1 : 

„Das  Recht  der  Handhabung  der  Aufsicht  Seitens  des  Bundes  über 
die  Heimaths-  und  Niederlassungsverhältnisse  und  dessen  Recht  der 
Gesetzgebung  über  diesen  Gegenstand  erstreckt  sich  nicht  auf  das 
Königreich  Bayern." 
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Heimaths-  und  Niederlassungsrecht  anders  bestimmt  ist.  Dass 
allein  dieses  die  Bedeutung  der  Reservatrechte  ist,  wird,  wie  ich 
glaube,  aus  folgender  Erwägung  sich  zweifelsfrei  ergeben: 

Nach  Art.  4  No.  10  u.  Art.  52  der  Reichsverfassung  gehört  auch 
das  Post-  und  Telegraphenwesen  —  mit  einigen  Ausnahmen  — 
zu  den  Reservaten  Bayerns  und  Württembergs.  Wäre  es  nun 
etwa  denkbar,  dass  auf  Grund  dessen  Bayern  in  einer  Codifikation 
seines  Postrechtes  bestimmen  dürfte,  seine  Postbeamten  seien 
darlehensunfähig  oder  sie  hafteten  nicht  oder  nur  unter  singu- 
lären  Voraussetzungen  für  angerichtete  Versehen,  und  dass  für 
solche  Bestimmungen  Freiheit  von  den  Vorschriften  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  beansprucht  werden  könnte?  Unzweifelhaft 
nicht!  Einem  solchen  Versuche  würde  man  mit  der  Deduktion 
begegnen,  dass  die  Kompetenz  des  Reiches  zu  Satzungen  über 
die  Vertragsfahigkeit  und  über  den  Schadensersatz  sich  nicht 
auf  die  postalischen  Rechte  des  Reiches,  auch  überhaupt  nicht 
auf  Rechte  des  Reiches  über  Aemterwesen  sondern  auf  dessen 
Befugniss  zur  Regelung  des  bürgerlichen  Rechts  gründet  und 
dass  in  Ansehung  des  bürgerlichen  Rechts  Bayern  keine  Aus- 
nahmestellung eingeräumt  sei;  Bayern  müsse  deshalb  die  gesetzten 
Normen  respektiren  auch  wenn  dieselben  mit  solchen  Satzungen 
in  Widerstreit  stehen,  welche  Bayern  sich  als  Postrecht  gesetzt  hat. 

Das  Reservatrecht  Betreffs  der  Heimaths-  und  Nieder- 
lassungsverhältnisse müsste  —  bei  entgegengesetzter  Auffassung  — 
zu  noch  viel  grösseren  Absurditäten  führen.  Denn  was  Hesse  sich 
nicht  alles  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Heimathsrechtes  ordnen? 
Im  weiteren  Sinne  umfasst  der  Begriff  der  „Heimaths-  und  Nieder- 
lassungsverhältnisse" überhaupt  alle  diejenigen  Rechtsverhältnisse, 
welche  aus  der  Heimath  oder  Niederlassung  eines  Menschen  ent- 
stehen. Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  könnte  man  z.  B.  be- 
stimmen; dass  die  Befugniss,  an  einem  Ort  ein  Gewerbe  zu  betreiben, 
ein  Ausfluss  des  in  diesem  Orte  erlangten  Heimathsrechtes  sei. 
Aber  auch  wenn  man  den  Begriff  der  Heimath  im  Art.  4  No.  1 
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der  Reichsverfassung  in  dem  engeren  Sinne  der  armenrechtlichen 
Zagehörigkeit  auffasst,  ist  der  Kreis  der  Rechtsverhältnisse,  die 
man  unter  diesem  Gesichtspunkt  ordnen  kann,  ausserordentlich 
weit  und  kaum  übersehbar.  Die  Ehe  ist  keineswegs  das  einzige 
Institut,  durch  welches  Jemand  sich  der  Verarmung  aussetzen 
kann.  Schon  mancher  hat  als  wohlhabender  Mann  ein  Gewerbe 
begonnen  und  als  Armer  geendet,  weil  er  das  Unternehmen  nicht 
verstanden  hat  und  besser  seine  Hände  davon  gelassen  hätte.  Ist 
es  nun  deshalb  zulässig,  in  Bayern  zu  bestimmen,  dass  die  Befug- 
niss,  ein  Gewerbe  zu  betreiben  oder  etwa  eine  Zeitung  heraus- 
zugeben, einem  Einspruch  der  Heimathsgemeinde  unterliegt,  wenn, 
da  letzterer  die  Befürchtung  hegt,  dass  der  Nachsuchende  durch 
sein  Unternehmen  sich  oder  seine  Familie  der  Verarmung  ent- 
gegenfuhren wird?  Unzweifelhaft  ist  es  nicht  gestattet,  auf  diese 
Art  das  gesammte  Gewerbe-  und  Pressrecht  des  Reiches  für  Bayern 
aus  den  Angeln  zu  heben 6.  Einem  solchen  Unternehmen  Hesse 
sich  aber  wiederum  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  begegnen,  dass 
die  Befugniss  des  Reiches  zum  Erlass  der  Gewerbeordnung  und 
des  Pressgesetzes  auf  solche  Bestimmungen  der  Reichsverfassung 
sich  gründet,  denen  gegenüber  kein  Reservatrecht  gut  und  dass 
derartigen  Anordnungen  der  Reichsgewalt  durch  die  Reservat- 
rechte   kein   Eintrag    geschehen  darf. 

Mit  anderen  Worten  ausgedrückt:  Der  Rechtszustand  ge- 
genüber Bayern  ist  so  zu  denken,  als  ob  die  Worte  „Heimaths- 
und Niederlassungsverhältnisse"  gar  nicht  im  Art.  4  der  Reichsver- 
fassung ständen.  Gesetze,  die  das  Reich  auch  dann  zu  erlassen 
kompetent  wäre,  wenn  diese  Worte  gar  nicht  vorhanden  wären, 
kann  es  mit  voller  und  uneingeschränkter  Wirkung  auch  Bayern 


6  Der  Art.  3  der  Reichsverfassung  (gemeinsames  Indigenat)  stünde  dem 
nicht  im  Wege.  Er  garantirt  bloss,  dass  jeder  Reichsangehörige  als  Inländer 
su  behandeln  ist.  Auf  Beschränkungen  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Orts- 
angehörigkeit, welche  auch  die  Angehörigen  desselben  Bundesstaats  betreffen, 
bezieht  sich  Art.  3  nicht. 
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gegenüber  erlassen.  Das  bayerische  Reservatrecht  kommt  Gesetzen 
dieser  Art  gegenüber  gar  nicht  in  Betracht.  Für  solche  Gesetze 
gilt  vielmehr  lediglich  der  Art.  2  der  Reichs  Verfassung,  wonach 
die  Reichsgesetze  den  Landesgesetzen  vorgehen. 

Wendet  man  diese  Grundsätze  auf  das  Bürgerliche  Gesetz« 
buch  an,  so  ergiebt  sich  folgender  Satz: 

„Die  Kompetenz  des  Reiches  zum  Erlass  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  gründet  sich  auf  den 
Art.  2  No.  13  der  Reichsverfassung,  dem  gegenüber 
kein  Reservatrecht  anerkannt  ist.  Das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  tritt  deshalb  auch  in  Bayern  in 
vollem  Umfange  in  Kraft.  Wo  die  bayerischen  Ge- 
setze über  Heimaths-  und  Niederlassungsverhält- 
nisse etwas  bestimmen,  was  mit  dem  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  im  Widerspruch  steht,  treten  sie  mit 
dem  Geltungsbeginn  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
ausser  Kraft." 

Gegenüber  diesem  Ergebniss  könnte  man  vielleicht,  was 
speziell  das  Eherecht  betrifft,  geneigt  sein,  das  Schlussprotokoll 
zum  Versailler  Bündniss vertrag,  welches  allerdings  durch  die 
Reichsverfassung  nicht  beseitigt  worden  ist 7,  anzuführen.  Daselbst 
heisst  es  nämlich  unter  No.  1: 

„Es  wurde  .  .  .  anerkannt,  dass,  nachdem  sich  das  Ge- 
setzgebungsrecht des  Bundes  bezüglich  der  Heimaths-  und 
Niederlassungsverhältnisse  auf  das  Königreich  Bayern  nicht 
erstreckt,  die  Bundeslegislative  auch  nicht  zuständig  sei, 
das  Verehelichungswesen  mit  verbindlicher  Kraft  für  Bayern 
zu  regeln  und  dass  also  das  für  den  Norddeutschen  Bund  er- 
lassene Gesetz  vom  4.  Mai  1868,  die  Aufhebung  der  poli- 
zeilichen Beschränkungen,  der  Eheschliessung  betreffend  je- 


7  Gesetz, betr.  die  Verfassung  des  Deutseben  Reiches  vom  16.  April  1871 
§  3  (B.  G.-Bl.  S.  63). 
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denfalls  nicht  zu  denjenigen  Gesetzen  gehört,  deren  Wirk- 
samkeit auf  Bayern  ausgedehnt  werden  könnte." 
Allein,  um  diese  Bestimmung  richtig  zu  würdigen,  muss  man 
sich  vergegenwärtigen,  dass  damals  die  Kompetenz  des  Reiches 
auf  das  bürgerliche  Recht  und  damit  auf  das  bürgerliche  Ehe- 
recht sich  nicht  erstreckte.  Diese  Kompetenz  ist  erst  durch 
das  Gesetz  vom  20.  Dez.  1873  begründet  worden.  Wenn  deshalb 
damals  von  einer  Befugniss  des  Reiches  „das  Verehelichungs- 
wesen  zu  regeln u  die  Bede  sein  konnte,  so  war  damit  nur  die 
polizeiliche  Seite  des  Eheschliessungsrechts  gemeint,  welche  eben 
wesentlich  in  den  Materien  der  Heimaths-  und  Niederlassungs- 
verhältnisse wurzelt.  Lediglich  auf  die  Kompetenz  des  Reiches 
für  letztere  Materien  gründete  sich  das  zitirte  Gesetz  vom 
4.  Mai  1868,  dessen  Nichtgeltung  für  Bayern  im  Schlussprotokoll 
vom  23.  Nov.  1870  nur  mit  deklaratorischer  Absicht  festgestellt 
worden  ist.  Nachdem  inzwischen  die  Reichskompetenz  auf  das 
bürgerliche  Recht  und  damit  auf  das  bürgerliche  Eherecht  aus- 
gedehnt worden  ist  —  und  zwar,  wie  nicht  zu  bezweifeln  ist, 
mit  Zustimmung  Bayerns 8  —  kann  keine  Rede  mehr  davon  sein, 
dass,  wie  es  im  Versailler  Protokoll  heisst  „die  Bundeslegislative 
nicht  zuständig  sei,  das  Verehelichungewesen  mit  verbindlicher 
Kraft  für  Bayern  zu  regeln". 

8  Man  könnte  vielleicht  die  Frage  aufwerfen,  ob,  wenn  eine  Aenderung 
der  Reichsverfassung  durch  Ausdehnung  der  Reichskompetenz  beantragt  wird, 
der  mit  einem  Reservatrecht  privilegirte  Staat  berechtigt  ist,  zu  verlangen, 
dass  auch  der  neu  aufzunehmenden  Materie  die  Einschränkung  beigefügt 
werde,  dass  die  auf  Grund  derselben  erlassenen  Reichsgesetze  sein  Reservat- 
recht nicht  berühren  dürfen  und  ob  der  betreffende  Staat,  wenn  ihm  dieser 
Zusatz  verweigert  wird,  der  beantragten  Verfassungsänderung  wirksam  wieder- 
sprechen kann.  Allein  diese  Frage  braucht  hier  nicht  entschieden  zu  werden. 
Denn  die  uneingeschränkte  Zustimmung  Bayerns  zur  Ausdehnung  der  Reichs- 
kompetenz auf  das  bürgerliche  Recht  ist  nie  bestritten  worden.  Darüber, 
dass  selbst  eine  wirkliche  Beschränkung  von  Reservatrechten  durch  ein 
Reichsgesetz  dann  wirksam  erfolgen  kann,  wenn  der  berechtigte  Staat  im 
Bundesrath  dem  betreffenden  Reichsgesetz  zustimmt,  vgl.  Labamd,  das  Staats- 
recht des  Deutschen  Reiches,  Bd.  I  §  12  zu  II  No.  3  (3.  Aufl.  S.  108). 
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II. 

Gleichwohl  folgt  aus  den  vorstehenden  Erörterungen  nicht, 
dass  die  Vorschriften  des  bayerischen  Rechts  über  die  aus  dem 
Gesichtspunkt  des  Heimaths-  und  Niederlassungsrechtes  aufge- 
stellten Ehehindernisse  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  beseitigt 
werden.  Man  muss  vielmehr  hierbei  die  verschiedenen  Seiten  des 
Eheschliessungsrechtes  gehörig  auseinander  halten.  Die  Ehe- 
schliessung hat  eine  privatrechtliche  und  eine  polizeiliche  Seite. 
Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  regelt  nur  die  erstere.  Denkt  man 
sich  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ganz  isolirt  von  der  übrigen 
Reichsgesetzgebung,  so  kann  aus  den  Bestimmungen  desselben 
überhaupt  der  Satz  nicht  hergeleitet  werden,  dass  eine  nach  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  zulässige  Ehe  von  keiner  Seite  inhibirt 
werden  darf.  Logisch  betrachtet,  bleibt  es  vielmehr  vollkommen 
denkbar,  dass  die  Schliessung  von  Ehen,  die  privatrechtlich  zu- 
lässig sind,  aus  polizeilichen  Gründen  verboten  wird,  ganz  ebenso 
wie  es  gestattet  ist,  den  Abschluss  gewisser  Kaufverträge,  den 
das  Bürgerliche  Gesetzbuch  frei  gestattet,  aus  polizeilichen  Grün- 
den zu  verbieten,  wie  z.  B.  gewisse  Arten  des  Verkaufs  von 
Lotterielosen,  auch  wenn  solche  völlig  gültig  ausgegeben  sind9. 
Dass  gleichwohl  im  Reiche  die  Eheschliessung  in  Wirklichkeit 
polizeilich  nicht  gehindert  werden  darf,  folgt  nicht  aus  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuche,  sondern  aus  dem  bereits  erwähnten 
Gesetz  über  die  Aufhebung  der  polizeilichen  Beschränkungen  der 
Eheschliessung  vom  4.  Mai  1868  (B.  G.-Bl.  S.  149),  durch  welches 
die  Beschränkung  der  Eheschliessung  aus  polizeilichen  Gründen 
verboten  ist.    Dieses  Gesetz  gut  aber  eben  in  Bayern  nicht10. 

9  Vgl.  z.  B.  preuss.  Gesetz  vom  18.  Aug.  1891  (G.-S.  S.  853). 
10  Wenn  §  89   des   Personenstandsgesetzes   vom  6.  Febr.  1875    ganz 
unterschiedslos  bestimmt: 

„Alle  Vorschriften ,  welche  das  Recht  zur  Eheschliessung  weiter 
beschränken,    als    es    durch   dieses   Gesetz   geschieht,    werden    auf- 
gehoben", 
so  gilt  diese  Vorschrift  in  Bayern  allerdings  nur  mit  Vorbehalt  der  aus  dem 
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Wenn  sonach  die  Reichstagskommission  den  Satz  aufgestellt 
hat,  dass  die  Ehehindernisse  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
absolut  erschöpfende  sind,  so  hat  sie  hierin  an  sich  Recht. 
Aber  sie  hat  darin  geirrt,  dass  sie  diese  Norm  aus  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuche  allein  herausgelesen  hat.  Ihre  Geltung  setzt 
sich  vielmehr  zusammen: 

1.  aus  dem  Bügerlichen  Gesetzbuche,  welches  die  privat- 
rechtlichen Ehehindernisse  erschöpft, 

2.  aus  dem  Gesetze  vom  4.  Mai  1868,  welches  polizei- 
liche Ehehindeniisse  verbietet. 

Weil  nur  das  erstere  nicht  aber  das  letztere  Gesetz  in  Bayern 
zur  Geltung  gelangt,  deshalb  ist  der  Rechtszustand  in  Bayern 
allerdings  ein  anderer,  keineswegs  aber  aus  dem  Grunde,  weil 
den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  vermöge  der 
bayerischen  Reservatrechte  irgendwie  ein  Eintrag  gethan  werden 
könnte. 

In  Bayern  bleiben  hiernach  die  polizeilichen  Ehehindernisse 
und  die  darauf  bezüglichen  landesgesetzlichen  Anordnungen  weiter 
in  Kraft.  Anlangend  nun  die  Machtmittel  der  Polizei  zur  Er- 
zwingung derartiger  Anordnungen,  so  hat  hierbei  im  Allgemeinen 
das  Landesrecht  freie  Hand:  eine  Bestrafung  der  Uebertretung  des 
Verbots  an  den  Eheschliessenden,  sowie  die  Verhinderung 
des  Eheabschlusses  durch  Polizeimacht  kommen  in  erster  Reihe 
in  Betracht.  Aber  es  ist  auch  nicht  verboten,  die  Organe  der 
Eheschliessung  selbst  polizeilich  zu  binden,  sonach  dem  Standes- 
beamten die  Schliessung  polizeilich  unzulässiger  Ehen  zu  ver- 
bieten und  an  die  Uebertretung  des  Verbots  disciplinare  oder 
auch  strafrechtliche  Folgen  zu  knüpfen11.    Das  bayerische  Recht 

Heimaths-  und  Niederlassungsrecht  hergeleiteten  Hindernisse  und  ist  nur  in 
diesem  Sinne  erlassen  worden.  Vgl.  Motive  S.  34,  mitgetheilt  bei  Hin- 
schtds,  Personenstandsgesetz  (3.  Aufl.  1890)  zu  §  39  Anm.  43  (S.  148).  Der 
citirte  §  39  tritt  übrigens  mit  dem  B.  G.-B.  formell  ausser  Kraft.  Art.  46 
des  E.-G. 

11  Dementsprechend  hat  das  Gesetz  über  die  Aufhebung  der  polizei- 
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hat  ein  gemischtes  System  adoptirt:  es  droht  für  Eheschliessungen, 
die  gegen  das  Gesetz  erfolgen,  wenn  die  Eheschliessung  innerhalb 
Bayerns  geschieht,  dem  Standesbeamten  eine  Geldstrafe  bis  zu 
600  Mark,  wenn  sie  ausserhalb  Bayerns  erfolgt,  dem  Ehemanne " 
eine  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  Haft  bis  zu  30  Tagen  an 1S. 
Beide  Wege  erscheinen  zulässig,  die  Bestrafung  der  Nupturienten 
jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  das  Strafgesetz  die  ausserbayerischen 
Staaten  nicht  bindet,  dass  deshalb  eine  Bestrafung  ausserhalb 
Bayerns  auf  Grund  dieser  Vorschrift  nicht  verlangt  werden  kann14. 


liehen  Beschränkungen  der  Eheschliessung  vom  4.  Mai  1868  die  für  die 
Standesbeamten  bestehenden  Verbote,  ohne  obrigkeitliche  Bescheinigung  bei 
der  Schliessung  einer  Ehe  mitzuwirken,  für  seinen  —  örtlichen  und  sach- 
lichen —  Geltungsbereich  ausdrücklich  aufgehoben  (§  3). 

19  Ob  auch  der  Ehefrau  ist  streitig;  vgl.  Rehm  a.  a.  0.  S.  49  mit 
Anm.  4  und  Reedel-Prokbst  a.  a.  O.  S.  251  (Anm.  2  c). 

18  Art.  15  des  Gesetzes  vom  18.  Aug.  1879;  Art.  41  des  Gesetzes  vom 
16.  April  1868  in  der  Fassung  des  Art.  7  der  Novelle  vom  23.  Febr.  1872. 

14  Für  die  Strafgesetze  des  deutschen  Reiches  gilt  als  Regel  das  Terri- 
torialitätsprinzip, demzufolge  nur  das  bestraft  werden  kann,  was  an  dem  Ort  der 
begangenen  Handlung  unter  einem  Strafgesetz  steht  (St.-G.-B.  §  3).  Bei 
den  dem  Landesrecht  vorbehaltenen  strafbaren  Handlungen  —  zu  welchen 
auch  das  im  Text  erörterte  Delikt  gehört  E.-G.  z.  St.-G.-B.  §  2  —  hat  aller- 
dings das  Landesrecht  auch  darüber  freie  Hand,  in  wie  weit  es  den  Grund- 
satz der  Territorialität  des  Strafgesetzes  durchbrechen  will.  Insofern  kann 
die  bayerische  Gesetzgebung  auch  Handlungen  unter  Strafe  stellen,  die  ausser- 
halb Bayerns  begangen  sind.  Aber  diese  Anordnung  gilt  nur  für  den  Be- 
reich der  Strafgewalt  des  bayerischen  Staates.  Für  die  übrigen  Bundes- 
staaten würde  sie  nur  gelten,  wenn  diese  ihr  durch  gleiche  Durchbrechung 
des  Satzes  von  der  territorialen  Beschränkung  der  Strafgesetze  Wirksamkeit 
gewähren  würden.  Wo  dies  nicht  geschehen  ist  —  und  es  wird  wohl  kaum 
irgendwo  geschehen  sein  —  da  ist  eine  Verfolgung  wegen  der  am  Orte  der 
That  straflosen  Handlung  unzulässig.  Da  die  bayerische  Gesetzgebung  ferner 
durch  die  Bestimmungen  der  St.-P.-O.  gehindert  ist,  bei  sich  ein  beliebiges 
Forum  für  das  Delikt  zu  konstituiren,  so  kommt  eine  Bestrafung  nur  für  die 
Fälle  in  Frage,  wenn  der  Ehemann  einen  Wohnsitz  innerhalb  Bayerns  be- 
halten hat  oder  demnächst  gewinnt.  (Art.  7  u.  8  der  St.-P.-O.)  Die  baye- 
rische Gesetzgebung  ist  sich  dieses  Zustandes  wohl  bewusst.  Wenigstens 
dürfte  die  Vorschrift  im  Art.  41  Abs.  2  des  Heimathgesetzes,  wonach  die 
Verjährung  des  Deliktes  erst  mit  dem  Tage  beginnt,  mit  welchem  die  Ehe- 
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Das  bayerische  Verbot  an  den  Standesbeamten,  die  Ehe  nicht 
ohne  das  vorgeschriebene  Zeugniss  der  Distriktsverwaltungsbehörde 
zu  schliessen,  bleibt  somit  weiter  bestehen,  jedoch  mit  der  Ein- 
schränkung, dass  das  Zeugniss  sich  lediglich  auf  polizeiliche  Ehe- 
hindernisse erstrecken  darf.  Denn  die  privatrechtlichen  Ehe- 
hindernisse, sowie  die  Art  der  Prüfung  derselben  sind  durch  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  in  Verbindung  mit  dem  Personenstands- 
gesetz vom  6.  Febr.  1875  —  mit  Vorbehalt  einer  sofort  er- 
wähnenden Ausnahme  über  das  Aufgebotsverfahren  —  auch  für 
Bayern  bindend  geregelt. 

Den  Zustand  des  bayerischen  Rechtes  neben  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuche  wollen  wir  deshalb  dahin  zusammenfassen: 

1.  Bayern  hat  die  Befugniss,  die  Eheschliessung  aus  poli- 
zeilichen Gründen  auch  ferner  zu  beschränken  und  das  Verfahren 
vorzuschreiben,  in  welchem  diese  Beschränkungen  zur  Geltung  zu 
bringen  sind. 

2.  Erfolgt  in  solchem  Verfahren  ein  Aufgebot,  so  vertritt 
dieses  zugleich  die  Stelle  des  in  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
vorgesehenen  Aufgebots16. 

3«  Im  Uebrigen  ist  dieses  Verfahren  auf  die  Ehehindernisse 
des  Privatrechts  ohne  Einfluss.  Die  Feststellung  des  Vorliegens 
solcher  Hindernisse  erfolgt  ausschliesslich  nach  den  Vorschriften 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  des  Personenstandsgesetzes 
vom  6.  Febr.  1875. 

Die  einzelnen  Ebehindernisse  des  bayerischen  Gesetzes  vom 
16.  April  1868  an  der  Hand  dieser  Sätze  zu  prüfen,   davon  soll 


leute  ihren  Wohnsitz  in  Bayern  genommen  haben,  wesentlich  aus  dieser  Er- 
wägung zu  erklären  sein. 

16   Dies   gründet   sich  auf  §   74   Abs.   2   des   Personenstandsgesetzes, 
welcher  weiter  in  Kraft  bleibt  und  bestimmt: 

„Wo  die  Zulässigkeit  der  Ehe  nach  den  bestehenden  Landes- 
gesetzen von  einem  Aufgebot  abhängig  ist,  welches  durch  andere 
bürgerliche  Beamten  als  die  Standesbeamten  vollzogen  wird,  vertritt 
dieses  die  Stelle  des  von  den  Standesbeamten  anzuordnenden  Aufgebots." 
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hier  abgesehen  werden,  da  diese  Aufgabe  leicht  eine  verfrühte 
sein  könnte.  Denn  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  bayerische 
Gesetzgebung  eine  neue  Redaktion  des  —  allerdings  vielfach  in 
das  Privatrecht  eingreifenden  —  Gesetzes  behufs  Herstellung  der 
Harmonie  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  bewirkt.  Für  die 
hier  verfolgten  Zwecke  genügt  die  Feststellung,  dass  das  Recht 
Bayerns,  aus  polizeilichen  Gründen  die  Eheschliessung  zu 
beschränken,  aber  auch  nur  dieses  Recht  fortbesteht. 

IH. 

Aus  den  vorstehenden  Erörterungen  sollen  hier  zwei  Kon- 
sequenzen gezogen  werden.  Die  erste  betrifft  die  Frage,  ob  die 
im  bayerischen  Heimathsrechte  wurzelnden  Ehehindernisse  bei 
Eheschliessungen,  die  ausserhalb  Bayerns  erfolgen,  überhaupt  zu 
beachten  sind.  Wir  möchten  diese  Frage  verneinen.  Dass  die 
Vorschrift  im  §  1315  Abs.  2  des  B.  G.-B.: 

„Ausländer,   für  die  nach  den  Landesgesetzen  zur  Ein- 
gehung einer  Ehe   eine  Erlaubniss   oder  ein  Zeugniss   er- 
forderlich ist,  dürfen  nicht  ohne  diese  Erlaubniss  oder  ohne 
dieses  Zeugniss  eine  Ehe  eingehen" 
auf  den   vorliegenden  Fall   nicht  anwendbar  ist,   bedarf  keiner 
Ausführung,  denn  die  Bayern  sind  nicht  Ausländer.    Man  ist  auf 
die  sonstige  Lehre  von   der  Statutenkollision  verwiesen.     Ueber 
die  Statutenkollisionen  nun,  wenn  sie  nicht  zwischen  Inland  und 
Ausland,   sondern   zwischen   einzelnen   Staaten   des  Reiches   be- 
stehen, enthält  das  Einführungs-Gesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch bei  Regelung  des  internationalen  Privatrechtes  keine  direkten 
Vorschriften.     Indessen  mag  nach   dem  Wortlaute  des  Gesetzes 
die  Anwendung  des  ersten  Satzes  des  Art.  13  des  Einführungs- 
Gesetzes   auch  auf  den   vorliegenden  Fall  an  sich  nicht  ausge- 
schlossen sein 16.     Hier  ist  bestimmt: 


16  Der  tod  der  zweiten  Kommission  ausgearbeitete  Entwurf  stellte  es 
völlig  klar,  dass  das  internationale  Privatrecht  nur  die  Regelung  zwischen 


—     15    — 

„Die  Eingehung  einer  Ehe  wird,  sofern  auch  nur  einer 
der  Verlobten  ein  Deutscher  ist,  in  Ansehung  eines  jeden 
der  Verlobten  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurtheilt, 
dem  er  angehört.  Das  Gleiche  gilt  für  Ausländer,  die  im 
Inland  eine  Ehe  eingehen." 

Allein  die  gesammten  Vorschriften  des  Einführungs-Gesetzes 
sind  ebenso  wie  diejenigen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  selbst 
nur  auf  das  Privatrecht  und  demgemäss  nur  auf  die  privatrecht- 
liche Seite  der  Eheschliessung  zu  beziehen,  nicht  auf  die  polizei- 
liehe  Seite  derselben.  Wenn  wir  bei  uns  polizeiliche  Ehehinder- 
nisse allgemeiner  Art  hätten,  z.  B.  dass  in  gewissen  Zeiten,  bei 


Inland  und  Ausland  beabsichtigte.  Denn  die  betreffenden  Vorschriften  waren  zu 
einem  sechsten  Buch  des  B.  G.-B.  zusammengefasst,  welches  die  Ueberschrift 
trug:  „Anwendung  ausländischer  Gesetze".  Der  Bundesrath  hat  die  Be- 
stimmungen aber  in  das  Einführungsgesetz  unter  die  „Allgemeinen  Vor- 
schriften" verwiesen,  ohne  ihnen  eine  besondere  Ueberschrift  zu  geben 
Irgend  eine  sachliche  Aenderung  scheint  hiermit  nicht  beabsichtigt  zu  sein. 
Gleichwohl  fuhrt  der  Fortfall  der  erwähnten  Ueberschrift  zu  der  sprach- 
lichen Möglichkeit,  da,  wo  nicht  direkt  von  „Ausländern",  „deutschen  Ge- 
setzen" und  dgl.  gesprochen  wird,  die  Vorschriften  auch  auf  das  Verhältniss 
einzelner  Bundesstaaten  zueinander  anzuwenden. 

Letztere  Möglichkeit  ist  übrigens  nur  zu  einem  kleinen  Theile  vor- 
handen und  es  wird  sich  dies  als  ein  empfindlicher  Mangel  bei  denjenigen 
Nonnen  herausstellen ,  in  Ansehung  deren  das  B.  G.-B.  partikulare  Ver- 
schiedenheiten gestattet,  wie  z.  B.  bei  der  Frage  der  religiösen  Erziehung 
der  Kinder  (E.-G.  Art.  134;  vgl.  Art.  19  ebd.).  Voraussichtlich  wird  als 
Grundsatz  angenommen  werden,  dass  da,  wo  das  Landesrecht  über  einen 
Rechtssatz  an  sich  die  Herrschaft  hat,  es  zugleich  die  Befugniss  hat,  über 
die  Beziehungen  dieses  Satzes  im  internationalen  Privatrecht  zu  befinden. 
Wo  das  Landesrecht  besondere  Grundsätze  dieser  Art  nicht  aufstellt,  wird 
man  alsdann  geneigt  sein,  die  Grundsätze  des  B.  G.-B.  über  das  internationale 
Privatrecht  subsidiär  und  zwar  auch  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten 
anzuwenden.  Aber  für  die  polizeilichen  Ehehindernisse  gegenüber  Bayern 
kann  diese  Erwägung  nicht  Platz  greifen.  Denn '  da  —  abgesehen  von 
Bayern  —  das  Recht  der  polizeilichen  Ehehindernisse  von  Reichswegen  ge- 
regelt ist,  so  muss  auch  aus  dem  Reichsrechte  beziehentlich  aus  dem  Geiste 
desselben  beurtheilt  werden,  in  wie  weit  den  bayerischen  Vorschriften  eine 
Anerkennung  ausserhalb  Bayerns  zu  Theil  werden  kann. 
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Epidemien  u.  dgl,  keine  Ehen  geschlossen  werden  dürfen,  so  würden 
wir  ganz  gewiss  eine  solche  Ehe  auch  dann  nicht  zulassen,  wenn 
zwei  Ausländer  die  Ehe  bei  uns  eingehen  wollten,  deren  Becht  ein 
derartiges  Hinderniss  nicht  anerkennt.  Wir  würden  vielmehr  für 
unsere  Polizeigesetze  die  absolute  Geltung  im  Inlande  bean- 
spruchen17. Das  Gleiche  gilt  denn  auch  im  umgekehrten  Falle  wo 
fremde  Polizeigesetze  in  Frage  stehen,  denen  diesseits  Geltung  bei- 
zulegen gleichfalls  keine  Veranlassung  vorliegt.  Nun  könnte  man 
vielleicht,  wenn  es  sich  um  Ausländer  handelt,  versucht  sein,  von 
dieser  scharfen  Scheidung  zwischen  privatrechtlichen  und  polizei- 
lichen Ehehindernissen  abzusehen,  weü  die  Voraussetzungen  der 
Scheidung  von  Privatrecht  und  öffentlichem  Recht  und  namentlich 
zwischen  Privatrecht  und  Polizeirecht  im  ausländischen  Hecht  nicht 
immer  in  gleicher  Art,  wie  im  Inland  vorliegen  werden.  Nament- 
lich die  Ehehindernisse  sind  hierbei  ein  sehr  flüssiges  Gebiet, 
welches  —  selbst  bei  Gleichheit  der  allgemeinen  Rechtsgrundlagen 
—  nicht  immer  mit  Sicherheit  unterzubringen  ist:  auch  bei  ans 
ist  ein  grosser  Theil  der  Ehehindernisse  öffentlich-rechtlicher 
Natur  und  wird  gleichwohl  systematisch  in  das  Privatrecht  ge- 
wiesen. Allein  Bayern  gegenüber  steht  es  anders.  Denn  Bayern 
ist  nicht  Ausland,  sondern  Inland  und  partizipirt  an  unserem 
gemeinsamen  Privatrecht.  Es  muss  deshalb  die  Unterscheidung, 
wie  sich  hiernach  ergiebt,  annehmen.  Und  diese  geht  dahin r 
dass  die  Statuirung  von  Ehehindernissen  dem  bayerischen  Staate 
unter  keinem  anderen  Gesichtspunkte  zusteht,  als  unter  dem 
seines  polizeilichen  Verbietungsrechts.  Dieses  Recht  Bayerns 
findet  aber  seine  Begrenzung  an  den  bayerischen  Landes- 
pfählen.  Nur  innerhalb  dieser  kann  der  bayerische  Staat  poli- 
zeiliche Befehle  erlassen;  den  Standesbeamten  ausserhalb  Bayerns 
gegenüber  hat  er  ein  solches  Recht  nicht.  Es  ist  deshalb  die 
diesseitige  Meinung,  dass  bei  Eheschliessungen  ausserhalb  Bayerns 

17  Vgl.  auch  Einf.-Gesetz  z.  B.  G.-B.  Art.  80  und  v.  Bar,  Theorie  und 
Praxis  des  internationalen  Privatrechts  Bd.  I  S.  130  und  449.    (2.  Aufl.  1889.) 
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auf  die  Ehehindernisse  des  bayerischen  Reservatrechtes  überhaupt 
keine  Rücksicht  zu  nehmen  ist18. 

Die  zweite  Consequenz  betrifft  die  Gültigkeit  einer  —  sei  es 
innerhalb  oder  ausserhalb  Bayerns  —  gegen  das  Verbot  ge- 
schlossene Ehe.  Hier  ergiebt  sich,  dass  mit  dem  Inkraftreten  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  die  bayerische  Gesetzgebung  jede  Be- 
fagniss,  über  diese  Frage  zu  entscheiden  verliert,  dass  vielmehr 
die  Frage  ausschliesslich  nach  den  Bestimmungen  des  Bürger- 
liehen  Gesetzbuches  zu  beurtheilen  ist.  Im  Gegensatz  nämlich 
zur  Eheschliessung  selbst,  welche,  wie  erwähnt,  eine  privatrecht- 
liche und  eine  polizeiliche  Seite  hat,  ist  die  Frage,  ob  eine  ge- 
schlossene Ehe  gültig  ist,  ausschliesslich  eine  Frage  des  Privat- 
rechts und  hat  ganz  und  gar  keine  polizeiliche  Seite,  wie  denn 
auch  die  Entscheidung  über  die  Gültigkeit  einer  Ehe  ausschliess- 
lich in  den  Formen  des  Givilprozesses  erfolgt.  Dass  die  Frage 
andere  Rechtsgebiete  berührt,  ist  freilich  richtig.  Aber  darum 
gehört  sie  diesen  Rechtsgebieten  nicht  an.  Sie  berührt  auch  das 
Staatsrecht,  indem  die  Staatsangehörigkeit  der  Ehefrau  und  der 
in  der  Ehe  erzeugten  Kinder  von  der  Gültigkeit  der  Ehe  ab- 
hängig sein  kann,  und  insofern  die  Zulässigkeit  der  Abschiebung 
und  Auslieferung  von  Personen  an  das  Ausland  in  Betracht  kommt, 

18  A.  M.  ist  nach  dem  bisherigen,  vor  dem  B.  G.-B.  geltenden  Recht, 
Rehm  a.  a.  0.  S.  51  ff.  Allein  seine  Aasführungen  dürften  nach  dem  B.  G.-B. 
jedenfalls  nicht  mehr  zutreffen.  Dieselben  gründen  sich  darauf,  dass  die 
bayerischen  Beschränkungen  die  Handlungs-  und  Ehefähigkeit  betreffen,  die 
er  nach  dem  Rechte  der  Staatsangehörigkeit  beurtheilt  sehen  will.  Aber  wenn 
das  B.  G.-B.  in  Kraft  tritt,  bestimmt  sich  letzterer  Begriff  und  namentlich 
der  Begriff  der  Ehefähigkeit  nach  allen  seinen  Richtungen  lediglich  nach 
dem  B.  G.-B.  Denn  die  Ehe  ist  ein  Geschäft  des  Privatrechts  und  der  Be- 
griff der  Ehefähigkeit  desshalb  ein  privatrechtlicher.  Bei  den  bayerischen 
Sondervorschriften  steht  nioht  die  Erklärung  einer  Person  für  eheunfähig  in 
Frage,  sondern  vielmehr  das  Gebot  an  einen  Ehefähigen,  sich  der  Eheschliessung 
zu  enthalten.  Uebrigens  soll  mit  obigen  Ausführungen  nicht  gesagt  sein,  dass 
die  ausserbayerischen  Standesbeamten  nicht  befugt  wären,  durch  sachgemässe 
Belehrung  der  Interessenten  diese  vor  den  straf-  und  heimathsrechtlichen 
Folgen  der  wider  das  bayerische  Gesetz  geschlossenen  Ehen  zu  warnen. 
Archiv  nur  Öffentliches  Recht.  XU.  1.  2 
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kann  sie  auch  das  Völkerrecht  berühren.  Aber  darum  ist  die  Frage 
der  Gültigkeit  der  Ehe  nicht  eine  Frage  des  Staats-  oder  des 
Völkerrechtes,  sondern  bleibt  eine  solche  des  Privatrechtes.  Wie 
sie  sich  nach  den  Grundsätzen  des  letzteren  gestaltet,  so  müssen 
Staats-  und  Völkerrecht  sie  annehmen.  Wenn  im  Völkerrecht 
der  Fall  vorkommt,  dass  ein  Staat  der  Ehe  eines  anderen  Staates 
die  Gültigkeit  abspricht,  so  geschieht  dies  nicht,  weil  er  etwa  der 
Meinung  ist,  es  gebe  eine  völkerrechtliche  Gültigkeit  der  Ehe, 
die  verschieden  sei  von  der  privatrechtlichen,  sondern  die  Diffe- 
renz wurzelt  alsdann  in  einer  Meinungsverschiedenheit  über  das 
anzuwendende  Privatrecht:  der  dissentirende  Staat  prätendirt  die 
Ehe  nach  seinem  Privatrecht  und  nicht  nach  dem  des  anderen 
Staates  zu  beurtheilen 19.  Diesem  Standpunkt  muss  auch  Bayern 
sich  unterwerfen  und  muss  demgemäss  anerkennen,  dass  die  Frage, 
ob  eine  Ehe  gültig  ist  oder  nicht,  eine  Frage  des  Privatrechtes 
ist,  die  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  zu  entscheiden  ist. 
Es  steht  hier  ganz  ebenso,  wie  bei  Verträgen,  die  gegen  ein 
polizeiliches  Verbotsgesetz  abgeschlossen  sind.  Die  Frage,  ob 
sie  gültig  sind,  ist  keine  Frage  des  Polizeirechts,  sondern  des 
Privatrechts.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  entscheidet  die  Frage 
allerdings  für  die  Regel  dahin,  dass  ein  Rechtsgeschäft,  welches 
gegen  ein  gesetzliches  Verbot  verstösst,  nichtig  ist  (§  134).  Aber 
für  die  Ehe  gilt  dieser  Satz  gerade  nicht.  Hier  ist  bestimmt: 
§  1323.     Eine  Ehe  ist  nur  in  den  Fällen  der  §§  1324 

bis  1328  nichtig. 

§  1330.     Eine  Ehe  kann  nur  in  den  Fällen  der  §§  1331 

bis  1335  und  des  §  1350  angefochten  werden. 
Es    gilt    also  ausserhalb    dieser  Fälle    der    entgegengesetzte 
Satz,   dass   nämlich  Ehen,   welche   gegen   ein  Verbotsgesetz    ge- 
schlossen sind,  gleichwohl  gültig  sind,  und  zwar  gilt  dieser  Satz 
kraft  Reichsrechts,   so   dass  Bayern   an  ihm   nicht  rütteln  kann. 

19  Vgl.  Heffter-Geffcken,   Das  europäische   Völkerrecht   §§  37,   38 
S.  89,  91  (8.  Ausg.  1888)  v.  Bar  a.  a.  O.  S.  476  ff. 
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Wenn  deshalb  nach  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches die  im  Eingang  erörterte  Frage  von  Neuem  auftritt,  so 
werden  die  geschlossenen  Ehen  nicht  deshalb  für  gültig  zu  er- 
achten sein,  weil  das  bayerische  Gesetz  von  1892  diese  Gültigkeit 
bewilligt,  sondern  vielmehr  deshalb,  weil  das  Reichsrecht  die 
Gültigkeit  garantirt  und  Bayern  dieselbe,  ob  wollend  oder  nicht, 
anerkennen  muss.  Im  Gegentheil  tritt  derjenige  Satz  des  Art.  33 
Absatz  2  des  bayerischen  Gesetzes;  welcher  in  seiner  jetzigen 
Fassung  lautet: 

„Auf  die  Rechtsgültigkeit  der  geschlossenen  Ehe  ist  der 
Stempel  dieses  Zeugnisses  ohne  Einfluss" 
als  eine  privatrechtliche  Vorschrift  gemäss  Art.  55  des  Einf.-Ges. 
zum  B.  G.-B.  ausser  Kraft. 

Allerdings  ist  Angesichts  der  materiellen  Uebereinstimmung 
dieser  Vorschrift  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  die  mit  dem 
letzteren  eintretende  Neuerung  eine  mehr  theoretische.  Die  vor- 
stehende Erörterung  erschien  aber  gleichwohl  nicht  unwichtig  wegen 
der  grundsätzlichen  Bedeutung,  welche  die  Frage  über  das  Verhält- 
niss  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  den  bayerischen  Reservat- 
rechten zu  beanspruchen  hat,  deren  Gonsequenzen  sich  zur  Zeit 
noch  gar  nicht  voll  übersehen  lassen.  Gegenüber  dieser  Be- 
deutung erscheint  es  von  prinzipiellem  Belang,  festzustellen,  dass 
die  Meinung,  als  ob  die  bayerischen  Reservatrechte  eben  wegen 
des  ihnen  gewährten  Vorbehalts,  vom  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
„nicht  berührt"  würden,  unrichtig  ist.  Es  ist  vielmehr  der  ent- 
gegengesetzte Satz  aufzustellen: 

„Das     Bürgerliche     Gesetzbuch     gilt     uneinge- 
schränkt auch  in  Bayern.    Keiner  Bestimmung  des- 
selben   darf    wegen    eines    bayerischen    Reservat- 
rechtes die  Geltung  versagt  werden. u 
Wenn  thatsächlich  der  bayerische  Rechtszustand  im  Wesent- 
lichen  unverändert   bleibt,    so    geschieht   dies  lediglich   deshalb; 
weil   er  in  Wahrheit  nichts  enthält,   was  mit  dem  Bürgerlichen 
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Gesetzbuch  in  Widerspruch  steht.  Denn  die  Vorschrift,  dass 
eine  wider  das  Verbot  geschlossene  Ehe  „in  Bezug  auf  die  Heimath 
nicht  die  Wirkungen  einer  gültigen  Ehe"  habe,  ist  keine  dem  Privat- 
recht angehörige  und  wird  deshalb  durch  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch nicht  berührt.  Keineswegs  handelt  es  sich  hier  um  eine 
Einschränkung  der  Gültigkeit  der  Ehe,  wie  der  Eingang  des 
Art.  33  Abs  2  des  bayerischen  Gesetzes80  klar  ersehen  lässt. 
Die  Bestimmung  will  nur  ausdrücken,  dass  eine  ohne  das  Zeugniss 
geschlossene  Ehe  diejenigen  Heimathsrechte  nicht  erzeugt,  welche 
sonst  durch  die  Ehe  hervorgebracht  werden.  Die  Vorschrift  steht 
auf  gleicher  Linie,  als  wenn  etwa  ein  Bundesstaat  bestimmen 
wollte,  dass  falls  einer  seiner  Beamten  ohne  Gonsens  heirathet, 
seine  Wittwe  und  Kinder  die  sonst  zuständigen  Pensionen  nicht 
erwerben,  und  wenn  er  um  dieses  auszudrücken,  die  Form  wählte: 
„Die  ohne  den  Consenz  geschlossene  Ehe  hat  in  Bezug  auf  Witt- 
wen-  und  Waisenpension  nicht  die  Wirkungen  einer  gültigen 
Ehe21."  Man  wird  allerdings  billige  Zweifel  hegen  dürfen,  ob 
eine  solche  Ausdrucksweise  der  Würde  der  Ehe  nicht  zu  nahe 
tritt  und  diesen  Zweifel  wird  man  auch  der  Fassung  des  bayeri- 
schen Gesetzes  gegenüber  nicht  unterdrücken  können.  Aber  für 
die  juristische  Bedeutung  des  Gesetzes  kommt  diese  Erwägung 
nicht  in  Betracht.  Bei  dieser  giebt  der  Inhalt  des  Gesetzes  den 
Ausschlag,  welcher  hier  den  Erwerb  von  Amtspensionen,  dort 
denjenigen  von  Heimathsrechten  zum  Gegenstande  hat.  Ueber 
letzteren  hat  Bayern  vermöge  seines  Reservatrechtes  freie  Ver- 
fügung. Es  ist  nicht  gehalten,  den  Satz,  der  sonst  als  der 
europäischen  Culturwelt  gemeinsam  gilt,  dass  Ehefrau  und  unehe- 
liche  Kinder  den   Unterstützungswohnsitz    des   Mannes   theilenr 


20  Vgl.  oben  Anm.  2. 

11  Nach  §§  1315,  1323  ff.  B.  G.-B.  ist  eine  ohne  den  erforderlichen  Be- 
amtenkonseDS  geschlossene  Ehe  gültig.  Aber  die  Befugniss  des  Landes- 
rechte über  die  Gewährung  von  Amtspensionen  zu  entscheiden  wird  hierdurch 
selbstverständlich  gar  nicht  berührt. 
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innerhalb  des  bayerischen  Staates22  überhaupt  zur  Geltung  zu 
bringen:  deshalb  kann  ihm  auch  nicht  verschränkt  werden,  be- 
liebige Ausnahmen  von  diesem  Satze  zu  machen.  Dass  hierdurch 
ein  Zustand  herbeigeführt  wird,  den  die  Gesetzgebung  des  ge- 
sammten  übrigen  Deutschlands  als  den  kulturellen  Zuständen 
des  Reiches  widersprechend  erachtet,  hat  nur  politische,  keine 
juristische  Bedeutung23. 

**  Anders  allerdings  im  Verbältniss  zu  den  übrigen  Bundesstaaten. 
Hier  gilt  der  Gothaer  Vertrag  vom  15.  Juli  1851  §§  1,  3,  4  (Preuss.  G.-S. 
1851  S.  711);  vgl.  No.  III  des  Versailler  Schlussprotokolls  vom  23.  Sept. 
1870  und  §  7  des  Freizügigkeitsgesetzes  vom  1.  Nov.  1867,  welch'  letztere 
Bestimmung  Bayern  gegenüber  noch  jetzt .  geltendes  Recht  ist. 

*s  Dem  Culturzustande  des  Reiches  sich  voll  anzupassen  vermag  Bayern 
allerdings  nur  durch  Aufgabe  seines  Reservatrechtes.  Von  allen  Freunden 
moderner  Culturentwicklung  würde  es  gewiss  mit  ungetheilter  Freude  be- 
grüsst  werden,  wenn  dem  traurigen  Rufe:  „Kein  Hüsung!"  auch  der  letzte 
Schlupfwinkel,  den  er  im  Reiche  noch  gefunden,  gesperrt  würde.  Aber  selbst 
die  Aufrechterhaltung  des  bayerischen  Heimathsrechtes  vorausgesetzt,  wäre 
wohl  immer  noch  zu  erwägen,  ob  für  Bayern  eine  Nöthigung  vorliegt,  einer 
ohne  das  Verehelichungszeugniss  geschlossenen  Ehe  die  heimathsrechtlichen 
Wirkungen  der  Eheschliessung  zu  versagen,  nachdem  bereits  die  Novelle  von 
1892  das  hierauf  bezügliche  System  vollständig  durchlöchert  hat.  Denn 
innerhab  Bayerns  selbst  dürfte  durch  die  Ueberwachung  der  Standesbeamten 
ausreichend  dafür  gesorgt  werden  können,  dass  Ehen  ohne  das  vorgeschrie- 
bene Zeugniss  zu  den  seltensten  Vorkommnissen  gehören.  Die  Vorschrift 
kehrt  ihre  praktische  Spitze  hauptsächlich  gegen  die  Ehen,  welche  bayerische 
Manner  ausserhalb  Bayerns  mit  Nichtbayerinnen  schliessen.  Aber  gerade 
hierin  hat  die  Abschliessung  Bayerns  gegenüber  den  anderen  Bundesstaaten 
durch  die  Novelle  von  1892  an  Schärfe  erheblich  verloren.  Die  Wirkungen 
der  Novelle  sind  nämlich  keineswegs  bloss  privatrechtliche,  sondern  berühren, 
trotzdem  das  bayerische  Gesetz  der  ohne  das  Zeugniss  geschlossenen  Ehe 
die  heimathsrechtlichen  Wirkungen  versagt,  das  bayerische  Heimathsrecht 
dennoch  in  ganz  erheblicher  Weise.  Nach  dem  früheren  System  der  Un- 
gültigkeit der  Ehe  war  nämlich  die  Folge  einer  solchen  Eheschliessung  die, 
dass  Frau  und  Kinder  die  bayerische  Staatsangehörigkeit  nicht  erwarben, 
welche  das  —  auch  in  Bayern  geltende  —  Bundesgesetz  vom  1.  Juni  1870 
(§§  2,  3,  &)  nur  als  Folge  der  gültigen  Eheschliessung  eintreten  lässt.  Die 
Unterstützung  dieser  Personen  wurde  deshalb  durch  die  Ungültigkeitser- 
klärung der  Ehe  von  dem  bayerischen  Staate  und  den  bayerischen  Gemein- 
den überhaupt  abgewehrt.    Dies  ist  jetzt  nach  Durchführung  des  Princips 
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der  Gültigkeit  der  Ehe  anders.  Denn  die  Gültigkeit  der  Eheschliessung  hat 
nach  dem  citirten  Reichsgesetze  zur  Folge,  dass  Frau  und  Kinder  tatsäch- 
lich die  bayerische  Staatsangehörigkeit  erwerben,  so  dass  sie  im  Falle  der 
Armenpflege  innerhalb  Bayerns  unterstützt  werden  müssen  (vgl.  den  in  Anm.  20 
citirten  Gothaer  Vertrag).  Diese  Konsequenz  hat  die  bayerische  Novelle  in 
dem  oben  citirten  Art.  33  Abs.  2  auch  anerkannt;  vgl.  auch  Riedel-Proebst 
a.  a.  0.  zu  Art.  33  Anm.  14  (S.  215).  Sonach  handelt  es  sich  hier  nicht  mehr 
irgendwie  um  Abschiebung  von  Personen  aus  Bayern  in  einen  anderen  Staat, 
sondern  nur  um  eine  Ausgleichung  der  Unterstützungspflicht  innerhalb  Bayerns 
selbst.  Ob  dieses  Moment  von  solcher  Erheblichheit  ist,  um  eine  Bestimmung 
zu  rechtfertigen,  welche  man  nach  Inhalt  wie  nach  Form  ausserhalb  Bayerns 
als  im  höchsten  Maasse  anstössig  und  die  Würde  der  Ehe  verletzend  em- 
pfindet, sollte  doch  auch  innerhalb  Bayerns  ernstlich  erwogen  werden. 
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Der  Positivismus  in  der  Rechtswissenschaft. 

Von 

Dr.  A.  Affolter  in  Solothurn. 


Es  wird  wohl  heute  allgemein  anerkannt,  dass  der  Beamte 
sich  an  das  im  Staate  geltende  Recht  zu  halten  hat,  dass  er 
seinen  Entscheidungen  und  Verfügungen  das  positive  Recht  zu 
Grunde  legen  muss.  Eine  andere  Quelle  des  Rechts  als  die 
staatliche  Quelle  ist  für  ihn  ausgeschlossen,  ein  sog.  Natur-  oder 
Vernunftsrecht  darf  in  keiner  Form  Berücksichtigung  finden.  Ein 
Richter  würde  seine  Pflicht  schwer  verletzen,  wenn  er  unter 
Ausserachtlassung  der  staatlichen  Normen  sich  auf  ein  höheres, 
natürliches  oder  philosophisches  Recht  berufen  wollte. 

Darin,  glaube  ich,  sind  die  Vertreter  der  Rechtswissenschaft 
so  ziemlich  einig. 

Wir  können  diese  herrschende  Richtung  die  positive  nennen. 
Unter  Positivismus  aber  bezeichnen  wir  eine  Ausschreitung 
dieser  Schule,  die  Debertreibung  des  Satzes,  dass  nur  das  staat- 
liche Recht  im  Staate  Anerkennung  finden  dürfe.  Diese  Ueber- 
treibung  macht  sich  nach  drei  Richtungen  hin  geltend:  der  Kul- 
tus, der  mit  dem  Gesetzesbuchstaben  getrieben  wird-,  die  Strenge, 
womit  bei  der  Begriffsbestimmung  des  Rechts  auf  die  Positivität 
abgestellt  wird  und  endlich  die  Einseitigkeit,  die  darin  liegt,  dass 
man  die  Positivität  in  ein  äusserlich  wahrnehmbares  Geschehniss, 
wie  namentlich  in  die  staatliche  Sanktionirung  verlegt1. 

1  Vgl.  Bkrobohm,  Jurisprudenz  und  Rechtsphilosophie  S.  538  ff. 
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Der  Positivismus  ist  durchaus  nicht  ein  naturgemässer  Aus- 
läufer der  historischen  Schule,  werden  doch  gerade  die  Gründer 
der  letzteren  naturrechtlicher  Anschauungen  beschuldigt.  Der 
Positivismus  nennt  sich  zwar  die  echte  geschichtliche  Schule,  das 
historische  Moment  desselben  liegt  aber  nicht  in  der  Betrachtung 
des  Werdens  eines  Volksrechts,  in  der  Pflege  der  Rechtsge- 
schichte, sondern  lediglich  in  der  Würdigung  des  Rechts  als  eines 
historischen  Geschehnisses.  Der  Positivismus  ist  historische  Schule, 
weil  es  nach  ihm  nur  historisches,  d.  h.  solches  Recht  giebt, 
welches  autoritativ  in  Folge  eines  der  Vergangenheit  angehö- 
renden Vorganges   (so  hauptsächlich   Gesetzeserlass)   funktionirt. 

Der  Positivist  verlangt,  dass  das  positive  Recht  so  genommen 
werde,  wie  es  ist.  Nicht  einmal  mit  der  Logik  darf  der  Jurist 
viel  operiren,  denn  gar  leicht  könnte  er  zu  Schlüssen  kommen, 
die  nicht  im  Gesetze  liegen,  die  sich  gegen  das  Positive  Verstössen. 
Man  geht  soweit,  das  Logische  des  Rechts  zu  bestreiten  und  von 
einem  alogischen  Moment  des  Rechts  zu  sprechen. 

Wir  müssen  daran  festhalten,  dass  das  Recht  dem  mensch- 
lichen Denken  entspringt.  Zuerst  wird  das  Recht  erdacht  und 
gedacht  und  die  Form  dieser  Gedanken  ist  ein  Urtheil.  Der 
Mensch  sagt  sich,  dass,  wenn  das  und  das  eingetreten  sei  oder 
eintrete,  nach  seinem  Dafürhalten  das  und  das  geschehen  solle. 
Es  wird  für  einen  bestimmten  Thatbestand  ein  menschliches  Ver- 
halten vorgesehen2.  Das  gedachte  Recht  wird  ausgedrückt  in 
Sprachsätzen  und  die  so  formulirten  Regeln  und  Vorschriften  er- 
halten die  Positivität.  Jedes  positive  Recht  macht  also  drei 
Stadien  durch :  die  innerliche  Entstehung  des  Rechts  in  der  Seele 


'  Der  Urheber  des  Rechtsgedankens  urtheilt.  Er  findet,  dass  bei  be- 
stimmten Verhältnissen  ein  bestimmtes  Verhalten  nach  seinem  Dafürhalten 
recht  sei.  Weil  er  es  für  richtig  hält,  dass  das  Verhalten  so  geartet  sei, 
liegt  nach  seinem  Dafürhalten  die  Nöthigung  und  andererseits  die  Freiheit  zu 
diesem  Verhalten  vor.  Der  Urheber  des  Gedankens  wird  die  Folgerung  mit 
den  Ausdrücken  sollen  dürfen  können  u.  s.  w.  bezeichnen. 
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eines  Menschen,  die  Fassung  des  Rechts  in  Sprachsätzen  und 
die  Erlangung  der  Positivität. 

Wenn  wir  uns  mit  dem  Recht  befassen,  so  versetzen  wir 
uns,  weil  wir  den  subjectiven  Ursprung  des  Rechtes  vor  Augen 
haben,  unwillkürlich  in  die  Seele  des  Urhebers  des  Rechtsge- 
dankens. 

Das  individualistische,  subjective  Moment  des  Rechts  führt 
dazu,  dass  man  bei  der  Interpretation  des  Rechts  dem 
Willen  und  der  Meinung  des  Urhebers  des  formulirten  Rechts- 
gedankens nachforscht;  man  sieht  nach  in  den  Berathungsproto- 
kollen,  Motiven,  Denkschriften  u.  s.  w.  Diese  Interpretationsweise 
ist  bekannt  unter  dem  Ausdrucke:  „den  wahren  Willen  des 
Gesetzgebers  erforschen."  Man  nimmt  dabei  an,  der  Gesetz- 
geber habe  bei  der  Sanktionirung  den  Rechtsgedanken  so  ver- 
standen und  so  genehmigt,  wie  ihn  der  Urheber  gemeint  hat. 
Wenn  auch  die  Interpretationsmethode,  wonach  der  wahre  Wille 
des  Gesetzgebers  zu  erforschen  ist,  von  verschiedener  Seite  zu 
Gunsten  der  grammatischen  Interpretation  bestritten  wird,  so 
zeugt  doch  die  Thatsache,  dass  der  Richter  sich  mit  Vorliebe 
auf  den  Willen  des  Gesetzgebers  stützt,  wie  naheliegend  und 
natürlich  dieses  Vorgehen  ist8. 

*  Entgegen  dem  grammatikalischen  Sinne  darf  sich  der  Richter  un- 
bedingt auf  den  wahren  Willen  des  Gesetzgebers  berufen  da,  wo  sonst  eine 
Härte,  eine  Unbilligkeit  entstehen  würde,  die  offenbar  nicht  beabsichtigt  ist. 
Andererseits  ist  zuzugeben,  dass  namentlich  bei  Auslegung  singulären  Hechts 
der  Richter  annehmen  darf,  der  Gesetzgeber  habe  Falle,  die  er  nicht  aus- 
drücklich benennt,  auch  nicht  treffen  wollen,  „hätte  er  sie  treffen  wollen,  so 
hätte  er  sich  anders  ausdrücken  müssen".  Die  Gründe,  welche  Kohler, 
Kritische  Vierteljahresschrift  1894  S.  515  gegen  die  Interpretationen  des  ge- 
setzgeberischen Willens  anführt,  treffen  nicht  so  sehr  diese  selbst  als  viel- 
mehr die  Annahme,  der  Richter  sei  an  diesen  einmal  festgesetzten  Sinn 
gebunden.  Ich  werde  weiter  unten  ausführen,  dass  sich  der  Richter  nicht 
nur  zu  fragen  hat,  was  der  Richter  zur  Zeit  des  Gesetzeserlasses  beabsichtigte, 
sondern  sich  auch  die  Frage  vorlegen  muss ,  wie  der  Gesetzgeber  jetzt ,  bei 
den  veränderten  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnissen,  wenn  er  sich 
zu  äussern  hätte,  seine  Bestimmungen  ausgelegt  wissen  wollte. 
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Das  individualistische,  subjective  Gepräge  des  Rechts,  welches 
vom  Positivismus  durchaus  verkannt  wird,  erklärt  auch  die  sog. 
Kausalität  des  Rechts.  Wir  sprechen  von  rechtlichen  Wir- 
kungen der  Thatbestände,  von  Entstehung  und  Untergang  der 
Rechtsverhältnisse  u.  s.  w.  Man  hat  das  Recht  schon  verglichen 
mit  den  Naturgesetzen;  wie  hier  bestimmte  Thatbestände  immer 
die  gleichen  Wirkungen  äussern,  so  ist  auch  auf  dem  Gebiete 
des  Rechts  ein  bestimmter  Thatbestand  immer  von  den  nämlichen 
Rechtswirkungen  begleitet.  Diese  Rechtswirkung  ist  zunächst 
bloss  die  Aussage  des  Urhebers  des  Rechtsgedankens.  Der  Ur- 
heber sagt  aus,  dass  wenn  das  und  das  eintrete,  er  dafür  halte, 
dass  das  und  das  erfolgen  solle.  Was  nach  der  Meinung  des 
Urhebers  des  Rechtsgedankens  in  diesem  Falle  geschehen  solle, 
betrachten  wir,  die  wir  den  im  positiven  Rechte  liegenden  Rechts- 
gedanken zu  respectiren  haben,  als  Wirkung  des  Thatbestandes 
selbst.  Wir  haben  also  bei  dieser  Kausalität  hervorzuheben: 
1.  den  Thatbestand;  2.  die  Aussage  des  Urhebers  des  Rechts- 
gedankens; 3.  die  Anerkennung  des  Ausgesagten.  Die  Kausa- 
lität zwischen  Thatbestand  und  rechtlicher  Wirkung  ist  also  keine 
unmittelbare;  die  letztere  ist  vorhanden,  weil  der  Urheber  des 
Rechtsgedankens  es  so  will  und  aussagt,  und  weil  wir  diese 
Aussage  gestützt  auf  die  Positivität  der  Aeusserung  anerkennen 
oder  anzuerkennen  verbunden  sind. 

Das  individualistische  Moment  des  Rechts  zeigt  uns  nicht 
bloss  eine  reine  Verstandesthätigkeit,  sondern  deckt  uns  auch 
Gemüthsseiten  des  Urhebers,  resp.  Gesetzgebers  auf.  Wir  sehen 
in  den  ausgesprochenen  Folgen  der  Thatbestände:  Sympathie, 
Wohlwollen,  Missbilligung,  Strenge,  manchmal  sogar  Schalkhaftig- 
keit, poetische  Stimmung,  Humanität  und  Idealität.  Ueberall, 
wo  der  Urheber  des  Rechtsgedankens  bei  Aufstellung  der  Folgen 
des  Thatbestandes  sich  sympathisch,  wohlwollend  auf  die  Seite 
einer  Person  stellt,  diese  begünstigt,  mit  Vortheilen  bedenkt, 
sprechen  wir  von  einem  subjectiven  Rechte.     Das  subjective 
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Recht  ist  eine  günstige,  wohlwollende  Aussage  des  Urhebers  des 
Rechtssatzes,  resp.  des  Gesetzgebers  für  eine  Person ;  diese  Aus- 
sage erscheint  uns  als  rechtliche  Wirkung  mit  selbstständiger 
Existenz,  weil  wir  der  Positivität  wegen  diese  Begünstigung  und 
die  Ausübung  derselben  anerkennen. 

Auf  dieser  subjectiven  Färbung  des  Rechts  beruht  auch  die 
Unterscheidung  zwischen  Rechtsgeschäften  und  unerlaubten 
Handlungen.  Erstere  sind  vom  Urheber  des  Rechtsgedankens 
durchaus  gebilligte  Handlungen,  während  die  unerlaubten  Hand- 
lungen solche  sind,  welche  von  ihm  abfallig  angesehen  und  des- 
halb auch  mit  entsprechenden  Folgen  begleitet  werden.  Ein 
Gesetz  spricht  z.  B.  nur  ganz  allgemein  von  unerlaubten  Hand- 
lungen; hier  wird  der  Richter  sich  in  die  Seele,  gleichsam  in  das 
Gemüth  des  Gesetzgebers  versetzen  müssen ,  um  die  Frage  be- 
antworten zu  können,  welche  Handlungen  als  missbilligte  taxirt 
werden  sollen. 

Das  individualistische  Moment  des  Rechts  tritt  ferner  in  den 
Vordergrund  bei  Entscheidung  von  Fragen  des  internationalen 
Rechts.  Der  Richter  wird  einen  besonders  ausgeprägten 
Gedanken  der  nationalen  Gesetzgebung  zu  Gunsten  der 
ausländischen  Gesetzgebung  nicht  opfern  (z.  B.  Ausschliessung 
des  Mäcklerlohnes  bei  Eheschliessungen,  Unklagbarkeit  der  For- 
derung aus  Spiel  und  Wette,  zeitliche  Begrenzung  des  Dienst- 
vertrages u.  s.  w.).  Welche  Rechtsgedanken  aber  dieses  grund- 
sätzliche Gepräge  haben,  sieht  der  Richter  und  Verwaltungs- 
beamte nicht  im  Gesetzbuche;  hier  sind  die  Rechtssätze  bloss  an- 
einander gereiht.  Die  prinzipiellen  Rechtsgedanken  werden  nur 
gefunden,  wenn  man  dem  individualistischen,  subjectiven  Momente 
des  Rechts  nachgeht. 

Die  Thatsache,  dass  das  Recht  seinen  Ursprung  in  der  Seele 
des  Menschen  hat,  ist  auch  von  prinzipieller  Bedeutung  für  die 
Methode  der  Rechtswissenschaft.  Nicht  die  äussere  sprach- 
liche Erscheinung  soll  Gegenstand  der  wissenschaftlichen  Behand- 
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lung  sein,  sondern  der  Rechtsgedanke  selbst.  Man  wird  ver- 
suchen müssen,  dem  Gedankengange  des  Gesetzgebers  nachzugehen, 
denselben  zu  vertiefen  und  zu  vervollständigen.  Man  wird  prüfen, 
an  welche  speziellen  Momente  der  Gesetzgeber  die  Rechtsfolgen 
hat  knüpfen  wollen,  welche  Punkte  er  als  wesentlich,  welche  als 
unwesentlich  er  in  Betracht  gezogen  hat.  Es  ist  dies  die  Auf- 
gabe der  juristischen  Construction  und  Systematik.  Der  Jurist 
kann  aber  auch  den  Motiven  der  Rechtsgestaltung  nachgehen  und 
das  „Warum"  zu  erforschen  suchen,  welches  den  Gesetzgeber  ge- 
leitet hat.  Und  wenn  wir  die  bekannten  Gesetzgebungen  zusammen 
betrachten  und  die  gemeinsamen  Grundgedanken  und  Motive 
hervorheben,  so  gelangen  wir  zu  einer  allgemeinen  Rechtslehre 
oder  Rechtsphilosophie,  welche  als  Einführung  in  die  Rechts- 
wissenschaft oder  als  Basis  eines  einzelnen  positiven  Rechts  zu 
dienen  vermag. 

Worin  liegt  die  Positivität  des  Rechts?  Sie  liegt  m.  E.  in 
dem  massgebenden  Willen  des  Gemeinwesens,  welcher  die  Posi- 
tivität verlangt.  Wir  können  diesen  massgebenden  Willen  auch 
bezeichnen  als  den  Willen  des  Gesetzgebers. 

Denken  wir  an  die  Verhältnisse  unentwickelter,  primitiver 
Gemeinwesen,  wo  das  Staatsoberhaupt  Gesetzgeber  und  Richter 
in  einer  Person  ist.  In  jedem  Entscheide  dieses  obersten  Organes 
liegt  die  Production  eines  Rechtssatzes,  der  Wille  auf  Positivitä'ts- 
erklärung  dieses  Rechtssatzes  für  den  gegebenen  Fall  und  die 
Anwendung  desselben.  Die  ersten  beiden  Thätigkeiten  sind  ge- 
setzgeberischer Natur,  die  letztere  Thätigkeit  ist  richterlicher 
Art.  Nehmen  wir  an,  der  Richter  schütze  den  Besitzer  einer 
Sache  wegen  unvordenklicher  Innehabung.  Hier  produzirt  das 
Organ  den  Rechtsgrundsatz  der  Verjährung  und  des  Schutzes  des 
angegriffenen  Besitzstandes  durch  die  Behörden;  es  hat  den  mass- 
gebenden Willen,  diesen  Rechtssatz  als  anwendbar  zu  erklären, 
wenigstens  für  den  vorliegenden  Fall  und  fasst  demgemäss  die 
richterliche  Entscheidung.     Diese  Erscheinung,   dass  in   ein  und 
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demselben  Acte  die  drei  Functionen,  Production  des  Rechtsgrund- 
satzes, Positivitätserklärung  und  Anwendung  auf  einen  bestimmten 
Fall  liegen,  kommt  heutzutage  wenig  vor,  ist  aber  durchaus  mög- 
lich. Nehmen  wir  an,  der  Gesetzgeber  eines  Staates  wolle  ein 
bestimmtes  Gewerbe  monopolisiren:  er  beschliesst  das  Monopol 
und  setzt  zugleich  für  den  oder  die  Inhaber  des  Gewerbes  be- 
stimmte Entschädigungen  aus;  hier  produzirt  die  Behörde  den 
Rechtsgrundsatz  der  Entschädigung  der  Gewerbsinhaber  bei  Mono- 
polisirung,  erklärt  diesen  Satz  als  anwendbar  für  das  eingeführte 
Monopol  (Positivitätserklärung)  und  wendet  den  Grundsatz  wie 
ein  Richter  an,  indem  er  eine  Entschädigung  fixirt4. 

Wenn  das  souveräne  gesetzgeberische  Organ  nicht  selbst 
Richter  ist,  sondern  besondere  Richter  aufstellt,  so  sind  diese 
letzteren  nicht  gesetzgeberisch,  sondern  nur  richterlich  thätig,  sie 
haben  die  vom  Gesetzgeber  als  anwendbar  gewollten  Rechtsgrund- 
sätze anzuwenden.  Wenn  nun  der  Souverän,  bezw.  der  Gesetz- 
geber es  unterlassen  hat,  ausdrücklich  bestimmte  Rechtssätze  als 
anwendbar  zu  erklären?  Denken  wir  an  die  schweizerischen  Ge- 
meinwesen, die  als  oberstes  souveränes  Organ  die  Landesgemeinde 
haben  und  es  bis  zur  Stunde  weder  zu  vollständigen  Civilcodexen 
noch  zu  Strafgesetzbüchern  gebracht  haben.  Hier  tritt  für  den 
Richter  die  Frage  auf,  welche  Grundsätze  der  Richter  als  an- 
wendbar aufgestellt  haben  oder  aufstellen  würde,  wenn  er  sich 
damit  befasst  hätte  oder  befasste.  Der  Richter  hat  die  Aufgabe, 
dem  muthmasslichen  Willen  des  Gesetzgebers  nachzugehen5. 

4  Die  gleiche  Erscheinung  zeigt  sich  in  den  Klosteraufhebungsgesetzen 
einzelner  schweizerischer  Kantone,  in  welchen  Gesetzen  zugleich  die  Ent- 
schädigung an  die  Aebte,  Conventualen  etc.  fixirt  sind. 

*  Der  Richter  ist  der  Beauftragte  des  Gesetzgebers.  Als  Mandatar  hat 
er  dem  Willen  des  Gesetzgebers  möglichst  genau  nachzukommen.  Arndts 
bestimmt  in  seinen  Pandecten  §  292  auf  Grundlage  von  1.  5  und  46  D.  man- 
dati  Tel  contra  17, 1  die  Verpflichtung  des  Mandatars  folgendermassen:  „er 
ist  verpflichtet,  den  übernommenen  Auftrag  genau  und  sorgfältig  zu  erfüllen, 
mit  Rücksicht  auf  die  ihm  gegebenen  Anweisungen,  und  ausserdem  so,  wie 
es  der  Natur  des  aufgetragenen  Geschäfts   und  dem  Vortheile   oder  muth- 
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Dies  ist  nun  gerade  nicht  sehr  leicht,  aber  auch  nicht  sehr 
schwierig;  wo  z.  B.  der  Souverän  und  Gesetzgeber  die  Landes- 
gemeinde, das  Volk  ist,  wird  der  mitten  im  Volke  lebende  Richter 
auch  wissen,  was  der  Volksanschauung  entspricht,  was  also  die 
Landesgemeinde,  wenn  sie  sich  zu  äussern  hätte,  als  anwendbares 
Recht  aufstellen  würde.  Aber  auch  in  absolut  regirten  Staaten, 
die  keine  oder  keine  vollständige  materielle  Gesetzgebung  haben, 
wird  der  Richter  auf  die  allgemeinen  Volksanschauungen  auf  das 
allgemeine  Rechtsbewusstsein  zurückgehen  müssen,  weil  anzunehmen 
ist,  dass  der  Gesetzgeber  die  Volksanschauungen  und  das  all- 
gemeine Rechtsbewusstsein  berücksichtigen  würde.  Die  verbind- 
liche Kraft  des  Gewohnheitsrechts  liegt  ebenfalls  in  dem  Ge- 
danken, dass  der  Richter  den  muthmasslichen  Willen  des  Gesetz- 
gebers seiner  Rechtssprechung  zu  Grunde  zu  legen  hat;  der 
Richter  soll  annehmen,  dass  soweit  Rechtssätze  sich  vorfinden, 
welche  wiederholte  Anwendung  gefunden  haben,  der  Gesetzgeber 
mit  diesen  Rechtsgewohnheiten  einverstanden  sei  und  es  will  im 
Hinblick  auf  die  andauernde  Uebung,  dass  das  Gewohnte  respectirt 
werde.  "Wollte  der  Gesetzgeber  dies  nicht,  so  hätte  er  ja  Ge- 
legenheit, den  entgegengesetzten  Willen  zu  äussern. 

Der  Richter  schafft,  wenn  er  seine  Aufgabe  pflichtgemäss 
erfüllt,  nicht  neue  Rechtssätze,  sondern  er  wendet  bloss  solche, 
die  der  Gesetzgeber  will,  an.  Wenn  der  letztere  seinen  Willen 
genügend  geäussert  hat,  so  braucht  der  Richter  bloss  die  Rechts- 
sätze, welche  positiv  erklärt  sind,  genügend  zu  verstehen  und  zu 
würdigen;  es  ist  dies  vornehmlich  Aufgabe  seiner  Verstandes- 
thätigkeit.  Aber  auch  da,  wo  der  Richter  nach  Rechtssätzen,  die 
dem  Willen  des  Gesetzgebers  entsprechen,  zuerst  Nachschau 
halten  muss,  ist  der  Rechtssatz,   den   er  schliesslich  anwendet, 

masslichen  Willen  des  Mandanten  am  Besten  entspricht."  Die  An- 
nahme, dass  die  Behörden  Mandatare  seien,  ist  in  der  älteren  staatsrechtlichen 
Litteratur  häufig  vertreten.  Die  Rechtskategorie  des  Mandates  gehört,  to« 
diejenige  des  Vertrages  überhaupt,  nicht  bloss  dem  Privatrechte,  sondern  auch 
dem  öffentlichen  Rechte  an. 
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nicht  von  ihm  produzirt,  sondern  von  ihm  gefunden6.  Weil  der 
Richter  an  den  Willen  des  Gesetzgebers  gebunden  ist,  sei  es  an 
den  erklärten  oder  an  den  muthmasslichen,  so  giebt  es  auch  keine 
Lücken  im  Recht 7.  Obschon  z.  B.  vor  dem  Jahre  1883  in  ver- 
schiedenen Kantonen  der  Schweiz  keine  Wechselordnung  bestand, 
wurden  doch  selbstverständlich  Wechselstreitigkeiten  richterlich 


6  Der  Richter  wählt  unter  den  verschiedenen  Möglichkeiten  der  Ge- 
staltung denjenigen  Grundsatz  aus,  der  ihm  am  Besten  dem  Willen  des 
Gesetzgebers  zu  entsprechen  scheint.  Die  Vorstellung  der  verschiedenen 
Möglichkeiten  setzt  allerdings  die  Hülfe  der  Phantasie  voraus  und  soweit 
die  Phantasie  als  produzirend  betrachtet  werden  kann,  ist  die  bezügliche 
Geistesthätigkeit  des  Richters  bloss  eine  vorbereitende.  Die  schliessliche  An- 
wendung des  ausgewählten  Rechtssatzes  stellt  diesen  nicht  als  den  eigenen, 
selbst  produzirten,  sondern  als  den,  dem  Willen  des  Gesetzgebers  entspre- 
chend gefundenen  hin.  Der  Vorgang  ist  ähnlich,  wie  bei  der  Lösung  eines 
Rathsels;  auch  hier  werden  die  verschiedenen  Möglichkeiten  mit  Hülfe  der 
Phantasie  vorgestellt  und  an  den  gegebenen  Merkmalen  geprüft  bis  die 
richtige  Lösung  gefunden  wird. 

1  Bergbohm  ,  Jurisprudenz  und  Rechtsphilosophie  S.  372  ff.   bestreitet 
vom  positivistischen  Standpunkte  aus  ebenfalls,  dass  es  Lücken  im  Rechte 
gebe.    Er  unterscheidet  nach  zwei  Richtungen:    1.  Das  Recht  spricht  sich 
über  einen  ganzen  Thatsachenkreis,  welcher  rechtlicher  Gestaltung  fähig  und 
bedürftig  ist,  gar  nicht  aus;  hier  seien  keine  Lücken  vorhanden,  sondern  es 
bestehe  ein  rechtsleerer  Raum,   der  durch  eine  geschlossene  Demarkations- 
linie vom  positiven  Rechte  abgeschlossen  sei.  2.  Innerhalb  der  Demarkations- 
linie drückt  sich   das  Gesetz  über   einzelne  Punkte   nicht  ausdrücklich  aus; 
hier  seien  keine  Lücken  vorhanden,  sondern  es  fehle  nur  die  Evidenz  des 
Rechts,  der  Richter  vermöge  durch  logische  Schlussfolgerungen  die  schein- 
baren Lücken  auszugleichen.  —  Im  rechtsleeren  Raum  herrscht  nach  Berg- 
bohm das  reine  Beheben,  die  Willkür;   Urtheile,  welche   der  Richter  über 
Streitigkeiten  aus  Gebieten,    die  in  den  rechtsleeren  Raum  fallen,  erlässt, 
sind  gar  keine  Rech tsurth eile,  sondern  bloss  juristische  Adiaphora.  Bergbohm 
spricht  Bich  nicht  deutlich  darüber  aus,  ob  der  Richter  Streitigkeiten,  die 
aus    dem   sog.  rechtsleeren  Räume  herrühren ,    überhaupt  entscheiden  dürfe 
und  solle.     Wie  mir  scheint,  nimmt  er  die  Kompetenz  und  die  Pflicht  dazu 
an  und  kommt  so  zu  dem  eigentümlichen,  jedenfalls   nicht  zu  billigenden 
Schlüsse,  dass  der  Richter  auf  gewissen  Gebieten  nach  Willkür  entscheiden 
dürfe.    Diese  Theorie   des   rechtsleeren   Raumes   zeigt   übrigens   am   deut- 
lichsten die  Unnahbarkeit  des  Positivismus,  seine  ganze  Leere  und  Unfrucht- 
barkeit. 
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entschieden.'  Der  Richter  wird  sich  bei  der  Erforschung  des 
muthmasslichen  Willens  des  Gesetzgebers  gesagt  haben,  dass 
letzterer  sich  bei  Erlass  einer  Wechselordnung  jedenfalls  an  die 
hervorragendsten  ausländischen  Gesetzgebungen  gehalten,  dass  er 
sich  der  herrschenden  Theorie  und  Praxis  sicher  angeschlossen 
haben  würde.  Wenn  ein  neues  Privatrechtsgesetz  erlassen  wird, 
worin  keine  oder  nicht  genügende  Bestimmungen  transitorischer 
Natur  enthalten  sind,  so  wird  der  Richter  dennoch  für  bereits 
eingetretene  Verhältnisse,  dem  muthmasslichen  Willen  des  Ge- 
setzgebers gemäss,  das  alte  Recht  noch  anwenden.  Das  Gleiche 
ist  der  Fall  in  Bezug  auf  die  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts.  Die  wenigsten  Staaten  haben  diese  Materien  über- 
haupt oder  in  genügender  Weise  geordnet  und  doch  glaubt  sich 
der  Richter  im  Einklang  mit  dem  Gesetzgeber  zu  befinden,  wenn 
er  diese  internationalen  Rechtsfragen  nach  dem  Stande  der  Wissen- 
schaft entscheidet. 

Wo,  wie  in  den  modernen  Staaten,  das  gesammte  Rechts- 
gebiet beinahe  codifizirt  ist,  hat  der  Richter  und  Verwaltungs- 
beamte sich  an  das  erklärte  Recht  zu  halten.  So  genau  und  klar 
nun  aber  auch  eine  Gesetzgebung  sein  mag,  so  lässt  sich  doch  in 
jeder  Rechtssprechung  im  Verlaufe  der  Zeit  eine  Veränderung 
konstatiren.  Der  Richter  wird  bei  der  Auslegung  des  Rechts 
bald  ausdehnender  bald  zurückhaltender  Weise  vorgehen  je  nach 
den  kulturellen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fortschritten.  Der 
Gesichtspunkt,  den  der  Richter  bewusst  oder  unbewusst  einnimmt, 
ist  dabei  die  Beachtung  des  muthmasslichen  Willens  des  Gesetz- 
gebers. Es  wird  sich  oft  zeigen,  dass  eine  Bestimmung  den  ver- 
änderten Bedürfnissen  nicht  mehr  genügt  und  den  Verhältnissen 
nicht  mehr  vollkommen  gerecht  wird.  Hier  wird  der  Richter  an- 
nehmen dürfen,  dass  der  Wille  des  Gesetzgebers,  wenn  er.  sich 
auszusprechen  hätte,  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  weiter 
oder  weniger  weit  gehen  würde;  der  Richter  darf  dann  gestützt 
auf   den   muthmasslichen    Willen    des    Gesetzgebers   durch    eine 
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freiere  Interpretation  oder  durch  eine  neue  oder  veränderte  juri- 
stische Construction  helfend  eingreifen.  Wir  beobachten  diesen 
rechtsfortbildenden  Factor  der  Rechtssprechung  überall  in  allen 
Ländern.  Welche  immer  ausgedehntere  Interpretation  hat  nicht 
z.  B.  das  schweizerische  Bundesgericht  den  Grundsätzen  der  Rechts- 
gleichheit, des  Verbotes  der  Doppelbesteuerung  u.  s.  w.  angedeihen 
lassen.  Auf  die  allmählige  Anerkennung  der  Delictsfahigkeit 
juristischer  Personen  seitens  der  deutschen  Gerichte  und  nament- 
lich auch  des  deutschen  Reichsgerichts  hat  erst  jüngst  Giekke 
aufmerksam  gemacht8. 

Zu  betonen  ist  aber,  dass  dieser  rechtsausbildende  Factor 
der  Rechtssprechung  nicht  auf  dem  freien  subjektiven  Ermessen 
des  Richters  beruht.  Der  Richter  soll  eben  durch  Beobachtung 
des  Lebens,  durch  ein  feines  Verständniss  für  die  modernen 
Postulate  des  Rechtslebens,  den  muthmasslichen  Willen  des  Ge- 
setzgebers zu  erforschen  suchen.  Nicht  weil  er  es  so  meint, 
sondern  weil  er  der  Ueberzeugung  ist,  dass  der  souveräne  gesetz- 
gebende Wille  es  billigen  würde,  darf  der  Richter  mit  der  Zeit 
vorwärtsgehen.  Der  Positivismus  hat  es  nicht  vermocht,  diese 
rechtsfortbildende  Macht  zu  verhindern,  wohl  aber  häufig  den 
Richter  veranlasst,  eine  Form  zu  finden,  worin  dieser  rechts- 
fortbildende Factor  untergebracht  wird.  Eine  solche  Form  ist 
z.  B.  die  Auslegung  des  Partei  willens;  man  sucht  etwas  als  von 
den  Parteien  gewollt  hinzustellen,  während  es  Rechtnormen  sind, 
welche  dem  muthmasslichen  Willen  des  Gesetzgebers  gemäss  an- 
gewendet werden. 

Der  rechtsfortbildende  Factor  der  Rechtssprechung  hat  frei- 

8  Ihkrings  Jahrbücher  1895 ,  S.  234  ff.  Aus  der  französischen  Juris- 
prudenz ist  hervorzuheben,  die  Ausdehnung  des  Schadensersatzes  auf  dorn- 
mage  moral  und  die  Gewährung  eines  Anspruches  der  verführten  Frauens- 
person gegen  den  Verführer  mit  Bücksicht  auf  die  Geburt  und  Kindschaft. 
Zu  verweisen  ist  auch  auf  den  in  der  französischen,  englischen,  amerikanischen 
und  schweizerischen  Rechtspflege  ausgebildeten  Schutz  gegen  illoyale  Kon- 
kurrenz (Kohlkb,  Juristisches  Litteraturblatt  1896,  S.  116). 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  1.  3 
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lieh  nicht  die  Bedeutung,  dass  der  Richter  sich  über  unzweifel- 
hafte Grundprinzipien  der  Gesetzgebung  hinwegsetzen  darf,  auch 
wenn  die  allgemeine  Anschauung  und  das  vorgeschrittene  Rechts- 
bewusstsein  für  eine  Aenderung  spricht9;  hier  ist  es  Pflicht  des 
Gesetzgebers,  sich  aufzuraffen  und  seinen  geänderten  Willen  un- 
zweideutig auszusprechen. 

Der  Gesetzgeber  erkennt  häufig  diesen  rechtsausbildenden 
Factor  der  Rechtssprechung  selbst  an,  indem  er  in  der  Gesetz- 
gebung absichtlich  Details  unerwähnt  lässt  oder  eine  allgemeine 
Fassung  vorzieht  oder  das  Ermessen  des  Richters  anruft.  In 
allen  diesen  Fällen  will  aber  der  Gesetzgeber  gewiss  nicht,  dass 
beim  Richter  rein  subjeetive  Anschauungen  spielen  dürfen,  son- 
dern er  setzt  voraus,  dass  der  Richter  dabei  die  allgemeine  Rechts- 
entwicklung, den  Stand  der  Rechtswissenschaft,  das  Rechtsbewusst- 
sein  des  Volkes,  die  öffentliche  Meinung  u.  s.  w.,  also  Factoren 
berücksichtigen  soll,  welche  alle  auch  Grundlagen  des  Gesetz- 
gebungswillens sind. 

Die  Positivität  des  Rechts  liegt  darin,  dass  der  massgebende 
Wille  des  Gemeinwesens  die  Anwendung  fordert.  Diesen  mass- 
gebenden Willen  haben  wir  kurz  den  gesetzgeberischen  Willen 
genannt.  Der  gesetzgeberische  Wille  wird,  wenn  er  sich  offen 
erklärt,  die  Rechtsätze,  deren  Anwendung  er  fordert,  aufzählen 
oder  so  bezeichnen  müssen,  dass  eine  Verwechslung  nicht  mög- 
lich ist  (Gesetzgebungsact).  Der  Gesetzgebungswille  wird  dabei 
auf  bereits  sich  vorfindende  Rechtssätze  Bezug  nehmen  müssen; 
denn  die  Bildung  und  Formulirung  der  Rechtssätze  geht  dem 
Gesetzgebungsacte  zeitlich  voraus.  Dies  wird  namentlich  klar, 
wenn  z.  B.  ein  Land  das  Civil-  oder  Handelsgesetzbuch  eines  be- 
freundeten Staates  ebenfalls  einführt,  oder  doch  das  Wesentliche 


9  Die  Gesetzgebung  eines  Staates  über  eheliches  Güterrecht  entspricht 
vielleicht  der  Auffassung  über  die  Stellung  der  Frau  nicht  mehr,  trotzdem 
darf  der  Richter  sich  über  die  ausgesprochenen  Rechtssätze  nicht  hinweg- 
setzen, quoties  certum  mandatum,  recedi  a  forma  non  debeat  (1.  46  D.  17, 1). 
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daraus  entnimmt.    In  den  modernen  Staaten  werden  die  Rechts- 
sätze durch  die  vorberathenden  Commissionen,  die  Regierung  und 
die  Kammern  gebildet  und  festgestellt,  bevor  der  Gesetzgebungs- 
act  erfolgt.     Durch  den  letzteren  erhalten  die  Rechtssätze  keine 
andere,  neue  Form,   es  wird  nichts  in  sie  hineingelegt,  sondern 
sie  werden   bloss   umfasst  und  als  anwendbar  hingestellt.     Und 
wenn  der  Gesetzgeber  diesen  Rechtssätzen  die  Positivität  entzieht, 
so  verlieren  sie  inhaltlich  nichts,  nicht  einmal  etwas  in  der  Form, 
sie  werden  lediglich  vom  Gesetzgebungswillen  nicht  mehr  umfasst, 
sie  werden  fallen  gelassen.    Es  wäre  z.  B.  denkbar,  dass  ein  neu 
gegründeter   Staat   provisorisch    ein   angesehenes   Lehrbuch   der 
Pandecten  als  geltendes  Privatrecht  aufstellte.     Dadurch  würde 
weder  Form  noch  Inhalt  dieses  Lehrbuches  etwas  erhalten.    Der 
Gesetzgebungsact  ist  allerdings  Aeusserung  und  diese  Aeusserung 
wird  in  der  Regel  vor  und  nach  Aufzählung  der  Rechtssätze,  als 
Eingang  und  als  Schluss  den  Rechtssätzen  beigefügt;  wesentlich 
ist  dies  nicht.    Wesentlich  ist  nur  die  Beschreibung,  die  Identifi- 
cirnng  der  Rechtssätze,  welche  als  anwendbar  erklärt  werden.    Der 
Gesetzgebungsact  ist  Aeusserung  des  souveränen  Willens,   dass 
die  näher  bezeichneten  Rechtssätze  anwendbar  seien.    Dieser  Act 
ist   nicht   einmal  ein  Befehl.     Sämmtliche   Organe   des   Staates, 
sämmtliche  Beamte  sind  gemäss  ihrer  übernommenen  Amtspflicht 
verbunden,  die  durch  den  Gesetzgebungsact  bezeichneten  Rechts- 
sätze anzuwenden.     Es  braucht  hierfür  nicht  jedesmal ,  bei  jedem 
Gesetze  eines  speziellen  Befehles,  noch  weniger  ist  eine  Summe 
von  Befehlen,   wovon  jeder  einen  einzelnen  Rechtssatz  zum  Im- 
perativ gestaltet,  vorhanden.     Die  Pflicht,  jeden  Gesetzgebungs- 
act,   die    bereits    erlassenen  und   noch  kommenden   Gesetze    zu 
respectiren,  ist  ein  Bestandtheil  der  Amtspflicht  überhaupt.     Es 
besteht  in  jedem  Staate  der  Fundamentalrechtssatz,  dass  die  Be- 
hörden und  Beamten  an  die   durch   einen  Gesetzgebungsact   be- 
zeichneten Rechtssätze  gebunden  sind  bis  und  solange  ein  neuer 
Gesetzgebungsact  den  Rechtssätzen  die  Positivität  entzieht.    Der 
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Gesetzgeber  braucht  deshalb  gar  nicht  zu  befehlen  oder  auch  nur 
zu  verlangen,  dass  die  Rechtssätze  befolgt  werden;  indem  er  den 
Gesetzgebungsact  vornimmt,  weiss  er  schon,  dass  die  Beamten  an 
die  bezeichneten  Rechtssätze  gebunden  sind.  Der  Gesetzgebungs- 
act  ist  erkennbar  durch  seine  Form.  Diese  Form,  sowie  die  Be- 
fugniss  zum  Gesetzgebungsacte  selbst,  die  Competenz  ist  durch  das 
positive  Recht  geordnet,  sodass  der  Gesetzgebungsact  auf  seine 
Rechtsförmigkeit  hin  geprüft  werden  kann10. 

Der  Gesetzgebungsact  wendet  sich  vornehmlich,  wenn  auch 
nicht  ausschliesslich  an  die  Behörden  und  Beamten.  Diese  haben 
mit  Annahme  ihres  Amtes  Pflichten  übernommen  und  diese  Pflich- 
ten bestehen  darin,  die  erlassenen  und  geltenden  Gesetze  zu  be- 
obachten und  anzuwenden.  Es  giebt  Gesetze,  welche  sich  über- 
haupt nur  mit  dem  Verhalten  der  Behörden  und  Beamten  befassen, 
so  namentlich  Gesetze,  welche  das  Verwaltungsrecht  und  das  for- 
melle Prozessrecht  betreffen.  Aber  auch  die  Gesetze,  die  ihrer 
Natur  nach  das  Publikum  überhaupt  berühren,  also  das  Civil- 
gesetz  und  das  Strafgesetz  finden  ihren  Anhalt  durch  die  An- 
wendung der  Behörden.  Dadurch,  dass  die  Behörden  bei  ihren 
Entscheidungen  und  Verfügungen  das  Civil-  und  Strafgesetz  zu 
Grunde  legen,  wird  das  Publikum  genöthigt,  diese  Rechtssätze 
ebenfalls  anzuerkennen,  wenn  sonst  nicht  Nachtheile  gewärtigt 
werden  wollen.  Alles  Recht  sieht  indirect  oder  direct  das  Ver- 
halten staatlicher  Organe  vor.  Die  Rechtsgesetze  unterscheiden 
sich  eben  von  anderen,  z.  B.  von  Anstands-  und  Höflichkeits- 
gesetzen dadurch,  dass  sie  bei  Verletzungen  immer  ein  Ein- 
greifen   von  Staatsorganen   vorsehen;    das  Charakteristische   des 

10  Die  Pflicht  des  Beamten  und  Richters  ist  diejenige  eines  Mandatars. 
Er  soll  sich  so  verhalten  und  handeln,  wie  das  Gesetz  es  vorschreibt.  Das 
Gesetz  ist  die  nähere  Instruction,  die  Anweisung ,  wie  die  Behörde  ihren 
Pflichten  nachzukommen  hat.  Die  durch  den  Gesetzgebungsact  bezeichneten 
Rechtssätze  sind  Inhalt  des  Mandats  und  insoweit  kann  man  jedes  Gesetz 
als  Mandat  an  die  Behörden  oder  vielmehr  als  Ergänzung,  Erweiterung  und 
Abänderung  eines  bereits  bestehenden  Mandates  bezeichnen. 
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Rechts  liegt  darin,  dass  es  Bezug  nimmt  auf  gesellschaftliche 
Machtorgane.  Der  Bürger  muss  das  staatliche  Recht  anerkennen, 
weil  es  die  Autorität  der  Behörden  für  sich  hat,  weil  diese  es  an- 
wenden und  man  sich  hineinfugen  muss.  Das  Verhalten  der  Be- 
hörden, das  mittelbar  (bei  Verletzungen)  erfordert  ist,  besteht 
in  der  Regel  in  einer  Zwangshandlung,  einer  Execution  gegenüber 
dem  Bürger.  Man  kann  dabei  aber  nicht  vom  Zwange  als  einer 
Eigenschaft  des  Rechts  sprechen;  der  Zwang  ist  etwas  für  sich, 
er  gehört  nicht  dem  Rechte  selbst  an.  Die  zwangsweisen  behörd- 
lichen Handlungen,  welche  das  Recht  vorsieht,  sind  nicht  Er- 
zwingung von  Rechtsregeln,  sondern  bilden  ein  Verhalten  gemäss 
dem  Recht.  Nicht  das  Recht  wird  erzwungen,  sondern  nur  etwas, 
das  das  Recht  will.  Das  Recht  sieht  nicht  seine  Erzwing- 
barkeit,  sondern  zwangsweise  Handlungen  vor,  allerdings  regel- 
mässig im  Hinblick  auf  eine  voraufgegangene  Rechtsverletzung. 

Die  Positivität  des  Rechts  liegt  in  der  Verbindlichkeit  der  Be- 
hörden, es  auszuüben  und  anzuwenden,  in  der  Function  der  Staats- 
maschinerie. 

Das  Recht,  welches  sich  an  die  Behörden  einzig  wendet, 
bloss  deren  Verhalten  zum  Gegenstande  hat,  wird  im  geordneten 
Staatswesen  zugleich  mit  der  entsprechenden  Verbindlichkeit  zur 
Ausübung,  auch  wirklich  ausgeübt.  Das  Recht  aber,  welches 
sich  in  erster  Linie  mit  dem  Verhalten  des  einzelnen  Bürgers  be- 
fasst,  so  das  Privat-  und  Strafrecht,  kommt  erst  zur  Anwendung 
der  Behörde,  wenn  die  Rechtsverletzung  durch  den  Bürger  be- 
gangen wurde  und  geklagt  wird.  Das  Privatrecht  wird  herge- 
brachtermassen  in  eine  Form  gefasst,  die  sich  mehr  an  den  ein- 
zelnen Bürger  wendet,  mehr  das  Verhalten  der  Einzelnen  als  das- 
jenige der  Behörden  in  den  Vordergrund  stellt,  während  die 
moderne  Fassung  des  Strafrechts  das  Verhalten  des  Richters 
zunächst  in  Betracht  zieht.  Man  hat  schon  *  behauptet,  das 
moderne  Strafrecht  gebe  überhaupt  nur  Verhaltungsmassregeln  für 
den  Richter.     Es  ist  dies  nicht  richtig;   sowohl   das  Privatrecht 
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wie  das  Strafrecht  befassen  sich  mit  dem  Verhalten  der  Ein- 
zelnen, mit  dem  Verhalten  der  Behörden  im  Falle  der  Rechts- 
verletzung und  Klage  n.  Solange  keine  strafrechtliche  Verletzung 
stattfindet,  wird  das  vom  Gesetzgeber  als  positiv  erklärte  Recht 
vom  Publikum  auch  angewendet.  So  kann  es  kommen,  dass  z.  B. 
ganze  Parthieen  des  Strafgesetzes  von  den  Bürgern  jahrelang  strenge 
beobachtet  werden.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  es  finde  während 
längerer  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten  eines  Strafgesetzbuches  kein 
Mord  statt-,  hier  wird  das  vom  Gesetzgeber  vorgesehene  Verhalten 
der  Bürger  erfüllt,  während  das  für  die  Behörden  vorgesehene 
entsprechende  Verhalten  nicht  eintritt,  weil  der  vorausgesetzte 
Thatbestand  fehlt.  Beim  Privatrecht  kann  es  vorkommen,  dass 
eine  Anzahl  von  Rechtssätzen  deshalb  nicht  zur  Nachachtung 
durch  das  Publikum  und  der  Behörden  gelangen,  weil  die  voraus- 
gesetzten Thatbestände  nicht  eintreten,  so  werden  die  Bestim- 
mungen über  den  Fund  solange  nicht  beobachtet,  als  nichts  ver- 
loren und  nichts  gefunden  wird;  so  können  auch  vorgesehene 
seltenere  Fälle  des  Erbrechts  gar  nie  eintreten.  Die  Positivität 
des  Privatrechts  und  des  Strafrechts  beginnt  aber  nicht  erst  mit 
der  Anwendung  und  Befolgung  der  Rechtssätze  durch  das  Publi- 
kum oder  der  Behörden,  sondern  bereits  in  dem  Momente,  wo 
für  die  letzteren  die  Pflicht  zur  Anwendung  entsteht.    Mit  diesem 


11  Statt  der  doppelten  Fassang  der  Rechtssätze,  eine  berechnet  für  das 
Publikum  und  eine  für  die  Behörden,  wählt  der  Gesetzgeber  der  Einfachheit 
wegen  nur  eine  und  es  muss  dann  die  andere  daraus  geschlossen  werden. 
Der  Privatrechtssatz :  wer  gutgläubig  erwirbt,  wird  Eigenthümer,  ist  für  das 
Publikum  gefasst;  für  den  Richter  hätte  der  Satz  etwa  die  Fassung  zu  er- 
halten: wenn  der  Besitzer  die  Sache  gutgläubig  erworben  hat,  so  ist  der 
frühere  Eigenthümer  mit  seiner  Klage  auf  Herausgabe  abzuweisen.  Der 
Strafrechtssatz:  wer  eine  anvertraute  Sache  in  eigenem  Nutzen  verwendet, 
wird  wegen  Unterschlagung  mit  Gefängniss  bestraft,  hat  hinwieder  eine  Fas- 
sung, die  sich  meto  an  den  Richter  wendet.  Für  das  Publikum  könnte  der 
Satz  lauten :  wem  etwas  anvertraut  worden  ist,  soll  es  jederzeit  dem  Eigen- 
thümer in  Bereitschaft  halten,  ansonst  er  sich  einer  strafbaren  Handlung 
schuldig  macht. 
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Zeitpunkte  beginnt  auch  die  Anerkennung  oder  das  Anerkennen- 
müssen der  Rechtssätze  durch  das  Publikum.  Die  Construction 
einer  Pflicht  des  einzelnen  Bürgers  zur  Befolgung  der  Rechts- 
sätze lässt  sich  nicht  wohl  aufstellen,  indem  der  Privatmann  nicht, 
wie  der  Beamte  eine  bezügliche  Pflicht  übernommen  hat.  Nur  eine 
moralische  Verpflichtung  liegt  für  den  Bürger  vor,  soweit  das  Recht 
sittlichen  Inhaltes  ist.  Die  Annahme  einer  Pflicht  des  einzelnen 
Bürgers  zur  Befolgung  der  als  positiv  deklarirten  Rechtssätze  ist 
übrigens  zur  Begründung  der  Posivität  durchaus  nicht  erforderlich. 
Es  genügt,  wenn  die  Pflicht  der  Behörde  da  ist;  daraus  resultirt 
für  das  Publikum  die  indirecte  Nöthigung,  um  Nachtheilen  aus- 
zuweichen, die  Rechtssätze  anzuerkennen12. 

Es  giebt  eine  Positivität,  die  entweder  historisch  gegeben  ist 
oder  so  unvermittelt  eintritt,  dass  wir  den  Rechtssatz,  dessen  An- 
wendung und  Ausführung  bereits  vorliegt,  nicht  ausgesprochen 
finden.  Es  gilt  dies  namentlich  von  der  staatlichen  Organisation. 
Die  historisch  gegebene  Organisation  eines  Staatswesens  ist  da, 
sie  wird  von  der  Verfassung  als  gegeben  anerkannt,  nicht  erst 


19  Der  Gesetzgeber  richtet  seine  Gesetze  sowohl  an  die  Behörden,  wie 
an  das  Publikum,  in  beiden  Fällen  aber  von  einem  verschiedenen  Stand- 
punkte aus.  Das  Gesetz  ist  gegenüber  den  Behörden  Präcisirung,  Erweite- 
rung, Abänderung  des  Mandates;  gegenüber  dem  Publikum  ist  das  Gesetz 
eine  Darstellung,  wie  sich  der  einzelne  Bürger  zu  verhalten  hat,  wenn  er  im 
Sinne  des  Gesetzgebers  handeln  will  und  sich  vor  Nachtheilen,  die  von  den 
Behörden  verhängt  werden,  schützen  will.  Der  Gesetzgeber,  soweit  er  sich 
an  das  Publikum  wendet,  lehrt,  wünscht,  begehrt  oder  erlaubt.  Das  Gesetz 
ist  nicht  Befehl  an  den  einzelnen  Bürger;  wohl  aber  gelangen  an  den  ein- 
zelnen Bürger  Befehle  der  Behörden ,  gestützt  auf  das  Gesetz ,  z.  B.  Befehl, 
sich  zum  Militärdienste  zu  stellen,  Steuern  zu  zahlen,  als  Zeuge  oder  Sach- 
verständiger zu  erscheinen  u.  s.  w.  Befehle  erfolgen  auch  von  höheren  Be- 
hörden an  untere,  wiederum  in  Folge  eines  gesetzmässigen  Verhaltens. 
Während  aber  die  Befolgung  rechtmässiger  Befehle  durch  die  unteren  Be- 
hörden Ausübung  einer  übernommenen  Pflicht  ist,  ist  die  Befolgung  gesetzes- 
mässiger  behördlicher  Befehle  durch  den  Bürger  nicht  Ausübung  einer  über- 
nommenen Pflicht,  sondern  Ausfluss  seiner  Achtung  vor  den  Staatsinstitutionen, 
seiner  Einsicht  und  der  Furcht  vor  zu  gewärtigenden  Nachtheilen. 
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geschaffen.  Der  Rechtssatz,  welcher  die  staatliche  Einrichtung 
veranlasst  hat,  liegt  weit  in  der  Vergangenheit,  war  aber  doch 
einmal  da,  wenn  auch  nur  als  Rechtsgedanke  derjenigen,  welche 
die  Einrichtung  thatsächlich  einführten.  Bei  Umwälzungen  und 
Aenderung  der  staatlichen  Organisation  durch  erfolgreiche  Revolu- 
tionen, verwirklicht  sich  die  staatsrechtliche  Anschauung  der  Em- 
pörer; mit  dem  Gelingen  der  Umwälzung  ist  der  von  den 
Revolutionären  aufgestellte  Staatsrechtssatz  durchgeführt.  Mass- 
gebender Wille  im  Staate  war  hier  eben  der  "Wille  der  Revolu- 
tionäre; er  war  massgebend,  weil  sie  den  Erfolg  und  nachher  die 
Macht  für  sich  hatten,  diesem  Willen  im  Staate  Geltung  zu 
verschaffen. 

Der  Positivismus  hält  bei  der  Begriffsbestimmung  des  Rechts 
daran  fest,  dass  nur  positives  Recht  Recht  sei  und  dass  dasselbe 
entstehe  durch  das  äussere  Geschehniss  der  Sanctionirung.  Vorher 
sei  kein  Recht  vorhanden,  sondern  bloss  etwa  Vernunftssätze, 
sittliche  Normen,  auf  practischer  Erfahrung  beruhende  technische 
Regeln,  Einfalle,  Ideen18. 

Der  Begriff  des  Rechts  ist  wohl  zunächst  nur  von  theo- 
retischer Bedeutung,  wenn  auch  practische  Folgerungen  daraus 
durchaus  nicht  undenkbar  sind.  Aber  aus  der  Aufstellung  eines 
Rechtsbegriffes,  dem  das  Merkmal  der  Positivität  fehlt,  dürfen  wir 
doch  noch  nicht  den  Schluss  ziehen,  dass  solches  nicht  positive 
Recht  irgendwie  Anspruch  auf  Berücksichtigung  im  Staate  zu 
machen  habe.  Insofern  fehlt  dem  Streite  darüber,  ob  es  un- 
positives Recht  gebe  oder  nicht,  wenigstens  die  Spitze,  dass  man 
dem  Verfechter  der  ersten  Ansicht  naturrechtliche  Anschauungen 
vorwerfen  kann,  indem  er  sofort  zugiebt,  dass  dem  unpositiven 
Rechte  die  Verbindlichkeit  zur  Anwendung  fehlt. 

Die  Annahme,  dass  nur  Recht  sei,  was  als  solches  im  Staate 
functionirt,  verkennt  aber  auch  vollkommen  die  Natur  des  Völker- 
rechts.     Ueber  die   Staaten  als   solche  ist    ein   Recht   deckbar 

18  Bergbohm  a.  a.  0.  S.  545. 
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und  man  betrachtet  auch  hergebrachtermassen  und  überall  den 
Verkehr  der  Staaten  untereinander  als  unter  Rechtsregeln  stehend. 
Der  grundlegende  und  hauptsächlichste  Rechtssatz  des  Völker- 
rechts geht  dahin,  dass  das,  was  sich  die  Staaten  gegenseitig  ver- 
sprechen, für  den  einzelnen  Staat  verbindlich  sei.  Man  stellt 
allgemein  die  Verbindlichkeit  von  Staatsverträgen  auf;  diese  Ver- 
bindlichkeit entspringt  aber  nicht  dem  Rechte  des  einzelnen  con- 
trahirenden  Staates,  sondern  dem  über  die  Staaten  geltenden 
Rechtssatze,  dass  die  Staaten  an  die  von  ihnen  abgeschlossenen 
Verträge  gebunden  seien.  Würde  die  Vertragsverbindlichkeit  bloss 
aus  dem  speciellen  staatlichen  Rechte  fliessen,  so  könnte  ja  ein 
Contrahent  einfach  sein  Recht  ändern  und  die  Verbindlichkeit  auf- 
heben, was  doch  nicht  die  Meinung  des  Völkerverkehres  ist.  Das 
Völkerrecht  entbehrt  aber  auch  nicht  der  Positivität.  Allerdings 
giebt  es  keine  Behörde  über  die  Staaten,  aber  es  giebt  eine 
Autorität  über  dieselben,  welcher  die  ähnliche  Function  zukommt, 
wie  dem  Willen  des  Gesetzgebers  im  Staate.  Diese  Autorität 
ist  der  humane  und  sittliche  Wille,  das  Rechtsbewusstsein  der 
Culturbevölkerung,  eine  Autorität,  die  ihren  Ausdruck  darin  zu 
finden  weiss,  dass  sie  die  führenden  Mächte  zu  einem  Proteste 
und  zu  einer  Reaction  gegen  die  Verletzung  des  Völkerrechts  zu 
veranlassen  vermag.  Darin  zeigt  auch  das  Völkerrecht  den 
Character  des  Rechts  überhaupt,  dass  bei  Rechtsverletzungen  ein 
Einschreiten  gesellschaftlicher  Machtorgane  vorausgesetzt  wird. 
Wenn  auch  diese  Reaction  nicht  in  der  genauen  und  sicheren 
Weise  vorgesehen  ist,  wie  beim  staatlichen  Rechte,  so  ist  die 
Vorstellung  doch  ein  allgemeine,  dass  bei  Völkerrechtsverletzungen 
sich  eine  machtvolle  Gegenströmung  erheben  wird.  Bei  der  Frage, 
welche  Rechtssätze  für  die  internationalen  Verhältnisse  gelten 
sollen,  wird  man  auf  den  muthmasslichen  Willen  der  Cultur- 
Btaaten,  als  einheitliche  Macht  gedacht,  abstellen  müssen.  Ge- 
bräuche und  Gewohnheiten  der  Völker  untereinander,  wie  sie  sich 
aus  einem  langandauernden  Verkehr  ergeben  haben,   wird  man 


—     32     — 

entschieden.'  Der  Richter  wird  sich  bei  der  Erforschung  des 
muthma88lichen  Willens  des  Gesetzgebers  gesagt  haben,  dass 
letzterer  sich  bei  Erlass  einer  Wechselordnung  jedenfalls  an  die 
hervorragendsten  ausländischen  Gesetzgebungen  gehalten,  dass  er 
sich  der  herrschenden  Theorie  und  Praxis  sicher  angeschlossen 
haben  würde.  Wenn  ein  neues  Privatrechtsgesetz  erlassen  wird, 
worin  keine  oder  nicht  genügende  Bestimmungen  transitorischer 
Natur  enthalten  sind,  so  wird  der  Richter  dennoch  für  bereits 
eingetretene  Verhältnisse,  dem  mutmasslichen  Willen  des  Ge- 
setzgebers gemäss,  das  alte  Recht  noch  anwenden.  Das  Gleiche 
ist  der  Fall  in  Bezug  auf  die  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts.  Die  wenigsten  Staaten  haben  diese  Materien  über- 
haupt oder  in  genügender  Weise  geordnet  und  doch  glaubt  sich 
der  Richter  im  Einklang  mit  dem  Gesetzgeber  zu  befinden,  wenn 
er  diese  internationalen  Rechtsfragen  nach  dem  Stande  der  Wissen- 
schaft entscheidet. 

Wo,  wie  in  den  modernen  Staaten,  das  gesammte  Rechts- 
gebiet beinahe  codifizirt  ist,  hat  der  Richter  und  Verwaltungs- 
beamte sich  an  das  erklärte  Recht  zu  halten.  So  genau  und  klar 
nun  aber  auch  eine  Gesetzgebung  sein  mag,  so  lässt  sich  doch  in 
jeder  Rechtssprechung  im  Verlaufe  der  Zeit  eine  Veränderung 
konstatiren.  Der  Richter  wird  bei  der  Auslegung  des  Rechts 
bald  ausdehnender  bald  zurückhaltender  Weise  vorgehen  je  nach 
den  kulturellen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fortschritten.  Der 
Gesichtspunkt,  den  der  Richter  bewusst  oder  unbewusst  einnimmt, 
ist  dabei  die  Beachtung  des  muthmasslichen  Willens  des  Gesetz- 
gebers. Es  wird  sich  oft  zeigen,  dass  eine  Bestimmung  den  ver- 
änderten Bedürfnissen  nicht  mehr  genügt  und  den  Verhältnissen 
nicht  mehr  vollkommen  gerecht  wird.  Hier  wird  der  Richter  an- 
nehmen dürfen,  dass  der  Wille  des  Gesetzgebers,  wenn  er.  sich 
auszusprechen  hätte,  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  weiter 
oder  weniger  weit  gehen  würde;  der  Richter  darf  dann  gestützt 
auf   den    muthmasslichen    Willen    des    Gesetzgebers   durch    eine 
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freiere  Interpretation  oder  durch  eine  neue  oder  veränderte  juri- 
stische Construction  helfend  eingreifen.  Wir  beobachten  diesen 
rechtsfortbildenden  Factor  der  Rechtssprechung  überall  in  allen 
Ländern.  Welche  immer  ausgedehntere  Interpretation  hat  nicht 
z.  B.  das  schweizerische  Bundesgericht  den  Grundsätzen  der  Rechts- 
gleichheit, des  Verbotes  der  Doppelbesteuerung  u.  s.  w.  angedeihen 
lassen.  Auf  die  allmählige  Anerkennung  der  Delictsfahigkeit 
juristischer  Personen  seitens  der  deutschen  Gerichte  und  nament- 
lich auch  des  deutschen  Reichsgerichts  hat  erst  jüngst  Gierke 
aufmerksam  gemacht8. 

Zu  betonen  ist  aber,  dass  dieser  rechtsausbildende  Factor 
der  Rechtssprechung  nicht  auf  dem  freien  subjektiven  Ermessen 
des  Richters  beruht.  Der  Richter  soll  eben  durch  Beobachtung 
des  Lebens,  durch  ein  feines  Verständniss  für  die  modernen 
Poatulate  des  Rechtslebens,  den  muthmasslichen  Willen  des  Ge- 
setzgebers zu  erforschen  suchen.  Nicht  weil  er  es  so  meint, 
sondern  weil  er  der  Ueberzeugung  ist,  dass  der  souveräne  gesetz- 
gebende Wille  es  billigen  würde,  darf  der  Richter  mit  der  Zeit 
vorwärtsgehen.  Der  Positivismus  hat  es  nicht  vermocht,  diese 
rechtsfortbildende  Macht  zu  verhindern,  wohl  aber  häufig  den 
Richter  veranlasst,  eine  Form  zu  finden,  worin  dieser  rechts- 
fortbildende Factor  untergebracht  wird.  Eine  solche  Form  ist 
z.  B.  die  Auslegung  des  Partei  willens;  man  sucht  etwas  als  von 
den  Parteien  gewollt  hinzustellen,  während  es  Rechtnormen  sind, 
welche  dem  muthmasslichen  Willen  des  Gesetzgebers  gemäss  an- 
gewendet werden. 

Der  rechtsfortbildende  Factor  der  Rechtssprechung  hat  frei- 

•  Ihkrings  Jahrbücher  1895 ,  S.  234  ff.  Aus  der  französischen  Juris- 
prudenz  ist  hervorzuheben,  die  Ausdehnung  des  Schadensersatzes  auf  dorn- 
mage  moral  und  die  Gewährung  eines  Anspruches  der  verführten  Frauens- 
person gegen  den  Verführer  mit  Rücksicht  auf  die  Geburt  und  Kindschaft. 
Zu  verweisen  ist  auch  auf  den  in  der  französischen,  englischen,  amerikanischen 
und  schweizerischen  Rechtspflege  ausgebildeten  Schutz  gegen  illoyale  Kon- 
kurrenz (Kobxjeb,  Juristisches  Litteraturblatt  1896,  S.  116). 
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lieh  nicht  die  Bedeutung,  dass  der  Richter  sich  über  unzweifel- 
hafte Grundprinzipien  der  Gesetzgebung  hinwegsetzen  darf,  auch 
wenn  die  allgemeine  Anschauung  und  das  vorgeschrittene  Rechts- 
bewusstsein  für  eine  Aenderung  spricht9;  hier  ist  es  Pflicht  des 
Gesetzgebers,  sich  aufzuraffen  und  seinen  geänderten  Willen  un- 
zweideutig auszusprechen. 

Der  Gesetzgeber  erkennt  häufig  diesen  rechtsausbildenden 
Factor  der  Rechtssprechung  selbst  an,  indem  er  in  der  Gesetz- 
gebung absichtlich  Details  unerwähnt  lässt  oder  eine  allgemeine 
Fassung  vorzieht  oder  das  Ermessen  des  Richters  anruft.  In 
allen  diesen  Fällen  will  aber  der  Gesetzgeber  gewiss  nicht,  dass 
beim  Richter  rein  subjeetive  Anschauungen  spielen  dürfen,  son- 
dern er  setzt  voraus,  dass  der  Richter  dabei  die  allgemeine  Rechts- 
entwicklung, den  Stand  der  Rechtswissenschaft,  das  Rechtsbewusst- 
sein  des  Volkes,  die  öffentliche  Meinung  u.  s.  w.,  also  Factoren 
berücksichtigen  soll,  welche  alle  auch  Grundlagen  des  Gesetz- 
gebungswillens sind. 

Die  Positivität  des  Rechts  hegt  darin,  dass  der  massgebende 
Wille  des  Gemeinwesens  die  Anwendung  fordert.  Diesen  mass- 
gebenden Willen  haben  wir  kurz  den  gesetzgeberischen  Willen 
genannt.  Der  gesetzgeberische  Wille  wird,  wenn  er  sich  offen 
erklärt,  die  Rechtsätze,  deren  Anwendung  er  fordert,  aufzahlen 
oder  so  bezeichnen  müssen,  dass  eine  Verwechslung  nicht  mög- 
lich ist  (Gesetzgebungsact).  Der  Gesetzgebungswille  wird  dabei 
auf  bereits  sich  vorfindende  Rechtssätze  Bezug  nehmen  müssen; 
denn  die  Bildung  und  Formulirung  der  Rechtssätze  geht  dem 
Gesetzgebungsacte  zeitlich  voraus.  Dies  wird  namentlich  klar, 
wenn  z.  B.  ein  Land  das  Civil-  oder  Handelsgesetzbuch  eines  be- 
freundeten Staates  ebenfalls  einführt,  oder  doch  das  Wesentliche 


9  Die  Gesetzgebung  eines  Staates  über  eheliches  Güterrecht  entspricht 
vielleicht  der  Auffassung  über  die  Stellung  der  Frau  nicht  mehr,  trotzdem 
darf  der  Richter  sich  über  die  ausgesprochenen  Rechtssätze  nicht  hinweg- 
setzen, quoties  certum  mandatum,  recedi  a  forma  non  debeat  (1.  46  D.  17,  1). 
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daraus  entnimmt.  In  den  modernen  Staaten  werden  die  Rechte- 
Sätze  durch  die  vorberathenden  Commissionen,  die  Regierung  und 
die  Kammern  gebildet  und  festgestellt,  bevor  der  Gesetzgebungs- 
act  erfolgt.  Durch  den  letzteren  erhalten  die  Rechtssätze  keine 
andere,  neue  Form,  es  wird  nichts  in  sie  hineingelegt,  sondern 
sie  werden  bloss  umfasst  und  als  anwendbar  hingestellt.  Und 
wenn  der  Gesetzgeber  diesen  Rechtssätzen  die  Positivität  entzieht, 
so  verlieren  sie  inhaltlich  nichts,  nicht  einmal  etwas  in  der  Form, 
sie  werden  lediglich  vom  Gesetzgebungswillen  nicht  mehr  umfasst, 
sie  werden  fallen  gelassen.  Es  wäre  z.  B.  denkbar,  dass  ein  neu 
gegründeter  Staat  provisorisch  ein  angesehenes  Lehrbuch  der 
Pandecten  als  geltendes  Privatrecht  aufstellte.  Dadurch  würde 
weder  Form  noch  Inhalt  dieses  Lehrbuches  etwas  erhalten.  Der 
Gesetzgebungsact  ist  allerdings  Aeusserung  und  diese  Aeusserung 
wird  in  der  Regel  vor  und  nach  Aufzählung  der  Rechtssätze,  als 
Eingang  und  als  Schluss  den  Rechtssätzen  beigefügt;  wesentlich 
ist  dies  nicht.  Wesentlich  ist  nur  die  Beschreibung,  die  Identifi- 
cirung  der  Rechtssätze,  welche  als  anwendbar  erklärt  werden.  Der 
Gesetzgebungsact  ist  Aeusserung  des  souveränen  Willens,  dass 
die  näher  bezeichneten  Rechtssätze  anwendbar  seien.  Dieser  Act 
ist  nicht  einmal  ein  Befehl.  Sämmtliche  Organe  des  Staates, 
sämmtliche  Beamte  sind  gemäss  ihrer  übernommenen  Amtspflicht 
verbunden,  die  durch  den  Gesetzgebungsact  bezeichneten  Rechts- 
sätze anzuwenden.  Es  braucht  hierfür  nicht  jedesmal ,  bei  jedem 
Gesetze  eines  speziellen  Befehles,  noch  weniger  ist  eine  Summe 
von  Befehlen,  wovon  jeder  einen  einzelnen  Rechtssatz  zum  Im- 
perativ gestaltet,  vorhanden.  Die  Pflicht,  jeden  Gesetzgebungs- 
act, die  bereits  erlassenen  und  noch  kommenden  Gesetze  zu 
respectiren,  ist  ein  Bestandteil  der  Amtspflicht  überhaupt.  Es 
besteht  in  jedem  Staate  der  Fundamentalrechtssatz,  dass  die  Be- 
hörden und  Beamten  an  die  durch  einen  Gesetzgebungsact  be- 
zeichneten Rechtssätze  gebunden  sind  bis  und  solange  ein  neuer 
Gesetzgebungsact  den  Rechtssätzen  die  Positivität  entzieht.    Der 
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Gesetzgeber  braucht  deshalb  gar  nicht  zu  befehlen  oder  auch  nur 
zu  verlangen,  dass  die  Rechtssätze  befolgt  werden;  indem  er  den 
Gesetzgebungsact  vornimmt,  weiss  er  schon,  dass  die  Beamten  an 
die  bezeichneten  Rechtssätze  gebunden  sind.  Der  Gesetzgebungs- 
act ist  erkennbar  durch  seine  Form.  Diese  Form,  sowie  die  Be- 
fugniss  zum  Gesetzgebungsacte  selbst,  die  Competenz  ist  durch  das 
positive  Recht  geordnet,  sodass  der  Gesetzgebungsact  auf  seine 
Rechtsformigkeit  hin  geprüft  werden  kann10. 

Der  Gesetzgebungsact  wendet  sich  vornehmlich,  wenn  auch 
nicht  ausschliesslich  an  die  Behörden  und  Beamten.  Diese  haben 
mit  Annahme  ihres  Amtes  Pflichten  übernommen  und  diese  Pflich- 
ten bestehen  darin,  die  erlassenen  und  geltenden  Gesetze  zu  be- 
obachten und  anzuwenden.  Es  giebt  Gesetze,  welche  sich  über- 
haupt nur  mit  dem  Verhalten  der  Behörden  und  Beamten  befassen, 
so  namentlich  Gesetze,  welche  das  Verwaltungsrecht  und  das  for- 
melle Prozessrecht  betreffen.  Aber  auch  die  Gesetze,  die  ihrer 
Natur  nach  das  Publikum  überhaupt  berühren,  also  das  Civil- 
gesetz  und  das  Strafgesetz  finden  ihren  Anhalt  durch  die  An- 
wendung der  Behörden.  Dadurch,  dass  die  Behörden  bei  ihren 
Entscheidungen  und  Verfugungen  das  Civil-  und  Strafgesetz  zu 
Grunde  legen,  wird  das  Publikum  genöthigt,  diese  Rechtssätze 
ebenfalls  anzuerkennen,  wenn  sonst  nicht  Nachtheile  gewärtigt 
werden  wollen.  Alles  Recht  sieht  indirect  oder  direct  das  Ver- 
halten staatlicher  Organe  vor.  Die  Rechtsgesetze  unterscheiden 
sich  eben  von  anderen,  z.  B.  von  Anstands-  und  Höflichkeits- 
gesetzen dadurch,  dass  sie  bei  Verletzungen  immer  ein  Ein- 
greifen  von  Staatsorganen   vorsehen;    das  Charakteristische   des 

10  Die  Pflicht  des  Beamten  und  Richters  ist  diejenige  eines  Mandatars. 
Er  soll  sich  so  verhalten  und  handeln,  wie  das  Gesetz  es  vorschreibt.  Das 
Gesetz  ist  die  nähere  Instruction,  die  Anweisung,  wie  die  Behörde  ihren 
Pflichten  nachzukommen  hat.  Die  durch  den  Gesetzgebungsact  bezeichneten 
Rechtssätze  sind  Inhalt  des  Mandats  und  insoweit  kann  man  jedes  Gesetz 
als  Mandat  an  die  Behörden  oder  vielmehr  als  Ergänzung,  Erweiterung  und 
Abänderung  eines  bereits  bestehenden  Mandates  bezeichnen. 
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Rechte  liegt  darin,  dass  es  Bezug  nimmt  auf  gesellschaftliche 
Machtorgane.  Der  Bürger  muss  das  staatliche  Recht  anerkennen, 
weil  es  die  Autorität  der  Behörden  für  sich  hat,  weil  diese  es  an- 
wenden und  man  sich  hineinfugen  muss.  Das  Verhalten  der  Be- 
hörden, das  mittelbar  (bei  Verletzungen)  erfordert  ist,  besteht 
in  der  Regel  in  einer  Zwangshandlung,  einer  Execution  gegenüber 
dem  Bürger.  Man  kann  dabei  aber  nicht  vom  Zwange  als  einer 
Eigenschaft  des  Rechts  sprechen;  der  Zwang  ist  etwas  für  sich, 
er  gehört  nicht  dem  Rechte  selbst  an.  Die  zwangsweisen  behörd- 
lichen Handlungen,  welche  das  Recht  vorsieht,  sind  nicht  Er- 
zwingung yon  Rechtsregeln,  sondern  bilden  ein  Verhalten  gemäss 
dem  Recht.  Nicht  das  Recht  wird  erzwungen,  sondern  nur  etwas, 
das  das  Recht  will.  Das  Recht  sieht  nicht  seine  Erzwing- 
barkeit,  sondern  zwangsweise  Handlungen  vor,  allerdings  regel- 
mässig im  Hinblick  auf  eine  voraufgegangene  Rechtsverletzung. 

Die  Positivität  des  Rechts  liegt  in  der  Verbindlichkeit  der  Be- 
hörden, es  auszuüben  und  anzuwenden,  in  der  Function  der  Staats- 
maschinerie. 

Das  Recht,  welches  sich  an  die  Behörden  einzig  wendet, 
bloss  deren  Verhalten  zum  Gegenstande  hat,  wird  im  geordneten 
Staatswesen  zugleich  mit  der  entsprechenden  Verbindlichkeit  zur 
Ausübung,  auch  wirklich  ausgeübt.  Das  Recht  aber,  welches 
sich  in  erster  Linie  mit  dem  Verhalten  des  einzelnen  Bürgers  be- 
fasst,  so  das  Privat-  und  Strafrecht,  kommt  erst  zur  Anwendung 
der  Behörde,  wenn  die  Rechtsverletzung  durch  den  Bürger  be- 
gangen wurde  und  geklagt  wird.  Das  Privatrecht  wird  herge- 
brachtermassen  in  eine  Form  gefasst,  die  sich  mehr  an  den  ein- 
zelnen Bürger  wendet,  mehr  das  Verhalten  der  Einzelnen  als  das- 
jenige der  Behörden  in  den  Vordergrund  stellt,  währeud  die 
moderne  Fassung  des  Strafrechts  das  Verhalten  des  Richters 
zunächst  in  Betracht  zieht.  Man  hat  schon*  behauptet,  das 
moderne  Strafrecht  gebe  überhaupt  nur  Verhaltungsmassregeln  für 
den  Richter.     Es  ist  dies  nicht  richtig;  sowohl   das  Privatrecht 
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wie  das  Strafrecht  befassen  sich  mit  dem  Verbalten  der  Ein- 
zelnen, mit  dem  Verhalten  der  Behörden  im  Falle  der  Rechts- 
verletzung und  Klage 11.  Solange  keine  strafrechtliche  Verletzung 
stattfindet,  wird  das  vom  Gesetzgeber  als  positiv  erklärte  Recht 
vom  Publikum  auch  angewendet.  So  kann  es  kommen,  dass  z.  B. 
ganze  Parthieen  des  Strafgesetzes  von  den  Bürgern  jahrelang  strenge 
beobachtet  werden.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  es  finde  während 
längerer  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten  eines  Strafgesetzbuches  kein 
Mord  statt;  hier  wird  das  vom  Gesetzgeber  vorgesehene  Verhalten 
der  Bürger  erfüllt,  während  das  für  die  Behörden  vorgesehene 
entsprechende  Verhalten  nicht  eintritt,  weil  der  vorausgesetzte 
Thatbestand  fehlt.  Beim  Privatrecht  kann  es  vorkommen,  dass 
eine  Anzahl  von  Rechtssätzen  deshalb  nicht  zur  Nachachtung 
durch  das  Publikum  und  der  Behörden  gelangen,  weil  die  voraus- 
gesetzten Thatbestände  nicht  eintreten,  so  werden  die  Bestim- 
mungen über  den  Fund  solange  nicht  beobachtet,  als  nichts  ver- 
loren und  nichts  gefunden  wird;  so  können  auch  vorgesehene 
seltenere  Fälle  des  Erbrechts  gar  nie  eintreten.  Die  Positivität 
des  Privatrechts  und  des  Strafrechts  beginnt  aber  nicht  erst  mit 
der  Anwendung  und  Befolgung  der  Rechtssätze  durch  das  Publi- 
kum oder  der  Behörden,  sondern  bereits  in  dem  Momente,  wo 
für  die  letzteren  die  Pflicht  zur  Anwendung  entsteht.    Mit  diesem 


11  Statt  der  doppelten  Fassang  der  Rechtssätze,  eine  berechnet  für  das 
Publikum  und  eine  für  die  Behörden,  wählt  der  Gesetzgeber  der  Einfachheit 
wegen  nur  eine  und  es  muss  dann  die  andere  daraus  geschlossen  werden. 
Der  Privatrechtssatz :  wer  gutgläubig  erwirbt,  wird  Eigenthümer,  ist  für  das 
Publikum  gefasst;  für  den  Richter  hätte  der  Satz  etwa  die  Fassung  zu  er- 
halten: wenn  der  Besitzer  die  Sache  gutgläubig  erworben  hat,  so  ist  der 
frühere  Eigenthümer  mit  seiner  Klage  auf  Herausgabe  abzuweisen.  Der 
Strafrechtssatz:  wer  eine  anvertraute  Sache  in  eigenem  Nutzen  verwendet, 
wird  wegen  Unterschlagung  mit  Gefangniss  bestraft,  hat  hinwieder  eine  Fas- 
sung, die  sich  mehfr  an  den  Richter  wendet.  Für  das  Publikum  könnte  der 
Satz  lauten :  wem  etwas  anvertraut  worden  ist,  soll  es  jederzeit  dem  Eigen- 
thümer in  Bereitschaft  halten,  ansonst  er  sich  einer  strafbaren  Handlung 
schuldig  macht. 
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Zeitpunkte  beginnt  auch  die  Anerkennung  oder  das  Anerkennen- 
müssen der  Rechtssätze  durch  das  Publikum.  Die  Construction 
einer  Pflicht  des  einzelnen  Bürgers  zur  Befolgung  der  Rechts- 
sätze lässt  sich  nicht  wohl  aufstellen,  indem  der  Privatmann  nicht, 
wie  der  Beamte  eine  bezügliche  Pflicht  übernommen  hat.  Nur  eine 
moralische  Verpflichtung  liegt  für  den  Bürger  vor,  soweit  das  Recht 
sittlichen  Inhaltes  ist.  Die  Annahme  einer  Pflicht  des  einzelnen 
Bürgers  zur  Befolgung  der  als  positiv  deklarirten  Rechtssätze  ist 
übrigens  zur  Begründung  der  Posivität  durchaus  nicht  erforderlich. 
Es  genügt,  wenn  die  Pflicht  der  Behörde  da  ist;  daraus  resultirt 
für  das  Publikum  die  indirecte  Nöthigung,  um  Nachtheilen  aus- 
zuweichen, die  Rechtssätze  anzuerkennen18. 

Es  giebt  eine  Positivität,  die  entweder  historisch  gegeben  ist 
oder  so  unvermittelt  eintritt,  dass  wir  den  Rechtssatz,  dessen  An- 
wendung und  Ausfuhrung  bereits  vorliegt,  nicht  ausgesprochen 
finden.  Es  gilt  dies  namentlich  von  der  staatlichen  Organisation. 
Die  historisch  gegebene  Organisation  eines  Staatswesens  ist  da, 
sie  wird  von  der  Verfassung  als  gegeben  anerkannt,  nicht  erst 


11  Der  Gesetzgeber  richtet  seine  Gesetze  sowohl  an  die  Behörden,  wie 
an  das  Publikum,  in  beiden  Fällen  aber  von  einem  verschiedenen  Stand- 
punkte aus.  Das  Gesetz  ist  gegenüber  den  Behörden  Präcisirung,  Erweite- 
rung, Abänderung  des  Mandates;  gegenüber  dem  Publikum  ist  das  Gesetz 
eine  Darstellung,  wie  sich  der  einzelne  Bürger  zu  verhalten  hat,  wenn  er  im 
Sinne  des  Gesetzgebers  handeln  will  und  sich  vor  Nachtheilen,  die  von  den 
Behörden  verhängt  werden,  schützen  will.  Der  Gesetzgeber,  soweit  er  sich 
an  das  Publikum  wendet,  lehrt,  wünscht,  begehrt  oder  erlaubt.  Das  Gesetz 
ist  nicht  Befehl  an  den  einzelnen  Bürger;  wohl  aber  gelangen  an  den  ein- 
zelnen Bürger  Befehle  der  Behörden ,  gestützt  auf  das  Gesetz ,  z.  B.  Befehl, 
sich  zum  Militärdienste  zu  stellen,  Steuern  zu  zahlen,  als  Zeuge  oder  Sach- 
verständiger zu  erscheinen  u.  s.  w.  Befehle  erfolgen  auch  von  höheren  Be- 
hörden an  untere,  wiederum  in  Folge  eines  gesetzmässigen  Verhaltens. 
Während  aber  die  Befolgung  rechtmässiger  Befehle  durch  die  unteren  Be- 
hörden Ausübung  einer  übernommenen  Pflicht  ist,  ist  die  Befolgung  gesetzes- 
mässiger  behördlicher  Befehle  durch  den  Bürger  nicht  Ausübung  einer  über- 
nommenen Pflicht,  sondern  Ausfluss  seiner  Achtung  vor  den  Staatsinstitutionen, 
seiner  Einsicht  und  der  Furcht  vor  zu  gewärtigenden  Nachtheilen« 
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geschaffen.  Der  Rechtssatz,  welcher  die  staatliche  Einrichtung 
veranlasst  hat,  liegt  weit  in  der  Vergangenheit,  war  aber  doch 
einmal  da,  wenn  auch  nur  als  Rechtsgedanke  derjenigen,  welche 
die  Einrichtung  thatsächlich  einführten.  Bei  Umwälzungen  und 
Aenderung  der  staatlichen  Organisation  durch  erfolgreiche  Revolu- 
tionen, verwirklicht  sich  die  staatsrechtliche  Anschauung  der  Em- 
pörer; mit  dem  Gelingen  der  Umwälzung  ist  der  von  den 
Revolutionären  aufgestellte  Staatsrechtssatz  durchgeführt.  Mass- 
gebender Wille  im  Staate  war  hier  eben  der  Wille  der  Revolu- 
tionäre; er  war  massgebend,  weil  sie  den  Erfolg  und  nachher  die 
Macht  für  sich  hatten,  diesem  Willen  im  Staate  Geltung  zu 
verschaffen. 

Der  Positivismus  hält  bei  der  Begriffsbestimmung  des  Rechts 
daran  fest,  dass  nur  positives  Recht  Recht  sei  und  dass  dasselbe 
entstehe  durch  das  äussere  Geschehniss  der  Sanctionirung.  Vorher 
sei  kein  Recht  vorhanden,  sondern  bloss  etwa  Vernunftssätze, 
sittliche  Normen,  auf  practischer  Erfahrung  beruhende  technische 
Regeln,  Einfalle,  Ideen18. 

Der  Begriff  des  Rechts  ist  wohl  zunächst  nur  von  theo- 
retischer Bedeutung,  wenn  auch  practische  Folgerungen  daraus 
durchaus  nicht  undenkbar  sind.  Aber  aus  der  Aufstellung  eines 
Rechtsbegriffes,  dem  das  Merkmal  der  Positivität  fehlt,  dürfen  wir 
doch  noch  nicht  den  Schluss  ziehen,  dass  solches  nicht  positive 
Recht  irgendwie  Anspruch  auf  Berücksichtigung  im  Staate  zu 
machen  habe.  Insofern  fehlt  dem  Streite  darüber,  ob  es  un- 
positives Recht  gebe  oder  nicht,  wenigstens  die  Spitze,  dass  man 
dem  Verfechter  der  ersten  Ansicht  naturrechtliche  Anschauungen 
vorwerfen  kann,  indem  er  sofort  zugiebt,  dass  dem  unpositiven 
Rechte  die  Verbindlichkeit  zur  Anwendung  fehlt. 

Die  Annahme,  dass  nur  Recht  sei,  was  als  solches  im  Staate 
functionirt,  verkennt  aber  auch  vollkommen  die  Natur  des  Völker- 
rechts.     Ueber  die  Staaten  als   solche  ist    ein  Recht   denkbar 

18  Bkbobohm  a.  a.  O.  S.  546. 
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and  man  betrachtet  auch  hergebrachtermassen  und  überall  den 
Verkehr  der  Staaten  untereinander  als  unter  Rechtsregeln  stehend. 
Der  grundlegende  und  hauptsächlichste  Rechtssatz  des  Völker- 
rechts geht  dahin,  dass  das,  was  sich  die  Staaten  gegenseitig  ver- 
sprechen, für  den  einzelnen  Staat  verbindlich   sei.    Man  stellt 
allgemein  die  Verbindlichkeit  von  Staatsverträgen  auf;  diese  Ver- 
bindlichkeit entspringt  aber  nicht  dem  Rechte  des  einzelnen  con- 
trahirenden  Staates,   sondern  dem   über  die   Staaten  geltenden 
Rechtssatze,  dass  die  Staaten  an  die  von  ihnen  abgeschlossenen 
Verträge  gebunden  seien.  Würde  die  Vertragsverbindlichkeit  bloss 
aus  dem  speciellen  staatlichen  Rechte  fliessen,  so  könnte  ja  ein 
Contrahent  einfach  sein  Recht  ändern  und  die  Verbindlichkeit  auf- 
heben, was  doch  nicht  die  Meinung  des  Völkerverkehres  ist.   Das 
Völkerrecht  entbehrt  aber  auch  nicht  der  Positivität.    Allerdings 
giebt  es  keine  Behörde  über  die   Staaten,   aber   es  giebt   eine 
Autorität  über  dieselben,  welcher  die  ähnliche  Function  zukommt, 
wie  dem  Willen  des  Gesetzgebers  im  Staate.    Diese  Autorität 
ist  der  humane  und   sittliche  Wille,   das  Rechtsbewusstsein   der 
Culturbevölkerung,  eine  Autorität,  die  ihren  Ausdruck  darin  zu 
finden  weiss,  dass  sie  die  fuhrenden  Mächte  zu  einem  Proteste 
und  zu  einer  Reaction  gegen  die  Verletzung  des  Völkerrechts  zu 
veranlassen    vermag.     Darin    zeigt   auch   das   Völkerrecht    den 
Character  des  Rechts  überhaupt,  dass  bei  Rechtsverletzungen  ein 
Einschreiten   gesellschaftlicher   Machtorgane   vorausgesetzt   wird. 
Wenn  auch  diese  Reaction  nicht  in   der   genauen   und   sicheren 
Weise  vorgesehen  ist,  wie  beim   staatlichen  Rechte,   so    ist   die 
Vorstellung  doch  ein  allgemeine,  dass  bei  Völkerrechtsverletzungen 
sich  eine  machtvolle  Gegenströmung  erheben  wird.    Bei  der  Frage, 
welche  Rechtssätze   für   die   internationalen  Verhältnisse   gelten 
sollen,    wird  man  auf  den  muthmasslichen  Willen    der   Cultur- 
staaten,  als  einheitliche  Macht  gedacht,  abstellen  müssen.    Ge- 
bräuche und  Gewohnheiten  der  Völker  untereinander,  wie  sie  sich 
aus  einem  langandauernden  Verkehr  ergeben  haben,   wird  man 
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dabei  als  im  Willen  dieser  Macht  liegend  betrachten  und  darin 
die  Verbindlichkeit  ihrer  Anwendung  finden. 

Dass  der  Begriff  des  Rechts  nicht  notwendigerweise  derjenige 
des  positiv  geltenden  Rechts  zu  sein  braucht,  zeigt  sich  darin, 
dass  wir  hergebrachtermassen  diejenigen  Sätze  als  Recht  be- 
zeichnen, welche  einmal  Positivität  hatten.  Wir  dürfen  von  einem 
fränkischen  j  longobardischen  etc.  Rechte  sprechen,  obgleich  ein 
solches  gegenwärtig  nicht  als  positives  Recht  gilt.  Sodann  ist 
auch  dem  Sprachgebrauche  Beachtung  zu  schenken,  der  den 
Ausdruck  Recht  nicht  bloss  zur  Bezeichnung  positiven  Rechts  ver- 
wendet. Man  spricht  in  der  That  von  einem  idealen,  natürlichen, 
höheren  Rechte.  Wir  wissen  auch,  dass  die  Anhänger  der  Legiti- 
mität ein  eigenes,  höheres,  mit  dem  staatlichen  nicht  identisches 
Recht  behaupten.  Wir  dürfen  also  ohne  Scheu  von  nicht  geltendem 
Rechte  als  Recht  sprechen,  sofern  wir  damit  nicht  das  Postulat 
verbinden,  dass  dieses  nicht  geltende  Recht  Anspruch  auf 
Schutz  habe. 

Die  Merkmale  des  Rechtsbegriffes  beruhen  nicht  auf  der 
Positivität.  Die  letztere  ist  etwas  für  sich,  das  zum  ersteren 
hinzutreten  kann.  Die  Bedeutung  des  Rechts,  seine  Zweck- 
bestimmung allerdings  erfüllt  sich  durch  die  Positivitätserklärung. 
Das  Recht  ist  Mittel  zum  Zwecke  der  gesellschaftlichen  Ordnung 
und  dieser  Zweck  erfüllt  sich  durch  die  Positivitätserklärung.  Die 
Zweckbestimmung  kann  man  als  Merkmal  des  Rechtsbegriffes  an- 
führen, nicht  aber  das  Geschehniss  der  Zweckverwirklichung  selbst. 
Wie  ein  behauener  Stein  Baustein  ist,  auch  wenn  er  nicht  zu 
einem  Bau  verwendet  ist  oder  beim  Niederreissen  eines  Baues 
zwecklos  daliegt,  wie  ein  Lehrbuch  solches  sein  kann,  auch  wenn 
es  nicht  in  den  Schulen  eingeführt  ist  oder  wieder  ausser  Gebrauch 
gesetzt  wird,  so  giebt  es  auch  Recht,  welches  noch  nicht  ein- 
geführt ist  oder  seine  Anwendung  verloren  hat. 

Wenn  also  Recht  möglich  ist  ausser  dem  positiven  Rechte, 
so  liegt,  wie  betont,  die  Bedeutung  solchen  Rechts  nicht  darin, 
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dass  es  irgendwie  auf  Beachtung  oder  Anwendung  durch  die 
Staatsbeamten  Anspruch  zu  machen  hat.  Nichtpositives  Recht 
kann  von  Jedermann  pnoduzirt  werden.  Jedermann  kann  ein 
Rechtssystem  ausarbeiten  oder  einzelne  Rechtssätze  aufstellen, 
wenn  es  ihm  Vergnügen  macht.  Die  Art  der  Production  ist 
ganz  die  gleiche,  wie  bei  der  Schaffung  staatlichen  Rechts.  Der 
Ausgang  ist  ein  psychischer,  die  Production  eine  geistige  Arbeit, 
wobei  verschiedene  Seelenkräfte,  Intellect,  Gefühle,  praktische  Er- 
fahrung  u.  s.  w.  mitspielen.  Die  private  Rechtsproduction  ist 
übrigens  nicht  immer  als  Spielerei  aufzufassen.  Wie  oft  werden 
Rechtsideen  und  Rechtsvorschläge  bedeutender  Männer  früher 
oder  später  in  Gesetzen  aufgenommen.  Diese  freie  Arbeit  der 
Rechtsbildung  wird  von  Vielen  geleistet,  die  sich  um  das  Interesse 
des  Staates,  des  wirtschaftlichen  und  socialen  Lebens  bekümmern. 
Diese  rechtsbildende  Macht  darf  nicht  unterschätzt  werden,  sie 
ist  auch  würdig,  dass  die  Wissenschaft  sich  danach  umschaut, 
auftauchende  Ideen  prüft  und  vertieft.  Gerade  das  wirtschaft- 
liche und  sociale  Leben  der  Gegenwart  bringt  eine  Fülle  von 
Rechtsideen,  die  der  Jurist,  wenn  er  seine  Aufgabe  richtig  erfasst, 
nicht  einfach  bei  Seite  schieben  darf1*. 


14  Die  Forderung  der  Positivisten ,  dass  sich  die  Rechtswissenschaft 
nur  mit  dem  positiven  Rechte  befassen  dürfe,  hat  in  neuerer  Zeit,  mehrfach 
Widerspruch  erfahren,  so  von  Kohler,  Juristisches  Litteraturblatt  1895, 
S.  198. 
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Strafrechtliche  und  strafprozessualische  Reformen 

in  England. 

Mitgeteilt 
von 

Dr.  C.  H.  P.  Inhülsen,  London. 


Man  könnte  daran  zweifeln,  ob  der  Weiterentwickelung  des 
englischen  Strafrechts  eine  eigentliche  praktische  Bedeutung  für 
Deutschland  zugesprochen  werden  darf.  Sieht  man  von  Aus- 
lieferungssachen und  von  denjenigen  Fällen  ab,  in  welchen  in 
England  begangene  Delikte  im  Deutschen  Reiche  zur  Aburteilung 
gelangen,  so  verbleibt  keine  besonders  umfangreiche,  deutsch- 
englische Strafrechtspraxis.  Wie  auf  dem  Kontinent  überhaupt, 
so  ist  man  auch  in  Deutschland  allerdings  sehr  leicht  geneigt, 
anzunehmen,  dass  ein  Thatbestand  vorliegt,  welcher  eine  Straf- 
verfolgung in  England  rechtfertigt.  Indessen  erfahrungsgemäss 
ist  diese  Annahme  in  sehr  vielen  Fällen  eine  durchaus  irrige  und 
insofern  höchst  gefahrlich,  als  man  im  Deutschen  Reiche  häufig 
kein  Bedenken  trägt,  diese  Annahme  in  einer  Weise  zu  äussern, 
welche  nach  englischem  Recht  einen  substantiellen  Schadensersatz- 
anspruch wegen  Beleidigung  entstehen  lässt.  Liegt  einmal  wirk- 
lich ein  Fall  vor,  in  welchem  eine  Strafverfolgung  in  England 
Aussicht  auf  Erfolg  hat,  so  pflegen  die  Eigentümlichkeiten  des 
englischen  Strafprozesses  den  Eifer  des  Verletzten  sehr  bald  zu 
dämpfen.     In  den  allerseltensten  Fällen  gelingt  es,   den  offen t- 
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liehen  Ankläger  in  England  für  die  Strafverfolgung  zu  inter- 
essieren; der  Weg  der  Privatklage,  welche  in  Deutschland  die 
seltene  Ausnahme  bildet,  ist  in  England  in  der  Regel  zu  be- 
schreiten, mithin  fallen  die  Kosten  und  Mühen  der  Strafver- 
folgung dem  Verletzten  persönlich  zur  Last.  Wirkt  dies  bereits 
höchst  entmutigend,  so  tritt  noch  als  weiteres  Hemmnis  der  Um- 
stand hinzu,  dass  der  Verletzte  persönlich  zu  erscheinen  und  sein 
oft  im  Auslande  befindliches  Beweismaterial  an  der  englischen 
Gerichtsstelle  vorzuführen  hat.  Wie  man  aber  auch  über  den 
praktischen  Wert  des  englischen  Strafrechts  in  Deutschland  denken 
mag,  das  englische  Strafrecht  hat  jedenfalls  eine  wissenschaftliche 
Bedeutung  in  Deutschland  gewonnen,  und  dürften  wenigstens  aus 
diesem  Grunde  die  modernen  Reformbestrebungen  mit  Interesse 
zu  verfolgen  sein,  welche  sich  seit  einiger  Zeit  in  England  auf 
strafrechtlichen  Gebieten  bemerkbar  machen. 

Es  giebt  zur  Zeit  einen  englischen  Rechtssatz,  welcher  wohl 
an  Eigentümlichkeit  Alles  übertrifft,  was  sonst  an  eigenartigen 
Sätzen  im  englischen  Strafrecht  enthalten  ist.  Gegen  eine  Person, 
welche  in  England  Vermögensstücke  in  Empfang  nimmt,  von  denen 
sie  weiss,  dass  dieselben  im  Auslande  gestohlen  wurden,  ist  eine 
Strafverfolgung  in  England  ausgeschlossen.  Da  in  derartigen 
Fällen  eine  Civilklage  keinen  Sinn  hat,  bleibt  dem  Bestohlenen 
weiter  nichts  übrig,  als  sich  mit  dem  englischen  Hehler  in  ausser- 
gerichtliche  Unterhandlungen  einzulassen.  Deutsche  Banken  haben 
bereits  häufiger  Gelegenheit  gehabt,  diese  englische  Eigentümlich- 
keit praktisch  kennen  zu  lernen;  noch  vor  Kurzem  gelang  es 
einem  Bankdiebe,  eine  Anzahl  von  Wertpapieren  in  einem  Ham- 
burger Bankgebäude  zu  stehlen  und  bei  Helfershelfern  in  London 
unterzubringen.  Von  dem  eigenartigen  Satze  besteht  allerdings 
insofern  eine  Ausnahme,  als  der  englische  Hehler  strafrechtlich 
verfolgt  werden  kann,  wenn  der  Diebstahl  im  Machtbereiche  des 
früheren,  englischen  Admiralitätsgerichts  begangen  wird.  Z.  B. 
erfolgte  Verurteilung  des  Hehlers  in  einem  Falle,  in  welchem  auf 
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einem  in  der  Maas  bei  Rotterdam  liegenden,  britischen  Schiffe 
Wertpapiere  gestohlen  waren.  Die  englischen  Gerichte  begründen 
den  im  hohen  Grade  auffälligen  Satz  in  folgender  Weise.  In- 
ländische Hehlerei  habe  zur  Voraussetzung,  dass  der  Diebstahl 
sich  als  eine  Felony  darstelle;  dieser  letztere  Begriff  sei  im  Aus- 
lande nicht  bekannt;  folglich  könne  der  Empfanger  von  im  Aus- 
lande gestohlenen  Sachen  nicht  wegen  inländischer  Hehlerei  be- 
straft werden.  Der  Lordkanzler  meinte  am  6.  Juli  1894  im 
englischen  Oberhause,  die  Gerichte  hätten  ein  technisches  Be- 
denken auf  die  Spitze  getrieben;  man  wird  indessen  weiter  gehen 
müssen  und  offen  anzuerkennen  haben,  dass  seitdem  im  Jahre  1870 
die  Felony  ihrer  wesentlichen  Eigenschaft,  nämlich  der  resultieren- 
den lehnsrechtlichen  Ver Wirkungen ,  entkleidet  worden  ist,  die 
Felony  zu  einer  strafbaren  Handlung  schwererer  Art  wurde  und 
einen  Begriff  bildet,  welcher  im  Auslande  sehr  wohl  bekannt  ist. 
Man  will  jetzt  die  alte  Anomalie  der  Gerechtigkeit  zur  Liebe 
opfern;  es  liegt  zur  Zeit  dem  Oberhause  eine  Larceny  Act  Amend- 
ment Bill  vor,  welche  nachstehende,  nicht  gerade  sehr  klare  Be- 
stimmung treffen  soll: 

„Falls  eine  Person  Vermögensstücke  in  Empfang  nimmt, 
von  denen  sie  weiss,  dass  dieselben  ausserhalb  des  Ver- 
einigten Königreichs  unter  derartigen  Umständen  gestohlen, 
genommen,  erpresst,  erlangt,  unterschlagen,  konvertiert  oder 
abgesetzt  wurden,  dass,  wäre  die  That  im  Vereinigten  König- 
reich begangen,  der  Thäter  sich  nach  dem  jeweiligen  Rechte 
des  Vereinigten  Königreichs  eines  Auslieferungsdelikts  schul- 
dig gemacht  haben  würde,  so  macht  sich  ein  derartiger  Em- 
pfanger der  Vermögensstücke  einer  misdemeanour  (Gegen- 
satz: Felony)  schuldig  und  kann  in  der  Grafschaft  oder  an 
dem  Orte,  wo  er  die  Vermögensstücke  hat  oder  gehabt  hat, 
strafrechtlich  verfolgt  werden.  Strafmass:  Zuchthaus  von 
3 — 7  Jahren  oder  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  mit  oder 
ohne  harte  Arbeit." 
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Unter  „Auslieferungsdelikt"  dürfte  ein  Delikt  gemeint  sein, 
welches,  „falls"  ein  Auslieferungsfall  vorliegen  würde,  zur  Aus« 
lieferung  an  den  betreffenden  ausländischen  Staat  fuhren  müsste. 
Es  soll  anscheinend  noch  nicht  genügen,  dass  der  Diebstahl  u.  s.  w., 
wäre  derselbe  im  Vereinigten  Königreich  begangen,  eine  Straf- 
verfolgung nach  sich  ziehen  würde.  Ueber  Auslieferungsdelikte 
vergleiche  Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  1893  S.  247, 
1896  S.  139. 

Einer  Darstellung  der  englischen  strafrechtlichen  Vorschriften 
über  Meineid  und  verwandte  Delikte  stand  bisher  der  Umstand 
entgegen,  dass  diese  Vorschriften  aus  etwa  150  Gesetzen  zu- 
sammengestellt werden  mussten.  Es  war  dies  um  so  bedauer- 
licher, als  deutschen  Gerichten  und  Behörden  sehr  oft  in  Eng- 
land beschworene  Erklärungen  vorgelegt  werden,  und  sehr  viele 
im  Deutschen  Reiche  abgegebene,  eidliche  Erklärungen  in  eng- 
lischen Prozessen  zur  Verwendung  gelangen.  Man  hat  sich  neuer- 
dings in  England  entschlossen,  die  ganze  Materie  in  einem  Ge- 
setze zu  konsolidieren.  Zu  diesem  Ende  hat  der  Lordkanzler  dem 
Parlamente  einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  welcher  als  die  Per- 
jury BU1  bezeichnet  zu  werden  pflegt  und  etwa  folgende  Fassung 
hat: 

§  1.     Perjury. 

1.  Eine  Person,  welche,  nach  rechtmässiger  Beeidigung 
im  Laufe  eines  gerichtlichen  Verfahrens,  vorsätzlich  und  mit 
der  Absicht,  zu  täuschen,  eidlich  eine  Erklärung  abgiebt, 
welche  in  einer  wesentlichen  Einzelheit  falsch  ist,  macht  sich 
der  perjury  schuldig. 

2.  Perjury  ist  eine  misdemeanour.  Der  Thäter  verfällt, 
nach  Ueberfiihrung  im  ordentlichen  Verfahren,  einer  Zucht- 
hausstrafe bis  zu  7  Jahren,  oder  einer  Gefängnisstrafe  bis 
zu  2  Jahren,  mit  oder  ohne  schwere  Arbeit,  und  einer 
Geldstrafe,  welche  der  Gefängnisstrafe  substituiert  oder  zu 
derselben  hinzugefugt  werden  kann. 
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3.  Auf  lebenslängliches  Zuchthaus  kann  erkannt  werden, 
falls  das  Delict  begangen  wurde,  um  die  Ueberfiihrung  einer 
Person  wegen  eines  mit  Todes-  oder  Zuchthausstrafe  be- 
drohten Verbrechens  herbeizufuhren. 

4.  In  England  und  Wales  erkennen  die  Quartalssitzungen 
der  Friedensrichter  nicht  über  perjury. 

§  2.    False  oaths. 

Giebt  eine  Person  in  einem  Falle,  in  welchem  das  Recht 
eine  eidliche  Erklärung  fordert  oder  doch  zulässt,  vorsätz- 
lich und  mit  der  Absicht,  zu  täuschen,  eine  Erklärung  ab, 
welche  in  einer  wesentlichen  Einzelheit  falsch  ist,  so  begeht 
dieselbe  eine  misdemeanour  und  verfallt,  nach  Ueberfiihrung  im 
ordentlichen  Verfahren,  einer  Zuchthausstrafe  bis  zu  3  Jahren 
oder  einer  Gefängnisstrafe  bis  zu  2  Jahren,  mit  oder  ohne 
schwere  Arbeit,  und  einer  Geldstrafe,  welche  der  Gefängnis- 
strafe substituiert  oder  derselben  hinzugefügt  werden  kann. 

§  3.    False  statements  not  on  oath. 

1.  Giebt  eine  Person  in  einem  Falle,  in  welchem  ein 
Richter,  ein  Gesetz  oder  eine  in  Ausfuhrung  eines  Gesetzes 
erlassene  Verordnung  die  Abgabe  einer  unter  dieses  Gesetz 
fallenden  Erklärung  fordert  oder  doch  gestattet,  vorsätzlich 
und  mit  der  Absicht,  zu  täuschen,  eine  nicht-eidliche  Er- 
klärung ab,  welche  in  einer  wesentlichen  Einzelheit  falsch 
ist,  so  macht  dieselbe  sich  der  Abgabe  einer  falschen  Er- 
klärung schuldig. 

2.  Die  Abgabe  einer  falschen  Erklärung  ist  eine  mis- 
demeanour und  wird  bestraft:  —  nach  Ueberfiihrung  im 
ordentlichen  Verfahren  mit  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren,  mit 
oder  ohne  schwere  Arbeit;  nach  summarischer  Ueberfiihrung 
mit  Gefängnis  bis  zu  4  Monaten,  mit  oder  ohne  schwere 
Arbeit.  In  beiden  Fällen  kann  eine  Geldstrafe  substituiert 
werden  oder  hinzutreten;  nach  summarischer  Ueberfiihrung 
darf  jedoch  die  Geldstrafe  M.  2000  nicht  übersteigen. 
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3.  Unbeschadet  der  generellen  Anwendung  vorstehender 
Bestimmungen  liegt  eine  unter  dieses  Gesetz  fallende  Ab- 
gabe einer  Erklärung  in  Fällen  vor,  in  welchen  Jemand 
eine  Benachrichtigung  erteilt,  eine  Rechnungsaufstellung, 
eine  Bilanz,  eine  Schätzung,  ein  Inventar  oder  eine  Ab- 
schrift zeichnet  oder  anderweitig  beglaubigt ,  eine  Ein- 
tragung vornimmt,  einen  Bericht  erstattet  oder  eine  Unter- 
schrift attestiert. 

4.  Eine  Person,  welche  eine  Urkunde  in  Bestätigung 
ihres  Inhalts  zeichnet,  erklärt  für  die  Zwecke  dieses  Ge- 
setzes den  Inhalt  der  Urkunde. 

5.  In  der  Unterdrückung  einer  wesentlichen  Einzelheit 
liegt  eine  unter  dieses  Gesetz  fallende  falsche  Erklärung. 

§  4.     Using  false  statement. 

1.  Eine  Person,  welche  vorsätzlich  und  mit  der  Absicht, 
zu  täuschen,  eine  in  einer  wesentlichen  Eigenschaft  falsche 
Erklärung,  deren  Abgabe  sich  als  eine  strafbare  Handlung 
in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  darstellt,  benutzt  oder  zu 
benutzen  versucht,  macht  sich  der  Benutzung  einer  falschen 
Erklärung  schuldig. 

2.  Die  Benutzung  einer  falschen  Erklärung  ist  eine  mis- 
demeanour  und  wird  bestraft:  —  nach  Ueberführung  im 
ordentlichen  Verfahren  mit  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren; 
nach  summarischer  Ueberführung  mit  Gefängnis  bis  zu 
4  Monaten;  in  beiden  Fällen  mit  oder  ohne  schwere  Ar- 
beit. Eine  Geldstrafe,  welche  nach  summarischer  Ueber- 
führung M.  2000  nicht  übersteigen  darf,  kann  in  beiden 
Fällen  hinzutreten  oder  substituiert  werden. 

§  5.  Wird  in  der  Hauptverhandlung  über  eine  Anklage 
wegen  perjury  nachgewiesen,  dass  der  Angeklagte  eine  unter 
§  2  strafbare  eidliche  Erklärung  abgab,  und  fehlt  der  Nach- 
weis, dass  diese  Erklärung  im  Laufe  eines  gerichtlichen  Ver- 
fahrens abgegeben  wurde,  so  hat  der  Angeklagte  deshalb 
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noch  keinen  Anspruch  auf  Freisprechung;  die  Geschworenen 
können  ihn  vielmehr,  unter  Freisprechung  bezüglich  der 
perjury,  einer  unter  §  2  strafbaren  Handlung  schuldig  be- 
finden. Die  Bestrafung  ist  solchenfalls  dieselbe,  als  wäre 
die  Ueberfuhrung  auf  eine  Anklage  wegen  einer  unter  §  2 
strafbaren  Handlung  erfolgt. 

§  6.  1.  Im  ordentlichen  Anklage  verfahren  wegen  perjury, 
wegen  Abgabe  oder  wegen  Benutzung  einer  falschen  Er- 
klärung braucht  die  Anklageschrift  nur  die  Substanz  der 
zur  Last  gelegten,  strafbaren  Handlung  und  ferner  die  Per- 
son anzugeben,  vor  welcher  die  strafbare  Handlung  be- 
gangen wurde;  es  bedarf  nicht  der  Anführung  eines  Teils 
des  etwaigen  Verfahrens,  in  dessen  Verlaufe  die  strafbare 
Handlung  begangen  ist,  noch  der  Anführung  des  Auftrages 
oder  der  Kompetenz  derjenigen  Person,  vor  welcher  die 
strafbare  Handlung  begangen  wurde. 

2.  Im  ordentlichen  Anklage  verfahren  wegen  Teilnahme 
an  einer  perjury,  an  der  Abgabe  oder  Benutzung  einer  fal- 
schen Erklärung  braucht,  falls  das  Hauptdelikt  begangen 
wurde,  nur  dieses  in  der  Anklageschrift  mit  dem  Bemerken 
angeführt  zu  werden,  dass  der  Angeklagte  daran  Teil  ge- 
nommen hat.  Wurde  das  Hauptdelikt  nicht  begangen,  so 
genügt  die  Angabe  der  Substanz  der  zur  Last  gelegten 
strafbaren  Handlung,  ohne  dass  Punkte  angeführt  zu  werden 
brauchen,  welche  in  einer  perjury  betreffenden  Anklageschrift 
unerwähnt  bleiben  könnten. 

3.  Für  die  Zwecke  einer  Strafverfolgung  wegen  perjury 
oder  wegen  Teilnahme  an  derselben  gilt  eine  Person  als 
rechtmässig  beeidigt,  falls  ihr  der  geleistete  Eid  von  einer 
Person  abgenommen  wurde,  welche  zur  Abnahme  von  Eiden 
befugt  ist,  und  falls  der  geleistete  Eid  von  der  letzt  gedach- 
ten Person  im  gewöhnlichen  Verlaufe  der  Ausübung  ihrer 
Befugnisse  abgenommen  ist,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das 
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etwaige  Verfahren,  in  dessen  Verlaufe  oder  für  dessen  Zwecke 
der  Eid  geleistet  wurde,  in  den  Bereich  ihrer  Kompetenzen 
fiel,  so  wie  ferner  ohne  Rücksicht  darauf;  ob  dieses  etwaige 
Verfahren  rechtsgültig  war. 

4.  Für  die  Zwecke  einer  Strafverfolgung  wegen  perjury, 
wegen  Abgabe  oder  Benutzung  einer  falschen  Erklärung 
oder  wegen  Teilnahme  an  einer  dieser  strafbaren  Hand- 
lungen genügt  es,  Täuschungsabsicht  generell  zu  behaupten 
und  nachzuweisen.  Die  Absicht,  eine  individuelle  Person 
zu  täuschen,  braucht  nicht  behauptet  und  nachgewiesen  zu 
•werden. 

5.  Wird  behauptet,  dass  perjury  oder  Teilnahme  an  der- 
selben im  Laufe  eines  Verfahrens  wegen  einer  anderen  straf- 
baren Handlung  stattfand,  so  bedarf  es  zum  Nachweise  der 
Anklage  und  Hauptverhandlung  über  diese  andere  strafbare 
Handlung  nur  einer  die  Substanz  und  das  Resultat  (unter 
Fortlassung  der  Formalitäten)  enthaltenden  Bescheinigung, 
welche  von  dem  Aktuar  des  Gerichts  der  Hauptverhandlung 
oder  von  seinem  Vertreter  gezeichnet  ist.  Unterschrift  und 
amtlicher  Charakter  desselben  brauchen  nicht  nachgewiesen 
zu  werden. 

§  7.  1.  Gelangt  ein  Richter  eines  höheren  Gerichts,  ein 
-Gericht  mit  summarischer  Jurisdiktion  oder  ein  Beamter, 
welcher  in  Ausführung  einer  Verfügung  eine  Untersuchung 
oder  Hauptverhandlung  abhielt,  zu  der  Ansicht,  dass  im 
Verlaufe  des  vor  ihm  abgehaltenen  Verfahrens  eine  Person 
perjury  begangen  hat,  so  kann  er  ihre  Strafverfolgung  an- 
ordnen und  zwar  entweder  selbst  zur  Hauptverhandlung  vor 
das  zuständige  Gericht  verweisen  oder  zu  diesem  Ende  einem 
Friedensrichter  vorfuhren  lassen.  Er  kann  auch  dritte  Per- 
sonen zur  Strafverfolgung  oder  Zeugnisablegung  verpflich- 
ten und  der  zur  Strafverfolgung  verpflichteten  Person  eine 
«die  Strafverfolgung  anordnende  Bescheinigung  erteilen. 
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2.  Wurde  eine  Strafverfolgung  wegen  perjury  in  Gemäss- 
heit  des  §  7  angeordnet  oder  wurde  die  Begründetheit  dieser 
Strafverfolgung  von  einer  Person  bescheinigt,  welche  auf 
Grund  des  §  7  die  Strafverfolgung  anordnen  kann,  so  sind 
in  Ermangelung  anderweitiger,  gerichtlicher  Entscheidung 
die  Kosten  der  Strafverfolgung,  wie  im  Falle  einer  Felony, 
zu  behandeln. 

3.  Eine  die  Strafverfolgung  anordnende  Bescheinigung 
kann  weder  für  die  Zwecke  der  Hauptverhandlung,  noch 
im  Verlaufe  derselben  zum  Beweise  benutzt  werden. 

§  8.  1.  Dieses  Gesetz  findet  auch  auf  perjury  und  falsche 
Erklärungen  Anwendung,  welche  für  die  Zwecke  einer  in- 
ländischen Angelegenheit  ausserhalb  des  Vereinigten  König- 
reichs (in  den  Kolonien  oder  im  Auslande)  begangen  bezw. 
abgegeben  wurden,  sowie  ferner  auf  perjury  und  falsche 
Erklärungen,  welche  ausserhalb  des  Vereinigten  Königreichs 
(in  den  Kolonien  oder  im  Auslande)  vor  einer  Person  statt- 
fanden, welche  jeweilig  zur  Abnahme  eines  Eides  oder  zur 
Entgegennahme  oder  Beglaubigung  der  Erklärung  gesetzlich 
befugt  ist. 

2.  Dieses  Gesetz  findet  auch  auf  perjury  und  falsche  Er- 
klärungen Anwendung,  welche  in  Schottland  für  die  Zwecke 
einer  England,  Wales  oder  Irland  betreffenden  Angelegen- 
heit stattfinden,  sowie  gleichfalls  auf  perjury  und  falsche 
Erklärungen,  welche  in  Schottland  vor  einer  Person  statt- 
finden, welche  jeweilig  zur  Abnahme  eines  Eides  oder  zur 
Entgegennahme  oder  Beglaubigung  der  Erklärung  gesetz- 
lich befugt  ist. 

3.  Wird  perjury  vor  einem  commissioner  for  oaths  (cf. 
Zeitschrift  f.  internat.  Privat-  u.  Strafrecht  1894  S.  543  ff.) 
begangen,  oder  erfolgt  die  perjury,  Abgabe  oder  Benutzung 
einer  falschen  Erklärung  oder  die  Teilnahme  an  einer  dieser 
strafbaren  Handlungen   ausserhalb   des  Vereinigten  König- 
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reich*,  so  kann  die  strafbare  Handlung  überall  im  Vereinig- 
ten  Königreich,  wo  der  Angeklagte  ergriffen  wird  oder  sich 
in  Haft  befindet,  untersucht  und  abgeurteilt  werden.  Die 
strafbare  Handlung  gilt  solchenfalls  als  an  dem  betreffenden 
*  Orte  des  Vereinigten  Königreichs  begangen. 

4.  §  8  findet  auf  Schottland  Anwendung. 

§  9.  1.  Eine  Person,  welche  in  Irland  einer  nach  diesem 
Gesetze  summarisch  zu  bestrafenden  strafbaren  Handlung 
angeklagt  wird,  kann  beim  Erscheinen  vor  dem  Gericht  mit 
summarischer  Jurisdiktion  gegen  summarische  Aburteilung 
protestieren.  Das  Gericht  kann  alsdann  mit  der  Sache 
verfahren,  als  wäre  eine  strafbare  Handlung  zur  Last  ge- 
legt, über  welche  im  ordentlichen  Verfahren  zu  verhandeln 
ist,  und  die  strafbare  Handlung  kann  sodann  entsprechend 
im  ordentlichen  Verfahren  verfolgt  werden. 

2.  Auch  in  Zukunft  dürfen  über  perjury  in  Irland  die 
Quartalssitzungen  der  Friedensrichter  aburteilen. 

§  10.  Unter  Erklärung  ist  sowohl  eine  mündliche,  wie 
eine  schriftliche  zu  verstehen.  Bei  Schreibensunkundigen 
begreift  „zeichnen"  Markieren  in  sich.  Anklageschrift  umfasst 
Anzeige  beim  High  Court,  Untersuchung,  sowie  eine  von 
der  Grand  Jury  ausgehende  Anklage.  Teilnahme  schliesst 
Beihülfe,  Anstiftung  und  Beschaffung  ein. 

§  11.  Wo  in  Gesetzen  von  vorsätzlicher  und  auf  Be- 
stechung zurückzuführender  perjury  gesprochen  wird,  ist 
perjury  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gemeint.  Wo  Beschaffung 
eines  Falschschwörenden  erwähnt  wird,  ist  Teilnahme  an 
einer  perjury  zu  setzen. 

§  12.     (Hebt  frühere  Gesetze  auf.) 

§  13.  Dieses  Gesetz  findet  auf  Schottland  nur  insoweit 
Anwendung,  als  dies  ausdrücklich  angeordnet  ist. 

§  14.     (Inkrafttreten.) 

§  15.     (Kurze  Bezeichnung  des  Gesetzes.) 


J 
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Bereits  eine  flüchtige  Prüfung  der  vorstehenden  Bestim- 
mungen ergiebt,  dass  die  englischen  und  deutschen  Anschauungen 
über  die  Strafbarkeit  falscher  Eide  auffallend  weit  auseinander- 
gehen. Eine  bloss  fahrlässige  Eidesverletzung  ist  in  England 
überhaupt  nicht  unter  Strafe  gestellt,  und  überall  ist  Voraus- 
setzung, dass  die  Erklärung  in  einer  „wesentlichen"  Einzelheit 
falsch  ist.  Es  mag  sein,  dass  das  deutsche  Strafgesetzbuch  in 
einzelnen  Beziehungen  zu  weit  geht;  man  hört  häufiger,  dass  man 
sich  in  deutschen  Civilprozessen  bloss  deshalb  vergleicht,  um  einer 
Eidesleistung  zu  entgehen;  jedenfalls  besteht  darüber  kein  Zweifel, 
dass  die  englische  Behandlung  der  Materie  nicht  nachahmungs- 
wert ist.  Man  wird  allerdings  nicht  mehr  mit  Mr.  Pickwicks 
Anwalt  in  England  ausrufen  können  „Perjury  —  it's  a  legal 
fiction,  my  dear  sir,  nothing  more!";  immerhin  lässt  sich  nicht 
leugnen,  dass  man  auch  heute  noch  in  England  mit  Eides- 
leistungen in  recht  laxer  Weise  umgeht.  Ein  englischer  Graf- 
schaftsrichter empfahl  kürzlich  in  der  Law  Quarterly  Review,  man 
möge  in  Civilprozessen  den  Eid  abschaffen.  Für  die  Massen  habe 
der  Eid  keine  religiöse  Bedeutung  mehr;  ein  Grafschaftsgerichts- 
zeuge verschlucke  einen  Eid  ebenso  leicht,  wie  eine  Auster;  die 
Eidesabnahme  werde  zu  einer  verächtlichen  Farce.  Da  das  reli- 
giöse Gefühl  im  Volke  abgestorben  sei,  möge  man  den  sehr  regen 
Sportssinn  zur  Erforschung  der  Wahrheit  ausnutzen  und  den  Eid 
durch  eine  Schillingwette  ersetzen.  Es  braucht  nicht  hinzugefügt 
zu  werden,  dass  dieser  letztere  Vorschlag  nicht  ernstlich  gemeint 
ist;  immerhin  sollte  man  im  Auslande  nicht  vergessen,  dass  man 
in  England  auf  das  Kreuzverhör  das  Hauptgewicht  legt,  und  nicht 
auf  den  Eid. 

Wie  die  Strafbarkeit  der  Eidesverletzung,  so  ist  auch  die 
Fähigkeit,  eidlich  als  Zeuge  vernommen  zu  werden,  in  England 
anders  normiert,  als  im  Deutschen  Reiche.  Das  alte  englische 
Recht,  welches  die  eidliche  Vernehmung  einer  Partei  als  Zeuge 
in  eigener  Sache  in  Civilsachen,  wie  in  Strafsachen  ausschloss,  ist 


—     55     — 

in  Civilsachen  bereits  seit  längerer  Zeit  im  Wege  der  Gesetz« 
gebung  modifiziert  worden.  Der  erste  legislatorische  Versuch 
nach  dieser  Richtung  hin  datiert  vom  Jahre  1833;  1843  machte 
die  Gesetzgebung  einen  weiteren  Versuch,  und  1846  liess  man 
bei  der  Einfuhrung  der  modernen  Grafschaftsgerichte  fiir  diese 
letzteren  Gerichte  das  alte  Prinzip  vollständig  fallen.  Seit  1851 
hat  man  in  allen  Civilsachen  die  eidliche  Vernehmung  der  Par- 
teien ohne  Beschränkungen  zugelassen.  Gelangt  ein  Civilprozess 
zur  mündlichen  Hauptverhandlung,  d.  h.  lässt  sich  nicht  ein  Ver- 
säumnisurteil oder  ein  summarisches  Urteil  erwirken,  so  werden 
die  Parteien  selbst,  oder  doch  jedenfalls  der  Kläger  dem  Prozess- 
gerichte bei  der  Beweisaufnahme  als  Zeugen  vorgeführt,  beeidigt 
und  dem  Kreuzverhör  unterworfen.  Die  Parteien  funktionieren 
als  beeidigte  Zeugen  in  eigener  Sache;  Schiedseide  und  richter- 
lich auferlegte  Eide  sind  dem  englischen  Civilprozess  gänzlich 
unbekannt.  In  Strafsachen  ist  das  alte  Prinzip,  wonach  eine 
Partei  in  eigener  Sache  nicht  eidlich  als  Zeuge  vernommen 
werden  kann,  bisher  als  die  Regel  beibehalten  worden.  Sieht 
man  von  vereinzelten  Fällen  ab,  in  welchen  der  Angeklagte,  falls 
er  konsentiert,  eidlich  als  Zeuge  in  eigener  Sache  funktionieren 
kann,  so  darf  heute  weder  die  Verteidigung,  noch  die  Anklage 
den  Angeklagten  als  Zeugen  vorführen.  Es  ist  ferner  Rechtens, 
dass  Mitangeklagte  weder  für,  noch  gegen  einander  Zeugnis  ab- 
legen sollen.  Ein  Mitangeklagter,  welcher  sich  schuldig  bekennt, 
wird  jedoch  damit  zeugnisfähig;  ausserdem  ist  es  statthaft,  die 
Freisprechung  eines  Mitangeklagten  zu  beantragen,  um  ihn  als 
Zeugen  verwenden  zu  können.  Bezweckt  die  Mitanklage  die 
Vernehmung  eines  der  Mitangeklagten  zu  verhindern,  so  erfolgt 
Trennung  der  Anklagen,  wenn  nicht  gar  Freisprechung,  und  ist 
damit  die  Vernehmung  des  Mitangeklagten  ermöglicht.  Was  end- 
lich Ehegatten  betrifft,  so  können  dieselben,  von  Ausnahmefallen 
abgesehen,  weder  für,  noch  gegen  einander  als  Zeugen  fungieren; 
ein  Ehegatte  darf  selbst  nicht  für  den  Mitangeklagten  des  anderen 
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Ehegatten  als  Zeuge  vorgeführt  werden,  falls  die  Freisprechung 
des  anderen  Ehegatten  dadurch  erleichtert  werden  könnte.  Neuer- 
dings ist  man  zu  der  Ansicht  gelangt,  dass  auch  in  Strafsachen 
die  Beschränkungen  der  Zeugnisfähigkeit  zu  beseitigen  sind,  eine 
Reform,  welche  man  durch  die  nachstehende  Evidence  in  Cri- 
minal  Cases  Bill  durchzuführen  gedenkt: 

§  1.  Der  Angeklagte  und  sein  Ehegatte  sind  fähig,  als 
Zeugen  zu  fungieren,  mag  der  Angeklagte  allein  oder  in 
Verbindung  mit  einer  anderen  Person  angeklagt  sein,  vor- 
behaltlich jedoch  folgender  Bestimmungen: 

a)  Als  Zeuge  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  darf  der 
Angeklagte  nicht  ohne  seinen  Konsens  vorgeführt   werden. 

b)  Soweit  nicht  dieses  Gesetz  Abweichendes  bestimmt, 
darf  der  Ehegatte  des  Angeklagten  nicht  ohne  Konsens  des 
letzteren  als  Zeuge  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  vor- 
geführt werden. 

c)  Ein  als  Zeuge  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  vor- 
geführter Angeklagter  ist  nicht  berechtigt,  die  Antwort  auf 
eine  Frage  deshalb  zu  verweigern,  weil  die  Beantwortung 
dazu  fuhren  würde,  ihn  bezüglich  der  zur  Last  gelegten 
strafbaren  Handlung  zu  inkriminieren. 

d)  Eine  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  als  Zeuge  vor- 
geführte Person  braucht  Fragen  nicht  zu  beantworten, 
welche  den  Nachweis  bezwecken,  dass  ein  Angeklagter  eine 
von  der  ihm  zur  Zeit  zur  Last  gelegten,  verschiedene  straf- 
bare Handlung  beging  oder  derselben  überführt  wurde, 
oder  dass  derselbe  einen  schlechten  Leumund  besitzt,  es 
sei  denn: 

a)  dass  zum  Nachweise  der  zur  Zeit  zur  Last  gelegten 
strafbaren  Handlung  der  Beweis  zulässig  ist,  dass  er  die 
von  derselben  verschiedene  strafbare  Handlung  beging  oder 
derselben  überführt  wurde,  oder 

ß)  dass  der  Angeklagte  den  Zeugen  der  Anklage  Fragen 
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vorlegte,  um  seinen  guten  Leumund  nachzuweisen,  oder  dass 
er  Leumundszeugen  vorführte  oder  sonstige  Leumunds- 
beweise vorbrachte,  oder 

i)  dass  ein  als  Zeuge  vorgeführter  Angeklagter  gegen 
eine  andere  Person  ausgesagt  hat,  welche  derselben  straf- 
baren Handlung  angeklagt  ist. 

§2.  1.  Zählt  diejenigen  strafbaren  Handlungen  auf, 
bei  welchen  der  Ehegatte  des  Angeklagten  ohne  Konsens 
des  letzteren  als  Zeuge  vorgeführt  werden  kann. 

2.  Dieses  Gesetz  lässt  diejenigen  Fälle  unberührt,  in 
welchen  nach  der  lex  non  scripta  der  Ehegatte  des  An- 
geklagten ohne  Konsens  des  letzteren  als  Zeuge  vorgeführt 
werden  darf. 

§  3.    Betrifft  Schottland. 
§  4,     Hebt  frühere  Gesetze  auf. 
§  5.     Inkrafttreten. 

§  6.  Kurze  Bezeichnung  des  Gesetzes. 
Der  vorstehende  Entwurf  liegt  bereits  seit  Jahren  dem  Par- 
lamente vor.  Am  23.  Juli  1894  erklärte  Lord  Salisbury  im 
Oberhause,  der  Entwurf  habe  schon  viermal  das  Oberhaus  pas- 
siert, und  am  27.  Febr.  1896  hat  das  Oberhaus  wieder  einmal 
die  dritte  Lesung  vorgenommen,  nachdem  die  Londoner  Anwalts- 
kammer sich  in  einer  Petition  für  den  Entwurf  erklärt  hatte. 
Die  Opposition  gegen  den  Entwurf  geht  von  den  irischen  Unter- 
haasmitgliedern aus,  welche  hartnäckig  gegen  die  Ausdehnung 
des  Entwurfes  auf  Irland  protestieren.  Das  Oberhaus  hat  des- 
halb am  3.  April  1895  mit  13  gegen  12  Stimmen  beschlossen; 
Irland  vorläufig  auszuschliessen.  An  demselben  Tage  meinte  der 
Lord  Chief  Justice,  dass  in  Fällen,  wo  eine  von  zwei  zusammen 
angeklagten  Personen  sich  damit  verteidige,  dass  sie  bei  der  Be- 
gehung der  That  nicht  zugegen  gewesen  sei,  diese  Person  ihren 
Mitangeklagten  zur  Zeugnisablegung  müsse  „zwingen"  können ;  es 
sei  richtig,  dass  der  Mitangeklagte  sich  möglicherweise  selbst  in- 
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kriminieren  werde;  dieses  Bedenken  verschwinde  jedoch  gegen- 
über dem  Recht  der  erstgedachten  Person  auf  Freisprechung. 
Das  Oberhaus  erachtete  es  jedoch  für  richtiger,  an  dem  Prinzip 
des  Entwurfes  festzuhalten,  wonach  der  Angeklagte  nur  mit 
seiner  eigenen  Einwilligung  als  Zeuge  vorgeführt  werden  darf. 
Am  24.  Febr.  1896  hat  man  dem  Entwürfe  auf  Antrag  des  Lord 
Chief  Justice  die  Bestimmung  im  §  1  d  y  hinzugefügt.  Es  fehlt 
übrigens  auch  heute  nicht  an  Stimmen,  welche  den  Entwurf  in 
seiner  jetzigen  Form  verdammen.  Man  erklärt  den  §  1  d  für 
höchst  bedenklich.  Es  sei  prinzipiell  sehr  verkehrt,  eine  Klasse 
von  Zeugen  zu  schaffen,  welche  nur  die  halbe  Wahrheit  zu  sagen 
brauche.  Ein  Angeklagter  müsse  ebenso  aussagen  können,  als 
wäre  er  nicht  angeklagt;  Aussagen  von  Personen,  welche  nicht 
unbeschränkt  dem  Kreuzverhör  unterworfen  seien,  würden  bei  den 
Geschworenen  wenig  Glauben  finden;  die  Jury  müsse  jede  Mög- 
lichkeit haben,  die  Wahrheit  festzustellen.  Man  macht  weiter 
gegen  den  Entwurf  geltend,  dass  er  einen  Bückschritt  involviere. 
Bereits  heute  gäbe  es  Fälle,  in  welchen  der  Angeklagte  und  sein 
Ehegatte  zeugnisfähig  seien,  und  zwar  ohne  dass  die  Bestim- 
mungen, wie  sie  der  §  1  d  enthalte,  die  Vernehmung  beschränkten. 
Derartige  Bestimmungen  seien  auch  in  der  Indian  Evidence  Act 
1872  s.  120  nicht  zu  finden,  welche  den  Ehegatten  des  An- 
geklagten schlechthin  für  zeugnisfähig  erkläre.  Man  möge  es 
dem  Gericht  [überlassen,  ungehörige  Fragen  beim  Kreuzverhör 
zurückzuweisen.  Letzteres  hatte  auch  der  Lord  Chief  Justice 
im  Oberhause  vorgeschlagen;  der  Lord  Chakcellor  war  jedoch 
anderer  Ansicht  und  erachtete  eine  gesetzliche  Fixierung  für  not- 
wendig. Endlich  hat  man  noch  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Zulassung  des  Angeklagten  und  seines  Ehegatten  zur  eidlichen 
Aussage  nur  gleichzeitig  mit  einer  Erschwerung  der  Strafverfolgung 
wegen  Meineids  ins  Leben  treten  dürfe.  Man  möge  dem  Ent- 
würfe eine  Bestimmung  hinzufugen,  wonach  die  gedachte  Straf- 
verfolgung nur  mit  Erlaubnis  des  Gerichts,  des  Attorney-General 
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oder  des  öffentlichen  Anklägers  eingeleitet  werden  könne.  Auf 
den  deutschen  Leser  macht  die  Evidence  in  Criminal  Cases  Bill 
auf  den  ersten  Blick  einen  etwas  überraschenden  Eindruck.  Bei 
der  Prüfung  des  Entwurfes  wird  man  im  Auge  zu  behalten  haben, 
dass  der  englische  Strafprozess  eine  der  Beweisaufnahme  vorauf- 
gehende, richterliche  Vernehmung  des  Angeklagten  nicht  kennt, 
eine  Vernehmung,  welche  in  Deutschland  dem  Angeklagten  Ge- 
legenheit giebt,  Verdachtsgründe  zu  beseitigen  und  zu  seinen 
Gunsten  sprechende  Thatsachen  vorzubringen.  Es  ist  ferner  zu 
beachten,  dass  in  deutschen  Strafprozessen  der  Ehegatte  der  An- 
geklagten nicht  zeugnisunfähig  ist,  sondern  nur  das  Recht  besitzt, 
sein  Zeugnis  zu  verweigern.  Auffällig  bleibt  allerdings  die  Zu- 
lassung des  Angeklagten  zur  „eidlichen"  Aussage. 

Die  bisher  besprochenen  Gesetzentwürfe  werden  an  Be- 
deutung von  einer  Bill  übertroffen,  welche  sich  mit  der  nicht  auf 
England  beschränkten  Frage  nach  der  Schaffung  eines  Berufungs- 
gerichts in  Strafsachen  beschäftigt.  Eine  eigentliche  Berufung  in 
Strafsachen  giebt  es  zur  Zeit  in  England  nicht;  wenn  man  bereits 
heute  von  Berufungen  in  Strafsachen  spricht,  so  denkt  man  dabei 
an  folgende  Möglichkeiten:  — 

A.  Was  zunächst  die  Zeit  vor  dem  Urteil  angeht,  so  kann:  — 
1.  Das  Urteil  arrestiert  werden,  nachdem  die  Geschworenen 
den  Angeklagten  für  schuldig  befunden  haben.  Das  Gericht  selbst 
arrestiert  das  Urteil,  falls  der  Angeklagte  einer  Handlung  schuldig 
erachtet  wurde,  welche  rechtlich  kein  Delikt  ist.  Es  kann  indessen 
auch  der  Angeklagte  selbst  auf  Arrestierung  des  Urteils  antragen. 
Dieser  Antrag  ist  jedoch  auf  einen  Mangel  zu  gründen,  welcher 
aus  den  Gerichtsakten  selbst  hervorgeht;  es  genügt  nicht  die  Be- 
hauptung, dass  eine  Unregelmässigkeit  im  Verfahren  vorgekommen 
ist,  noch  die  Behauptung,  dass  die  Beweise  nicht  ausreichen. 
Der  Mangel  muss  ferner  ein  substantieller  sein,  welcher  nicht 
während  der  Hauptverhandlung  gehoben  und  nicht  durch  den 
Spruch  der  Geschworenen  geheilt  ist.    Mit  der  Arrestierung  des 
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Urteils  ist  das  Verfahren  bei  Seite  gesetzt  und  der  Angeklagte 
entlassen.  Letzterer  kann  jedoch  auf  Grund  desselben  That- 
bestandes  von  Neuem  angeklagt  werden. 

2.  Das  Urteil  kann  hinausgeschoben  werden,  falls  das  Gericht 
eine  Rechtsfrage  für  den  Court  for  Crown  Cases  Reserved  zu 
reservieren  wünscht. 

B.  Nachdem  das  Urteil  ergangen  ist,  besteht:  — 

1.  Die  Möglichkeit  eines  New  Trial  d.  h.  einer  neuen  Haupt- 
verhandlung. Im  allgemeinen  ist  Voraussetzung,  dass  eine  Un- 
regelmässigkeit des  Verfahrens  vorliegt.  Fand  jedoch  das  Ver- 
fahren auf  Grund  einer  Anklageschrift  vor  der  Queen's  Bench 
Abteilung  statt,  so  kann  aus  irgend  einem  Grunde  die  neue 
Hauptverhandlung  gewährt  werden,  falls  die  Gerechtigkeit  dieselbe 
erfordert,  vorausgesetzt,  dass  es  sich  nur  um  eine  misdemeanour, 
und  nicht  um  eine  Felony  handelt.  Mit  der  Gewährung  der  neuen 
Hauptverhandlung  ist  die  Wirkung  der  früheren  gänzlich  beseitigt; 
sämtliche  Thatsachen  werden  von  Neuem  geprüft. 

2.  Es  besteht  ferner  die  Möglichkeit,  das  Urteil  durch  writ 
of  error  umzustossen.  Unter  writ  of  error  versteht  man  die  an 
das  verurteilende  Gericht  ergehende  Weisung,  die  Akten  zur 
Nachprüfung  auf  Irrtümer  dem  höheren  Gericht  vorzulegen.  Vor 
Erlass  des  writ  ist  die  Genehmigung  des  Attorney-General  bei- 
zubringen. Es  muss  ein  substantieller,  aus  den  Akten  selbst  sich 
ergebender  Mangel  vorliegen;  ein  bloss  formaler  Defekt  genügt 
niemals.  Wird  das  Urteil  umgestossen,  so  ist  das  frühere  Ver- 
fahren nichtig;  der  Verurteilte  gilt  als  nicht  angeklagt  und  kann 
mithin  aus  denselben  Gründen  von  Neuem  angeklagt  werden.  Die 
Nachprüfung  eines  vom  High  Court  gefällten  Urteils  geschieht 
durch  den  Court  of  Appeal,  mit  weiteren  Berufung  an  das  Ober- 
haus. Voraussetzung  ist,  dass  sich  aus  den  Akten  selbst  ein 
Rechtsirrtum  ergiebt  und  dass  es  sich  nicht  um  eine  reservierte 
Frage  handelt.  Die  Urteile  der  unteren  Gerichte  werden  Seitens 
eines  Divisional  Court  einer  Nachprüfung  unterzogen,  welche  end- 
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gültig  ist,  soweit  nicht  der  Divisional  Court  (eine  Formation  des  High 
Court)  eine  weitere  Berufung  an  den  Court  of  Appeal  gestattet. 

3.  Es  ist  möglich,  dass  das  erkennende  Gericht,  unter  Aus- 
setzung der  Vollstreckung,  eine  Rechtsfrage  der  Entscheidung 
seitens  des  Court  for  Crown  Cases  Reserved  vorbehält.  Dieses 
letztere  Gericht,  welches  aus  mindestens  5  Richtern  des  High 
Court  besteht,  entscheidet  endgültig. 

C.  Absolute  oder  qualifizierte  Begnadigung.  Das  Gesuch 
ist  an  den  Home  Secretary  (Minister  des  Inneren)  zu  richten, 
welcher  nach  Prüfung  des  Falles  eventuell  eine  Begnadigung 
seitens  des  Souveräns  herbeiführt.  Praktisch  ist  der  Home  Secretary 
die  einzige  Berufungsinstanz  in  Strafsachen. 

Bisher  ist  nur  das  ordentliche  Strafverfahren  d.  h.  das  Ver- 
fahren unter  Zuziehung  von  Geschworenen  betrachtet  worden. 
Daneben  besteht  das  summarische  Verfahren,  welches  sich  ohne 
Mitwirkung  von  Geschworenen  vor  den  Friedensrichtern  abspielt. 

Die  gewöhnliche  Berufung  geht  in  summarischen  Sachen  an 
die  Quarter  Sessions  und  ist  auf  diejenigen  Fälle  beschränkt,  in 
welchen  die  Berufung  gesetzlich  ausdrücklich  gestattet  ist.  Soweit 
die  Quarter  Sessions  nicht  eine  Frage  für  die  Queen's  Bench 
Abteilung  reserviren,  entscheiden  dieselben  endgültig.  Konsentieren 
die  Parteien  und  wird  eine  Verfügung  eines  Richters  des  höheren 
Gerichts  erwirkt,  so  kann,  anstatt  der  Verhandlung  vor  den 
Quarter  Sessions,  dem  höheren  Gericht  die  Sache  vorgelegt  werden. 
Die  Entscheidung  des  höheren  Gerichts  wirkt  solchenfalls,  wie 
eine  Entscheidung  der  Quarter  Sessions. 

In  Fallen  eines  angeblichen  Rechtsirrtums  oder  einer  an- 
geblichen Kompetenzüberschreitung  können  die  Friedensrichter 
den  Fall  einem  höheren  Gericht  vorlegen  lassen;  eventuell  kann 
beim  High  Court  beantragt  werden,  die  Friedensrichter  dazu  zu 
zwingen.  Die  Queen's  Bench  Abteilung  entscheidet  endgültig, 
es  sei  denn  dass  sie  eine  weitere  Berufung  an  den  Court  of 
Appeat  gestattet. 
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Urteils  ist  das  Verfahren  bei  Seite  gesetzt  und  der  Angeklagte 
entlassen.  Letzterer  kann  jedoch  auf  Grund  desselben  That- 
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2.  Das  Urteil  kann  hinausgeschoben  werden,  falls  das  Gericht 
eine  Rechtsfrage  für  den  Court  for  Crown  Cases  Reserved  zu 
reservieren  wünscht. 

B.  Nachdem  das  Urteil  ergangen  ist,  besteht:  — 

1.  Die  Möglichkeit  eines  New  Trial  d.  h.  einer  neuen  Haupt- 
verhandlung. Im  allgemeinen  ist  Voraussetzung,  dass  eine  Un- 
regelmässigkeit des  Verfahrens  vorliegt.  Fand  jedoch  das  Ver- 
fahren auf  Grund  einer  Anklageschrift  vor  der  Queen's  Bench 
Abteilung  statt,  so  kann  aus  irgend  einem  Grunde  die  neue 
Hauptverhandlung  gewährt  werden,  falls  die  Gerechtigkeit  dieselbe 
erfordert,  vorausgesetzt,  dass  es  sich  nur  um  eine  misdemeanour, 
und  nicht  um  eine  Felony  handelt.  Mit  der  Gewährung  der  neuen 
Hauptverhandlung  ist  die  Wirkung  der  früheren  gänzlich  beseitigt; 
sämtliche  Thatsachen  werden  von  Neuem  geprüft. 

2.  Es  besteht  ferner  die  Möglichkeit,  das  Urteil  durch  writ 
of  error  umzustossen.  Unter  writ  of  error  versteht  man  die  an 
das  verurteilende  Gericht  ergehende  Weisung,  die  Akten  zur 
Nachprüfung  auf  Irrtümer  dem  höheren  Gericht  vorzulegen.  Vor 
Erlass  des  writ  ist  die  Genehmigung  des  Attorney-General  bei- 
zubringen. Es  muss  ein  substantieller,  aus  den  Akten  selbst  sich 
ergebender  Mangel  vorliegen;  ein  bloss  formaler  Defekt  genügt 
niemals.  Wird  das  Urteil  umgestossen,  so  ist  das  frühere  Ver- 
fahren nichtig;  der  Verurteilte  gilt  als  nicht  angeklagt  und  kann 
mithin  aus  denselben  Gründen  von  Neuem  angeklagt  werden.  Die 
Nachprüfung  eines  vom  High  Court  gefällten  Urteils  geschieht 
durch  den  Court  of  Appeal,  mit  weiteren  Berufung  an  das  Ober- 
haus. Voraussetzung  ist,  dass  sich  aus  den  Akten  selbst  ein 
Rechtsirrtum  ergiebt  und  dass  es  sich  nicht  um  eine  reservierte 
Frage  handelt.  Die  Urteile  der  unteren  Gerichte  werden  Seitens 
eines  Divisional  Court  einer  Nachprüfung  unterzogen,  welche  end- 


—     61     — 

gültig  ist,  soweit  nicht  der  Divisional  Court  (eine  Formation  des  High 
Court)  eine  weitere  Berufung  an  den  Court  of  Appeal  gestattet. 

3.  Es  ist  möglich,  dass  das  erkennende  Gericht,  unter  Aus- 
setzung der  Vollstreckung,  eine  Rechtsfrage  der  Entscheidung 
seitens  des  Court  for  Crown  Cases  Reserved  vorbehält.  Dieses 
letztere  Gericht,  welches  au3  mindestens  5  Richtern  des  High 
Court  besteht,  entscheidet  endgültig. 

C.  Absolute  oder  qualifizierte  Begnadigung.  Das  Gesuch 
ist  an  den  Home  Secretary  (Minister  des  Inneren)  zu  richten, 
welcher  nach  Prüfung  des  Falles  eventuell  eine  Begnadigung 
seitens  des  Souveräns  herbeiführt.  Praktisch  ist  der  Home  Secretary 
die  einzige  Berufungsinstanz  in  Strafsachen. 

Bisher  ist  nur  das  ordentliche  Strafverfahren  d.  h.  das  Ver- 
fahren unter  Zuziehung  von  Geschworenen  betrachtet  worden. 
Daneben  besteht  das  summarische  Verfahren,  welches  sich  ohne 
Mitwirkung  von  Geschworenen  vor  den  Friedensrichtern  abspielt. 

Die  gewöhnliche  Berufung  geht  in  summarischen  Sachen  an 
die  Quarter  Sessions  und  ist  auf  diejenigen  Fälle  beschränkt,  in 
welchen  die  Berufung  gesetzlich  ausdrücklich  gestattet  ist.  Soweit 
die  Quarter  Sessions  nicht  eine  Frage  für  die  Queen's  Bench 
Abteilung  reserviren,  entscheiden  dieselben  endgültig.  Konsentieren 
die  Parteien  und  wird  eine  Verfügung  eines  Richters  des  höheren 
Gerichts  erwirkt,  so  kann,  anstatt  der  Verhandlung  vor  den 
Quarter  Sessions,  dem  höheren  Gericht  die  Sache  vorgelegt  werden. 
Die  Entscheidung  des  höheren  Gerichts  wirkt  solchenfalls,  wie 
eine  Entscheidung  der  Quarter  Sessions. 

In  Fällen  eines  angeblichen  Rechtsirrtums  oder  einer  an- 
geblichen Kompetenzüberschreitung  können  die  Friedensrichter 
den  Fall  einem  höheren  Gericht  vorlegen  lassen-,  eventuell  kann 
beim  High  Court  beantragt  werden,  die  Friedensrichter  dazu  zu 
zwingen.  Die  Queen's  Bench  Abteilung  entscheidet  endgültig, 
es  sei  denn  dass  sie  eine  weitere  Berufung  an  den  Court  of 
Appeat  gestattet. 
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Eine  Nachprüfung  der  Gesetzlichkeit  einer  Verhaftung  wird 
durch  den  writ  of  habeas  corpus  herbeigeführt. 

Endlich  kann  überall  da,  wo  das  Gesetz  es  nicht  ausdrücklich 
untersagt,  das  Verfahren  durch  writ  of  certiorari  vor  die  Queen's 
Bench  Abteilung  gebracht  werden ,  um  davon  abzusehen,  dass 
auch  gegen  die  Friedensrichter  selbst  wegen  Irregularität  oder 
Kompetenzüberschreitung  strafrechtlich,  wie  civilrechtlich  verfahren 
werden  kann. 

Bereits  im  Jahre  1883  liess  die  Regierung  dem  Parlament 
einen  Gesetzentwurf  vorlegen,  welcher  ein  eigentliches  Berufungs- 
gericht in  Strafsachen  schaffen  sollte,  ein  Entwurf,  welcher  da- 
mals seitens  einer  Kommission  einer  sorgfaltigen  Prüfung  unter- 
zogen wurde.  Im  Jahre  1892  drängten  die  Richter  in  einem 
Berichte  an  den  Lordkanzler  auf  Durchführung  des  Entwurfes; 
der  Bericht  wurde  am  22.  Mai  1894  dem  Unterhause  vorgelegt 
und  hatte  zur  Folge,  dass  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1895 
im  Unterhause  der  nachstehende  Gesetzentwurf  eingebracht  worden 
ist,  welcher  sich  als  eine  in  einzelnen  Punkten  abgeänderte  Fassung 
des  Entwurfes  von  1883  darstellt.  Nach  einer  einleitenden  Be- 
stimmung, welche  dem  Gesetze  eine  kurze  Bezeichnung  giebt,  be- 
handelt der  Entwarf  zunächst  die  Berufung  gegen  Todesurteile. 

§  2.  Ein  Angeklagter,  welcher  auf  eine  Anklageschrift  hin 
vor  dem  die  Hauptverhandlung  abhaltenden  Gerichte  für  schul- 
dig befunden  wurde  und  zum  Tode  verurteilt  ist,  kann  aus 
jedem,  in  oder  aus  der  Hauptverhandlung  sich  ergebenden  Grunde, 
rechtlicher,  thatsächlicher  oder  gemischter  Art,  in  der  in  diesem 
Gesetze  vorgesehenen  Weise  bei  dem  weiter  unten  gedachten 
Court  of  Criminal  Appeal  Berufung  einlegen. 

§  3.  Legt  ein  zum  Tode  verurteilter  Angeklagter  Berufung 
ein,  so  gelangen  folgende  Vorschriften  zur  Anwendung:  — 

1.  findet  der  Court  of  Criminal  Appeal  bei  der  Verhand- 
lung über  die  Berufung,  dass:  — 

a)  die  Anklagejury  nicht  befugt  war,  die  Anklageschrift 
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zu  genehmigen,  oder  dass  das  Gericht  der  Hauptverhand- 
lung nicht  befugt  war,  über  die  Anklageschrift  zu  verhandeln; 
oder  dass:  — 

b)  die  Anklageschrift  in  Verbindung  mit  dem  Verdikt 
in  rechtlicher  Beziehung  keine  strafbare  Handlung  ergiebt, 

so  kann  der  Court  of  Criminal  Appeal  die  Anklageschrift  und 
das  auf  dieselbe  folgende  Verfahren  kassieren. 

2.  Findet  der  Court  of  Criminal  Appeal  bei  der  Verhandlung 
über  die  Berufung,  dass:  — 

c)  in  der  Hauptverhandlnng  keine  Beweise  vorgebracht 
wurden,  welche  gehöriger  Weise  zum  Nachweise  der  in  der 
Anklageschrift  zur  Last  gelegten,  strafbaren  Handlung  den 
Geschworenen  vorgelegt  werden  konnten, 

so   kann  der  Court  of  Criminal  Appeal  anordnen,   dass  ein  auf 
Nichtschuldig  lautendes  Verdikt  protokolliert  wird. 

3.  Findet  der  Court  of  Criminal  Appeal  bei  der  Verhand- 
lung über  die  Berufung,  dass:  — 

d)  das  Verdikt  der  Beweisaufnahme  widerspricht  oder 
sich  auf  nicht  ausreichende  Beweise  stützt,  oder  dass  vom 
Angeklagten  angebotene  Beweise  unbegründeter  Weise  zu- 
rückgewiesen wurden,  oder  dass  von  der  Anklage  angebotene 
Beweise  Ungerechtfertigtermassen  zugelassen  sind,  oder:  — 

e)  dass  das  Gericht  der  Hauptverhandlung  die  Ge- 
schworenen über  eine  Rechtsfrage  falsch  belehrte  oder  be- 
züglich einer  Rechtsfrage  zu  einem  falschen  Schlüsse  ge- 
langte, und  dass  die  falsche  Belehrung  oder  der  Schluss 
dem  Angklagten  ungünstig  waren;  oder:  — 

f)  dass  zufolge  einer  Formverletzung  oder  Irregularität 
in  der  Hauptverhandlung  oder  zufolge  der  Nichtvorfiihning 
von  dem  Angeklagten  zur  Zeit  der  Hauptverhandlung  be- 
kannten oder  unbekannten  Beweisen,  deren  Vorbringung 
im  Interesse  der  Gerechtigkeit  wesentlich  ist,  oder  aus 
irgend  einem  anderen  Grunde  ein  derartiger  Justizirrtum 


—     64    — 

vorgekommen  ist,  dass  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  eine 

neue  Hauptverhandlung  notwendig  wird, 
so  kann  der  Court  of  Criminal  Appeal  eine  neue  Hauptverhand- 
lung anordnen.  Zum  zweiten  Male  darf  jedoch  eine  neue  Haupt- 
verhandlung dann  nicht  angeordnet  werden,  falls  der  Grund  die 
Nichtvorbringung  von  Beweisen  ist,  welche  zur  Zeit  einer  der 
beiden  früheren  Hauptverhandlungen  dem  Angeklagten  bekannt 
waren. 

4.  Findet  der  Court  of  Criminal  Appeal  bei  der  Verhand- 
lung über  die  Berufung:  — 

g)  dass  in  einem  Falle,  in  welchem  das  Verdikt  nur  die 
als  bewiesen  erachteten  Thatsachen  angiebt  und  deren  Sub- 
sumierung dem  Gericht  überlässt  (sog.  special  verdict),  das 
Gericht  der  Hauptverhandlung  hinsichtlich  der  Wirkung  des 
Verdikts  zu  einem  falschen  Schlüsse  gelangte, 
so  kann  der  Court  of  Criminal  Appeal  den  nach  dem  „special 
verdict"  gerechtfertigt  erscheinenden  Schluss  protokollieren  lassen. 
Alsdann  kann,  falls  erforderlich,  der  Court  of  Criminal  Appeal 
selbst   das   Urteil   verkünden,    welches   hätte   verkündet   werden 
sollen,    oder    er   kann   die   Sache   an  das   Gericht   der  Haupt- 
verhandlung mit  der  Aufgabe  zurückweisen,   das  gehörige  Urteil 
zu  verkünden. 

5.  Findet  der  Court  of  Criminal  Appeal  bei  der  Verhand- 
lung über  die  Berufung:  — 

h)  dass  die  im  Urteil  zuerkannte  Strafe  eine  ungesetz- 
liche ist, 
so  kann  der  Court  of  Criminal  Appeal  entweder  selbst  das  Ur- 
teil verkünden,  welches  hätte  gefallt  werden  sollen,  oder  die  Sache, 
an  das  Gericht  der  Hauptverhandlung  mit  der  Aufgabe  zurück- 
weisen, das  gehörige  Urteil  zu  verkünden. 

6.  Der  Court  of  Criminal  Appeal  kann  jeden  Anklagepunkt 
oder  Teil  der  •Anklageschrift  getrennt  behandeln  und  darf  zu 
diesem  Ende   die   Anklageschrift   amendieren.     Findet   das    Ge- 
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rieht  bei  der  Verhandlung  über  die  Berufung,  dass  der  An- 
geklagte, obschon  hinsichtlich  eines  Anklagepunktes  oder  Teiles 
nicht  gehörig  überfuhrt,  bezüglich  eines  anderen  Anklagepunktes 
oder  Teiles  gehörig  überfuhrt  wurde,  so  kann  das  Gericht  ent- 
weder das  Urteil  bestätigen  oder  das  gehörige  Urteil  fallen  oder 
endlich  die  Sache  zu  diesem  letzteren  Zwecke  an  das  Gericht 
der  Hauptverhandlung  zurückverweisen. 

a)  Ist  jedoch  der  Court  of  Criminal  Appeal  der  Ansicht, 
dass  bezüglich  eines  Anklagepunktes  oder  Teiles,  und  nicht 
bezüglich  der  ganzen  Anklageschrift  eine  neue  Hauptverhand- 
lung anzuordnen  ist,  so  kann  der  Angeklagte  trotzdem  eine 
neue  Hauptverhandlung  über  die  ganze  Anklageschrift  ver- 
langen, es  sei  denn,  dass  die  Anklage  in  die  Einstellung 
des  Verfahrens  bezüglich  des  gedachten  Anklagepunktes 
oder  Teiles  willigt,  welchenfalls  der  Court  of  Criminal 
Appeal  keine  neue  Hauptverhandlung  anordnen  darf,  son- 
dern, wie  oben  gedacht,  mit  dem  Urteil  verfahren  kann. 
Die  Anklage  kann  mit  Genehmigung  des  Court  of  Criminal 
Appeal  die  gedachte  Einstellung  protokollieren  lassen, 
ohne  dass  es  einer  Weisung  seitens  des  Attorney-General 
bedarf. 

7.  Falls  nach  Vorbringung  der  Verteidigung  oder  nach  dem 
Verdikt  oder  nach  einem  sonstigen  Zeitpunkt  das  Recht  einen 
Einwand  oder  einen  Antrag  nicht  gestattet,  kann  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  auf  den  Inhalt  des  Einwandes  oder  Antrages 
keine  Berufung  gegründet  werden,  es  sei  denn  dass  der  Einwand 
oder  Antrag  zu  einer  Zeit  erfolgten,  wo  das  Recht  dieselben 
gestattet,  und  dass  gegen  die  auf  den  Einwand  oder  Antrag 
ergangene  Entscheidung  Berufung  eingelegt  wird. 

8.  Findet  der  Court  of  Criminal  Appeal,  dass  ein  im  Be- 
rufungsverfahren gerügter  Punkt  unwesentlich  war,  und  entweder 
den  Ausgang  der  Hauptverhandlung  vernünftiger  Weise  nicht 
hätte    beeinflussen   können    oder    doch    keine   substantielle   Un- 
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gerechtigkeit  zur  Folge  hatte,  so  darf  das  Gericht  den  Punkt 
ignorieren  und  die  Berufung  abweisen. 

9.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  darf  der 
Court  of  Criminal  Appeal  bei  der  Verhandlung  über  die  Berufung 
letztere  abweisen  oder  die  sonst  angemessen  erscheinende  Ent- 
scheidung fallen. 

Hiermit  schliesst  der  erste  Abschnitt  des  Entwurfes;  es  folgt 
ein  kurzer  Abschnitt  über  Berufung  gegen  Urteile,  welche  nicht 
Todesurteile  sind. 

§  4.  1.  Ein  Angeklagter,  welcher  auf  eine  Anklageschrift 
hin  für  schuldig  befunden  wurde  und  zu  einer  Strafe  verurteilt 
ist,  welche  nicht  Todesstrafe  ist,  hat  bezüglich  Thatfragen  oder 
aus  That-  und  Rechtsfragen  gemischten  Fragen  mit  Erlaubnis 
des  Gerichts  der  Hauptverhandlung  oder  des  Court  of  Criminal 
Appeal,  und  bezüglich  Rechtsfragen  mit  Erlaubnis  eines  der 
beiden  gedachten  Gerichte  oder  des  Attorney-General,  denselben 
Anspruch  auf  Berufung,  als  wäre  er  zum  Tode  verurteilt  worden. 
Auf  eine  derartige  Berufung  erleiden,  soweit  die  Umstände  es 
gestatten,  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  in  derselben  Weise 
Anwendung,  als  handele  es  sich  um  die  Berufung  seitens  eines 
zum  Tode  verurteilten  Angeklagten. 

2.  Ein  Angeklagter,  welcher  auf  eine  Anklageschrift  hin  für 
schuldig  befunden  wurde  und  zu  einer  Strafe  verurteilt  ist,  welche 
nicht  Todesstrafe  ist,  kann  mit  Erlaubnis  des  Court  of  Criminal 
Appeal,  eine  Revision  der  zugemessenen  Strafe  allein  beantragen. 
Es  kann  auch  der  Attorney-General  einen  derartigen  Antrag  beim 
Court  of  Criminal  Appeal  stellen.  Das  letztgedachte  Gericht  hat 
alsdann  die  zugemessene  Strafe  zu  bestätigen,  zu  erhöhen  oder 
zu  reduzieren.  Eine  Erhöhung  darf  jedoch  nur  stattfinden,  nach- 
dem der  Angeklagte  Gelegenheit  hatte,  selbst  oder  in  der  Person 
seines  Verteidigers  gehört  zu  werden. 

Die  Vorschrift  des  §  4  Ziff.  2  beruht  auf  dem  oben  gedachten 
Berichte  der  Richter  vom  Jahre  1892.    Der  dritte  Abschnitt  des 
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Entwurfes  handelt  von  Rechtsfragen,   welche  der  Entscheidung 
seitens  des  Court  of  Criminal  Appeal  vorbehalten  werden. 

§  5.  1.  Das  Gericht  der  Hauptverhandlung  kann,  auf  An- 
trag oder  auch  von  Amtswegen,  der  Entscheidung  seitens  des 
Court  of  Criminal  Appeal  eine  Rechtsfrage  vorbehalten,  welche 
in  oder  aus  der  Hauptverhandlung  über  eine  Anklageschrift  ent- 
steht. Zwecks  Herbeiführung  dieser  Entscheidung  ist  die  Frage, 
mit  den  speziellen  Umständen,  unter  welchen  sie  entstand,  in 
einem  Thatbestande  anzugeben,  welcher  in  Gemässheit  der  jetzt 
geltenden  oder  zukünftig  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen 
Prozessvorschriften  abzufassen  ist. 

•  2.  Bei  der  Entscheidung  über  die  reservierte  Rechtsfrage  ist 
der  Court  of  Criminal  Appeal  befugt,  ein  gefälltes  Urteil  um- 
zustossen,  zu  bestätigen,  abzuändern  oder  für  ungiltig  zu  erklären, 
ein  Verfahren  zu  kassieren,  die  Protokollierung  eines  auf  Nicht- 
schuldig lautenden  Verdikts  anzuordnen,  das  Urteil  zu  arrestieren, 
oder  falls  noch  kein  Urteil  verkündigt  ist,  dasselbe  zu  verkünden, 
oder  die  Sache  an  das  Gericht  der  Hauptverhandlung  zurück- 
zuverweisen, damit  letzteres  das  Urteil  verkündet  oder  die  sonst 
gerechtfertigte  Entscheidung  erlässt. 

3.  Falls  das  Gericht  der  Hauptverhandlung,  während  der 
Hauptverhandlung  über  eine  Anklageschrift  eine  Rechtsfrage 
reserviert,  und  es  sich  ergiebt,  dass  diese  Frage  von  hinreichen- 
der Wichtigkeit  ist,  und  dass  eine  Fortsetzung  der  Hauptverhand- 
lang  oder  Urteilsverkündigung  vor  der  Entscheidung  der  Rechts- 
frage dem  Angeklagten  gegenüber  unbillig  oder  im  öffentlichen 
Interesse  unbequem  sein  würde,  so  kann  das  Gericht  der  Haupt- 
verhandlung auf  Antrag  oder  doch  mit  Einwilligung  des  An- 
geklagten die  Hauptverhandlung  vertagen  und  die  etwa  vereidig- 
ten Geschworenen  entlassen  oder  wenigstens  das  Urteil  bis  zur 
Entscheidung  der  Rechtsfrage  hinausschieben. 

4.  Obschon  der  Angeklagte  schuldig  plaidiert,  kann  auf 
Grund  dieses  Paragraphen  eine  Frage  reserviert  werden ;  letzteres 
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der  Court  of  Criminal  Appeal  konstituiert  werden  soll,  und  gilt 
für  die  Auslegung  dieses  Gesetzes  ah  der  Court  of  Criminal 
Appeal. 

§  8.  1.  Der  Court  of  Criminal  Appeal  gehört  zu  den 
höheren  Gerichten  und  besitzt  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes 
alle  Befugnisse  des  High  Court  of  Justice  und  des  Court  of 
Appeal. 

2.  Vorbehaltlich  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ist  der 
Court  of  Criminal  Appeal  befugt,  über  Anträge  auf  Erlaubnis, 
zu  appellieren,  zu  entscheiden  und  über  Fragen  zu  verhandeln 
und  zu  befinden,  welche  zufolge  einer  Berufung  oder  Reservierung 
einer  Frage  entstehen. 

3.  Falls  der  Court  of  Criminal  Appeal  es  für  gerecht  er- 
achtet, kann  derselbe  aus  einem  in  der  Berufungsschrift  nicht 
spezifizierten  Grunde  über  eine  in  den  Zuständigkeitsbereich 
fallende  Berufung  verhandeln  und  entscheiden.  Ergiebt  sich  bei 
der  Verhandlung  über  eine  vorbehaltene  Frage,  dass  bei  der 
Hauptverhandlung  eine  Frage  nicht  reserviert  worden  ist,  welche 
hätte  reserviert  werden  sollen,  so  kann  der  Court  of  Criminal 
Appeal  den  Thatbestand  an  das  Gericht  der  Hauptverhandlung 
zurückverweisen,  damit  ein  Thatbestand  bezüglich  der  nicht  be- 
achteten Frage  aufgesetzt  wird. 

4.  Der  Court  of  Criminal  Appeal  kann  in  der  Anklageschrift 
und  in  den  Schriftsätzen  die  Aenderungen  vornehmen,  welche  bei 
der  Hauptverhandlung  hätten  vorgenommen  werden  können. 

5.  Verfugt  der  Court  of  Criminal  Appeal  die  Zurückverweisung 
der  Sache  an  das  Gericht  der  Hauptverhandlung,  damit  letzteres 
das  Urteil  verkündet,  so  hat  das  Gericht  der  Hauptverhandlung 
oder  das  nächst  folgende  Gericht  gleicher  Kompetenz  oder  das 
sonst  vom  Court  of  Criminal  Appeal  in  der  Verfügung  benannte 
Gericht  der  Verfügung  entsprechend  das  Urteil  zu  verkünden. 

6.  Ein  in  Gemässheit  einer  Verfügung  des  Court  of  Criminal 
Appeal  erlassenes  Urteil  wirkt,  falls  nicht  das  Gericht,  welches 
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das  Urteil  verkündet,  Abweichendes  anordnet,  vom  Tage  der  Ver- 
kündigung und  darf  in  Abwesenheit  des  Angeklagten  verkündet 
werden,  es  sei  denn  dass  ein  Urteil  früher  nicht  verkündet  worden 
ist,  welchenfalls  die  Anwesenheit  des  Angeklagten  erforderlich  ist. 
Im  Falle  der  Abwesenheit  des  Angeklagten  hat  die  Unterabteilung 
für  Strafsachen  in  der  Queen's  Bench  Abteilung  die  vorgeschriebene 
Benachrichtigung  von  dem  Urteil  an  den  Vollstreckungsbeamten, 
an  den  Direktor  eines  Gefängnisses  und  an  die  sonstigen  bei  der 
Vollstreckung  des  Urteils  in  Frage  kommenden  Personen  gelangen 
zu  lassen,  und  falls  der  Angeklagte  verhaftet  ist,  auch  an  den 
Direktor  des  Gefängnisses,  in  welchem  der  Angeklagte  unter- 
gebracht ist.  Der  Direktor  ist  verpflichtet,  dem  Angeklagten 
unverzüglich  eine  Abschrift  der  Benachrichtigung  zu  behändigen. 
§  9.  1.  Auf  Antrag  der  Anklage  oder  des  Angeklagten  kann 
der  Court  of  Criminal  Appeal:  — 

a)  falls  derselbe  über  eine  Berufung  entschieden  hat,  bezüglich 
einer  so  zur  Entscheidung  gebrachten  Rechtsfrage  eine  weitere 
Berufung  an  das  Oberhaus  gestatten,  und:  — 

b)  falls  der  Court  of  Criminal  Appeal  eine  vorbehaltene 
Frage  entschieden  hat,  eine  erneute  Prüfung  derselben  seitens 
des  Oberhauses  gestatten. 

Abgesehen  hiervon  ist  die  Entscheidung  des  Court  of  Criminal 
Appeal  über  eine  Berufung  oder  reservierte  Frage  endgültig. 

2.  Ueber  die  Frist,  binnen  welcher  —  und  die  Art  und 
Weise,  in  welcher  die  weitere  Berufung  bezw.  erneute  Prüfung 
vor  dem  Oberhause  stattzufinden  hat,  bestimmen  die  jeweiligen 
Vorschriften  des  Oberhauses.  Das  Oberhaus  kann  die  Entscheidung 
fallen,  welche  nach  Ansicht  desselben  der  Court  of  Criminal 
Appeal  hätte  fallen  sollen,  und  zu  diesem  Ende  treten  zu  den 
sonstigen  Befugnissen  des  Oberhauses  alle  die  in  diesem  Gesetze 
dem  Court  of  Criminal  Appeal  beigelegten  Befugnisse  hinzu. 

Der  sechste  Abschnitt  des  Entwurfes  behandelt  das  Ver- 
fahren. 
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§  10.  Für  Berufungen  seitens  eines  zum  Tode  verurteilten 
Angeklagten  gelten  die  folgenden  Bestimmungen:  — 

1.  Binnen  7  Tagen  nach  Verkündigung  des  Urteils,  oder  im 
Falle  eines  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bereits  zum  Tode 
verurteilten  Angeklagten  binnen  7  Tagen  nach  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  ist  ein  die  Gründe  der  Berufung  enthaltender  Schrift- 
satz des  Angeklagten  bei  der  Unterabteilung  für  Strafsachen  in 
der  Queen's  Bench  Abteilung  einzureichen.  Die  Frist  kann  aus 
einem  triftigen  Grunde  seitens  des  Gerichts  der  Hauptverhand- 
lung oder  seitens  des  Court  of  Criminal  Appeal  verlängert 
werden. 

2.  Durch  Einreichung  einer  schriftlichen  Benachrichtigung 
bei  der  Unterabteilung  für  Strafsachen  kann  der  Angeklagte  seine 
Berufung  zurückziehen.  Solchenfalls  wird  angenommen,  dass  über 
die  Berufung  gegen  den  Angeklagten  entschieden  ist. 

3.  Der  Court  of  Criminal  Appeal  kann  jede  Formverletzung 
oder  Irregularität  in  der  Berufungsschrift  ignorieren  und  kann 
die  Abänderung  jeder  Berufungsschrift  anordnen  oder  gestatten. 

4.  Die  Unterabteilung  für  Strafsachen  hat  in  vorgeschriebener 
Weise  eine  Sitzung  des  Court  of  Criminal  Appeal  herbeizufuhren. 

5.  Soweit  es  sich  mit  der  Gerechtigkeit  vereinigen  lässt, 
ist  über  die  Berufungen  baldmöglichst  zu  verhandeln,  und  zwar, 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  dieses  Paragraphen,  innerhalb 
21  Tagen  nach  Eingang  der  Berufungsschrift  bei  der  Unter- 
abteilung für  Strafsachen  oder  doch,  sobald  die  beim  Court  of 
Criminal  Appeal  anhängigen  Sachen  es  nach  Ablauf  der  21  Tage 
gestatten.  Diesem  Gesetze  entsprechend  hat  der  Court  öf  Criminal 
Appeal  Vorkehrungen  für  eine  schleunige  Verhandlung  über  die 
Berufungen  zu  treffen.  Nach  der  Verhandlung  über  die  Berufung 
ist  die  Urteilsfallung  zu  beschleunigen,  soweit  dies  mit  der  Ge- 
rechtigkeitspflege vereinbar  ist. 

6.  Der  Court  of  Criminal  Appeal  darf  die  Verhandlung  über 
eine  Berufung  zwecks  Vorbringung  von  Beweisen  oder  zu  einem 
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anderen,  im  Interesse  der  Gerechtigkeitspflege  liegenden  Zwecke 
hinausschieben. 

7.  Es  sei  denn,  dass  der  Court  of  Criminal  Appeal  ab- 
weichend verfugt ,  ist  der  Angeklagte  nicht  berechtigt,  bei  der 
Verhandlung  über  die  Berufung  zugegen  zu  sein;  wohl  aber  kann 
sein  Verteidiger  erscheinen.  Das  Gericht  kann,  und  muss  auf 
Antrag^  dem  Angeklagten  in  der  vorgeschriebenen  Weise  einen 
Verteidiger  zuweisen.  Der  Angeklagte  darf  ferner  zur  Unter- 
stützung seiner  Berufung  eine  schriftliche  Darstellung  vorlegen. 

8.  Bei  Gelegenheit  einer  Berufung  hat  die  Person,  welche 
in  der  Hauptverhandlung  den  Vorsitz  führte,  ihre  Aufzeichnungen 
im  Original  oder  abschriftlich  dem  Court  of  Criminal  Appeal  ein- 
zusenden. Das  letztere  Gericht  kann  die  Aufzeichnungen  als 
Beweisstücke  benutzen  und  kann  ferner,  falls  es  dies  für  angezeigt 
erachtet^  schriftliche  eidliche  Erklärungen  über  mit  der  Berufung 
incidenter  verbundene  Punkte  annehmen,  mögen  diese  Punkte  zum 
Beweise  verwendet  sein  oder  nicht,  und  mögen  sie  in  der  Haupt- 
verhandlung hervorgetreten  sein  oder  nicht.  Von  schriftlichen 
eidlichen  Erklärungen,  welche  die  Anklage  zu  benutzen  beabsichtigt, 
hat  der  Angeklagte  auf  Verlangen  Abschriften  zu  beanspruchen. 
Von  den  schriftlichen  eidlichen  Erklärungen,  welche  er  selbst  zu 
verwenden  gedenkt,  hat  er  für  die  Anklage  Abschriften  auf  der 
Unterabteilung  für  Strafsachen  niederzulegen. 

9.  Falls  der  Court  of  Criminal  Appeal  es  für  die  Gerechtig- 
keitspflege wesentlich  erachtet,  kann  derselbe  Zeugen  vorführen 
lassen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  in  der  Hauptverhand- 
lung vorgeführt  worden  sind  oder  nicht.  Der  Anklage  und  dem 
Angeklagten  ist  die  Vernehmung  oder  das  Kreuzverhör  der  Zeugen 
zu  gestatten.  Ein  Zeuge  darf  aber  nur  vorgeführt  werden,  wenn 
der  Angeklagte  zugegen  ist  oder  durch  einen  Verteidiger  ver- 
treten wird. 

10.  Es  ist  vorzuschreiben,  welche  Benachrichtigungen  von 
der  Berufung  und  von  ihrem  Ausfall  die  Unterabteilung  für  Straf- 
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Sachen  zu  erlassen  hat,  an  welche  Personen  diese  Benachrich- 
tigungen zu  erlassen  sind,  und  in  welcher  Weise  sie  zu  erfolgen 
haben. 

§  11.  Für  Berufungen  seitens  eines  Angeklagten,  welcher  zu 
einer  Strafe  verurteilt  ist,  welche  nicht  Todesstrafe  ist,  gelten  die 
nachstehenden  Vorschriften:  — 

1.  Binnen  7  Tagen  nach  Gestattung  der  Berufung  oder  binnen 
der  etwa  vom  Gericht  der  Hauptverhandlung  oder  vom  Court  of 
Criminal  Appeal  gewährten,  weiteren  Frist  ist  bei  der  Unter- 
abteilung für  Strafsachen  ein  die  Gründe  der  Berufung  angebender 
Schriftsatz  des  Angeklagten  einzureichen.  Wurde  die  Berufung 
vom  Attorney- General  gestattet,  so  ist  dessen  schriftliche  Er- 
mächtigung anzulegen. 

2.  Im  Uebrigen  kommt  der  §  10  zur  Anwendung  mit  Aus- 
nahme der  Bestimmung,  wonach  das  Gericht  auf  Antrag  einen 
Verteidiger  zuzuweisen  hat. 

§  12.  1.  Der  Thatbestand,  welcher  eine  von  einem  Gericht 
der  Hauptverhandlung  reservierte  Frage  erläutert,  ist  von  dem 
Vorsitzenden  des  Gerichts  zu  zeichnen  und  binnen  14  Tagen  nach 
Reservierung  der  Frage  der  Unterabteilung  für  Strafsachen  ein- 
zusenden. 

2.  Sucht  ein  Angeklagter  beim  Court  of  Criminal  Appeal 
um  Erlaubnis,  zu  appellieren,  nach,  so  ist  ein  Schriftsatz  desselben, 
in  welchem  die  Gründe  des  Antrags  angegeben  sind  binnen 
7  Tagen  nach  der  Verkündung  des  Urteils  oder  binnen  der  vom 
Court  of  Criminal  Appeal  aus  triftigen  Gründen  etwa  gewährten, 
weiteren  Frist  bei  der  Unterabteilung  für  Strafsachen  einzureichen. 

3.  Ueber  einen  beim  Court  of  «Criminal  Appeal  gestellten 
Antrag  auf  Gestattung  der  Einlegung  der  Berufung  ist,  soweit 
es  sich  mit  der  Gerechtigkeitspflege  vereinigen  lässt,  so  bald  wie 
möglich  zu  verhandeln,  und  zwar,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes,  binnen  10  Tagen  nach  Eingang  des  Antrages 
bei   der  Unterabteilung   für  Strafsachen,    oder   doch    sobald  die 
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Geschäfte  des  Gerichts  es  nach  Ablauf  der  10  Tage  möglich 
machen. 

4.  Es  ist  vorzuschreiben,  welche  Benachrichtigung  von  dem 
Antrage  auf  Gestattung  der  Berufungseinlegung  und  von  dem 
Ausfall  dieses  Antrages  die  Unterabteilung  für  Strafsachen  zu 
geben  hat,  an  welche  Personen  diese  Benachrichtigung  zu  erlassen 
ist  und  in  welcher  Weise  dieselbe  erfolgen  soll. 

§  13.  1.  (Lautet  wie  §  12  Ziff.  1.  Wahrscheinlich  ist  §  12 
Ziff.  1  zu  streichen.) 

2.  Ueber  eine  reservierte  Rechtsfrage  ist,  soweit  es  sich  mit 
der  Gerechtigkeitspflege  vereinigen  lässt,  baldmöglichst  zu  ver- 
handeln, und  zwar,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  dieses  Para- 
graphen, binnen  21  Tagen  nach  Eingang  bei  der  Unterabteilung 
für  Strafsachen  oder  doch  sobald  nach  Ablauf  dieser  Frist  die 
beim  Court  of  Criminal  Appeal  schwebenden  Sachen  es  gestatten. 
Diesem  Gesetze  entsprechend  hat  das  gedachte  Gericht  ftir  die 
schleunige  Verhandlung  über  reservierte  Fragen  Vorkehrungen  zu 
treffen.  Sobald  es  sich  mit  der  Gerechtigkeitspflege  vereinigen 
lässt,  ist  das  Urteil  zu  fallen. 

3.  Erscheint  es  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  wünschens- 
wert, so  kann  der  Court  of  Criminal  Appeal  die  Verhandlung 
über  die  reservierte  Frage  hinausschieben. 

4.  Der  Angeklagte  ist  nicht  berechtigt,  bei  der  Verhandlung 
über  die  reservierte  Rechtsfrage  zugegen  zu  sein,  es  sei  denn 
dass  der  Court  of  Criminal  Appeal  eine  abweichende  Anordnung 
trifft;  wohl  aber  hat  er  das  Recht,  sich  durch  einen  Verteidiger 
vertreten  zu  lassen.  Das  Gericht  kann  dem  Angeklagten  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  einen  Verteidiger  zuweisen  und  muss  dies 
thun,  wenn  ein  zum  Tode  verurteilter  Angeklagter  darauf  anträgt. 
Der  Angeklagte  kann  ferner  dem  Gericht  einen  Schriftsatz  über 
Rechtsfragen  vorlegen,  welche  der  Fall  involviert. 

5.  Es  ist  vorzuschreiben,  welche  Benachrichtigungen  von  der 
reservierten  Frage  und  der  über  dieselbe  ergehenden  Entscheidung 
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die  Unterabteilung  für  Strafsachen  zu  erlassen  hat,  und  an  welche 
Personen  und  in  welcher  Weise  diese  Benachrichtigungen  zu  er- 
folgen haben. 

6.  Der  Court  of  Criminal  Appeal  kann  jede  reservierte 
Frage  zwecks  Vervollständigung  derselben  zurückgehen  lassen. 

§  14.  1.  Wird  eine  neue  Hauptverhandlung  angeordnet,  so 
hat  dieselbe  vor  dem  vom  Court  of  Criminal  Appeal  bestimmten 
Gericht  und  in  Ermangelung  einer  derartigen  Bestimmung  vor 
dem  Gericht  der  früheren  Hauptverhandlung  oder  vor  einem 
anderen  Gericht  gleicher  Kompetenz  stattzufinden,  welches  in 
derselben  Grafschaft  oder  an  demselben  Orte  tagt. 

2.  Das  vom  Court  of  Criminal  Appeal  bestimmte  Gericht 
kann  sein  entweder:  — 

a)  der  High  Court,  oder:  — 

b)  der  Central  Criminal  Court,  oder:  — 

c)  ein  Assisengerich t  oder  Quartalsitzungen,  denen  der 
Angeklagte  zur  Hauptverhandlung  überwiesen  werden  könnte, 
falls  er  zur  Zeit  der  Anordnung  der  neuen  Hauptverhand- 
lung vor  einem  Friedensrichter  der  in  der  Anklageschrift 
zur  Last  gelegten,   strafbaren  Handlung  angeklagt   würde. 

3.  Es  sei  denn  dass  den  rechtlichen  Vorschriften  gemäss 
eine  Hinausschiebung  stattfindet,  hat  die  neue  Hauptverhandlung 
in  der  auf  die  Anordnung  derselben  nächstfolgenden,  geeigneten 
Gerichtssitzung  stattzufinden. 

4.  Es  sei  denn  dass  der  Court  of  Criminal  Appeal  eine  ab- 
weichende Anordnung  trifft,  hat  die  neue  Hauptverhandlung  auf 
Grund  der  der  früheren  Hauptverhandlung  zu  Grunde  liegenden 
Anklageschrift  und  zwar  eventuell  in  ihrer  vom  Court  of  Criminal 
Appeal  abgeänderten  Fassung  zu  erfolgen.  Das  Gericht  der 
neuen  Hauptverhandlung  ist  befugt,  über  die  Anklageschrift  in 
derselben  Weise  zu  verhandeln  und  zu  entscheiden,  als  wäre  die 
Anklageschrift  in  gehöriger  Weise  von  der  Anklagejury  dem  Ge- 
richt vorgelegt  worden. 
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§  15.  Befasst  eine  Anklageschrift  sich  mit  mehreren  An- 
geklagten, und  legen  nur  einige  derselben  Berufung  ein,  so  hat 
der  Court  of  Criminal  Appeal  dem  nicht  appellierenden  Angeklagten 
die  Wohlthat  einer  Entscheidung  zu  gewähren,  welche  denselben 
nach  Ansicht  des  Gerichts  berührt.  Abgesehen  hiervon  berührt 
die  Entscheidung  über  die  Berufung  nicht  die  nicht  appellierenden 
Angeklagten.  Zwecks  Durchführung  dieses  Paragraphen  darf  eine 
Anklageschrift  amendirt  oder  einem  anderen  Verfahren  unter- 
worfen werden. 

§  16.  1.  Die  zufolge  einer  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes 
eingelegten  Berufung  oder  reservierten  Frage  erwachsenden  Kosten 
gelten  als  Kosten  der  Anklage  bezw.  Verteidigung  beim  Gericht 
der  Hauptverhandlung;  sie  werden  ebenso  bezahlt,  wie  die  Kosten 
der  Anklage  und  Verteidigung  bei  der  Hauptverhandlung.  Be- 
züglich der  Kosten  kann  der  Court  of  Criminal  Appeal  Ver- 
fügungen erlassen,  als  wäre  er  das  Gericht  der  Hauptverhandlung. 
Regulative  bezüglich  der  Kosten  können  von  der  Behörde  ab- 
gefasst  werden,  welche  bezüglich  der  Kosten  der  Strafverfolgungen 
im  Regulativwege  Bestimmungen  treffen  kann. 

2.  Findet  eine  neue  Hauptverhandlung  statt,  so  kommen 
die  geltenden  Bestimmungen  über  Kosten  in  derselben  Weise 
zur  Anwendung,  als  stände  eine  erste  Hauptverhandlung  in  Frage. 

§  17.  Zeigt  ein  Angeklagter,  welcher  für  schuldig  befunden 
wurde  und  sich  in  Haft  befindet,  einem  Gefangnisbeamten  an, 
dass  er  Berufung  einzulegen  oder  um  Gestattung  der  Berufungs- 
einlegung nachzusuchen  wünscht,  so  ist  es  Pflicht  des  Beamten, 
sofort  den  Direktor  des  Gefängnisses  davon  in  Kenntniss  zu  setzen. 
Letzterer  hat  unverzüglich  dem  Angeklagten  alle  angemessenen 
Mittel,  Gelegenheiten  und  Hülfen  zu  gewähren,  um  demselben  zu 
ermöglichen,  die  Berufung  einzulegen  oder  auf  Gestattung  der 
Einlegung  anzutragen  oder  die  Zuweisung  eines  Verteidigers  zu 
erwirken.  Der  Direktor  hat  ferner  die  Beruf ungsbegründung, 
den   Antrag   auf  Gestattung    der  Berufungseinlegung    oder    die 
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sonstigen  zur  Einleitung  der  Berufung  erforderlichen  Urkunden 
der  Unterabteilung  für  Strafsachen,  dem  Gericht  der  Haupt- 
verhandlung oder  dem  Atterney-General  zu  tibersenden. 

§  18.  Tritt  bei  einer  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  ein- 
gelegten Berufung  oder  reservierten  Frage  der  Director  of  Public 
Prosecutions,  entsprechend  der  Prosecution  of  Offences  Act  1879, 
als  Ankläger  auf,  so  ist  er,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des 
gedachten  Gesetzes,  berechtigt,  für  sich  oder  seinen  Prozess- 
vertreter Gehör  zu  beanspruchen. 

§  19.  Alle  Geschäfte,  deren  Erledigung  dieses  Gesetz  der 
Unterabteilung  für  Strafsachen  zuweist,  sowie  alle  sonst  mit  dem 
Court  of  Criminal  Appeall  verbundenen  Geschäfte,  welche  der 
Erledigung  seitens  gerichtlicher  Beamten  bedürfen,  sind  Geschäfte 
des  Supreme  Court  of  Judicature  und  gelten  als  im  Central  Office 
dieses  Gerichts  zu  erledigende  Geschäfte.  Soweit  nicht  auf  Grund 
des  §  22  der  Supreme  Court  of  Judicature  (Officers)  Act  1879 
erlassene  Vorschriften  abweichendes  bestimmen,  sind  die  gedach- 
ten Geschäfte  von  dem  Queen's  Coroner  and  Attorney  und  von 
dem  Master  und  den  übrigen  Beamten  zu  erledigen,  welche  die 
Obliegenheiten  des  Queen's  Coroner  and  Attorney,  des  Master 
of  the  Crown  Office  oder  des  Crown  Office  wahrnehmen.  Der 
Ausdruck  „Unterabteilung  für  Strafsachen"  ist  in  diesem  Gesetze 
entsprechend  zu  konstruieren. 

§  20.  1.  Vorbehaltlich  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  kön- 
nen auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassene  Gerichtsregeln  nach- 
stehende Punkte  regulieren:  — 

a)  Formation,  Zusammensetzung  und  Sitzungen  des  Court 
of  Criminal  Appeal. 

b)  Praxis  und  Verfahren  bei  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
eingelegten  Berufungen,  Anträgen  auf  Verstattung  der  Be- 
rufungseinlegung, reservierten  Rechtsfragen;  Vollstreckung 
der  über  die  Berufung  oder  die  Rechtsfrage  ergangenen 
Entscheidung. 


—     79     — 

c)  Uebersendung  der  Akten,  Urkunden  und  Sachen, 
welche  für  die  Zwecke  einer  Berufung,  eines  Antrages  auf 
Gestattung  derselben,  einer  reservierten  Frage,  einer  neuen 
Hauptverhandlung  oder  sonst  für  die  Zwecke  dieses  Ge- 
setzes zu  übersenden  sind. 

d)  Erscheinen  der  Vollstreckungsbeamten,  Gefängnis- 
wärter, Polizisten,  Beamten  oder  sonstigen  Personen,  deren 
Erscheinen  für  die  Zwecke  einer  Berufung  oder  einer  neuen 
Hauptverhandlung  oder  sonst  für  die  Zwecke  dieses  Ge- 
setzes erforderlich  ist. 

e)  Entfernung,  Bewachung,  Entlassung,  Verhaftung,  Frei- 
lassung gegen  Sicherheit  oder  sonstige  Behandlung  des  An- 
geklagten, um  die  Zwecke  des  Gesetzes  bezüglich  einer  Be- 
rufung, reservierten  Frage  oder  neuen  Hauptverhandlung  zu 
verwirklichen. 

f)  Erscheinen  der  Zeugen;  Abnahme,  Abänderung  und 
sonstige  Behandlung  förmlicher  Strafversprechen  seitens  eines 
Zeugen,  Angeklagten  oder  Bürgen  für  die  Zwecke  einer  Be- 
rufung oder  neuen  Hauptverhandlung  oder  für  die  sonstigen 
Zwecke  dieses  Gesetzes. 

g)  Generell  bezüglich  aller  Punkte,  über  welche  nach 
diesem  Gesetz  Vorschriften  zu  erlassen  sind,  oder  welche 
zwecks  Durchführung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
über  Berufungen,  Anträge  auf  Gestattung  der  Berufung, 
reservierte  Fragen  oder  neue  Hauptverhandlungen  reguliert 
werden  müssen. 

2.  Für  die  Zwecke  einer  neuen  Hauptverhandlung  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  können  durch  die  gedachten  Gerichtsregeln  die 
jeweiligen  gesetzlichen  Vorschriften  über  Verfolgung  der  die  Ab- 
fassung einer  Anklageschrift  begründenden  Delikte  ausgedehnt 
werden,  soweit  diese  gesetzlichen  Vorschriften  die  Ladung  von 
Zeugen  oder  Zeugen  und  Angeklagte  betreffen,  welche  sich 
weigern  oder  es  versäumen,  zwecks  Zeugnisablegung  oder  Ein- 
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gehung  eines  Strafversprechens  bei  einer  Anklage  vor  einem 
Friedensrichter  wegen  eines  die  Abfassung  einer  Anklageschrift 
rechtfertigenden  Delikts  zu  erscheinen.  Die  Gerichtsregeln  können 
ferner  ein  Gericht  oder  einen  Friedensrichter  ermächtigen,  für 
die  Zwecke  dieses  Gesetzes  Strafversprechen  abzunehmen. 

3.  Vorbehaltlich  dieses  Gesetzes  und  der  jeweiligen  Gerichts- 
regeln, und  der  durch  sie  ausgedehnten  Bestimmungen  darf  der 
Court  of  Criminal  Appeal  in  allen  Fällen  über  diejenigen  Punkte 
Anordnungen  treffen,  über  welche  zufolge  dieses  Paragraphen 
Gerichtsregeln,  erlassen  werden  können. 

§  21.  1.  Sieben  vom  Lordkanzler  zu  bestimmende  Richter 
des  High  Court  of  Justice  und  des  Court  of  Appeal  erlassen  die 
Gerichteregeln  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  und  sind  befugt, 
dieselben  aufzuheben,  abzuändern  und  zu  ergänzen. 

2.  Die  Gerichtsregeln  wirken,  wie  Bestandteile  dieses  Ge- 
setzes. 

3.  Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Gerichtsregeln 
sind  dem  Oberhause  und  dem  Unterhause  binnen  derselben  Frist 
vorzulegen,  wie  die  auf  Grund  der  Supreme  Court  of  Judicature 
Act  1875  erlassenen  Gerichtsregeln,  und  unterliegen  in  derselben 
Weise,  wie  letztere,  der  Annullierung  auf  eine  Adresse  des  Ober- 
hauses oder  Unterhauses  hin. 

Der  Entwurf  geht  sodann  in  seinem  vorletzten  Abschnitt  zu 
einer  Reihe  vereinzelter  Bestimmungen  über,  deren  erste  auf  dem 
obengedachten  Bericht  der  Richter  beruht. 

§  22.  Wird  mit  Bezug  auf  ein  auf  Schuldig  lautendes  Ver- 
dikt oder  bezüglich  einer  Strafzumessung  beim  Home  Secretaiy 
(bezw.  in  Irland  beim  Lord-Lieutenant)  zu  irgend  einer  Zeit  Be- 
schwerde erhoben,  so  kann  derselbe  in  schriftlicher  Verfügung  die 
Beschwerde  an  den  Court  of  Criminal  Appeal  verweisen.  Dieses 
Gericht  kann  sodann  auf  Ersuchen  des  Home  Secretaiy  mit  Be- 
zug auf  die  Beschwerde  die  oben  für  Berufungsfalle  beigelegten 
Befugnisse  ausüben,  die  Beschwerde  prüfen,  das  Verdikt  bestätigen, 
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beiseite  setzen  oder  umwerfen,  die  zugemessene  Strafe  reduzieren, 
oder  die  sonst  gerecht  erscheinende  Verfügung  erlassen. 

§  23.  Wurde  in  Gemässheit  der  4  Geo.  IV  c.  48  (zum  Zei- 
chen, dass  Begnadigung  am  Platze  ist)  ein  Todesurteil  nicht 
öffentlich  verkündet,  sondern  nur  protokolliert,  so  findet  dieses 
Gesetz  in  derselben  Weise  Anwendung,  als  wäre  gegen  den  An- 
geklagten eine  Strafe  verkündet,  welche  nicht  Todesstrafe  ist. 

§  24.  Die  in  diesem  Gesetz  bezüglich  eines  Angeklagten 
einem  Gericht  der  Hauptverhandlung  beigelegten  Befugnisse,  Be- 
rufungen zu  gestatten  oder  eine  Rechtsfrage  in  Ausführung  einer 
Verfugung  des  Court  of  Criminal  Appeal  genauer  zu  präzisieren, 
können,  falls  das  Gericht  nicht  mehr  sitzt,  von  dem  Vorsitzenden 
der  Hauptverhandlung  in  derselben  Weise  ausgeübt  werden,  wie 
es  seitens  des  Gerichts  der  Hauptverhandlung  in  letzterer  hätte 
geschehen  können. 

§  25.  Die  Supreme  Court  of  Judicature  Acts  1873  bis  1882 
schliessen  die  Berufung  nicht  aus,  welche  dieses  Gesetz  einem 
auf  eine  Anklageschrift  hin  schuldig  befundenen  Angeklagten  ge- 
stattet. 

§  26.   Definiert  eine  Reihe  im  Entwürfe   gebrauchter  tech 
nischer  Ausdrücke. 

§  27.  Uebergangsbestimmungen. 

§  28.  Aufgehobene  Gesetze. 

Der  Schlussabschnitt  des  Entwurfes  schreibt  vor,  unter  wel- 
chen Modalitäten  das  Gesetz  in  Irland  in  Geltung  treten  soll, 
und  bestimmt,  dass  das  Gesetz  auf  Schottland  keine  Anwendung 
findet. 

Die  Gründe,  welche  in  England  für  die  Schaffung  eines  Be- 
rufungsgerichts in  Strafsachen  geltend  gemacht  werden,  sind  zum 
Teil  dieselben,  welche  man  auch  in  Deutschland  vorzubringen 
pflegt;  zum  Teil  sind  es  Gründe,  welche  mit  Eigentümlichkeiten 
des  englischen  Strafrechts  in  Verbindung  stehen.  Man  ist  in 
England   höchst   unzufrieden  mit  der  Art  und  Weise,   wie  der 
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Home  Secretaiy  Gesuche  um  Begnadigungen  behandelt,  und 
man  hat  mit  Recht  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Straf- 
zumessungen oft  ungemein  scharf  ausfallen  und  in  anderen  Fällen 
wieder  viel  iu  milde  sind.  Während  im  Deutschen  Reiche  eine 
Mehrheit  ron  Richtern  mit  der  Strafzumessung  betraut  ist,  liegt 
dieselbe  in  England  einem  Einzelrichter  ob,  welchem  der  Gesetz- 
geber nur  ein  Strafmaximum,  nicht  aber  ein  Strafminimum  ge- 
setzt hat.  Es  giebt  englische  Richter,  welche  mit  anscheinend 
besonderer  Vorliebe,  wo  das  Gesetz  es  gestattet,  auf  körperliche 
Züchtigung  erkennen,  während  wieder  andere  Richter  dieses 
Strafinittel  ab  ein  barbarisches  perborreszieren-  Uniformität  fehlt 
gänzlich«  und  die  Folge  ist  eine  sehr  weitgehende  Ungewissheit 
bezüglich  der  zu  erwartenden  Strafe.  Im  Hinblick  hierauf  wird 
man  die  Frage  aufwerfen  müssen,  ob  man  nicht  ror  der  Ein- 
tl&ruug  eines  Berufungsgerichts  zunächst  einmal  die  Prinzipien 
der  Straf £um*$$usg  genauer  gesetzlich  fixieren  musa.  Gegen  die 
Eiririhrunj  des  Beruturig^gerichts  wird  temer  geltend  gemacht, 
Jac»  dam:«  das  Bewasstsein  der  Verantwortlichkeit  bei  den  Ge- 
schworvaea  geschwächt  werden  würde.  Nach  den  in  Amerika  mit 
ier  Berxta?^  La  Sträuchen  gemachten  Erfahrungen  dürft«  indessen 
■ii-^er  letztere  Eizwasd  nicht  ^rechtfertigt  sein-  Die  ganze  Frage 
!^t  ia  leerer  Zeit  :a  E::jrli^d  siit  erneutere  Eifer  erörtert  worden; 
**  ^>c  eiue  Ti^e^i^ie.  ierea  Lo$ii3^  nicht  mehr  lange  auf  skh 
*Hrt^?tt  fassen  *:r*i 
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Gesetzes-  oder  Interessenherrschaft  (Legalitäts-  oder 
Opportunitätsprinzip)  im  Strafverfahren? 

Eine  öffentlichrechtliche  Grundfrage. 

Von 
Dr.  Hekm.  Ortloff. 


§1. 

Warnkönig  in  der  Rechtsphilosophie  oder  Naturlehre  des 
Hechts  hatte  behauptet,  dass  der  Zusammenhang  des  Rechts  mit 
der  Gerechtigkeit  in  dem  Ausgang  des  Rechtsinhalts  von  dieser 
als  dem  Prinzip  bestehe.  Dies  leugnete  Stahl  in  der  Philosophie 
des  Rechts  I  (1845)  S.  247,  indem  er  behauptete,  dass  um- 
gekehrt die  bürgerliche  Gerechtigkeit  bloss  die  Erhaltung  des 
bestehenden  Rechts  —  des  Ansehens  der  Gesetze  und  der  Rechte 
—  zum  Inhalt  habe;  das  Recht  entspringe  nicht  aus  der  Gerechtig- 
keit, sondern  diese  erhalte  und  bekräftige  das  Recht;  die  ur- 
sprüngliche Anordnung  der  Rechtsinstitute  beruhe  keineswegs  auf 
der  Gerechtigkeitsidee,  sondern  auf  anderen,  jedem  eigentümlichen 
Ideen.  Dagegen  die  Aufrechterhaltung  bezw.  die  Herstellung  der 
verletzten  Rechtsordnung  und  die  Art  ihrer  Herstellung  (Rechts- 
pflege) beruhe  primär  und  ausschliesslich  auf  der  Idee  der  Ge- 
rechtigkeit. An  einer  anderen  Stelle  (S.  254  Anm.  *)  wird  noch 
hinzugefügt,  die  Gerechtigkeit  habe  auch  im  moralischen  Gebiet 
ihre  Stelle  und  umgekehrt  sei  die  Rechtsordnung  durch  und  durch 
auch  von  anderen  Ideen  als  der  Gerechtigkeit  bestimmt;  Recht- 
em 
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mässigkeit  und  Rechtlichkeit  freilich  sei  dem  Rechtsgebiete  eigen- 
tümlich und  durchgängig,  aber  das  sei  etwas  anderes  als  Ge- 
rechtigkeit und  Folge  des  positiven  Rechts,  nicht  jedoch  dessen 
bestimmendes  Prinzip. 

Die  Römer  fassten  die  Gerechtigkeit  als  eine  menschliche 
Eigenschaft  oder  Tugend  auf  (Ulpianus  in  fr.  1  pr.  D.  de  justitia 
et  jure  (1,  1);  fr.  10  pr.  D.  eod.);  in  der  christlichen  Lehre  ist 
ihr  Urgrund  in  Gott  zu  suchen,  dessen  Schutz  von  Gläubigen 
auch  heute  noch  erfleht  wird,  wenn  die  weltliche  Gerechtigkeit 
versagt  oder  zu  versagen  droht;  in  der  neueren  Philosophie  aber 
hat  die  Gerechtigkeit  ihre  Entstehung  in  dem  allbeherrschenden 
Ethos  der  sittlichen  Weltordnung,  deren  oberstes  Gesetz  die 
Menschenliebe  ist,  aus  der  das  naturgemässe  Gleichgewicht 
zwischen  Egoismus  und  Altruismus  als  Pflichtgebot  her- 
vorgeht. Dieses  fuhrt  zur  Uebung  einer  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit, welche  seit  dem  grossen  Kurfürsten  das  in  Brandenburg- 
Preussen  normgebende  Prinzip  der  Rechtspflege,  wie  der  Reichs- 
anzeiger vom  März  1890  hervorzuheben  Gelegenheit  hatte,  sein 
sollte. 

Die  realistisch  idealistische  Weltanschauung  findet,  wie  bei 
der  metaphysischen  Erklärung  der  Vernunft,  die  Gerechtigkeits- 
idee nur  im  zeitlich-räumlichen  Dasein  des  Menschen  begrenzt 
und  nur  relativ  vor,  in  Offenbarung  einer  transzendentalen, 
höheren  Gerechtigkeit,  deren  Erkenntnis  die  Aufsähe  der  Rechts- 
Philosophie  sein  iw;  dahin  mo^en  z.  R  Kohlebs  Ideale  im 
Recht.  lS^l,  Chören. 

Mecsch^rLr^'ij.he  Ernelau«  höchster  Gerechtigkeit  mag 
Prir-K1?.  Gnni  crd  Zweck  der  Rechte :*^se  sein*  derem  Ord- 
sas^  vc ,vi  rir;i  lie  Xat:ir  od*r  Eiprzurt  A?r  Rechte  beeuiflnsst 
w-rl-ri  ari>s.  w-elcie  dirv*Iu*i:Yj.r«c  od*r  sa  schiuen  sind  — 
Pr-n:.  x=J  7  fliehe  Reci:e.  wie  soL-ie  Pdici:«.  Dtoss  diese 
für  ii-e  rr::;:::e:;-?'j-»:ilv::z  d er  ei^rln-es  Rechne iesearten 
ax.i^sz-r >::   scji  aiTs>,   :ss  T-:n  Verf.   bes^ni-er*  t^ir  das  Straf- 
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▼erfahren  in  seiner  1858  in  Maukes  Verlag  zu  Jena  erschienenen 
Schrift:  „Das  Strafverfahren  in  seinen  leitenden  Grundsätzen 
und  Hauptformen",  S.  32  ff.  nachgewiesen:  „Der  einfachste  und 
naturgemäss  der  erste  Weg  (zur  Erhaltung  der  Rechtsordnung) 
ist  die  Verhütung  der  Rechtsstörungen;  dann  erst  wenn  er  nicht 
zum  Ziel  geführt  hat  und  eine  Rechtsstörung  thatsächlich  vor- 
handen ist,  mus8  auf  dem  Wege  der  Rechtspflege  im  eigentlichen 
Sinne  die  Rechtsordnung  hergestellt,  die  Rechtsgewinnung  ge- 
schaffen oder  die  Rechtsverletzung  auf  eine  dem  höchsten  Prinzip 
entsprechende  Weise  aufgehoben  oder  ausgeglichen  werden, 
indem  der  Verletzte  entweder  entschädigt  oder  der  Verletzer 
bestraft,  überhaupt  das  Unrecht  irgendwie  aufgehoben  oder  aus- 
geglichen wird.  Im  Wesen  des  Staates  liegt  die  Negation  des 
Unrechts  und  die  Erhaltung  der  Rechtsordnung  begründet  .... 
Es  ist  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit,  dass  überhaupt  keine  Rechts- 
verletzung geduldet  werde;  für  die  Erfüllung  dieses  Gebotes  kann 
ausreichend  nur  der  Staat  sorgen  und  prinzipiell  müsste  er  es 
ganz  allein,  weil  der  einzelne  im  Staat  —  angesichts  des  Ver- 
botes der  Selbsthilfe  —  besonders  den  Schutz  seiner  Rechte  sucht 
und  denselben  von  ihm  erwartet.  Prinzipiell  müsste  der  Staat 
nicht  erst  eine  Aufforderung  zur  Ausübung  der  Rechtspflege  er- 
warten, sondern  dieselbe,  so  bald  er  Kenntnis  von  einer  Rechts- 
verletzung erhalten,  von  selbst  und  um  der  Rechtsordnung  willen, 
ausüben:  also  die  sog.  Initiative  bei  Verfolgung  von  Rechts- 
verletzungen müsste,  abgesehen  von  dem  Gegenstand,  jedes- 
mal von  dem  Staate  oder  den  von  ihm  dazu  beauftragten  Organen 
ausgehen.  Der  erste  von  dem  Prinzip  der  Gerechtigkeit  ab- 
geleitete Grundsatz  für  die  Rechtspflege  ist  demnach  die  Ver- 
folgung und  Aufhebung  jeglicher  Rechtsverletzungen  von  Staats- 
oder Amtswegen,  oder,  wie  man  zu  sagen  pflegt:  ex  officio.  Wir 
müssen  diesen  Grundsatz  jedoch  über  die  blosse  Anregung  und 
Initiative  hinaus  durch  die  ganze  Rechtspflege  als  leitenden 
Grundsatz  anerkennen,  können  ihn  aber  als  solchen  nur  durch 
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Vermittelung  des  von  der  Gerechtigkeit  abzuleitenden  Strebens 
nach  materieller  Wahrheit  begründen.  Bei  dieser  der  Rechts- 
pflege obliegenden  Prozedur  kann  die  höchste  Gerechtigkeit  nur 
gewahrt  werden,  wenn  die  beiden  Grundlagen  der  Rechtsprechung, 
die  faktische  und  rechtliche,  in  vollem  Einklang  stehen. u  Es  ist 
dann  weiter  vom  Verf.  ausgeführt  worden,  dass  die  prinzipiell 
gebotene  „Offizialmaxime"  (sog.  politisches  oder  Untersuchungs- 
prinzip) von  der  Natur  der  Privatrechte,  über  welche  die 
freie  Verfügung  der  konkurrierenden  Berechtigten  herrscht, 
alteriert  werden  muss  und  die  Verfolgung  jener  seitens  letzterer 
unter  die  sog.  Dispositionsmaxime  zu  stehen  komme,  welche  auf 
die  strafrechtliche  Verfolgung  angewendet  „Anklage"-  auch  „Par- 
teienprinzipu  genannt  wird.  Die  ursprüngliche  aus  der  Gerechtig- 
keit als  dem  Rechtsausgleichungsprinzip  abgeleitete  „Offizialmaxime" 
vermittelt  allein  die  menschenmögliche  Herstellung  der  sog.  ma- 
teriellen Wahrheit,  d.  h.  der  geschichtsgetreuen  Reproduktion  des 
Thatbestandes  einer  Rechtsverletzung,  und  nur  auf  dieser  Grund- 
lage kann  ein  Strafverfahren  der  Gerechtigkeitsidee  entsprechen 
—  und  zwar  nur  im  Einklang  mit  dem  Wesen  des  Strafgesetzes, 
welches  die  Disposition  über  seine  Geltung  und  Anwendung  im 
einzelnen  Fall  nach  seiner  heutigen  Entstehung  im  konstitutionellen 
Staate  sowohl  wie  nach  der  beabsichtigten  Wirkung,  im  äussersten 
Falle  seiner  geschehenen  Uebertretung,  dass  „Strafe  eintreten  soll", 
grundsätzlich  und  im  allgemeinen  ausschliesst  —  ausgenommen 
in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Natur  der  Gesetzesverletzung  die 
eines  verletzten  Privatrechts  mehr  als  eines  öffentlichen  Rechts 
in  sich  trägt  und  deshalb  eine  Verfügung  über  die  Strafverfolgung 
nach  den  schwankenden  Anschauungen  der  Kulturepochen  mehr 
oder  weniger  eingeschränkt  in  die  Hand  des  Verletzten  gelegt 
wird,  wie  z.  B.  das  Antragsrecht  in  der  Novelle  zum  deutschen 
Strafgesetzbuch  von  1876  eingeschränkt  und  dementsprechend 
die  Strafverfolgung  von  Amtswegen  erweitert  worden  ist.  Bei 
Aufstellung  der  sog.  Antragsdelikte  ist  ein  das  staatliche  Straf- 
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recht  and  die  staatliche  Strafpflicht  beherrschendes  Gesellschafts- 
recht anerkannt  worden,  indem  die  privatrechtliche  Disposition 
des  Verletzten  den  Eintritt  der  Strafrechtspflege  bezw.  deren  Be- 
endigung durch  Richterspruch  bedingt. 

Wie  weit  spezifische  Formen  des  Verfahrens  sich  an  die 
beiden  Prozessmaximen  des  bürgerlichen  und  peinlichen  Prozesses 
organisch  anschliessen,  das  hat  Verf.  damals  darzuthun  versucht 
und  besonders  das  organisierte  d.  h.  mit  aktueller  Vertretung  der 
Parteiinteressen  vor  Gericht  ausgestattete  Strafverfahren  als  „kon- 
tradiktorischen Untersuchungsprozess  nach  der  Offizialmaximea  zu 
kennzeichnen  unternommen,  ohne  jedoch,  was  nicht  im  Plane  lag, 
die  Konsequenzen  bis  ins  einzelne  weiter  zu  verfolgen.  Dies 
ist  erst  von  nachfolgenden  Schriftstellern,  namentlich  vom  Ge- 
heimrat Professor  Dr.  Heinze  in  Heidelberg  in  Goltdammers 
Archiv  Bd.  XXIV  (1876)  S.  265 ff.  und  Generalprokurator  am 
obersten  Gerichtshof  zu  Wien,  Dr.  Glaser,  Handbuch  des  Straf- 
prozesses I  §§  4  u.  20  geschehen.  In  Bezug  auf  den  richtigen 
Gebrauch  der  Terminologien  „Dispositions"-  und  „Offizialprinzip" 
oder  „Anklage"-  und  „Untersuchungsprinzip"  herrscht  seit  bald 
fünfzig  Jahren  in  der  Theorie  noch  immer  eine  störende  Unsicher- 
heit, obschon  Verf.  in  seiner  oben  erwähnten  Schrift  eine  Be- 
griffsbegrenzung durch  Unterscheidung  der  Grundsätze  und  der 
Formen  des  Strafprozessbetriebes  zu  schaffen  versucht  hatte. 
Dazu  gab  Veranlassung  die  verschiedene  Unterstellung  von  an- 
einander hegenden  Begriffen,  wie  sie  seit  den  vierziger  Jahren  in 
den  zahlreichen  Arbeiten  über  Strafprozessreform  zutage  getreten 
war.  An  den  Unterschied  von  Privatrechts-  und  öffentlichen 
bezw.  Strafrechtsverhältnis  als  Ausgangspunkt  für  die  verschie- 
denen Verfahren  zur  Ausgleichung  oder  Sühnung  der  geschaffenen 
Rechtsstörungen  war  anzuknüpfen.  Dort  bedingte  die  Natur  der 
persönlichen  Freiheit  die  freie  Verfügung,  wie  sachlich,  auch  über 
die  Rechtsverfolgung  („Disposition"),  hier  aber  die  Staatspflicht 
zur  Erhaltung  der  Rechtsordnung  die  Strafgesetzvollziehung  in 
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dem  dafür  geordneten  Verfahren,  dessen  Ordnung  lediglich  unter 
den  von  dem  Gegenstand  bedingten  Grundsätzen  und  Formen 
bestimmt  werden  musste.  Dort  steht  die  Berechtigung  und 
Verfügungsgewalt  der  im  Privatrechtsverhältnis  Stehenden  herr- 
schend durch  das  Rechtsverfahren  oben  an,  hier  aber  die  un- 
erlässliche  Pflicht  der  Staatsorgane  zur  Gesetzesvollziehung 
nach  dem  aus  dem  Gesetz  ihnen  erkennbaren  Willen  der  Gesetz- 
gebungsfaktoren als  dem  Gesamtwillen  im  Staate,  im  konstitutio- 
nellen also  seiner  Regierung  und  der  Gesellschaftsvertretung.  Dort 
kann  auf  die  Berechtigungsübung  die  Rücksicht  auf  Zweck- 
mässigkeit (Opportunität)  als  Motiv  wirken,  hier  aber  muss 
die  Pflichterfüllung  davon  unbeeinflusst  bleiben  und-  darf  nur  von 
dem  über  der  Willkür  stehenden  Gesetzesgebot  sich  leiten  lassen 
(Legalität).  Hiernach  sind  Opportunität  und  Legalität  Be- 
stimmungsgründe für  den  Eintritt  und  die  Fortsetzung  der 
Rechtsverfolgung,  welche  danach  unter  dem  Dispositions-  oder 
aber  dem  Offizialprinzip  erfolgt  —  durch  die  Prozessbeteiligten 
dort,  durch  die  Staatsorgane  hier.  Unrichtiger  Weise  wurde  für 
das  Strafverfahren,  z.  B.  von  H.  A.  Zachariä,  Planck  u.  a.  m. 
der  Ausdruck  „Anklageprinzip"  für  den  vom  Zivilprozess  vor- 
zugsweise geschaffenen  Begriff  des  Dispositionsprinzips  verwendet 
und  damit  nur  ausgesprochen,  dass  ohne  einen  Kläger  ein  Ge- 
richt nicht  von  Amtswegen  zur  Strafrechtspflege  vor-  und  nicht 
über  den  Klageantrag  hinausgehen  dürfe  —  die  negative  Seite 
des  Dispositionsprinzips  als  Gebot  für  das  Gericht,  welche  das 
sog.  Untersuchungsprinzip  oder  die  Feststellung  der  Thatsachen 
und  die  Herstellung  des  gestörten  Rechtsverhältnisses  von  Richter- 
amtswegen ausschliesst.  Damit  war  die  Form  der  Rechtsverfol- 
gung (Prozessbetrieb  durch  die  im  Rechtsverhältnis  stehenden  Be- 
teiligten durch  Kontradiktionen,  oder  andererseits  unabhängig 
davon,  wenn  auch  unter  Assistenz  solcher,  in  der  Hauptsache 
durch  das  Gericht  mittelst  Untersuchung  und  amtlicher  Thätig- 
keit)  mit  den  Grundsätzen  vermischt  worden,  was  zu  Irrungen 
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fahrte.  Nach  Vorgang  von  Planck  in  der  systematischen  Dar- 
stellung des  deutschen  Strafverfahrens,  1857,  hat  ein  grosser  Teil 
der  Theoretiker  (auch  die  Motive  zur  Reichs-Strafprozessordnung) 
anter  „Anklagegrundsatz"  die  Eigentümlichkeit  des  Strafverfahrens 
verstanden,  dass  die  Strafgerichte  in  ihrer  einschreitenden  und  fort- 
gesetzten Thätigkeit  zwar  an  die  Prozessvoraussetzung  eines 
klägerischen  Prozessbetriebes  (des  Anklägers)  gebunden,  dann 
aber  innerhalb  des  Klagerahmens  frei  nach  dem  Offizialprinzip 
zu  handeln  verpflichtet  wie  berechtigt  seien.  Dieser  sog.  An- 
klagegrundsatz wäro  sonach  nur  die  Bezeichnung  für  eine  Be- 
schränkung des  die  richterliche  Thätigkeit  bestimmenden  Offizial- 
prinzips, welche  früher  in  dem  Rechtsspruch  wort:  „Wo  kein 
Kläger,  da  ist  auch  kein  Richter"  zum  Ausdruck  gebracht  war. 
Das  Offizialprinzip  ist  aber  nicht  bloss  ein  solches  für  die  amt- 
liche Thätigkeit  der  Gerichte,  sobald  diese  nach  dem  Gesetz 
(Prozessvoraussetzung  der  Gerich  tshängigkeit)  eintreten  darf  und 
mu8S,  sondern  es  bestimmt  auch  die  Thätigkeit  der  Staatsanwalt- 
schaft und  ihrer  Hilfsorgane  („gerichtliche  Polizei")  und  ist  so- 
nach Prinzip  für  die  staatlichen  Organe  der  Strafrechtspflege. 
Die  Staatsklägerschaft  ist  regulär  zur  Strafverfolgung  als  Organ 
der  Strafrechtspflege  für  den  Prozessbetrieb  berufen  und  dazu 
verpflichtet  („Anklagemonopol"),  ausnahmsweise  für  einzelne  An- 
tragsdelikte der  Verletzte  i.  w.  S.  als  Privatkläger  zugelassen,  auch 
als  Nebenkläger,  in  Gemässheit  freier  Verfügung  darüber.  Nun 
kann  aber  durch  Gesetz  als  Bestimmungsvoraussetzung  für  die 
staatsamtliche  Thätigkeit  das  Opportunität^-  oder  das  Legalitäts- 
prinzip anerkannt  sein,  ausschliesslich  das  eine  oder  das  andere, 
oder  auch  jenes  nur  in  besonderen  Fällen  als  Ausnahme  von 
diesem,  sodass  die  freie  Verfugung  über  die  Strafgesetzanwendung 
und  Vollziehung  bis  zum  Richterspruch  in  die  Hand  des  Staats- 
klägers gelegt  oder  aber  ganz  ausgeschlossen,  oder  eine  Be- 
schränkung des  einen  Prinzips  durch  das  andere  seitens  der 
Strafgewalt  im  Gesetz  geschaffen  wird. 
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Der  deutschen  Rechtsauffassung  entspricht  die  Kodifi- 
zierung des  Legalitätsprinzips,  wie  sie  im  §  152  St.-P.-0. 
geschehen  ist  zur  Beseitigung  des  in  der  früheren  preussischen 
Strafpraxis  gross  gezogenen  Opportunitätsprinzips,  jedenfalls  mehr, 
als  die  im  österreichischen  Strafprozess  geschaffene  Beschränkung 
des  Legalität8prinzips  durch  eine  Voranstellung  des  „öffentlichen 
Interesses tf  als  massgebenden  Faktors  für  die  Strafverfolgung 
neben  dem  in  §  2  der  österreichischen  St.-P.-O.  im  weitesten  Um- 
fang dem  Kaiser  verliehenen  Abolitionsrecht.  Die  Auffassung  von 
der  Bedeutung  des  Strafgesetzes  als  des  Gegenstandes  des 
Strafverfahrens  wird  massgebend  sein  dafür,  dass  nicht  Interessen- 
sondern  Gesetzesherrschaft  das  Strafverfahren  bestimme:  Es 
wird  Folgendes  festzuhalten  sein: 

Der  Strafprozess  ist  seinem  Gegenstand  nach  Rechts-  nicht 
aber  Verwaltungs -Verfahren;  denn  er  beschäftigt  sich  mit  einem 
Straf  rechts  Verhältnis,  welches  durch  den  Bruch  der  allgemeinen 
Ordnung  erzeugt  wird,  und  zwar  zwischen  dem  Staat  und  der 
Gesellschaft  zur  Herstellung  der  durch  ein  Gesellschaftsglied  wirk- 
lich oder  angeblich  gestörten  Ordnung  mittels  Rechtsspruches  auf 
Anwendung  eines  Strafgesetzes,  welche  eine  aus  der  Nicht- 
verfügbarkeit  hervorgehende  Staatspflicht  ist  —  Legalitätszwang1. 
Dazu  bedarf  es  ausser  den  von  Amtswegen  die  Sachlage  (That- 
bestand)  feststellenden  Gerichten  bestimmter  Angriffs-  und  Ab- 
wehrorgane, welche  das  Gericht  in  der  Thatsachenfeststellung 
unterstützen  in  einem  geordneten  Rechtsverfahren  zur  Herbei- 
führung eines  vollstreckbaren  richterlichen  Endspruches  über  die 
Anwendung  des  Strafgesetzes  auf  den  einzelnen  Rechtsbruch,  um 
die  Richter  von  einseitiger  Interressenwahrung  frei  zu  halten  und 


1  Vgl.  des  Verf.  Abhandlung:  „Staat  und  Gesellschaft  im  Straf- 
verfahren*4 im  Gerichtssaal  Bd.  47  (1892)  S.  282—345  und  die  neueren  Lehr- 
bücher von  Bennecke  und  v.  Kries,  sowie  die  in  des  letzteren  Lehrbuch 
des  deutschen  Strafprozessrechts  (1892)  §  2  und  S.  4  in  Anm.  1  aufgeführte 
Litteratur. 
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dieser  eine  begrenzte  Selbständigkeit  zu  gewähren.  In  der  Inter- 
essenvertretung und  ihrer  prozessordnungsgemäss  sich  vor  den  Ge- 
richten entfaltenden  Thätigkeit  liegt  das  Prozessrechtsverhältnis, 
das  sich  an  das  Strafrechtsverhältnis  anschliesst  und  zu  dessen 
rechtlicher  Lösung  zu  führen  bestimmt  ist.  Gericht  und  Prozess- 
beteiligte haben  darin  gesetzlich  geordnete  Rechte  und  Pflichten; 
letztere  sind  den  staatlichen  Organen  (Staatsanwaltschaft  und  Ge- 
richte) durch  das  Legalitätsprinzip  für  jeden  Straffall  geboten 
und  ihr  Prozessbetrieb  wird  durch  die  Offizialmaxime  geleitet 
und  äussert  sich  im  wesentlichen  in  der  Form  der  Untersuchung; 
neben  dieser  vorzugsweise  in  der  Hand  der  Gerichte  steht  der 
Staatsanwaltschaft  und  der  Verteidigung  die  freie  Antragstellung 
mit  Begründung  in  Rede  und  Gegenrede  (Kontradiktionen)  zu, 
um  die  richterliche  Thätigkeit  nach  beiden  Seiten  der  sich 
gegenüberstehenden  Interessenvertretung  hin  zu  unterstützen 
und  zu  ergänzen  —  immer  aber  nur  nach  Massgabe  des 
Gesetzes,  über  dessen  Beachtung  die  Gerichte  zu  wachen 
haben,  wie  dies  im  Parteiinteresse  jedem  Vertreter  eines  solchen 
frei  steht. 

§2. 

Die  Ausfuhrungen  Heinzes  in  dem  erwähnten  Aufsatz:  „Dis- 
positionsprinzip und  Offizialprinzip,  Verhandlungsform  und  Unter- 
suchungsform, insbesondere  im  Strafprozess"  sind  für  die  Doktrin 
und  Gesetzgebungsmaterialien  seit  1876  grundlegend  geworden. 
Hiernach  bedeutet  für  die  heutige  Auffassung  jede  gesetzliche 
Androhung  einer  öffentlichen  Strafe  erstens,  dass  die  darin  an- 
gedrohte Rechtsfolge  mit  ihrem  Inhalt  und  in  ihrer  Ausdehnung 
unabhängig  ist  von  dem  auf  Mehrung,  Minderung  oder  Aende- 
rung  gerichteten  Willen  der  Beteiligten;  zweitens,  dass  das  Ein- 
schreiten der  staatlichen  Organe  der  Strafrechtspflege  dem  Be- 
lieben der  Beteiligten  entzogen  ist,  denn  das  Strafgesetz  ist  eine 
lex  perfecta  in  dem  Sinne,  dass  nicht  nur  sein  Inhalt  unabänder- 
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Home  Secretary  Gesuche  um  Begnadigungen  behandelt,  und 
man  hat  mit  Recht  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Straf- 
zumessungen oft  ungemein  scharf  ausfallen  und  in  anderen  Fällen 
wieder  viel  zu  milde  sind.  Während  im  Deutschen  Reiche  eine 
Mehrheit  von  Richtern  mit  der  Strafzumessung  betraut  ist,  liegt 
dieselbe  in  England  einem  Einzelrichter  ob,  welchem  der  Gesetz- 
geber nur  ein  Strafmaximum,  nicht  aber  ein  Strafminimum  ge- 
setzt hat.  Es  giebt  englische  Richter,  welche  mit  anscheinend 
besonderer  Vorliebe,  wo  das  Gesetz  es  gestattet,  auf  körperliche 
Züchtigung  erkennen,  während  wieder  andere  Richter  dieses 
Strafmittel  als  ein  barbarisches  perhorreszieren.  Uniforraität  fehlt 
gänzlich,  und  die  Folge  ist  eine  sehr  weitgehende  Ungewissheit 
bezüglich  der  zu  erwartenden  Strafe.  Im  Hinblick  hierauf  wird 
man  die  Frage  aufwerfen  müssen,  ob  man  nicht  vor  der  Ein- 
führung eines  Berufungsgerichts  zunächst  einmal  die  Prinzipien 
der  Strafzumessung  genauer  gesetzlich  fixieren  muss.  Gegen  die 
Einführung  des  Berufungsgerichts  wird  ferner  geltend  gemacht, 
dass  damit  das  Bewusstsein  der  Verantwortlichkeit  bei  den  Ge- 
schworenen geschwächt  werden  würde.  Nach  den  in  Amerika  mit 
der  Berufung  in  Strafsachen  gemachten  Erfahrungen  dürfte  indessen 
dieser  letztere  Einwand  nicht  gerechtfertigt  sein.  Die  ganze  Frage 
ist  in  letzter  Zeit  in  England  mit  erneutem  Eifer  erörtert  worden; 
es  ist  eine  Tagesfrage,  deren  Lösung  nicht  mehr  lange  auf  sich 
warten  lassen  wird. 
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Gesetzes-  oder  Interessenherrschaft  (Legalitäts-  oder 
Opportunitätsprinzip)  im  Strafverfahren? 

Eine  öffentlichrechtliche  Grundfrage. 

Von 
Dr.  Herm.  Ortloff. 


§1. 

Warnkönig  in  der  Rechtsphilosophie  oder  Naturlehre  des 
Rechts  hatte  behauptet,  dass  der  Zusammenhang  des  Rechts  mit 
der  Gerechtigkeit  in  dem  Ausgang  des  Rechtsinhalts  von  dieser 
als  dem  Prinzip  bestehe.  Dies  leugnete  Stahl  in  der  Philosophie 
des  Rechts  I  (1845)  S.  247,  indem  er  behauptete,  dass  um- 
gekehrt die  bürgerliche  Gerechtigkeit  bloss  die  Erhaltung  des 
bestehenden  Rechts  —  des  Ansehens  der  Gesetze  und  der  Rechte 
—  zum  Inhalt  habe;  das  Recht  entspringe  nicht  aus  der  Gerechtig- 
keit, sondern  diese  erhalte  und  bekräftige  das  Recht;  die  ur- 
sprüngliche Anordnung  der  Rechtsinstitute  beruhe  keineswegs  auf 
der  Gerechtigkeitsidee,  sondern  auf  anderen,  jedem  eigentümlichen 
Ideen.  Dagegen  die  Aufrechterhaltung  bezw.  die  Herstellung  der 
-verletzten Rechtsordnung  und  die  Art  ihrer  Herstellung  (Rechts- 
pflege) beruhe  primär  und  ausschliesslich  auf  der  Idee  der  Ge- 
rechtigkeit. An  einer  anderen  Stelle  (S.  254  Anm.  *)  wird  noch 
hinzugefügt,  die  Gerechtigkeit  habe  auch  im  moralischen  Gebiet 
ihre  Stelle  und  umgekehrt  sei  die  Rechtsordnung  durch  und  durch 
auch  von  anderen  Ideen  als  der  Gerechtigkeit  bestimmt;  Recht- 
em 
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Home  Secretary  Gesuche  um  Begnadigungen  behandelt,  und 
man  hat  mit  Recht  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Straf- 
zumessungen oft  ungemein  scharf  ausfallen  und  in  anderen  Fällen 
wieder  viel  zu  milde  sind.  Während  im  Deutschen  Reiche  eine 
Mehrheit  von  Richtern  mit  der  Strafzumessung  betraut  ist,  liegt 
dieselbe  in  England  einem  Einzelrichter  ob,  welchem  der  Gesetz- 
geber nur  ein  Strafmaximum,  nicht  aber  ein  Strafminimum  ge- 
setzt hat.  Es  giebt  englische  Richter,  welche  mit  anscheinend 
besonderer  Vorliebe,  wo  das  Gesetz  es  gestattet,  auf  körperliche 
Züchtigung  erkennen,  während  wieder  andere  Richter  dieses 
Strafmittel  als  ein  barbarisches  perhorreszieren.  Uniformität  fehlt 
gänzlich,  und  die  Folge  ist  eine  sehr  weitgehende  Ungewissheit 
bezüglich  der  zu  erwartenden  Strafe.  Im  Hinblick  hierauf  wird 
man  die  Frage  auf  werfen  müssen,  ob  man  nicht  vor  der  Ein- 
führung eines  Berufungsgerichts  zunächst  einmal  die  Prinzipien 
der  Strafzumessung  genauer  gesetzlich  fixieren  muss.  Gegen  die 
Einführung  des  Berufungsgerichts  wird  ferner  geltend  gemacht, 
dass  damit  das  Bewusstsein  der  Verantwortlichkeit  bei  den  Ge- 
schworenen geschwächt  werden  würde.  Nach  den  in  Amerika  mit 
der  Berufung  in  Strafsachen  gemachten  Erfahrungen  dürfte  indessen 
dieser  letztere  Einwand  nicht  gerechtfertigt  sein.  Die  ganze  Frage 
ist  in  letzter  Zeit  in  England  mit  erneutem  Eifer  erörtert  worden; 
es  ist  eine  Tagesfrage,  deren  Lösung  nicht  mehr  lange  auf  sich 
warten  lassen  wird. 
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Gesetzes-  oder  Interessenherrschaft  (Legalitäts-  oder 
Opportunitätsprinzip)  im  Strafverfahren? 

Eine  öffentlichrechtliche  Grundfrage. 

Von 
Dr.  Herm.  Ortloff. 


Warnkönig  in  der  Rechtsphilosophie  oder  Naturlehre  des 
Hechts  hatte  behauptet,  dass  der  Zusammenhang  des  Rechts  mit 
der  Gerechtigkeit  in  dem  Ausgang  des  Rechtsinhalts  von  dieser 
als  dem  Prinzip  bestehe.  Dies  leugnete  Stahl  in  der  Philosophie 
des  Rechts  I  (1845)  S.  247,  indem  er  behauptete,  dass  um- 
gekehrt die  bürgerliche  Gerechtigkeit  bloss  die  Erhaltung  des 
bestehenden  Rechts  —  des  Ansehens  der  Gesetze  und  der  Rechte 
—  zum  Inhalt  habe;  das  Recht  entspringe  nicht  aus  der  Gerechtig- 
keit, sondern  diese  erhalte  und  bekräftige  das  Recht;  die  ur- 
sprüngliche Anordnung  der  Rechtsinstitute  beruhe  keineswegs  auf 
der  Gerechtigkeitsidee,  sondern  auf  anderen,  jedem  eigentümlichen 
Ideen.  Dagegen  die  Aufrechterhaltung  bezw.  die  Herstellung  der 
verletzten  Rechtsordnung  und  die  Art  ihrer  Herstellung  (Rechts- 
pflege) beruhe  primär  und  ausschliesslich  auf  der  Idee  der  Ge- 
rechtigkeit. An  einer  anderen  Stelle  (S.  254  Anm.  *)  wird  noch 
hinzugefügt,  die  Gerechtigkeit  habe  auch  im  moralischen  Gebiet 
ihre  Stelle  und  umgekehrt  sei  die  Rechtsordnung  durch  und  durch 
auch  von  anderen  Ideen  als  der  Gerechtigkeit  bestimmt;  Recht- 
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Home    Secretaty   Gesuche    um   Begnadigungen   behandelt,    und 
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zumessungen oft  ungemein  scharf  ausfallen  und  in  anderen  Fällen 
wieder  viel  zu  milde  sind.     Während  im  Deutschen  Reiche  eine 
Mehrheit  von  Richtern  mit  der  Strafzumessung  betraut  ist,  liegt 
dieselbe  in  England  einem  Einzelrichter  ob,  welchem  der  Gesetz- 
geber nur  ein  Strafmaximum ,  nicht  aber  ein  Strafminimum  ge- 
setzt hat.     Es  giebt  englische  Richter,  welche  mit  anscheinend 
besonderer  Vorliebe,  wo  das  Gesetz  es  gestattet,  auf  körperliche 
Züchtigung    erkennen,    während    wieder   andere   Richter    dieses 
Strafmittel  als  ein  barbarisches  perhorreszieren.    Uniformität  fehlt 
gänzlich,  und  die  Folge  ist  eine  sehr  weitgehende  Ungewissheit 
bezüglich  der  zu  erwartenden  Strafe.     Im  Hinblick  hierauf  wird 
man   die  Frage  aufwerfen  müssen,   ob  man  nicht  vor  der  Ein- 
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Einführung  des  Berufungsgerichts   wird  ferner  geltend  gemacht, 
dass  damit  das  Bewusstsein  der  Verantwortlichkeit  bei  den  Ge- 
schworenen geschwächt  werden  würde.    Nach  den  in  Amerika  mit 
der  Berufung  in  Strafsachen  gemachten  Erfahrungen  dürfte  indessen 
dieser  letztere  Einwand  nicht  gerechtfertigt  sein.    Die  ganze  Frage 
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der  Gerechtigkeit  in  dem  Ausgang  des  Rechtsinhalts  von  dieser 
als  dem  Prinzip  bestehe.  Dies  leugnete  Stahl  in  der  Philosophie 
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gekehrt die  bürgerliche  Gerechtigkeit  bloss  die  Erhaltung  des 
bestehenden  Rechts  —  des  Ansehens  der  Gesetze  und  der  Rechte 
—  zum  Inhalt  habe;  das  Recht  entspringe  nicht  aus  der  Gerechtig- 
keit, sondern  diese  erhalte  und  bekräftige  das  Recht;  die  ur- 
sprüngliche Anordnung  der  Rechtsinstitute  beruhe  keineswegs  auf 
der  Gerechtigkeitsidee,  sondern  auf  anderen,  jedem  eigentümlichen 
Ideen.  Dagegen  die  Aufrechterhaltung  bezw.  die  Herstellung  der 
verletzten  Rechtsordnung  und  die  Art  ihrer  Herstellung  (Rechts- 
pflege) beruhe  primär  und  ausschliesslich  auf  der  Idee  der  Ge- 
rechtigkeit. An  einer  anderen  Stelle  (S.  254  Anm.  *)  wird  noch 
hinzugefugt,  die  Gerechtigkeit  habe  auch  im  moralischen  Gebiet 
ihre  Stelle  und  umgekehrt  sei  die  Rechtsordnung  durch  und  durch 
auch  von  anderen  Ideen  als  der  Gerechtigkeit  bestimmt;  Recht- 
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geber nur  ein  Strafmaximum,  nicht  aber  ein  Strafminimum  ge- 
setzt hat.  Es  giebt  englische  Richter,  welche  mit  anscheinend 
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Einführung  des  Berufungsgerichts  wird  ferner  geltend  gemacht, 
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schworenen geschwächt  werden  würde.  Nach  den  in  Amerika  mit 
der  Berufung  in  Strafsachen  gemachten  Erfahrungen  dürfte  indessen 
dieser  letztere  Einwand  nicht  gerechtfertigt  sein.  Die  ganze  Frage 
ist  in  letzter  Zeit  in  England  mit  erneutem  Eifer  erörtert  worden; 
es  ist  eine  Tagesfrage,  deren  Lösung  nicht  mehr  lange  auf  sich 
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Warnkönig  in  der  Rechtsphilosophie  oder  Naturlehre  des 
Hechts  hatte  behauptet,  dass  der  Zusammenhang  des  Rechts  mit 
der  Gerechtigkeit  in  dem  Ausgang  des  Rechtsinhalts  von  dieser 
als  dem  Prinzip  bestehe.  Dies  leugnete  Stahl  in  der  Philosophie 
des  Rechts  I  (1845)  S.  247,  indem  er  behauptete,  dass  um- 
gekehrt die  bürgerliche  Gerechtigkeit  bloss  die  Erhaltung  des 
bestehenden  Rechts  —  des  Ansehens  der  Gesetze  und  der  Rechte 
—  zum  Inhalt  habe;  das  Recht  entspringe  nicht  aus  der  Gerechtig- 
keit, sondern  diese  erhalte  und  bekräftige  das  Recht;  die  ur- 
sprüngliche Anordnung  der  Rechtsinstitute  beruhe  keineswegs  auf 
der  Gerechtigkeitsidee,  sondern  auf  anderen,  jedem  eigentümlichen 
Ideen.  Dagegen  die  Aufrechterhaltung  bezw.  die  Herstellung  der 
verletzten  Rechtsordnung  und  die  Art  ihrer  Herstellung  (Rechts- 
pflege) beruhe  primär  und  ausschliesslich  auf  der  Idee  der  Ge- 
rechtigkeit. An  einer  anderen  Stelle  (S.  254  Anm.  *)  wird  noch 
hinzugefugt,  die  Gerechtigkeit  habe  auch  im  moralischen  Gebiet 
ihre  Stelle  und  umgekehrt  sei  die  Rechtsordnung  durch  und  durch 
auch  von  anderen  Ideen  als  der  Gerechtigkeit  bestimmt;  Recht- 
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mässigkeit  und  Rechtlichkeit  freilich  sei  dem  Rechtsgebiete  eigen- 
tümlich und  durchgängig,  aber  das  sei  etwas  anderes  als  Ge- 
rechtigkeit und  Folge  des  positiven  Rechts,  nicht  jedoch  dessen 
bestimmendes  Prinzip. 

Die  Römer  fassten  die  Gerechtigkeit  als  eine  menschliche 
Eigenschaft  oder  Tugend  auf  (Dlpianus  in  fr.  1  pr.  D.  de  justitia 
et  jure  (1,  1);  fr.  10  pr.  D.  eod.);  in  der  christlichen  Lehre  ist 
ihr  Urgrund  in  Gott  zu  suchen ;  dessen  Schutz  von  Gläubigen 
auch  heute  noch  erfleht  wird,  wenn  die  weltliche  Gerechtigkeit 
versagt  oder  zu  versagen  droht;  in  der  neueren  Philosophie  aber 
hat  die  Gerechtigkeit  ihre  Entstehung  in  dem  allbeherrschenden 
Ethos  der  sittlichen  Weltordnung,  deren  oberstes  Gesetz  die 
Menschenliebe  ist,  aus  der  das  naturgemässe  Gleichgewicht 
zwischen  Egoismus  und  Altruismus  als  Pflichtgebot  her- 
vorgeht. Dieses  führt  zur  Uebung  einer  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit, welche  seit  dem  grossen  Kurfürsten  das  in  Brandenburg- 
Preussen  normgebende  Prinzip  der  Rechtspflege,  wie  der  Reichs- 
anzeiger vom  März  1890  hervorzuheben  Gelegenheit  hatte,  sein 
sollte. 

Die  realistisch-idealistische  Weltanschauung  findet,  wie  bei 
der  metaphysischen  Erklärung  der  Vernunft,  die  Gerechtigkeits- 
idee nur  im  zeitlich-räumlichen  Dasein  des  Menschen  begrenzt 
und  nur  relativ  vor,  in  Offenbarung  einer  transzendentalen, 
höheren  Gerechtigkeit,  deren  Erkenntnis  die  Aufgabe  der  Rechts- 
philosophie sein  mag;  dahin  mögen  z.  B.  Kohlers  Ideale  im 
Recht,  1891,  gehören. 

Menschenmögliche  Erzielung  höchster  Gerechtigkeit  mag 
Prinzip,  Grund  und  Zweck  der  Rechtspflege  sein,  deren  Ord- 
nung jedoch  durch  die  Natur  oder  Eigenart  der  Rechte  beeinflusst 
werden  muss,  welche  durchzufuhren  oder  zu  schützen  sind  — 
Privat-  und  öffentliche  Rechte,  wie  solche  Pflichten.  Dass  diese 
für  die  prinzipielle  Gestaltung  der  einzelnen  Rechtspflege  arten 
massgebend   sein  muss,   ist  vom  Verf.  besonders  für  das  Straf- 
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verfahren  in  seiner  1858  in  Maukes  Verlag  zu  Jena  erschienenen 
Schrift:  „Das  Strafverfahren  in  seinen  leitenden  Grundsätzen 
und  Hauptformen",  S.  32  ff.  nachgewiesen:  „Der  einfachste  und 
naturgemäss  der  erste  Weg  (zur  Erhaltung  der  Rechtsordnung) 
ist  die  Verhütung  der  Rechtsstörungen;  dann  erst  wenn  er  nicht 
zum  Ziel  geführt  hat  und  eine  Rechtsstörung  thatsächlich  vor- 
handen ist,  muss  auf  dem  Wege  der  Rechtspflege  im  eigentlichen 
Sinne  die  Rechtsordnung  hergestellt,  die  Rechtsgewinnung  ge- 
schaffen oder  die  Rechtsverletzung  auf  eine  dem  höchsten  Prinzip 
entsprechende  Weise  aufgehoben  oder  ausgeglichen  werden, 
indem  der  Verletzte  entweder  entschädigt  oder  der  Verletzer 
bestraft,  überhaupt  das  Unrecht  irgendwie  aufgehoben  oder  aus- 
geglichen wird.  Im  Wesen  des  Staates  liegt  die  Negation  des 
Unrechts  und  die  Erhaltung  der  Rechtsordnung  begründet  .... 
Es  ist  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit,  dass  überhaupt  keine  Rechts- 
verletzung geduldet  werde;  für  die  Erfüllung  dieses  Gebotes  kann 
ausreichend  nur  der  Staat  sorgen  und  prinzipiell  müsste  er  es 
ganz  allein,  weil  der  einzelne  im  Staat  —  angesichts  des  Ver- 
botes der  Selbsthilfe  —  besonders  den  Schutz  seiner  Rechte  sucht 
und  denselben  von  ihm  erwartet.  Prinzipiell  müsste  der  Staat 
nicht  erst  eine  Aufforderung  zur  Ausübung  der  Rechtspflege  er- 
warten, sondern  dieselbe,  so  bald  er  Kenntnis  von  einer  Rechts- 
verletzung erhalten,  von  selbst  und  um  der  Rechtsordnung  willen, 
ausüben:  also  die  sog.  Initiative  bei  Verfolgung  von  Rechts- 
verletzungen müsste,  abgesehen  von  dem  Gegenstand,  jedes- 
mal von  dem  Staate  oder  den  von  ihm  dazu  beauftragten  Organen 
ausgehen.  Der  erste  von  dem  Prinzip  der  Gerechtigkeit  ab- 
geleitete Grundsatz  für  die  Rechtspflege  ist  demnach  die  Ver- 
folgung und  Aufhebung  jeglicher  Rechtsverletzungen  von  Staats- 
oder Amtswegen,  oder,  wie  man  zu  sagen  pflegt:  ex  officio.  Wir 
müssen  diesen  Grundsatz  jedoch  über  die  blosse  Anregung  und 
Initiative  hinaus  durch  die  ganze  Rechtspflege  als  leitenden 
Grundsatz  anerkennen,  können  ihn  aber  als  solchen  nur  durch 
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Vermittelung  des  von  der  Gerechtigkeit  abzuleitenden  Strebens 
nach  materieller  Wahrheit  begründen.  Bei  dieser  der  Rechts- 
pflege obliegenden  Prozedur  kann  die  höchste  Gerechtigkeit  nur 
gewahrt  werden,  wenn  die  beiden  Grundlagen  der  Rechtsprechung, 
die  faktische  und  rechtliche,  in  vollem  Einklang  stehen."  Es  ist 
dann  weiter  vom  Verf.  ausgeführt  worden,  dass  die  prinzipiell 
gebotene  „Offizialmaxime"  (sog.  politisches  oder  Untersuchungs- 
prinzip) von  der  Natur  der  Privatrechte,  über  welche  die 
freie  Verfügung  der  konkurrierenden  Berechtigten  herrscht, 
alteriert  werden  muss  und  die  Verfolgung  jener  seitens  letzterer 
unter  die  sog.  Dispositionsmaxime  zu  stehen  komme,  welche  auf 
die  strafrechtliche  Verfolgung  angewendet  „Anklage"-  auch  „Par- 
teienprinzip" genannt  wird.  Die  ursprüngliche  aus  der  Gerechtig- 
keit als  dem  Rechtsausgleichungsprinzip  abgeleitete  „Offizialmaxime" 
vermittelt  allein  die  menschenmögliche  Herstellung  der  sog.  ma- 
teriellen Wahrheit,  d.  h.  der  geschichtsgetreuen  Reproduktion  des 
Thatbestandes  einer  Rechtsverletzung,  und  nur  auf  dieser  Grund- 
lage kann  ein  Strafverfahren  der  Gerechtigkeitsidee  entsprechen 
—  und  zwar  nur  im  Einklang  mit  dem  Wesen  des  Strafgesetzes, 
welches  die  Disposition  über  seine  Geltung  und  Anwendung  im 
einzelnen  Fall  nach  seiner  heutigen  Entstehung  im  konstitutionellen 
Staate  sowohl  wie  nach  der  beabsichtigten  Wirkung,  im  äussersten 
Falle  seiner  geschehenen  Uebertretung,  dass  „Strafe  eintreten  soll", 
grundsätzlich  und  im  allgemeinen  ausschliesst  —  ausgenommen 
in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Natur  der  Gesetzesverletzung  die 
eines  verletzten  Privatrechts  mehr  als  eines  öffentlichen  Rechts 
in  sich  trägt  und  deshalb  eine  Verfügung  über  die  Strafverfolgung 
nach  den  schwankenden  Anschauungen  der  Kulturepochen  mehr 
oder  weniger  eingeschränkt  in  die  Hand  des  Verletzten  gelegt 
wird,  wie  z.  B.  das  Antragsrecht  in  der  Novelle  zum  deutschen 
Strafgesetzbuch  von  1876  eingeschränkt  und  dementsprechend 
die  Strafverfolgung  von  Amtswegen  erweitert  worden  ist.  Bei 
Aufstellung  der  sog.  Antragsdelikte  ist  ein  das  staatliche  Straf- 
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recht  und  die  staatliche  Strafpflicht  beherrschendes  Gesellschafts- 
recht anerkannt  worden,  indem  die  privatrechtliche  Disposition 
des  Verletzten  den  Eintritt  der  Strafrechtspflege  bezw.  deren  Be- 
endigung durch  Richterspruch  bedingt. 

Wie  weit  spezifische  Formen  des  Verfahrens  sich  an  die 
beiden  Prozessmaximen  des  bürgerlichen  und  peinlichen  Prozesses 
organisch  anschliessen,  das  hat  Verf.  damals  darzuthun  versucht 
und  besonders  das  organisierte  d.  h.  mit  aktueller  Vertretung  der 
Parteiinteressen  vor  Gericht  ausgestattete  Strafverfahren  als  „kon- 
tradiktorischen Untersuchungsprozess  nach  der  Offizialmaxime"  zu 
kennzeichnen  unternommen,  ohne  jedoch,  was  nicht  im  Plane  lag, 
die  Konsequenzen  bis  ins  einzelne  weiter  zu  verfolgen.  Dies 
ist  erst  von  nachfolgenden  Schriftstellern,  namentlich  vom  Ge- 
heimrat Professor  Dr.  Heinze  in  Heidelberg  in  Goltdammers 
Archiv  Bd.  XXIV  (1876)  S.  266  ff.  und  Generalprokurator  am 
obersten  Gerichtshof  zu  Wien,  Dr.  Glaser,  Handbuch  des  Straf- 
prozesses I  §§  4  u.  20  geschehen.  In  Bezug  auf  den  richtigen 
Gebrauch  der  Terminologien  „Dispositions"-  und  „Offizialprinzip" 
oder  „Anklage"-  und  „ Untersuchungsprinzip u  herrscht  seit  bald 
fünfzig  Jahren  in  der  Theorie  noch  immer  eine  störende  Unsicher- 
heit, obschon  Verf.  in  seiner  oben  erwähnten  Schrift  eine  Be- 
griffsbegrenzung durch  Unterscheidung  der  Grundsätze  und  der 
Formen  des  Strafprozessbetriebes  zu  schaffen  versucht  hatte. 
Dazu  gab  Veranlassung  die  verschiedene  Unterstellung  von  an- 
einander liegenden  Begriffen,  wie  sie  seit  den  vierziger  Jahren  in 
den  zahlreichen  Arbeiten  über  Strafprozessreform  zutage  getreten 
war.  An  den  Unterschied  von  Privatrechts-  und  öffentlichen 
bezw.  Strafrechtsverhältnis  als  Ausgangspunkt  für  die  verschie- 
denen Verfahren  zur  Ausgleichung  oder  Sühnung  der  geschaffenen 
Rechtsstörungen  war  anzuknüpfen.  Dort  bedingte  die  Natur  der 
persönlichen  Freiheit  die  freie  Verfügung,  wie  sachlich,  auch  über 
die  Rechtsverfolgung  („Disposition14),  hier  aber  die  Staatspflicht 
zur  Erhaltung  der  Rechtsordnung  die  Strafgesetzvollziehung  in 
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dem  dafür  geordneten  Verfahren,  dessen  Ordnung  lediglich  unter 
den  von  dem  Gegenstand  bedingten  Grundsätzen  und  Formen 
bestimmt  werden  musste.  Dort  steht  die  Berechtigung  und 
Verfügungsgewalt  der  im  Privatrechtsverhältnis  Stehenden  herr- 
schend durch  das  Rechtsverfahren  oben  an,  hier  aber  die  un- 
erlässliche  Pflicht  der  Staatsorgane  zur  Gesetzesvollziehung 
nach  dem  aus  dem  Gesetz  ihnen  erkennbaren  Willen  der  Gesetz- 
gebungsfaktoren als  dem  Gesamtwillen  im  Staate,  im  konstitutio- 
nellen also  seiner  Regierung  und  der  Gesellschaftsvertretung.  Dort 
kann  auf  die  Berechtigungsübung  die  Rücksicht  auf  Zweck- 
mässigkeit (Opportunität)  als  Motiv  wirken,  hier  aber  muss 
die  Pflichterfüllung  davon  unbeeinflusst  bleiben  und»  darf  nur  von 
dem  über  der  Willkür  stehenden  Gesetzes  gebot  sich  leiten  lassen 
(Legalität).  Hiernach  sind  Opportunität  und  Legalität  Be- 
stimmungsgründe für  den  Eintritt  und  die  Fortsetzung  der 
Rechtsverfolgung,  welche  danach  unter  dem  Dispositions-  oder 
aber  dem  Offizialprinzip  erfolgt  —  durch  die  Prozessbeteiligten 
dort,  durch  die  Staatsorgane  hier.  Unrichtiger  Weise  wurde  für 
das  Strafverfahren,  z.  B.  von  H.  A.  Zachariä,  Planck  u.  a.  m. 
der  Ausdruck  „  Anklageprinzip u  für  den  vom  Zivilprozess  vor- 
zugsweise geschaffenen  Begriff  des  Dispositionsprinzips  verwendet 
und  damit  nur  ausgesprochen,  dass  ohne  einen  Kläger  ein  Ge- 
richt nicht  von  Amtswegen  zur  Strafrechtspflege  vor-  und  nicht 
über  den  Klageantrag  hinausgehen  dürfe  —  die  negative  Seite 
des  Dispositionsprinzips  als  Gebot  für  das  Gericht,  welche  das 
sog.  Untersuchungsprinzip  oder  die  Feststellung  der  Thatsachen 
und  die  Herstellung  des  gestörten  Rechtsverhältnisses  von  Richter- 
amtswegen ausschliesst.  Damit  war  die  Form  der  Rechts  Verfol- 
gung (Prozessbetrieb  durch  die  im  Rechtsverhältnis  stehenden  Be- 
teiligten durch  Kontradiktionen,  oder  andererseits  unabhängig 
davon,  wenn  auch  unter  Assistenz  solcher,  in  der  Hauptsache 
durch  das  Gericht  mittelst  Untersuchung  und  amtlicher  Thätig- 
keit)  mit  den  Grundsätzen  vermischt  worden,  was  zu  Irrungen 
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führte.  Nach  Vorgang  von  Planck  in  der  systematischen  Dar- 
stellung des  deutschen  Strafverfahrens,  1857,  hat  ein  grosser  Teil 
der  Theoretiker  (auch  die  Motive  zur  Reichs-Strafprozessordnung) 
unter  „Anklagegrundsatz"  die  Eigentümlichkeit  des  Strafverfahrens 
verstanden,  dass  die  Strafgerichte  in  ihrer  einschreitenden  und  fort- 
gesetzten Thätigkeit  zwar  an  die  Prozessvoraussetzung  eines 
klägerischen  Prozessbetriebes  (des  Anklägers)  gebunden,  dann 
aber  innerhalb  des  Klagerahmens  frei  nach  dem  Offizialprinzip 
zu  handeln  verpflichtet  wie  berechtigt  seien.  Dieser  sog.  An- 
klagegrundsatz wäro  sonach  nur  die  Bezeichnung  für  eine  Be- 
schränkung des  die  richterliche  Thätigkeit  bestimmenden  Offizial- 
prinzips, welche  früher  in  dem  Rechtssprüchwort:  „Wo  kein 
Kläger,  da  ist  auch  kein  Richter"  zum  Ausdruck  gebracht  war. 
Das  Offizialprinzip  ist  aber  nicht  bloss  eür~oOiöiies  für  die  amt- 
liche Thätigkeit  der  Gerichte,  sobald  diese  nach  dem  Gesetz 
(Prozess Voraussetzung  der  Gerichtshängigkeit)  eintreten  darf  und 
muss,  sondern  es  bestimmt  auch  die  Thätigkeit  der  Staatsanwalt- 
schaft und  ihrer  Hilfsorgane  („gerichtliche  Polizei")  und  ist  so- 
nach Prinzip  für  die  staatlichen  Organe  der  Strafrechtspflege. 
Die  Staatsklägerschaft  ist  regulär  zur  Strafverfolgung  als  Organ 
der  Strafrechtspflege  für  den  Prozessbetrieb  berufen  und  dazu 
verpflichtet  („Aliklagemonopol"),  ausnahmsweise  für  einzelne  An- 
tragsdelikte der  Verletzte  i.  w.  S.  als  Privatkläger  zugelassen,  auch 
als  Nebenkläger,  in  Gemässheit  freier  Verfügung  darüber.  Nun 
kann  aber  durch  Gesetz  als  Bestimmungsvoraussetzung  für  die 
staatsamtliche  Thätigkeit  das  Opportunität«-  oder  das  Legalitäts- 
prinzip anerkannt  sein,  ausschliesslich  das  eine  oder  das  andere, 
oder  auch  jenes  nur  in  besonderen  Fällen  als  Ausnahme  von 
diesem,  sodass  die  freie  Verfugung  über  die  Strafgesetzanwendung 
und  Vollziehung  bis  zum  Richterspruch  in  die  Hand  des  Staats- 
klägers gelegt  oder  aber  ganz  ausgeschlossen,  oder  eine  Be- 
schränkung des  einen  Prinzips  durch  das  andere  seitens  der 
Strafgewalt  im  Gesetz  geschaffen  wird. 
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Der  deutschen  Rechtsauflfassung  entspricht  die  Kodifi- 
zierung des  Legalitätsprinzips,  wie  sie  im  §  152  St.-P.-O. 
geschehen  ist  zur  Beseitigung  des  in  der  früheren  preussischen 
Strafpraxis  gross  gezogenen  Opportunitätsprinzips,  jedenfalls  mehr, 
als  die  im  österreichischen  Strafprozess  geschaffene  Beschränkung 
des  Legalitätsprinzips  durch  eine  Voranstellung  des  „öffentlichen 
Interesses"  als  massgebenden  Faktors  für  die  Strafverfolgung 
neben  dem  in  §  2  der  österreichischen  St.-P.-O.  im  weitesten  Um- 
fang dem  Kaiser  verliehenen  Abolitionsrecht.  Die  Auffassung  von 
der  Bedeutung  des  Strafgesetzes  als  des  Gegenstandes  des 
Strafverfahrens  wird  massgebend  sein  dafür,  dass  nicht  Interessen- 
sondern  Gesetzesherrschaft  das  Strafverfahren  bestimme:  Es 
wird  Folgendes  festzuhalten  sein: 

Der  Strafprozess  ist  seinem  Gegenstand  nach  Rechts-  nicht 
aber  Verwaltungs -Verfahren;  denn  er  beschäftigt  sich  mit  einem 
Straf  recht  s  Verhältnis,  welches  durch  den  Bruch  der  allgemeinen 
Ordnung  erzeugt  wird,  und  zwar  zwischen  dem  Staat  und  der 
Gesellschaft  zur  Herstellung  der  durch  ein  Gesellschaftsglied  wirk- 
lich oder  angeblich  gestörten  Ordnung  mittels  Rechtsspruches  auf 
Anwendung  eines  Strafgesetzes,  welche  eine  aus  der  Nicht- 
verfugbarkeit  hervorgehende  Staatspflicht  ist  —  Legalitätszwang  *. 
Dazu  bedarf  es  ausser  den  von  Amtswegen  die  Sachlage  (That- 
bestand)  feststellenden  Gerichten  bestimmter  Angriffs-  und  Ab- 
wehrorgane, welche  das  Gericht  in  der  Thatsachenfeststellung 
unterstützen  in  einem  geordneten  Rechtsverfahren  zur  Herbei- 
führung eines  vollstreckbaren  richterlichen  Endspruches  über  die 
Anwendung  des  Strafgesetzes  auf  den  einzelnen  Rechtsbruch,  um 
die  Richter  von  einseitiger  Interressenwahrung  frei  zu  halten  und 


1  Vgl.  des  Verf.  Abhandlang:  „Staat  und  Gesellschaft  im  Straf- 
verfahren- im  Gerichtssaal  Bd.  47  (1892)  S.  282—345  und  die  neueren  Lehr- 
bücher von  Bennecke  und  v.  Kries,  sowie  die  in  des  letzteren  Lehrbuch 
des  deutschen  Strafprozessrechts  (1892)  §  2  und  S.  4  in  Anm.  1  aufgeführte 
Litteratur. 
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dieser  eine  begrenzte  Selbständigkeit  zu  gewähren.  In  der  Inter- 
essenvertretung und  ihrer  prozessordnungsgemäss  sich  vor  den  Ge- 
richten entfaltenden  Thätigkeit  liegt  das  Prozessrechtsverhältnis, 
das  sich  an  das  Strafrechtsverhältnis  anschliesst  und  zu  dessen 
rechtlicher  Lösung  zu  fuhren  bestimmt  ist.  Gericht  und  Prozess- 
beteiligte haben  darin  gesetzlich  geordnete  Rechte  und  Pflichten; 
letztere  sind  den  staatlichen  Organen  (Staatsanwaltschaft  und  Ge- 
richte) durch  das  Legalitätsprinzip  für  jeden  Straffall  geboten 
und  ihr  Prozessbetrieb  wird  durch  die  Offizialmaxime  geleitet 
und  äussert  sich  im  wesentlichen  in  der  Form  der  Untersuchung; 
neben  dieser  vorzugsweise  in  der  Hand  der  Gerichte  steht  der 
Staatsanwaltschaft  und  der  Verteidigung  die  freie  Antragstellung 
mit  Begründung  in  Rede  und  Gegenrede  (Kontradiktionen)  zu, 
um  die  richterliche  Thätigkeit  nach  beiden  Seiten  der  sich 
gegenüberstehenden  Interessenvertretung  hin  zu  unterstützen 
und  zu  ergänzen  —  immer  aber  nur  nach  Massgabe  des 
Gesetzes,  über  dessen  Beachtung  die  Gerichte  zu  wachen 
haben,  wie  dies  im  Parteiinteresse  jedem  Vertreter  eines  solchen 
frei  steht. 

§2. 

Die  Ausfuhrungen  Heinzes  in  dem  erwähnten  Aufsatz:  „Dis- 
positionsprinzip und  Offizialprinzip;  Verhandlungsform  und  Unter- 
suchungsform, insbesondere  im  Strafprozessu  sind  für  die  Doktrin 
und  Gesetzgebungsmaterialien  seit  1876  grundlegend  geworden. 
Hiernach  bedeutet  für  die  heutige  Auffassung  jede  gesetzliche 
Androhung  einer  öffentlichen  Strafe  erstens,  dass  die  darin  an- 
gedrohte Rechtsfolge  mit  ihrem  Inhalt  und  in  ihrer  Ausdehnung 
unabhängig  ist  von  dem  auf  Mehrung,  Minderung  oder  Aende- 
rung  gerichteten  Willen  der  Beteiligten;  zweitens,  dass  das  Ein- 
schreiten der  staatlichen  Organe  der  Strafrechtspflege  dem  Be- 
lieben der  Beteiligten  entzogen  ist,  denn  das  Strafgesetz  ist  eine 
lex  perfecta  in  dem  Sinne,  dass  nicht  nur  sein  Inhalt  unabänder- 
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lieh  gegeben,   sondern   auch  seine   Verwirklichung  absolute 
Rechtspflicht  ist. 

Der  sachlich  freien  Verfügung  stellt  auch  Heinze  das 
Offizialprinzip  gegenüber,  worin  die  Erfüllung  des  dem  Staate  ob* 
liegenden  Strafamtes  liege,  und  das  Legalitätsprinzip  sei  für 
das  Einschreiten  der  Staatsanwaltschaft  eine  der  praktischen 
Konsequenzen  daraus.  Im  Strafamt  liege  offenkundig  die  Ver- 
pflichtung des  Staates,  die  Verbrechen,  welche  den  Organen 
des  Staates  bekannt  werden,  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Allein 
das  Strafrecht  und  die  Strafpflicht  des  Staates  seien  nicht  auf 
die  zufällige  Kenntnis  der  Staatsorgane  von  Verbrechens  verüb- 
ungen beschränkt,  sondern  der  Staat  sei  auch  verpflichtet,  zur 
Entdeckung  der  ihm  zur  Zeit  noch  unbekannten  Verbrechen  und 
Verbrecher  thätig  zu  sein,  auch  überhaupt  alle  Erkenntnismittel 
zu  sammeln,  durch  welche  in  irgend  einer  rechtlich  erheblichen 
Beziehung  Licht  über  den  Sachverhalt  verbreitet  werden  könne. 
Wenn  aber  von  dem  Staate  etwa  die  Strafverfolgung  nur  inso- 
weit erfolge,  als  im  Einzelfall  ein  Interesse  des  Staates  ander 
Bestrafung  erkennbar  wäre  (für  wen?  ist  die  Hauptfrage),  so 
würde  dem  Staate  als  Strafberechtigten  eine  gewisse  Dis- 
position über  die  Rechtsfolgen  der  Verbrechen  zustehen. 
Aber  wie  die  Einleitung  des  durch  das  Verbrechen  geforderten 
Verfahrens  nach  dem  Offizialprinzip  der  freien  Verfügung  des 
Trägers  des  Strafamtes  entzogen  sei,  so  auch  alle  Hemmung  des 
eingeleiteten  Strafverfahrens;  im  Gegenteil  sei  der  Betrieb  des- 
selben bis  zur  völligen  Erledigung  als  selbstverständlich  auch  in 
den  Gesetzen  vorausgesetzter  Grundsatz.  Das  Offizialprinzip  wäre 
aufgegeben,  wenn  die  Staatsorgane  nach  ihrem  Beheben  die  Fort- 
führung des  Verfahrens  unterlassen  wollten,  was  unzulässig  und 
wovon  nirgends  die  Rede  sei  ('?).  „In  Beziehung  auf  Inhalt  und 
Ergebnis  des  einzelnen  Strafverfahrens  äussert  das  Offizialprinzip 
seine  Wirkung  dahin,  dass  den  Beteiligten,  d.  h.  nicht  nur  dem 
durch  das  Verbrechen  Verletzten,   und  dem  Beschuldigten,  son- 
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dem  auch  dem  Staat  jede  sachliche  Verfügung  über  die  für  die 
Entscheidung  erheblichen  Thatsachen,  über  die  zu  deren  Er- 
forschung dienlichen  und  verfügbaren  Erkenntnissmittel  und  über 
die  aus  jenen  Thatsachen  folgenden  Rechtsverhältnisse  ver- 
sagt bleiben.  Auf  eine  erhebliche  Thatsache  oder  auf  ein  für 
eine  solche  Thatsache  einflussreiches  Beweismittel  ist  von  keiner 
Seite,  namentlich  auch  nicht  von  seiten  des  Staates  und  seiner 
Organe,  ein  Verzicht  rechtlich  denkbar,  so  wenig  wie  auf 
eine  der  rechtlichen  Folgen  aus  jenen  Thatsachen.  Nicht  minder 
ist  es  andererseits  eine  rechtliche  Unmöglichkeit,  dass  durch 
Uebereinstimmung  der  Beteiligten  der  Beweis  einer  solchen  er- 
setzt werde".  Solche  „prozessualische  Rechtsgeschäfte"  (nach 
Wendt  und  Trütter),  wie  sie  im  bürgerlichen  Rechtsverfahren 
zugelassen  sind,  kennt  das  Strafverfahren  nicht  und  darf  sie  seiner 
Natur  und  seinem  Gegenstande  nach  nicht  kennen. 

Allerdings  bemerkt  Heinze  ganz  richtig,  dass  der  Straf- 
prozess  seinem  Inhalt  nach  ein  Rechtsstreit  sein  könne,  jedoch 
begrifflich  nicht  sein  müsse,  dass  jedoch  das  Offizialprinzip  davon 
nicht  berührt  werde.  Der  alte  Untersuchungsprozess  hat  dies 
dargelegt,  indem  er  ein  Verwaltungsverfahren  bis  zum  Endspruch 
war,  wobei  alle  Wahrheitserforschung  nach  beiden  Seiten  hin 
ausschliesslich  in  die  Hand  des  Richters  gelegt  war.  Indessen 
gerade  in  der  Ausschliessung  des  in  der  Sache  gelegenen  Straf- 
rechtsverhältnisses mit  seinem  Antagonismus  von  Angriff  und  Ab- 
wehr, Belastung  und  Entlastung,  Schuld  und  Nichtschuld,  Ver- 
urteilung und  Freisprechung,  lag  die  Uebertreibung  der  Offizial- 
maxime,  die  zur  Zusammenfassung  zu  verschiedenartiger,  eine 
besondere  Vertretung  erfordernder  Thätigkeit  im  Richter- 
amt geführt  hatte,  was  bereits  H.  A.  Zachariä  in  Oöttingen  in 
seiner  Schrift:  „Gebrechen  und  Reform  des  Strafverfahrens a,  1846, 
dargethan  hatte.  Das  ganze  prozessuale  Verfügungsrecht  kon- 
zentrierte sich  im  Richteramt  und  das  widersprach  der  Natur  des 
Strafrechtsverhältnisses,    welche    in    dem    Verlangen   nach    dem 
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„Anklageprozess"  wieder  zur  Geltung  kam,  indem  ein  Teil  des 
Prozessbetriebes  in  die  Hände  der  in  jenem  Verhältniss  stehenden 
Beteiligten  als  Bechtssubjekten  neben  der  Leitung  des  Sichters 
gelegt  und  somit  nach  Analogie  des  Zivilprozesses  „Parteien"  in 
das  Verfahren  mit  selbständigen  Thätigkeiten  eingeführt  und  so 
aus  einem  vielfach  nach  dehnbaren,  doktrinären  Regeln  und  Will- 
kür geführten  Verwaltungsverfahren  ein  in  streng  geregelte  Bah- 
nen der  streitigen  Gerichtsbarkeit  gewiesenes  Rech  tsverfahren 
des  „kontradiktorischen  Untersuchungsprozesses tf  geschaffen  wurde. 
Eine  Verkennung  dieser  sachlichen  Grundlagen  zeigt  sich  in 
Kohlers  Besprechung  des  JoHNschen  Kommentars  zur  Str.-P.-O., 
in  Heymanns  Juristischem  Litteraturblatt,  I  (1889)  Nr.  3.  Davon 
ausgehend,  dass  schon  das  Dispositionsrecht  im  Zivilprozess  ein 
bedeutsamer  Fehler  gewesen,  behauptet  Kohler,  sei  das  ganze 
System  von  den  Parteien  oder  das  Anklagesystem  im  Strafprozess 
grundsätzlich  verfehlt;  gerade  die  Befreiung  des  Strafverfahrens 
von  der  zivilprozessualen  Form  sei  einer  der  grössten  Fortschritte 
gewesen,  die  Schaffung  des  Untersuchungsprozesses  eine  der  grössten 
rechtshistorischen  Thaten  (!);  nicht  die  Aufhebung,  sondern  die 
Läuterung  des  Inquisitionsverfahrens  sei  das  Ziel  unserer  straf- 
prozessualen Entwicklung  gewesen  und  sei  es  auch  in  Zukunft. 
Worin  diese  Läuterung  bestehen  soll,  verbirgt  Kohler  vorläufig; 
man  hat  sie  bisher  eben  in  der  Zulassung  der  Parteivertretung 
mit  Kontradiktionen  in  dem  Untersuchungsprozess  gefunden  und 
damit  die  Offizialmaxime  auf  das  richtige  Mass  staatsrechtlich 
wie  prozessualisch  zurückgeführt.  Kohler  hat  dann  weiter  bei 
Besprechung  des  Lehrbuches  des  deutschen  Strafprozessrechts 
von  A.  v.  Kries,  Freiburg  1892,  in  Heymanns  Jurist.  Litteratur- 
blatt V  (1893)  S.  153  seine  Auffassung  von  dem  heutigen  Straf- 
prozesse dahin  zusammen  gefasst:  unser  Strafprozess  sei  nicht 
nach  den  Regeln  des  Parteiprozesses  gebildet  und  ein  solches 
Verfahren  sei  überhaupt  für  die  Zwecke  des  Strafprozesses  un- 
geeignet.   Welches  aber  diese  Zwecke  seien,  giebt  Kohler  nicht 
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an,  ob  Gerechtigkeitsübung,  Staatsschutz,  Erhaltung  der  Rechts- 
ordnung, Geltung  der  Staatsgewalt?  und  ob  die  Pflege  Ver- 
waltungs-  oder  Rechtspflege  sein  soll,  bleibt  unbeantwortet. 

Aus  der  nächsten  Aufgabe  des  Strafverfahrens,  im  Einzelfall 
vor  allem  die  Schuld  .oder  Nichtschuld  (einen  Gegensatz, 
welcher  ja  im  Zivilprozess  schon  die  Notwendigkeit  selbständiger 
Vertretung  des  Angriffs  und  der  Abwehr  bedingt)  festzustellen, 
lässt  sich  allein  prinzipiell  richtig  das  Strafverfahren  kon- 
struieren und  so  hat  es  auch,  wie  die  Rechtsvergleichung  und 
Geschichte  lehrt,  die  Logik  immer  und  immer  wieder  gethan. 
Der  Inquisitionsprozess  war  eine  gewaltsame  Entartung  aller  Pro- 
zesslogik, aus  dem  politischen  Absolutismus  hervorgegangen,  eine 
Frucht  des  allverwaltenden  Polizeistaates,  der  keine  Menschen- 
rechte kennen  will  —  ein  Macht-  aber  kein  Rechtsverhältnis. 
„Ein  Prozess  —  fuhrt  Kohler  aus  — ,  wo  der  vermeintliche 
Kläger  nicht  das  Recht  hat,  die  Klage  zurückzunehmen,  wo  der 
vermeintliche  Kläger  verpflichtet  ist,  nicht  nur  seinem  Gegner 
gegenüber  die  allgemeinen  Rechts-  und  Legalitätsschranken  inne- 
zuhalten, sondern  auch  im  Interesse  des  Gegners  positiv  zu  han- 
deln, die  nötigen  Beweise  zu  erheben  und  zu  wahren  bei  eigener 
schwerer  Pflichtverletzung  (§  158  Str.-P.-O.)  —  ein  solcher  Prozess 
ist  nicht  Parteiprozess,  sondern  Prozess  nach  den  Regeln  des 
Inquisitionsprozesses,  wobei  der  Staatsanwalt  als  Gehilfe  des 
Richters  fungiert.  Nur  dass  der  Angeklagte  dem  untersuchenden 
Richter  nicht,  wie  im  ehemaligen  entarteten  Inquisitionsprozess, 
als  ein  wehrloses  medium  eruendae  veritatis  gegenübersteht,  son- 
dern als  ein  Mensch  mit  vollen  Menschenrechten,  und  dass  diese 
Menschenrechte  heilig  zu  halten  sind  auch  dem  gegenüber,  den 
man  als  Verbrecher  ansieht,  und  auch  nicht  zu  gunsten  eines  an 
sich  sehr  berechtigten  Strafanspruchs  des  Staates  gekränkt  werden 
dürfen.  Das  ist  die  Hauptsache:  Der  Beklagte  mit  dem  Recht 
der  Passivität  und  mit  dem  Recht  auf  seine  Unantastbarkeit,  die 
nur  in  bestimmten  Richtungen  und  unter  Begrenzung  der  höheren 
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Zwecke  zu  weichen  hat!"  Diese  Polemik  steht  offenbar  noch 
unter  dem  Einfluss  der  Vermischung  von  Grundsatz  und  Form 
des  Prozesses,  indem  unter  „Parteiprozess"  ausschliesslich  ein  von 
der  freien  Parteiverfügung  über  prozessuale  Thätigkeiten  ge- 
leitetes Verfahren  und  unter  Untersuchungsprozess  ein  ausschliess- 
lich von  Amtswegen  geleitetes  richterliches  Verfahren  verstanden 
worden  ist.  Die  Geschichte  der  Strafprozessreform  in  diesem 
Jahrhundert  weist  gerade  darauf  hin,  wie  mit  der  Entwicklung 
der  Idee  von  den  Menschenrechten,  auch  selbst  das  einer  Ver- 
brechensverübung Beschuldigten  (ob  mit  Recht  oder  Unrecht? 
steht  ja  in  vielen  Fällen  bis  zum  Endurteil  in  Frage),  die  Rechts- 
forderung in  die  Gesetzgebung  überging,  dass  der  Beschuldigte 
gegenüber  dem  staatlichen  Eingreifen  in  die  Freiheit  einer  mit 
Prozessrechten  versehenen  Person,  Rechtssubjekt,  auch  selbst- 
thätig  zu  seinem  Schutz  und  mit  einem  Rechtsvertreter  ver- 
sehen sein  dürfe,  ja,  in  besonderen  Fällen  der  Schutzbedürftig- 
keit sein  müsse,  was  sogar  zu  einer  staatlichen  Fürsorge  für  die 
Parteivertretung  geführt  hat;  vgl.  des  Verf.  „Vorverfahren  des 
Deutschen  Strafprozesses",  Giessen,  1893,  S.  5  ff.  17  ff.  Die 
Organisierung  der  sich  im  Streite  um  die  gesetzliche  Not- 
wendigkeit der  Erfüllung  der  Staatspflicht  zur  Vollziehung  der 
Strafgesetze  einerseits  und  die  Unterwerfung  unter  diese  seitens 
des  im  Rechtsstreit  Unterliegenden  andererseits  geltend  machen- 
den Thätigkeiten  vor  dem  die  der  Beurteilung  nach  Gesetz  und 
Recht  unterliegenden  Thatsachen  feststellenden  und  die  Schuld- 
und  Strafanwendungsfrage  entscheidenden  Gericht  herzustellen  und 
zwar  im  Geiste  des  Verfassungs-  und  heutigen  Rechtsstaates  gegen 
den  zurückgedrängten  Absolutismus,  war  der  Grundzug  und 
Zweck  der  Strafprozessreform  und  wird  es  bleiben  mit  einer 
weiteren  Entwicklung,  mindestens  in  der  Erhaltung  des  kon- 
stitutionellen Systems,  in  dessen  Fluktuierung  bei  dem  engen  Zu- 
sammenhang zwischen  dem  Strafverfahren  und  den  politischen 
Strömungen  der  Parteimacht  eine  Aenderung  in  der  Gesetzgebung 
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wie  eine  Beeinflussung  in  der  Handhabung  dehnbarer  Rechts- 
und Machtgrenzen  leicht  möglich,  jedoch  durch  staatsrecht- 
liche Grundsätze  möglichst  zu  vermeiden  sein  wird.  Staatsanwalt- 
schaft und  Verteidigung  haben  die  besondere  Interessenvertretung 
und  sind  beide  insofern  „Gehilfen  des  Richter ",  als  sie  ihm  das 
Richtige  und  Gerechte  zu  finden  bemüht  sein  sollen,  wozu  diesem 
die  Untersuchung  des  Thatbestandes  und  die  unabhängige  Be- 
urteilung und  Rechtsfindung  von  Amtswegen  verhelfen  soll.  Da 
giebt  es  keine  andere  als  die  Prozesslogik  eines  Parteien- Rechts- 
verhältnisses, d.  i.  der  Uebertragung  der  kontradiktorischen 
Form  auf  den  Unter  suchungsprozess,  wie  Verf.  in  mehreren 
Arbeiten  dargelegt  hat,  wobei  von  ihm  in  den  letzten  besonders 
die  Mangelhaftigkeit  der  bestehenden  Organisierung  in  der  Ueber- 
macht  der  Staatsanwaltschaft;  und  in  der  dürftigen  Rechtsver- 
tretung der  Beschuldigten  nachzuweisen  versucht  worden  ist2. 

§3. 

Heinze  a.  a.  0.  gelangt  zu  den  Sätzen,  dass  die  Geltung  des 
Offizialprinzips  im  neueren  Strafprozess  weder  eine  unbeschränkte 
noch  eine  ausnahmslose  sei,  dass  er  keine  Gattung  von  Straf- 
fallen kenne,  für  welche  das  Offizialprinzip  vollständig  ausser 
Geltung  trete,  was  ja  der  Geltung  des  materiellen  Dispositions- 
prinzips gleich  käme.  Hierbei  kommt  er  auf  die  Gegenüberstellung 
des  sog.  Legalitäts-  und  des  Opportunitätsprinzips3.  In 
der  strengen  Durchführung  des  Offizialprinzips  bei  der  Initiative 
der  Strafverfolgung,  also  in  der  kategorischen  (nicht  disponibeln) 
Pflicht  des  Staates,  in  jedem  Falle  einer  angezeigten  Strafgesetz- 

*  S.  namentlich:  „Staats- und  Oesellschaftsvertretung  im  Strafverfahren 
Zur  Umgestaltung  des  Strafverfahrens  im  konstitutionellen  Staate" ;  Tübingen 
1892.     „Das  Vorverfahren  des  deutschen  Strafprozesses"  a.  a.  0. 

8  Planck,  Systematische  Darstellung  des  Strafprozesses,  S.  11,  R.  Gneist, 
Vier  Fragen  u.  s.  w.,  S.  53,  besonders  Glaser,  Gesammelte  kleinere  Schriften 
I,  S.  442  ff.,  447 ff.,  Ullmann,  Oesterreich.  Strafprozessrecht,   S.  249  u.  a.  m. 
waren  in  der  Erklärung  und  Kritik  jedoch  schon  vorausgegangen. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  1.  7 
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Verletzung  auch  von  Staats-  oder  Amtswegen  die  amtliche  Thätig- 
keit  in  Bewegung  zu  setzen  und  womöglich  bis  zu  den  äussersten 
Grenzen  der  Erreichbarkeit  einer  Bestrafung  (des  Strafgesetzvoll- 
zugs) wird  das  Wesen  des  Legalitätsprinzips  erkannt;  negativ 
ausgedrückt  würde  die  materielle  Verfügung  des  Staates  und 
seiner  Organe  über  den  Eintritt  und  die  Fortsetzung  der  Straf- 
verfolgung aus  allen  anderen  Rücksichten  als  der  Möglichkeit 
(faktischen  wie  rechtlichen)  der  Ausführung  des  Gesetzes- 
willens, also  namentlich  aus  Rücksichten  auf  andere,  ganz  be- 
sonders auf  staatliche  Regierungsinteressen,  auszuschliessen  sein. 
Es  wäre  sonach  die  Legalität  noch  ein  über  dem  Offizialprinzip 
stehendes  höchstes  Gebot  der  absoluten  Strafgesetzgeltung  und 
-Vollziehung  im  Staate,  auf  dessen  Beachtung  die  bürgerliche 
Gesellschaft  ebenso  ein  Recht  haben  würde,  wie  der  Staat  dazu 
eine  Pflicht  hätte,  etwa  ein  „materielles  Offizialprinzip u  für  die 
Thätigkeit  aller  mit  der  Strafgesetzvollziehung  betrauten  Organe. 
Denn  das  Gesetz  als  der  vom  Staatsoberhaupt  sanktionierte  Ge- 
samtwille der  Gesetzgebungsfaktoren  gebietet:  Strafe  soll  (nicht: 
darf)  unter  den  bestimmten  thatsächlichen  Voraussetzungen  (des 
gesetzlichen  Thatbestandes)  im  Fragefalle  sein!  Daher  würde 
sich  die  angeführte  Aeusserung  Heinzes,  dass  das  Legalitäts- 
prinzip für  das  Einschreiten  der  Staatsanwaltschaft  eine  der  prak- 
tischen Konsequenzen  des  Offizialprinzips  als  einer  absoluten 
Rechtspflicht  des  staatlichen  Strafamtes  zur  Verwirklichung  des 
unabänderlichen  Inhalts  der  Strafgesetze  sei,  dahin  umändern: 
weil  das  Strafgesetz  ein  absolutes  Gebot  seiner  Unabänderlich- 
keit, Anwendung  bis  zum  Vollzuge  der  Strafe,  oder  aber  ge- 
gebenen Falles  Nichtanwendung,  in  sich  trägt,  ist  das  staatliche 
Strafamt  verpflichtet,  jenes  Gebot  zu  befolgen  und  seine  For- 
derungen nach  Rechtssätzen,  d.  i.  im  geordneten  Rechtswege  — 
ex  lege  et  secundum  ordinem  —  zu  erfüllen.  Daher  ist  jede 
Substituierung  des  Satzes  ausgeschlossen:  obschon  das  Straf- 
gesetz jene  Vollziehung  fordert,  so  ist  davon  aus  anderen  Rück- 
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sichten  (der  Opportunität  oder  gar  persönlicher  Willkür)  im 
vorliegenden  Falle  oder  in  einer  Gattung  von  Fällen  z.  B. 
studentischen  Mensuren,  Pressdelikten,  Beamtenvergehen  u.  dgl., 
davon  abzusehen;  denn  dann  stände  der  Wille  des  Strafamtes 
über  dem  Gesetz.  Eine  der  bedenklichsten  Konsequenzen  einer 
solchen  Opportunität  in  der  Praxis  wäre  etwa  die  Nachahmung 
der  Verwendung  der  sog.  Kronzeugen,  wie  sie  im  englisch- 
schottischen Strafprozess  üblich  ist,  dass  nämlich  an  einer  straf- 
baren Handlung  Beteiligte,  um  sie  zur  Unterstützurg  der  öffent- 
lichen Klage  als  Zeugen  verwenden  zu  können,  nicht  unter 
Anklage  gestellt  werden,  sondern  zur  Ueberfuhrung  der  Haupt- 
thäter  als  Zeugen  aussagen  müssen.  Dass  derartige  Aussagen, 
welche  in  Erwartung  der  Straflosigkeit  erstattet  werden,  der 
Glaubwürdigkeit  ermangeln,  liegt  auf  der  Hand;  es  ist  aber 
auch  einer  gerechten  Strafrechtspflege  unwürdig,  unter  Verletzung 
des  Grundsatzes  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  um  Belastungs- 
material zu  verschaffen,  an  einer  Strafthat  Beteiligte  unverfolgt 
durchschlüpfen  zu  lassen. 

Wo  das  Opportunitätsprinzip  im  Strafverfahren  sich  durch 
Gesetz  oder  Praxis  eingebürgert  hatte,  wie  in  Preussen,  kann  man 
sich  nicht  so  leicht  an  das  im  Strafverfahren  des  Deutschen  Reichs 
§  152  Str.-P.-O.  kodifizierte,  aber  durch  §§  147  u.  148  des 
G.-V.-G.  wieder  modifizierte  Legalitätsprinzip  gewöhnen.  Selbst 
eine  Autorität  wie  R.  Gneist,  der  es  als  der  Gerechtigkeit  in  thesi 
entsprechend  anerkannte,  mochte  ihm  der  leichteren  praktischen 
Beweglichkeit  der  Strafverfolgung  wegen  das  Opportunitätsprinzip 
anfangs  vorziehen,  während  er  später  im  Reichstag  1876  in  der 
letzten  Stunde  vor  den  Konsequenzen  der  ministeriellen  Macht- 
befugnisse aus  jenen  §§  147  u.  148  mit  Dr.  Windthorst  ernst- 
lich warnen  musste.  In  einem  Aufsatz  des  vormaligen  Staats- 
anwalts zu  Kiel,  Dr.  Damme  (Deutsches  Wochenblatt  II,  1889, 
Xo.  17  u.  18):  „Zum  Verständnis  der  Stellung  der  Staatsanwalt- 
schaft im  Strafverfahren"  spiegeln  sich  wohl  die  Gefühle  und  An- 
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schauungen  einer  grösseren  Zahl  der  Amtsgenossen  und  wohl 
auch  anderer  Beamten  der  Justizverwaltung  ab.  Die  Annahme 
einer  begründeten  Abneigung  gegen  den  staatsanwaltschaftlichen 
Beruf  in  seiner  gegenwärtigen  Erscheinung  sei  in  dem  unterschieds- 
los aufgestellten  Strafverfolgungsprinzip,  in  seiner  kahlen  All- 
gemeinheit; was  das  Verständnis  für  das  Amt  des  Staatsanwalts 
erschwere,  zu  suchen,  da  die  Strafprozessordnung  ihm  befehle, 
abgesehen  von  den  Fällen  der  Beleidigung  und  gewissen  Körper- 
verletzungen!, sich  jeder  Prüfung  vor  Einleitung  eines  jeden  Ver- 
fahrens, ob  in  der  That  das  Interesse  des  Staates,  dessen  An- 
walt er  doch  sei,  sein  Einschreiten  erheische,  zu  enthalten  und 
stets,  sei  es  aus  eigener  Initiative,  sei  es  auf  den  dispositiven 
Antrag  des  Verletzten,  den  Apparat  des  Strafprozesses  in  Thätig- 
keit  zu  setzen,  sobald  nur  eine  Strafanzeige,  gleichviel  welchen 
Inhalts,  an  ihn  gelange.  Das  Gesetz  gebiete  ihm,  anstatt  ihm 
die  Machtvollkommenheit  zur  Prüfung,  ob  sein  Einschreiten  von 
dem  Vorhandensein  eines  öffentlichen  Interesses  geboten  sei,  zu 
verleihen,  nur  zu  prüfen,  ob  der  vorgetragene  Thatbestand  in  das 
leblose  Formular  eines  Parapraphen  des  Strafkodexes  passe,  wo- 
durch das  auf  den  Gehalt  gehende  Rechtsgefühl  nicht  befriedigt 
werde,  wenn  auch  die  Sicherheit  einer  formalen  Gleichheit 
in  der  Behandlung  aller  Strafanzeigen  erreicht  werde. 
Dr.  Damme  erwartete  von  der  durch  ein  Gesetz  in  die  Hand  der 
Staatsanwaltschaft  gelegten  Prüfung,  ob  ein  öffentliches  Interesse 
zum  Einschreiten  vorliege,  dass  diese  Behörde  „mit  mehr  Würde 
und  Vornehmheit  umgeben  werden  würde".  Das  war  wenigstens 
ein  aufrichtiges  Motiven-  und  Zweckbekenntnis.  Das  Rechtsgefühl 
eines  Staatsanwalts  ist  jedoch  keineswegs  dasselbe  wie  es  in  der 
Gesellschaft  verallgemeinert  zu  finden  ist.  In  dieser  gilt  die 
„Sicherheit  einer  formalen  Gleichheit"  vor  dem  Strafgesetz  gegen 
Willkür  und  Interessenberücksichtigung  als  Grund forderung 
einer  vertrauenerweckenden  Strafrechtspflege  mehr  als  „das  auf  den 
Gehalt  gehende  Rechtsgefühl"  der  Strafvollziehungsorgane.   Nichts 
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erschüttert  das  Vertrauen  des  Volks  zur  Gerechtigkeitspflege 
mehr,  ate  eine  auch  nur  vermeintliche  ungleiche  Behandlung  von 
Strafrechtsfallen,  hinter  welcher  Sonderinteressen  auch  nur  wahr- 
scheinlich oder  bloss  vermutet  werden.  Daher  forderten  mit  Recht 
die  Grundrechte  des  deutschen  Volks  von  1848  die  Verbannung 
aller  „Kabinet 8-  und  Ministe rialjustiz".  Jedenfalls  ist  es  unsicher, 
wenn  es  durchweg  der  Beurteilung  des  einzelnen  Staatsanwaltes 
überlassen  bliebe,  ob  seine  Auffassung  vom  „öffentlichen  Interesse u 
sich  mit  der  gemeinen  Meinung,  oder  etwa  der  seiner  vorgesetzten 
Behörden  decke?  Ist  eine  That  mit  einer  öffentlichen  Strafe 
bedroht,  so  ist  damit  schon  festgestellt,  dass  ihre  Bestrafung 
im  öffentlichen  Interesse  der  Rechtsordnung  liege,  und 
damit  ist  im  Einzelfall  jede  Nachprüfung  eines  Vorhandenseins 
des  öffentlichen  Interesses  an  der  Strafgesetzanwendung  aus- 
geschlossen und  die  Prüfung  beschränkt  sich  nur  nach  §  152 
St.-P.-O.  auf  das  Vorhandensein  der  thatsächlichen  Voraus- 
setzungen der  Anwendung  eines  Strafgesetzes  —  und  der  be- 
rühmten Klausel  daselbst,  „soweit  nicht  etwas  Anderes  gesetzlich 
bestimmt  ist".  Die  Hereinziehung  des  „öffentlichen  Interesses" 
als  Voraussetzung  einer  Strafverfolgung  ist  nach  deutschem  Straf- 
recht und  Strafprozessrecht  absolut  unzulässig  —  ausser  da,  wo 
die  Strafprozessordnung  den  Eintritt  der  Staatsanwaltschaft  in 
die  Strafverfolgung  wegen  Beleidigungen  und  gewisser  Körper- 
verletzungen, welche  sonst  mit  der  Privatklage  zu  verfolgen  sind, 
von  deren  Ermessen,  ob  das  öffentliche  Interesse  beteiligt  sei, 
abhängig  gemacht  hat.  Ausserdem  stellen  die  Strafgesetze 
keine  Handlung  unter  ein  Strafverbot,  welche  nicht 
das  öffentliche  Interesse  berührt,  mag  dies  auch  nicht 
immer  oder  noch  sich  mit  der  herrschenden  Volksüberzeugung, 
z.  B.  bei  veralteten  Strafnormen,  decken.  Mit  diesem  Grundsatz 
ist  jeder  Zulassung  einer  Abweichung  von  dem  Legalitätsprinzip 
aus  Rücksichten  des  „öffentlichen  Interesses"  (salus  publica!)  der 
Rechtsboden  entzogen.    Ein  Staatsanwalt,  der  „Bagatellen  nach- 
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lagen u  und  sich  durch  das  Legalitätsprinzip  beengt  fühlen  würde, 
verkennt  die  Bedeutung  und  Tragweite  der  Bestimmung  im  Abs.  2 
des  §  152  Str.-P.-O.,  dass  er  wegen  aller  gerichtlich  strafbaren 
und  verfolgbaren  Handlungen  einzuschreiten  habe.  Hier  ist  ihm 
nicht  bloss  das  Urteil  über  die  zureichenden  thatsächlichen  An- 
haltspunkte,  sondern  auch  über  die  etwaige  gerichtliche  Straf- 
und  Verfolgbarkeit  vorbehalten.  Es  fehlt  zur  Ergänzung  einer 
hier  etwa  möglichen  Lücke  nur  die  Zulassung  der  subsidiären 
Privatklage,  welche  zur  Verstärkung  des  Legalitätsprinzips  dienen 
würde,  sofern  seitens  der  Staatanwaltschaft  eine  Strafverfolgung 
abgelehnt  wäre. 

§4. 
Immer  ist  unter  dem  Legalitätsprinzip  zu  einseitig  nur  die 
Verpflichtung  verstanden  worden,  die  Strafverfolgung  da  eintreten 
zu  lassen,  wo  das  Gesetz  sie  gebiete.  Es  reicht  aber  weiter, 
indem  es  konträr  die  Unterlassung  einer  Strafverfolgung  will,  wo 
das  Gesetz  sie  nicht  gebietet,  d.  h.  wo  es  nicht  anwendbar  er- 
scheint. Gegen  Anstrengung  von  öffentlichen  Klagen  aus  oppor- 
tunen Gründen,  auf  höhere  Weisungen,  etwa  nur  zur  Abschreckung 
vor  der  Strafgewalt  u.  s.  w.  soll  das  Legalitätsprinzip  ebenso 
schützen  wie  gegen  gesetzwidrige  Unterlassung  der  Klageerhebung. 
Der  Unterschied  von  „legal"  und  „opportun4*  ist  ein  in  der 
ganzen  Rechtspflege,  wie  übrigens  in  der  Verwaltung,  häufig  ge- 
genübertretender; bei  den  Rechtsgesetzen  indessen  kann  und  darf 
nur  da  eine  Abweichung  von  der  Strenge  der  gesetzlichen 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse  eintreten,  wo  das  Gesetz  sie 
ausdrücklich  oder  zweifellos  stillschweigend  in  das  Er- 
messen oder  in  die  freie  Verfügung  der  Beteiligten  gelegt  hat. 
Wo  der  Gesetze9wille  hingegen  ein  absolutes  Soll  ausspricht, 
nicht  ein  Darf  oder  Kann,  da  will  er  ausnahmslos  verbinden  und 
es  bindet  die  gesetzliche  Gebotsmässigkeit  (Legalität)  alle 
bei  der  Gesetzesanwendung  Beteiligten  zur  Befolgung  des  Ge- 
setzes.    Insoweit  jedoch,  wie  häufig  in  Verwaltungsgesetzen  oder 
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Verordnungen,  dem  Ermessen  bei  der  Auslegung  und  Anwendung 
ein  Spielraum  gelassen  ist  und  dafür  ausserhalb  des  Gesetzes 
Bestimmungsgründe  gelegen  sein  dürften,  dann  können  und 
dürfen  auch  Interessen,  Zweckmässigkeitsrücksichten,  selbst  sub- 
jektive Gefühlsanschauungen  zur  Geltung  kommen  und  leiten  — 
aber  immer  nur  soweit  nicht  ein  gesetzliches  Ge-  und  Verbot  be- 
oder  entgegensteht.  Die  Zweckmässigkeit  (das  Passende)  oder 
Opportunität  ist  der  Verwaltung  eigen,  erleidet  jedoch  auf  dem 
Gebiete  der  Verwaltungspflege  durch  die  Legalität  als  Gebot  der 
Gesetz-  und  Rechtmässigkeit,  neben  der  Billigkeit,  eine  Begren- 
zung. Die  Kontrolle  hierüber  wird  neuerdings  in  der  Verwaltungs- 
rechtspflege vor  zwei  Instanzen,  dem  Verwaltungs-  und  Ober- 
verwaltungsgericht, besetzt  von  Justiz-  und  Verwaltungsbeamten, 
auf  Anrufen  mit  einem  endgiltigen  Rechtsspruch  geübt,  worin, 
wie  R.  Gneist  in  seinen  bekannten  Werken  gezeigt  hat,  der 
Schwerpunkt  des  „Rechtsstaates"  gelegen  ist.  In  der  Rechts- 
pflege der  sog.  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  wohin  auch  Fr.  Oetker, 
Konkursrechtliche  Grundgedanken  I,  1891,  das  Konkursverfahren 
rechnet,  tritt  die  Regelung  und  Entscheidung  seitens  der  Mit- 
wirkenden meist  unter  der  freien  materiellen  Verfügung  innerhalb 
der  gesetzlichen  Schranken  ein,  jedoch  die  Gerichte  sind  an  erster 
Stelle  an  die  gesetzliche  Regelung  gebunden  und  dürfen  ausser- 
halb dieser  nur  dann  nach  Zweckmässigkeitsgründen  regeln  und 
entscheiden,  soweit  nicht  das  Gesetz  entgegensteht  und  einem 
Beteiligten  „fundatam  intentionemu  giebt,  d.  h.  den  Anspruch  oder 
die  gesetzmässige  Regelung  der  subjektiv  zweckmässig  erschei- 
nenden, selbst  der  objektiv  zweckmässiger,  als  das  Gesetz  ordnet, 
erscheinenden  Regelung  vorgehen  zu  lassen.  Es  grenzt  daher  die 
freiwillige  Rechtspflege  nahe  an  die  Verwaltungspflege. 

Selbst  auf  dem  Gebiete  der  streitigen  Zivilrechtspflege  tritt 
der  Gegensatz  von  Legalität  und  Opportunität  häufig  genug  her- 
vor: soweit  eine  materielle  Verfugung  in  Frage  steht,  sind  die 
„prozessualischen   Rechtsgeschäfte"   (Wendt  und  Trutter)  der 


—     104     — 

Parteien  unbegrenzt  freie;  jedoch  ein  sog.  Prorogationsprozess 
als  ein  ausserhalb  der  gesetzlichen  Formen  laufendes,  von  den 
Beteiligten  mit  dem  Gericht  vereinbartes  Abkürz  im  gs  verfahren, 
ist  ausgeschlossen  und  die  freie  Verfügung  über  die  prozessua- 
lische Mitwirkung  nach  Zweckmässigkeitsrücksichten  oder  blosser, 
unbegründeter  Willkür  kann  im  Zivilprozess  nur  soweit  Platz 
greifen,  als  die  Prozessgesetzgebung  dafür  Spielraum  lässt.  Das- 
selbe gilt  in  erhöhtem  Masse  für  den  Strafprozess,  welcher  meist 
der  Willkür  entzogene  Ordnungsregeln  enthält;  die  Zweckmässig- 
keit kann  vorzugsweise  da,  wo  das  richterliche  Ermessen  vom 
Gesetz  als  frei,  ausserhalb  der  Gesetzesschranken  stehend,  an- 
erkannt ist,  für  die  Erschliessungen  massgebend  oder  mitwirkend 
sein,  wie  z.  B.  bei  der  Wahl  des  Gerichtsstandes  in  §§  7  und  8, 
12—14,  19  und  183  St.-P.-O.  u.  a.  m.,  auch  meistens  da,  wo 
das  Gesetz  die  Ermächtigungsform  in  dem  Wort  „kann"  ge- 
braucht, also  nicht  verpflichtend  gebietet. 

Der  erwähnte  Gegensatz  tritt  vorzugsweise  bei  der  richter- 
lichen Prüfung  und  Abwägung  hervor  und  hier  zeigt  sich  bei 
dem  einen  Richter  die  Neigung  zur  Berücksichtigung  der  Zweck- 
mässigkeit vor  der  strengen  Gesetzmässigkeit,  und  umgekehrt,  als 
vorherrschend;  „der  Sache  ihr  Recht  an  gedeihen  zu  lassen a  ist 
sicher  ein  nicht  zu  verwerfender  Grundsatz  einer  sog.  individuellen 
Rechtspflege,  welche  die  ausgleichende  Billigkeit  —  aequitas  — 
mit  in  die  Wagschale  der  Themis  werfen  möchte;  aber  er  deutet 
schon  mehr  auf  die  Herstellung  des  objektiven  Rechts  in  dem 
von  den  Parteien  klar  gestellten  Prozessrechts-  und  materiellen 
Rechtsverhältnis,  während  infolge  der  Parteiverfügung  die  aus  dem 
Prozess  hervorgegangene  Sachlage  für  den  Richter  sich  so  ver- 
hält, dass  er  formell  daran  gebunden  sein  muss,  gegen  seine  ab- 
weichende Ueberzeugung  von  der  objektiven  Sachlage  und  von  der 
daran  zu  schliessenden  Rechtsregelung.  Hier  kommt  er,  beson- 
ders bei  der  Beweiswürdigung,  leicht  in  die  Lage,  der  Legalität 
in  der  Bedeutung  objektiver  Rechtsgeltung  zur  Herrschaft  ver- 
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helfen  zu  wollen  und  zwar  auf  Kosten  der  Dispositionsmaxime. 
Andererseits  kommt  der  weniger  streng  an  der  Legalität  fest- 
haltende Richter  leicht  in  die  Lage,  ein  streitiges  Rechtsverhält- 
nis, vielleicht  nach  teleologisch-ökonomischen  Ordnungsgedanken 
sich  bestimmen  lassend,  nach  Zweckmässigkeitsgründen  aus  seiner 
Störung  zur  opportun  erscheinenden  Regelung  zu  bringen  und 
darüber  die  strenge  Gesetzesauslegung  beiseite  zu  setzen  und 
sehr  relatives ,  subjektives  Vernunftrecht  über  Gesetzesrecht, 
Interessen-  über  Rechtsherrschaft,  Willkür  über  Recht  zu  stellen, 
so  dass  aus  der  Thatbestandsfeststellung  eine  gesetzlich  nicht  ge- 
rechtfertigte Thatbestandsveränderung  des  Rechtsverhältnisses  für 
die  Zukunft  wird. 

Legalität  und  Opportunität  treten  also  überall,  nicht  bloss 
in  der  Strafrechtspflege,  sich  gegenüber  und  hier  auch  nicht  bloss 
für  das  Angriffs-  oder  Strafverfolgungsorgan  mit  seinen  Hilfs- 
organen, die  Staatsanwaltschaft.  Vorzugsweise  waren  bisher 
beide  Begriffe  für  die  Initiative  dieser  Behörde  gebraucht  in  der 
Weise,  wie  Heinze  a.  a.  0.  S.  295  sie  verwendet  hat:  „Wer 
die  Initiative  bindet  an  das  Legalitätsprinzip,  hält  das  strenge 
Offizialprinzip  aufrecht;  wer  das  Opportunitätsprinzip  zulässt,  ge- 
steht Ermässigungen  zu.  Dort  gilt  der  Grundsatz,  der  Staats- 
anwalt hat  die  gerichtliche  Verfolgung  in  jedem  Falle  einzuleiten, 
in  welchem  gesetzliche  Strafe  verwirkt  erscheint  und  deren  Ver- 
wirklichung in  Aussicht  steht.  Hier  wird  dem  Staatsanwalt  die 
Befugnis  eingeräumt,  ungeachtet  dieser  Voraussetzungen  die  ge- 
richtliche Verfolgung  zu  unterlassen,  wenn  er  dieselbe  im  Inter- 
esse des  Staates  nicht  geboten  oder  durch  das  Interesse  des 
Staates  widerraten  findet,  insbesondere  wegen  Geringfügigkeit  der 
vorliegenden  Rechtsverletzung  und  der  verwirkten  Strafe".  Der 
Staatsanwalt  solle,  was  auch  die  Opportunisten  verlangten,  nie 
nach  seiner  individuellen  Neigung,  was  ja  immer  einem  Privat- 
mann freistehe,  sondern  immer  und  nur  nach  dem  öffentlichen 
Interesse  sich  für  die  Strafverfolgung  entscheiden,  und  er  habe 
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stets  eine  causae  cognitio  auch  vor  der  auf  Nichtverfolgung  lau- 
tenden Entscheidung  eintreten  zu  lassen;  auch  die  eifrigsten  An- 
hänger des  Opportunitätsprinzips  würden  dem  Staatsanwalt  nicht 
das  Recht  zusprechen  wollen,  die  Verfolgung  einer  mit  schwerer 
Strafe  bedrohten  That  und  trotz  dem  bei  Einleitung  des  Straf- 
verfahrens in  Aussicht  stehenden  Erfolg  nur  um  deswillen  zu 
unterlassen^  weil  er  meint,  mit  dieser  Unterlassung  werde  dem 
Staatsinteresse  besser  gedient,  als  mit  der  Verfolgung.  Das  war 
freilich  eine  zu  optimistische  Annahme  Heinzes,  denn  da,  wo  das 
„öffentliche  Interesse"  als  das  Offizialprinzip  beschränkend  wie 
anregend  für  Initiative  und  Durchführung  des  Strafverfahrens  an- 
erkannt wird,  giebt  es  für  die  Beurteilung  des  Vorliegens  eines 
solchen  Interesses  keine  Grenzen  und  es  kann  darunter  manches 
einseitige  Regierungsinteresse  untergeschoben  werden,  wenn  dem 
Staatsanwalt  als  Beamten  der  Justizverwaltung  gegen  seine  Mei- 
nung von  den  vorgesetzten  Behörden  eine  Strafverfolgung  unter- 
sagt oder  aufgenötigt  wird  —  ohne  Angabe  auch  nur  irgend 
eines  Grundes,  die  ja  nicht  zu  geschehen  braucht.  Gegen  eine 
Aufnötigung  der  Strafverfolgung  durch  Vorgesetzte  wie  durch 
Verletzte,  selbst  durch  die  in  der  Presse  sich  geltend  machenden 
Stimmen,  die  ja  keineswegs  immer  die  wahre  öffentliche  Meinung 
kund  geben,  soll  das  Legalitätsprinzip  die  Strafgesetzvollziehungs- 
organe ebenso  schützen,  wie  die  Gesellschaft  gegen  ungesetzliche 
Unterlassungen  von  Strafverfolgungen. 

§  5. 
Die  neuere  Doktrin  verhält  sich  immer  noch  etwas  schwan- 
kend inbezug  auf  die  Begrenzung  der  beiden  hier  behandelten 
Prinzipien.  Löwe,  Kommentar  zur  St.-P.-O.  §  152  in  Anm.  4  a 
bestimmte  den  Inhalt  des  Legalitätsprinzips  dahin:  es  soll  der 
Staatsanwaltschaft  nicht  zustehen,  strafbare  Handlungen,  bei 
denen  die  Voraussetzungen  der  Bestrafung  vorliegen,  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen unverfolgt   zu  lassen.     Der  Gegensatz  davon 


—     107     — 

wäre  das  sog.  Opportunitätsprinzip,  nach  welchem  die  Staats- 
anwaltschaft befugt  sein  solle,  in  einzelnen  Fällen  auch  beim  Vor- 
handensein jener  Voraussetzungen  von  der  Verfolgung  Abstand 
zu  nehmen  und  zwar  insbesondere  dann,  wenn  wegen  der  Ge- 
ringfügigkeit des  Deliktes  das  Interesse  der  öffent- 
lichen Ordnung  die  Verfolgung  nicht  erheische.  Dagegen 
stehe  in  keiner  Beziehung  hierzu  das  Ermessen  der  Staatsanwalt- 
schaft aus  Rücksichten  prozessualer  Zweckmässigkeit  begründet 
erscheinende  Klagen  wegen  in  Aussicht  stehender  Erfolglosigkeit, 
etwa  wegen  Beweisschwäche,  ganz  oder  einstweilen  nicht  zu  er- 
heben 4. 

M.  Stenglein,  Kommentar,  2.  Aufl.  S.  308,  erklärt  die 
Staatsanwaltschaft  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  überhaupt 
das  Vorliegen  einer  strafbaren  Handlung  erkennt  und  deren  Ver- 
folgung ein  gesetzliches  Hindernis  nicht  im  Wege  steht,  für  ver- 
pflichtet, die  öffentliche  Klage  zu  erheben  (Legalitätsprinzip  im 
Gegensatz  zum  Opportunitätsprinzip,  vermöge  dessen  jede  Ver- 
folgung ins  Ermessen  der  Staatsanwaltschaft  gelegt  sei).  Die 
einzige  Ausnahme  vom  Legalitätsprinzip,  welche  die  Strafprozess- 
ordnung kenne,  findet  Stenglein  im  §  416  Str.-P.-O. 

v.  Kries,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafprozessrechts  1892, 
§§  37,  38  leitet  das  Legalitätsprinzip  aus  der  materiellen  Wahr- 
heitserforschung in  folgender  Weise  ab:  Wenn  in  den  Gesetzen 
des  materiellen  Strafrechts  vorgeschrieben  werde,  dass  derjenige, 
welcher  ein  bestimmtes  Verbrechen  begangen  habe,  mit  einer  be- 
stimmten Strafe  belegt  werden  solle,  so  werde  damit  zum  Aus- 
druck gebracht,  dass  jeder,  der  sich  jener  Handlung  schuldig 
gemacht,   aber   auch   nur   er   bestraft   werde   und   auch   nicht 


4  Vgl.  namentlich  die  Verhandlungen  des  zweiten  Juristentags  (zu 
Dresden)  und  die  von  Dr.  Schwarze  verfassten  9  Thesen  nebst  Motivie- 
rung, ferner  Glaser  in  v.  Holtzendorffs  Rechtslexikon,  2.  Aufl.  II  S.  369  ff., 
die  Litteratur  in  Schwarzes  Kommentar  zu  §  512  St.-P.-O. ,  Johns  Kom- 
ment. I  S.  55  ff.,  Geyer,  Lehrbuch  des  Strafprozessrechts,  S.  406. 
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schwerer,  als  es  seiner  That  entspricht.  Die  Klarstellung  dieser 
Regel  erfolge  durch  die  Ausnahmen,  in  denen  die  Strafverfolgung 
nur  für  zulässig  erklärt  werde  unter  bestimmten  Voraussetz- 
ungen, wie  Ermächtigung  zur  Strafverfolgung,  Strafantragsstellung. 
Hieraus  zieht  v.  Kries  die  zweifache  Folgerung:  1.  Die  Einlei- 
tung des  Strafverfahrens  müsse  bei  genügenden  thatsächlichen 
Anhaltspunkten  erfolgen,  dürfe  daher  nicht  aus  irgend  welchen 
vermeintlichen  Z weckmässigkeitsrücksichten  unterbleiben ,  sog. 
Legalitätsprinzip;  2.  das  Verfahren  selbst  werde  von  dem  Streben 
nach  materieller  Wahrheit  beherrscht. 

Diese  Folgerung  ist  aber  eine  umgekehrt  richtige.  Aus 
dem  Wesen  der  Strafgesetze  ist  das  Legalitätsprinzip  abzu- 
leiten, nicht  aus  der  materiellen  Wahrheitserforschung.  Das  Straf- 
gesetz gebietet  und  mehr  noch  verbietet  es  allgemein,  ohne 
Unterschied,  und  droht  für  jeden  Straffall  unter  den  allgemeinen 
Voraussetzungen,  ausnahmsweise  unter  besonderen,  eine  Strafe. 
Das  in  dem  Strafgesetz  liegende  Gebot  seines  Vollzugs  richtet 
sich  im  Einzelfall  an  den  Staat  bezw.  an  dessen  Organe  der  Straf- 
gesetzvollziehung in  der  Strafrechtspflege.  Hieraus  entspringt 
die  Verpflichtung,  das  Strafgesetz  ohne  Rücksicht  auf  andere 
Zwecke  als  den  in  jenem  liegenden  der  Gerechtigkeitsübung 
in  gleichem  Masse  zu  vollziehen,  für  alle  in  der  Strafrechts- 
pflege mitwirkenden  Organe,  und  dieses  Pflichtgebot  ist  das 
Legalitätsprinzip  im  Gegensatz  zum  Opportunitätsprinzip,  das  jene 
Verpflichtung  mit  Ausnahmen  durchbricht,  die  von  einem  über 
der  Gesetzesherrschaft  stehenden  Interessengebiet  ausgehen  dürfen, 
in  welchen  Fällen  dem  Staat  durch  seine  Regierung  eine  Ver- 
fügung über  die  Strafvollziehung  beigelegt  werden  darf. 
Damit  hat  aber  die  materielle  Wahrheitserforschung  noch  gar 
keinen  Zusammenhang,  soweit  es  sich  um  die  sog.  Initiative  des 
Strafverfahrens  handelt  und  um  dessen  Fortsetzung  bis  zu  einem 
es  beendigenden  Richterspruch.  Der  Grundsatz  der  materiellen 
Wahrheitserforschung  beherrscht  die  Thatsachenfeststellung 
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als  Grundlage  einer  dem  Strafgesetz  entsprechenden  Anwendung 
im  Geiste  der  Gerechtigkeit,  welche  im  einzelnen  Fall  nur  dann 
erreicht,  wird,  wenn  der  vom  Gesetz  vorausgesetzte  Thatbestand 
sich  auch  im  Fragefall  als  erfüllt  nachweisen  lässt.  Um  diese 
Thatbestandsdeckung  möglichst  herbeizuführen,  kann  es  nicht  den 
Zufälligkeiten  einer  in  der  Willkür  Beteiligter  liegenden  Wahr- 
heitsermittelung überlassen  bleiben,  sondern  dem  Staat  fallt  die 
Verpflichtung  zur  Gerechtigkeitsübung  überall  zu,  also  auch  in 
der  Thatsachenfeststellung  von  Amtswegen  die  Beweise  sammeln 
und  erheben  zu  lassen,  „um  das  zu  ergründen,  was  sich  wirklich 
zugetragen  hatu,  d.  i.  im  Gegensatz  zur  formellen,  bezw.  Partei- 
wahrheitserforschung die  staatliche  oder  Wahrheitserforschung 
von  Amtswegen,  und  sofern  sie  gleichmässig  nur  durch  das 
Richteramt  erfolgt,  von  Richteramtswegen,  womit  nicht  gesagt  ist, 
dass  nicht  auch  von  den  Prozessbeteiligten  zur  Herstellung  der 
sog.  materiellen  Wahrheit  mitgewirkt  werden  könne  und  solle. 
Diese  ist  also  die  für  ein  möglichst  gerechtes  Urteil  nach 
Massgabe  des  Strafgesetzes  von  Richteramtswegen  zu  ermittelnde 
Wahrheit  des  Verbrechensvorganges  durch  amtliche  Stoffsamm- 
lung und  Beweiserhebung  behufs  der  gerechten  Strafgesetz- 
anwendung nach  dem  Legalitätsprinzip,  das  die  ganze  Straf- 
rechtspflege und  jeden  einzelnen  Strafprozess  von  Anfang  bis  zu 
Ende  beherrschen  soll  und  für  alle  Organe  der  ersteren  als 
Heischesatz  des  obersten  Prinzips  der  Gerechtigkeit  für  den 
Prozessbetrieb  leitend  ist. 

Es  ergiebt  sich  hiernach,  dass  der  Grundsatz  der  Erforschung 
materieller  Wahrheit  ein  von  dem  Gerechtigkeits-  und  Legalitäts- 
prinzip erst  abgeleiteter  Grundsatz  ist.  Zu  seiner  Durchfüh- 
rung verhilft  ausreichend  nur  die  staatliche,  besonders  richter- 
liche Thätigkeit  —  im  Offizial verfahren  durch  staatliche  Beamte 
der  Strafgesetzvollziehung  (Anklage-,  Verteidigungs-  und  Richter- 
amt). Die  Offizialmaxime  hängt  mit  dem  Legalitätsprinzip  aufs 
engste  zusammen  und  tritt  in  einen  zweifachen  Gegensatz  zu  der 
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sich  an  das  Opportunitätsprinzip  anschliessenden  sog.  Dispositions- 
maxime des  bürgerlichen  Rechtsverfahrens,  indem  nach  jener  ohne 
Verpflichtung  zur  Rücksicht  auf  die  An-  und  Vorträge  der  Pro- 
zessbeteiligten die  richterliche  Feststellung  und  Beurteilung  nach 
Massgabe  der  Gesetze  freigegeben,  aber  auch  unter  dem  Pflicht- 
zwang des  Gesetzeswillens  gestellt  ist,  indem  aber  auch  das 
im  Strafverfahren  mitwirkende  Anklage-  und  Verteidigungsamt, 
jedes  in  seinem  vom  Gesetz  begrenzten  Sonderinteresse,  zur  Er- 
füllung seiner  besonderen  Aufgaben  verpflichtet  ist,  indem  aber 
andererseits  jede  willkürliche  Verfügung  (Verzicht)  über  pro- 
zessualische Befugnisse  von  materieller  Wirkung  ausgeschlossen 
ist  und  nur  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  ausgeübt  werden 
darf.  Die  Offizialmaxime  dient  wesentlich  der  Forderung  mate 
rieller  Wahrheitserforschung  im  Prozessbetrieb  und  insofern  auch 
dem  Legalitätsprinzip,  als  dieses  alle  amtliche  Thätigkeit  be- 
herrschen soll  und  von  Zweckraässigkeitsrücksichten  nur  aus- 
nahmsweise in  gesetzlich  ausgenoromenen  Fällen  beschränkt  wer- 
den darf. 

Auch,  wie  die  bisher  herrschende  Auffassung,  begrenzt 
v.  Kriks  a.  a.  O.  in  dem  vom  „Legalitätsprinzip"  handelnden 
§  38,  dessen  Begriff  auf  den  Grundsatz  für  die  Staatsanwalt- 
schaft, dass  sie,  soweit  ausreichend  thatsächliche  Anhaltspunkte 
vorhanden  sind,  zwecks  Bestrafung  des  Schuldigen  zur  Erhebung 
der  öffentlichen  Klage  verpflichtet  sei,  somit  nicht  berechtigt, 
diese  letztere  aus  irgend  welchen  Zweckmässigkeitsrücksichten  zu 
unterlassen,  welche  letztere  Befugnis  ihr  das  Opportunitätsprinzip 
gewähre,  dessen  Einfuhrung  jedoch  eine  Aenderung  des  mate- 
riellen Strafrechts  bedeute,  indem  sogar  ein  allgemeiner 
Strafaufhebungsgrund  (die  Inopportunität)  geschaffen  werde, 
über  dessen  Vorhandensein  nicht  die  Gerichte,  sondern  die 
Staatsanwaltschaft  allein  befinde,  v.  Kries  polemisiert  mit 
Recht  gegen  die  zahlreichen  Versuche  der  Opportunisten,  Gründe 
der  zweckmässigen  Unterlassung  der  Strafklagen  aufzufuhren,  und 
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beschränkt  die  Opportunität  auf  die  gesetzlichen  Ausnahmen,  in- 
dem er  verwirft^  „dass  strafbare  Handlungen  bestimmter  Art  fort- 
dauernd in  grosser  Anzahl  unter  Kenntnis  und  Duldung  der 
Polizei  begangen  werden,  wie  die  mit  der  Prostitution  zusammen- 
hängenden, Zweikämpfe,  Wucher,  Duldung  von  Glücksspielen, 
Nahrungsmittelfälschungen  u.  s.  w.  Die  Schwierigkeit,  welche  an 
und  für  sich  für  das  materielle  Strafrecht  besteht,  wird  auf  das 
Prozessrecht  abgewälzt,  damit  aber  auf  eine  Ueberwindung  der- 
selben überhaupt  verzichtet  und  der  Strafrechtspflege  der  Cha- 
rakter des  Zufälligen,  Launenhaften  gegeben.  Diejenigen  Oppor- 
tunitätsgründe,  welche  von  Anhängern  dieses  Prinzips  einiger- 
massen  mit  Recht  angeführt  werden,  lassen  sich  fast  durchweg 
auf  materiell-rechtliche  Gesichtspunkte  zurückführen6. 

Sehr  richtig  bemerkte  Heinze  a.  a.  O.  S.  295  Anm.  2  gegen 
den  damaligen  Hauptverfechter  des  Opportunitätsprinzips,  den 
ehemaligen  österreichischen  Justizminister  Dr.  Glaser,  aus  dessen 
Feder  die  österreichische  Strafprozessordnung  von  1873  geflossen 
ist,  dass  die  Entscheidung  über  die  Einleitung  eines  bestimmten 
Strafprozesses  nicht  Administrativangelegenheit,  sondern 
prozessualische  Verfügung  sei  —  und  einstweilen  sei  beigefügt: 
als  Staatspflicht. 

§6. 

Das  Legalitätsprinzip  ist  „ein  staatsrechtliches  Prinzip 
ersten  Ranges"  (Laband,  Staatsrecht  II  §  87). 

Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  öffentliche  Rechtspflege 
von  der  Regierung  im  einzelnen  Falle  suspendiert  werden  könne 
oder  dürfe?  kann  im  konstitutionellen  Staate  prinzipiell  nicht 
der  Verfügung  der  sog.  Justizverwaltung  als  Verwaltungssache 
überlassen  bleiben,  weil  sie  eine  Grundrechtsfrage  aus  Verfassungs- 
sätzen bildet;   sie  bedarf  durchaus  einer  festen  gesetzlichen 

4  ITeber  den  Entwicklungsgang  des  Streites  um  diese  beiden  Prinzipien 
seit  v.  Gnkist,  Glaser,  Sündklin,  u.  a.  m.  siehe  v.  Kbies  a.  a.  0.  S.  266 
Anm.  1  die  das.  angeführte  Litteratur. 
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Regelung6.  Die  Geltung  des  Legalitätsprinzips  für  das  Straf- 
verfahren nebst  der  Offizialmaxime  für  die  amtliche  Thätigkeit  der 
staatlichen  Organe  beruht  darin  einzig  und  allein  auf  der  Natur 
und  dem  Wesen  des  Gegenstandes,  um  welchen  sich  das  Ver- 
fahren bewegt:  des  Strafgesetzes.  Binding,  Die  Normen  und 
ihre  Uebertretung,  Aufl.  1  Bd.  I  S.  13  hat  überzeugend  nach- 
gewiesen, wie  die  „Leitung"  der  Landesjustizverwaltung  in  der 
Strafrechtspflege  durch  die  Staatsanwaltschaft  dem  Wesen  und 
der  Bedeutung  des  Strafgesetzes  widerspricht,  wie  sie  die  Um- 
gehung des  Legalitätsprinzips  und  dessen  Unterordnung  unter  das 
Opportunitätsprinzip  bedeute.  Der  Vollzug  der  Strafgesetze  ist 
eine  Staatspflicht  an  erster  Stelle,  eine  Berechtigung  im  Einzel- 
falle an  zweiter:  Niemand  anders  als  der  zur  Bestrafung  Berufene 
ist  derjenige,  welchem  der  Befehl  in  dem  Strafgesetz  gilt  (Strafe 
soll  in  dem  eingetretenen  Strafrechtsverhältnis,  unter  der  betref- 
fenden Thatbestandsvoraussetzung  sein),  der  dieses  erlassende 
Staat  selbst.  Durch  ihn  soll  nach  der  Verfassung  die  Straf- 
rechtspflege regelmässig,  unter  Beachtung  der  gesetzlichen  Aus- 
nahmen, zum  Vollzug  des  übertretenen  Strafgesetzes  betrieben 
werden.  „Verbietet  das  Gesetz  die  Bestrafung  einer  Handlung, 
so  erklärt  der  Staat  sich  selbst  für  nicht  berechtigt  zur  Straf- 
verhängung" —  daher  auch  nicht  für  verpflichtet.  „Ferner  spricht 
das  Gesetz  den  Staatswillen  dahin  aus:  es  sei  eine  rechtliche  Not- 
wendigkeit, dass  das  Verbrechen  von  der  ihm  gedrohten  Strafe 
betroffen  werde,  mit  anderen  Worten:  Der  zur  Strafe  Berechtigte 
sei  zur  Bestrafung  überhaupt  und  nach  Massgabe  des  Gesetzes 
verpflichtet.  Der  Strafberechtigte  ist  niemand  anders  als  der 
Staat.  Das  Strafgesetz  gegen  den  Hochverrat  oder  die  Fälschung 
sagt  also  nichts  anderes  als:  Ich,  der  Staat,  erkenne  die  Ver- 
pflichtung an,  dies  Verbrechen  zu  strafen;  der  Verbrecher  muss 
Yon  mir  mit  der  angedrohten  und  darf  mit  keiner  anderen  Strafe 

0  Dr.  Verüs  jun.,    „Macht   und   Recht  im   konstitutionellen   Staate", 
Heusers  Verlag,  1893,  S.  26. 
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belegt  werden.  Mancherlei  sind  die  Handlungen,  die  der  Staat 
infolge  der  sich  selbst  auferlegten  Verpflichtung  vorzunehmen  hat. 
Die  sämtlichen  Akte  der  Strafgerichtsherrlichkeit  i.  w.  S.  oder 
Strafgerichtsbarkeit  gehören  hierher:  Die  Sorge  für  die  Straf- 
gerichte, die  Verpflichtung  der  Richter  auf  das  bestehende  Recht, 
die  Bestellung  des  öffentlichen  Anklägers,  die  ganze  Strafgesetz- 
gebung, die  Sorge  für  die  Strafvollstreckung;  dies  alles  sind  Aus- 
führungshandlungen jener  kurzen,  aber  inhaltsreichen  Pflicht." 
Auf  S.  22  a.  a.  O.  bemerkt  Binding  zur  Ausschliessung  einer 
etwaigen  Ausnahme  von  dem  Satze,  dass  das  Verbrechen  eine 
Strafpflicht  des  Staates  begründe,  welche  aus  §§  4  und  5  des 
St.-G.-B.'s  nur  für  ein  bestehendes  Recht  zu  strafen  bezüglich 
der  namhaft  gemachten  im  Auslande  verübten  Verbrechen  ab- 
geleitet werden  möchte,  noch  Folgendes:  „Es  ist  aber  die  Strafe 
ein  Schwert  ohne  Griff,  das  den  mitverletzt,  der  es  führt;  strafen 
ist  eine  empfindliche  Bürde  des  Staates  und  eine  willkürlich 
zu  übende  Strafbefugnis  ist  des  Staates  unwürdig.  Eine 
Selbstbelastung  darf  der  Staat  nur  vornehmen  infolge  einer  Pflicht; 
soweit  er  diese  Pflicht  nicht  auffindet,  ist  seine  Pflicht  nicht  zu 
strafen:  ein  Raum  für  ein  Strafrecht  ohne  Strafpflicht  ist 
undenkbar."  — 

Lediglich  durch  die  Theorie  der  Strafrechts-  und  Prozess- 
recht sl  ehre,  besonders  durch  mancherlei  Schriften  verschiedener 
Staatsanwälte  (v.  Büttel,  Haager,  Sundelin,  v.  Gross, 
Schwarze,  v.  Stemann,  Dalcke  u.  a.  m.)  hat  sich  eine  Ver- 
schiebung in  der  Begründung  der  Strafverfolgung  von  Staats- 
oder Amtswegen  im  Laufe  der  Jahrzehnte  seit  1848  vollzogen, 
ganz  besonders  durch  Glasek's  Prinzip  der  Strafverfolgung  in 
dessen  Gesammelten  Schriften  a.  a.  O.  Während  nach  1848  zur 
Begründung  der  vom  Staat  zu  übernehmenden  Strafverfolgung 
eine  Pflicht  des  Staates,  das  Strafgesetz  im  Falle  einer  Ver- 
letzung um  Geltung  seiner  selbst  willen  oder  zur  Erhaltung  der 
Rechtsordnung  zu  vollziehen,  aufgestellt  und  noch  über  die  Be- 
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rechtigung  zur  Strafverfolgung  gesetzt  ward,  wurde  nach  und 
nach  die  Strafgewalt  und  das  Strafrecht  i.  s.  S.  als  Rechtsfolge 
der  Strafgesetzverletzung;  der  „Strafanspruch"  in  Parallele 
mit  der  freien  Verfügung  Privater  über  ihre  Rechtsverfolgung  in 
den  Vordergrund  geschoben,  sodass  der  Inhaber  der  Strafgewalt 
oder  ihrer  Ausübungsbefugnis,  die  „Justizverwaltung"  auf  die 
Strafgesetzvollziehung  —  ohne  Angabe  von  Gründen,  wenn  auch 
nur  „im  öffentlichen  Interesse"  dies  geschehen  solle,  verzichten, 
andererseits  die  Weisung  zu  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  an 
ihre  Organe  erteilen  dürfe.  Das  war  thatsächlich  die  Unter- 
ordnung des  Legalitätsprinzips  unter  das  Opportunitätsprinzip 
mit  der  Folge  der  Ausschliessung  der  Offizialmaxime  in  mate- 
rieller Beziehung  durch  die  Dispositionsmaxime. 

Die  Staatsanwaltschaft  sollte  als  Vertreterin  der  Strafansprüche 
des  Staates,  jeweilig  nach  der  Weisung  ihrer  Auftraggeberin,  der 
obersten  Justizverwaltung,  den  im  Strafgesetz  hegenden  Imperativ 
zur  Geltung  bringen  oder  nicht.  Diese  Doktrin  erschien  gegen- 
über der  Bedeutung  des  Strafgesetzes  als  die  Verwaltungspraxis 
des  Bureaukratismus  absoluter  Staatsregierungstendenzen  und 
liess  sich  mit  der  vom  konstitutionellen  System  gefor- 
ten  Ausschliessung  aller  Kabinets-  oder  Ministerial- 
justiz  nach  Massgabe  der  deutschen  Verfassungen  nicht 
vereinbaren;  denn  die  Strafgesetze  beruhen  auf  der  Verab- 
schiedung der  Vertreter  der  Staatsangehörigen  mit  der  Staats- 
regierung und  daher  kann  und  darf  ihr  Vollzug  ohne  Ver- 
fassungsverletzung von  der  Justizverwaltung  nicht  gehemmt 
werden.  Mit  der  Ueberordnung  der  Interessensphäre  des  Staates 
oder  auch  unter  Umständen  der  Regierung  über  die  Gesetzes- 
herrschaft suchte  man  eine  Stärkung  der  Staatsgewalt  gegenüber 
der  Gesellschaft  zu  erreichen,  welche  die  Sicherung  vor  ungerecht- 
fertigten Angriffen  auf  die  Freiheit  ihrer  Mitglieder  fordert,  ebenso 
wie  die  gleiche  Behandlung  aller  vor  dem  Gesetze;  aber  damit 
wurde  ein  unüberwindliches  Misstrauen  im  Volke  gegen  eine  auf- 
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richtige  Gerechtigkeitsübung  in  der  Strafrechtspflege  wachgerufen, 
welches  dem  Ansehen  der  Gesetze  wie  der  sie  handhabenden 
Staatsorgane  mehr  schadet,  als  jene  vermeintliche  Stärkung  ihres 
Ansehens  Nutzen  zu  bringen  vermag.  Darüber  mag  man  sich 
nicht  hinwegtäuschen.  Worin  das  „öffentliche  Interesse",  dem 
das  Legalitätsprinzip  weichen  sollte,  bestehe,  namentlich  wie  weit 
seine  Grenzen  reichen  sollten,  um  es  von  unmotivierter  Willkür 
scheiden  zu  können,  wo  die  Ministerverantwortlichkeit  für  Ver- 
letzung der  Gleichheit  vor  dem  Strafgesetze  oder  für  angestrengte, 
jedoch  ungerechtfertigte  Strafverfolgung,  für  Untersagung  einer 
Strafverfolgung  in  an  sich  geeigneten,  unter  ein  Strafgesetz  ge- 
hörenden Fällen,  überhaupt  wegen  Eingriffen  in  die  Strafrechts- 
pflege, reichen  sollte/  wenn  und  wo  die  ein  „öffentliches  Inter- 
esse" nur  vorschiebenden  Organe  von  der  Gesellschaft  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden  könnten,  darüber  schwiegen  die  Staats- 
doktrinäre oder  verschanzten  sich  hinter  die  staatsrechtliche  Phrase: 
„Der  König  kann  nicht  Unrecht  thunu,  in  dessen  Namen  und  Auf- 
trag die  Organe  die  Strafgewalt  auszuüben  hätten. 

Auch  die  Erklärung,  z.  B.  in  den  Motiven  zur  österreichischen 
St.-P.-O.  von  1873,  dass  unter  dem  „öffentlichen  Interesse",  von 
dem  die  Leitung  der  Strafrechtspflege  durch  die  Justizverwaltung 
auszugehen  habe,  nur  das  Recht  sinteresse  oder  die  Erzielung 
eines  gerechten  Richterspruches,  nämlich  dass  kein  Schuldiger 
der  verdienten  Strafe  entgehe,  aber  auch  umgekehrt  kein  Un- 
schuldiger zur  Strafe  verurteilt  werde,  auch  dass  die  Strafrechts- 
pflege mit  den  Ansprüchen  der  bürgerlichen  Freiheit  in  Ueber- 
einstiinmung  (durch  die  Stellung  der  Verteidigung  in  der  Haupt- 
Verhandlung)  gebracht  werde7,  vermochte  nicht  Garantie  gegen 
Willkürlichkeiten  bei  Vorschiebung  des  „öffentlichen  Interesses u 
zu  geben,  ganz  besonders  im  Vorverfahren,  das  so  erheblich  unter 

7  Bundesratshevollmächtigter  v.  Mittnacht  im  Plenum  des  deutschen 
Reichstages;  8.  Hahn,  Materialien  zur  St.-P.-O.  I,  S.  501  und  Motive  zum 
Entwarf  I  der  deutschen  St.-P.-O. 

8* 
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der  meist  unbekannten  Beeinflussung  durch  die  Justizverwaltung 
8 teilt,  zumal  es  mangels  der  Oeffentlichkeit  sich  der  Kontrolle 
der  dabei  doch  auch  interessierten  bürgerlichen  Gesellschaft  ganz 
entzieht. 

Die  Motive  zur  österreichischen  St.-P.-0.  (von  Glaser 
vorab faast)  sagen,  dass  es  im  öffentlichen  Interesse  liege,  dass 
das  Verbrechen  bestraft  und  die  durch  dieses  bewirkte  Störung 
des  öffentlichen  Rechtszustandes  wieder  aufgehoben  werde,  und 
hieraus  werden  zwei  für  die  gesamte  Gestaltung  der  Strafrechts- 
pflege massgebende  Sätze  abgeleitet: 

1.  Das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates  für  die  Verfolgung 
und  Bestrafung  der  Verbrechen  zu  sorgen  und  zwar  selbst  dann, 
wenn  der  durch  das  Verbrechen  Verletzte  sie  nicht  verlange  oder 
sogar  ihr  Unterlassen  begehre-,  2.  das  Zurücktreten  jedes  Privat- 
interesses hinter  das  öffentliche  Interesse,  woraus  eine  allgemeine 
Pflicht  abgeleitet  wird,  dazu  beizutragen,  dass  der  Schuldige  der 
Strafe  nicht  entgehe,  der  Unschuldige  von  ihr  nicht  betroffen 
werde,  eine  Pflicht  zur  Offenbarung  der  Wahrheit.  Allein  damit 
stimmt  wenig  überein,  wenn  über  dieses  Interesse  von  den  Dok- 
trinären und  der  Staatspraxis  noch  ein  anderes,  das  „Rechts- 
interesse" abschliessendes,  höheres  „öffentliches  Interesse",  mag 
man  es  Staatswohlfahrt  oder  Opportunität  nennen,  gesetzt  wird, 
trotzdem  dass  das  in  §  30  der  österreichischen  St.-P.-O.  der 
Staatsanwaltschaft  anvertraute  „Interesse  des  Staates"  nach  den 
Motiven  kein  anderes  sein  kann,  als  das  vorstehend  begrenzte 
der  Legalität.  Vollständig  durchbrochen  ist  jedoch  das  Legali- 
tätsprinzip, wenn  es  auch  in  thesi  anerkannt  sein  sollte,  durch 
die  breite  Möglichkeit,  dass  vermöge  ministerieller  Weisungen 
nicht  nur  die  Erhebung,  sondern  auch  das  Fallenlassen  einer 
erhobenen  Klage  eintreten  kann  und  zwar  nach  §§  109,  112  in 
der  Voruntersuchung  und  nach  §  227  vor  Beginn  der  Haupt- 
verhandlung —  im  „Interesse  des  Staates".  Die  Motive  bemühen 
sich  vergeblich,  die   „sich  zeigende  Besorgnis,  dass  die  Staats- 
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anwaltschaft  die  ihr  angewiesene  Stellung  zum  Nachteile  der  Ge- 
rechtigkeit missbrauchen  könne",  zu  heben,  indem  sie  eine  Kon- 
trolle durch  die  Gerichte  allerdings  nicht  zulassen,  aber  von  der 
Furcht  der  Staatsanwälte  vor  den  §§  101, 104, 106,  311  St.-G.-B.'s 
oder  vor  „der  scharfen  Aufsicht  der  Vorgesetzten",  vor  Absetz- 
barkeit und  Versetzlichkeit  und  der  Verantwortlichkeit  der  Vor- 
gesetzten für  ihre  Untergebenen  und  vor  der  subsidiären  Privat- 
klage so  wie  der  öffentlichen  Meinung  erwarten,  dass  eine  Ab- 
lehnung oder  Einstellung  der  Strafverfolgung  aus  Parteilichkeit 
oder  Nachsicht  unterbleibe.  Wie  aber,  wenn  solche  „im  Interesse 
des  Staates"  auf  höhere  Weisung  doch  erfolgen  muss,  welcher 
der  einzelne  Staatsanwalt  mehr  als  dem  Gesetze  und  seinem 
Bechtsgewissen  gehorchen  muss  —  vermöge  seiner  Abhängig- 
keit?! 

Nach  §  154  der  deutschen  St.-P.-O.  sind  solche  tiefgreifende 
Widersprüche  mit  der  Gerichtshängigkeit  einer  erhobenen  öffent- 
lichen Klage  fast  ganz  ausgeschlossen,  falls  nicht  etwa  bedenk- 
liche Umwege  eingeschlagen  würden.  Schon  die  Motive  zum 
Entwurf  I  hoben  hervor,  dass  die  Staatsanwaltschaft,  obwohl  sie 
im  Strafverfahren  in  gewissem  Sinne  als  Partei  aufgefasst  werden 
könne,  dies  nicht  in  dem  Sinne  sei,  dass  ihr  auch  nach  eröffneter 
Untersuchung  eine  Verfugung  über  die  Klage  eingeräumt  werden 
könne;  die  Initiative  der  Strafverfolgung  stehe  ihr  zwar  zu,  aber 
habe  sie  einmal  das  Richteramt  mit  der  Klage  befasst,  so  ent- 
spreche es  ebenso  dem  Wesen  der  Strafsache  als  der  Würde 
des  strafrichterlichen  Amtes,  dass  der  Fortgang  der  Sache 
dann  nicht  mehr  dem  einseitigen  Ermessen  der  Staatsanwaltschaft 
unterstellt  bleiben  dürfe,  die.  Klage  vielmehr  durch  richterliche 
Entscheidung  ihre  Erledigung  finden  müsse.  Weiter  suchen  die 
Motive  noch  folgende  Beruhigung  zu  geben  zu  §  153  das.:  „Aus 
dem  Prinzip  des  Anklageprozesses  folgt  nicht,  dass,  wie  im  Zivil- 
prozess,  so  auch  im  Strafprozess  die  Thätigkeit  des  Richters  nach 
jeder  Richtung  hin  durch  Anträge  des  Anklägers  und  des  Be- 
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schuldigten  bedingt  werden  muss.  Vielmehr  ergiebt  sich  aus  der 
Natur  der  Strafsache  als  einer  Sache  des  öffentlichen  Rechts, 
dass  der  Richter  ebenso  berechtigt  als  verpflichtet  sein  muss,  die 
Wahrheit  nötigenfalls  auch  durch  andere  Mittel;  als  durch  die 
von  dem  Kläger  oder  dem  Beschuldigten  an  die  Hand  gegebenen, 
zu  erforschen,  sowie  dass  er  bei  der  rechtlichen  Beurteilung  der 
That  und  bei  Abmessung  der  Strafe  nicht  an  die  Anträge  des 
Klägers  gebunden  sein  darf."  Diese  Natur  der  Strafsache 
erkennen  sonach  die  Motive  als  das  bestimmende  Moment  für 
die  Gestaltung  des  Strafprozesses  an  und  daraus  folgt  unbedingt 
das  Legalitäts-  und  das  Offizialprinzip  so  gut  für  den  Rich- 
ter wie  für  die  Staatsanwaltschaft.  Als  eine  Sache  des  öffent- 
lichen Rechts  ist  die  Strafsache  als  nach  unabänderlichen  Ge- 
setzen zu  behandelnde  jeder  einseitigen  Verfügung  entzogen. 

§7. 

Die  Besorgnis  vor  einer  Uebertreibung  des  Legalitäts- 
prinzips  in  der  Praxis  durch  Konsequenzenziehung  ins  Extreme 
und  das  Verkennen,  dass  auch  Prinzipien  im  praktischen  Leben 
ihre  Ausnahmen  haben  können  und  müssen  und  cum  grano  salis 
zu  verstehen  seien,  hat  manche  in  das  Lager  der  Opportunisten 
getrieben,  mindestens  ein  Schwanken  selbst  angesehener  Rechts- 
gelehrten herbeigeführt,  ganz  besonders  auch  einzelner  Staats- 
anwälte, deren  Rechtsüberzeugung  nicht  selten  eine  harte  Probe 
zu  bestehen  hat.  Andererseits  hat  auch  die  staatsrechtliche 
Auffassung,  dass  es  noch  etwas  über  der  Strafgesetzgebung 
Stehendes  gebe,  das  als  salus  publica  bezeichnete  öffentliche 
Interesse  des  Wohlfahrts-  und  Kulturstaates,  dem  das  Rechts- 
interesse im  einzelnen  Fall  zu  weichen  habe,  sich  Geltung  zu 
verschaffen  gesucht.  Der  dem  absoluten  Polizeistaat  entnommene 
Satz:  voluntas  regis  suprema  lex!  hat  im  konstitutionellen  Staat 
eine  Einschränkung  dahin  erlitten,  dass  es  kein  Gesetz  ohne  Mit- 
wirkung der  Gesellschaftsvertretung  giebt  und  dass  jedes  aus  der 
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Verabschiedung  zwischen  dieser  und  der  Staatsregierung  hervor- 
gegangene Gesetz  auch  für  diese  wie  für  alle  Staatsorgane  und 
Staatsbürger  bindend  und  zur  Befolgung  wie  zur  Vollziehung  zu 
bringen  ist.  Weshalb  gerade  für  die  Anwendung  der  Strafgesetze 
mit  Bücksicht  auf  den  einzelnen  Fall  eine  Ausnahme  von  jener 
Grundregel  des  Rechtsstaates  gemacht  und  dem  Opportunismus 
eine  Bresche  in  die  Grundmauer  des  Konstitutionalismus  eröffnet 
werden  soll,  ist  gar  nicht  verständlich,  wenn  nicht  die  ganze  Be- 
deutung des  Strafgesetzes  über  den  Haufen  geworfen  werden  soll. 
R,  v.  Gneist  hat  in  seiner  1874  erschienenen  Schrift:  „Vier 
Fragena  u.  s.  w.  S.  22,  wie  niemand  vor  und  nach  ihm,  treffend 
ausgeführt,  dass  Straf-Zivil-  und  Verwaltungsjustiz  sich  gegen- 
seitig ergänzen  als  die  Grundsäulen  des  konstitutionellen  Staates, 
dass  aber  die  erste  derselben  weggenommen  werde,  sobald  die 
ganze  Strafverfolgung  ausschliesslich  zur  Disposition  der  zeitigen 
Minister  gestellt  werde;  jede  konstitutionelle  Ministerverwaltung 
habe  den  Beruf  der  Durchfuhrung  neuer  Gesetze  und  Mass- 
regeln in  Gemeinschaft  mit  einer  ständigen  und  gewählten  Re- 
präsentation der  Gesellschaft,  für  welche  sie  jederzeit  in  einen 
Streit  mit  politischen  Gegnern  verwickelt  werde;  daher  habe  jedes 
Ministerium  insoweit  eine  Parteistellung,  als  es  auf  die  Mit- 
wirkung von  beschliessenden  Kammern  verwiesen  sei,  während 
doch  jedes  Gesetz  und  jede  wichtige  Regierungsmassregel  nur 
von  bestimmten  Grundsätzen  über  das  Verhältniss  von  Staat 
und  Gesellschaft  ausgehe:  „Die  Unparteilichkeit  der  Staatsgewalt; 
um  die  es  sich  heute,  wie  in  jeder  Zeit,  handelt,  hat  ihren  Sitz 
vielmehr  an  einer  anderen  Stelle.  Mögen  konservative  und  liberale 
Minister  am  Ruder  sein,  so  muss  die  Handhabung  von  Ver- 
fassung und  Gesetz  dieselbe  bleiben.  Die  rechtliche  und 
sittliche  Möglichkeit  einer  konstitutionellen  Regierung  beruht  auf 
der  Voraussetzung,  dass  jeder  Unterthan  gleichen  Rechtsschutz 
finde,  dass  für  die  Minorität  (die  schwächeren  oder  missliebigen 
Parteien  und   Klassen  der  Gesellschaft)  dasselbe   Strafgesetz, 
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dasselbe  Zivilgesetz,  das  gleiche  Mass  für  Polizeiresolute, 
Steuereinschätzungen,  Militäraushebung  u.  s.  w.  gelte  wie  für  die 
herrschende  Partei  ....  Das  folgerichtige  System  der  mini- 
steriellen Staatsanwaltschaft  bedeutet  nicht  weniger  als  eine 
Außserkraftsetzung  der  Strafgesetze  zu  gunsten  der  zeitigen 
Minister,  der  ihre  Befehle  ausführenden  Beamten  und  schliesslich 
zu  gunsten  der  Majorität.  Das  dem  Könige  versagte  Abo- 
litionsrecht  wird  als  Massenabolition  vertrauensvoll  in  die  Hände 
der  von  Parteistellungen  abhängigen  Minister  gelegt. u  Weiter 
hob  v.  Gneist  a.  a.  O.  S.  52  in  der  Abhandlung:  „Staatsanwalt- 
schaft und  Privatklage"  hervor,  wie  bei  dem  Streite  über  die  Ge- 
samtordnung des  deutschen  Strafverfahrens  Fachkriminalisten  und 
Politiker  dieselbe  Sache  von  je  zwei  Seiten,  nur  nicht  von  der 
staatsrechtlichen,  angesehen  und  die  unfertige  Vorstellung  ge- 
habt hätten,  als  ob  die  staatsrechtlichen  Grundlagen  des  Ver- 
fahrens zur  Theorie  oder  zur  Politik  gehörten;  ein  System  der 
Strafverfolgung  aber,  das  aktuell  die  Minister  des  Einzelstaates 
von  der  Befolgung  der  Strafgesetze  entbinde,  um  sie  desto  schranken- 
loser den  Parteieinflüssen  des  konstitutionellen  Staates  preiszugeben, 
werde  bei  der  Reichsregierung  keine  Fürsprecher  finden,  denn 
wolle  eine  Ministerverwaltung  nicht  bloss  Dienerin  der  Parteien 
werden,  so  müsse  sie  sich  beizeiten  dem  Gesetze  unterthan  be- 
kennen. In  dieser  Erwartung  hatte  sich  Gneist  bei  der  Beratung 
der  Entwürfe  der  Strafprozessordnung  und  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes im  Reichstage  getäuscht,  denn  die  Regierungsvertreter 
setzten  durch,  dass  das  in  §§  152, 153  und  158  der  St.-P.-O.  kodifi- 
zierte Legalitätsprinzip  mit  der  Aufnahme  der  §§  147  und  148  des 
"G.-V.-Ges.  durchbrochen  werden  kann,  wenn  eine  Staatsregierung 
es  thun  will.  Was  das  unter  ministeriellen  Instruktionen  („Leitung" 
in  §  148  a.  a.  O.)  stehende  Anklagemonopol  der  Staatsanwalt- 
schaft unter  der  Herrschaft  des  Opportunitätsprinzips  bedeute, 
hat  man  in  Preussen,  wie  Gneist  hervorgehoben,  zur  Konflikts- 
zeit in  den  Jahren  1850  bis  1858  und  1861  bis  1866,  reichlich 
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erfahren.  Wenn  dort  durchschnittlich  von  100  Anzeigen  bei  der 
Staatsanwaltschaft  nur  30  bis  40  zur  förmlichen  Klage  gebracht 
wurden,  so  mag  die  Mehrzahl  sich  aus  thatsächlichen  wie  recht- 
lichen Gründen  nicht  zur  Klageerhebung  geeignet  haben;  aber 
wie  viele  von  den  beiseite  gelegten  als  nicht  im  „öffentlichen 
Interesse"  gelegen  erachtet,  oder  infolge  höherer  Weisung  nicht 
verfolgt  worden  sind,  das  entzog  sich  aller  Kontrolle.  Anderer- 
seits beklagte  bei  Beratung  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  im 
Reichstage  1876  der  ehemalige  hannoverische  Oberkronanwalt, 
Excellenz  Dr.  Windthorst,  wie  in  Preussen  Staatsanwälte  durch 
Instruktionen  zur  Verfolgung  kaum  definierbarer  Verbrechen  ver- 
anlasst worden  seien  und  dass  die  Stellung  der  Staatsanwälte  in 
dem  gegenwärtigen  Prozess  mit  der  Freiheit  absolut  un- 
vereinbar sei. 

v.  Gxeist  a.  a.  0.  hat  weiter  fiberzeugend  dargethan,  wie 
gegen  die  Unterlassung  öffentlicher  Klageerhebung  seitens  der 
Staatsanwaltschaft  nur  durch  Erfahrung  der  subsidiären  Privat- 
anklage nicht  bloss  des  durch  ein  Verbrechen  Verletzten,  sondern 
jedes  ehrbaren  Mitgliedes  der  Gesellschaft,  am  besten  aus  Kreisen 
der  Selbstverwaltung  hervorgehend,  abgeholfen  werden  könne. 

Ueberraschen  musste  es,  wie  Gneist,  der  von  jener  staats- 
rechtlich so  begründeten  Anschauung  und  von  der  Grundeinrich- 
tung des  Oberaufsichtrechts  der  landesherrlichen  Justizkollegien 
als  einer  der  für  den  konstitutionell  gewordenen  Staat  wertvollsten 
Erbschaften,  welche  sich  nicht  einem  ministeriellen  Kommissarius 
abtreten  lasse,  ausgehend  —  schliesslich  das  Legalitätsprinzip  als 
massgebend  für  die  Strafverfolgung  aufgegeben  hatte  und  die 
Staatsanwaltschaft  der  analog  richterlichen  Selbständigkeit  und 
des  von  oben  unabhängigen  freien  Ermessens  bei  der  Strafver- 
folgung nur  aus  einem  praktischen  Grunde  entkleidet  wissen  wollte, 
weil  er  sie  als  ein  dem  Justiz-  und  Verwaltungs-  bezw.  dem  Mi- 
nister des  Innern  untergeordnete  Polizeibehörde  in  Beweglich- 
keit nach  den  Bedürfnissen  der  zeitigen  Gesellschaft  erhalten  haben 
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mochte:  „Dasselbe  Bedürfniss,  welches  in  dem  stets  wechselnden 
Verhältnis  zwischen  Staat  und  Gesellschaft  einen  Wechsel  der 
Wahlen  und  der  ministeriellen  Verwaltung  herbeiführt,  bedingt 
auch  einen  gewissen  Wechsel  in  der  Richtung  der  Strafverfolgung" 
—  und  nun  knüpft  v.  Gneist  daran  eine  Polemik  gegen  die 
„richterliche  Inamovibilität  des  Staatsanwalts"  und  tritt  für  die 
Hierarchie  der  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  ein,  der  „Beweg- 
lichkeit der  Polizei"  zuliebe.  Damit  wies  er  dieser  Behörde  an 
erster  Stelle  die  Verwaltungsfunktion,  an  zweiter  die  Justizfunktion 
des  Anklägers  im  Strafprozess  zu.  Die  Beweglichkeit  der  Polizei 
durch  Konzentrierung  aller  Organe  in  der  Staatsanwaltschaft,  wie 
sie  die  französische  „Gerichtliche  Polizei"  aufweist,  hat  sicher 
ihre  grossen  Vorteile  uud  eine  begrenzte  Nachbildung  davon  findet 
sich  im  §  153  des  deutschen  G.-V.-Ges.  und  in  §§  159  und  187  der 
St.-P.-O.,  wodurch  praktisch  ein  gewichtiger  Schritt  zur  Erreich- 
ung energischer  Angriffe  der  Strafverfolgung  gethan  worden  ist; 
allein  nur  in  der  Vorbereitung  des  Haupt  Verfahrens,  in  dem  Vor- 
verfahren (besonders  der  Ermittelung  seitens  der  Staatsanwalt- 
schaft und  der  gerichtlichen  Voruntersuchung)  tritt  die  Kriminal- 
polizei zur  Hülfe  der  Staatsanwaltschaft  und  Gerichte  in  Thätig- 
keit,  während  der  Beruf  der  Staatsanwaltschaft  für  den  Prozess- 
betrieb  ein  durch  das  ganze  Strafverfahren  hindurchgehender 
ist  und  dafür  ganz  andere  Gesichtspunkte  in  Frage  kommen,  als 
nur  die  Beweglichkeit  der  Polizei  und  Zweckmässigkeit,  der  gegen- 
über von  der  Justiz  recht  sehr  zu  beachtende  Schutzgrenzen  gegen 
Machtüberschreitungen  notwendig  sind,  damit  nicht  auf  leichte, 
zweideutige  und  zweifelhafte  Beweisannahmen  hin,  unter  dem  Ein- 
fluss  einseitiger  Auffassung  und  Beurteilung,  Unschuldige  verfolgt 
und  nicht  Zwangsmittel  entgegen  der  gesetzlichen  Beschränkung 
angewendet  werden. 

„Der  Geist  unbeugsamer,  jeder  Willkür  fremder,  nur  das 
Gesetz  befolgender  Gerechtigkeit",  den  der  Generalstaatsanwalt 
für  das  Königreich  Sachsen,  wo  das  Legalitätsprinzip  stets  hoch 
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gehalten  worden  ist,  Dr.  v.  Schwarze  (Gerichtssaal,  1864,  S.  22) 
für  den  Staatsanwalt  beanspruchte,  ist  ein  Ideal,  dem  die  Praxis 
nur  selten  nahe  kommt,  aber  zweifellos  sich  mehr  nähern  würde, 
wenn  die  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  von  allen  Verwaltungs- 
einflüssen befreit  und  analog  den  Richtern  auf  die  strenge  Ge- 
setzeseinhaltung und  ihr  Rechtsgewissen  verpflichtet  würden,  darauf, 
dass  sie  nur  nach  ihrem  Gesetzesverständnis,  ohne  Ansehen  der 
Person  oder  Sache,  frei  in  der  Beurteilung  und  EntSchliessung 
über  die  von  dem  Gesetz  und  seiner  Anwendungsnotwendigkeit 
gebotenen  Strafverfolgung  verfolge  und  dafür  sorge,  wie  jede 
Strafgesetzverletzung  nach  dem  Gesetze  zu  bemessen,  aber  auch 
ohne  Rechts-  und  thatsächliche  Begründung  keiner  mit  einem 
Strafanspruch  verfolgt  werde.  Damit  erst  wird  die  Staatsanwalt- 
schaft in  den  von  der  Verwaltung  unabhängig  sein  sollenden 
Justiz-  oder  Rechtspflegeberuf  gestellt,  wie  auch  das  Verteidigungs- 
amt, welches  auch  zu  einer  der  Staatsanwaltschaft  neben  geordneten 
staatlichen  Behörde  einzurichten  und  mit  dieser  in  der  „  öffent- 
lichen Anwaltschaft"  als  unabhängige  Staats-  und  Rechtsschutz- 
organisation behufs  ausgleichender  Gerechtigkeitsübung  in  den 
Organismus  der  Straf behörden  aufzunehmen  wäre,  was  Verf. 
anderwärts  darzuthun  versucht  hat. 

§8- 
Wie  Prinzipien,  zu  den  äussersten  Konsequenzen  getrieben, 
leicht  zu  Absonderlichkeiten  führen  können  und  in  der  Rechts- 
pflege auch  zu  Härten,  so  auch  das  Legalitätsprinzip,  und  daher 
mag  es  kommen,  dass  Theoretiker  und  Praktiker  aus  Besorgnis 
vor  Uebertreibungen  dem  Opportunitätsprinzip  sich  mehr  als  jenem 
zugeneigt  haben.  Wohin  dies  aber  in  der  Praxis  fuhrt,  dafür 
liessen  sich  zahlreiche  Beispiele  anfuhren.  Dem  Utilitarismus  und 
der  Willkür  wird  mit  der  Durchbrechung  des  Legalitätsprinzips 
Thür  und  Thor  geöffnet,  damit  aber  die  Achtung  vor  der  Straf- 
rechtspflege untergraben.     Beispielsweise  sei  nur  aus  Frankreich, 
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wo  die  Staatsanwaltschaft  allen  politischen  Systemen  nach  Oppor- 
tuuitätsrücksichten  von  jeher  dienstbar  gewesen  ist,  der  in  Paris 
gegen  Sccretan  und  Genossen  verhandelte  Kupferprozess  erwähnt, 
worin  am  28.  April  1890  das  Urteil  verkündet  wurde;  dort  hatte, 
wie  öffentlich  bekannt  gegeben,  der  Finanzminister  Rouvier,  um 
die  Erhebung  der  Anklage  zu  hintertreiben,  alles  versucht,  allein 
der  Justizminister  widerstand  dem  und  machte  eine  Kabinets- 
frage  gegenüber  der  an  ihn  gerichteten  Zumutung  einer  Unter- 
drückung der  Sache  und  brachte  die  Frage  vor  den  Ministerrat, 
welcher  für  ihn  entschied  —  ein  Beispiel  dafür,  welche  Interessen- 
wirkungen auf  die  Justizverwaltung  versucht  werden  und  siegreich 
werden  können,  um  die  Strafgesetzgeltung  ihrer  absoluten  Herr- 
schaft gegenüber,  wenn  nicht  Charakterfestigkeit  und  strenges 
Festhalten  an  der  Gesetzesherrschaft  einen  ernsten  Widerstand 
leisten. 

Schwarze  im  Kommentar  zu  §  152  der  St.-P.-O.  unter 
Anm.  3  bemerkte  richtig,  dass,  wenn  auch  nicht  eine  Gesetzgebung 
eine  das  Opportunitätsprinzip  direkt  oder  indirekt  billigende  Vor- 
schrift aufgenommen  gehabt  habe,  doch  vielleicht  in  der  Praxis  ein- 
zelner Länder  eine  gegenteilige  Ansicht  nach  und  nach  Saum  ge- 
wonnen habe.  Das  gerade  ist  es,  was  denStrafprozess  in  ein  grösseres 
Abhängigkeitsverhältnis  von  den  Regierungen  gebracht  hat:  Die 
Unbestimmtheit  in  der  Grenzziehung  zwischen  den  Ausnahmen 
und  der  Regel  in  den  Gesetzen  und  die  diesen  ausnutzende 
Staatspraris,  der  gegenüber  die  Gerichte  ziemlich  ohnmächtig 
dastanden.  Glaser  a.  a.  O.  I  S.  512  ff.  hatte  schon  1860,  na- 
mentlich auch  gegen  den  Oberstaatsanwalt  v.  Gross  „das  Prinzip 
der  Strafverfolgung"  in  der  „Strafrechtspflege"  III  S.  133  ff.  und 
385  ff.  einen  festen  Standpunkt  für  die  Sonderung  der  Straf- 
verfolgung von  der  Strafgerichtsbarkeit;  die  Unabhängigkeit  beider 
von  einander  darzulegen  versucht,  den  er  auch  im  Handbuch  des 
Strafprozesses  (1893)  I  §  20  wieder  zur  Geltung  gebracht  hat. 
Wenn  Glaser  die  Einschränkungen,  welche  das  Legalitätsprinzip 
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aus  prozessualischen  Rücksiebten  erleiden  muss,  so  erweitert, 
dass  es  in  der  Hand  der  Regierung  liegt,  Strafprozesse,  die  ge- 
führt werden  müssten,  aussetzen  oder  abbrechen  zu  lassen,  so 
werden  die  opportunen  Ausnahmen  zur  Regel  und  die  Geltung 
einzelner  Strafgesetze  wird,  wenn  auch  aus  politischen  Rücksichten, 
zur  Verfügung  der  Regierung  gestellt,  dann  aber  stellt  man  das 
Strafverfahren  wenigstens  partienweise  unter  das  Opportunitäts- 
und  Dispositionsprinzip,  z.  B.  wenn  der  preussische  Justizminister 
die  allgemeine  Anordnung  trifft,  dass  von  seiner  Genehmigung 
die  Strafverfolgung  von  in  der  Presse  verübten  Majestäts- 
beleidigungen, welche  doch  nach  dem  Strafgesetzbuch  nicht  erst 
auf  Ermächtigung,  sondern  von  Amtswegen  verfolgt  werden 
sollen,  abhängen  soll  und  die  Staatsanwälte  deshalb  erst  an  ihn 
zu  berichten  haben  —  in  jedem  einzelnen  Fall.  Hier  muss  man 
fragen,  ob  dies  mit  dem  in  §  152  der  St.-P.-O.  kodifizierten  Legali- 
tätsprinzip sich  vereinbaren  lässt?  Im  Rechtsstaat  bedarf  es  hier 
einer  festeren  Begrenzung  der  Regierungsgewalt.  Es  lässt  sich 
allerdings  schwer  eine  gesetzliche  Grenze  für  Einhaltung  eines 
richtigen  Masses  der  Einwirkung  der  Justizverwaltung  auf  die  Straf- 
rechtspflege gegenüber  der  in  §  148  des  G.-V.-Ges.  unbegrenzten 
„Leitung"  der  Staatsanwaltschaft  durch  die  oberste  Justizverwal- 
tung ziehen.  Auch  im  juristischen  Publikum  hat  sich  hie  und  da 
ausserhalb  der  Staatsanwaltschaft  die  Auffassung  von  der  Zu- 
lässigkeit  jeglicher  ministerieller  Einwirkung  auf  das  einzelne 
Strafverfahren  eingelebt;  so  wurde  z.  B.  von  einem  „Justiz- 
beamten" in  der  Lehrerzeitung  für  Thüringen  und  Mitteldeutsch- 
land IV  (1891)  Nr.  20 — 22  vorgeschlagen,  die  Staatsanwaltschaft 
solle  sich  vor  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  gegen  einen  Lehrer 
wegen  Ueberschreitung  des  Züchtigungsrechts  und  daraus  ent- 
standener Körperverletzung  Instruktionen  von  der  obersten 
Schulbehörde  erholen,  oder  diese  solle  zur  Ermöglichung  der 
Wahrnehmung  des  Interesses  der  Schule  die  allgemeine  Anord- 
nung erlassen,  dass  die  Staatsanwaltschaft  das  Material  in  einem 
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derartigen  Falle  zunächst  der  Beurteilung  der  höchsten  Stelle 
unterbreite,  damit  diese  darüber,  ob  überhaupt  und  eventuell,  in 
welcher  Weise,  kriminell  oder  disziplinarisch  gegen  den  Lehrer 
vorzugehen  sei,  EntSchliessung  fasse;  vgl.  des  Verf.  Schrift:  „Die 
Ueberschreitungen  des  Züchtigungsrechts,  1891,  S.  50  ff.  Hier- 
mit würde  die  Staatsanwaltschaft  auch  anderen  Abteilungen  des 
Staatsministeriums  ausser  der  obersten  Justizverwaltung  unterstellt 
werden  und  in  der  That  hat  sich  hie  und  da  die  Praxis  eingebür- 
gert, dass  mit  Umgehung  der  leitenden  Spitze  der  Staatsanwalt* 
schaft  an  diese  aus  einer  anderen  Min isterialab teil ung,  z.  B.  der 
für  die  Finanzen  wegen  Steuerhinterziehung,  unmittelbar  Wei- 
sungen zur  Strafverfolgung  ergehen  mit  der  Aufforderung,  über 
den  Ausgang  der  Untersuchung  dahin  Bericht  zu  erstatten.  Es 
ist  daher  nicht  zu  verwundern,  wenn  vorsichtige  Staatsanwälte 
vor  ihrem  Einschreiten  in  bedenklichen  Fällen,  z.  B.  bei  dem  Ge- 
rücht von  einer  Steuerhinterziehung  seitens  eines  Beamten,  erst 
bei  der  Regierung  anfragen,  ob  es  ihr  genehm  sei,  die  Sache  zur 
Untersuchung  zu  bringen?  vielleicht  nur  um  Aufsehen  zu  ver- 
meiden, das  aber  weit  geringer  sein  dürfte,  als  dasjenige,  was 
durch  die  Unterlassung  einer  Untersuchung  erregt  wird  gegen- 
über den  sonst  mit  Eifer  betriebenen  Untersuchungen  wegen 
Steuerhinterziehungen  der  Nichtbeamten.  Durch  Verletzung  der 
gleichen  Behandlung  vor  dem  Strafgesetz  wird  das  Vertrauen 
zur  Rechtspflege  bekanntlich  ebenso  wie  das  allgemeine  Rechts  - 
gefühl  schwer  geschädigt. 

Glaskr  war  ganz  richtig  davon  ausgegangen,  dass  die  Straf- 
verfolgung ein  Attribut  der  vollziehenden  Gewalt  sei,  dass  die 
Sorge  für  den  Vollzug  der  Gesetze  wegen  der  Unentbehrlichkeit 
für  das  Wohl  der  Staatsgewalt,  Recht  wie  Pflicht  sei.  die  Unter- 
lassung der  Ausübung  des  Rechts  eine  Pflichtverletzung  ent- 
halte (also  doch  die  Ausübung  des  Rechts  an  erster  Stelle 
eine  Pflicht!),  wenn  sie  auf  Indolenz,  Zaghaftigkeit,  Parteilich- 
keit oder  anderen  verwerflichen  Motiven  beruhe,  und  um  so  ernster 
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zu  nehmen  sei,  weil  es  sich  um  eine  Pflicht  handle,  deren  Er- 
füllung mit  der  Rechtspflege  zusammenhänge.  Indessen  dem  gegen- 
über hat  Glaser  so  viele  Ausnahmen  aus  politischen,  wirtschaft- 
lichen, sittlichen  und  anderen  Rücksichten  aufgeführt,  dass  die 
Opportunität  schliesslich  die  Oberhand  über  die  Gesetzesgeltung 
gewinnen  kann. 

Es  giebt  allerdings  auch  staatliche  Aufgaben  nicht-richter- 
licher Natur,  welche  die  Existenz  der  Staatsanwaltschaft  recht- 
fertigen und  der  richterlichen  Prüfung  entzogen  sind,  aber  es 
muss  gesetzlich  dafür  gesorgt  werden,  dass  sie  nicht  von  der 
Regierung  zu  ihren  besonderen  Zwecken,  welche  sich  der  Ge- 
sellschaft und  der  Rechtsordnung  gegenüber  als  Parteizwecke 
erkennbar  machen,  gebraucht  werden  könne  und  dürfe  —  am 
wenigsten  bei  Vollzug  der  so  tief  in  die  persönlichen  Grundrechte 
eingreifenden  Strafgesetze.  Glaser  betonte  besonders,  dass  der 
Staatsanwalt,  wenn  er  einmal  beschlossen  habe,  vor  Gericht  auf- 
zutreten, Partei  vor  dem  Richter  sei,  dass  es  aber  nicht  Partei- 
lichkeit sein  dürfe,  was  ihn  vor  diesen  führe,  denn  das  Interesse, 
welches  er  trage,  gehe  über  das  Parteiinteresse  hinaus,  weil  es 
vor  allem  auf  der  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  beruhe  —  freilich 
auch  auf  anderen,  der  richterlichen  Kognition  entzogenen  Rück- 
sichten; Behörde  sei  er,  sofern  er  entscheide,  ob  das  öffentliche 
Recht  der  Anklage  ruhen  oder  ausgeübt  werden  solle,  Partei, 
sowie  er  einmal  durch  Erhebung  dieser  Anklage  einen  gericht- 
lichen Konflikt  zwischen  dem  öffentlichen  Interesse  und  dem  An- 
geklagten herbeigeführt  habe.  In  diesen  Ausfuhrungen  offenbart 
sich  die  Auffassung,  wie  sie  in  dem  österreichischen  Staatskom- 
plex die  herrschende  seit  den  letzten  dreissig  Jahren  geworden  war. 

Französische  Schriftsteller,  wie  Helie,  Instruktion  crimin, 
I  §§  111,  118,  II  §§  255,  385,  TnSbutien,  Cours  d'instr.  H, 
51,  haben  für  die  Opportunitätsfrage  es  als  bedingend  erachtet, 
dass  das  Delikt  die  öffentliche  Ordnung  wesentlich  berühre 
und  diese  eine  Bestrafung  fordere  —  eine  Auffassung,  welcher 
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sich  Planck,  Systematische  Darstellung  des  Strafverfahrens,  S.  121, 
auch  Gneist,  Vier  Fragen  a.  a.  0.  S.  19  („Einreihung  der  Straf- 
verfolgung in  das  deutsche  Verwaltungsrecht")  u.  a.  m.  genähert 
haben;  indessen  sowohl  im  zweiten  und  dritten  Juristentage,  als 
auch  von  angesehenen  Schriftstellern,  wie  Schwarze,  v.  Holtzen- 
dorff,  Heinze  u.  8.  w.  ist  jene  Auffassung  abgelehnt  worden. 
Bei  der  sachlichen  Ausdehnung  des  heutigen  Strafprozesses 
mag  allerdings  die  Frage,  „ob  die  Pflicht  der  Staatsgewalt,  für 
die  Verfolgung  der  strafbaren  Handlungen  zu  sorgen,  eine  der- 
massen  unbedingte  sei,  dass  für  Erwägungen  der  Billigkeit, 
der  Zweckmässigkeit,  der  Rückwirkung  auf  andere  Gegenstände 
pflichtmä8siger  Fürsorge  der  Staatsgewalt  unbedingt  kein  Raum 
mehr  offen  bleibe",  eine  erheblich  staatsrechtliche  sei  neben 
der  strafrechtlichen  und  prozessualischen,  aber  eben  deshalb,  weil 
hier  Fragen  des  öffentlichen  Rechts  überhaupt  sich  eingreifend 
berühren  und  mit  den  Grundrechten  des  Gesellschafts-  und 
Staatslebens  zusammenhängen,  so  sind  hier  verfassungsmässige 
Grenzen  zu  schaffen  im  Geiste  des  konstitutionellen  Systems,  da- 
mit die  Strafgesetze  ihre  Bedeutung  nicht  unter  der  Willkür  der 
Verwaltung  einbüssen  oder  abschwächen.  Eine  offene  und 
deutlichere  Kodifizierung  des  Legalitätsprinzips  —  ohne  Ver- 
klausulierung und  ohne  Hinterthüren  —  wird  den  Gelüsten  nach 
Erweiterung  der  Machtbefugnisse  der  Verwaltung  Einhalt  thun 
müssen.  Entbindung  der  Staatsanwaltschaft  von  allen  subjektiven 
Rücksichtnahmen  auf  ausserhalb  der  Gesetze  gelegene  Faktoren 
mag  die  erste  Reformforderung  für  eine  unabhängige  Strafrechts- 
pflege werden,  um  das  im  Schwinden  begriffene  Vertrauen  wieder 
zu  befestigen;  Beseitigung  der  „Leitung"  der  Staatsanwaltschaft 
durch  die  oberste  Justizverwaltung  aus  §  148  des  G.-V.-Ges.  und 
Beschränkung  dieser  auf  eine  Oberaufsicht,  „dass  dadurch  ein 
unparteiisches,  nur  durch  sachliche  Rücksichten  geleitetes,  von 
jeder  willkürlichen  Begünstigung  oder  Benachtheiligung  einzelner 
fern  bleibendes  Vorgehen   demselben  gesichert  werde,  während 
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andererseits  auch  dafür  gesorgt  wird,  dass  bei  aller  Anerkennung 
des  überwiegenden  Interesses  der  Gesamtheit  an  der  Bekämpfung 
des  Verbrechens  doch  auch  das  besondere  Interesse  der  durch 
strafbare  Handlungen  in  ihrem  Hechte  Verletzten  selbständigen 
Ausdruck  finde  und  dass  es  nicht  völlig  von  der  persönlichen 
Auffassung  der  Organe  der  staatlichen  Strafverfolgung  abhängig 
gemacht,  sondern  ihm  ein  selbständiger  Zugang  zum  Gericht 
offen  gelassen  werde"  (vgl.  Glaser  a.  a.  0.  I  S.  49). 

In  der  Zulassung  der  subsidiären  Privatanklage  jedes 
ehrenwerten  Staatsbürgers  hegt  allerdings  eine  erhebliche  Ver- 
stärkung des  Legalitätsprinzips  und  eine  Sicherung  der 
Staatsanwaltschaft  gegen  Vorwürfe,  dass  sie  im  einzelnen  Fall 
der  Ablehnung  oder  Unterlassung  einer  anderen  Beurteilern  ge- 
boten erscheinenden  Klageerhebung  ihre  Pflicht  nicht  richtig  ver- 
stehe oder  verstehen  wolle,  oder  dass  sie  im  Urteile  über  die 
Verfolg-  und  Durchführbarkeit  einer  Klage  befangen  oder  von 
einem  ungenügenden  Rechtsverständnis  bestimmt  worden  sei,  oder 
dass  sie  den  Mut  zur  Erhebung  der  Ermittelungen  gegenüber 
einer  Sache  oder  Person  nicht  habe  oder  von  irgend  welchen 
Rücksichtnahmen  ihr  Einschreiten  verhindert  sehe.  Denn  bietet 
die  Prozessordnung  der  Gesellschaft  hier  das  Mittel  des  selb- 
ständigen Einschreitens  mittels  unmittelbarer  Antragstellung  bei 
Gericht,  so  findet  dieses  sich  pflichtmässig  veranlasst,  diese 
zu  prüfen  und  eventuell  das  Strafverfahren  zu  eröffnen,  damit 
dem  Strafgesetze  das  geforderte  Genüge  geleistet  werde  —  auch 
ohne  die  Staatsanwaltschaft  oder  durch  deren  Heranziehung  wie  im 
§  206  der  St.-P.-O.,  wo  die  Pflicht  derselben  zur  Anklageführung 
ebenso  wie  in  §  173  das.  zur  Erhebung  der  öffentlichen  Klage 
auf  Antrag  des  durch  ein  Verbrechen  Verletzten  durch  das 
Gericht  festgestellt  wird. 

Eine  grössere  Sicherstellung  des  Legalitätsprinzips  gegen 
eine  Lahmlegung  durch  Verwaltungseinflüsse  liegt  in  der  Organi- 
sierung der  Staatsanwaltschaft  als  eine  Justizbehörde  in  Parallele 
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mit  der  Rechtsanwaltschaft  oder  einem  durchaus  zu  bildenden 
staatlichen  Verteidigungsamt,  sonst  aber  in  gleicher  Unabhängig- 
seit  von  der  Verwaltung  wie  die  Richter.  Stellt  man  die  Staats- 
anwälte unter  die  „Autorität  der  Gesetze"  wie  nach  der  preussi- 
schen  Verfassung  und  der  deutschen  Reichsverfassung  die  Richter, 
dann  werden  sie  ungehindert  Vertreter  des  in  §  152  der  St.-P.-O. 
anerkannten  Legalitätsprinzips  sein  können  und  dann  werden  sie 
wie  die  Richter  ihr  Amt  führen  nur  nach  ihrer  Rechtsüber- 
zeugung und  Pflichtmässigkeit.  Von  einer  hiergegen  ver- 
stossenden  freien  Verfügung  über  die  Strafgesetzvollziehung  kann 
dann  keine  Rede  mehr  sein,  wenn  die  Staatsanwaltschaft  mit  den 
Oberstaatsanwälten  abschliesst  und  von  der  „Leitung"  der  obersten 
Justizverwaltung  befreit  wird,  welcher  nur  die  Oberaufsicht  zu- 
stehen darf,  wie  über  die  Gerichte  unter  Wahrung  der  Selb- 
ständigkeit der  Thatsachen-  und  Rechtsbeurteilung. 

Sündelin,  weil,  preussischer  Staatsanwalt  und  hervorragen- 
der Schriftsteller  auf  diesem  Gebiete,  hatte,  als  der  Streit  über 
die  Stellung  der  Staatsanwaltschaft  lebhaft  gefuhrt  wurde,  in  einem 
in  No.  1  des  Jahrganges  1861  der  v.  HoltzendorfFschen  „All- 
gemeinen deutschen  Strafrechtszeitung"  S.  289  u.  306  enthaltenen 
Artikel:  „Die  deutsche  Staatsanwaltschaft"  gefordert,  dass  dem 
Staatsanwalt  die  Stellung  eines  unabhängigen,  nur  dem  Gesetz 
verpflichteten  Justizbeamten  gegeben  werde,  wodurch  er  allein 
befähigt  sei,  wie  der  Richter,  dem  Gesetzeswillen  zu  entsprechen. 
„Soll  von  der  richtenden  Thätigkeit  jeder  ungehörige  Einfluss  fern 
gehalten  werden,  nun  so  gilt  dasselbe  von  der  Verfolgung  und 
Anklage,  welche  jene  ja  bedingen,  welche  ebenso  wie  jene  auf 
Verwirklichung  des  Gesetzes  und  auf  gar  nichts  anderes  abzielen. 
Im  Strafverfahren  kennen  wir  kein  anderes  „öffentliches  Interesse 
als  unverbrüchliche  Geltung  des  Gesetzes".  Auch  Sündelin,  der 
damals  in  der  Konfliktsperiode  einen  praktischen  Ueberblick 
hatte,  war  der  Meinung,  dass  eine  mittelbare  Gefahr  fiir  die 
Unabhängigkeit  der  Gerichte   mit  dem  Wegfall   der  Abhängig- 
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keit  der  Staatsanwaltschaft  von  der  Verwaltung  völlig  beseitigt 
werde. 

Was   Heinze   u.  a.  0.  8.  293    über   die  Einhaltung   ver- 
nünftiger Grenzen  der  Wahrung  des  Legalitätsprinzips  bemerkt 
hat,   mag  getrost  unterschrieben  werden.     Niemand,  erst  recht 
nicht  der  Staat,  soll  einem  Prinzip  zuliebe  Thorheiten  begehen, 
der  Staat  übt  die  Rechtspflege,  um  in  seinem  eigenen  Interesse 
und  Beruf  die  Rechtsordnung   —  als  die  Grundbedingung  der 
Kulturentwickelung  —  aufrecht  zu  erhalten;  aber  er  soll  auch 
einem  Prinzip  nicht  unverhältnismässige  Opfer  bringen,  die  Thätig- 
keiten  nicht  „hypertrophischer,  seinen  Gesamtorganismus  schädi- 
gender Weise  entwickeln."     Er  darf  daher  sein  Strafamt  ruhen 
lassen,  wenn  der  zu  erreichende  Erfolg  ganz  ausser  Verhältniss 
zu    den   aufzubietenden  Mitteln   steht   (Geringfügigkeit  des  Ob- 
jekts oder  des  Wertverhältnisses  und  der  Strafe  gegenüber  dem  er- 
forderlichen Aufwand  an  Zeit,  Arbeit,  Kosten  —  minima  non  curat 
Praetor  — ,  geringe  Aussicht  auf  Erfolg   gegenüber   einem   be- 
trächtlichen Gegenwert,  sicherer  Misserfolg  einer  nicht  durch  den 
Ernst  des  Falles  gebotenen  Thätigkeit,  Mangel  aller  prinzipiellen 
Bedeutung  für  das  Gemeinwesen).   Heinze  meint,  dass  in  diesen 
Beschränkungen  des  Offizialprinzips,  die  vielmehr  als  Ausnahmen 
von  dem  „  Legalitätsprinzip u  zu  bezeichnen  sind,  die  Selbstfolgen 
einer  unerbittlichen  Logik  der  Thatsachen  zu  erkennen  seien, 
als  innerlich   notwendige  Aeusserungen    derjenigen    Resignation, 
welche  geübt  werden  müsse,  wenn  man  nicht  Gefahr  laufen  wolle, 
„beim  buchstäblichen  Festhalten  am  Prinzip  praktisch  ad  absurdum 
geführt  zu  werden".     Versteht  man   unter  jenen  Ausnahmen 
von  der  absoluten  Strafgesetzvollziehung  eine  Ermässigung  der 
Ausführung  des  Legalitätsprinzips  im  Einzelfall  nach  dessen  Be- 
schaffenheit und  im  Verhältnis  zur  ausgleichenden  Gerechtigkeit 
im  Begriff  der  Billigkeit  ohne  Beeinträchtigung  individueller  Rechte, 
so  mag  man  dafür  den  Begriff  „  Opportunität u  verwenden  und  in- 
soweit hat   auch   Heinze   neben    das   Legalitätsprinzip   ein    be- 
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achräiiktes  Opportunitätsprinzip  gestellt  —  nicht  aber  in  der  be- 
liebten Ausdehnung,  dass  die  Strafverfolgung  unterbleiben,  dürfe 
überall,  wo  das  Staatsinteresse  an  der  Nichtverfolgung  grösser 
sei.  Mit  Recht  wehrt  er  ab,  dass  aus  der  sich  darbietenden  Oppor- 
tunität ein  förmliches,  wirkliches  Prinzip  gemacht  werde; 
der  Ausgangspunkt  des  sog.  Opportunitätsprinzips  sei  nicht  ein 
positiver,  mit  dem  Ansprüche  auf  primäre  und  volle  Geltung 
ausgestatteter  Gedanke,  sondern  nur  eine  sekundäre  Erwägung 
mit  negativer  Wirkung,  eine  Beschränkung  der  anderweit  ge- 
gebenen Forderungen,  und  in  dieser  Hinsicht  ragt  Heikze  gegen 
Glaser,  den  Hauptverfechter  des  Opportunitätsprinzips,  dass  er 
über  die  Grenzen  hinausgegangen  sei;  denn  die  Rücksicht  auf  das 
staatliche  Interesse  könne  nicht  die  positive  Grundlage  abgeben, 
sondern  nur  die  negative  Wirkung  äussern,  das  unter  dem 
strengen  Offizialprinzip  gebotene  Einschreiten  hintanzuhalten, 
und  könne  nur  als  sekundäres  Entscheidungsmoment  verwertet 
werden. 

Um  dem  Ermessen  der  Staatsklägerschaft  für  den  Eintritt 
der  Strafrechtspflege  «oder  dem  ausnahmsweisen  Nichtein tritt  be- 
stimmte Haltepunkte  ausser  den  wenigen  in  der  Strafprozess- 
ordnung gegebenen  in  §§  416, 152,  Abs.  2  („zureichende  thatsächliche 
Anhaltspunkte"),  ferner  §§  168  und  169,  208  der  St.-P.-0.  zu  ver- 
schaffen, bedarf  es  der  Gleichmässigkeit  wegen  [einer  Kodi- 
zierung  der  Ausnahmen  von  der  strengen  Befolgung  des 
Legalitätsprinzips  für  Staatsanwaltschaft  und  Gerichte,  welche 
letzteren  jedenfalls  über  deren  gesetzliches  Vorhandensein  zu  ent- 
scheiden haben  würden. 

Verf.  hatte  in  seiner  Abhandlung:  „Die  Unabhängigkeit  der 
Strafrechtspflege"  (Gerichtssaal  Bd.  49  S.  241—327)  auf  den 
interessanten  Streit  über  die  Geltung  des  Legalitäts-  oder  Oppor- 
tunitätsprinzips im  Strafverfahren  im  Zusammenhang  mit  dem 
konstitutionellen  System  und  dem  Staatsrecht,  überhaupt 
hingewiesen   und   dessen  Darstellung  einem  anderen  Orte   vor- 
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behalten.  Der  dort  in  Aussicht  gestellten  Zusage  mag  in  Vor- 
stehendem entsprochen  werden.  Inzwischen  ist  vom  Verf.  ein 
hieran  sich  eng  anschliessender  Aufsatz:  „Die  Justizverwaltung  im 
Strafprozess"  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  XI.  2,  S.  198—250 
und  sind  zwei  weitere:  »Der  Kampf  um  die  Staats-  und  prozess- 
rechtliche Stellung  der  Staatsanwaltschaft  im  deutschen  Reichs- 
tage 1876"  und  „Beruf  und  Stellung  der  deutschen  Staatsanwalt- 
schaft im  Rechtsstaate tf  in  Grünhuts  Zeitschrift  für  das  Privat- 
und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart  (Bd.  XXIII)  veröffentlicht 
worden. 
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Gesetzgebung  in  Russland  aus  dem  Grunde,  weil  es  das  einzige  Kulturland 
ist,  welches  nach  dem  System  des  Absolutismus  regiert  wird,  in  dem  also 
die  Interessenwiderstände,  an  denen  bei  uns  die  Durchführung  der  Humanität 
scheitert,  aus  ihrer  ausschlaggebenden  parlamentarischen  Stellung  entfernt 
und  zu  blossem  Erwägungsmaterial  für  den  Herrscher  bezw.  seine  Berather 
herabgedrückt  sind.  Der  Vergleich,  den  wir  mit  Hülfe  des  RosENBERo'schen 
Buches  anstellen,  ist  nicht  zu  Ungunsten  des  Absolutismus  ausgefallen.  Ganz 
heimatlich  berührt  es,  wenn  wir  lesen,  wie  die  russischen  Fabrikanten  den 
ersten  Entwurf  des  nach  20jähriger  Berathung  schliesslich  am  1.  Juni  1882 
in  Kraft  getretenen  Arbeiterschutzgesetzes  mit  Entrüstung  aufgenommen, 
aber,  anstatt  sich  auf  die  Schädigung  ihrer  egoistischen  Interessen  zu  berufen, 
diejenigen  der  Arbeiter  vorgeschoben  und  darauf  hingewiesen  haben,  dass 
durch  Beschränkung  der  Arbeit  der  Minderjährigen  und  insbesondere  deren 
Beschäftigung  bei  Nacht,  der  Verdienst  der  Arbeiterfamilien  geschmälert 
werde,  wenn  wir  weiter  hören,  wie  sie  sich  gegen  die  Einführung  der  Fabrik- 
inspektion ereifern,  sich  durch  das  gegen  sie  gezeigte  Misstrauen  tief  gekränkt 
fühlen  und  behaupten,  dass  dadurch  in  ihr  Hausrecht  eingegriffen  werde. 
Aber  wahrhaft  herzerquickend  ist  auch  die  naturwüchsige  Deutlichkeit,  mit 
der  ein  von  parlamentarischen  Erwägungen  der  Taktik  noch  nicht  an- 
gekränkelter Bureaukrat,  der  Generalgouverneur  Graf  Baranow,  diesen  Jesui- 
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tismus  abfertigt,  die  Versicherung,  nur  das  Interesse  des  Staates  und  der 
Arbeiter  wahrzunehmen,  für  Lüge,  die  Entrüstung  über.  Misstrauen  für 
Heuchelei  erklärt,  und  ganz  offen  ausspricht,  dass  es  sich  nur  um  eigen- 
nützige, dem  Staatswohl  feindliche  Interessen  handele.  Tout  comme  chez 
neust  —  nur  dass  man  bei  uns  sich  nicht  so  grob  ausdrückt. 

Aus  dem  umfassenden  Materiale,  welches  der  Verfasser  mit  anerkennens- 
werther  Uebersichtlichkeit  verarbeitet  hat,  kann  natürlich  nur  der  allgemeine 
Gedankengang  hervorgehoben  werden.  Nach  einer  kurzen  Begriffsentwick- 
lung giebt  R.  zunächst  einen  geschichtlichen  Ueberblick  über  die  Entwick- 
lung der  Produktion  in  Kussland,  insbesondere  des  Handwerks  und  der 
Industrie,  in  der  interessant  ist,  dass  Peter  der  Grosse  in  seinem  Bestreben, 
die  Errichtung  von  Fabriken  zu  fordern,  selbst  davor  nicht  zurückschreckte, 
die  Sklaverei  einzuführen,  indem  er  den  Fabrikanten  das  Recht  gab,  Leib« 
eigene  ohne  Grundbesitz  zu  kaufen.  Im  II.  Abschnitte  wird  die  Lage  der 
russischen  Arbeiterwelt  vor  und  nach  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  (1861) 
dargestellt.  Der  russische  Fabrikarbeiter  hat  sich  eine  etwas  günstigere 
Stellung,  wie  seine  westlichen  Genossen,  dadurch  gewahrt,  dass  er  geringen 
Grundbesitz  in  Form  der  Betheiligung  am  Mir  besitzt  und  so  nicht  aus- 
schliesslich auf  die  Fabrikarbeit  angewiesen  ist.  Auch  herrscht  in  der  russi- 
schen Industrie  bis  jetzt  nicht,  wie  bei  uns,  ein  Ueberfluss,  sondern  ein 
Mangel  an  Arbeitskräften.  Im  HI.  Abschnitte  folgt  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  russischen  Arbeiterschutzgesetzgebung  und  im  IV.  Abschnitt 
die  Darstellung  des  gegenwärtigen  Zustandes,  der,  wie  bereits  erwähnt,  auf 
dem  umfassenden  Gesetze  vom  1.  Juni  1882  beruht.  Dasselbe  berührt  aber 
nicht  das  Handwerk  und  die  Hausindustrie,  betrifft,  auch  zunächst  nur  die 
jugendlichen  Arbeiter  und  ist  hinsichtlich  der  Frauen  durch  die  Gesetze  vom 
3«  Juni  1885  und  26.  Jan.  1890  und  hinsichtlich  des  allgemeinen  Betriebs- 
schutzes durch  die  Gesetze  vom  3.  Juni  1886  und  5.  Okt.  1892  ergänzt.  Die 
Fabrikinspektion  ist  durch  Gesetz  vom  1./12.  Juni  1884  eingerichtet.  Zu 
Inspektoren  sind  zum  Theil  sozialwissenschaftlich  bedeutende  Männer  bestellt, 
die  eine  segensreiche  Thätigkeit  entfalten,  aber  über  zu  grosse  Bezirke 
klagen.  Der  V.  Abschnitt  behandelt  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den 
Arbeitsvertrag  und  Arbeitslohn,  das  Trucksystem,  den  Streik  und  die  Haft- 
pflicht nebst  Versicherung.  Das  Arbeitsverhältniss  beruht  auf  dem  Gesetze 
vom  3.  Juni  1886,  welcher  auch  das  Track wesen  regelt.  Streik  und  Aus- 
sperrung ist  durch  das  Strafgesetzbuch  mit  schweren  Strafen  bedroht.  Eine 
besondere  Gesetzgebung  über  Haftpflicht  und  Arbeiterversicherung  besteht 
bis  jetzt  nicht,  soll  aber  in  Vorbereitung  begriffen  sein  unter  Anlehnung  an 
das  deutsche  Vorbild.  Im  Vi.  Abschnitte  giebt  R.  noch  einige  Vorschläge 
für  die  Zukunft.  Das  Buch  ist  als  dankenswerthe  Ausfüllung  einer  Lücke  in 
unserer  sozialwissenschaftlichen  Litteratur  zu  betrachten. 

Braunschweig.  W«  Kulemann. 
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« 

Lenke  &  Loewenf eld ,  Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen 
Verkehr.  I.  Berlin,  Carl  Heymann's  Verlag,  1805.  Gr.  8.  XX  und 
1068  S.    27  Mk.,  geb.  80  Mk. 

Der  Zweck  dieses  Werkes,  die  Rechtsverfolgtmg  im  internationalen 
Verkehr  zu  erleichtern,  ist  zweifelsohne  erreicht  worden«  Jeder  deutsch« 
Praktiker,  welcher  mit  dem  Werke  eine  Zeit  lang  gearbeitet  hat,  wird  dem- 
selben in  seinem  Geschäftszimmer  einen  Platz  anweisen,  an  welchem  das- 
selbe jeden  Augenblick  konsultiert  werden  kann.  Eine  Prüfung  und  Beurtei- 
lung des  Werkes  in  allen  seinen  Teilen  ist  einer  einzelnen  Person  nicht 
zuzumuten.  Mag  man  auch  dem  internationalen  Rechtsverkehr  seine  ge- 
samte Thätigkeit  gewidmet  haben,  es  werden  sich  wohl  immer  in  dem 
Werke  eine  Reihe  von  Staaten  behandelt  finden,  mit  denen  man  nur  äusserst 
selten  in  praktische  Berührung  tritt.  Der  Kritiker  wird  sich  darauf  be- 
schränken müssen,  das  Werk  in  denjenigen  Teilen  zu  prüfen,  mit  welchen 
er  aus  seiner  eigenen  Praxis  vertraut  ist. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Herausgeber  bei  der  Auswahl  der 
Materien  in  aller  erster  Linie  die  Bedürfnisse  der  deutschen  Praktiker  zu 
berücksichtigen  hatten.  Daher  ist  auch  der  das  Deutsche  Reich  betreffende 
Teil  im  wesentlichen  für  den  deutschen  Juristen  geschrieben  worden.  Man 
wird  jedoch  die  Frage  aufwerfen  dürfen,  warum  die  Herausgeber  nicht 
gleichzeitig  den  Bedürfhissen  nicht-deutscher  Praktiker  dienen  und  ihnen  den 
rechtlichen  Verkehr  mit  Deutschland  erleichtern  wollen.  Wenn  der  eng- 
lische Jurist  aus  der  Abhandlung  über  Deutschland  praktischen  Nutzen 
ziehen  soll,  muss  diese  Abhandlung  gleichzeitig  über  diejenigen  Fragen  orien- 
tieren, welche  dem  englischen  Praktiker  jeden  Tag  im  Verkehr  mit  dem 
Deatschen  Reiche  entgegentreten  können.  Wie  das  Werk  heute  vorliegt, 
findet  der  englische  Praktiker  keine  Belehrung  über  die  Ableistung  von 
affidavits  in  den  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten;  die  Zustellung  englischer 
Klageladungen  im  deutschen  Reichsgebiete  ist  nicht  behandelt;  es  fehlt  eine 
Darstellung  der  Wege,  auf  welchen  für  die  Zwecke  eines  in  England  an- 
hängigen Prozesses  eine  Zeugenvernehmung  in  Deutschland  herbeigeführt 
werden  kann;  kurz  der  englische  Praktiker  wird,  wenn  er  das  Werk-  in  die 
Hand  nimmt,  sehr  bald  herausfinden,  dass  dasselbe  auf  seine  praktischen 
Bedürfnisse  keine  Rücksicht  genommen  hat,  obschon  nach  dem  Titel  des 
Werkes  eine  derartige  Rücksichtnahme  zu  erwarten  war. 

Es  sei  denn,  dass  die  Herausgeber  bedauerlicher  Weise  das  Werk  auf 
die  Verfolgung  „deutscher*  Rechtsansprüche  im  Auslande  zu  beschränken 
beabsichtigen,  dürfte  den  Herausgebern  zu  raten  sein,  zum  mindesten  bei 
dem  Abschnitte  „Deutsches  Reich  *  auch  die  Bedürfnisse  nicht-deustoher 
Praktiker  in  Rücksicht  zu  ziehen.  Man  wird  vielleicht  hier  einwenden, 
England  möge  selbst  ein  Werk  herausbringen,  welches  die  Verfolgung  eng- 
lischer Rechtsansprüche  im  Auslande  erleichtet.  Demgegenüber  ist  zu 
sagen,  dass  es  weit  leichter  ist,  das  LfiBKB-LoBWKNFKLDsche  Werk  durch  Zu- 


—     137     — 

sätze  für  den  englischen  Praktiker  wertvoll  zu  machen.  Das  Lbske-Loewen- 
FBLDsche  Werk  ist  zur  Zeit  noch  ein  Werk  für  den  deutschen  Praktiker; 
es  bedarf  indessen  nur  einer  weiteren  Ausarbeitung ,  um  dem  Werke  eine 
wirkliche  internationale  Bedeutung  zu  verschaffen  und  den  Inhalt  mit  dem 
Titel  mehr  und  mehr  in  Einklang  zu  bringen. 

Der  Anhang  „Vollmachtsformulare"  enthält  eine  Reihe  sorgfaltig  aus- 
gearbeiteter Formulare,  welche  ohne  Zweifel  sehr  nützlich  sein  werden,  so 
oft  die  Integrität  der  zu  bevollmächtigenden  Person  über  allen  Zweifel  er- 
haben steht,  und  diese  Tbatsache  im  Auslande  bekannt  ist.  Letzteres  ist 
indessen  im  internationalen  Verkehr  keineswegs  immer  der  Fall.  Es  wird 
höchst  schwer  fallen,  auch  nur  eine  einzige  Person  in  England  zu  finden, 
welche  geneigt  wäre,  Vollmachten,  wie  sie  der  Anhang  giebt,  zu  zeichnen. 

Die  Herausgeber  hoffen,  zugleich  auch  der  Wissenschaft  von  einigem 
Nutzen  zu  sein.  Man  könnte  zweifelhaft  sein,  ob  überhaupt  ein  Werk,  wie 
das  vorliegende,  wissenschaftliche  Tendenzen  verfolgen  darf;  die  einzelnen 
Mitarbeiten  haben  jedenfalls  mit  Recht  fast  ausschliesslich  die  Bedürfhisse 
der  Praxis  im  Auge  gehabt. 

Es  wird  mit  dem  Wunsche  zu  schliessen  sein,  dass  das  neue  Werk 
immer  mehr  seinem  Titel  gerecht  werden  möge.  Die  Herausgeber  haben 
bereits  in  der  ersten  Auflage  so  viel  Brauchbares  und  Tüchtiges  geschaffen, 
dass  wohl  mit  Bestimmtheit  erwartet  werden  darf,  dass  keine  Mühe  und 
Arbeit  gescheut  werden  wird,  um  das  Werk  in  allen  Einzelheiten  vollkommen 
zu  gestalten. 

London.  Dr.  C.  H.  P.  Inhülsen. 

Jettel,  Dr.  £niil,   Sektionsrath  im  K.  u.  K.  Ministerium   des   Kaiserlichen 
Hauses    und    des   Aeusseren.      Handbuch   des    internationalen 
Privat-   und  Strafrechtes   mit   Rücksicht    auf  die   Gesetz- 
gebungen Oesterreichs,  Ungarns,  Kroatiens  und  Bosniens. 
Wien  und   Leipzig,   Braumüller,   1893.    Gr.  8.    XV  und  344  S.  mit 
1  Tab.    8  Mk. 
Der  Verfasser  giebt  eine  umfassende  Bearbeitung  des  internationalen 
Privat-  und  Strafrechts  auf  der  Grundlage  des  positiven,  in  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  geltenden  Rechts.    Er   füllt  damit  eine  Lücke   der 
österreichischen  Literatur  aus,  deren  Hauptwerke  auf  dem  einschlägigen  Ge- 
biete —  das  Handbuch  von  Vbsque-Püttlingen  und  Starb,  Nachlassbehand- 
lung der  Ausländer  in  Oesterreich  (in  zweiter  Auflage  erschienen  als  „Rechts- 
hilfe  in  Oesterreich  gegenüber  dem  Auslande")  —   bei  der  zunehmenden 
Entwicklung   des    internationalen    Verkehrs    dem    Bedürfnisse    der   Praxis 
keineswegs  mehr  genügten. 

Der  Inhalt  des  Buches  umfasst  neben  einer  Einleitung,  in  welcher  der 
Begriff  und  die  Entwicklung  des  internationalen  Privatrechts,   die  Anwen- 
dung und  der  Beweis  fremden  Rechtes,  die  Rechtsgebiete  in  Oesterreich-Ungarn 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  1.  9** 
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und  ihre  Stellung  als  Ausland  und  Inland  zu  einander,  sowie  die  Rechts- 
fähigkeit der  Fremden  einschliesslich  der  sich  aus  den  Fragen  der  Ren* 
prozität  bezw.  Retorsion  ergebenden'Folgen  behandelt  werden,  eine  Darstel- 
lung der  internationalen  Kollisionen  auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Privat- 
rechte,   des  Civilprozessrechts,  sowie  des  Strafrechts  und  des  Strafprozesses. 

Ausgeschieden  hat  der  Verfasser  von  vornherein  die  Behandlung  der 
Staatsbürgerschaft,  das  Recht  der  Ausweisung,  das  Asylrecht,  das  Steuer- 
recht,  deren  besondere  Behandlung  sich  vorbehaltend. 

Bei  der  Bearbeitung  der  behandelten  Materien  sind  regelmässig  nach 
Hervorhebung  des  dem  einzelnen  Rechtsverhältnisse  Charakteristischen,  die 
einschlägigen  Bestimmungen  der  österreichisch-ungarischen  Gesetze  ein- 
schliesslich der  darauf  bezüglichen  Verordnungen  und  Normalerlasse ,  sowie 
die  Gesetzgebung,  Judikatur  und  Literatur  Oesterreich-Ungarns  und  anderer 
Rechtsgebiete  berücksichtigt. 

Das  Handbuch  wendet  sich  in  erster  Reihe  an  den  Praktiker;  dem- 
entsprechend ist  die  Behandlung  der  Materien  eingerichtet.  Indess  wird  die 
Benutzung  des  sorgfaltig  und  zuverlässig  bearbeiteten  Buches  heute  Bchon 
mit  Vorsicht  erfolgen  müssen,  da  durch  die  inzwischen  eingetretenen  Ver- 
änderungen in  der  Gesetzgebung  Oesterreich-Ungarns  ganze  Kapitel  von  den 
Thatsachen  überholt  sind.  Man  denke  nur  an  das  ungarische  Ehegesetz  von 
1894  und  die  österreichische  Justizgesetzgebung  von  1895. 

Sollte  der  Verfasser,  was  zu  wünschen,  bald  Veranlassung  haben,  sein 
Werk  diesem  veränderten  Rechtszustand  anzupassen,  so  wird  er  durch  ein- 
gehende Berücksichtigung  der  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  in  Deutsch- 
land geschaffenen  Rechtslage  dem  engen  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und 
Deutschland  bestehenden  Rechtsverkehr  einen  wichtigen  Dienst  leisten. 

Berlin.  Dr.  H.  Neumann. 

Maurice  Vauthier,  Le  Gouvernement  local  de  l'Angleterre.    Paris, 
A.  Rousseau,  1895. 

Ein  grosser  Name  legt  grosse  Pflichten  auf.  Was  für  den  einzelnen 
Leibeserben  eines  grossen  Geistes  gilt,  gilt  auch  für  jene  innerlich  geschlos- 
senen Autorengruppen,  welche  durch  einen  stillschweigend  übernommenen 
gemeinsamen  Arbeitsplan  sich  der  Pflege  scharf  abgegrenzter  Stoffgebiete 
widmen  und  so  durch  ein  inneres  Band  zu  einer  grossen  Gemeinschaft  ver- 
bunden werden.  Für  die  Gruppe  der  Forscher,  welche  den  Verwaltungs- 
apparat Englands,  das  Ineinandergreifen  dieses  grossartigen  Räderwerks  tum 
Gegenstand  wissenschaftlicher  Forschung  und  Feststellung  gemacht  haben, 
ist  es  der  Name  Gnkist's,  der  jeder  fachlichen  Arbeit  vorschwebt,  der  sie 
beherrscht,  der  es  ihr  unmöglich  macht,  unter  ein  Normalmaass  zu  gelangen, 
das  grundlegende  Vorarbeiten  erreicht  und  sichergestellt  haben.  Aber  auch 
diese  Erscheinung  hat  ihre  Kehrseite:  Der  widerspruchslose  Erfolg  eines 
Standardworks  hindert  für  lange  Zeit  die  Wiederaufnahme  und  Revision  des 
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Geleisteten;  dies  wird  auch  gerade  an  der  Hand  der  Werke  Gnkist'b  über 
Englands  Verwaltungssystem  scharf  erkennbar.  Es  sind  mehr  als  vierzig 
Jahre  verflossen  seit,  zum  ersten  Mal  der  Schleier  von  jenen  Institutionen 
hinweggezogen  worden  war,  die  der  kontinentale  Idealismus  früher  geliebt 
als  gekannt  hat.  Seither  hat  sioh  in  organischer  langsamer  Fortbildung 
der  Apparat  des  kommunalen  und  staatlichen  Lebens  in  England  mächtig 
umgestaltet,  er  hat  veraltete  Theile  abgestossen  oder  ausser  Dienst  gestellt, 
neue  bisher  unbekannte  Einrichtungen  adoptirt,  Lüoken  ausgefüllt  und  selbst 
kontinentale  Typen  in  nationaler  Anpassung  dem  System  angegliedert.  An 
dieser  Stelle  bedarf  die  vorhandene  Litteratur  ihrer  sachlichen  Ergänzung, 
um  sich  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten,  um  einen  Einblick  in  das  Leben 
der  Wirklichkeit  zu  ermöglichen.  Mannigfache  Ansätze  hierzu  liegen  bereits 
vor  in  den  Arbeiten  Ernst  Schuster's,  Inhülsen's,  Grueber's,  v.  Kirchen- 
hbdi's,  bis  zu  kleineren  informatorischen  Aufsätzen  der  Tages-  und  Zeit- 
schriftenpres8e ,  wie  z.  B.  in  Milfkrstädt's  elementarem  Aufsatz  über  das 
Rechtsleben  Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  im  Ver- 
gleich mit  dem  unseligen  in  den  Preuss.  Jahrbüchern  (August  1896). 

Dem  gleichen  Bedürfhiss  ist  die  vorliegende  gewandte  Darstellung  zu 
dienen  bestimmt.  Vauthier  will  ein  encyklopädisches  Gesammtbild  aufrollen 
und  er  hält  sich  daher  für  verpflichtet,  auch  den  historischen  Ausgangs- 
punkten nachzugehen,  offenbar  liegt  aber  der  Schwerpunkt  seiner  Ausfüh- 
rungen nicht  in  diesen  rekapitulirenden  Partien,  die  den  Bestand  bisheriger 
Ermittlangen  nicht  erweitern,  wohl  aber  in  den  mit  Hilfe  der  Original  quellen 
bis  zur  Neuzeit  fortgeführten  Darstellungen  des  gegenwärtigen  Rechts- 
zustandes in  den  wichtigsten  Zweigen  der  Kommunal-  und  Provinzialverfas- 
sung,  soweit  der  Ausdruck  hier  überhaupt  zutreffende  Bedeutung  hat.  Mit 
viel  Sachkunde  skizzirt  Vauthier  überall  den  sozialen  Hintergrund,  von  dem 
sich  die  Reformen  in  Justiz  und  Gerichtsorganisation ,  in  der  Zusammen- 
setzung der  Selbstverwaltungskörper  im  Kirchspiel  und  in  der  Gemeinde- 
gescbäftsführung  etc.  abheben.  In  gewohnter  lichtvoller  Sprache  im  Tone 
eines  anregenden  Lehrvortrages  zeigt  Vauthier  die  grosse  Tragweite  der 
Reformgesetze  von  1879  (the  summary  Jurisdiction  Act),  von  1888  (51  et  52 
Vict.  c.  41)  über  die  Grafschafts  Verwaltung,  der  Smal  Holdings  Act  von  1892, 
der  Wahlreform  von  1894  etc.  Freilich  zeigen  auch  die  Kapitel  VII  über 
La  sante  publique  et  les  conseils  de  district  und  Kapitel  IX  über  l'Enseigne- 
ment  primsire  wie  schwer  beweglich  der  alte  Staatskörper  an  vielen  Funkten 
sich  erweist,  wie  bei  jedem  wirksameren  Hemmniss  das  grosse  reiche  Eng- 
land weit  hinter  mittleren  und  kleinen  kontinentalen  Kulturstaaten  zurück- 
stehen muss  in  der  Pflege  wahrhaft  volkstümlicher  Wohlfahrtseinrichtungen. 
Ganz  besonderes  Interesse  bietet  Kapitel  X,  das  dem  ganz  eigenartigen  Ver- 
waltungssystem der  Metropole  gewidmet  ist. 

Vauthier  führt  hier  das  ganze  Gesetzesmaterial  in  übersichtlicher  Dar- 
stellung vor,  das  alle  diese  Splittergemeinwesen  allmählich  zu  einem  grossen 
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zu  erfolgen  habe.  Dazu  kommt  noch  weiter  die  Ratifikation. 
In  denjenigen  Staaten,  in  welchen  Staatsverträge  den  Rechts- 
charakter dadurch  empfangen,  dass  sie  im  Rahmen  eines  Gesetzes 
oder  einer  Verordnung  erscheinen  (Belgien,  Italien),  fallen  Ratifi- 
kation und  Sanktion  auch  äusserlich  auseinander;  die  Sanktion 
hat  in  diesem  Falle  keinerlei  sie  unterscheidende  Besonderheit; 
aber  auch  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  müssen  Sanktion  und 
Ratifikation  als  zwei  verschiedene  Rechtsakte  angenommen  werden. 
Die  Ratifikation  ist  die  formelle  Erklärung  des  Staatsoberhauptes 
gegenüber  dem  oder  den  anderen  Kontrahenten,  dass  der  Staats- 
vertrag  der  getroffenen  Verabredung  gemäss  den  Rechtscharakter 
empfangen  habe,  in  Rechtskraft  getreten  sei8". 

Was  das  Verhältnis  von  Ratifikation  und  Sanktion  anlangt, 
so  scheint  die  neuere  Ansicht  Zorns  mit  der  LAßAXDschen 
Theorie  identisch  zu  sein.  Die  letztere  ist  in  folgenden  Sätzen 
niedergelegt:  „Der  Erlass  des  Befehls,  welcher  dem  Staatsvertrage 
staatsrechtliche  Kraft  und  Verbindlichkeit  erteilt,  ergeht  von  dem 
Bundesrate,  als  demjenigen  Organe  des  Reiches,  dem  der  eigent- 
liche Gesetzgebungsakt  zusteht.  Dieser  Akt  kann  nur  vollzogen 
werden,  nachdem  der  Reichstag  die  Genehmigung  erteilt  hat 
und  der  Wortlaut  des  Vertrages  mit  den  Beschlüssen  des  Reichs- 
tages in  Einklang  gesetzt  worden  ist.  Der  vom  Reichstage  ge- 
fasste  Beschluss,  welcher  die  Genehmigung  ausspricht,  muss  nach 
Art.  7  Ziff.  1  der  Reichsverfassung  dem  Bundesrat  nochmals  zur 
Beschlussfassung  vorgelegt  werden,  und  dieser  zweite  Beschluss 
des  Bundesrats  enthält  die  Sanktion.  So  wie  bei  gewöhnlichen 
Gesetzen  dieser  Beschluss  darauf  gerichtet  ist,  dieselben  dem 
Kaiser  zur  Ausfertigung  zu  unterbreiten,  geht  er  bei  Staatsver- 
trägen dahin,  dieselben  dem  Kaiser  zur  Ratifikation  zu  über- 
weisen .  .  .  Die  Genehmigung  des  Reichstages  ist  die  Voraus- 
setzung, ohne  welche  der  Bundesrat  den  Vertrag  nicht  für  staats- 
rechtlich verbindlich  erklären  kann;  die  Erklärung  des  Bundes- 

•  Zorn,  Staatsrecht  a.  a.  0.,  S.  506—507. 
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rate  ist  wieder  die  Voraussetzung,  ohne  welche  der  Kaiser  nicht 
dem  fremden  Staat  das  Versprechen  geben  kann,  dass  der  Ver- 
trag vollzogen  werden  wird.  Die  Erklärung  des  Bundesrates  ist 
demnach  die  Voraussetzung  der  Ratifizierung  und  es  liegt  die 
Verwechselung  sehr  nahe,  den  Inhalt  des  Bundesratsbeschlusses 
anstatt  in  der  Vollstreckbarkeitserklärung  des  Vertrages  in 
der  Zustimmung  zu  seinem  Abschlüsse  (d.  h.  Ratifizierung)  zu 
erblicken.  In  Wahrheit  ist  die  Ratifizierung  die  Folge  der  vom 
Bundesrate  beschlossenen  Vollstreckbarkeitserklärung,  so  wie  die 
Ausfertigung  des  Gesetzes  die  Folge  der  vom  Bundesrate  erteilten 
Sanktion  ist7".  Nicht  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  diesen 
Ausfuhrungen  hebt  Lab  and  noch  hervor,  dass  „die  Zustimmung 
des  Bundesrates  und  des  Reichstages  nur  für  den  Fall  und  unter 
der  Voraussetzung  erteilt  ist,  dass  der  völkerrechtliche  Vertrag 
wirklich  zu  stände  kommt  und  auch  der  mitkontrahierende  Staat 
sich  definitiv  verpflichtet8". 

Der  Ansicht  Labands  und  Zorns  ist  nicht  beizupflichten. 
Dieselbe  wird  aber  nicht  etwa  deshalb  bekämpft,  weil  auch  ihrer 
allgemeinen  Theorie  über  das  Zustandekommen  eines  Gesetzes 
Widerspruch  entgegenzusetzen  wäre.  Es  ist  vielmehr  darzulegen, 
dass  die  Entstehung  des  Vertragsgesetzes  nach  deutschem  Reichs- 
staatsrecht an  eigentümliche  Bedingungen  geknüpft  ist.  Darauf 
kommt  es  aber  nicht  an,  ob  man  die  Sanktion  in  dem  von  Laband 
entwickelten  Sinne  für  ein  wesentliches  Merkmal  des  Gesetzes 
hält  oder  nicht9.  Stellt  man  sich  in  dieser  Hinsicht  auf  Labands 
Seite,  so  kann  es  sich  nur  darum  handeln,  welches  Reichsorgan 
dem  Vertragsgesetze  die  Sanktion  zu  erteilen  habe. 

Nach  der  Reichs  Verfassung  schliesst  der  Kaiser  die  Verträge; 
beziehen  sich  dieselben  auf  solche  Gegenstände,  welche  nach 
Art.  4  in  den  Bereich  der  Reichsgesetzgebung  gehören,  so  ist 


7  Laband  a.  a.  0.,  §  62  S.  630—631;  vgl.  2.  Aufl.  S.  660—661. 

*  Ebenda  S.  663. 

9  Vgl.  hierüber  Gikrke  in  Grünhuts  Zeitschrift  Bd.  VI,  1879,  S.  229. 
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einheitlichen  Kommanaiverbande  verschmelzen  wird,  so  dass  von  ihrer  ur- 
sprünglichen strengen  Scheidung  nnd  Isolirang  in  Verfassung  und  Verwal- 
tung dereinst  nichts  übrig  bleiben  wird,  als  die  ermüdende  Zahl  von  Nelson« 
und  Wellington -Denkmälern,  bei  deren  Anblick  der  Fremde  im  meilenweiten 
Umkreis  von  St.  Pauls-Kathedrale  leicht  übersieht,  dass  diese  Zeichen  patrio- 
tischer Wallungen  in  Zeiten  entstanden  sind,  da  ihre  zahlreichen.  Stand- 
orte kaum  durch  irgend  ein  merkliches  rechtliches  Band  zu  ihrer  jetzigen 
imposanten  Einheit  und  Grösse  verbunden  waren.  Wer  da  weiss,  wie  wenig 
gerade  englische  Schriften  auf  das  Informationsbedürfnis8  des  Fremden 
Rücksicht  zu  nehmen  geneigt  sind,  wird  Vaothiers  knappe  und  doch  inhalts- 
reiche Schrift  mit  grossem  Nutzen  gebrauchen  können. 

Stoerk. 

M.  Hans  Klössel,  Die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Südafrika- 
nischen Burenfreistaaten.  Leipzig,  Ed.  Heinr.  Mayer,  1896.  gr.  8. 
VI  und  67  S.  1,50  Mk. 
Die  hohe  Politik,  früher  die  Domäne  einer  kleinen  Minorität,  ist  durch 
die  moderne  Tagespresse  zum  Kleinkram  geworden,  zugänglich  dem  Urtheil 
auch  aller  Urtheilslosen.  Unablässig  tritt  neuer  Stoff  in  den  Rahmen  der 
öffentlichen  Diskussion,  lange  bevor  die  thatsächlichen  Grundlagen  der 
„letzten4*  grossen  Frage  ihre  sachliche  Klarstellung  gefunden  haben.  Für 
die  verwickelten  Probleme  der  südafrikanischen  Freistaaten  bietet  darum  in 
dankenswerther  Weise  Klössel  das  ganze  Material  in  grosser  Ausführlich- 
keit, das  zur  Information  erforderlich  ist;  er  giebt  eine  ausfuhrliche  Schilde- 
rung des  Werdeganges  der  jungen  Burenstaaten,  in  wenigen  Strichen  eine 
Charakteristik  des  zähen  Volksstammes,  seiner  wirtschaftlichen  und  politi- 
schen Lage  und  Lebensabrisse  ihrer  langjährigen  Leiter  Sir  John  Brand 
und  Paulus  Krüger.  Die  Uebersetzung  des  Grondwets  der  Südafrikanischen 
Republik  vom  13.  Febr.  1858  mit  der  vom  Volksraad  beschlossenen  Ab- 
änderung vom  12.  Febr.  1889  lässt  auch  in  ihren  knappen  Satzungen  einen 
Schluss  zu  auf  den  naiven  Glauben  an  die  Allgewalt  ausgeklügelter  Konsti- 
tutionen. Die  Ereignisse  am  „Rand"  haben  allerdings  vor  Kurzem  wieder 
gezeigt,  dass  jede  Verfassung  gut  ist,  wenn  jeder  Bürger  des  Staates  darin 
die  Ordnung  seines  Gemeinwesens  erkannt  bat,  für  das  er  mit  ganzer  Kraft 
einzutreten  gewillt  ist.  Mit  Recht  erklärt  Klössel  aus  voller  Sachkenntniss 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  heraus,  dass  die  Widerstands- 
kraft der  kleinen  Gemeinwesen  daraus  zu  erklären  ist,  dass  der  Bur  von 
Jugend  auf  lernt,  sich  für  Staatsaufgaben  zu  interessiren.  Wie  er  als  Privat- 
person seinen  Platz  zu  bewirthschaften  und  als  Hausvater  seine  Familie  zu 
regieren  weiss,  so  ruht  auch  auf  ihm  die  vornehme  Pflicht,  sein  Land 
regiereu  zu  helfen.  Es  giebt  sehr  alte  Kulturstaaten,  deren  Bevölkerungen 
sich  am  Beispiel  dieser  selbstthätigen  und  selbstsorgenden  jungen  Völker- 
schaften vor  der  nahen  Gefahr  des  Veralt'ens  bewahren  könnten. 

Stoerk. 
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Aufsätze. 


Der  Staatsvertrag  als  Staatsgesetz. 

Von 

Dr.  Paul  Heilborn, 

Privatdozent  an  der  Universität  Berlin. 


In  den  letzten  Jahrzehnten  ist  das  Staatsvertragsrecht  viel« 
fach  zum  Gegenstand  eingehender  Untersuchungen  gemacht  wor- 
den. Trotzdem  hat  man  den  Stoff  noch  nicht  in  seinem  ganzen 
Umfange  erschöpft.  So  oft  man  auch  an  ihn  herantrat,  man 
fasste  meist  nur  einen  Teil  von  ihm  ins  Auge:  die  Erfordernisse 
für  den  gültigen  Abschluss  des  Vertrages.  Die  Völkerrechtswissen- 
schaft behandelt  zwar  noch  seine  völkerrechtlichen  Wirkungen, 
sowie  die  Gründe,  welche  das  Erlöschen  der  völkerrechtlichen 
Vertragsverbindlichkeit  herbeiführen.  Die  Staatsrechtswissenschaft 
begnügt  sich  dagegen  im  allgemeinen  mit  der  Bearbeitung  des 
erstgedachten  Themas.  Sie  glaubt,  ihre  Aufgabe  gelöst  zu  haben, 
wenn  sie  festgestellt  hat,  inwiefern  die  Bestimmungen  einer  Staats- 
verfassung für  die  völkerrechtliche  Gültigkeit  eines  Staatsvertrages 
von  Bedeutung  sind,  unter  welchen  Umständen  ein  Staatsvertrag 
als  staatsrechtliche  Norm  in  Betracht  kommt.  Nur  gelegentlich 
werden  die  staatsrechtlichen  Eigentümlichkeiten  eines  in  Staats* 
rechtliche  Normen   umgesetzten  Vertrages  gestreift.     Selbst  die 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  2.  }q 
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Frage  nach  dem  Erlöschen  dieser  besonderen  Normen  ist  nur  im 
Vorbeigehen  erörtert  worden.  Auch  diese  Punkte  bedürfen  aber 
einmal  sorgfaltiger  Untersuchung. 

Der  Staatsyertrag  als  völkerrechtliches  Rechtsgeschäft  kann 
und  soll  immer  nur  von  den  kontrahierenden  Staaten  selbst  er- 
füllt werden.  Die  übernommene  völkerrechtliche  Verbindlichkeit 
geht  aber  häufig  dahin,  dass  jeder  der  beiden  Teile  bestimmte 
staatsrechtliche  Normen  erlasse  und  durchführe.  Von  den  Be- 
stimmungen der  einzelnen  Staatsverfassung  und  dem  Inhalte  des 
Vertrages  hängt  es  ab,  ob  diese  Normen  im  Wege  des  Gesetzes 
oder  der  Verordnung  zu  erlassen  sind.  Hiervon  abgesehen  ist  eine 
zwiefache  Art  der  Durchfuhrung  möglich:  es  ergeht  entweder 
eine  Ausfuhrungsverordnung,  bezw.  ein  Ausfuhrungsgesetz,  welche 
formell  von  dem  Vertrage  gänzlich  losgelöst  sind,  oder  der  Ver- 
tragstext selbst  wird  als  Gesetz,  bezw.  Verordnung  verkündet.  Im 
Folgenden  sollen  nur  diejenigen  Fälle  in  Betracht  gezogen  wer- 
den, in  welchen  der  Vertragstext  als  Staatsgesetz  publiziert  wurde ; 
dabei  wird  dieses  Gesetz  zum  Unterschied  von  gewöhnlichen  Ge- 
setzen als  Vertragsgesetz  bezeichnet  werden. 

I.  Die  Entstehung  des  Vertragsgesetzes. 

Nach  Art.  11  der  Reichsverfassung  hat  der  Kaiser  das  Reich 
völkerrechtlich  zu  vertreten,  im  Namen  des  Reichs  Krieg  zu  er- 
klären und  Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  und  andere  Verträge 
mit  fremden  Staaten  einzugehen,  Gesandte  zu  beglaubigen  und 
zu  empfangen.  Insoweit  die  Verträge  mit  fremden  Staaten  sich 
auf  solche  Gegenstände  beziehen,  welche  nach  Art.  4  in  den  Be- 
reich der  Reichsgesetzgebung  gehören,  ist  zu  ihrem  Abschluss  die 
Zustimmung  des  Bundesrates  und  zu  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmi- 
gung des  Reichstages  erforderlich. 

Wie  allgemein  angenommen  wird,  kommt  das  Vertragsgesetz 
auf  dem  nämlichen  Wege  zu  stände,  wie  jedes  andere  Reichs- 
gesetz.   „Die  Reichsgesetzgebung  wird  ausgeübt  durch  den  Bundes- 
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rat  und  den  Reichstag.  Die  Uebereinstimmung  der  Mehrheits- 
beschlüsse beider  Versammlungen  ist  zu  einem  Reichsgesetz  er- 
forderlich und  ausreichend."  Das  soll  auch  vom  Vertragsgesetze 
gelten;  freilich  mit  einer  Einschränkung:  Voraussetzung  seiner 
Entstehung  ist  das  Zustandekommen  des  Vertrages  selbst.  War 
letzterer  bereits  ratifiziert,  bevor  Bundesrat  und  Reichstag  die  Zu- 
stimmung zum  Vertragsgesetze  aussprachen,  so  steht  dem  Erlass 
desselben  nichts  mehr  im  Wege.  Anderenfalls  muss  noch  die 
Auswechselung  der  Ratifikationen  erfolgen,  auf  dass  das  Vertrags- 
gesetz perfekt  werde. 

Deutscherseits  erfolgt  die  Ratifikation  der  Staatsverträge 
durch  den  Kaiser;  und  zwar  steht  dieselbe  gänzlich  in  seinem 
Belieben;  das  ist,  soweit  ich  sehe,  unbestritten.  Auch  nachdem 
Bundesrat  und  Reichstag  dem  Entwürfe  ihre  Zustimmung  erteilt 
haben,  kann  der  Kaiser  die  Ratifikation  verweigern;  und  dann 
kommt  weder  der  Vertrag,  noch  das  Vertragsgesetz  zu  stände. 
Bei  gewöhnlichen  Reichsgesetzen  verhält  es  sich  anders.  Nach 
der  herrschenden  und  m.  E.  richtigen  Ansicht  ist  die  Ausferti- 
gung und  Verkündigung  der  gemäss  Abs.  1  des  Art.  5  der  Reichs- 
verfassung beschlossenen  Gesetze  verfassungsmässige  Pflicht  des 
Kaisers.  Nur  die  verfassungsmässige  Entstehungsform  ist  Gegen- 
stand seiner  Prüfung,  —  sagt  Schulze  — ,  nicht  der  Inhalt  des 
Gesetzes,  welcher  selbst  gegen  seinen  Willen  zu  stände  gekommen 
sein  kann1.  Um  die  verfassungsmässige  Entstehungsform  fest- 
stellen zu  können,  muss  der  Kaiser  allerdings  auch  den  Inhalt 
prüfen2;  er  hat  ihm  aber  nicht  seine  Zustimmung  zu  erteilen. 
Das  Vertragsgesetz  kann  dagegen  nie  gegen  den  Willen  des 
Kaisers  zu  stände  kommen,  weil  er  die  Ratifikation  des  Vertrages 
nach  freiem  Ermessen  erteilt.     Thatsächlich  wirkt  er  also  beim 


1  Schulze,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts,  Bd.  II,  Leipzig  1886 
§  286  S.  119. 

*  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  I  3.  Aufl.,  Frei- 
burg 1895,  §  55  S.  524  ff. 

10* 
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Entstehen  des  Vertragsgesetzes  mit.  Welchen  Charakter  hat 
diese  Mitwirkung?  Ist  der  Kaiser  staatsrechtlich  als  staatliches 
Willensorgan  thätig?  Oder  hat  die  von  ihm  ausgehende  Willens- 
erklärung für  das  deutsche  Vertragsgesetz  dieselbe  Bedeutung, 
wie  die  Ratifikation  von  Seiten  des  Mitkontrahenten?  Wird  nur 
eine  sachliche  Bedingung  erfüllt?  Man  kann  die  aufgeworfene 
Frage  auch  so  stellen:  giebt  der  Kaiser  nur  völkerrechtlich  oder 
auch  staatsrechtlich  eine  Willenserklärung  ab? 

Zorn  war  früher  der  Ansicht,  das  Vertragsgesetz  entstehe 
nicht  in  der  nämlichen  Weise,  wie  das  gewöhnliche  Reichsgesetz; 
dem  Kaiser  gebühre  bei  ersterem  eine  positive  Mitwirkung:  „Die 
Ratifikation  ist  bei  Staatsverträgen  genau  der  nämliche  Rechtsakt 
wie  bei  Gesetzen  die  Sanktion  .  .  .  Sie  enthält  einmal  nach 
aussen,  dem  anderen  Kontrahenten  gegenüber,  die  feierliche  Ver- 
sicherung, dass  der  vereinbarte  Vertragsentwurf  den  Rechtscharak- 
ter empfangen  habe  und  zweitens  nach  innen  den  Recht  konsti- 
tuierenden Imperativ,  den  Gesetzesbefehl.  Nach  Reichsstaatsrecht 
ist  jedoch  zwischen  Ratifikation  und  Sanktion  insoferne  ein  Unter- 
schied, als  letztere  durch  den  Vertreter  der  Souveränetät,  den 
Bundesrat,  erfolgt,  während  erstere  kraft  Spezialrechts  dem  Kaiser 
übertragen  ist,  indess  der  Bundesrat  hier  nur  konform  dem 
Reichstage  mitwirkt.  Konsequent  muss  hieraus  gefolgert  werden, 
dass  der  Kaiser  trotz  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrates  und 
Genehmigung  des  Reichstages  die  Ratifikation  auch  versagen  kann. 
Dann  kann  weder  von  „Abschluss"  noch  von  „Gültigkeit"  recht- 
lich die  Rede  sein.  Während  der  Kaiser  durch  Verweigerung 
der  nur  zur  Promulgation  erforderlichen  Unterschrift  bei  Gesetzen 
den  Art.  17  vb.  5  der  Reichsverfassung  verletzen  würde,  ist 
er  zur  Versagung  der  Ratifikation  bei  Staats  vertragen  kraft  des 
im  Art.  11  konstituierten  Spezialrechts  befugt"3. 

Wie  bereits  erwähnt,  zieht  niemand  dieses  Spezialrecht  in 

8  Zorn,  Die  deutschen  Staatsverträge,  Zeitschrift  für  die  gesamte 
StaatswisBenschaft,  Bd.  36,  Tübingen  1880,  S.  25,  30—31. 
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Zweifel.  Die  Eigentümlichkeit  besteht  bei  Zorn  darin,  dass  er 
die  Ratifikation  eines  Staatsvertrages  der  Sanktion  eines  Gesetzes 
gleichstellt,  in  ihr  also  einen  staatsrechtlich  wirksamen  Willens- 
akt eines  Staatsorganes  erblickt.  Hieraus  ergiebt  sich  dann,  — 
unter  Annahme  der  Sanktionstheorie  — ,  dass  die  Sanktion  des 
Vertragsgesetzes  durch  den  Kaiser,  nicht  durch  den  Bundesrat 
erfolgt,  dass  letzterer  „nur  konform  dem  Reichstage  mitwirkt". 
Mit  anderen  Worten:  Art.  6  Abs.  1  der  Reichsverfassung  findet 
auf  Vertragsgesetze  keine  Anwendung;  zu  diesen  ist  die  Ueber- 
einstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  von  Bundesrat  und  Reichs- 
tag zwar  erforderlich,  aber  nicht  ausreichend;  es  muss  noch  die 
Uebereinstimmung  des  Kaisers  erklärt  sein. 

Zorn  hat  diese  Theorie  später  aufgegeben,  nachdem  Jellixek 
ausgeführt  hatte,  die  Ratifikation  sei  nur  eine  dem  Mitkontrahenten 
gegenüber  abgegebene  Willenserklärung,  aber  kein  nach  innen  das 
Recht  konstituierender  Imperativ,  kein  Gesetzesbefehl,  denn  es 
gebe  Verträge,  deren  Inhalt  sich  nur  an  die  Staatsgewalt  wende, 
die  nur  die  Staatsgewalt  binden  können,  so  dass  ein  Imperativ 
an  die  Staatsangehörigen  gar  nicht  einmal  möglich  sei4.  Zorn 
erkannte  diesen  Einwand  als  gewichtig  an  und  erklärte  deshalb, 
die  von  ihm  früher  angenommene  juristische  Identität  von 
Sanktion  und  Ratifikation  sei  nicht  haltbar6.  Die  Entstehung 
des  Vertragsgesetzes  schildert  er  jetzt  folgendermassen:  Die 
rRechtssetzung  erfolgt  durch  den  positiven  Akt  der  Sanktion, 
welcher  zugleich  das  negative  Recht  des  Veto  einschliesst.  Im 
deutschen  Bundesstaate  erfolgt  die  Sanktion  durch  den  Bundesrat. 
Handelt  es  sich  nun  bei  dem  zu  setzenden  Rechte  um  einen 
Inhalt,  welcher  zuvor  mit  einem  dritten  Staate  auf  dem  Wege 
des  Staatsvertrages  vereinbart  worden  ist,  so  muss  angenommen 
werden,  dass  in  gleicher  Weise  die  Sanktion  durch  den  Bundesrat 

4  Jkllikkk,  Die  rechtliche  Natur  der  Staatenverträge,  Wien  1880,  S.  55. 
*  Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  I  2.  Aufl.,  Berlin 
1895,  §  18  S.  506  A.  23. 
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zu  erfolgen  habe.  Dazu  kommt  noch  weiter  die  Ratifikation. 
In  denjenigen  Staaten,  in  welchen  Staatsverträge  den  Rechts- 
charakter dadurch  empfangen,  dass  sie  im  Rahmen  eines  Gesetzes 
oder  einer  Verordnung  erscheinen  (Belgien,  Italien),  fallen  Ratifi- 
kation und  Sanktion  auch  äusserlich  auseinander;  die  Sanktion 
hat  in  diesem  Falle  keinerlei  sie  unterscheidende  Besonderheit; 
aber  auch  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  müssen  Sanktion  und 
Ratifikation  als  zwei  verschiedene  Rechtsakte  angenommen  werden. 
Die  Ratifikation  ist  die  formelle  Erklärung  des  Staatsoberhauptes 
gegenüber  dem  oder  den  anderen  Kontrahenten,  dass  der  Staats- 
vertrag der  getroffenen  Verabredung  gemäss  den  Rechtscharakter 
empfangen  habe,  in  Rechtskraft  getreten  sei6". 

Was  das  Verhältnis  von  Ratifikation  und  Sanktion  anlangt, 
so  scheint  die  neuere  Ansicht  Zorns  mit  der  LADANDschen 
Theorie  identisch  zu  sein.  Die  letztere  ist  in  folgenden  Sätzen 
niedergelegt:  „Der  Erlass  des  Befehls,  welcher  dem  Staatsvertrage 
staatsrechtliche  Kraft  und  Verbindlichkeit  erteilt,  ergeht  von  dem 
Bundesrate,  als  demjenigen  Organe  des  Reiches,  dem  der  eigent- 
liche Gesetzgebungsakt  zusteht.  Dieser  Akt  kann  nur  vollzogen 
werden,  nachdem  der  Reichstag  die  Genehmigung  erteilt  hat 
und  der  Wortlaut  des  Vertrages  mit  den  Beschlüssen  des  Reichs- 
tages in  Einklang  gesetzt  worden  ist.  Der  vom  Reichstage  ge- 
fasste  Beschluss,  welcher  die  Genehmigung  ausspricht,  muss  nach 
Art.  7  Ziff.  1  der  Reichsverfassung  dem  Bundesrat  nochmals  zur 
Beschlussfassung  vorgelegt  werden,  und  dieser  zweite  Beschluss 
des  Bundesrats  enthält  die  Sanktion.  So  wie  bei  gewöhnlichen 
Gesetzen  dieser  Beschluss  darauf  gerichtet  ist,  dieselben  tlem 
Kaiser  zur  Ausfertigung  zu  unterbreiten,  geht  er  bei  Staatsver- 
trägen dahin,  dieselben  dem  Kaiser  zur  Ratifikation  zu  über- 
weisen .  .  .  Die  Genehmigung  des  Reichstages  ist  die  Voraus- 
setzung, ohne  welche  der  Bundesrat  den  Vertrag  nicht  für  staats- 
rechtlich verbindlich  erklären  kann;  die  Erklärung  des  Bundes- 

•  Zorn,  Staatsrecht  a.  a.  0.,  S.  506—507. 
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rata  ist  wieder  die  Voraussetzung,  ohne  welche  der  Kaiser  nicht 
dem  fremden  Staat  das  Versprechen  geben  kann,  dass  der  Ver- 
trag vollzogen  werden  wird.  Die  Erklärung  des  Bundesrates  ist 
demnach  die  Voraussetzung  der  Ratifizierung  und  es  liegt  die 
Verwechselung  sehr  nahe,  den  Inhalt  des  Bundesratsbeschlusses 
anstatt  in  der  Vollstreckbarkeitserklärung  des  Vertrages  in 
der  Zustimmung  zu  seinem  Abschlüsse  (d.  h.  Ratifizierung)  zu 
erblicken.  In  Wahrheit  ist  die  Ratifizierung  die  Folge  der  vom 
Bundesrate  beschlossenen  Vollstreckbarkeitserklärung,  so  wie  die 
Ausfertigung  des  Gesetzes  die  Folge  der  vom  Bundesrate  erteilten 
Sanktion  ist7".  Nicht  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  diesen 
Ausfuhrungen  hebt  Laband  noch  hervor,  dass  „die  Zustimmung 
des  Bundesrates  und  des  Reichstages  nur  für  den  Fall  und  unter 
der  Voraussetzung  erteilt  ist,  dass  der  völkerrechtliche  Vertrag 
wirklich  zu  stände  kommt  und  auch  der  mitkontrahierende  Staat 
sich  definitiv  verpflichtet8". 

Der  Ansicht  Labands  und  Zorns  ist  nicht  beizupflichten. 
Dieselbe  wird  aber  nicht  etwa  deshalb  bekämpft,  weil  auch  ihrer 
allgemeinen  Theorie  über  das  Zustandekommen  eines  Gesetzes 
Widerspruch  entgegenzusetzen  wäre.  Es  ist  vielmehr  darzulegen, 
dass  die  Entstehung  des  Vertragsgesetzes  nach  deutschem  Reichs- 
staatsrecht an  eigentümliche  Bedingungen  geknüpft  ist.  Darauf 
kommt  es  aber  nicht  an,  ob  man  die  Sanktion  in  dem  von  Laband 
entwickelten  Sinne  für  ein  wesentliches  Merkmal  des  Gesetzes 
hält  oder  nicht9.  Stellt  man  sich  in  dieser  Hinsicht  auf  Labands 
Seite,  so  kann  es  sich  nur  darum  handeln,  welches  Reichsorgan 
dem  Vertragsgesetze  die  Sanktion  zu  erteilen  habe. 

Nach  der  Reichs  Verfassung  schliesst  der  Kaiser  die  Verträge; 
beziehen  sich  dieselben  auf  solche  Gegenstände,  welche  nach 
Art,  4  in  den  Bereich  der  Reichsgesetzgebung  gehören,  so  ist 


7  Laband  a.  a.  0.,  §  62  S.  630—631;  vgl.  2.  Aufl.  S.  660—661. 

*  Ebenda  S.  663. 

9  Vgl.  hierüber  Gijsrke  in  Grünhuts  Zeitschrift  Bd.  VI,  1879,  S.  229. 
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zu  ihrem  Abschluss  die  Zustimmung  des  Bundesrats 
erforderlich.  Bei  Laband  liest  man,  es  sei  eine  Verwechselung, 
den  Inhalt  des  Bundesratsbeschlussea  anstatt  in  der  Vollstreck- 
barkeitserklärung des  Vertrages  in  der  Zustimmung  zu  seinem 
Abschlüsse  zu  erblicken;  damit  wird  ihm  gerade  die  Bedeutung 
abgesprochen,  welche  ihm  die  Reichsverfassung  ausdrücklich  bei- 
legt. Laband  und  Zorn  konstruieren  die  Entstehung  des  Ver- 
tragsgesetzes genau  so,  wie  die  des  gewöhnlichen  Reichsgesetzes. 
Unzweifelhaft  wirken  aber  bei  ersterem  drei  Reichsorgane  positiv 
mit,  indem  sie  ihre  Zustimmung  erklären.  Der  Willenserklärung 
des  Kaisers  werden  beide  Forscher  nicht  gerecht.  Zokn  sagt: 
„Dazu  kommt  noch  weiter  die  Ratifikation";  ...  sie  „ist  die 
formelle  Erklärung  des  Staatsoberhauptes  gegenüber  dem  oder 
den  anderen  Kontrahenten,  dass  der  Staatsvertrag  der  getroffenen 
Vereinbarung  gemäss  den  Rechtscharakter  empfangen  habe,  in 
Rechtskraft  getreten  sei".  Das  Vertragsgesetz  hat  bereits  Rechts- 
charakter empfangen,  ist  schon  in  Rechtskraft  getreten?  Dann 
wurde  es  wohl  vor  der  Ratifikation  ausgefertigt  und  verkündet? 
Oder  diese  Handlungen  müssen  wenigstens  unter  allen  Umständen 
vorgenommen  werden,  gleichviel  ob  die  Ratifikationen  ausgewechselt 
werden  oder  nicht?  Darüber  belehrt  uns  Laband  besser:  „Die 
Zustimmung  des  Bundesrats  und  des  Reichstages  ist  nur  für  den 
Fall  und  unter  der  Voraussetzung  erteilt,  dass  der  völkerrechtliche 
Vertrag  wirklich  zu  stände  kommt  und  auch  der  mitkontrahierende 
Staat  sich  definitiv  verpflichtet."  Die  Sanktion  ist  also  nur 
bedingt  erteilt;  und  zwar  ist  auch  die  Zustimmung  des  Kaisers 
eine  wesentliche  Bedingung,  da  er  sonst  nicht  zur  Ratifikation 
schreiten  kann.  Laband  bezeichnet  aber  die  vom  freien  Willen 
des  Kaisers  abhängige  Ratifizierung  als  „die  Folge  der  vom 
Bundesrat  beschlossenen  Vollstreckbarkeitserklärung,  sowie  die" 
—  vom  freien  Willen  des  Kaisers  nicht  abhängige,  sondern  ihm 
zur  Pflicht,  gemachte  —  „Ausfertigung  des  Gesetzes  —  die  Folge 
der  vom  Bundesrat  erteilten  Sanktion  ist".   Die  Verschiedenheit 
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beider  Fälle  zeigt  deutlich,  dass  die  Vergleichung  nicht  sehr 
glücklich  ist ;  man  wird  bis  auf  weiteres  nicht  geneigt  sein,  diese 
Lehre  Labands  anzunehmen. 

Welche  Bedeutung  hat  nun  die  Willenserklärung  des  Kaisers? 
üorics  bemerkt:  „Der  Bundesrat  ist  bei  internationaler  Vertrags- 
schliessung seitens  des  Reichs  eigentlich  Kontrahent  und  wird  nur 
formell  durch  den  Kaiser  in  einheitlicher  Weise  völkerrechtlich 
vertreten.  Damit  diese  Vertretung  eine  gültige  sei,  muss  der 
Bundesrat  durch  Mehrheitsbeschluss  der  anwesenden  Mitglieder 
(Art.  7)  seine  Zustimmung  zum  Abschluss  (sc.  des  Vertrages 
selbst)  gegeben  haben"10.  Wenn  der  Bundesrat  eigentlich  Kon- 
trahent ist  und  nur  formell  durch  den  Kaiser  vertreten  wird,  so  ist 
letzterer  wohl  gar  nicht  als  Reichsorgan  bei  der  Vertragsschliessung 
thätig?  Es  kommt  dann  wohl  auf  seinen  Willen  überhaupt  nicht, 
sondern  nur  auf  den  des  Bundesrats  an?  Der  Vertreter  erklärt 
nicht  seinen  Willen,  sondern  den  des  Vertretenen.  Das  Staatsorgan 
aber  erzeugt  durch  seinen  eigenen  Willen  Staatswillen11.  Der 
GoRius'schen  Bemerkung  ist  indessen  Folgendes  entgegenzuhalten : 
erstens  ist  weder  der  Bundesrat  noch  der  Kaiser  eigentlich  Kon- 
trahent eines  seitens  des  Reiches  geschlossenen  Staats  Vertrages; 
dieser  eigentliche  Kontrahent  ist  niemand  anders  als  das  Deutsche 
Reich  selbst.  Zweitens  ist  der  Bundesrat  kein  nur  formell  durch 
den  Kaiser  vertretenes  völkerrechtliches  Organ  des  Deutschen 
Reiches,  sondern  der  Kaiser  selbst  nimmt  diese  Stellung  ein. 
Unserer  Ansicht  nach  ist  der  Bundesrat  für  andere  Staaten 
überhaupt  nicht  vorhanden,  hat  Art.  11  Abs.  2  und  3  der 
Reichsverfassung  nur  staatsrechtliche  Bedeutung12.  Darauf 
kommt  es  jedoch  jetzt  nicht  an.     Der  Kaiser  wäre  selbst  dann 

10  Goriüs,  Das  Vertragsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Hirths  Annalen 
1875,  S.  537. 

11  Jkllixzk,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  Freiburg  i.  B. 
1892,  S.  218. 

19  Heilborn,  Das  System  des  Völkerrechts  entwickelt  aus  den  völker- 
rechtlichen Begriffen,  Berlin  1896,  S.  143—164. 
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nicht  formeller  Vertreter  des  Bundesrats,  wenn  die  angeführten 
Bestimmungen  der  Reichsverfassung  seine  völkerrechtliche  Kom- 
petenz beschränkten.  Er  hat  alle  Staatsverträge  für  das  Reich 
abzuschliessen,  d.  h.  von  ihm  geht  immer  die  Ratifikations- 
erklärung  aus.  Für  eine  Reihe  von  Verträgen  muss  er  die  Zu- 
stimmung des  Bundesrats  und  die  Genehmigung  des  Reichstages 
einholen;  für  eine  andere  Reihe  bedarf  er  derselben  nicht.  Der 
Bündnisvertrag  gehört  zur  zweiten  Kategorie.  Wenn  der  Kaiser 
vor  Abschluss  eines  solchen  den  Bundesrat  um  seine  Meinung 
befragt,  so  ist  das  eine  besondere  Freundlichkeit  oder  auch  ein  Akt 
staatsmännischer  Weisheit;  rechtlich  hat  es  gar  keine  Bedeutung. 
Der  Kaiser  kann  den  Vertrag  schliessen,  ohne  den  Bundesrat 
zu  hören;  er  kann  ihn  sogar  ratifizieren,  nachdem  der  Bundesrat 
davon  abgeraten  hat.  In  diesem  Falle  wird  niemand  den  Kaiser 
als  den  formellen  Vertreter,  den  Bundesrat  als  den  eigentlichen 
Kontrahenten  bezeichnen  wollen.  Er  will  ja  gerade  das  Gegen- 
teil von  dem,  was  der  Kaiser  thut.  Oder  wird  ersterer  vom 
letzteren  bevormundet?  Es  ist  nicht  angängig,  beim  Bündnis  den 
Kaiser  als  Organ  des  Deutschen  Reiches,  beim  Abschluss  eines 
Handelsvertrages  aber  als  den  Vertreter  des  Reichsorganes  zu 
betrachten.  Seine  Organstellung  ist  in  beiden  Fällen  die  nämliche. 
Höchstens  könnte  man  sagen:  in  dem  einen  Falle  erzeugt  er 
allein  den  Reichswillen,  im  anderen  ist  er  dazu  nur  unter  Mit- 
wirkung von  Bundesrat  und  Reichstag  befähigt.  Was  die  völker- 
rechtliche Frage  anlangt,  so  ist  das,  wie  gesagt,  nicht  unsere 
Meinung.     Gorius  musste  aber  zu  diesem  Resultate  gelangen. 

Noch  ein  anderer  Grund  hätte  Gorius  von  der  Aufstellung 
seiner  Behauptung  abhalten  müssen:  der  Vertreter  hat  das  aus- 
zufuhren, was  der  Vertretene  ihm  aufgiebt;  es  steht  ihm  aber 
nicht  zu,  das  Gegenteil  von  dem  zu  thun,  was  letzterer  will.  Wäre 
der  Kaiser  bei  den  in  Abs.  3  des  Art.  11  der  Reichsverfassung 
bezeichneten  Verträgen  der  Vertreter  des  Bundesrats,  so  müsste 
er  also  dessen  Auftrag  ausführen.     Man  sage  nicht:  er  könne  die 
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Ausführung  des  Auftrages  ablehnen.  Dann  müsste  der  Bundes- 
rat selbst  handeln  können,  das  ist  aber  ausgeschlossen.  Ent- 
weder muss  also  der  Kaiser  dem  Bundesratsbeschluss  gemäss 
handeln,  oder  er  ist  nicht  dessen  Vertreter;  sein  Wille  ist  dann 
ebenso  relevant  wie  der  des  Bundesrats. 

Die  Stellung  des  Kaisers  ist  klar  hervorgetreten  bei  dem 
Schicksale  des  von  den  deutschen  und  spanischen  Bevollmächtigten 
im  August  1893  unterzeichneten  Handelsvertrages.  Der  deutsche 
Reichsanzeiger  berichtet  hierüber:  „Bei  der  Unterzeichnung  kamen 
beide  Teile  überein,  den  Vertrag  so  bald  als  möglich  [den  beider- 
seitigen Parlamenten  vorzulegen  und  den  Austausch  der  Rati- 
fikationen längstens  bis  zum  31.  Dezember  1893  herbeizufuhren. 
Deutscherseits  ist  dieser  Verpflichtung  in  vollem  Umfange  ent- 
sprochen worden,  indem  für  den  Vertrag  schon  im  Dezember  die 
parlamentarische  Genehmigung  erwirkt  wurde  und  die  Kaiserliche 
Regierung  sich  zur  Ratifikation  bereit  erklärte13."  Hiernach  hatte 
auch  der  Bundesrat  seine  Zustimmung  gegeben,  sonst  hätte  der 
Kaiser,  bezw.  seine  Regierung  sich  nicht  zur  Ratifikation  bereit 
erklären  können.  Das  Verhalten  der  spanischen  Cortes  hat  dann 
die  Auswechselung  der  Ratifikationen  unmöglich  gemacht.  „Bei 
diesem  Gang  der  Verhältnisse",  fahrt  der  Reichsanzeiger  fort, 
„versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Kaiserliche  Regierung  sich 
nicht  länger  an  den  Vertrag  gebunden  erachtet  und  dass  sie  den 
Versuch,  zu  einer  handelspolitischen  Verständigung  mit  Spanien 
zu  gelangen,  als  gescheitert  ansieht.  Der  Kaiserliche  Botschafter 
in  Madrid  ist  demgemäss  bereits  beauftragt  worden,  der  spanischen 
Regierung  unverzüglich  eine  entsprechende  Erklärung  abzugeben. u 
In  der  folgenden  Nummer  des  Reichsanzeigers  lesen  wir  sodann 
unter  der  Rubrik  Spanien:  „Der  deutsche  Botschafter  v.Radowitz 
überreichte  dem  „  W.  T.-B."  zufolge  gestern  abend  dem  Minister  des 
Auswärtigen,  Moret,  eine  Note  der  deutschen  Regierung,  worin 


13  Reichsanzeiger  Nr.  162  vom  12.  Juli  1894. 
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diese  den  in  den  spanischen  Cortes  nicht  zur  Abstimmung  ge- 
langten Handelsvertrag  zurückzieht  u.u 

Vom  Bundesrate  ist  hierbei  mit  keinem  Worte  die  Rede;  er 
brauchte  auch  gar  nicht  befragt  zu  werden.  Art.  11  der  Reichs- 
verfassung ist  in  dieser  Hinsicht  klar  genug.  Er  schreibt  für  ge- 
wisse Verträge  die  Zustimmung  des  Bundesrats  und  die  Geneh- 
migung des  Reichstages  vor;  damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass 
der  Kaiser  zur  Ratifikation  schreiten  muss,  wenn  jenes  Einver- 
ständnis erklärt  ist.  Er  wird  nicht  wie  der  schweizerische  Bundes- 
rat mit  der  Auswechselung  der  Ratifikationen  beauftragt15.  Er 
braucht  diese  Handlung  selbst  dann  nicht  vorzunehmen,  wenn 
der  andere  Kontrahent  dazu  bereit  ist. 

Von  dem  Willen  des  Kaisers  hängt  aber  nicht  nur  das  Zu- 
standekommen des  Vertrages,  sondern  auch  das  des  Vertrags- 
gesetzes ab.  Man  wird  geneigt  sein,  das  Inkrafttreten  des  letzteren 
als  ein  rechtlich  notwendiges  zu  betrachten :  haben  Bundesrat  und 
Reichstag  ihre  Zustimmung  erklärt,  so  entscheidet  der  Kaiser 
deutscherseits  über  die  Vornahme  der  Ratifikation;  insoweit  ist 
sein  Wille  frei;  nachdem  die  Auswechselung  der  Ratifikationen 
stattfand,  ist  er  aber  zur  Ausfertigung  und  Verkündigung  des 
Vertragsgesetzes  ebenso  verpflichtet,  wie  zu  der  jedes  anderen 
Reich sgesetzes;  er  darf  sie  nicht  verweigern,  denn  das  Gesetz  be- 
darf seiner  Zustimmung  nicht.  Einer  solchen  Auffassung  ver- 
mögen wir  jedoch  nicht  Folge  zu  leisten.  Es  handelt  sich  um 
einen  Vertrag,  welcher  nach  Art.  11  Abs.  3  der  Reichs  Verfassung 
durch  Erlass  des  Vertragsgesetzes  ausgeführt  werden  soll  und 
muss.  Will  der  Kaiser  den  ersteren,  so  will  er  auch  das  letztere, 
so  muss  er  aus  logischen  Gründen  wollen;  die  Eingehung  des 
Vertrages  hätte  sonst  keinen  Sinn.  Will  der  Kaiser  das  Ver- 
tragsgesetz nicht,  so  kann  er  auch  den  Vertrag  nicht  wollen. 

14  Reichsanzeiger  Nr.  163  vom  13.  Juli  1894. 

15  Vgl.  Blumer-Morkl,  Handbuch  des  schweizerischen  Bundesstaats- 
rechts,  Bd.  111  2.  Aufl.,  Basel  1887,  S.  348  ff.,  insbesondere  S.  349—350. 
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Eins  ist  freilich  zuzugeben:  haben  Bundesrat  und  Reichstag 
ihre  Zustimmung  ausgesprochen,  ist  die  Auswechselung  der  Rati- 
fikationen erfolgt,  so  muss  der  Kaiser  das  Vertragsgesetz  ver- 
kündigen; das  ist  seine  verfassungsmässige  Pflicht,  weil  er  es 
bereits  ausgefertigt  hat.  Die  Ausfertigung  hat  er  aber  nicht  in 
Erfüllung  einer  Pflicht,  sondern  aus  freier  EntSchliessung  vorge- 
nommen. Von  einer  Pflicht  wäre  nur  insofern  zu  reden,  als  der 
Kaiser  staatsrechtlich  verpflichtet  ist,  so  viel  an  ihm  liegt,  für 
die  Erfüllung  der  völkerrechtlichen  Pflichten  des  Reiches  Sorge 
zu  tragen,  damit  er  dasselbe  nicht  den  Folgen  der  Pflichtverletzung 
aussetze. 

Heber  die  Ausfertigung  des  Vertragsgesetzes  ist  Folgendes 
zu  bemerken:  Jedes  Gesetz  muss  in  einer  vom  Kaiser  unter- 
zeichneten Originalurkunde  vorhanden  sein.  Laband  hebt  sehr 
zutreffend  hervor,  der  Reichskanzler  müsse  für  ihre  Aufbewahrung 
Sorge  tragen,  um  sich  nötigenfalls  verantworten  zu  können  und 
damit  etwaige  Zweifel  an  der  Richtigkeit  des  im  Gesetzblatt  ge- 
lieferten Abdruckes  erledigt  werden  können16.  Ganz  dasselbe  muss 
vom  Vertragsgesetz  gelten.  Da  nun  das  mit  der  Unterschrift  des 
Kaisers  versehene  Vertragsexemplar  dem  Mitkontrahenten  aus- 
gehändigt wird,  so  müsste  das  Vertragsgesetz  noch  in  einer  be- 
sonderen Urkunde  ausgefertigt  werden 17.  Diese  beiden  Ausferti- 
gungen sollten,  vom  eigentlichen  Texte  abgesehen,  in  der  Form 
verschieden  sein;  man  mag  das  bei  Laband  nachlesen,  es  inter- 
essiert hier  nicht.  Die  besondere  Ausfertigung  des  Vertrags- 
gesetzes unterbleibt  jedoch  nach  Labands  Aussage  im  Deutschen 
Reiche.  Demgemäss  erfolgt  hier  die  Ausfertigung  des  Vertrages 
und  des  Vertragsgesetzes  in  einer  Urkunde  und  zwar  vor  dem 
Austausch  der  Ratifikationen.  Der  Kaiser  erteilt  dem  Reichs- 
kanzler gleichzeitig  zwei  Befehle:  den  Austausch  der  Ratifikationen 
und   die  Verkündigung  des  Vertragsgesetzes  zu   bewirken.     Wie 

,Ä  Laband,  §  55  S.  537—538. 
17  Ebenda  §  62  S.  632—633. 
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die  Ausfertigung  des  Vertragsgesetzes  ist  aber  der  zweite  dieser 
Befehle  bedingt;  und  die  Bedingung  besteht  darin,  dass  zunächst 
die  Auswechselung  der  Ratifikationen  stattfinden  muss.  Man  mag 
dem  Reichskanzler  Vorwürfe  darüber  machen,  dass  er  die  Original- 
urkunde des  Vertragsgesetzes  ins  Ausland  gehen  lasse.  Unzweifel- 
haft ist  aber  die  vom  Kaiser  ausgefertigte  Urkunde  zugleich  Ver- 
trag und  Vertragsgesetz.  Die  Gültigkeit  des  letzteren  ist  gewiss 
nicht  von  dem  Verbleib  der  Urkunde  abhängig,  sonst  würden  alle 
Reichsgesetze  hinfallig,  wenn  ein  Brand  die  Originalurkunden 
einmal  zerstören  sollte." 

Die  bisher  befolgte  Praxis  könnte  jedoch  aufgegeben  werden. 
Der  Kaiser  entschliesst  sich  vielleicht  dazu,  die  Ratifikation  des 
Vertrages  und  die  Ausfertigung  des  Vertragsgesetzes  fortan  in 
zwei  verschiedenen  Akten  vorzunehmen,  zu  dem  Zwecke  zwei 
Urkunden  zu  unterzeichnen.  Dann  wird  die  Ratifikation  des 
Vertrages  naturgemäss  der  Ausfertigung  des  Vertragsgesetzes 
vorangehen,  weil  das  Zustandekommen  des  letzteren  von  dem 
des  ersteren  bedingt  ist.  In  diesem  Falle  wäre  die  Ausfertigung 
des  Vertragsgesetzes  allerdings  Pflicht  des  Kaisers.  Der  Grund 
hierfür  ist  aber  nicht  die  Uebereinstimmung  der  Beschlüsse  von 
Bundesrat  und  Reichstag,  sondern  die  bereits  abgegebene  Willens- 
erklärung des  Kaisers. 

Wir  nähern  uns  somit  der  Theorie,  welche  Zorn  früher 
vertreten,  jetzt  aber  aufgegeben  hat.  Es  ist  deshalb  der  von 
Jellinek  erhobene  Einwand   zu   würdigen.     Wir   führen    seine 

Worte   zunächst  noch   einmal   an:    „Die  Ratifikation  ist der 

Akt,  durch  welchen  der  Staat  den  Vertrag  schliesst  und  insofern 
hat  Zorn  recht,  die  Ratifikation  der  Verträge  mit  der  Sanktion 
der  Gesetze  in  Parallele  zu  stellen.  Ganz  unrichtig  ist  es  je- 
doch, wenn  er  in  der  Ratifikation  den  nach  innen  das  Recht 
konstituirenden  Imperativ,  den  Gesetzesbefehl,  welcher  den  Staats- 
angehörigen die  Beobachtung  des  Vertrages  befiehlt,  erblickt. 
Es   giebt  Verträge,  deren  Inhalt  sich  nur  an  die   Staatsgewalt 
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wendet,  die  nur  die  Staatsgewalt  binden  können,  so  dass  ein 
Imperativ  an  die  Staatsangehörigen  gar  nicht  einmal  möglich  ist. 
Ein  Beispiel  einer  solchen  nur  auf  der  Staatsgewalt  lastenden 
Verpflichtung  ist  erst  neuerlich  wieder  in  der  internationalen 
Konvention  vom  18.  September  1878,  Massregeln  gegen  die  Reb- 
laus betreffend ,  enthalten.  Hier  heisst  im  Art.  1:  ,Les  Etats 
contractants  s'engagent  k  complöter,  s'ils  ne  Tont  dej&  fait,  leur 
legislation  interieure  en  vue  d'assurer  une  action  commune  et 
efficace  contre  l'introduction  et  la  propagation  du  Phylloxera.' 
An  welche  Staatsangehörige  sollte  sich  hier  ein  Imperativ  wenden? 
Aus  dieser  und  ähnlichen  Vertragsbestimmungen  erwächst  nur 
für  die  Staatsgewalt  als  solche  eine  Verpflichtung.  Und  im  Grunde 
verhält  es  sich  so  mit  jeder  anderen  Vertragsbestimmung.  Auch 
in  allen  anderen  Fällen  wird  durch  die  Ratifikation  nur  der 
Staat  verpflichtet,  wie  es  ja  auch  bei  der  Sanktion  der  Gesetze 
der  Fall  ist.  Erst  die  Publikation  kann  jene  Bestimmungen, 
welche  potentiell  Normen  für  dieselben  enthalten,  zu  Verpflichtun- 
gen für  dieselben  erheben.  Aber  Publikation  und  Ratifikation 
sind  zwei  gänzlich  verschiedene  Vorgänge.  Die  Staatsgewalt  als 
solche  ist  bereits  durch  die  Ratifikation  gebunden.  Die  Publi- 
kation, wo  sie  überhaupt  möglich  und  nötig  ist,  gehört  völker- 
rechtlich bereits  zur  Ausführung  des  Vertrages18." 

Wir  müssen  uns  vornehmlich  gegen  den  ersten  Satz  dieser 
Ausführung  wenden.  Der  Akt,  durch  welchen  der  Staat  den 
Vertrag  schliesst,  ist  nicht  die  Ratifikation,  sondern  deren  Aus- 
wechselung. Die  Ratifikation  ist  die  Unterzeichnung  des  Vertrags- 
instrumentes durch  den  Kaiser;  dem  Mitkontrahenten  gegenüber 
wird  eine  Willenserklärung  aber  erst  dadurch  abgegeben,  dass 
ihm  das  mit  der  kaiserlichen  Unterschrift  versehene  Instrument 
überreicht  wird.  Dieser  letztere  Akt  hat  immer  die  nämliche 
Bedeutung:  er  begründet  die  völkerrechtliche  Verpflichtung  des 
Staates.     Ihn  meint  Jellinek  in  Wahrheit,  wenn  er  von  der 

18  Jellinek  a.  a.  O.  S.  55 — 56. 
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Ratifikation  spricht;  und  insoweit  hat  er  vollkommen  recht.  Da- 
gegen ist  aber  die  Frage  noch  nicht  beantwortet,  welches  die 
staatsrechtliche  Bedeutung  der  vom  Kaiser  vollzogenen  Unter- 
schrift sei?  Kann  dieselbe  begrifflich  nur  zu  dem  Zwecke  er- 
folgen, die  Auswechselung  der  Ratifikationen  herbeizufuhren? 
Ich  glaube  nicht. 

Indem  der  Kaiser  unterzeichnet,  fasst  er  den  Willen,  das 
völkerrechtliche  Rechtsgeschäft  zu  stände  zu  bringen  und,  wenn 
dies  gelungen,  die  deutscherseits  übernommenen  Verpflichtungen 
zu  erfüllen.  Worin  dieselben  bestehen,  ist  nebensächlich.  Nicht 
gleichgültig  ist  es  aber,  dass  der  Kaiser  sie  so  zur  Erfüllung 
bringen  will,  wie  sie  gerade  erfüllt  werden  müssen.  Wie  schon 
betont  wurde,  ist  es  seine  staatsrechtliche  Pflicht,  soweit  er  es 
vermag,  für  die  Erfüllung  der  Verträge  Sorge  zu  tragen.  Dieser 
Pflicht  muss  er  eingedenk  sein,  wenn  er  über  die  Eingehung  eines 
Vertrages  Beschluss  fasst.  Will  er  diesen,  so  will  er  auch  das 
zu  seiner  Ausfuhrung  Notwendige,  so  will  er  auch  das  Vertrags- 
gesetz ausfertigen.  In  Wahrheit  liegt  also  nur  ein  einziger  Willens- 
entschluss  vor;  es  ist  falsch,  ihn  zu  spalten,  weil  er  sich  even- 
tuell auf  die  Vornahme  zweier  Akte,  eines  völkerrechtlichen 
und  eines  staatsrechtlichen  beziehen  muss;  er  muss  es  eben  und 
deshalb  handelt  es  sich  nur  um  einen  Willensentschluss.  Bei 
der  bisher  befolgten  Praxis  tritt  dies,  wie  gezeigt  wurde,  auch 
äusserlich  hervor.  Aber  auch  nach  Aenderung  derselben  würde 
es  sich  in  Wirklichkeit  nicht  anders  verhalten. 

Wir  sagten  vorher,  indem  der  Kaiser  unterzeichne,  fasse  er 
einen  Willen;  es  kommt  jedoch  auf  dessen  Erklärung  an.  Un- 
erörtert  mag  bleiben,  ob  der  Kaiser  die  von  ihm  unterschriebene 
Urkunde  vor  der  Weiterbeförderung  mit  der  Wirkung  zerreissen 
kann ,  dass  eine  Willenserklärung  überhaupt  nicht  abgegeben  ist. 
Gerade  bei  Verträgen  wird  ihm  das  niemand  absprechen  wollen; 
werden  sie  doch  nur  durch  Auswechselung  der  Ratifikationen 
geschlossen !    Hat  die  Weiterbeförderung  —  in  diesem  Falle  der 
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Austausch  der  Ratifikationen  —  aber  stattgefunden,  so  ist  der 
Kaiser  staatsrechtlich  zur  Ausführung  dessen  verpflichtet,  was 
vorher  in  seinem  freien  Belieben  stand.  Nunmehr  muss  er  dem- 
nach das  Vertragsgesetz  ausfertigen  und  verkünden;  er  hat  jetzt 
nicht  mehr  die  Wahl,  ja  oder  nein  zu  sagen.  Diese  Wahl  hat 
er  schon  vorher  getroffen  und  sie  dadurch  zu  einer  unwiderruflichen 
gemacht;  dass  er  den  Austausch  der  Ratifikationen  bewirkte. 
Erfolgt  jetzt  erst  die  Ausfertigung  des  Vertragsgesetzes  in  einer 
besonderen  Urkunde,  so  erteilt  der  Kaiser  ihm  doch  nicht  erst 
jetzt  seine  Zustimmung.  Das  ist  aber  kein  Grund,  seine  Zustim- 
mung, bezw.  das  ihm  zustehende  Veto  in  Abrede  zu  stellen. 

Es  sei  gestattet,  die  bisherigen  Ausführungen  kurz  zusammen- 
zufassen: bei  gewöhnlichen  Reichsgesetzen  ist  der  Kaiser  zur 
Ausfertigung  und  Verkündigung  verpflichtet,  sobald  überein- 
stimmende Beschlüsse  .von  Bundesrat  und  Reichstag  vorliegen, 
bei  Vertragsgesetzen  dagegen  nicht.  Entwürfen  der"  letzteren 
gegenüber  ist  er  in  seinem  Willen  völlig  frei;  er  kann  ja  oder 
nein  dazu  sagen.  Wo  die  Entstehung  neuer  staatsrechtlicher 
Normen  gänzlich  in  seine  Hand  gegeben  ist,  da  wäre  es  nicht 
nur  gekünstelt,  sondern  falsch,  seiner  Willenserklärung  lediglich 
völkerrechtliche  Wirkung  zuzuschreiben.  Will  man  an  der  Theorie 
von  der  Sanktion  der  Reichsgesetze  festhalten,  so  muss  man  die 
der  Vertragsgesetze  dem  Kaiser  zuschreiben.  Laband  sagt: 
„Der  entscheidende  und  freie  Wille,  ob  etwas  Gesetz  werden 
soll  oder  nicht,  kommt  allein  bei  der  Sanktion  zur  Entfaltung. 
Daraus  folgt  mit  Notwendigkeit,  dass  derjenige,  der  das  Recht 
hat,  die  Sanktion  zu  erteilen,  auch  das  Recht  haben  muss,  sie 
zu  versagen,  oder  wie  man  sich  gewöhnlich  ausdrückt,  dass  ihm 
das  absolute  Veto  zustehen  muss"  19.  Dieses  absolute  Veto  steht 
hier  dem  Kaiser  zu;  sein  freier  Wille  entscheidet  darüber,  ob 
der  Entwurf  Vertragsgesetz  werden  soll  oder  nicht. 

Thut  denn  aber  der  Kaiser  etwas  anderes  als   das  Ober- 

19  Laband,  §  55  S.  514. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  2.  ]| 
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haupt  des  mitkontrahierenden  Staates?  Müssen  wir  nicht  aus 
unserer  Theorie  die  Folgerung  ableiten,  auch  seine  Zustimmung 
sei  nach  deutschem  Reichsstaatsrecht  erforderlich  für  die  Ent- 
stehung des  deutschen  Vertragsgesetzes?  Diese  Frage  ist  leicht 
zu  beantworten:  das  Deutsche  Reich,  ein  souveräner  Staat,  ist 
keinem  fremden  Willen  unterworfen-,  staatsrechtlich  kommen  mit- 
hin nur  seine  eigenen  Rechtsnormen,  seine  eigenen  Willensakte 
in  Betracht.  Es  kann  aber  lediglich  durch  seine  Organe  handeln, 
und  zu  diesen  gehört  der  Kaiser.  Die  von  seinen  Organen 
innerhalb  ihrer  Kompetenz,  sei  es  allein,  sei  es  in  Verbindung 
mit  anderen  Organen,  vorgenommenen  Handlungen  sind  Willens- 
akte des  Deutschen  Reiches  und  als  solche  staatsrechtlich  wirksam. 
Die  Handlung  eines  fremden  Staatsorganes  kann  diesen  Charakter 
nie  haben.  Soweit  die  Willenserklärung  des  Oberhauptes  des 
mitkontrahierenden  Staates  dabei  in  Betracht  kommt,  bezeichnet 
also  der  Austausch  der  Ratifikationen  nur  die  Erfüllung  einer 
thatsächlichen  Suspensivbedingung,  von  deren  Eintritt  das  Deutsche 
Reich  die  Wirksamkeit  des  Vertragsgesetzes  abhängig  macht. 
Noch  ein  anderer  Umstand  verdient  an  dieser  Stelle  der  Er- 
wähnung :  soweit  die  Oberhäupter  der  kontrahierenden  Staaten 
ausser  den  völkerrechtlichen  noch  staatsrechtliche  Willenserklä- 
rungen abgeben,  haben  dieselben  einen  ganz  verschiedenen  Inhalt : 
die  letzteren  erstrecken  sich  nur  auf  denjenigen  Teil  der  Ver- 
tragsbestimmungen, welche  Vertragsgesetz  des  betreffenden  Staates 
werden  sollen.  Dieser  Charakter  wird  aber  nie  dem  ganzen 
Vertragsinhalte  verliehen;  das  bleibe  späterer  Ausführung  vor- 
behalten. 

Der  hier  vorgetragenen  Ansicht  dürften  noch  folgende  Ein- 
wände entgegengehalten  werden :  1.  sie  Verstösse  gegen  die 
Bestimmung  in  Art.  5  Abs.  1  der  Reichsverfassung;  2.  sie  ver- 
nichte die  Einheitlichkeit  des  Staatswillens,  der  höchsten  gesetz- 
gebenden Gewalt,  indem  sie  zwei  verschiedene  Arten  der  Gesetz- 
gebung, ausgeübt  durch  verschiedene  Reichsorgane,  proklamiere. 
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Nach  Art.  5  Abs.  1  der  Reichsverfassung  ist  die  Ueber- 
einstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  von  Bundesrat  und  Reichs- 
tag zu  einem  Reichsgesetze  erforderlich  und  ausreichend.  Das 
ist  der  allgemeine  Grundsatz-,  durch  ihn  werden  Ausnahmen 
keineswegs  ausgeschlossen,  wie  denn  Abs.  2  des  Art.  5  und 
Art.  78  solche  enthalten.  Es  fragt  sich  also  nur,  ob  Art.  11 
«ine  weitere  Ausnahme  geschaffen  hat. 

Von  seiner  Bedeutung  für  den  völkerrechtlichen  Abschluss 
der  Verträge  abgesehen,  hat  Art.  11  Abs.  3  der  Reichsverfassung 
verhindern  wollen,  dass  die  von  ihm  bezeichneten  Staatsverträge 
ohne  Zustimmung  von  Bundesrat  und  Reichstag  als  Vertrags- 
gesetze in  Kraft  treten,  d.  h.  ohne  Zustimmung  der  ordentlichen 
gesetzgebenden  Faktoren.  Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass 
dieselbe  in  diesem  Falle  ausreiche.  Freilich  kann  man  auch 
nicht  behaupten,  dass  der  Unterschied  von  den  Rednern  klar  er- 
kannt worden  sei,  welche  bei  der  Verfassungsberatung  über  Art.  11 
und  die  zu  ihm  gestellten  Anträge  im  Reichstage  gesprochen 
haben.  Um  nur  eins  zu  erwähnen,  so  sagte  Dr.  v.  Gerber  zu 
dem  bekannten  Antrage  Erxleben  und  Genossen :  „Dieser  An- 
trag enthält  in  seinem  Schlusssatze,  um  das  gleich  hier  zu  be- 
merken, einen  Aenderungsantrag  des  zweiten u  (jetzt  dritten) 
„Alineas  unseres  Artikels,  wonach  die  Verträge,  welche  die 
Bundesgewalt  mit  fremden  Staaten  abschliesst,  insoweit  als  sie 
in  den  Bereich  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Bundes  fallen, 
auch  den  Formen  der  Gesetzgebung  unterliegen  sollen.  In  dieser 
Beziehung  würde  ich  mich  dem  Antrage  durchaus  anschliessend 20. 
Auch  wenn  sie  von  mehreren  Seiten  geteilt  werden,  sind  solche 
Interpretationen  doch  nicht  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
gegenüber  dem  klaren  Wortlaut  und  dem  logischen  Sinne  des 
Gesetzes  selbst21. 


50  Bezold,  Materialien  der  Deutschen  Reichsverfassung,  Bd.  I,  Berlin 
1873,  S.  680. 

91  Vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen,  Bd.  XXXIII,  S.  160  ff. 
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Art.  11  Abs.  3  der  Reichsverfassung  sagt  nicht  etwa:  der 
vom  Kaiser  abgeschlossene  Vertrag  kann  nur  durch  ein  Reichs- 
gesetz staatsrechtliche  Wirksamkeit  erlangen,  sondern  :  der  Kaiser 
soll  das  Reich  nur  unter  Zustimmung  des  Bundesrats  und  Ge- 
nehmigung des  Reichstages  verpflichten.  Die  Einwilligung  beider 
wird  nicht  nur  dem  Vertragsgesetze,  sondern  auch  dem  Vertrage 
selbst  erteilt.  Bei  unbefangenem  Studium  des  ganzen  Art.  11 
erhält  man  den  Eindruck,  derselbe  unterscheide  überhaupt  nicht 
zwischen  den  völkerrechtlichen  und  staatsrechtlichen  Wirkungen 
der  einschlägigen  Handlungen  des  Kaisers;  was  derselbe  thut, 
soll  auch  staatsrechtlich  gültig  sein,  vorausgesetzt,  dass  er  die 
Zustimmung  der  betreffenden  Faktoren  einholt.  Man  darf  wohl 
sagen :  weil  Bundesrat  und  Reichstag  ihre  Zustimmung  erteilt 
haben,  hat  das  Vertragsgesetz  die  Kraft  eines  ordentlichen  Reichs- 
gesetzes; verfehlt  aber  wäre  die  andere  Schlussfolgerung:  weil 
die  Zustimmung  von  Bundesrat  und  Reichstag  erfordert  wird, 
sei  sie  auch  ausreichend.  Hinsichtlich  der  Notwendigkeit  einer 
kaiserlichen  Willenserklärung  macht  Art.  11  der  Reichsverfassung 
zwischen  Vertragsgesetzen  und  Vertragsverordnungen  keinen  Un- 
terschied. 

Die  Reichsverfassung  kennt  demnach  zwei  verschiedene  gesetz- 
gebende Gewalten.  Zwar  erwähnt  sie  die  hier  besprochene  nicht 
ausdrücklich,  aber  sie  hat  sie  durch  Art.  11  geschaffen.  Die 
Stellung  des  Kaisers  ist  dem  Entwurf  eines  Vertragsgesetzes 
gegenüber  noch  eine  andere  als  in  denjenigen  Fällen,  in  denen 
ihm  sonst  thatsächlich  ein  Veto  zusteht.  Nach  Art.  5  Abs.  2 
und  Art.  78  kann  der  König  von  Preussen  im  Bundesrate  nicht 
überstimmt  werden22.  Nachdem  ein  gültiger  Bundesratsbeschluss 
zu  stände  gekommen  ist,  darf  der  Kaiser  aber  die  Ausführung 
nicht  hindern;  er  mag  seine  Ansicht  über  die  fragliche  Angelegen- 
heit nachträglich  geändert  haben;  das  Gesetz  muss  er  trotzdem 
ausfertigen.     Beim  Vertragsgesetzentwurf  dagegen  ist  der  Kaiser 

22  Für  Verordnungen  des  Bundesrates  vgl.  Art.  37  der  Reichsverfassung. 
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auch  dem  Bundesratsbeschluss  gegenüber  zu  völlig  freier  Er- 
schliessung befugt.  Natürlich  wird  er  von  derselben  nur  dann 
Gebrauch  machen,  wenn  er  nachträglich  seine  Ansicht  geändert 
hat.  Einen  Entwurf,  den  er  von  vorn  herein  nicht  annehmen 
will,  wird  er  dem  Bundesrat  gar  nicht  vorlegen. 

Die  Entstehung  des  Vertragsgesetzes  ist  also  an  die  Zu- 
stimmung eines  dritten  Reichsorganes  gebunden,  welches  anderen 
Gesetzen  gegenüber  nie  ein  formelles  Veto  hat.  Das  ist  jedoch 
keineswegs  ungeheuerlich.  Wirken  doch  die  ordentlichen  gesetz- 
gebenden Faktoren  auch  hier  mit.  Es  sind  nicht  ganz  verschiedene 
Organe  in  dem  einen  und  in  dem  anderen  Falle  zur  Gesetz- 
gebung berufen.  Weit  eigentümlicher  ist  die  Landesgesetzgebung 
für  Elsass-Lothringen  geregelt:  Landesgesetze  können  hier  ent- 
weder im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  oder  vom  Kaiser  mit 
Zustimmung  des  Bundesrats  und  des  Landesausschusses  erlassen 
werden  *3. 

Vielleicht  trägt  Labands  Lehre  von  der  Sanktion  der  Reichs- 
gesetze durch  den  Bundesrat  die  Schuld  daran,  dass  man  bisher 
die  staatsrechtliche  Kompetenz  des  Kaisers  zur  Mitwirkung  bei 
der  Schaffung  von  Vertragsgesetzen  nicht  genügend  gewürdigt 
hat.  Wer  einmal  die  Sanktion  für  ein  begrifflich  wesentliches 
Merkmal  des  Gesetzes  erachtet,  wird  nicht  geneigt  sein,  die 
Kompetenz  hierzu  verschiedenen  Staatsorganen  zuzuschreiben.  Wie 
schon  betont  wurde,  ist  aber  von  dem  hier  vertretenen  Stand- 
punkte aus  die  Sanktion  der  Vertragsgesetze  durch  den  Bundesrat 
nicht  anzunehmen.  Und  dabei  befinden  wir  uns  im  Einklang  mit 
Art.  11  Abs.  3  der  Reichsverfassung;  nach  diesem  ist  der  Kaiser 
nicht  dem  Bundesrate  untergeordnet,  sondern  in  erster  Linie  zum 
Handeln  berufen  und  nur  in  gewissen  Fällen  an  die  Zustimmung 
des  Bundesrats  gebunden.     Dieses  Verhältnis  muss  man  geradezu 

88  Reichsgesetz  vom  2.  Mai  1877,  R.-G.-Bl.  S.  491.  Vgl.  Georg  Meter, 
Der  Anteil  der  Reichsorgane  an  der  Reichsgesetzgebung,  Jena  1889,  S.  80  ff. 
Laband,  §  69  S.  729  ff. 
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umkehren,  wenn  man  Labands  Sanktionstheorie  auf  die  Vertrags- 
gesetze zur  Anwendung  bringen  will. 

Das  Deutsche  Reich  hat  demnach  eine  besondere  treaty 
making  power  errichtet-,  und  zwar  ist  dieselbe  weit  praktischer 
organisirt  als  die  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  weil 
sie  einen  Konflikt  zwischen  den  verschiedenen  Organen  aus- 
schliesst,  so  lange  ein  jedes  innerhalb  der  ihm  von  der  Verfassung 
gezogenen  Grenzen  verbleibt.  Die  Bedeutung  unserer  Theorie 
wird  erhellen,  wenn  wir  die  Aufhebung  des  Vertragsgesetzes  be- 
sprechen. 

H.  Das  Inkrafttreten  des  Vertragsgesetzes. 

a)  Verträge  ohne  Bestimmung  über  die  Zeit  der 
Erfüllung  sind  sofort  nach  Austausch  der  Ratifikationen  zu 
erfüllen.  Hierher  gehören  einmal  die  Verträge,  welche  überhaupt 
keine  Zeitbestimmung  enthalten;  ferner  diejenigen,  welche  nur 
einen  bestimmten  Tag  oder  eine  bestimmte  Frist  für  die  Aus- 
wechselung der  Ratifikationen  festsetzen.  Vereinbarungen  der 
letzteren  Art  erstrecken  sich  nicht  auf  den  Beginn  der  Erfüllung. 

Wir  beschäftigen  uns  mit  den  Verträgen,  welche  durch  Erlass 
und  Durchführung  bestimmter  Gesetzesnormen  zu  erfüllen  sind. 
Der  Erlass  des  Gesetzes  ist  der  erste  Akt  der  Erfüllung.  Für  den 
Mitkontrahenten  ist  es  dabei  ganz  gleichgültig,  ob  das  Deutsche 
Reich  seiner  Verbindlichkeit  durch  Erlass  eines  Vertrags-  oder 
eines  Ausführungsgesetzes  nachkommt.  Das  ist  eine  rein  staats- 
rechtliche Angelegenheit;  bei  den  durch  Art.  11  Abs.  3  der 
Reichsverfassung  bezeichneten  Verträgen  wird  der  erstere,  bei 
anderen  der  letztere  Weg  gewählt24.  Der  Mitkontrahent  hat  auch 
nicht  danach  zu  fragen,  welche  Stadien  der  betreffende  Entwurf 
durchzumachen  hat,  um  Reichsgesetz  zu  werden.  Ihm  genügt, 
dass    dasselbe   alsbald    erlassen  wird.    Die  hierfür   erforderliche 


*'  Vgl.  Gesetz  vom  14.  November  1886  betr.  die  Bürgschaft  des  Reiches 
für  die  Zinsen  etc.  einer  egyptischen  Staatsanleihe,  R.-G.-Bl.  8.  301. 
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Zeit  muss  er  dem  Deutschen  Reiche  lassen.  Träte  einmal  der 
Fall  ein,  dass  auf  deutscher  Seite  eine  Verschleppungstaktik  nach 
dem  von  den  spanischen  Cortes  gegebenen  Beispiele  beliebt 
würde  (vgl.  oben  bei  A.  13),  —  wir  setzen  hier  voraus,  der  Vertrag 
ist  bereits  ratifiziert  worden,  —  so  wäre  der  Mitkontrahent  auf 
Anwendung  der  Mittel  angewiesen,  welche  ihm  das  Völkerrecht 
bei  Nichterfüllung,  bezw.  nicht  rechtzeitiger  Erfüllung  eines  Ver- 
trages gewährt.  Er  kann  aber  nicht  fordern,  dass  das  Deutsche 
Reich  unmittelbar  nach  Austausch  der  Ratifikationen,  noch  an 
dem  nämlichen  Tage,  das  entsprechende  Gesetz  in  Kraft  treten 
lasse.  Die  Verpflichtung  ist  auf  Erlass  des  Gesetzes  gerichtet; 
sie  beginnt  erst  mit  der  Auswechselung  der  Ratifikationen;  daraus 
folgt,  dass  das  Deutsche  Reich  völkerrechtlich  nicht  verpflichtet 
ist,  vor  diesem  Zeitpunkte  irgend  eine  auf  Erlass  des  Gesetzes 
hinwirkende  Massregel  zu  ergreifen.  Ferner  geht  seine  Ver- 
pflichtung nur  dahin,  das  Gesetz  auf  dem  ordnungsmässigen  Wege 
zu  stände  kommen  zu  lassen;  es  braucht  also  auch  die  in  Art.  2 
der  Reichsverfassung  für  das  Inkrafttreten  der  Reichsgesetze  vor- 
geschriebene vierzehntägige  Frist  nicht  abzukürzen. 

Bestimmt  sich  der  Anfangstermin  der  verbindlichen  Kraft 
des  Gesetzes  lediglich  nach  Art.  2  der  Reichsverfassung,  so  wird 
es  sich  leicht  ereignen,  dass  das  Deutsche  Reich  während  eines 
gewissen  Zeitraumes  völkerrechtlich  bereits  zur  Erfüllung  des 
Vertrages  verpflichtet  ist,  ohne  dass  der  erforderliche  staatsrecht- 
liche Zustand  hergestellt  wäre,  so  dass  thatsächlich  die  durch 
den  Vertrag  vereinbarte  Rechtslage  noch  nicht  geschaffen  ist. 
Trotzdem  darf  man  nicht  sagen,  das  Deutsche  Reich  erfülle  seine 
Pflicht  mangelhaft.  Zu  einer  solchen  Auffassung  könnte  man  nur 
unter  Verkennung  des  Wesens  der  völkerrechtlichen  Pflicht  ge- 
langen. Dieselbe  ist  eben  in  erster  Linie  durch  Erlass  staats- 
rechtlicher Normen  zu  erfüllen. 

Die  soeben  erwähnte  Zwischenzeit  zwischen  dem  Inkrafttreten 
des  Vertrages  und  dem  des  Gesetzes  wird  nur  kurz  sein,  wenn 
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letzteres  ein  Vertrags-,  kein  Ausfuhrungsgesetz  ist.  Alsdann 
pflegt  die  Zustimmung  des  Bundesrates  und  die  Genehmigung 
des  Reichstages  vor  Austausch  der  Ratifikationen  eingeholt  zu 
werden.  Der  Verkündigung  des  Vertragsgesetzes  steht  mithin 
nichts  im  Wege,  sobald  der  Vertrag  perfekt  geworden  ist.  Ueber 
eine  unnötige  Verzögerung  desselben  könnte  der  Mitkontrahent 
sich  beschweren.  Er  wäre  aber,  wie  gesagt,  nicht  zu  der 
Forderung  berechtigt,  dass  der  Anfangstermin  der  Wirksamkeit 
des  Vertragsgesetzes  früher  angesetzt  werde,  als  es  in  Art.  2  der 
Reichsverfassung  vorgeschrieben  ist;  er  müsste  ja  auch  zufrieden 
sein,  wenn  der  Entwurf  des  Vertragsgesetzes  dem  Bundesrate 
und  dem  Reichstage  erst  nach  Auswechselung  der  Ratifikationen 
unterbreitet  würde.  Ein  solches  Verfahren  wird  vom  Standpunkte 
des  Reichsstaatsrechts  aus  allgemein  gemissbilligt.  Unseres  Er- 
achtens  ist  die  nachträgliche  Vorlegung  an  den  Reichstag  zulässig, 
falls  der  Vertrag  unter  Vorbehalt  seiner  Genehmigung  ratifiziert 
wird.  Die  Erfüllung  dieser  Bedingung  ist  allerdings  wesentlich; 
sonst  kann  die  völkerrechtliche  Verbindlichkeit  unter  Berufung 
auf  die  vom  Reichstag  ausgesprochene  Versagung  der  Genehmigung 
unserer  Ansicht  nach  später  nicht  in  Abrede  gestellt  werden; 
das  Deutsche  Reich  hat  sich  dann  unbedingt  zum  Erlass  des 
Gesetzes  verpflichtet.  Das  soll  es  aber  nicht  ohne  Zustimmung 
des  Bundesrats  und  Genehmigung  des  Reichstages.  Deshalb 
muss  die  Genehmigung  des  letzteren  vor  Auswechselung  der 
Ratifikationen  eingeholt  oder  dieser  Akt  unter  Vorbehalt  vor- 
genommen werden.  Dem  wurde  auch  genügt  beim  Austausch  der 
Ratifikationen  des  vom  Reichstage  noch  nicht  genehmigten, 
deutsch-österreichischen  Handelsvertrages  vom  16.  Dezember  1878; 
der  Staatsminister  von  Bülow  hat  das  im  Reichstage  ausdrücklich 
erklärt 25. 


25  Prestelk,  Die  Lehre  vom  Abschluss  völkerrechtlicher  Verträge  durch 
das  Deutsche  Reich  und  die  Einzelstaaten  des  Reiches,  München  1882,  8.  95 
bis    96.      Vgl.   die  Denkschrift   zur  deutsch-österreichischen  Uebereinkunft 
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b)  Verträge  mit  bestimmtem  Anfangstermin.  Art.  24 
des  deutsch-österreichischen  Handelsvertrages  vom  6.  Dezember 
1891  bestimmt:  „Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  an  Stelle  des 
bestehenden  Handelsvertrages  am  1.  Februar  1892  ...  in  Kraft 
treten  .  .  . a  Welche  Bedeutung  kommt  dieser  Vereinbarung  zu? 
Ist  ihr  Sinn  der:  die  völkerrechtliche  Pflicht  zum  Beginn  der 
Vertragserfüllung  solle  am  1.  Februar  1892  ihren  Anfang  nehmen? 
Von  diesem  Tage  an  seien  die  Kontrahenten  zur  Ergreifung  der- 
jenigen Massregeln  verpflichtet,  welche  den  Erlass  der  betreffenden 
Staatsgesetze  herbeiführen?  Die  Festsetzung  eines  solchen 
Termines  hätte  keinen  Zweck;  wäre  damit  doch  gar  nichts  über 
das  Inkrafttreten  der  Gesetze  bestimmt!  Die  Kontrahenten  hätten 
dann  keine  Veranlassung,  die  Pflicht  zur  Erfüllung  nicht  mit  dem 
Austausch  der  Ratifikationen  beginnen  zu  lassen.  Offenbar  will 
jene  Vereinbarung  die  staatsrechtliche  Ausführung  der  zu  er- 
lassenden Gesetze  von  dem  festgesetzten  Tage  an  sichern;  die 
Gesetze  sollen  an  ihm  in  Kraft  treten;  von  ihm  an  sollen  z.  B. 
die  Angehörigen  des  einen  Kontrahenten  in  dem  Gebiete  des 
anderen  diejenigen  Rechte  wirklich  geniessen,  welche  durch  den 
Vertrag  zugesagt  sind.  Hierin  besteht  die  durch  jene  Verein- 
barung übernommene  völkerrechtliche  Verpflichtung.  An  dem 
angeführten  Beispiele  wird  das  Verhältnis  noch  besonders  klar 
gestellt  durch  den  Umstand,  dass  der  ältere  Handelsvertrag  am 
1.  Februar  1892  ausser  Kraft  treten  und  durch  den  jüngeren 
ersetzt  werden  sollte,  d.  h.  nicht  nur  formell,  sondern  auch  materiell. 
Die  Absicht  der  Kontrahenten  war  gewiss  nicht  darauf  gerichtet, 
ein  noch  so  kleines  Interregnum  zuzulassen,  während  dessen  das 
ältere  Vertragsgesetz  nicht  mehr,  das  jüngere  noch  nicht  An- 
wendung fände. 

Eine  völkerrechtliche  Pflicht  wird  auch  in  diesem  Falle  erst 
durch  die  Auswechselung  der  Ratifikationen  begründet.     Bei  der 

vom   11.  April   1860,    Sammlung   sämtlicher  Drucksachen   des  Reichstages, 
4.  Legislaturperiode,  3.  Session  1880,  Bd.  II  Nr.  95. 
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Beschlussfassung  über  die  Vornahme  dieses  Aktes  muss  das 
Staatsoberhaupt  aber  daran  denken,  dass  der  Staat  mit  dem 
Inkrafttreten  des  Vertrages  auch  in  der  Lage  sein  muss,  die 
übernommene  Pflicht  zu  erfüllen.  Die  hierzu  notwendigen  Vor- 
bereitungen sind  also  vorher  zu  treffen;  die  Verpflichtung  ist  hier 
eben  eine  andere,  als  die  früher  besprochene.  Formell  ist  noch 
Folgendes  zu  bemerken:  Die  Bestimmung  über  das  Inkrafttreten 
des  Vertrages  an  einem  bestimmten  Tage  bildet  auch  einen  Teil 
des  Vertragsgesetzes.  Ihre  Bedeutung  im  Vertrage  aber  besteht, 
wie  wir  soeben  zeigten,  darin,  dass  auch  die  entsprechenden  Gesetze 
am  nämlichen  Tage  wirksam  werden  sollen.  Wird  diese  Vertrags- 
bestimmung in  eine  Norm  des  Vertragsgesetzes  umgewandelt,  so 
kann  sie  in  letzterem  nur  besagen:  das  Vertragsgesetz  tritt  an 
jenem  Tage  in  Kraft.  In  dem  Vertragsgesetze  wird  in  diesem 
Falle  also  ein  besonderer  Anfangstermin  festgesetzt;  die  in  Art.  2 
der  Reichsverfassung  ausgesprochene  allgemeine  Regel  ist  nicht 
anwendbar. 

Wie  jedes  Reichsgesetz  erhält  aber  auch  das  Vertragsgesetz 
verbindliche  Kraft  erst  durch  die  Verkündigung  im  Reichsgesetz- 
blatt. Erfolgt  sie  vor  dem  bezeichneten  Anfangstermin,  so  ist 
das  Inkrafttreten  an  diesem  Tage  keinem  Zweifel  unterworfen. 
Der  deutsch-österreichische  Handelsvertrag  vom  6.  Dezember  1891 
wurde  als  Vertragsgesetz  in  dem  zu  Berlin  am  31.  Januar  1892 
ausgegebenen  Stücke  des  Reichsgesetzblattes  verkündigt26.  Das 
Vertragsgesetz  hat  also  am  1.  Februar  1892  verbindliche  Kraft 
erlangt.  Eine  Schwierigkeit  entsteht  erst  dann,  wenn  die  Ver- 
kündigung nach  jenem  Termine  erfolgt.  So  ist  der  Vertrag  vom 
23.  November  1870,  betreffend  den  Beitritt  Baierns  zur  Ver- 
fassung des  Deutschen  Bundes  in  dem  zu  Berlin  am  31.  Januar  1871 
ausgegebenen  Stücke  des  „Bundesgesetzblattes  des  Deutschen 
Bundes"  verkündigt  worden27,  der  Vertrag  aber  ist  nach  Art.  6 

*«  R.-G.-Bl.  Nr.  2  S.  3. 

11  R.-G.-B1.  1871,  Nr.  5  S.  9. 
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am  1.  Januar  1871  in  Wirksamkeit  getreten28.  Die  letztere  Be- 
stimmung ist,  wie  Laband  bemerkt  und  wie  oben  ausgeführt 
wurde,  auch  staatsrechtlich  genehmigt  worden.  Das  am  31.  Januar 
1871  verkündete  Gesetz  konnte  aber  vor  diesem  Tage  keinerlei 
Rechtskraft  äussern";  wohl  aber  ist  es  an  jenem  Tage  mit  rück- 
wirkender Kraft  in  Wirksamkeit  getreten. 

Anders  war  die  Sachlage  bei  dem  deutsch-österreichischen 
Handelsvertrage  vom  16.  Dezember  1878;  er  sollte  nach  Art.  26 
vom  1.  Januar  1879  ab  in  Kraft  und  an  Stelle  des  Handels- 
und Zollvertrages  vom  9.  März  1868  treten ;  er  wurde  in  dem  zu 
Berlin  am  31.  Dezember  1878  ausgegebenen  Stücke  des  Reichs- 
gesetzblattes verkündet30.  Dem  ordnungsmässigen  Inkrafttreten 
des  Vertragsgesetzes  am  1.  Januar  1879  hätte  nichts  im  Wege 
gestanden,  wäre  die  Genehmigung  des  Reichstages  bereits  aus- 
gesprochen gewesen.  Sie  wurde  aber  laut  einer  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  1.  März  1879  erst  am  25.  Februar  1879 
erteilt31.  Zorn  beurteilt  diese  Vorgänge  wie  folgt:  „1.  Der  Ver- 
trag war,  solange  die  Genehmigung  des  Reichstages  fehlte,  trotz 
Ratifikation  und  Publikation  im  Reichsgesetzblatt  nichts  mehr 
und  nichts  weniger  als  ein  rechtsunverbindlicher  Entwurf32. 
2.  „ Abgeschlossen u  wurde  der  Vertrag  unterm  26.  Februar  1879 
als  dem  Datum  der  Genehmigung  des  Reichstages.  3.  Diese  den 
Abschluss  des  Vertrages  perfizierende  Genehmigung  wurde  am 
1.  März  ohne  weiteren  Zusatz  im  Reichsgesetzblatt  publiziert; 
somit  ist  die  Rechtskraft  des  Vertrages  nach  Art.  2  der  Reichs- 
verfassung vom  15.  März  ab  zu  datieren.  4.  Diese  Genehmigung 
wurde  aber  nach  dem  aus  den  Verhandlungen  klar  sich  ergebenden 
Willen    des    Reichstages    mit    rückwirkender    Kraft    auf    den 

**  Vgl.  Laband,  Bd.  I  §  4  S.  43,  §  57  S.  561  A.  4. 
w  Ebenda  S.  561. 
30  R.-G.-B1.  1878  Nr.  37  S.  365. 
81  R.-G.-B1.  1879  Nr.  5  S.  11. 

**  Auf  Zorns  Ansicht  über  Völkerrecht  und  völkerrechtliche  Rechts- 
geschäfte ist  hier  nicht  einzugehen. 
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1.  Januar  1879  aasgestattet;  korrekterweise  hätte  dies  ausdrück- 
lich ausgesprochen  und  publiziert  werden  sollen;  Streitigkeiten, 
welche  zwischen  dem  1.  Januar  und  15.  März  entstanden  und 
entschieden  wurden,  durften  nicht  nach  dem  neuen  Vertrage  ge- 
richtet werden;  Streitigkeiten,  die  zwar  in  dieser  Zeit  anhängig, 
aber  nicht  entschieden  wurden,  dagegen,  wurden  von  der  rück- 
wirkenden Kraft  ergriffen" 83.  Diese  Ausführung  giebt  zu  einigen 
Bemerkungen  Anlass: 

1.  Die  Genehmigung  des  Reichstages  wurde  zwar  vom  Reichs- 
kanzler unter  dem  1.  März  1879  bekannt  gemacht,  aber  das 
betreffende  Stück  des  Reichsgesetzblattes  erst  am  3.  März  aus- 
gegeben. Art.  2  der  Reichsverfassung  lässt  die  vierzehntägige 
Frist  mit  Ablauf  des  letzteren  Tages  beginnen.  Zorn  hätte 
demnach  die  Rechtskraft  des  Vertragsgesetzes  vom  17.  März  ab 
datieren  und  diesen  Tag  der  weiteren  Beurtheilung  zu  Grunde 
legen  müssen. 

2.  Zorn  hat  den  Nachweis  dafür  nicht  erbracht,  dass  eine 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  im  stände  sei,  die  Ausfertigung 
und  Verkündigung  eines  Gesetzes  durch  den  Kaiser  zu  ersetzen. 
Er  möchte  sich  vielleicht  darauf  berufen,  dass  Vertragsgesetze 
gewohnheitsmässig  in  anderer  Weise  publiziert  werden  als  die 
übrigen  Reichsgesetze.  Das  erkennen  wir  an  trotz  der  Bedenken, 
welche  Laband  hiergegen  vorgebracht  hat34.  Damit  ist  Zorn 
aber  nicht  geholfen,  denn  die  gewohnheitsrechtliche  Form  besteht 
in  dem  Abdruck  des  Vertrages,  nicht  in  einer  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  über  die  Genehmigung  des  Reichstages.  Aller- 
dings  ist  der  Vertrag  in  Nr.  37  des  Reichsgesetzblattes  vom 
Jahre  1878  in  der  üblichen  Form  abgedruckt  und  verkündet 
worden.  Diese  Publikation  nennt  Zorn  aber  ausdrücklich  „nichts 
mehr  und  nichts  weniger  als  einen  rechtsunverbindlichen  Entwurf". 

33  Zorn  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  a.  a.  0. 
S.  38—39. 

84  Laband,  §  62  S.  633—634. 
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Sie  ist  also  seiner  Ansicht  nach  rechtlich  nicht  vorhanden  und 
kann  durch  eine  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  den  Charakter 
eines  Reichsgesetzes  hinterher  nicht  erhalten.  Auf  Grund  seiner 
Prämissen  hätte  Zorn  wohl  zu  folgendem  Ergebnis  gelangen 
müssen:  eine  gültige  Publikation  des  Vertragsgesetzes  hat  nie 
stattgefunden;  es  ist  mithin  überhaupt  nicht  in  Wirksamkeit 
getreten. 

Sonder  Zweifel  wurde  in  Nr.  37  des  Reichsgesetzblattes  vom 
Jahre  1878  kein  perfektes  Vertragsgesetz  verkündet.  Trotzdem 
darf  man  nicht  sagen,  es  sei  nihil  actum.  Die  Zustimmung  des 
Bundesrates  und  des  Kaisers  war  erklärt,  Ausfertigung  und  Pub- 
likation in  der  herkömmlichen  Weise  erfolgt;  „zur  Gültigkeit" 
war  nach  Art.  11  Abs.  3  der  Reichsverfassung  nur  noch  „die 
Genehmigung  des  Reichstages  erforderlich".  Wir  möchten  des- 
halb sagen,  das  Vertragsgesetz  sei  als  ein  suspensiv  bedingtes 
publiziert  worden.  Mit  Eintritt  der  Bedingung  wurde  es  gültig 
und  unbedingt  verbindlich.  Die  Bedingung  wurde  aber  am 
25.  Februar  1879  dadurch  erfüllt,  dass  der  Reichstag  die  Geneh- 
migung erteilte.  Diese  Genehmigung  erstreckte  sich  ebenso  wie 
die  Zustimmung  des  Kaisers  und  des  Bundesrates  mit  auf  die 
Bestimmung,  dass  das  Vertragsgesetz  am  1.  Januar  1879  in 
Kraft  treten  solle.  Musste  die  Genehmigung  des  Reichstages 
nun  noch  verkündet  werden?  Dafür  liesse  sich  anführen:  es 
musste  amtlich  ausgesprochen  werden,  dass  das  Vertragsgesetz 
perfekt  geworden  sei;  dann  wäre  weiter  zu  fragen,  von  wem 
diese  Bekanntmachung  zu  erlassen  sei,  vom  Reichskanzler,  vom 
Kaiser  oder  vom  Bundesrate,  welcher  über  die  vom  Reichstage 
gefassten  Beschlüsse  nach  Art.  7  der  Reichsverfassung  zu  be- 
schliessen  hat?  Eines  Eingehens  hierauf  bedarf  es  unseres  Er- 
achtens  nicht,  weil  die  Genehmigung  des  Reichstages  ebenso  wie 
die  Zustimmung  des  Bundesrates  bei  der  Verkündigung  der  Ver- 
tragsgesetze gewohnheitsmässig  nicht  erwähnt  wird.  Wer  jene 
Thatsachen  festzustellen  hat,  der  muss  die  Protokolle  über  die 


—     170     — 

Beschlüsse  beider  Körperschaften  nachschlagen.  Man  wende 
hiergegen  nicht  ein :  durch  die  Verkündigung  eines  Vertrags- 
gesetzes im  Reichsgesetzblatt  werde  die  verfassungsmässige  Zu- 
stimmung von  Bundesrat  und  Reichstag  stillschweigend  konstatiert. 
Das  wäre  schon  aus  dem  Grunde  unzutreffend,  weil  genau  in  der 
nämlichen  Weise  wie  Vertragsgesetze  sehr  viele  Staatsverträge 
im  Reichsgesetzblatt  publiziert  werden,  welche  nicht  unter  Art.  11 
Abs.  3  der  Reichsverfassung  fallen  und  deshalb  dem  Buudesrath 
und  Reichstag  nie  unterbreitet  wurden.  Im  einzelnen  Falle  mag 
es  sehr  wohl  zweifelhaft  sein,  ob  ein  Vertrag  zu  dieser  oder  jener 
Kategorie  gehöre;  ein  Beispiel  bietet  die  dem  Reichstage  nicht 
vorgelegte  Uebereinkunft  zwischen  dem  deutschen  Reich  und 
Oesterreich-Ungarn  vom  31.  Dezember  1879 8ß.  Ein  Rechtsirrtum 
des  Kaisers  und  des  Reichskanzlers  kann  aber  über  die  fehlende 
Zustimmung  von  Bundesrat  und  Reichstag  nicht  hinweghelfen. 
Die  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  in  Nr.  5  des  Reichs- 
gesetzblattes vom  Jahre  1879  war  deshalb  nicht  notwendig,  wohl 
aber  sehr  zweckmässig;  sie  enthielt  keinen  Befehl,  sondern  machte 
Behörden  und  Publikum  lediglich  mit  einer  Thatsache  bekannt. 
Das  Vertragsgesetz  trat  demnach  am  26.  Februar  1879  mit 
rückwirkender  Kraft  vom  1.  Januar  1879  in  Geltung. 

Aus  der  Rede  des  Abgeordneten  Delbrück  in  der  Reichs- 
tagssitzung vom  20.  Februar  1879 36  scheint  hervorzugehen,  dass 
der  Reichskanzler  das  Vertragsgesetz  durch  Anweisung  an  die 
Behörden  bereits  vom  1.  Januar  1879  an  provisorisch  in  Kraft 
gesetzt  hatte.  Die  Denkschrift  des  Reichskanzlers  vom  12.  Fe- 
bruar 1879 37  erwähnt  diesen  Umstand  nicht.  Korrekterweise 
hätte  dann  Indemnität  nachgesucht  werden  müssen  wie  nach  der 


35  Vgl.  die  oben  S.  164  zitierte  Denkschrift  zum  Uebereinkommen  vom 
11.  April  1880.     Prestblb  S.  63—64. 

30  Stenographische  Berichte,  4.  Legislaturperiode,  2.  Session  1879,  Bd.  I 
S..  45. 

87  Ebenda,  Drucksachen  des  Reichstages,  Bd.  I  Nr.  8. 
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Inkraftsetzung   der  deutsch-spanischen   Erklärung  vom  30.    De- 
zember 1893 38. 

Das  Gesetz  vom  25.  Juni  1873,   betreffend   die  Einführung 
der  Verfassung  des    Deutschen  Reiches   in  Elsass-Lothringen89, 
verordnet  im  §  8 :  „Auch  nach  Einführung  der  Verfassung  und 
bis  zu  ander  weiter  gesetzlicher  Regelung  kann  der  Kaiser  unter 
Zustimmung  des  Bundesrates,  während  der  Reichstag  nicht  ver- 
sammelt ist,  Verordnungen  mit  gesetzlicher  Kraft  erlassen  .  .  . 
Auf  Grund    dieser   Ermächtigung    erlassene  Verordnungen  sind 
dem    Reichstage    bei    dessen  nächstem  Zusammentritt    zur    Ge- 
nehmigung vorzulegen.     Sie  treten  ausser  Kraft,   sobald  die  Ge- 
nehmigung  versagt  wird."     Hierzu  bemerkt  Laband  :    „Die  ju- 
ristische   Charakterisierung"    (dieser  Verordnungen    mit  proviso- 
rischer  Gesetzeskraft)   „besteht   darin,   dass  der    Gesetzesbefehl 
unter  einer  Resolutivbedingung  erlassen  wird;  wenn  diese  Resolu- 
tivbedingung eintritt,  d.  h.  wenn  der  Reichstag  die  Genehmigung 
versagt,    so   fallt    der    Gesetzesbefehl  ex  nunc  fort.     Der   Ver- 
sagungsbeschluss  muss  vom  Reichskanzler  sofort  im  Gesetzblatt 
bekannt  gemacht  werden;  aber  auch  wenn  er  dies  unterlässt,  hat 
die   Verordnung  keine    Kraft   mehr;    denn    sie   verliert  dieselbe 
durch  den  Beschluss  des  Reichstages,   nicht  durch  die  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  über  diesen  Beschluss.     Erteilt  der 
Reichstag  die  Genehmigung,  so  ist  eine  Verkündigung  dieses  Be- 
schlusses zwar  nicht  wesentlich,  da  sich  an  der  Geltung  der  Ver- 
ordnung nichts  ändert,    sondern  nur   der  Nich teintritt  der  Re- 
solutivbedingung  entschieden  ist;  thatsächlich  besteht  aber  die 
Praxis,  den  Genehmigungsbeschluss   des  Reichstages  im  Gesetz- 
blatt   für  Elsass-Lothringen  zu    publizieren40."     Was  hier  vom 
resolutiv  bedingten  Gesetze  gesagt  wird,   das  muss  mutatis  mu- 
tandis  auch  für  das  suspensiv  bedingte  Vertragsgesetz  angenommen 
werden. 


M  R.-G.-B1.  1894  Nr.  3  S.  109. 

8V  R.-G.-Bl.  Nr.  18  S.  161.  40  Laband  §  69  S.  736. 
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III.  Der  Inhalt  des  Vertragsgesetzes. 

Wie  Seugmann  ausgeführt  hat,  wird  nicht  der  gesamte, 
materielle  Inhalt  des  Vertrages  deutsches  Vertragsgesetz,  sondern 
nur  derjenige  Teil  desselben,  welcher  sich  auf  völkerrechtliche 
Verpflichtungen  des  Deutschen  Reiches  bezieht41.  Um  sie  zu  er- 
füllen, werden  durch  Erlass  des  Vertragsgesetzes  entsprechende 
staatsrechtliche  Normen  geschaffen.  Art.  1  des  Uebereinkommens 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Oest erreich- Ungarn  vom 
6.  Dezember  1891  bestimmt:  „Die  Angehörigen  des  einen  der 
vertragschliessenden  Teile  sollen  in  den  Gebieten  des  anderen 
in  Bezug  auf  den  Schutz  von  Erfindungen,  von  Mustern  (ein- 
schliesslich der  Gebrauchsmuster)  und  Modellen,  von  Handels- 
und Fabrikmarken,  von  Firmen  und  Xamen  dieselben  Rechte 
wie  die  eigenen  Angehörigen  gemessen" 42.  Dieser  Artikel  ent- 
hält zwei  verschiedene  Bestimmungen  :  erstens  stehen  den  Oester- 
reichern  und  Ungarn  im  Deutschen  Reiche  die  Rechte  der  deut- 
schen Reichsangehörigen  zu.  Diese  Bestimmung  ist  deutsches 
Vertragsgesetz  geworden;  dasselbe  räumt  den  Oesterreichern  und 
Ungarn  nach  deutschem  Staatsrecht  einen  Anspruch  gegen  das 
Deutsche  Reich  ein.  Zweitens  sollen  aber  nach  jenem  Artikel 
die  deutschen  Reichsangehörigen  in  Oesterreich  und  Ungarn  der- 
selben Rechte  teilhaftig  werden,  wie  die  Unterthanen  dieser 
Staaten.  Die  letztere  Bestimmung  ist  österreichisches,  bezw.  un- 
garisches Gesetz  geworden,  aber  nicht  deutsches.  Das  konnte 
sie  nicht  werden,  denn  das  Deutsche  Reich  ist  nicht  in  der  Lage, 
zu  verordnen,  was  österreichisches,  bezw.  ungarisches  Gesetz  sein 
soll.  Ein  derartiger  Gesetzesbefehl  wäre  für  niemand  verbindlich; 
aus  ihm  könnte  niemand  Rechte  herleiten.  Er  wäre  für  Oester- 
reich-Ungarn  uud  die  Behörden  dieser  Staaten  nicht  verbindlich, 
weil  Gesetze  des  Deutschen  Reiches  für  sie  im  Inneren  überhaupt 

11  Seliomaxn,    Abschluss   und   Wirksamkeit  der   Staats  vertrage,  Frei- 
luirg  i.  R.  1890,  S.  210—216. 
14  R.-G.-B1.  18*2  S.  28*. 
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nicht  massgebend  sind.  Er  wäre  für  die  deutschen  Behörden 
und  Unterthanen  nicht  verbindlich,  weil  er  ihnen  gar  nichts  be- 
fiehlt. Die  Sache  erscheint  so  klar,  dass  wir  —  unter  Ver- 
weisung auf  Seligmanns  Ausführungen  —  uns  weiterer  Bemer- 
kungen enthalten. 

IV.  Das  Erlöschen  des  Vertragsgesetzes. 

Das  Vertragsgesetz  kann  durch  einen  neuen  Gesetzgebungs- 
akt aufgehoben  werden;  ferner  erlischt  es  ohne  einen  solchen, 
wenn  es  nur  für  bestimmte  Zeit  erlassen  wurde,  oder  wenn  das 
ihm  zu  Grunde  liegende  Vertragsverhältnis  sein  Ende  erreicht. 

Die  Wirkung  des  Vertragsgesetzes  auf  ältere  Reichsgesetze 
weist  keine  Eigentümlichkeit  auf,  bedarf  deshalb  keiner  Erörterung 
Wichtig  ist  dagegen  das  Verhältnis  des  jüngeren  Reichsgesetzes 
zum  älteren  Vertragsgesetze.  Das  letztere  ist  selbstverständlich 
auch  ein  Reichsgesetz;  nur  zum  Zwecke  der  schärferen  Gegen- 
überstellung wenden  wir  die  Bezeichnung  Reichsgesetz  lediglich 
auf  diejenigen  Gesetze  an,  welche  nicht  den  Charakter  eines 
Vertragsgesetzes  haben. 

Das  Deutsche  Reich  ist  unzweifelhaft  befähigt,  ein  Vertrags- 
gesetz aufzuheben,  wenngleich  die  völkerrechtliche  Verpflichtung 
fortdauert.  Es  handelt  auch  gar  nicht  vertragswidrig,  falls  das 
Vertragsgesetz  sofort  durch  ein  anderes  Gesetz  ersetzt  wird, 
welches  den  übernommenen  völkerrechtlichen  Pflichten  entspricht. 
Aber  selbst  wenn  dies  nicht  geschieht,  ist  die  Aufhebung  des 
Vertragsgesetzes  an  sich  rechtsbeständig.  Freilich  würde  das 
Deutsche  Reich  dann  vertragsbrüchig  werden,  weil  es  seine 
Pflichten  nicht  mehr  erfüllt.  Dennoch  kann  es  dies  thun;  der 
Staatsvertrag  hat  ihm  ja  nur  völkerrechtliche  Pflichten  auferlegt, 
seine  staatsrechtliche  Kompetenz,  seine  Fähigkeit  und  Freiheit 
zur  Vornahme  von  Akten  der  Gesetzgebung  aber  in  keiner  Weise 
beschränkt. 

Es  ist  nun  die  Frage  aufzuwerfen,  wie  das  Vertragsgesetz 

Archiv  für  Öffentliches  Recht.  XII.  2.  12 
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aufgehoben  wird.  Genügt  ein  gewöhnliches  Reichsgesetz  oder 
bestehen  besondere  Erfordernisse?  In  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  hat  man  sich  die  Frage  vorgelegt,  in  welchem 
Verhältnis  das  Vertragsrecht  des  Präsidenten  unter  Mitwirkung 
des  Senats  und  das  Gesetzgebungsrecht  des  Kongresses  zu  ein- 
ander stehen.  „Diese  Frage",  sagt  von  Holst,  „ist  dahin  be- 
antwortet worden,  dass  sie  einander  koordiniert  sein  müssen,  da 
Verträge  wie  Gesetze  ,Souveränetätsakte'  sind,  die  sich  nur  in 
der  Form  und  hinsichtlich  der  Organe,  durch  die  der  souveräne 
Wille  zum  Ausdruck  gelangt,  von  einander  unterscheiden.  Aus 
diesem  Grundsatze  folgt,  dass  sowohl  ein  Gesetz  durch  einen 
Vertrag,  als  auch  umgekehrt  ein  Vertrag  durch  ein  Gesetz  auf- 
gehoben werden  kann.  Stehen  ein  Vertrag  und  ein  Gesetz  in 
Widerspruch  mit  einander,  so  ist  mithin  das  Datum  dafür  ent- 
scheidend, ob  dieses  oder  jener  als  aufgehoben  anzusehen  ist43." 
Holst  fugt  hinzu  :  „Weder  der  Grundsatz,  noch  die  Folgerichtig- 
keit der  Schlüsse  kann  wohl  angefochten  werden  und  jedenfalls 
sind  sie  das  geltende  Verfassungsrecht. u  Er  verschliesst  sich  in- 
dessen nicht  der  Erkenntnis,  dass  jener  Grundsatz  zu  bedenklichen 
Folgerungen  fuhren  kann. 

Soweit  ich  sehe,  ist  es  auch  in  Deutschland  nicht  in  Zweifel 
gezogen,  dass  das  Vertragsgesetz  durch  ein  gewöhnliches  Reichs- 
gesetz aufgehoben  werden  kann.  Man  muss  sogar  zu  dieser  An- 
sicht gelangen,  wenn  man  der  herrschenden  Lehre  über  die  Ent- 
stehung des  Vertragsgesetzes  beipflichtet.  Genügt  hierzu  ein 
übereinstimmender  Beschluss  von  Bundesrat  und  Reichstag,  so 
reicht  derselbe  auch  zur  Ausserkraftsetzung  hin.  Trotzdem  hat 
sich  die  deutsche  Wissenschaft  eine  Folgerung  nicht  angeeignet, 
welche  die  amerikanische  aus  dem  Grundsatz  gezogen  hat.  Stehen 
ein  Vertragsgesetz  und  ein  anderes  Reichsgesetz  in  Widerspruch 

43  v.  Holst,  Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
(Marquardsbns  Handbuch  IV  1,3)  Freiburg  i.  B.  1885,  S.  109.  Vgl.  Jellinkk, 
Gesetz  und  Verordnung,  Freiburg  i.  B.  1887,  S.  365. 
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mit  einander,  so  ist  bei  uns  nicht  nur  das  Datum  dafür  ent- 
scheidend, ob  dieses  oder  jenes  als  aufgehoben  anzusehen  ist, 
sondern  die  Geltung  der  Gesetze  richtet  sich  noch  nach  anderen 
Normen;  insbesondere  kommt  hier  der  Grundsatz  in  Betracht: 
lex  posterior  generalis  non  derogat  priori  speciali 4*.  Der  zwischen 
dem  Norddeutschen  Bunde  und  dem  Zollverein  auf  der  einen, 
dem  Freistaate  Salvador  auf  der  anderen  Seite  am  13.  Juni  1870 
geschlossenen  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag45 
bestimmt  in  Art.  8 :  „Die  Ehe  eines  Salvadoreners  soll  in  Deutsch- 
land und  die  Ehe  eines  Deutschen  soll  in  Salvador  für  gültig 
angesehen  werden,  wenn  diese  Ehe  geschlossen  ist  gemäss  den 
Gesetzen  seines  Heimatlandes. a  Hiernach  darf  das  Deutsche 
Reich  die  von  einem  Salvadorener  nach  seinem  Heimatgesetze 
in  Deutschland  geschlossene  Ehe  nicht  als  nichtig  behandeln; 
diese  Bestimmung  ist  deutsches  Vertragsgesetz  geworden.  Nach 
§  41  des  Gesetzes  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes 
und  die  Eheschliessung  vom  6.  Februar  1875  kann  aber  inner- 
halb des  Gebietes  des  Deutschen  Reiches  eine  Ehe  rechtsgültig 
nur  vor  dem  Standesbeamten  geschlossen  werden.  Ginge  dieses 
jüngere  Reichsgesetz  dem  älteren  Vertragsgesetze  vor,  so  hätte 
sich  das  Deutsche  Reich  selbst  ausser  stände  gesetzt,  die  dem 
Freistaate  gegenüber  eingegangene  Verpflichtung  zu  erfüllen. 
Eine  solche  Absicht  ist  ihm  ohne  weiteres  nicht  zuzuschreiben 
Wenn  das  Gegenteil  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  so 
mus8  angenommen  werden,  der  allgemeine  Grundsatz  habe  die 
bereits  getroffenen  Spezialbestimmungen  nicht  umstossen  wollen46. 
Das  ältere  Vertragsgesetz  wird  demnach  durch  ein  ihm 
widersprechendes  jüngeres  Reichsgesetz  nur  dann  seiner  Wirk- 
samkeit beraubt,  wenn  das  letztere  sich  diese  Kraft  ausdrücklich 


44  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung,  S.  364 — 365. 
«  R.-G.-B1.  1872  S.  377. 

40  Jklunek  a.  a.  0.    Vgl.  auch  Hinschiüs,  Das  Reichsgesetz  über  die 
Beurkundung  des  Personenstandes,  3.  Aufl.  1890,  S.  158 — 159. 

12* 
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beilegt.  Dem  stereotyp  gewordenen  Schlussparagraphen :  „  Alle 
diesem  Gesetze  widersprechenden  Bestimmungen  sind  hierdurch 
aufgehoben"  möchten  wir  eine  derartige  Bedeutung  nicht  bei- 
messen, weil  wir  bis  zum  überzeugenden  Nachweise  des  Gegen- 
teils nicht  annehmen  können,  das  Deutsche  Reich  wolle  Vertrags- 
brüchig  werden. 

Wie  verhält  es  sich  nun,  wenn  ein  Reichsgesetz  das  ältere 
Vertragsgesetz  ausdrücklich  aufhebt?  Genügt  die  Uebereinstim- 
mung  der  Beschlüsse  von  Bundesrat  und  Reichstag  zu  diesem 
Zwecke?  Man  muss  es  annehmen,  wenn  man  die  von  der  ameri- 
kanischen Jurisprudenz  aufgestellte  Regel  —  vorbehaltlich  des 
Grundsatzes  lex  posterior  generalis  non  derogat  priori  speciali 
—  für  richtig  hält.  Wir  können  sie  jedoch  für  das  deutsche 
Staatsrecht  nicht  annehmen.  Es  soll  zwar  kein  Widerspruch 
dagegen  erhoben  werden,  dass  Vertrags-  wie  Reichsgesetze  Sou- 
veränetätsakte  sind,  welche  sich  nur  in  der  Form  und  hinsicht- 
lich der  Organe  unterscheiden,  durch  die  der  souveräne  Wille 
zum  Ausdruck  gelangt.  Nicht  beizutreten  ist  aber  der  hieraus 
gezogenen  Folgerung,  dass  ein  Vertragsgesetz  durch  ein  gewöhn- 
liches Gesetz  aufgehoben  werden  könne.  Auch  hier  gilt  vielmehr 
die  allgemeine  Regel,  dass  jede  Rechtsnorm  nur  auf  demselben 
Wege  ausser  Kraft  gesetzt  werden  kann,  auf  welchem  sie  ein- 
geführt ist;  die  Aufhebung  durch  eine  Rechtsnorm  höherer  Art 
interessiert  an  dieser  Stelle  nicht.  Kommt  das  Vertragsgesetz 
nur  unter  Mitwirkung  des  Kaisers  zu  stände,  so  kann  es  auch 
nicht  ohne  seine  Zustimmung  der  Wirksamkeit  beraubt  werden. 

Diese  Annahme  erscheint  geboten,  wenn  man  der  oben  dar- 
gelegten Theorie  über  die  Entstehung  des  Vertragsgesetzes  zu- 
stimmt. Nebenbei  hat  sie  auch  gesunde  politische  Erwägungen 
für  sich.  Genügte  ein  gewöhnliches  Reichsgesetz  zur  Aufhebung 
des  Vertragsgesetzes,  so  wäre  der  Kaiser  zur  Ausfertigung  und 
Verkündigung  des  ersteren  staatsrechtlich  verpflichtet.  Die  preussi- 
Bchen  Stimmen  mögen  im  Bundesrat  in  der  Minderheit  geblieben 
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sein;  die  Ersetzung  des  Vertragsgesetzes  durch  ein  anderes,  den 
Vertragsbestimmungen  materiell  genügendes  Reichsgesetz  ist  nach 
Lage  der  Sache  vollkommen  ausgeschlossen;  die  Majorität  im 
Bundesrate  und  Reichstage  will  die  einschlägigen  Rechtsverhält- 
nisse gerade  in  der  dem  Vertrage  entgegengesetzten  Weise  regeln. 
Der  Kaiser  müsste  das  neue  Gesetz  ausfertigen  und  verkünden; 
es  stände  ihm  kein  Veto  zu! 

Man  wende  nicht  ein,  der  angenommene  Fall  sei  gänzlich 
unwahrscheinlich;  der  Bundesrat  wenigstens  werde  seiner  Ver- 
antwortlichkeit sich  stets  so  bewusst  sein,  dass  er  keinen  Beschluss 
fasse,  welcher  mit  den  völkerrechtlichen  Pflichten  des  Deutschen 
Reiches  im  Widerspruch  stehe.  Der  Meinung  sind  wir  auch;  aber 
mit  solchem  Einwände  stellt  man  nicht  das  Verfassungsrecht  klar, 
sondern  geht  seiner  Erforschung  aus  dem  Wege.  Gerade  jener 
Fall  muss  hier  in  Betracht  gezogen  werden.  Ist  übrigens  ein 
Rechtsirrtum  hinsichtlich  der  fortdauernden  Wirksamkeit  eines 
Vertrages  bei  der  Mehrheit  des  Bundesrats  gänzlich  ausgeschlossen? 
Gewiss  kann  auch  der  Kaiser  einem  solchen  Irrtume  verfallen; 
dann  muss  das  Reich  die  Folgen  tragen,  weil  dasjenige  Organ 
irrt,  welchem  es  seine  völkerrechtliche  Vertretung  übertragen  hat. 
Dieser  Fall  tritt  aber  ebenso  leicht  bei  Verträgen  ein,  welche  der 
Zustimmung  des  Bundesrats  und  des  Reichstages  gar  nicht  be- 
dürfen. 

Vermöchte  ein  gewöhnliches  Reichsgesetz  das  Vertragsgesetz 
aufzuheben,  so  wäre  der  Kaiser  wohl  zur  Kündigung  des  Ver- 
trages verpflichtet,  vorausgesetzt,  dass  dieser  gerade  kündbar  ist? 
Hat  der  Kaiser  alsdann  mit  der  Ausfertigung  und  Verkündigung 
des  Gesetzes  ein  Jahr  lang  zu  warten,  falls  der  Vertrag  erst  ein 
Jahr  nach  der  Kündigung  ausser  Wirksamkeit  tritt?  Man  könnte 
annehmen,  das  Reich  wolle  in  diesem  Falle  nicht  vertragsbrüchig 
werden,  sondern  zunächst  nur  die  Kündigung  des  Vertrages  und 
mit  dem  späteren  Erlöschen  desselben  auch  das  des  Vertrags- 
gesetzes   herbeiführen.      Die   Zulässigkeit    dieser   Interpretation 
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mag  dahingestellt  bleiben;  dagegen  ist  die  Vorfrage  zu  beant- 
worten, ob  der  Kaiser  im  angenommenen  Falle  zur  Kündigung 
des  Vertrages  staatsrechtlich  verpflichtet  ist?  Kann  er  überhaupt 
zur  Kündigung  von  Verträgen  verpflichtet  werden? 

Die  Kündigung  eines  Vertrages  ist  ein  völkerrechtlicher 
Rechtsakt,  gehört  mithin  zu  der  dem  Kaiser  übertragenen  völker- 
rechtlichen Vertretung  des  Reiches.  In  Wahrnehmung  derselben 
ist  der  Kaiser  nur  durch  die  beiden  letzten  Absätze  des  Art.  11 
der  Reichs  Verfassung  beschränkt;  und  diese  sprechen  nicht  von 
der  Kündigung  eines  Vertrages.  Soweit  er  nicht  beschränkt  ist, 
hat  der  Kaiser  lediglich  nach  seinem  Ermessen  zu  handeln.  Folg- 
lich kann  er  zur  Kündigung  eines  Vertrages  rechtlich  nicht  ver- 
pflichtet werden. 

Noch  krasser  ist  die  Sachlage,  wenn  der  Vertrag,  zur  Zeit 
wenigstens,  gar  nicht  kündbar  ist.  Wie  schon  hervorgehoben 
wurde,  ist  der  Kaiser  unseres  Erachtens  verpflichtet,  so  viel  an 
ihm  liegt,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  völkerrechtlichen 
Pflichten  des  Reiches  erfüllt  werden.  Soll  er  trotzdem  zur  Vor- 
nahme einer  Handlung  verpflichtet  sein,  welche  mit  den  völker- 
rechtlichen Pflichten  des  Deutschen  Reiches  unvereinbar  ist?  Das 
wäre  aber  in  diesem  Falle  die  Ausfertigung  und  Verkündigung 
des  Gesetzes,  welches  zur  Aufhebung  des  Vertragsgesetzes  be- 
stimmt ist. 

Man  vergegenwärtige  sich  einmal  die  Sachlage :  auf  der  einen 
Seite  soll  dem  Kaiser  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  dieses 
Reichsgesetzes  obliegen;  die  weitere  Ausführung  des  Vertrags- 
gesetzes wäre  damit  verhindert,  das  Deutsche  Reich  würde  ver- 
tragsbrüchig. Auf  der  anderen  Seite  wäre  der  Kaiser  gerade 
dasjenige  Organ,  welches  dem  verletzten  Mitkontrahenten  wegen 
dieses  Vertragsbruches  Rede  zu  stehen  hätte.  Was  könnte  er 
antworten?  Es  ist  wahr,  das  Deutsche  Reich  hat  seine  Pflichten 
verletzt;  den  übereinstimmenden  Beschlüssen  von  Bundesrat  und 
Reichstag  gegenüber  stand  mir  aber  kein  Veto  zu;  ich  war  des- 
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halb  zur  Ausfertigung  und  Verkündigung  des  Deine  Rechte  ver- 
letzenden Gesetzes  verpflichtet;  es  thut  mir  aber  ausserordentlich 
leid.  Würde  der  Mitkontrahent  mit  einer  solchen  Erklärung  zu- 
frieden sein?  Würde  er  nicht  auf  Vertragserfüllung  bestehen  und 
Genugthuung  wegen  zeitweiliger  Nichterfüllung  fordern,  eventuell 
zu  Repressalien  schreiten?  Wer  eine  rechtliche  Verpflichtung 
zwischen  Staaten  überhaupt  nicht  anerkennt,  der  wird  freilich  die 
hier  hervorgehobenen  Schwierigkeiten  leicht  hinwegräumen. 

Ein  Vertragsgesetz  kann  demnach  nur  unter  Zustimmung 
des  Kaisers  aufgehoben  werden.  Legt  er  sein  Veto  ein,  so  kommt 
das  beabsichtigte  Gesetz  nicht  zu  stände.  Seine  Zustimmung 
wird  aber  aus  der  Ausfertigung  und  Verkündigung  des  betreffenden 
Reichsgesetzes  ersichtlich.  Das  mag  auffallend  erscheinen,  denn 
hiernach  unterscheidet  sich  das  mit  Zustimmung  des  Kaisers  zu 
stände  gekommene  Gesetz  äusserlich  in  keiner  Weise  von  dem 
ohne  sie  perfekt  gewordenen.  Es  ist  indessen  folgendes  zu  be- 
denken: nach  den  früheren  Ausführungen  wird  das  Vertragsgesetz 
durch  kein  Reichsgesetz  aufgehoben,  welches  sich  diese  Kraft 
nicht  ausdrücklich  beilegt.  Ein  Gesetz,  in  welchem  die  ent- 
sprechende Bestimmung  fehlt,  bedarf  deshalb  der  kaiserlichen  Zu- 
stimmung nicht,  aber  es  kann  ein  älteres  Vertragsgesetz  weder 
ganz  noch  teilweise  ausser  Kraft  setzen  nach  dem  Grundsatze 
lex  posterior  generalis  non  derogat  priori  speciali.  Hebt  ein 
Gesetz  dagegen  das  Vertragsgesetz  expressis  verbis  auf  oder  be- 
stimmt es  z.  B. :  Die  Rechtsverhältnisse  der  Angehörigen  des 
Staates  A  (d.  h.  des  Mitkontrahenten)  sollen  fortan  so  und  so 
geregelt  werden,  so  muss  dieses  vom  Kaiser  ausgefertigte  und 
verkündete  Gesetz  auch  seine  Zustimmung  gefunden  haben,  sonst 
hätte  er  sein  Veto  einlegen,  Ausfertigung  und  Verkündigung  unter- 
lassen müssen.  Demgemäss  hat  der  Kaiser  jedes  ihm  zur  Aus- 
fertigung und  Verkündigung  unterbreitete  Gesetz  auf  seinen  In- 
halt hin  zu  prüfen.  Dieser  Arbeit  muss  er  aber  schon  aus  anderen 
Gründen  sich  unterziehen;  denn  er  hat  festzustellen,   ob  es  eine 
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Verfassungsänderung  enthält,  um  im  Bejahungsfälle  weiter  zu 
prüfen,  ob  es  im  Bundesrate  mit  der  erforderlichen  Mehrheit  an- 
genommen wurde;  er  hat  ferner  zu  untersuchen,  ob  es  jura  singu- 
lorum  berührt,  und  dann,  ob  der  betreffende  Staat  zugestimmt  hat47. 
An  dieser  Stelle  ist  noch  ein  Einwand  zu  gewärtigen:  bei 
Verträgen,  welche  nicht  unter  Art.  11  A,bs.  3  der  Reichsver- 
fassung fallen,  wird  kein  Vertrags-,  sondern  ein  anderes  Reichs- 
gesetz zur  Ausführung  erlassen;  wir  erwähnten  bereits  das  Gesetz 
vom  14.  November  1886,  betreffend  die  Bürgschaft  des  Reiches 
für  die  Zinsen  einer  egyptischen  Staatsanleihe;  ein  solches  Gesetz 
wird  ohne  die  Zustimmung  des  Kaisers  perfekt,  kann  folglich 
auch  ohne  sie  aufgehoben  werden;  nun  macht  es  doch  keinen 
Unterschied  aus,  ob  das  Reich  die  Erfüllung  seiner  völkerrecht- 
lichen Pflichten  durch  Aufhebung  eines  Vertrags-  oder  Ausfuhrungs- 
gesetzes vereitelt.  Das  ist  gewiss  richtig,  beweist  aber  nicht,  dass 
das  Vertragsgesetz  wie  das  Ausfuhrungsgesetz  ohne  Einwilligung 
des  Kaisers  aufhebbar  sei.  Vom  Standpunkte  der  Zweckmässig- 
keit aus  mag  in  beiden  Fällen  die  Mitwirkung  desjenigen  Organs 
gleich  erwünscht  sein,  welchem  die  völkerrechtliche  Vertretung 
des  Reiches  obliegt;  steht  sie  ihm  in  dem  einen  Falle  nicht  zu, 
so  ist  das  aber  kein  Grund,  sie  ihm  auch  in  dem  anderen  abzu- 
sprechen. Vertrags-  und  Ausführungsgesetz  sind  doch  wesentlich 
verschiedene  Gesetze.  Das  eine  verleiht  den  einschlägigen  Be- 
stimmungen des  Vertrages  um  dieser  ihrer  Eigenschaft  willen,  — 
nur  weil  sie  es  sind  und  nur  auf  die  Zeit  ihrer  Gültigkeit  als 
solche48  —  den  Charakter  staatsrechtlicher  Normen;  das  andere 
dagegen  steht  in  keinem  rechtlichen  Zusammenhange  mit  dem 
Vertrage;  es  braucht  auf  ihn  gar  nicht  Bezug  zu  nehmen.  Trotz- 
dem soll  die  Inkongruenz  nicht  in  Abrede  gestellt  werden.  Zur 
Ausfertigung  und  Verkündigung  des  ein  Ausfuhrungsgesetz  auf- 
hebenden Gesetzes  ist  der  Kaiser  verpflichtet,   selbst  wenn  da- 

47  Laband,  Bd.  I  §  55  S.  524—525. 

48  Vgl.  unten. 
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durch  die  weitere  Erfüllung  der  bestehenden  Vertragspflichten 
untersagt  wird.  Von  den  Leugnern  des  Völkerrechts  abgesehen, 
wird  aber  niemand  behaupten  wollen,  dass  dieses  Ergebnis  sehr 
erwünscht  sei.  Durch  die  Aufhebung  des  Ausführungsgesetzes 
wird  ja  an  dem  Bestehen  der  völkerrechtlichen  Pflicht  nichts  ge- 
ändert. Durch  Unterzeichnung  des  Protokolles  vom  17.  Januar  1871 
hat  das  Deutsche  Reich  aucn  anerkannt,  que  c'est  un  principe 
essentiel  du  droit  des  gens  qu'une  Puissance  ne  peut  se  deliec 
des  engagements  d'un  Traite,  ni  en  modifier  les  stipulation, 
qu'ä,  la  suite  de  Tassentiment  des  Parties  Contractantes,  au  moyen 
d'une  entente  amicale49.  Dem  Kaiser  bleibt  alsdann  nichts  übrig, 
als  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  anzuwenden,  damit  ein 
neues  Ausfuhrungsgesetz  zu  stände  komme.  Bei  Vertragsgesetzen 
dagegen  verhält  es  sich  wie  gesagt  anders:  weil  sie  mit  Zu- 
stimmung des  Kaisers  erlassen  werden,  muss  die  Aufhebung  auf 
die  nämliche  Weise  erfolgen. 

Das  Vertragsgesetz  erlischt  zweitens  mit  Ablauf  der  Zeit, 
für  welche  es  in  Kraft  gesetzt  wurde.  Der  mit  Spanien  am 
12.  Juli  1883  geschlossene  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  sollte 
nach  Art.  23  bis  zum  30.  Juni  1887  in  Kraft  bleiben50.  Art.  26 
des  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Oesterreich-Ungarn  am 
16.  Dezember  1878  geschlossenen  Handelsvertrages  erstreckte 
dessen  Wirksamkeit  bis  zum  31.  Dezember  1879 51.  In  derartigen 
Fällen  wird  auch  das  Vertragsgesetz  nur  auf  bestimmte  Zeit  er- 
lassen; mit  Ablauf  derselben  erlischt  es  von  Rechtswegen,  ohne 
dass  es  eines  besonderen  Aufhebungsaktes  oder  auch  nur  einer 
Bekanntmachung  bedürfte. 

Wie  wir  früher  ausgeführt  haben,  werden  nur  diejenigen 
Vertragsbestimmungen  deutsches  Vertragsgesetz,  welche  sich  auf 
Verpflichtungen  des  Deutschen  Reiches  beziehen;   sie  werden  es 


49  Staatsarchiv,  Bd.  XX  Nr.  4286  S.  190. 

50  R.-G.-B1.  319. 

51  R.-G.-B1.  373. 
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aber  auch  sämtlich.  Zu  diesen  Bestimmungen  gehört  die  Verein- 
barung; dass  die  Verpflichtungen  des  Deutschen  Reiches  nur  bis 
zu  einem  bestimmten  Tage  dauern,  mit  dessen  Ablauf  ihr  Ende 
nehmen  sollen.  Für  die  Verbindlichkeit  des  Deutschen  Reiches 
ist  der  Funkt  von  grösster  Bedeutung.  Gewiss  könnte  unser 
Staat  den  in  Ausführung  des  Vortages  zu  schaffenden  Rechts- 
zustand für  eine  längere  Zeit  einführen;  dem  würde  nichts  im 
Wege  stehen.  Er  will  es  aber  nicht,  wenn  er  zum  Erlass  eines 
Vertragsgesetzes  schreitet.  Dann  sollen  seine  Verpflichtungen 
genau  so,  in  dem  nämlichen  Umfange  gesetzlich  festgestellt  werden, 
wie  sie  im  Vertrage  übernommen  sind;  nicht  mehr  und  nicht 
weniger.  Wie  die  Bestimmung  des  Vertrages  über  die  Zeit  des 
Inkrafttretens  Vertragsgesetz  wird,  kommt  dieser  Charakter  der 
Vereinbarung  über  die  Zeit  des  Erlöschens  zu. 

Hieraus  folgt,  dass  ein  Vertragsgesetz  der  gedachten  Art 
nur  durch  ein  neues  Gesetz  verlängert  werden  kann.  Dieser 
Grundsatz  wird  auch  in  der  Praxis  beobachtet.  Zu  einer  klaren 
Aussprache  hierüber  kam  es  gelegentlich  der  Verlängerung  des 
deutsch- österreichischen  Handelsvertrages  vom  Jahre  1878.  Der- 
selbe endigte  mit  Ablauf  des  Jahres  1879,  wurde  aber  durch  die 
dem  Reichstage  nicht  vorgelegte  Uebereinkunft  vom  31.  De- 
zember 1879 5a  bis  zum  30.  Juni  1880  verlängert;  eine  Reihe  von 
Bestimmungen  wurde  hierbei  mit  Rücksicht  auf  die  mangelnde 
Genehmigung  des  Reichstages  von  der  Verlängerung  ausgeschlossen. 
In  der  Sitzung  des  Reichstages  am  15.  März  1880  beschwerte 
sich  der  Abgeordnete  Lasker  darüber,  dass  diese  Uebereinkunft 
dem  Reichstage  zur  Genehmigung  nicht  vorgelegt  war 53.  Zu  einer 
nachträglichen  Vorlegung  entschloss  sich  die  Regierung  nicht, 
wohl  aber  unterbreitete  sie  demnächst  dem  Reichstage  die  neue 
Uebereinkunft   vom    11.   April  1880    über   die    abermalige  Ver- 


**  R.-G.-Bl.  1880  S.  9. 

i3  Stenographische  Berichte,  4.  Legislaturperiode,  3.  Session  1880,  Bd.  I 
S.  406  ff. 
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längerung  des  Handelsvertrages54.  In  der  Denkschrift  zu  dieser 
Uebereinkunft  sprach  sich  der  Reichskanzler  über  die  erste  Ver- 
längerung des  Vertrages  aus:  es  „wurde  von  österreichisch-unga- 
rischer Seite  der  Vorschlag  gemacht,  den  Handelsvertrag  vom 
16.  Dezember  1878  unverändert  auf  sechs  Monate,  also  bis  zum 
30.  Juni  1880  zu  verlängern.  Die  Kaiserliche  Regierung  hielt 
sich  nicht  für  ermächtigt,  auf  diesen  Vorschlag  einzugehen,  da 
in  dem  Vertrage  vom  16.  Dezember  1878  weder  eine  Kündi- 
gung noch  eventuelle  Verlängerung  vorgesehen,  sondern 
lediglich  das  Erlöschen  des  Vertrages  mit  dem  Ende 
des  Jahres  1879  stipuliert  war.  Der  Reichstag  war  nicht 
versammelt  und  eine  Einberufung  desselben  vor  dem.l.  Januar  1880 
erschien  nicht  thunlich  .  .  .  Wenn  hiernach  von  deutscher  Seite 
dem  österreichisch-ungarischen  Vorschlage,  den  Handelsvertrag 
vom  16.  Dezember  1878  en  bloc  auf  sechs  Monate  zu  verlängern, 
nicht  zugestimmt  werden  konnte,  so  wurde  dagegen  unter  Dar- 
legung der  Gründe  dieser  Ablehnung  die  Bereitwilligkeit  erklärt, 
vermittelst  einer  Administrativkonvention  alle  diejenigen  Be- 
stimmungen jenes  Vertrages,  zu  deren  fortgesetzter  Ausfuhrung 
namentlich  für  einen  beschränkten  Zeitraum  die  Zustimmung  der 
gesetzgebenden  Faktoren  auf  deutscher  Seite  nicht  für  erforder- 
lich erachtet  wurde,  nach  dem  31.  Dezember  1879  provisorisch 
aufrecht  zu  erhalten56." 

Der  Reichskanzler  war  also  auch  der  Meinung,  ein  von 
Bundesrat  und  Reichstag  genehmigter  Vertrag  —  folglich  auch 
das  Vertragsgesetz  —  könne  nur  mit  Genehmigung  beider 
Körperschaften  verlängert  werden,  falls  der  Vertrag  keine  beson- 
deren Bestimmungen  hierüber  enthalte.  Damit  ist  allerdings  nicht 
ausgeschlossen,  dass  diejenigen  Vertragsbestimmungen,  welche  nicht 
unter  Art.  11  Abs.  3  der  Reichsverfassung  fallen,  für  sich  allein 

**  R.-G.-B1.  S.  146. 

5S  Drucksachen  des  Reichstages,  4.  Legislaturperiode,  3.  Session  1880, 
Bd.  H  Xr.  95. 
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zum  Inhalte  eines  neuen  Vertrages  gemacht  werden;  der  letztere 
braucht  dann  dem  Bundesrate  und  Reichstage  nicht  unterbreitet 
zu  werden.  Es  ist  an  dieser  Stelle  nicht  von  Bedeutung,  ob 
die  Uebereinkunft  vom  31.  Dezember  1879  der  Genehmigung 
bedurfte  oder  nicht.  Wir  würden  das  erstere  annehmen.  Viel- 
leicht hat  sich  auch  der  Reichskanzler  nachträglich  zu  dieser 
Ansicht  bekehrt.  In  der  angeführten  Denkschrift  ging  er  zwar 
auf  die  aufgeworfene  Frage  nicht  ein;  auch  erklärte  er,  dass  er 
die  neue  Uebereinkunft  vom  11.  April  1880  nur  vorlege,  „um 
dadurch  der  im  Reichstage  geäusserten  Auffassung  entgegenzu- 
kommen1'. Immerhin  lässt  dieses  Entgegenkommen  den  Schluss 
auf  eine  Aenderung  der  Ansicht  zu. 

Eine  weitere  Kategorie  von  Verträgen  wird  auf  unbestimmte 
Zeit,  aber  mit  Vereinbarung  einer  besonderen  Kündigungsfrist 
geschlossen,  z.  B.:  „dieser  Vertrag  soll  ein  Jahr  nach  der  von 
einem  Teile  ausgesprochenen  Kündigung  ausser  Wirksamkeit 
treten".  Dieser  Bestimmung  ist  folgende  nahe  verwandt:  „der 
gegenwärtige  Vertrag  soll  zehn  Jahre  lang  in  Kraft  bleiben; 
sofern  er  nicht  spätestens  ein  Jahr  vor  seinem  Ablaufe  von  dem 
einen  oder  anderen  Teile  gekündigt  wird,  soll  er  auf  ein  weiteres 
Jahr  und  so  fort  von  Jahr  zu  Jahr  als  verlängert  angesehen 
werden".  Beide  Kategorien  sind  hier  zusammenzufassen,  denn 
es  ist  der  einen  wie  der  anderen  eigentümlich,  dass  der  Vertrag 
erst  infolge  der  Kündigung  ausser  Wirksamkeit  tritt,  d.  h.  an 
einem  dies  incertus  an  et  quando;  in  dieser  Zeitbestimmung  ist 
eine  Bedingung  begrifflich  enthalten.  Eine  Verschiedenheit  weisen 
die  beiden  Kategorien  nur  insofern  auf,  als  der  eine  Vertrag 
jederzeit,  der  andere  erst  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  gekündigt 
werden  kann.  Seinem  Wortlaute  nach  wird  der  letztere  allerdings 
als  verlängert  angesehen,  wenn  die  Kündigung  unterbleibt.  Es 
wäre  aber  nicht  richtig,  diese  Verlängerung  auf  einen  neuen, 
wenngleich  stillschweigend  geschlossenen  Vertrag  zurückzuführen. 
Der  Fall  liegt  anders  als  die  Verlängerung  des  vorher  besprochenen, 
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an  einem  dies  certus  an  et  quando  endigenden  Vertrages.  Die 
Verlängerung  wird  hier  weder  durch  Abschluss  eines  neuen  Ver- 
trages, noch  auch  nur  durch  konkludente  Handlungen  herbei- 
geführt, sondern  sie  tritt  ein,  weil  weder  ein  Vertrag  geschlossen, 
noch  sonstwie  gehandelt  wird;  der  verlängerte  Vertrag  ist  mit 
dem  ursprünglichen  nicht  nur  inhaltlich,  sondern  auch  formell 
identisch. 

Wird  der  Vertrag  ordnungsmässig  gekündigt,  so  erlöschen 
die  völkerrechtlichen  Ansprüche  und  Verpflichtungen  mit  Ablauf 
der  Kündigungsfrist.  Wie  verhält  es  sich  alsdann  mit  dem 
deutschen  Vertragsgesetz?  Tritt  es  gleichzeitig  mit  dem  Vertrage 
ausser  Kraft?  Oder  bleibt  es  solange  in  Wirksamkeit,  bis  es 
auf  gesetzlichem  Wege  aufgehoben  wird?  Das  ist  eine  Frage 
des  deutschen  Verfassungsrechtes.  Der  so  oft  behandelte  Zwiespalt 
zwischen  Staats-  und  völkerrechtlicher  Wirksamkeit  ist  hierbei 
unmöglich.  Lässt  das  Deutsche  Reich  das  Vertragsgesetz  nach 
dem  Erlöschen  des  Vertrages  in  Kraft,  so  gewährt  es  dadurch 
dem  früheren  Kontrahenten  freiwillig  eine  besondere  Vergünsti- 
gung; es  kann  dieselbe  nun  aber  jederzeit  zurückziehen. 

Soweit  ich  sehe,  ist  ein  deutsches  Vertragsgesetz  niemals 
anders  als  durch  ein  neues  Vertragsgesetz  förmlich  aufgehoben 
worden.  Wird  der  Vertrag  durch  Kündigung  ausser  Wirksamkeit 
gesetzt,  so  macht  das  Deutsche  Reich  diese  Thatsache  in  unförm- 
licher Weise  bekannt.  Der  Reichsanzeiger  berichtet  z.  B.  unter 
der  Rubrik  „Nichtamtliches*4  in  Nr.  267  vom  12.  November  1886, 
die  brasilianische  Regierung  habe  den  deutsch -brasilianischen 
Konsularvertrag  vom  10.  Januar  1882  unterm  22.  September  des 
Jahres  gekündigt,  derselbe  werde  infolgedessen  am  22.  Sep- 
tember 1887  seine  Wirksamkeit  verlieren.  Ist  das  entsprechende 
deutsche  Vertragsgesetz  gleichfalls  am  22.  September  1887  ausser 
Kraft  getreten?  Nach  Art.  14  jenes. Vertrages  ist  die  vor  einem 
brasilianischen  Konsul  in  Deutschland  erfolgte  Eheschliessung 
zwischen  einem  Brasilianer  und  einer  Brasilianerin  für  das  Gebiet 
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des  Deutschen  Reiches  gültig,  sofern  sie  vor  dem  22.  September  1887 
und  den  brasilianischen  Gesetzen  gemäss  vollzogen  ist.  Nach 
brasilianischem  Recht  mag  sie  auch  gültig  sein,  falls  sie  nach  dem 
22.  September  1887  vorgenommen  wurde.  Für  uns  kommt  in 
Frage,  ob  sie  alsdann  auch  in  Deutschland  rechts  wirksam  ist? 
Oder  ist  in  diesem  Falle  das  Gesetz  vom  6.  Februar  1875  §  41 
massgebend:  „Innerhalb  des  Gebietes  des  Deutschen  Reiches 
kann  eine  Ehe  rechtsgültig  nur  vor  dem  Standesbeamten  geschlossen 
werden  ?u  Dieselbe  Frage  kann  für  Ehen  von  Salvadorenern  für 
die  Zeit  vom  1.  April  1881  bis  zum  22.  August  1889  aufgeworfen 
werden;  der  Vertrag  vom  13.  Juni  1870  war  von  der  Regierung 
des  Freistaates  am  25.  März  1880  gekündigt  worden  und  am 
1.  April  1881  ausser  Wirksamkeit  getreten;  am  22.  August  1889 
erlangte  er  von  neuem  Kraft  auf  Grund  des  Vertrages  vom 
12.  Januar  1888 ß6. 

Affolter  und  Zorn  sind  der  Meinung,  das  Vertragsgesetz 
könne  nur  auf  dem  nämlichen  Wege  aufgehoben  werden  wie  jedes 
andere  Gesetz,  d.  h.  durch  ein  neues  Gesetz87.  Dieser  Grundsatz 
wird  für  das  württembergische  Staatsrecht  von  Sarwey  und  Gaupp 
verteidigt58.  Lab  and  dagegen  nimmt  an,  die  Authebung  der 
Geltung  eines  Vertragsgesetzes  bestimme  sich  nicht  nach  den  rein 
staatsrechtlichen  Regeln  von  der  formellen  Gesetzeskraft;  sie 
könne  auch  eintreten,  ohne  dass  der  Weg  der  Gesetzgebung 
beschritten  zu  werden   brauche;   denn  die  Sanktion  der  in  den 

56  Poschinger,  Die  wirtschaftlichen  Verträge  Deutschlands,  Bd.  I,  Berlin 
1892,  S.  135. 

57  Affolter,  Der  deutsch -schweizerische  Niederlassungsvertrag.  Zu- 
gleich ein  Beitrag  zur  Lehre  von  den  Staatsverträgen,  Archiv  f.  öffentliches 
Recht,  Bd.  VI  1891,  8.  401—403.  Zorn,  Staatsrecht,  Bd.  I  §  18  S.  514 
bis  516,  ferner:  Gesetz,  Verordnung,  Budget,  Staatsvertrag  in  Hirths  Annalen 
1889  S.  378—379. 

M  v.  Sarwey,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg,  Bd.  II, 
Tübingen  1883,  §  86  3.  98.  Gaupp,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württem- 
berg, 2.  Aufl.  Freiburg  i.  B.  1895  (Marquardsenö  Handbuch  III  1,  2)  §  57 
S.  183  A.  1. 
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Staatsverträgen  enthaltenen  Rechtsvorschriften  erfolge  mit  Rück- 
sicht auf  die  zu  Grunde  liegenden  internationalen  Vereinbarungen 
und  Verpflichtungen;  sei  in  einem  Vertrage  entweder  die  Ver- 
längerung der  Gültigkeitsdauer  oder  andererseits  die  Kündigung 
vorbehalten,  so  enthalte  die  Genehmigung  des  Vertrages  mit  einer 
solchen  Klausel  zugleich  die  entsprechende  Delegation  für  die 
Regierung59.  Dieser  Ansicht  ist  Stoerk  beigetreten 60.  Bornhak 
sagt  schliesslich:  „Hier  ist  als  Wille  des  Gesetzgebers  anzunehmen, 
dass  der  staatliche  Befehl  solange  Geltung  haben  sollte,  als  der 
Vertrag  verbindlich  ist.  Wird  also  der  Vertrag  gekündigt,  so 
fallt  auch  der  staatliche  Befehl  zu  seiner  Befolgung  fort61." 

Nicht  nur  die  Bestimmung  über  das  Erlöschen  der  Vertrags- 
verbindlichkeit an  einem  bestimmten  Tage,  sondern  auch  die  über 
die  Kündigung  wird  Bestandteil  des  Vertragsgesetzes.  Das  über- 
sehen die  genannten  Autoren,  auch  Bornhak.  Das  Vertrags- 
gesetz tritt  auch  in  diesem  Falle  als  ein  zeitlich  befristetes  in 
Kraft;  nur  ist  der  dies  wie  gesagt  nicht  certus,  sondern  incertus 
an  et  quando.  Da  diese  Zeitbestimmung  eine  Bedingung  enthält, 
so  kann  man  auch  sagen,  die  Geltung  des  Vertragsgesetzes  sei 
resolutiv  bedingt;  sie  erlischt  ohne  weiteres  mit  Eintritt  der 
Bedingung,  bezw.  des  dies.  Eine  förmliche  Aufhebung  des 
Vertragsgesetzes  ist  nicht  erforderlich,  folglich  auch  nicht  die 
Zustimmung  von  Bundesrat  und  Reichstag. 

Wir  können  demnach  weder  der  von  Affolter  und  Zorn 
vertretenen  Lehre,  noch  der  Meinung  Laband's  und  Stoerk's 
beitreten,  dass  die  Klausel  über  Verlängerung  und  Kündigung 
eine  Delegation  für  die  Regierung  enthalte.  Zunächst  ist  es 
wohl  nicht  angezeigt,  von  einer  Delegation  zur  Verlängerung  des 
Vertrages  zu  sprechen ;  denn  dieselbe  bestände  in  der  Delegation 

»  Laband,  §  62  S.  635. 

60  Stoerk,  Das  Ausfuhrverbot  und  die  partielle  Suspension  völker- 
rechtlicher Verträge,  Archiv  f.  öffentliches  Recht,  Bd.  EX,  1894,  S.  35. 

41  Bornhak,  Preussisches  Staatsrecht,  Bd.  III,  Freiburg  i.  B.  1890 
§  151  S.  28. 
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zur  Unterlassung  der  Kündigung;  man  delegiert  doch  aber  nur 
die  Vornahme  einer  Handlung !  Was  bedeutet  nun  die  Delegation 
zur  Kündigung  des  Vertrages?  Laband  will  wohl  nicht  sagen, 
dem  Kaiser  werde  die  Vornahme  der  völkerrechtlichen  Kündigungs- 
handlung delegiert;  zu  ihr  ist  er  ja  so  wie  so  kompetent.  Die 
Meinung  scheint  vielmehr  dahinzugehen:  Bundesrat  und  Reichs- 
tag delegieren  dem  Kaiser  ihre  verfassungsmässigen  Verrichtungen 
beim  Gesetzgebungsgeschäft.  Die  Annahme  einer  solchen  Delegation 
wird  von  Affolter  für  unhaltbar  erklärt:  Delegation  sei  Ab- 
tretung einer  Befugnis;  die  Rechte  der  Volksvertretung  seien  aber 
unveräusserlich,  können  von  ihr  keiner  anderen  Behörde  über- 
tragen werden62.  Ob  eine  Delegation  nach  eidgenössischen  Bundes- 
staatsrecht unzulässig  ist,  mag  dahingestellt  bleiben.  Affoltek 
stellt  aber  seine  Behauptung  auch  für  das  deutsche  Reichsstaats- 
recht auf;  insoweit  muss  ihr  entgegengetreten  werden.  Einmal 
ist  Delegation  nicht  Abtretung  einer  Befugnis,  d.  h.  Zession, 
sondern  Uebertragung  ihrer  Ausübung  an  Stelle  und  für  den 
U  ebertragenden;  mau  spricht  in  solchen  Fällen  auch  von  einer 
Ermächtigung63.  Ferner  ist  eine  derartige  Delegation  an  den 
Kaiser  von  Seiten  des  Bundesrats  und  des  Reichstages  durchaus 
nicht  ungültig.  So  ist  durch  Gesetze  vom  30.  März  1874  und 
vom  5.  Juni  1880 64  bestimmt:  „Die  den  Konsuln  des  Deutschen 
Reiches  in  Egypten  zustehende  Gerichtsbarkeit  kann  durch  eine 
mit  Zustimmung  des  Bundesrats  zu  erlassende  Kaiserliche  Ver- 
ordnung eingeschränkt  oder  aufgehoben  werden."  Die  demnächst 
vom  Kaiser  unter  Zustimmung  des  Bundesrats  erlassenen  Verord- 
nungen vom  23.  Dezember  1875  (R.-G.-Bl.  S.  381)  und  vom 
23.  Dezember  1880  (R.-G.-Bl.  S.  192)  haben  das  ältere  Gesetzes- 
recht   abgeändert65.       Diese    Delegationen    kommen    so    häufig 


02  Affolter  a.  a.  0.  S.  403. 

03  Vgl.  Laband,  2.  Aufl.  S.  600. 

64  R.-G.-Bl.  1874  S.  23,  —  1880  S.  145. 

05  Vgl.  auch  Gesetz  vom  7.  Juni  1880,  betr.  die  Konsulargerichtsbar- 
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vor,  dass  die  Anführung  weiterer  Beispiele  füglich  unterbleiben 
kann. 

Die  LABANDsche  Theorie  ist  also  durch  Affolters  Einwand 
keineswegs  entkräftet;  sie  ist  aus  einem  ganz  anderen  Grunde  zu 
bekämpfen.  Wäre  es  richtig,  dass  Bundesrat  und  Reichstag  dem 
Kaiser  ihre  Befugnisse  zur  Mitwirkung  bei  der  Aufhebung  eines 
Vertragsgesetzes  delegieren,  so  würde  dies  voraussetzen,  dass 
das  Vertragsgesetz  durch  Kündigung  des  Vertrages,  d.  h.  durch 
Eintritt  des  „dies",  bezw.  der  Bedingung,  nicht  hinfallig  würde, 
sondern  erst  durch  ein  neues  Gesetz  ausser  Kraft  gesetzt  würde. 
Wozu  bedürfte  es  sonst  einer  Delegation?  Dann  dürfte  Laband 
aber  „die  jetzt  bestehende  Praxis,  dass  das  Erlöschen  der  ver- 
bindlichen Kraft  von  Staatsverträgen  im  Reichsgesetzblatt  gar 
nicht  verkündigt  wird,"  aber  nicht  „als  eine  grosse  Unordnung" 
bezeichnen68;  er  müsste  vielmehr  sagen:  trotz  Kündigung  vieler 
Verträge  sei  noch  kein  Vertragsgesetz  des  Deutschen  Reiches 
ausser  Wirksamkeit  getreten,  weil  der  Kaiser  von  der  ihm  de- 
legierten Befugnis  zur  Aufhebung  noch  nie  Gebrauch  gemacht 
habe;  denn  diese  Befugnis  kann  er  nur  durch  Verkündigung 
einer  Verordnung  im  Reichsgesetzblatt  ausüben;  das  bedarf  doch 
keiner  Ausführung! 

Schliesslich  wird  im  vorliegenden  Falle  aber  überhaupt  keine 
Delegation  erteilt.  Die  Klausel  über  die  Kündigung  und  even- 
tuelle Verlängerung  ist  zunächst  Bestandteil  des  Vertrages,  des 
völkerrechtlichen  Rechtsgeschäfts.  In  diesem  wird  nichts  darüber 
vereinbart,  ob  die  Kündigung  des  Vertrages  vom  Kaiser  allein 
oder  unter  Zustimmung  von  Bundesrat  und  Reichstag  vorzu- 
nehmen sei.  Formell  hat  sie  stets  vom  Kaiser  auszugehen;  das 
ist  selbstverständlich.  Ob  dieser  sich  vorher  der  Genehmigung 
der   gesetzgebenden  Faktoren  versichern   müsse,   ist  eine   Frage 


keit  in  Bosnien  und  in  der  Herzegowina  (R.-G.-Bl.  S.  146)  und  die  Kaiser- 
liche Verordnung  vom  23.  Dezember  1880  (R.-G.-Bl.  S.  191). 
00  Laband,  3.  Aufl.  S.  636  A.  1. 
Archiv  fdr  öffentliches  Recht.  XII.  2.  23 
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des  Verfassungsrechts:  sie  ist  nach  unserem  Reichsstaaterecht 
verneinend  zu  beantworten.  Wenn  nun  der  Vertrag  hierüber 
keine  Bestimmung  trifft,  so  ist  eine  solche  im  Vertragsgesetz 
auch  nicht  enthalten.  In  letzterem  steht  doch  nur  das,  was  sich 
auch  im  Vertrage  befindet.  Dass  nicht  sämtliche  Vertrags* 
bestimmungen  deutsches  Vertragsgesetz  werden,  soll  nicht  noch 
einmal  ausgeführt  werden;  wohl  aber  ist  darauf  hinzuweisen,  dass 
nur  Vertragsbestimmungen  mit  diesem  Charakter  bekleidet  werden 
können.  Was  völkerrechtlich  nicht  vereinbart  ist,  wird  auch  nicht 
Vertragsgesetz;  denn  nur  der  Wortlaut  des  Vertrages  wird  als 
solches  genehmigt,  ausgefertigt  und  verkündet.  Folglich  ist  im 
Vertragsgesetz  weder  eine  Delegation  zur  Kündigung  des  Ver- 
trages noch  zur  Aufhebung  des  Vertragsgesetzes  enthalten. 

Hat  die  Kündigung  des  Vertrages  für  das  Vertragsgesetz 
die  Bedeutung  des  Eintritts  der  Resolutivbedingung,  so  ist  es 
unerheblich,  von  welcher  der  beiden  Vertragsmächte  sie  ausgeht. 
Der  fremde  Staat  hat  natürlich  nicht  die  Fähigkeit,  das  deutsche 
Vertragsgesetz  ausser  Kraft  zu  setzen;  seine  Willenserklärung  ist 
auch  gar  nicht  hierauf  gerichtet.  Der  Eintritt  der  Bedingung 
kann  aber  sehr  wohl  durch  die  Handluug  eines  Unbeteiligten 
herbeigeführt  werden.  Das  deutsche  Vertragsgesetz  tritt  nach 
dem  Willen  des  deutschen  Gesetzgebers  ausser  Kraft,  sobald  der 
fremde  Staat  den  Vertrag  kündigt. 

Bei  dieser  Sachlage  bedarf  es  weder  einer  das  Vertragsgesetz 
aufhebenden  Verordnung,  noch  einer  Bekanntmachung  seines  Er- 
löschens. Der  Eintritt  der  Bedingung,  bezw.  des  „d  i  e  sa,  bewirkt  das 
Erlöschen  von  Rechtswegen.  Dass  trotzdem  eine  Bekanntmachung 
und  zwar  im  Reichsgesetzblatt,  nicht  nur  zweckmässig,  sondern  im 
höchsten  Grade  erwünscht  wäre,  wird  niemand  bestreiten  wollen. 

Wir  haben  bisher  diejenigen  Fälle  betrachtet,  in  welchen 
das  Vertragsverhältnis  und  mit  ihm  das  Vertragsgesetz  in  der  vor- 
gesehenen Weise  sein  Ende  erreicht.  Es  ist  weiter  zu  prüfen, 
wie  es  sich  mit  dem  Vertragsgesetz  verhält,  wenn  der  Vertrag 
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in  anderer  Weise  aufgehoben  wird.  Folgende  Möglichkeiten  sind 
gegeben:  ein  auf  längere  Zeit  geschlossener  Vertrag  wird  durch 
Vereinbarung  der  Kontrahenten  früher  aufgehoben;  ein  ohne 
Zeit-  und  Kündigungsbestimmung  geschlossener  Vertrag  wird 
durch  ein  Uebereinkommen  ausser  Kraft  gesetzt,  ohne  dass  in 
beiden  Fällen  ein  neues  Vertragsverhältnis  geschaffen  würde;  der 
Vertrag  wird  von  einem  Kontrahenten  der  Vereinbarung  zuwider 
aus  besonderen  völkerrechtlichen  Gründen  gekündigt  oder  auf- 
gehoben: im  Notstande,  als  Repressalie,  aus  Anlass  eines  Krieges, 
der  Bücktritt  vom  Vertrage  wegen  Nichterfüllung  durch  die  andere 
Partei.  Nicht  hierher  gehört  dagegen  das  Erlöschen  der  Vertrags- 
verbindlichkeit wegen  Unterganges  des  mitkontrahierenden  Staates; 
dann  ist  das  Vertragsgesetz  materiell  hinfallig  geworden67.  Hat  es 
z.  B.  den  Angehörigen  des  Staates  A  bestimmte  Rechte  gewährt, 
so  können  nur  Angehörige  des  A  dieselben  in  Anspruch  nehmen; 
es  giebt  solche  aber  nicht  mehr,  sobald  A  selbst  nicht  mehr  vor- 
handen ist.  —  In  den  zu  betrachtenden  Fällen  handelt  es  sich  noch 
einmal  darum,  ob  das  Vertragsgesetz  mit  dem  Vertrage  erlischt 
oder  ob  es  durch  ein  neues  Gesetz  aufgehoben  werden  muss. 

Die  letztere  Meinung  wird  von  den  bereits  erwähnten  Lehrern 
des  württembergischen  Staatsrechts  vertreten.  Ihr  muss  selbst- 
verständlich auch  Zorn,  der  Leugner  des  Völkerrechts,  huldigen; 
er  sagt:  „Es  kommen  hier  lediglich  die  allgemeinen  Grundsätze 
über  Aufhebung  von  Gesetz  und  Verordnung  zur  Anwendung. 
Die  „völkerrechtlichen"  Auflösungsgründe  haben  dann  nur  mora- 
lische Bedeutung  und  bieten  höchstens  den  Grund  für  die  juris- 
tische Aufhebung  von  Verträgen,  können  aber  nicht  diese  selbst 
bewirken,  so  insbesondere  die  Nichterfüllung  des  Vertrages  von 
der  anderen  Seite.  Dass  der  Kaiser  kraft  seines  Bechts  zur 
völkerrechtlichen  Vertretung  des  Reiches  „befugt"  sei,  „ohne 
Mitwirkung  von  Bundesrat  und  Reichstag  die  Gesetzeskraft  eines 
Staatsvertrages  aufzuheben,  indem  er  derselben  die  völkerrecht- 

67  Vgl.  Zorn,  Staatsrecht,  Bd.  I  §  18  S.  516. 
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liehe  Grundlage  entzieht,  auf  welcher  sie  beruht",  —  ein  Satz 
von  eminentester  Tragweite,  —  könnte  selbst  dann  nicht  als 
richtig  anerkannt  werden,  wenn  der  Kaiser  das  Sanktionsrecht 
bei  Staatsverträgen  hätte68."  In  diesen  Sätzen  wendet  sich  Zoks 
vornehmlich  gegen  Lab  and,  dessen  Ausführung  er  zum  Teil 
wörtlich  wiedergiebt69.  Labands  Ansicht,  der  Kaiser  könne  Ver- 
trag lind  Vertragsgesetz  aus  völkerrechtlichen  Gründen  ausser 
Kraft  setzen,  hat  Stoerk  mit  einer  Einschränkung  angenommen: 
die  Befugniös  soll  nur  Platz  greifen  in  Fällen  des  Notstandes 
und  der  Notwehr,  als  Repressalie  oder  als  Beginn  des  Abbruches 
der  friedensrechtlichen  Beziehungen70.  Die  Theorie  Bornhaks 
wurde  bereits  erwähnt;  die  von  Jellinek  aufgestellte  Lehre  ist 
aber  noch  vorzuführen:  „In  der  dem  Staatsoberhaupt,  namentlich 
dem  monarchischen,  verfassungsmässig  zustehenden  Repräsentativ- 
gewalt ist  zugleich  eine  Generaldelegation  zur  Aufhebung,  bezw. 
Suspension  der  Verträge  und  der  aus  ihnen  resultierenden  Gesetze 
enthalten."  „Der  Vertrag  selbst  ist  die  stete  Voraussetzung  der 
betreffenden  gesetzlichen  Massregeln,  mit  seinem  gänzlichen  oder 
zeitweiligen  Erlöschen  passieren  auch  diese.  Die  Anordnungen, 
welche  die  Ausserkraftsetzung  solcher  Gesetze  befehlen,  erfliessen 
auf  dem  Wege  der  Verordnung71." 

Jellineks  Lehre  ist  sowohl  von  Stoerk,  wie  von  Zorn  an- 
gegriffen worden.  Ersterer  vermisst  einen  zwingenden  Grund  zur 
Annahme  einer  Generaldelegation  an  Stelle  der  von  Lab  and  für 
einzelne  Fälle  behaupteten  Delegation 7a.  Zorn  nennt  Jellineks 
Behauptungen  exorbitant  und  meint:  „Dieselben  widersprechen 
dem  anerkannten  juristischen  Grundsatze:  dass  Rechtssätze  auf 
demselben   Wege   aufgehoben   werden   müssen,   auf  welchem   sie 

68  Zorn,  ebenda  S.  514—515.  "  Vgl.  Laband,  3.  AufL  S.  636. 

70  Stoerk,  Staatsverträge  in  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Ver- 
waltungsrechts, Bd.  II,  Freiburg  i.  B.  1890,  S.  527.  Archiv  f.  öffentliches 
Recht,  Bd.  IX,  S.  35—37. 

71  Jellinkk,  Gesetz  und  Verordnung  S.  363 

7*  Archiv  f.  öffentliches  Recht,  Bd.  IX  &  35.. 
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entstanden  sind.  Ueberdies  enthalten  jene  Sätze  eine  vollkommene 
Verneinung  oder  Vernichtung  des  konstitutionellen  Prinzips  für 
diese  Frage.  Nachdem  vielleicht  unter  grossen  parlamentarischen 
Mühen  das  Zustandekommen  eines  Vertrages,  —  man  denke  an 
einen  wichtigen  Handelsvertrag!  —  erreicht  wurde,  soll  der  Monarch 
das  Werk,  das  tantae  molis  erat,  im  nächsten  Moment  wieder  um- 
stürzen können?!  —  Das  ist  unlogisch,  unkonstitutionell,  unjuris- 
tisch 73.a  Zorn  scheint  hier  zu  vergessen,  dass  der  Monarch  den 
Vertrag  ratifiziert;  er  wird  zu  diesem  Akte  nicht  schreiten,  wenn 
er  das  Werk  „im  nächsten  Momente u  wieder  umstürzen  will. 
Mit  dem  Hinweise  auf  diese  Uebertreibung  soll  aber  nicht  an- 
gedeutet werden ,  dass  Zorns  Deduktion  um  ihretwillen  falsch  sei, 
wir  werden  versuchen,  sie  mit  besseren  Waffen  zu  bekämpfen. 

Bei  den  früher  besprochenen  Arten  des  Vertragsgesetzes  war 
der  wesentliche  Punkt  immer  der,  dass  die  im  Vertrage  enthaltene 
Zeit-,  bezw.  Kündigungsbestimmung  auch  Bestandteil  des  Vertrags- 
gesetzes geworden  war.  Bei  den  gegenwärtig  untersuchten  Ver- 
tragsgesetzen ist  Aehnliches  nicht  der  Fall.  Wir  müssen  be- 
kennen, dass  Zorns  Ansicht  für  sie  nicht  ohne  weiteres  von  der 
Hand  zu  weisen  ist.  Zu  ihrer  Unterstützung  könnte  ein  Fall 
aus  dem  württembergischen  Staatsrecht  herbeigezogen  werden. 
Art.  85  der  Verfassungsurkunde  dieses  Staates  vom  25.  September 
1819  bestimmt:  „Der  König  vertritt  den  Staat  in  allen  seinen 
Verhältnissen  gegen  auswärtige  Staaten.  Es  kann  jedoch  ohne 
Einwilligung  der  Stände  durch  Verträge  mit  Auswärtigen  kein 
Teil  des  Staatsgebiets  und  Staatseigentums  veräussert,  keine  neue 
Last  auf  das  Königreich  und  dessen  Angehörige  übernommen 
und  kein  Landesgesetz  abgeändert  oder  aufgehoben,  keine  Ver- 
pflichtung, welche  den  Rechten  der  Staatsbürger  Eintrag  thun 
würde,  eingegangen,  namentlich  auch  kein  Handelsvertrag,  welcher 
eine  neue  gesetzliche  Einrichtung  zur  Folge  hätte,  und  kein  Sub- 

78  Zorn,  Gesetz,  Verordnung,  Budget,  Staatsvertrag  in  Hirths  Annalen 
1889  S.  378. 
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sidienvertrag  zur  Verwendung  der  königlichen  Truppen,  in  einem 
Deutschland  nicht  betreffenden  Kriege,  geschlossen  werden 7*.tt 
Wie  bereits  erwähnt,  ziehen  Sarwey  und  Gaüpp  aus  dieser  Be- 
stimmung die  Folgerung,  ein  Vertrag  könne  nur  mit  Einwilligung 
der  Stände  aufgehoben  werden,  wenn  er  mit  ihr  zu  stände  ge- 
kommen sei.  So  wurde  auch  verfahren  bei  Aufhebung  der  am 
27.  September/14.  Dezember  1864  mit  Preussen  geschlossenen 
Uebereinkunft  wegen  Bestrafung  der  Forst-,  Jagd-,  Feld-  und 
Fischereifrevel  in  den  beiderseitigen  Grenzgebieten76.  Da  diese 
Uebereinkunft  dem  preussischen  Landtage  nicht  unterbreitet  war, 
bedurfte  selbstverständlich  auch  das  sie  aufhebende  Abkommen  vom 
26.  August  1881  dessen  Zustimmung  nicht;  es  wurde  wie  jene  in  der 
preussischen  Gesetzsammlung  bekannt  gemacht76.  In  Württemberg 
dagegen  wurde  sowohl  die  Uebereinkunft  vom  Jahre  1864  wie  auch 
das  Abkommen  vom  Jahre  1881  mit  Einwilligung  der  Stände  ab- 
geschlossen 77.  Die  württembergische  Praxis  kann  uns  jedoch  keine 
eigentlichen  Präzedenzfalle  für  die  Beurteilung  des  Reichsstaats- 
rechts liefern.  Aus  einem  bald  anzuführenden  Grunde  erscheint  es 
auch  sehr  fraglich,  ob  die  Ansicht  Sarweys  und  Gaupps  richtig  ist. 
Fragen  wir  zunächst,  wie  es  sich  mit  dem  Vertragsgesetz 
verhält,  wenn  der  ihm  zu  Grunde  hegende  Vertrag  durch  einen 
neuen  Vertrag  aufgehoben  wird?  Hier  sind  zwei  Fälle  zu  unter- 
scheiden: entweder  wird  das  alte  Vertragsverhältnis  durch  ein 
neues  ersetzt,  ein  Handelsvertrag  tritt  z.  B.  an  die  Stelle  eines 
anderen;  dann  bedarf  der  neue  Vertrag  als  solcher  die  Zustimmung 
von  Bundesrat  und  Reichstag;  das  neue  Gesetz  derogiert  dem  alten. 
Oder  das  Vertragsverhältnis  wird  einfach  aufgelöst;  es  tritt  kein 
neues  an  seine  Stelle;  die  Kontrahenten  vereinbaren  z.  B.:  »Der 

74  Stoerk,  Handbuch  der  deutschen  Verfassungen,  Leipzig  1884,  S.  182. 

76  Freussische  Gesetzsammlung  1865  S.  13.  "  Ebenda  1882  S.  9. 

77  Regierungsblatt  für  das  Königreich  Württemberg  vom  Jahre  1881 
Xr.  37  S.  441—442.  Verhandlungen  der  württembergischen  Kammer  der 
Abgeordneten  in  den  Jahren  1880—1882,  Beilagen  Band  I,  Nr.  91—94  S.  391 
hie  894. 
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am  ....  geschlossene  Handelsvertrag  wird  aufgehoben."  Das  ist 
der  uns  interessierende  Fall.  Bedarf  dieser  Vertrag,  für  sich  be- 
trachtet, der  Zustimmung  von  Bundesrat  und  Reichstag?  Diese 
Frage  ist  zu  verneinen,  auch  wenn  der  Vertrag  sich  auf  Gegen- 
stände bezieht,  welche  nach  Art.  4  der  Reichsverfassung  in  den 
Bereich  der  Beichsgesetzgebung  gehören.  Laband  legt  Art.  11 
Abs.  3  der  Reichsverfassung  dahin  aus,  „dass  Willensakte,  welche 
das  Reich  verfassungsmässig  nur  unter  Zustimmung  des  Bundes- 
rates und  mit  Genehmigung  des  Reichstages,  d.  h.  in  der  in 
Art.  5  definierten  Form  des  Reichsgesetzes  vornehmen  kann,  an 
diese  Erfordernisse  auch  dann  gebunden  sein  sollen,  wenn  sich 
das  Reich  zur  Vornahme  derselben  verpflichtet  hat.  Dieses 
Kriterium  wird  aber  nicht  dadurch  gegeben,  ob  der  Staatsvertrag 
einen  Gegenstand  betrifft,  welcher  in  Art.  4  der  Reichsverfassung 
aufgeführt  ist  oder  nicht,  sondern  einzig  und  allein  dadurch,  ob 
zur  Vollziehung  des  Staatsvertrages  ein  Befehl  erforderlich  ist, 
den  der  Kaiser  nur  unter  Zustimmung  des  Bundesrates  und  mit 
Genehmigung  des  Reichstages  (im  Gesetzgebungswege)  erlassen 
kann,  oder  ob  der  Kaiser  die  zur  Erfüllung  des  Staatsver- 
trages erforderlichen  Befehle  selbständig  (im  Verordnungs- 
wege) zu  erlassen  befugt  ist78."  So  gewiss  wie  der  Vertrag,  welcher 
nur  einen  älteren  aufhebt,  selbst  ein  Vertrag  ist,  so  gewiss  ist 
zu  seiner  Ausführung  kein  staatsrechtlicher  Befehl  erforderlich. 
Keiner  der  Kontrahenten  verpflichtet  sich  dazu,  eine  Aenderung 
in  seiner  Gesetzgebung  oder  in  seiner  Verwaltung  vorzunehmen, 
sondern  ein  jeder  verzichtet  nur  auf  die  Leistungen,  welche  dem 
anderen  Teile  nach  dem  aufgehobenen  Vertrage  oblagen.  In  keiner 
Weise  bedingt  der  neue  Vertrag,  das  völkerrechtliche  Rechts- 
geschäft, von  sich  aus  die  Aufbebung  des  älteren  Vertragsgesetzes. 
Deshalb  können  wir  die  Ausserkraftsetzung  des  Vertrages  durch 
einen  neuen  Vertrag  und  durch  einseitige  Erklärung  eines  der 
beiden  Teile  gemeinschaftlich  behandeln. 
78  Laband,  §  61  (2.  Aufl.)  S.  640—641. 
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Zorns  Ansicht,  das  Vertragsgesetz  könne  in  solchen  Fällen 
nur  durch  einen  Gesetzgebungsakt  aufgehoben  werden,  ist  gewiss 
nicht  unlogisch.  Das  Richtige  scheint  aber  Bornhak  zu  treffen, 
wenn  er  sagt:  es  sei  als  Wille  des  Gesetzgebers  anzunehmen,  dass 
der  staatliche  Befehl  solange  Geltung  haben  solle,  als  der  Ver- 
trag verbindlich  sei.  Wir  mussten  uns  früher  dagegen  wenden, 
dass  hiernach  das  Vertragsgesetz  auch  im  Falle  einer  ordnungs- 
mässigen  Kündigung  ausser  Kraft  trete;  das  war  nicht  genau, 
denn  die  Kündigungsbestimmung  ist  materiell  und  formell  Be- 
standteil des  Vertragsgesetzes  geworden;  der  Wille  des  Gesetz- 
gebers ist  klar  ausgesprochen.  Für  die  jetzt  in  Rede  stehenden 
Fälle  trifft  Bornhaks  Ansicht  aber  vollkommen  zu.  Das  Ver- 
tragsgesetz schafft  stets  ein  Sonderrecht,  und  zwar  immer  mit 
Rücksicht  auf  das  bestehende  Vertragsverhältnis.  Dem  Mit- 
kontrahenten und  seinen  Angehörigen  werden  Ansprüche  um  der 
Rechte  willen  eingeräumt,  welche  das  Deutsche  Reich  und  seine 
Angehörigen  bei  jenem  gemessen  sollen.  Fallen  diese  fort,  so 
sollen  auch  jene  erlöschen.  Von  welcher  Seite  auch  das  Ver- 
tragsverhältnis zum  Ende  gebracht  wird,  immer  geht  das  Ver- 
tragsgesetz nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  mit  ihm  unter; 
der  Fortbestand  des  ersteren  ist  selbstverständlich  Voraussetzung 
für  den  des  letzteren 79.  Im  Wesentlichen  meint  Laband  dies  auch. 
Es  ist  nur  hervorzuheben,  dass  nicht  allein  der  deutsche  Kaiser, 
sondern  auch  der  Mitkontrahent  den  Vertrag  aus  völkerrechtlichen 
Gründen  aufheben  kann,  dass  dann  in  gleicher  Weise  das  deutsche 
Vertragsgesetz  ausser  Kraft  tritt,  ohne  dass  es  einer  besonderen 
Aufhebung  bedarf. 

Vom  Standpunkte  des  Reichsstaatsrechts  aus  könnte  noch 
die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  der  Kaiser  das  zuständige 
Reichsorgan  zur  Anordnung  von  Repressalien,  zur  Ausserkraft- 
setzung eines  Vertrags  bei  Kriegsbeginn  sei.  Seydel  meint,  er 
habe  nur  die  Befugnisse,  welche  sich  aus  seiner  Eigenschaft  als 

7Ü  Vgl.  Laband,  2.  Aufl.  S.  665. 
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Oberbefehlshaber  des  Heeres  und  der  Flotte  ableiten  lassen;  das 
Recht  der  Retorsion  und  der  Repressalien  lege  ihm  die  Verfassung 
nirgends  bei;  Massregeln  wie  Ausweisung  von  Fremden,  Beschlag- 
nahmen u.  dgl.  stehen  nicht  ihm  zu,  sondern  den  Landesregierungen80. 
Das  Recht  der  Retorsion  mag  dahingestellt  bleiben,  denn  von 
dem  ordnungsmässigen  Wege  abgesehen,  können  Staatsverträge 
nur  zu  Repressalienzwecken  aufgehoben  werden.  Was  diese  letz- 
teren anlangt,  so  vertritt  Haenel  eine  der  SEYDELSchen  diametral 
entgegengesetzte  Ansicht:  nur  das  Reich,  aber  kein  Einzelstaat 
soll  zur  Ergreifung  von  Repressalien  gegen  fremde  Staaten  be- 
fugt sein 81.  Eines  Eingehens  auf  das  Prinzip  wird  es  an  dieser 
Stelle  nicht  bedürfen,  denn  es  handelt  sich  um  eine  Angelegen- 
heit, welche  zweifellos  zur  ausschliesslichen  Kompetenz  des  Reiches 
gehört:  die  Ausserkraftsetzung  eines  vom  Deutschen  Reiche  ge- 
schlossenen Staatsvertrages.  Diese  Massregel  kann  nur  vom 
Deutschen  Reiche,  nicht  von  Gliedstaaten  ergriffen  werden.  Es 
kommt  also  lediglich  in  Frage,  welches  Reichsorgan,  bzw.  welche 
Reichsorgane  sie  vorzunehmen  haben.  Und  da  sind  wir  der  Mei- 
nung, sie  gehöre  zur  völkerrechtlichen  Vertretung  des  Reiches 
und  stehe  dem  in  dieser  Hinsicht  nicht  beschränkten  Kaiser  zu. 
Gewiss  kann  der  Kaiser  durch  einen  staatsrechtlichen  Befehl 
—  eine  Verordnung  —  das  Vertragsgesetz  nicht  aufheben;  wohl  aber 
kann  er  den  Vertrag  aus  völkerrechtlichen  Gründen  völkerrechtlich 
ausser  Kraft  setzen;  und  damit  wird  unserer  Ansicht  nach  das  Ver- 
tragsgesetz ohne  weiteres  hinfallig.  Deshalb  ist  es,  wie  schon  her- 
vorgehoben, auch  ohne  Bedeutung,  ob  die  völkerrechtliche  Handlung 
vom  deutschen  Kaiser  oder  vom  Mitkontrahenten  ausgeht.  Durch 
seine  Willensäusserung  kann  dieser  das  deutsche  Vertragsgesetz 
nicht  hinfallig  machen.  Ob  dasselbe  zugleich  mit  dem  Vertrage  ausser 
Kraft  tritt  oder  nicht,  ist  eine  Frage  des  deutschen  Staatsrechts. 

80  Skydel,  Kommentar  zur  Verfassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich, 
AVürzburg  1873,  S.  119. 

81  Haenel,  Deutsches  Staatsrecht,  Bd.  I,  Leipzig  1892,  S.  552  ff. 
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In  den  vorstehenden  Ausfuhrungen  haben  wir  bereits  zur 
Lehre  Jellineks  Stellung  genommen.  Es  ergiebt  sich  aus  ihnen 
insbesondere,  dass  wir  eine  Generaldelegation  zur  Aufhebung  bzw. 
Suspension  der  Verträge  und  der  aus  ihnen  resultierenden  Ge- 
setze nicht  anerkennen  können.  Aufhebung  und  Suspension  der 
Verträge  sind  dem  Kaiser  vom  Bundesrat  und  Reichstag  nicht 
delegiert,  sondern  bilden  einen  Bestandteil  seiner  verfassungs- 
mässigen Kompetenz.  Will  man  deren  Einräumung  als  Delegation 
bezeichnen,  so  ist  gegen  den  Ausdruck  weiter  nichts  einzuwenden. 
Die  Aufhebung  und  Suspension  der  Vertragsgesetze  ist  dem  Kaiser 
aber  nicht  delegiert;  er  kann  sie  nicht  im  Wege  der  Verordnung 
herbeiführen.  Wäre  mit  Zorn  anzunehmen,  dass  die  Vertrags- 
gesetze nicht  zugleich  mit  den  Verträgen  erlöschen,  oder  würde 
das  Deutsche  Reich  diesen  Satz  seiner  Verfassung  einverleiben, 
so  könnte  das  Vertragsgesetz  nur  durch  ein  neues  Gesetz  ausser 
Kraft  gesetzt  werden. 

Die  entwickelten  Grundsätze  finden  auch  dann  Anwendung, 
wenn  nicht  der  ganze  Vertrag,  sondern  nur  ein  Teil  von  ihm 
aufgehoben,  bzw.  suspendiert  wird.  In  Fällen  eines  Notstandes, 
der  Nichterfüllung  des  Vertrages  von  seiten  des  Mitkontrahenten, 
beim  Beginn  eines  Krieges,  bei  Ergreifung  von  Repressalien  kann 
das  Deutsche  Reich  mit  der  Aufhebung  einer  einzelnen  Vertrags- 
bestimmung sich  begnügen.  Dann  tritt  auch  nur  die  entsprechende 
Bestimmung  des  Vertragsgesetzes  ausser  Kraft. 

Anders  liegt  der  Fall,  dass  ein  Kontrahent  sich  die  Befug- 
nis vorbehalten  hat,  eine  einzelne  Vertragsbestimmung  unter  ge- 
wissen Bedingungen  nicht  zu  erfüllen,  bei  ihrem  Eintritt  staats- 
rechtliche Anordnungen  zu  erlassen,  welche  mit  der  Vereinbarung 
in  Widerspruch  stehen.  Der  deutsch  -  österreichische  Handels- 
vertrag vom  6.  Dezember  1891 82  bestimmt  in  Art.  1:  „Die  ver- 
tragschliessenden  Teile  verpflichten  sich,  den  gegenseitigen  Ver- 
kehr zwischen  ihren  Landen  durch  keinerlei  Einfuhr-,  Ausfuhr- 

"  R.-G.-B1.  1892  S.  3. 
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oder  Durchfuhrverbote  zu  hemmen.     Ausnahmen  hiervon  dürfen 
nur  stattfinden: 

a)  bei  Tabak,  Salz,  Schiesspulver  u.  s.  w. ; 

b)  aus  Gesundheitspolizeirücksichten; 

c)  in  Beziehung  auf  Kriegsbedürfnisse  unter  ausserordent- 
lichen Umständen. u 

Tritt  einer  der  beiden  letzteren  Fälle  auf  deutscher  Seite  ein,  — 
der  erstere  interessiert  hier  nicht,  —  so  ist  das  Deutsche  Reich 
von  der  Erfüllung  der  betreffenden  Vertragsverbindlichkeit  zeit- 
weilig befreit;  die  Bestimmung  ist  zu  seinen  Gunsten  suspendiert, 
aber  nicht  gänzlich  ausser  Kraft  gesetzt;  Oesterreich-Ungarn  ist 
nach  wie  vor  an  ihre  Erfüllung  gebunden.  Es  erhellt  aber  ferner, 
dass  beim  Eintreten  jener  Ereignisse  auch  die  lex  specialis  zeit- 
weilig suspendiert  wird,  das  deutsche  Vertragsgesetz,  welches  die 
Hemmung  des  Verkehrs  mit  Oesterreich-Ungarn  durch  Erlass  von 
Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durchfuhrverboten  untersagt.  Das  Deutsche 
Reich  kann  mithin  ein  Ausfuhrverbot  mit  Wirkung  gegen  Oester- 
reich-Ungarn auf  dem  gewöhnlichen  Wege  erlassen.  Liegt  da- 
gegen einer  der  im  Vertrage  offengelassenen  Fälle  nicht  vor,  so 
kann  das  Ausfuhrverbot  nur  erlassen  werden,  wenn  aus  allgemeinen 
völkerrechtlichen  Gründen  der  Vertrag  oder  die  besondere  Ver- 
tragsbestimmung ausser  Kraft  gesetzt  werden  kann,  oder  indem 
das  Deutsche  Reich  vertragsbrüchig  wird,  d.  h.  indem  es  das  Ver- 
tragsgesetz, bzw.  die  betreffende  Bestimmung  desselben  ohne  Rück- 
sicht auf  die  völkerrechtliche  Verbindlichkeit  aufhebt;  dazu  wäre 
nach  den  früheren  Ausführungen  ein  unter  Zustimmung  von  Bundes- 
rat, Reichstag  und  Kaiser  erlassenes  Gesetz  erforderlich,  welches 
die  Bestimmung  des  Vertragsgesetzes  ausdrücklich  aufhöbe83. 


83  Eingehend,  aber  unter  anderen  Gesichtspunkten  hat  Stoerk  diese 
Frage  behandelt  im  Archiv  f.  öffentliches  Recht,  Bd.  IX,  S.  23 — 51.  Vgl. 
Labakd,  3.  Aufl.,  S.  636  A.  2. 
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Die  Rechtsverhältnisse  der  „sog.  Sujets  mixtes*) 

Unter  Benutzung  amtlicher  Quellen  bearbeitet 

von 

Freiherrn  von  und  zu  Bodmann, 

Kaiserlichem  Legationssekretär. 
Berlin  (z.  Zt.  Teheran). 


€* 


Einleitung. 

Der  diplomatische  Sprachgebrauch  und  ein  Theil  der  völker- 
rechtlichen Doktrin  bezeichnet  mit  „sujets  mixtes"  allgemein  die- 
jenigen Individuen,  welche  gleichzeitig  eine  doppelte  oder  mehrfache 
Staatsangehörigkeit  besitzen  \  Eine  Reihe  von  Völkerrechtslehrern 


*  Die  Veröffentlichung  dieser  bereits  im  Frühjahr  1894  vollendeten  Ar- 
beit ist  in  Folge  einer  längeren  Abwesenheit  des  Verf.  verzögert  worden. 

Durch  diesen  Aufschub  ist  es  dem  Verf.  jedoch  möglich  gewesen,  die 
Arbeit  an  der  Hand  des  inzwischen  veröffentlichten  werthvollen  legislatorischen 
Materials  zu  vervollständigen,  wie  dasselbe  vor  Allem  die  im  XIX.  Band  des 
von  Prof.  Stoerk  in  Greifswald  redigirten  „Nouveau  Recueil  General  de 
traites"  Göttingen  1894  abgedruckten  Berichte  der  diplomatischen  Ver- 
treter GrosBbritanniens  über  die  die  Staatsangehörigkeit  betreffende  aus- 
ländische Gesetzgebung  und  die  im  Anhang  der  2.  Auflage  des  von  Legations- 
rath  Dr.  W.  Cahn  verfassten  Kommentars  zum  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  187o 
zum  ersten  Mal  dargebotene  vollständige  Zusammenstellung  der  die  Naturali- 
sation und  Expatriation  regelnden  gesetzlichen  Bestimmungen  aller  civilisirten 
Staaten  enthalten. 

Berlin,  September  1896.  Anm.  d.  Verf. 

1  Vksqüe  v.  Püttlinoen,  Handbuch  des  in  Oesterreich-Ungarn  gelten- 
den internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl.  Wien  1887,  S.  41.  —  Falke,  lieber 
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versteht  dagegen  im  engeren  Sinne  darunter  nur  solche  „Grundeigen- 
tümer, deren  früher  unter  ein  und  derselben  Souveränität  gelegene 
Besitzungen  in  Folge  von  Gebietsveränderungen  verschiedenen  Sou- 
veränitäten unterstellt,  und  denen  desshalb  wohl  durch  Staatsverträge 
besondere  Vergünstigungen  gewährt  sind",  „sujetsmixtes2",  „sujets 
miactes  ä  l'Sgard  de  proprietes" 3,  „sujets  mixtes  quant  auxia,  „subditi 
secundum  quid5U.  Die  letzteren  sind  jedoch  nur  Angehörige  eines 
Staates  und  nur  in  gewissen  privatrechtlichen  Beziehungen  der 
Gebietshoheit  eines  anderen  unterworfen6,  können  daher  füglich  aus 
dieser  Betrachtung  weggelassen  werden. 

Unsere  Absicht  ist  es,  diejenigen  Individuen  in's  Auge  zu 
fassen,  welche  gleichzeitig  mehr  als  eine,  von  einander  unabhängige 
Staatsangehörigkeit  haben.  Daher  würden  von  vornherein  die 
Fälle  einer  doppelten,  sich  ergänzenden  Staatsangehörigkeit  aus- 
zuscheiden sein,  wie  sie  sich  in  einem  Bundesstaate  als  nothwendige 
Folge  dieses  Gebildes  ergiebt,  wie  im  Deutschen  Reich,  der 
Schweiz  und  der  Nordamerikanischen  Union,  wo  neben  dem  Bürger- 
recht des  Gesammtstaates  als  Korrelat  das  Bürgerrecht  des  Einzel- 
staates besteht7. 

Die  Doktrin  hat  für  den  unserer  Betrachtung  zu  Grunde 
liegenden  Gegenstand  verschiedene  Termini  technici  aufgestellt. 
Von  allen  diesen  ist  wohl  der  von  Weiss  gebrauchte  „cumul  des 


gleichzeitige  Staatsangehörigkeit  in  mehreren  deutschen  Bundesstaaten,  Leip- 
zig 1888,  S.  10.  —  Martitz,  Das  Recht  der  Staatsangehörigkeit  im  inter- 
nationalen Verkehr  (in  Hirth's  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  Jahrg.  1875 
S.  807).  —  Hkffter,  Das  europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart,  7.  Aus- 
gabe 1889,  Berlin,  S.  131. 

9  Bar,  Theorie  und  Praxis  des   internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl. 
Hannover  1889  I,  S.  257  Note  3. 

*  Hbfftbr  a.  a.  0.  S.  129. 

4  Martkns,  Völkerrecht,  deutsche  Ausg.  von  Bergbohm,  Berlin  1886 II, 
8.  344,  184. 

4  Holtzbndorff,  Handbuch  des  Völkerrechts,  Hamburg  1887 II,  S.  189. 

*  Martens  a.  a.  0.  S.  184. 

7  Schulze,  Lehrbuch  des  deutscheu  Staatsrechts,  Leipzig  1881 1,  S.  349. 
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nationalites 8U  der  prägnanteste.  Alle  anderen  unterscheiden 
entweder  nicht  scharf  genug  zwischen  den  hier  zu  untersuchenden 
Fällen  und  denen  der  doppelten,  sich  ergänzenden  Staatsangehörig- 
keit, wie  „double  nationalite",  „doppelte  Staatsangehörigkeit", 
oder  sie  betonen  zu  sehr  den  Inhalt  der  Staatsangehörigkeit  in 
Bezug  auf  die  aus  ihr  erwachsenden  Rechte  oder  Pflichten,  wie 
„double  citizenship",  „Doppelbürgerrecht u,  „gleichzeitiges  Unter- 
thanenverhältniss",  „gemischtes  Unterthanenverhältniss".  Von  den 
bei  den  deutschen  Schriftstellern  sich  findenden  Ausdrücken  ver- 
dient wohl  der  von  Bar  gebrauchte  den  Vorzug:  „mehrfache 
Staatsangehörigkeit 9U.  Er  wird  als  der  zutreffendste  auch  von 
uns  gebraucht  werden10. 

Die  nachstehenden  Paragraphen  sollen  zunächst  die  Frage  er- 
örtern, ob  und  inwieweit  es  überhaupt  möglich  sein  kann,  dass  ein 
Individuum  Angehöriger  mehrerer  Staaten  zugleich  ist.  An  die 
Bejahung  dieser  Frage  wird  sich  eine  Erörterung  der  nach  dem 
Stande  der  heutigen  Landesgesetzgebung  und  der  völkerrechtlichen 
Verträge  möglichen  Fälle  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit 
anschliessen  nebst  einer  kurzen  Betrachtung  der  Grundsätze,  nach 
denen  einzelne  Staaten  in  den  daraus  entstehenden  Konflikten 
verfahren.  Zum  Schluss  werden  wir  noch  einen  Blick  auf  die 
Mittel  und  Wege  werfen,  welche  man  zur  Beseitigung  dieses  mit 
den  Forderungen  der  fortschreitenden  Entwicklung  des  inter- 
nationalen Verkehrs  immer  unvereinbarer  werdenden  Zustands  vor- 
geschlagen hat. 


8  Weiss,  Tratte  thäorique  et  pratique  de  droit  international  prive,  Paris, 
1892  I,  S.  25. 

9  Bar  a.  a.  S.  257. 

10  Vielleicht  würde  es  nicht  unangebracht  sein,  anstatt  von  „mehrfacher 
Staatsangehörigkeit"  von  dem  „gleichzeitigen  Besitze  verschiedener  Staats* 
angehörigkeit"  zu  sprechen,  um  dadurch  die  in  diesem  anormalen  Ver- 
hältniss  enthaltenen  Widersprüche  schon  im  Ausdruck  zu  kennzeichnen. 
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I.  Allgemeiner  Theil. 

Kap.  I. 

§  2.     Theorie. 

Mit  wenigen  Ausnahmen11  wird  in  unserer  modernen  Staats- 
ordnung jedem  Menschen  gleich  bei  seiner  Geburt  die  Zugehörig- 
keit zu  einem  Staatsver  bände  mit  in  die  Wiege  gelegt18:  das  Kind 
folgt  entweder  der  Nationalität  seiner  Eltern13  (sog.  jus  sanguinis), 
oder  es  ist  Unterthan  desjenigen  Landes,  in  dessen  Gebiet  es 
das  Licht  der  Welt  erblickt14  (sog.  jus  soli).  Will  es  nun  der 
Zufall,  dass  dieses  Kind  in  einem  Lande  geboren  wird,  wo  das 
jus  soli  besteht,  und  sind  seine  Eltern  Unterthanen  eines  Staats, 
wo  das  jus  sanguinis  die  Nationalität  bestimmt,  so  ist  es  unzweifel- 
haft de  jure  et  de  facto  gleichzeitig  ein  Glied  zweier  Volksgemein- 
schaften; es  besitzt  somit  eine  mehrfache  Staatsangehörigkeit. 

Ein  Individuum  kann  jedoch  auch  nach  seiner  Geburt  in 
Folge  freier  Wahl,  oder  kraft  Gesetzes  ohne  sein  eigenes  Zuthun 
in  den  Verband  eines  anderen  Staates  kommen,  als  desjenigen, 
dessen  Angehöriger  es  seit  seiner  Geburt  gewesen  ist.  Verabsäumt 
der  Betreffende,  die  von  den  Gesetzen  seines  Heimathstaates  vor- 
geschriebene Entlassung  zu  nehmen,  an  welche  dieser  allein  die 
Lösung  des  Unterthanen  Verhältnisses  knüpft,  oder  lässt  dieser 
gegebenenfalls  die  Staatsangehörigkeit  nicht  ipso  jure  erlöschen,  so 
wiederholt  sich  dasselbe  Schauspiel  wie  vorhin:  der  Betreffende 
befindet  sich  im  Falle  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit;  es 
ist  zu  der  ersten  eine  zweite  hinzugekommen  und  beide  bestehen 
gleichzeitig  nebeneinander. 

11  Der  sog.  Heimathlosen,  die  als  Kinder  von  Eltern  auf  die  Welt  kommen, 
welche  selber  nicht  im  Besitze  einer  Staatsangehörigkeit  sind. 

19  Bluntschli,  De  la  qualite  de  citoyen  d'un  ätat  au  point  de  vue  des 
relations  internationales  (Rev.  de  dr.  int.  II,  1870  S.  108).  —  Laurent,  Le  droit 
civil  international,  Paris  1881  III,  S.  177,  178. 

13  Wie  in  den  Staaten  des  Kontinents. 

14  Wie  in  den  südamerikanischen  Staaten. 
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Das  eben  Gesagte  lässt  sich  auf  folgende  Rechtsformel  bringen: 
Eine   mehrfache  Staatsangehörigkeit   ist  überall    da  vor- 
handen, wo 
I.  ein  Individuum  bei  seiner  Geburt  den  den  Eintritt  der  Staats- 
angehörigkeit nothwendig  bedingenden  thatsächlichen  Vor- 
aussetzungen gleichzeitig  in  mehreren  Staaten  unterliegt; 
II.  ein  Individuum  in  einem  Staate  die  zum  Erwerb  der  Staats- 
angehörigkeit nothwendigen  Voraussetzungen  erfüllt  oder 
den  die  Nationalisirung  kraft  Gesetzes  bedingenden  that- 
sächlichen Voraussetzungen    unterliegt,   gleichzeitig    aber 
den  zum  Verlust  der  Angehörigkeit  eines  anderen  Staates, 
dessen  Verband  er  bereits  angehört,  erforderlichen  Bedin- 
gungen nicht  nachgekommen  ist  oder  nicht  nachkommen 
kann. 
Geht  man  nun  davon  aus,  dass  das  Band,  welches  den  Staat 
mit  seinen   Gliedern    verknüpft,   ein   so  enges  ist,    dass   es  die 
Persönlichkeit  der  einzelnen  Glieder  ganz  und  voll  in  Anspruch 
nimmt,  dass  der  Staat  von  seinen  Angehörigen  die  schrankenlose 
Hingabe,  ihre  Treue  und  ihren  Gehorsam  verlangen  kann,  und 
dass  seinerseits  der  Unterthan  das  Hecht  auf  den  vollen  Schutz 
seines   Staates  nach   aussen  hat16,  so  ist  klar,   dass  der  Besitz 
mehrfacher  Staatsangehörigkeit   die    unliebsamsten   und   mannig- 
fachsten Konflikte  herbeiführen  kann,  sowohl  in  den  Beziehungen 
zwischen   Staat   und   Staat,    als   auch  zwischen   dem  Staat  und 
seinen  Gliedern. 

Man  braucht  sich  bloss  den  Fall  zu  vergegenwärtigen,  dass 
der  Angehörige  eines  Staats  dessen  Schutz  gegen  einen  anderen 
anruft,  der  ihn  seinerseits  als  ein  Glied  seines  eigenen  Verbandes 
ansieht.  Wonach  soll  man  die  persönlich-rechtlichen  Verhältnisse 
einer  Person  beurtheilen,  wenn  dieselben  sich  in  beiden  Ländern 


15  Schulze  a.  a.  0.  S.  344,  345.  —  Weiss  a.  a.  O.  S.  23.  —  Martitz 
a.  a.  0.  S.  805. 
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nach  der  Staatsangehörigkeit  richten16?  Zu  welchen  Konsequenzen 
muss  es  führen,  wenn  man  sich  vorstellt,  dass  ein  Individuum 
gleichzeitig  Angehöriger  zweier  mit  einander  kriegführenden 
Nationen  ist;  —  in  wessen  Reihen  soll  er  kämpfen?  Macht  er  sich 
nicht  dann  gegenüber  dem  Staate,  gegen  welchen  er  die  Waffen 
ergriffen  hat,  des  Treubruchs  schuldig?  Ist  es  endlich  denkbar, 
dass  jemand  in  zwei,  einander  zuwiderlaufende  Interessen  ver- 
folgenden Staaten  politische  Rechte  ausübt17? 

Die  Möglichkeit  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  ist 
wiederholt  von  der  völkerrechtlichen  Doktrin  geleugnet  worden. 
So  meint  Feuerbach,  dass  „nach  Staats-  und  völkerrechtlichen 
Verhältnissen  und  unter  Voraussetzung  der  jetzt  fast  allgemein 
geltenden  Grundsätze  über  Staatsunterthanenschafttf  ein  doppeltes 
Staatsbürgerrecht  sich  nicht  mehr  denken  lasse18.  Püttlingen 
folgert  aus  der  Untheilbarkeit  der  staatsrechtlichen  Persönlichkeit 
die  Unmöglichkeit  von  „sujets  mixtes" 10.  Bar  will  aus  dem  Treu- 
verhältnisse, welches  das  Individuum  mit  dem  Staate  verknüpft, 
die  Unmöglichkeit  eines  solchen  mehrfachen  Verhältnisses  her- 
leiten; die  Treue  könne  bei  einem  Konflikte  doch  nur  einem 
Staate  gehalten  werden.  Daher  müsse  man  in  einem  solchen 
Falle  nur  eine  scheinbare  mehrfache  Staatsangehörigkeit  annehmen 
und  dabei  dem  „thatsächlich  näheren  Verband"  den  Vorrang 
geben  *°. 

Diesem  rein  theoretischen,  de  lege  ferenda  nicht  gut  anfecht- 
baren Standpunkt  kann  man  mit  Recht  wohl  entgegenhalten,  dass 
de  lege  lata,  nach  positivem  Recht,  die  Zulässigkeit  oder  Nicht- 
zulässigkeit  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  sich  nur  nach 

,e  Bar  a.  a.  0.  S.  258.  —  Lkhb,  Du  droit  de  se  prevaloir  d'une  double 
nationalite  (Rev.  de  dr.  int.  XII  1880,  S.  312  ff.). 

17  Weiss  a.  a.  0.  S.  24.  —  Coqordan,  La  nationalite  au  point  de  vue 
des  rapporte  international»,  Paris  1890  II.  ed.  S.  14,  15. 

"  Feukrbach,  Themis,  Landshut  1812,  S.  323. 

19  Püttlinobn  a.  a.  O.  S.  41. 

>0  Bar,  II,  S.  257,  268. 
Archiv  flir  öffentliches  Recht.  XU.  2.  24 
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der  jeweiligen  Landesgesetzgebung  beurtheilen  lässt.  Ein  Indi- 
viduum als  seinen  Angehörigen  zu  betrachten,  ist  unbestreitbar 
das  ausschliessliche,  aus  der  Souveränität  sich  ergebende  Recht 
des  einzelnen  Staates.  Ueberall  da,  wo  die  Unvollkommenheit  der 
Gesetze,  oder  die  Rechtsanschauung  eines  Staates  jemandem  ge- 
stattet, gleichzeitig  mehr  als  einem  Staate  anzugehören,  wird  man 
nicht  umhin  können,  die  Existenz  einer  mehrfachen  Staatsange- 
hörigkeit zuzugeben;  so  Phillimore21,  Heffter",  Cogordan23, 
Blüntschli24,  Stoerk25,  Martitz28,  Martens27,  Calvo28. 

Dagegen  kann  nicht  bestritten  werden,  und  hierin  ist  die  ge- 
sammte  Doktrin  einig,  dass  es  sehr  wünschenswerth  und  dem  Be- 
griff des  modernen  Staatswesens  entsprechend  sein  würde,  wenn 
bei  den  heute  gesteigerten  Wechselbeziehungen  zwischen  den 
einzelnen  Staaten  und  bei  der  immer  mehr  sich  ausbildenden 
Freiheit  des  internationalen  Verkehrs  der  Individuen  ein  der- 
artiger Zustand  der  Rechtsunsicherheit  hinsichtlich  der  Natio- 
nalität aus  der  Welt  geschafft  würde. 

§  3.    Historischer  Ueberblick  über  die  Stellung  der 
Staaten  zu  der  Frage  der  mehrfachen  Staats- 
angehörigkeit. 

Schon  das  römische  Staatsrecht  war  sich  klar  darüber,  dass 
der  gleichzeitige  Besitz  verschiedener  Staatsangehörigkeit  zu  Un- 
zuträglichkeiten Anlass  geben  nmsste.  Der  Erwerb  eines  fremden 
Bürgerrechts  zählte  mit  zu  den  Gründen  der  capitis  diminutio2': 

91  Phillimore,  Commentaries  upon  international  law  (3  ed.  London  1879). 

"  Hkffter  a.  a.  0.  S.  131. 

"  Cogordan  a.  a.  0.  S.  14,  15. 

u  Blüntschli,  Völkerrecht  374. 

85  Stoerk  in  v.  Holtzbndorff's  Handbuch  a.  a.  0.  S.  625. 

**  Mabtttz  a.  a.  0. 

97  Martens  a.  a.  0.  S.  184. 

98  Calvo,  Le  droit  international,  II  648  S.  139. 

99  Lawrence,  Appendix  zu  Wheaton's  International  Law,  London  1863 
S.  892. 
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wer  in  einem  anderen  Gemeinwesen  als  dem  römischen  die  Civität 
erwarb,  verlor  dadurch  die  römische30.  Selbst  der  Bürger,  der 
sich  in  eine  latinische  Kolonie  aufnehmen  liess,  verlor  die  römische 
civitas  und  wurde  latinus31.  Allerdings  beschränkten  die  Römer 
diesen  Grundsatz  auf  diejenigen  Länder,  deren  Existenz  sie  an- 
erkannten und  mit  denen  sie  in  einem  Yertragsverhältniss  standen, 
oder  mit  anderen  Worten  internationale  Beziehungen  unterhielten: 
der  Ueberläufer,  der  sich  in  Karthago  naturalisiren  liess,  blieb 
Römer;  fiel  er  seinen  früheren  Landsleuten  in  die  Hände,  so  erlitt 
er  die  auf  die  Desertion  gesetzten  Strafen32. 

Anders  hatten  sich  dagegen  die  Grundsätze  im  griechischen 
Alterthum  entwickelt.  Dort  war  es  nichts  Ungewöhnliches,  wenn 
jemand  in  mehreren  Staaten  zugleich  das  Bürgerrecht  besass33. 
Cornelius  Nepos  erzählt,  dass  die  Athener  dem  T.  Pomponius 
Atticus  das  Bürgerrecht  antrugen,  obwohl  er  das  römische  noch 
hatte3436. 

Nicht  selten  kam  es  vor,  dass  sämmtliche  Bürger  des  einen 

90  Cicero,  pro  Balbo  XI  28:  „duarum  civitatum  civis  noster  esse  jure 
•civili  nemo  potest.  non  esse  huius  civitatis,  qui  se  alii  civitati  dicarit,  po- 
test  •  .  ."  XIII  31:  „o  jura  .  .  .  a  majoribus  nostris  computata!  ne  qois 
nostrum  plus  quam  unius  civitatis  esse  possit.u  Ebenso  XII  i.  f.  30.  pro 
Caecina  XXXIV  i.  f.:  „nam  cum  ex  nostro  jure  duarum  civitatum  nemo  esse 
possit,  tum  amittitur  haec  civitas  denique,  cum  ie,  qui  profugit,  rcceptus  est 
in  exüium,  hoc  est,  in  aliam  civitatem." 

31  Cicero,  pro  Caecina  XXXIII  i.  £:  „hoc  solere  me  non  praeterit . .  . 
-quemadmodum,  si  civitas  adimi  non  possit,  in  colonias  Latinas  saepe  nostri 
<civea  profecti  sint.  Aut  sua  voluntate  aut  legis  multa  profecti  sunt,  quam 
multam  si  sufferre  noluissent,  manere  in  civitate  potuissent."  Derselbe, 
de  doma  sua  ad  pontifices  XXIX  i.  f.  u.  XXX  i.  pr. 

"  Weiss  a.  a.  0.  S.  26  Anm.  1. 

38  Cicero  pro  L.  Cornelio  Balbo  XU  30:  „itaque  in  Graecis  civita- 
4ibus  videmus,  Athenis  Rhodios,  Lacaedaemonios ,  ceteros  undique  ascribi 
multarumque  esse  eosdem  homines  civitatum  .  .  .  .* 

54  Cornelius  Nepos,  Atticus  3. 

**  Der  Weltreisende  Polemon,  von  Geburt  aus  Neu-Hion,  war  gleich- 
zeitig Bürger  von  Athen,  Samos  und  Sikyon  (Revue  archeologique  1846 
S.  449). 

14* 
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Staatswesens  in  einem  anderen  das  Bürgerrecht  erhielten;  die 
Bürger  der  sog.  Kleruchenstaaten  waren  gleichzeitig  athenische 
Vollbürger:  Plato  und  Epikur,  obwohl  nicht  in  Athen  geboren, 
waren  zugleich  Bürger  Athens  und  ihrer  Heimathstaaten  Kollytos 
und  Garyttos86. 

Ebenso  konnte  man  nach  fränkischem  Recht  gleichzeitig  Unter- 
than  zweier  Herrscher  sein.  Die  Angehörigen  eines  Theilreichs 
waren  nicht  Fremde  in  den  anderen,  welche  auf  den  Königsschutz 
angewiesen  gewesen  wären;  ja  ganze  Städte  und  ganze  Gebiete 
verblieben  oft  im  gemeinsamen  Besitze  der  theilenden  Könige37. 
Im  späteren  Mittelalter  machte  bei  der  Durchsetzung  aller  Ver- 
hältnisse mit  den  Grundsätzen  der  Feudalität  die  Staatsangehörig- 
keit gar  keinen  Unterschied  mehr.  Es  gab  nur  noch  eine  herr- 
schende und  eine  dienende  Klasse,  yon  denen  die  Ersteren  ganz 
in  das  Lehnsverhältniss  übergetreten  waren.  Die  Stelle  der  Na- 
tionalität hatte  die  Yasallität  eingenommen.  Die  Feudaladligen 
waren  nirgends  Fremde,  sie  genossen  überall  die  gleichen  Rechte 
und  waren  daher  in  allen  Staaten  Bürger.  Vasall  mehrerer 
Fürsten  zugleich  zu  sein,  war  nichts  Besonderes.  Die  Geschichte 
weist  manche  Beispiele  auf:  die  Grafen  von  Flandern  waren  lange 
Zeit  Vasallen  des  Königs  von  Frankreich  und  des  Deutschen 
Kaisers39.  Zeitweise  traten  sie  sogar  noch  in  ein  drittes  Treu- 
verhältniss  zum  Könige  von  England.  Merkwürdig  in  ihrer  Art 
sind  die  beiden  Verträge,  welche  sie  mit  dem  Letzteren  1101  und 
1163  abgeschlossen  hatten:  der  Graf  von  Flandern  versprach 
darin  dem  englischen  Herrscher,  ihm  Beistand  gegen  jedermann, 

M  Boeckh,  Staatshaushaltung  der  Athener,  2.  Ausgrabe  1851  I,  S.  560 
bis  663. 

37  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte  1892  II,  S.  26.  —  Follevillk» 
Traite  theorique  et  pratique  de  la  naturalisation,  Paris  1880,  S.  33  ff. 

n  Laurent,  fitudes  sur  l'histoire  de  l'humanite  VII,  S.  349,  350. 

99  Die  Grafen  von  Flandern  wurden  862  von  Karl  dem  Kahlen  und 
1007  durch  den  Vertrag  von  Valenciennes  mit  dem  sog.  Reichsflandern  von 
Heinrich  II.  belehnt. 
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ausgenommen  den  König  von  Frankreich,  seinen  Lehnsherrn,  zu 
gewähren.  Für  den  Fall  eines  Krieges  zwischen  England  und 
Frankreich  verpflichteten  sie  ihn  dagegen,  Frankreich  möglichst 
wenig  Mannen  zur  Verfügung  zu  stellen;  gerade  nur  soviel,  als 
zur  Vermeidung  des  Treubruchs  erforderlich  sei40.  Philipp  der 
Kulme  von  Burgund  war  ebenfalls  zu  gleicher  Zeit  Vasall  Frank- 
reichs und  der  deutschen  Krone;  1363  belehnte  ihn  Johann  von 
Frankreich  mit  dem  Herzogthum  von  Burgund,  nachdem  er  schon 
früher  von  Karl  dem  Vierten  als  deutsches  Lehen  die  Freigraf- 
schaft gleichen  Namens  erhalten  hatte. 

Das  moderne  Staatsrecht  steht  zum  grossen  Theil  noch  auf 
dem  Standpunkte,  dass  eine  mehrfache  Staatsangehörigkeit  in 
weiterem  Umfange  möglich  ist:  entweder  haben  die  Landesgesetz- 
gebungen keine  Bestimmungen  getroffen,  um  eine  solche  in  be- 
stimmten Fällen  zu  verhindern,  oder  sie  findet  sich  stellenweise 
sogar  formell  anerkannt. 

Das  zuletzt  Gesagte  gilt  vor  Allem  für  das  Deutsche  Reichs- 
und Landesstaatsrecht  bezüglich  der  mediatisirten  Standesherrn; 
die  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815,  Art.  14,  verheb  ihnen  ge- 
wissermaassen  die  Stellung  von  privilegirten  „sujets  mixtes";  sie 
sind  Angehörige  aller  der  Staaten,  in  deren  Gebiet  ihre  Be- 
sitzungen liegen,  und  üben  auch  politische  Rechte  in  denselben 
aus;  so  haben  sie  z.  B.  Sitz  und  Stimme  in  den  ersten  Kammern41. 

Ferner  ist  es  den  Angehörigen  eines  Deutschen  Bundesstaats 
unbenommen,  in  einem  oder  mehreren  andern  die  Staatsangehörig- 
keit zu  erwerben,  ohne  dass  dadurch  die  ursprüngliche  verloren 
ginge48. 

Aber  auch  schon  vor  der  Einigung  des  Deutschen  Reichs 
war  in  verschiedenen  deutschen  Staaten  der  Besitz  einer  mehr- 
fachen Staatsangehörigkeit  prinzipiell  anerkannt,  wie  in  Preussen, 

40  Laurent  a.  a.  O.  S.  350,  Anm.  1. 

41  Bluntschli,  Völkerrecht  374,  S.  218.  —  Falckk  a.  a.  0.  S.  9. 
41  Falckk  a.  a.  0.  S.  17. 
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Sachsen,  Schleswig-Holstein48;  oder  dieselbe  war  durch 
einen  „Vorbehalt"  des  Landesherrn  zugelassen,  wie  in  Bayern 
und  Württemberg44. 

Das  dänische46  und  schweizerische46  Staatsrecht  nehmen  einen 
ähnlichen  Standpunkt  ein,  da  es  im  Prinzip  ein  Zusammentreffen 
mehrerer  Staatsangehörigkeiten  in  einer  Person  für  zulässig  er- 
klärt. 

Dagegen  suchen  viele  andere  Gesetzgebungen,  wenigstens  für 
gewisse  Fälle,  eine  mehrfache  Staatsangehörigkeit  zu  vermeiden. 
Allerdings  handelt  es  sich  hierbei  immer  nur  um  den  Erwerb 
derselben  nach  der  Geburt,  durch  Naturalisation  oder  kraft  Ge- 
setzes, jedoch  niemals  um  die  bei  der  Geburt  möglicherweise  schon 
eintretenden  Fälle. 

Die  Wege,  welche  diese  Staaten  dazu  eingeschlagen  haben, 
sind  verschiedene:  die  einen  machen  die  Aufnahme  in  ihren  Ver- 
band von  der  Lösung  des  früheren  Unterthanenverhältnisses  ab- 
hängig,   wie    Norwegen47,    die   Schweiz48,    Luxemburg4*, 

43  Derselbe  a.  a.  0.  S.  2. 

44  Palcke  a.  a.  0.  S.  7—9. 

45  Mittheilung  des  dänischen  Ausw.  Amts  an  die  englische  Regierung 
vom  28.  Mai  1868  (Report  S.  66):  „Pour  ce  qui  est  de  notre  legislation 
relativement  a  ce  point,  celle-ci  ne  s'oppose  pas  ä  ce  que  la  coexistence  de 
deux  nationales  puisse  etre  admise  dans  la  personne  du  meine  individu  • . ." 

44  Entscheidungen  des  schweizerischen  Bundesraths  vom  31.  Aug.  1870. 
dass:  „viele  Schweizer  zu  gleicher  Zeit  das  Bürgerrecht  in  unseren  Kantonen 
und  sogar  im  Auslande  besitzen,  ohne  dass  dies  jemals  einen  Widerspruch 
hervorgerufen  habe."  (Calvo  a.  a.  0.  II  677  S.  68).  Ebenso  die  Entschei- 
dungen des  schweizerischen  Bundesgerichts  vom  11.  Juni  1876,  „dass  das 
schweizerische  und  amerikanische  Bürgerrecht  gleichzeitig  demselben  Indi- 
viduum eigen  sein  könne",  und  vom  11.  Juni  1880,  „dass  jemand,  der  die 
italienische  Staatsangehörigkeit  erworben  habe,  ohne  auf  die  schweizerische 
zu  verzichten,  die  letztere  beibehalten  habe"  (J.  d.  dr.  i.  pr.  1882  S.  253). 

47  Norwegen,  Ges.  vom  21.  April  1888  Art.  8  f.:  „der,  welcher  nor- 
wegischer Staatsbürger  werden  will,  muss  . . .  erklären,  dass  er,  falls  seinem 
Antrage  entsprochen  wird,  von  jedem  fremden  Unterthanenverband  befreit 
sein  werde.  Wenn  nach  den  in  dem  Heimathstaate  bestehenden  Gesetzen 
die  Erlaubniss  der  Regierung  oder  einer  anderen  Behörde  nöthig  ist  zur  Lö- 
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Schweden60,    Württemberg51,    Lübeck6*    und    San    Do- 
mingo6854;   die   andern,    und   zu    diesen    gehören   weitaus  die 


sung  des  früheren  Unterthanenverhältnisses,  so  muss  der  Petent  den  Nach- 
weis erbringen,  dass  diese  Erlaubniss  ertheilt  ist"  (Ann.  de  log.  etr.  1889, 
S.  758). 

46  Schweiz,  Ges.  vom  8.  Juli  1876  Art  20:  „le  Conseil  föderal  n'ac- 
cordera  oette  autoriaation  qu'ä  ces  etrangers:  .  .  .  dont  les  rapports  avec 
l'Etat  auquel  ils  ressortissent  sont  tels  qu'il  est  ä  prevoir  que  lenr  admission 
ä  la  nationalite*  suisse  n'entrainera  pour  la  conföderation  aucun  prejudice" 
(Ann.  de  leg.  e"tr.  1877,  S.  550;  vgl.  auch  die  daselbst  in  der  Anm.  angeführte 
erklärende  Note  des  schweizerischen  Bundesraths). 

4*  Luxemburg,  Ges.  vom  28.  Jan.  1878  sur  les  naturalisations,  art.  2: 
„la  natoralisation  ne  pourra  6tre  accordee  ä  des  etrangers,  lorsqu'elle  ne  se 
concüie  pas  avec  les  obligations  qu'ils  ont  &  remplir  envers  l'Etat  auquel  ils 
appartieanent  et  qu'il  pourrait  en  naitre  des  conflits"  (Ann.  de  leg.  6tr.  1879 
S.  548). 

*°  Schweden,  Verordnung  vom  27.  Febr.  1868  Art.  4:  „da  ansökning 
an  Sewensk  medborgare-rätt  bifalles,  wärde  derwid  säsone  willkor  stadtgadt, 
att  sökanden,  inom  den  tid  Kaumgen  forelägger,  skall  inför  wederbörande 
myndighet  dels  stayrka,  sä  framt  sädant  icke  redan  skett,  att  sökanden  up- 
hört  att  wara  främmande  makts  undersäte  .  . .  .u  (schwedisches  Verordnungs- 
blatt Nr.  13,  S.  8.  u.  4). 

51  Württemberg,  Ministerialerlass  betr.  die  Naturalisation  von  Aus- 
ländern vom  31.  Jan.  1881:  „Es  muss  der  Nachweis  dafür  erbracht  sein, 
dass  der  zu  Naturalisirende  aus  seiner  früheren  Staatsangehörigkeit  bereits 
entlassen  ist,  oder  im  Fall  seiner  Naturalisation  sofort  entlassen  werden  wird, 
oder  nach  der  Gesetzgebung  seines  bisherigen  Heimathstaates  durch  die 
Naturalisation  in  Württemberg  seine  frühere  Staatsangehörigkeit  verliert." 

**  Lübeck,  Verordnung  vom  30.  Mai  1870  Art.  3:  „Ausländer,  welche 
im  Lübeck'schen  Freistaate  naturalisirt  werden  wollen,  haben  vor  der  Er- 
theilung  der  Naturalisationsurkunde  nachzuweisen,  dass  sie  aus  dem  Staats- 
verbande, dem  sie  bisher  angehört  haben,  entlassen  sind." 

**  San  Domingo,  Art.  7  der  1881  revidirten  Verfssg.  „Dominicans  are: 
...  6  Foreigners  from  any  friendly  nation  who  .  .  .  expressiv  renounce 
their  nationality  before  whomever  it  may  be  lawful  to  do  so"  (Martens-Stoerk, 
Nouveau  Recueil  general  a.  a.  0.). 

M  Der  von  verschiedenen  anderen  Staaten,  wie  Spanien,  den  Ver.  Staaten, 
Colombien  u.  s.  w.  verlangte  Verzicht  des  um  die  Naturalisation  nachsuchenden 
Petenten  gehört  nicht  hierher,  da  derselbe  nur  ein  einseitiger  ist  und  in 
Folge  dessen  ohne  rechtliche  Wirkung  auf  das  bisherige  Staatsangehörigkeits- 
verhaltniss  bleiben  muss. 
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meisten  europäischen  Länder,  lassen  durch  Naturalisation  im  Aus- 
lande ipso  jure  die  eigene  Staatsangehörigkeit  untergehen.  Den 
ersten  Anstoss  hierzu  gab  die  französische  Gesetzgebung  durch 
den  in  die  Konstitution  vom  3.  September  1794  (Art.  6  No.  1) 
eingeführten  Satz:  „la  qualite  de  Frangais  se  perd  par  la  natu- 
ralisation  en  pays  £trangera,  der  sich  in  allen  späteren  französi- 
schen Gesetzgebungen,  so  auch  in  der  neuesten,  wiederfindet. 
Mit  der  Verbreitung  des  französischen  Rechts  hat  dieser  Satz 
seinen  Einzug  auch  in  eine  Reihe  von  anderen  Gesetzgebungen 
gehalten  uud  dort  seinen  Platz  behauptet,  wie  in  Portugal57, 
den  Niederlanden68,  Belgien59,  Italien60,  Spanien61. 
Griechenland62,  Rumänien63,  Luxemburg64.  Weiter  findet  er 
sich  in  der  bulgarischen65  Verfassung,    dem  norwegischen** 


55  Martitz  a.  a.  0.  S.  810  u.  811. 

66  art.  17.  1  cod.  civ.:  „Perd  la  qualite  de  Francais:  1.  le  Francis 
naturalise  ä  l'etranger  ou  celui  pui  acquiert  sur  sa  demande  la  nationaliti 
etrangere  par  reffet  de  la  loi." 

57  Portugal,  Art.  81  der  Verfssg.  vom  29.  April  1826:  „perde  os  direitos 
de  cidadäo  portuguez  osque  se  naturalisar  em  paiz  estrangeiro. 

58  Niederlande,  Art.  10  Ges.  vom  28.  Juli  1850:  „de  statt  von 
Nederlander  wordt  verloren:  1.  door  het  aannemen  von  naturalisatie  in  een 
vreemd  land." 

50  Belgien,  cod.  civ.  art.  17:  „la  qualite  de  Beige  se  perdra:  1.  pir 
la  naturalisation  acquise  en  pays  etranger." 

60  Italien,  cod.  civ.  art.  11,  2:  „la  cittadinanza  si  perde ...  da  coloi 
che  abbia  ottenuto  la  cittadinanza  in  paese  estero." 

81  Spanien,  Verfssg.  vom  30.  März  1876  Art.  1  i.  f.:  „la  calidad  de 
espaüol  se  pierde  por  adquirir  naturaleza  en  pais  estranjero." 

69  Griechenland,  Art.  23,  1.  cod.  civ.:  „Die  hellenische  Staatsange- 
hörigkeit geht  verloren  1.:  durch  die  im  Auslande  erlangte  Naturalisation.' 
(Cogordan  a.  a.  O.  S.  487.) 

68  Rumänien,  art.  17  cod.  Rom.:  „calitatü  de  Romänü  se  perde:  prin 
naturali8atiune  dabänditä  in  tera  streinä.u 

•*  Luxemburg,  code  civ.,  art.  17,  1:  „la  qualite  de  Luxembonrgeoi< 
*e  perdra  par  la  naturalisation  acquise  en  pays  etranger." 

06  Bulgarien,  Art.  29  Ges.  vom  26.  Febr.  1883:  „Jeder  im  Ausland.' 
lebende  Bulgare  kann  sich  im  Auslande  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo 
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und  schwedischen  %  dem  serbischen68  *  und  dem  engli- 
schen*9 Rechte.  Ausserhalb  Europas  haben  ihn  rezipirt:  Ar- 
gentinien70, Brasilien71,  Chile72,  Costa  Rica73,  Colum- 
bien74,  Ecuador75,  Haiti78,  Japan77,  Mexico78,  Oranje 
Freistaat79,  Peru80,  San  Salvador81,  Uruguay82. 


er  sich  aufhält,  naturalisiren  lassen.    In  diesem  Falle  verliert  er  die  bul- 
garische Staatsangehörigkeit"  (Archives  diplomatiques  1884  S.  77). 

66  Norwegen,  Ges.  vom  21.  April  1888  Art.  6a:  „Das  norwegische 
Bürgerrecht  geht  verloren  a)  durch  den  Erwerb  des  Bürgerrechts  im  Aus- 
lände" (Ann.  de  leg.  etr.  1889). 

67  Schweden,  Ges.  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit vom  1.  Okt.  1894  Art.  5:  „Die  schwedische  Staatsangehörig- 
keit geht  verloren  durch  den  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  in  einem  anderen 
Lande"  (Cahn  a.  a.  O.  S.  288). 

48  Serbien,  vgl.  Cahn  a.  a.  0.  S.  467:  „Die  serbische  Staatsangehörig- 
keit geht  verloren  durch  Erwerb  einer  fremden  Staatsangehörigkeit,  sofern 
der  Auswandernde  zuvor  den  Nachweis  erbracht  hat,  dass  er  in  dem  fremden 
Staat  als  Bürger  aufgenommen  wird,  und  dass  er  seinen  Verpflichtungen 
gegen  den  Staat,  seine  Familiengenossenschaft  und  gegen  Privatpersonen  nach- 
gekommen ist." 

69  England,  naturalization  act  vom  12.  Mai  1870  Art.  6;  „any  British 
subject  who  has  . . .  when  in  any  foreign  State  and  not  under  any  disability 
voluntarily  become  naturalized  in  such  state,  shall . . .  be  deemed  to  have 
ceased  to  be  a  British  subject  and  be  regarded  as  an  alien." 

70  Brasilien,  Art.  71  Ges.  vom  24.  Febr.  1891 :  „the  rights  of  Brasilian 
citizenship  are  lost  only  in  following  cases  ...  2.  they  are  lost:  a)  trough  natura- 
lization in  a  foreign  country"  (Martens-Stoerk,  Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  686). 

71  Argentinien,  vgl.  Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  669. 

71  Chile,  Verfssg.  vom  25.  Mai  1833,  reformirt  am  10.  Okt.  1888  (vgl. 
Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  710  und  Cahn  a.  a.  0.  S.  453). 

78  Costa  Rica,  Art.  41  des  Fremden-  und  Naturalisationsges.  vom 
21.  Dez.  1886:  „the  Costa-Rican  nationality  is  lost  by:  1.  those  Costa-Ricans 
who  become  naturalized  in  a  foreign  country"  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  701). 

74  Columbien,  Verfssg.  von  1886  Art.  9:  „la  calidad  de  nacional  co- 
lombiano  se  pierde  por  adquirir  carta  de  naturaleza  en  pais  estranjero." 

75  Ecuador,  Verfssg.  Art.  11,  Abs.  2:  „An  Ecuadorian  who  shall  na- 
turalize  himself  in  an  other  country,  will  regain  his  right  of  citizenship 
if  .  .  ."  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  713). 

76  Haiti,  const.  dd.  18.  Dez.  1879,  am.  4.  Sept.,  14.  Sept.  1880,  27.  Juli 
1883  et  10.  Okt.  1884,  Art.  71,  Abs.  2:  „toutHaitien  qui  se  ferra  naturaliser 
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Alle  diese  Versuche  sind  jedoch  immer  nur  einseitige;  wenn 
ihnen  auch  das  Verdienst  zuerkannt  werden  muss,  die  Zahl  der 
möglichen  Konflikte  um  ein  bedeutendes  vermindert  zu  haben,  so 
ist  diese  doch,  wie  wir  sehen  werden,  immer  noch  eine  erstaun- 
liche. 

B.  Besonderer  Theil. 

Kap.  II. 
Eintritt  der  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  bei  der  Gebart 

§  4.     Jus  sanguinis  und  jus  soli. 

Das  griechische  und  römische  Recht  kannten  nur  einen 
Grundsatz,  nach  welchem  sie  den  Menschen  bei  der  Geburt  die 
Staatsangehörigkeit  erwerben  Hessen,  den  der  Filiation  oder  des 
jus  sanguinis:  „recte  Romanum  interpretamur  Roma  oriundum, 
et  in  jure  nostro  semper  notatur  origo  paterna,  non  origo  pro- 
pria  et  natale  solum88."     Der  blossen  Thatsache  der  Geburt  in 


ätranger  en  due  forme  . . .  s'il  veut  redevenir  Haitien  . . ."  (Ann.  de  la  Legis- 
lation  Prangere  t.  XIV  S.  831.) 

77  Japan,  bgl.  Gesb.  vom  6.  Okt.  1890  Art.  12:  „a  Japanese  rabject 
loses  his  status  as  such  under  the  following  circumstances:  1.  on  assnming 
the  status  of  a  foreign  State  of  his  own  free  will"  (Nouv.  Reo.  a.  a.  O.  S.  752). 

78  Mexico,  Ges.  über  die  Fremden  und  Naturalisation  vom  28.  Mai 
1886  Art.  9:  „the  alien  condition  is  acquired  ...  3.  by  naturalization*' 
(Mabtkns-Stokbk,  Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  722  u.  723). 

79  Oranje  Freistaat,  Verfssg.  vom  8.  Mai  1879:  „Die  Bürgerschaft 
geht  verloren :  a)  durch  Erwerb  einer  Bürgerschaft  im  Ausland"  (vgl.  Cahk 
a.  a.  0.  S.  461). 

80  Peru,  Verfssg.  vom  10.  Nov.  1860  Art.  41:  „the  rights  of  citizenship 
are  f  orfeited  .  .  .  3 :  upon  obtaining  or  exercising  the  rights  of  citizenship  in 
a  foreign  country"  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  634). 

81  San  Salvador,  Ges.  über  die  Fremden  vom  27.  Sept.  1886  Art  2: 
„alien 8  are  ...  4:  Salvadoraniens  who  are  naturalized  in  another  country, 
and  who  remove  their  residence  there*  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  694). 

M  Uruguay,  Verfassg.  vom  10.  Sept.  1829:  „ Citizenship  is  lost ...  3: 
by  reason  of  naturalization  in  another  country"  (Martens-Stokrx,  Nonv. 
Rec.  a.  a  O.  S.  741). 

M  Cojacius,  observationeß,:33. 
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einem  Lande  mass  das  Altertlram  keine  nationalisirende  Wirkung 
bei.  Im  Grossen  und  Ganzen  kann  man  sagen,  dass  eheliche, 
ex  justis  nuptiis  geborene  Kinder  der  Staatsangehörigkeit  des 
Vaters,  uneheliche,  non  ex  justis  nuptiis  geborene  Kinder  da- 
gegen der  der  Mutter  folgten84. 

Erst  als  die  Germanen,  bei  denen  die  Aufnahme  in  den  Stamm 
ohne  Rücksicht  auf  die  Filiation  die  Stammesangehörigkeit  begrün- 
dete, im  Westen  Europas  festen  Fuss  gefasst  hatten  und  eesshaft 
geworden  waren,  begann  an  Stelle  der  Stammesangehörigkeit  die 
Territorialgewalt  in  den  Vordergrund  zu  treten.  Bereits  im 
fränkischen  Recht  war  der  im  Reiche  Geborene  Unterthan, 
während  der  ausserhalb  der  Landesgrenze  Geborene  als  Fremder 
behandelt  wurde.  Die  im  Auslande  geborenen  Kinder  von 
Unterthanen  waren  von  den  den  Einheimischen  zustehenden 
Vortheilen  ausgeschlossen  und  unterlagen  dem  strengen  Fremden- 
recht85. Allein  schon  früh  empfand  man  die  Härte  dieses  Grund- 
satzes, und  seit  dem  16.  Jahrhundert  machte  sich  die  Tendenz 
geltend,  auch  den  in  der  Fremde  geborenen  Kindern  eines  ein- 
gesessenen Vaters  die  Gleichberechtigung  mit  den  im  Inlande 
geborenen  zuzugestehen,  sofern  sie  nur  im  Inlande  ihren  Wohn- 
sitz aufschlugen. 

Das  moderne  europäische  Staatsrecht  und  die  von  dem- 
selben beeinfius8ten  Nationalitätsrechte  der  asiatischen  Staaten 
haben  nun  ohne  Ausnahme  anerkannt,  dass  die  Kinder,  mögen 
dieselben  geboren  werden,  wo  es  auch  sei,  die  Staatsangehörig- 
keit der  Eltern  besitzen. 

Zur  ausschliesslichen  Grundlage  des  Heimathsrechts  ist 
dieser  Satz  jedoch  nur  in  den  Ländern  deutschen  Rechts,  wie 
in  Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn,  Schweden  und  in  den 
deutschen  Kantonen  der  Schweiz  erhoben  worden.    Die  Einheit 


84  Weiss  a.  a.  O.  S.  32  ff.  —  Cogordan  a.  a.  0.  S.  22  ff. 
w  Weiss  a.  a.  0.  S.  38  u.  39.  —  Lawrence,  appendix,  S.  893.  —  Mar- 
titz  a.  a.  O.  S.  1127. 


—     216     — 

der  Familie,  welche  nach  der  deutschen  Auffassung  das  alleinige 
Fundament  der  staatlichen  Ordnung  bildet,  sowie  der  rein  per- 
sönliche Charakter  der  Staatsangehörigkeit  verlangen  gebieterisch, 
dass  die  Kinder,  die  doch  in  den  Anschauungen  ihrer  Eltern 
gross  gezogen  werden,  selber  auch  ein  Glied  der  Volksgemein- 
schaft bilden,  der  ihre  Eltern  angehören 86.  Die  Anwendung  des 
reinen  Abstammungsprinzips  ist  die  unabweisbare  Konsequenz 
der  Auffassung,  dass  der  Staat  die  rechtliche  Organisation  eines 
Volkes  ist,  welche  „die  Einheit  des  Volksthums  im  Wechsel  der 
Generationen  zur  rechtlichen  Erscheinung  bringt" 87.  Die  einzigen 
praktischen  Nachtheile  des  jus  sanguinis  sind  einmal  der  mit- 
unter schwierige  Nachweis  der  Staatsangehörigkeit,  der  vom 
Vater  auf  den  Grossvater,  vom  Grossvater  auf  den  Urgrossvater 
hinauf  geführt  werden  muss;  die  zweite,  bedenklichere  Schatten- 
seite ist  die,  dass  sich  eine  im  Lande  ansässige  ausländische 
Familie  auf  mehrere  Generationen  hinaus  als  solche  erhalten  und 
ihre  Söhne  den  militärischen  Pflichten  dauernd  entziehen  kann. 
Bierin  liegt  die  grosse  Gefahr  eines  sich  allmählich  heraus- 
bildenden internationalen  Vagabunden thums  verborgen.  Dem 
lässt  sich  jedoch  dadurch  vorbeugen,  dass  man  bei  Fremden, 
welche  längere  Zeit  im  Lande  domizilirt  sind,  die  Absicht  prae- 
sumirt,  Inländer  werden  zu  wollen,  sofern  sie  nicht  den  Nach- 
weis eines  thatsächlich  noch  anerkannten  Heimathsrechtes  er- 
bringen können88. 

Während  die  Länder   des  deutschen  Rechts   der  Filiation 
allein  nationalisirende  Kraft  beimessen,  haben  die  Romanen  ein 


M  Blüntschli,  rev.  d.  dr.  int.  a.  a.  0.  S.  109.  —  Martitz  a.  a.  0. 
S.  1144  ff.  OT  Martitz  a.  a.  0.  S.  1144. 

88  Martitz  a.  a.  0.  S.  1145  u.  1146  hat  folgenden  Zusatz  zu  dem  §  2.  Rg. 
vom  1.  Juni  1870  vorgeschlagen :  „Jedoch  wird  als  Staatsangehöriger  derjenige 
behandelt,  der  in  Deutschland  geboren  ist  von  Eltern,  die  sich  hier,  ohne 
die  Absicht  nach  ihrer  Heimat  zurückzukehren,  niedergelassen  haben:  es  sei 
denn,  dass  ein  solcher  sich  durch  Erklärung  einer  ausländischen  Behörde 
über  die  Fortdauer  dortiger  Staatsangehörigkeit  auszuweisen  vermag. " 
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gemischtes  Prinzip  angenommen:  neben  der  Abstammung  räumen 
sie  auch  dem  Geburtsort  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende 
Bedeutung  ein.  Sie  betrachten  den  im  Lande  Geborenen  ent- 
weder unter  gewissen  Voraussetzungen  ohne  Weiteres  als  ihren 
Angehörigen,  oder  sie  gestatten  ihm  nach  erlangter  Grossjährig- 
keit,  für  die  Heimath  seiner  Eltern  zu  optiren.  Diese  Bestim- 
mungen sind  die  Nachwirkungen  des  früher  allgemein  verbreitet 
gewesenen  Territorialprinzips.  Am  längsten  hat  sich  als  aus- 
schliessliche Grundlage  des  Heimathsrechts  das  jus  soli  in  Eng- 
land gehalten,  wohin  es  im  11.  Jahrhundert  durch  die  Normannen 
kam  und  ein  Satz  des  Common  Law  wurde.  Im  16.  Jahrhundert 
verlieh  die  Königin  Anna  den  nicht  unter  der  ligeance  des 
Königs  geborenen  Kindern  von  Engländern  das  Unterthanen- 
recht89,  und  1773  dehnte  Georg  III.  diese  Bestimmung  sogar 
auf  die  Kindeskinder  und  Enkel  aus 90.  Der  heute  noch  geltende 
Satz  des  Common  Law:  „natural  allegiance  is  such  as  is  due 
from  all  men  born  within  the  kings  dominions  immediately  upon 
their  birth*1"  hat  erst  in  Folge  der  durchgreifenden  Reformirung 
des  englischen  Unterthanenrechts  im  Jahre  1870  dadurch  eine 
Milderung  erfahren,  dass  den  in  England  geborenen  Kindern  von 
Ausländern  ein  Verzichtrecht  auf  die  englische  Staatsangehörig- 
keit eingeräumt  wird98. 

89  natural  report,  S.  VII,  7  Anne  o.  §  1  i.  f.:  „the  children  of  all 
natural-born  subjects  born  out  of  the  ligeance  of  Her  Majesty,  her  heirs 
and  successors,  shall  be  deemed,  adjudged,  and  taken  to  be  natural-born 
subjects  of  this  kingdoni  .  .  ." 

90  Ebenda,  13,  Geo.  So.  21 :  „all  persona  born,  or  who  hereafter  shall 
be  born  out  of  the  ligeance  of  the  orown  of  England  or  of  Great  Britain, 
whose  fathers  were  or  shall  be,  by  virtue  of  a  Statute  made  in  the  fourth 
year  of  King  George  II,  to  explain  a  clause  in  an  Act  made  in  the  seventh 
year  of  the  reign  of  Her  Majesty  Queen  Anne,  .  .  .  which  states  to  the 
natural-born  subjects  of  tbe  crown  of  England  .  .  .,  shall  and  may  be  ad* 
jadged  and  taken  to  be,  and  hereby  declared  and  enacted  to  be  natural-born 
subjects  of  the  crown  of  Great  Britain  .  .  ." 

91  Martitz  a.  a.  0.  S.  1136. 

99  nat.  act.  art.  4:  „any  person,  who  by  reason  of  his  having  been  born 
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Von  England  aus  hat  das  jus  soli  mit  dem  Common  Law  die 
Wanderung  nach  dem  nordamerikanischen  Kontinent  angetreten. 
Da  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  1787  keine  Be- 
stimmungen über  die  Staatsangehörigkeit  getroffen  hatte,  wurde 
es  bei  der  Trennung  vom  Mutterland  ein  Bestandteil  des 
Bürgerrechts  der  Union.  Erst  das  Gesetz  vom  10.  Februar  1855 
verschaffte  dem  jus  sanguinis  Geltung.  Darnach  sollen  die  im 
Auslande  geborenen  Kinder  von  amerikanischen  Bürgern  ab 
Amerikaner  angesehen  werden".  Daneben  ist  aber  das  jus  soli 
in  voller  Ausdehnung  beibehalten  worden84. 

In  Frankreich  wurde  es  erst  durch  den  code  civil  im  Jahre 
1804  verdrängt96. 

Das  Territorialprinzip  als  ausschliessliche  Basis  ihres  In- 
digenatsrechts haben  die  südamerikanischen  Staaten  gewählt 
Vergeblich  bemühten  sich  die  europäischen  Staaten,  den  Prin- 
zipien der  Abstammung  auch  dort  Eingang  zu  verschaffen96. 
Die  Aufrechterhaltung  des  jus  soli  erklärt  sich  aus  dem  Be- 
streben dieser  jungen,  ausgedehnte  und  noch  schwach  bevölkerte 
Gebiete  umfassenden  Völker,  die  Vermehrung  ihrer  Bürgerzahl 


within  the  dominions  of  Her  Majesty  is  a  natural- born  subject,  but  who  also 
at  the  time  of  his  birth  became  under  the  law  of  any  foreign  State  a  subject 
of  such  state,  and  is  still  such  subject,  may,  if  of  füll  age  .  .  .  make  a  de- 
claration  of  alienage  .  .  .,  and  from  and  after  the  making  of  such  declaration 
of  alienage  such  person  shall  cease  to  be  a  British  subject. u 

M  Revised  Statutes  U.  S.  A.,  tit.  XXV  sect.  1993:  .all  children  here- 
tofore  born  or  hereafter  born  out  of  the  limits  and  Jurisdiction  of  the  United 
States,  whose  fathers  were  or  may  be  at  the  time  of  their  birth  Citizens  the- 
reof,  are  declared  to  be  Citizens  of  the  United  States. tt 

94  ibid.  sect.  1992:  „all  persona  born  in  the  United  States  and  not 
subject  to  any  foreign  power  .  .  .  are  declared  to  be  Citizens  of  the  United 
States"  (über  die  Kontroverse,  ob  dieser  Satz  in  der  Praxis  der  Ver.  St. 
noch  volle  Gültigkeit  hat,  vgl.  unten  5  II  S.  227). 

95  code  civil  art.  9;  „tout  individu  ne*  en  France  d'un  etranger  pourra 
. . .  reclamer  la  qualite*  de  Francis",  u.  art.  10:  ntout  enfant  ne  d'un  Francais 
en  pays  etranger  est  Francais. " 

90  Gooordan  a.  a.  0.  S.  42  ff. 
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nach  Kräften  zu  fördern.  Wie  sollten  sie  sich  auch  anders  die 
nöthige  Zahl  von  Unterthanen  verschaffen,  von  denen  sie  den 
Militärdienst  verlangen  könnten,  wenn  sie  den  Einwanderern  ge- 
statteten, von  Generation  zu  Generation  Ausländer  zu  bleiben? 

Theoretisch  ist  dieses  System  unhaltbar.  Wenn  es  vielleicht 
auch  vor  dem  Abstammungsprinzip  das  voraus  hat,  dass  die 
Staatsangehörigkeit  sich  an  eine  leicht  zu  beweisende  Thatsache 
knüpft,  so  verurtheilt  es  sich  doch  selber  durch  die  in  keiner 
Weise  zu  rechtfertigende  Willkür,  dem  blossen  Zufall  eine  solch' 
entscheidende  Wirkung  auf  das  ganze  Dasein  eines  Menschen  beizu- 
messen. Man  vergegenwärtige  sich  nur  die  zahllosen  umher- 
reisenden Familien,  welche  niemals  in  dauernde  Verbindung  mit 
ihrem  Aufenthaltsorte  treten  —  zu  was  für  Widersprüchen  müsste 
die  Durchfuhrung  eines  solchen  Systems  da  fuhren97! 

Im  Folgenden  sollen  nun  die  Fälle  mehrfacher  Staatsange- 
hörigkeit erörtert  werden,  wie  sie  sich  aus  der  gleichzeitigen  An- 
wendung der  divergirenden  landesgesetzlichen  Bestimmungen  auf 
ein  und  dasselbe  Individuum  ergeben.  Wie  wir  sehen  werden, 
entstehen  solche  Fälle  nicht  bloss  durch  den  Gegensatz  des  jus 
soli  und  des  jus  sanguinis,  sondern  unter  Umständen  sogar  bei 
gegenseitiger  Anwendung  des  jus  sanguinis. 

§  5.    Eheliche  Geburt. 

I.  Das  im  Staate  B  geborene  Kind  eines  Unter- 
thanen von  A  ist  auf  Grund  des  in  B  unbeschränkt 
geltenden    jus    soli  Staatsangehöriger  von  B98,    gleich- 


91  Bluntschli,  Rev.  de  dr.  int.  a.  a.  O.  S.  109. 

M  Zu  A:  Belgien,  c.  oiv.  art.  10:  „tout  enfantne  d'un  Beige  en  pays 
etranger  est  Beige.44  —  Bulgarien,  Verfssg.  vom  18.  April  1879  Art.  64: 
^Bulgaren  sind:  1.  die  in  Bulgarien  geborenen  Individuen,  welche  keine 
fremde  Staatsangehörigkeit  haben,  2.  die  im  Auslande  geborenen  Kinder 
bulgarischer  Eltern"  (Ann.  de  leg.  etr.  1880  S.  779).  —  Chile,  Art.  6  Ver- 
fssg.  vom  25.  Mai  1888:  Chileans  are  ...  2:  children  of  Chilean  father  and 
jnother  born  in  a  foreign  country  for  the  sole  sake  of  their  domicile  being 


fe 
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zeitig   aber   durch  Abstammung  Staatsangehöriger 
von   A". 


Chile"  (Nouveau  Recueil  gen.  t.  XIX  S.  710).  —  Costa  Rica,  Ges.  über 
die  Fremden  und  die  Naturalisation,  Art.  1:  „True  born  Costa-Ricans  are: 
1.  tbe  legitimate  child  of  a  Costa-Rican  father,  wherever  be  may  be  born" 
(Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  700).  —  Deutsches  Reich,  Ges.  vom  1.  Juni  187o 
§  3  i.  pr.:  „Durch  die  Geburt,  auch  wenn  dieselbe  im  Auslande  erfolgt,  er- 
werben eheliche  Kinder  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters. "  —  England, 
nat.  act.  vom  12.  Mai  1870  Art.  4:  „any  person  who  by  reason  of  bis  having* 
been  born  within  the  dominions  of  Her  Majesty  is  a  natural  born  subject 
.  .  .  any  person,  who  is  born  out  of  Her  Majesty's  dominions  of  a  father 
being  a  british  subject  may  .  .  .  make  a  declaration  of  alienage  .  .  .  and 
shall  cease  to  be  a  British  subject."  —  Frankreich,  C.  civ.,  nouv.  red,  Ges. 
vom  26.  Juni  1889  art.  8:  1.  „est  Frangais  tout  individu  ne"  d'un  Francais  en 
France  ou  ä  l'6tranger.u  —  Griechenland,  bgl.  Gesb.  Art.  4:  „Hellenen 
sind:  1.  Das  Kind  eines  Hellenen"  (Weiss  a.  a.  O.  S.  234).  —  Haiti,  const. 
art.  3:  „sont  Haitiene:  1.  tout  individu  ne  en  Haiti  ou  ailleurs  de  pere 
Haitien."  —  Italien,  cod.  civ.  art.  4:  „e  cittadino  il  figlio  di  padre  citta- 
dino." — Japan,  Ges.  vom  6.  Okt.  1890  bgl.  Gesb.  §7:  „the  child  of  Japanese 
parents,  allthough  born  abroad,  is  a  Japanese  subject41  (N.  R.  a.  a.  O.  S.  751  >. 
—  Luxemburg,  c.  civ.  art.  10:  „tout  enfant  ne*  d'un  Luxembourgeois  en 
pays  e*tranger  est  Luxem bourgeois."  —  Mexico,  Ges.  vom  28.  Mai  1886. 
Art.  1:  „Mexikaner  sind:  1.  Die  im  Lande  geborenen  Kinder  eines  Mexi- 
kaners. ...  3.  Die  ausserhalb  der  Republik  geborenen  Kinder  eines  Mexi- 
kaners, der  seine  Staatsangehörigkeit  nicht  verloren  hatu  (Ann.  de  leg.  etr. 
1687).  — Niederlande,  bgl.  Gesb.  Art.  5:  2.  „nederlanders  zijn  . . .  kinderen 
buitens  lands  uit  nederlanders  geboren."  —  Norwegen,  Ges.  vom  21.  April 
1888  Art.  1 :  „Das  norwegische  Staatsbürgerrecht  wird  erworben  durch  die 
Geburt,  wenn  der  Vater  oder  die  Mutter  im  Augenblick  der  Geburt  das 
norwegische  Bürgerrecht  besitzen,  und  für  die  natürlichen  Kinder,  wenn  die 
Mutter  dasselbe  besitzt41  (Ann.  de  leg.  etr.  1889  S.  756).  —  Persien,  Ges. 
vom  7.  Aug.  1894  Art.  1 :  „Jeder,  der  auf  persischem  Boden  geboren  Ut, 
gilt  als  persischer  Unterthan,  es  sei  denn,  dass  zur  Zeit  seiner  Geburt  beide 
Eltern  oder  der  Vater  Ausländer  gewesen  sind.  In  diesem  Falle  wird  auch 
der  Neugeborene  als  Ausländer  angesehen"  (Cahn  a.  a.  0.  S.  362).  —  Por- 
tugal, cod.  civ.  art.  18:  1  u.  3:  „Säo  cidadäos  portuguezes;  1.  os  que  nascem 
no  reino,  de  pae  e  mäe  portuguezes,  ou  so  de  mäe  portugueza  sendo  fillios 
illegitimos;  .  .  .  3.  os  filhos  de  pae  portuguez,  .  .  .  ou  os  filhos  illegitimos 
de  mäe  portugueza,  bem  que  nascidos  em  paiz  estrangeiro,  que  vierem  establecer 
domicilio  no  reino,  ou  declararem  por  si,  sendo  maiores  ou  emancipados, 
ou  por  8eu8  paes  ou  tutores,   sendo  menores,   que  querem  ser  portuguezes.  * 
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Es  braucht  kaum  gesagt  zu  werden,  dass  bei  den  regen 
Ein-  und  Auswanderungsbeziehungen  zwischen  Europa  und  Süd- 
amerika die  Fälle  mehrfacher  Staatsangehörigkeit  unzählige  ge- 
wesen sind  und  noch  sind.    Namentlich  da,  wo  nach  den  Gesetzen 

—  Oesterreich,  Art.  28  bgl.  Gesb.  von  1811:  „Die  Staatsbürgerschaft  in 
diesen  Erbstaaten  ist  Kindern  eines  österreichischen  Staatsbürgers  durch  die 
Geburt  eigen."  —  Rumänien,  cod.  Rom.  vom  11.  Dez.  1864:  „totü  copilülü 
nascutü  din  Romänü  in  tera  sträinä  este  Roman  .  .  ."  —  Russland,  nach 
Weiss  a.  a.  0.  S.  240.  —  Schweden,  Ges.  vom  1.  Okt.  1894:  „1.  Die 
schwedische  Staatsangehörigkeit  wird  durch  Geburt  erworben  von  ehelichen 
Kindern,  deren  Vater  die  schwedische  Staatsangehörigkeit  besitzt  (Cahn  a.  a.  0. 
S.  288).  —  Schweiz,  Bundesverfass.  vom  29.  Mai  1874  Art.  43:  „Jeder 
Bürger  eines  Kantons  ist  Bürger  der  Schweiz/  —  Serbien,  bgl.  Gesb. 
Art.  44:  „the  quality  of  Servian  citizenship  is  obtained  either  by  birth . . .; 
so  that  all  the  inhabitants  of  Servia  who  enjoy  civil  rights  of  natural  Servian s 
are  transmitted  from  father  to  son  by  nature  itself  (N.  R.  a.  a.  O.  S.  612). 

—  Spanien,  Verfssg.  vom  80.  Mai  1876  Art.  1:  „son  espanoles. ...  2.  los 
hijos  de  padre  6  madre  espanoles,  aunque  hayan  nacido  fuera  de  Espana."  — 
Türkei,  Art.  1  Ges.  vom  19.  Jan.  1869:  „tout  individu  ne*  d'un  pere  Otto- 
man et  d'une  mere  Ottomane,  ou  seulement  d'un  pere  Ottoman,  est  sujet 
Ottoman."  —  Ungarn,  Ges.  vom  20.— 24.  Dez.  1879  Art  2  u.  3:  „Die  un- 
garische Staatsangehörigkeit  wird  erworben:  1.  Durch  die  Abstammung. " 
Art.  3:  „Die  legitimen  Kinder  eines  Ungarn  und  die  natürlichen  Kinder 
einer  Ungarin  erwerben  durch  die  Abstammung  die  Staatsangehörigkeit, 
selbst  wenn  die  Geburt  im  .  .  .  Ausland  erfolgt  ist-  (Ann.  de  14g.  etr.  1880 
S.  352).  —  Vereinigte  Staaten,  rev.  stat.  sect.  1993:  „all  children  here- 
tofore  born  or  hereafter  born  out  of  the  limits  and  Jurisdiction  of  the  U.  S.  A., 
whose  fathers  were  or  may  be  at  the  time  of  their  birth  Citizens  thereof, 
are  declared  to  be  Citizens  of  the  U.  S.  A.,  but  the  rights  of  citizenship 
shall  not  descend  to  children,  whose  fathers  never  resided  in  the  United 
States." 

w  Zu  B:  Argentinien,  Ges.  vom  1.  Okt.  1869  Art.  1:  Argentinier 
sind:  1.  alle  in  der  Republik  geborenen  Personen,  ungeachtet  der  Nationali- 
tät ihrer  Eltern.  ...  5.  die  in  neutralen  Gewässern  auf  einem  argentinischen 
Schiffe  Geborenen"  (Weiss  a.  a.  0.  S.  223).  —  Bolivia,  Verfssg.  vom 
15.  Febr.  1878  Art.  31:  „Bolivianer  von  Geburt  sind:  1.  die  in  der  Republik 
geborenen  Personen  .  .  ."  (Ann.  de  leg.  (Hr.  1879  S.  764ff.).  —  Brasilien, 
Dekr.  vom  22.  Juni  1890  Art.  69:  „Brasilianische  Bürger  sind:  1.  alle  in 
Brasilien  geborenen  Kinder,  selbst  eines  Ausländers11  (Journ.  d.  dr.  i.  pr.  1890 
S.  768).  —  Chile,  Verfssg.  vom  25.  Mai  1833  Art.  6:  „Chilenen  sind:  1.  die 
auf  chilenischem  Boden  geborenen  Individuen4*  (Weiss  a.  a.  0.  S.  224).  — 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  2.  15 
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des  Heimathsstaates  der  Eltern  durch  Auswanderung,  wie  in  O  ester- 
reich100, Dänemark101,  Schweden102  und  Norwegen103,  oder 
durch  blosse  Abwesenheit  während  einer  bestimmten  Zeitdauer, 
wie  in  Deutschland104  und  Ungarn106,  die  Staatsangehörigkeit 
nicht  verloren  geht. 

So  haben  namentlich  zwischen  England,  Frankreich,  Spanien 
einerseits  und  verschiedenen  südamerikanischen  Republiken  anderer- 
seits solche  Fälle  zu  diplomatischen  Verhandlungen  geführt:  1842 


Guatemala,  Verfssg.  vom  11.  Dez.  1879  Art.  5:  „natives  are:  1.  all  per- 
Sons  born  in  territory  of  the  Republic,  whatever  may  be  the  nationaüty  of 
the  father,  whith  the  exception  of  the  children  of  Diplomatie  Agents"  (N.  ß. 
a.  a.  0.  S.  692).  —  Honduras,  Verfssg.  vom  1.  Nov.  1880  Art.  90  (Tgl. 
Cahn  a.  a.  0.  S.  457).  —  Nicaragua,  Verfssg.  vom  19.  Aug.  1858  Art.  7 
(vgl.  Gähn  a.  a.  0.  S.  459).  —  Paraguay,  Verfssg.  vom  24.  Nov.  1870  Art.  35: 
„Paraguayan  Citizens  are:  1.  those  who  have  been  born  in  Paraguayan  terri- 
ory"  (N. R.,  a. a.  0.  S.  731).  —  Peru,  Verfssg.  vom  10.  Nov.  1860  Art.  34:  „aret 
Peruvians  by  birth:  1.  all  persona  born  upon  Peruvian  territory  (N.  R.,  a.  a.  O. 
S.  733).  —  San  Domingo,  rev.  Verfssg.  1881  Art.  7:  „Dominicans  are 
1.  all  perBons  born  within  the  territory  of  the  Republic,  whatever  may  have 
been  the  nationaüty  of  their  parents"  (N.  R.,  a.  a.  0.  S.  758).  —  Uruguay, 
Verfssg.  vom  10.  Sept.  1829  Art.  7 :  „natural  Citizens  are  all  free  men  born 
anywhere  within  the  territory  of  the  state"  (N.  R.,  a.  a.  O.  S.  740).  — 
Venezuela,  Verfssg.  vom  28.  März  1864  Art.  6:  „son  Venezolanos:  1.  todas 
las  personas  que  hayan  naeido  6  nacieren  en  el  teritorio  de  Venezuela,  cual- 
quiera  sea  la  nacionalidad  de  sus  padres." 

100  §  32  A.  b.  G.:  „der  Verlust  der  Staatsbürgerschaft  durch  Auswande- 
rung .  .  .  wird  durch  die  Auswanderungsgesetze  bestimmt." 

101  Nach  Weiss  a.  a.  0.  S.  671  u.  242. 
,0»  Nach  Follkvillb  a.  a.  0.  S.  599. 

108  Art.  6  des  Ges.  vom  21.  April  1888:  „das  norwegische  Bürgerrecht 
geht  verloren  .  .  .  b)  durch  die  Entfernung  aus  dem  Lande  ohne  die  Ab- 
sicht, dahin  zurückzukehren." 

104  §  21  Ges.  vom  1.  Juni  1870:  „Deutsche,  welche  das  Reichsgebiet 
verlassen  und  sich  zehn  Jahre  lang  ununterbrochen  im  Auslande  aufhalten* 
verlieren  dadurch  ihre  Staatsangehörigkeit. " 

105  Art  31  des  Ges.  vom  20.— 24.  Dec.  1879:  „Jeder  Ungar,  welcher 
ohne  Befehl  der  ungarischen  Regierung  .  .  .  sich  ununterbrochen  zehn  Jahre 
ausserhalb  der  Grenzen  der  ungarischen  Monarchie  aufgehalten  hat,  verliert 
dadurch  die  ungarische  Staatsangehörigkeit"  (Ann.  de  leg.  £tr.  1880). 
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und  1857  erhoben  wiederholt  die  in  Argentinien  geborenen 
Kinder  dort  lebender  Engländer  Beschwerde  bei  der  gross- 
britannischen Regierung,  weil  sie  in  Buenos  Aires  zum  Militär- 
dienst herangezogen  werden  sollten106.  Im  gleichen  Jahre  legte 
Frankreich  bei  der  argentinischen  Regierung  zu  Gunsten  seiner 
sich  in  analoger  Lage  dort  befindlichen  Unterthanen  Verwendung 
ein.  Aehnliche  Verhandlungen  fanden  1874  zwischen  Italien 
und  Venezuela  statt,  welche  ihren  Abschluss  in  der  folgenden, 
für  die  Auffassung  der  venezolanischen  Regierung  charakteristischen 
Note  an  den  italienischen  Geschäftsträger  fand:  „La  Constitution 
du  Ven£zu£la  a  posä  le  principe,  que  tout  individu  n£  sur  le  sol 
de  la  Rlpublique  est  V£n£zu61ien,  quelle  que  soit  la  nationalitä 
de  ses  parents;  les  fils  d'Italiens  nes  au  Venezuela  sont  dös 
lors  V£nezueliens  .  .  .  Les  codes  £trangers  n'ont  aucune  force  sur 
le  territoire  de  la  Republique:  en  cons£quence,  nous  consid£rons 
comme  V£n£zu£liens  de  droit  et  de  fait  les  enfants  nes  sur  notre 
territoire  de  parents  £trangers,  sans  aucune  exception,  et  nous 
leur  reconnaitrons  les  memes  droits  et  les  memes  obligations  que 
la  Constitution  et  les  lois  accordent  ou  imposent  aux  autres 
citoyens  107.u 

Die  weitaus  zahlreichsten  Fälle  haben  sich  natürlich  zwischen 
Spanien  und  seinen  ehemaligen  Kolonien  abgespielt.  Von  diesen 
sei  der  folgende  hier  angeführt: 

Ein  in  Barcelona  lebender  und  in  Buenos  Aires  geborener 
Sohn  spanischer  Eltern,  Namens  Romaguera  y  Alizar,  sollte,  ob- 
gleich er  in  den  Konsulatsregistern  der  Republik  Argentinien  im- 
matrikulirt  war,  nach  Ausweis  der  spanischen  Stammrollen  im 
dortigen  Heere  eingestellt  werden.  Der  argentinische  Konsul 
protestirte  hiergegen,  da  Romaguera  in  Buenos  Aires  geboren 
und  auf  Grund  des  zwischen  Argentinien  und  Spanien  1863  ge- 


loe  Weiss  a.  a.  0.  S.  257  u.  258. 
107  Calvo  a.  a.  0.  II  S.  48  u.  49. 

15 
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schlossenen  Vertrags108  sowie  in  Folge  seiner  Eintragung  in  die 
Konsulatsmatrikel  als  Argentinier  anzusehen  sei.  Spanischerseits 
wurde  entgegnet,  Romaguera  müsse  als  Sohn  eines  spanischen 
Vaters,  der  weder  auf  seine  Staatsangehörigkeit  verzichtet  habe, 
noch  in  Argentinien  naturalisirt  worden  sei,  als  Spanier  betrachtet 
werden.  Die  Angelegenheit  fand  schliesslich  ihre  Erledigung 
zu  Gunsten  der  argentinischen  Regierung. 

Auf  den  schliesslich  von  Spanien  gegenüber  verschiedenen 
südamerikanischen  Republiken  eingenommenen  Standpunkt  werden 
wir  weiter  unten  in  §  15  noch  näher  einzugehen  Gelegenheit  haben. 

Wie  verhängnissvoll  übrigens  der  Zufall,  als  Angehöriger 
mehrerer  Staaten  auf  die  Welt  zu  kommen,  unter  Umständen 
für  den  Betreffenden  sein  kann,  zeigt  folgender  Fall,  der  uns  aus 
dem  vorigen  Jahrhundert,  als  auch  in  Frankreich  das  Territorial- 
prinzip noch  in  Geltung  war,  berichtet  wird 109 : 

Aeneas  Macdonald  war  in  Frankreich  als  Sohn  englischer 
Eltern  geboren  und  dort  erzogen.  Als  Franzose  trat  er  in  die 
Dienste  des  Königs  von  Frankreich  und  war  im  Kampfe  gegen 
England  1747  den  Briten  in  die  Hände  gefallen.  Die  englischen 
Gerichte  verurtheilten  ihn  als  Rebellen  zum  Tode,  ohne  die  Be- 
rufung auf  seine  französische  Nationalität  anzuerkennen.  Obwohl 
begnadigt  und  des  Landes  verwiesen,  blieb  er  doch  volle  zwei 
Jahre  in  Gefangenschaft. 

IL  Das  in  B  geborene  Kind  eines  Unterthanen  von 
A  ist  auf  Grund  des  jus  sanguinis  Staatsangehöriger 
von  A110,  gleichzeitig  aber  in  Folge  des  in  B  partiell 
geltenden  jus  soli  Staatsangehöriger  von  B: 

a)  wenn  der  Vater  des  Kindes  seinerseits  in  B  ge- 
boren ist,  wie  in  Frankreich111. 


108  Vgl.  unten  §  14.  ,0°  Report  S.  16. 

1,0  Vgl.  oben  §  5  I  Anm.  2. 

111  Code  c.  art.  8,  3:  „est  Francis  .  .  .  tont  individu  ne  en  France  d'un. 
etranger  qui  lui-meme  y  est  ne.M 
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Da  dieser  einzig  in  seiner  Art  unter  den  europäischen  Ge- 
setzgebungen dastehende  Satz  einen  auffallenden  Bruch  mit  dem 
bisher  als  Fundament  des  französischen  Indigenatsrechts  geltenden 
Abstammungsprinzip  enthält,  so  dürfte  es  nicht  uninteressant 
sein,  in  eine  kurze  Betrachtung  der  Motive,  welche  zu  seiner 
Annahme  geführt  haben,  einzutreten.  Er  ist  erst  1889  in  den 
code  civil  aufgenommen  worden  und  hat  die  seit  den  Gesetzen 
vom  12.  Februar  1851  und  vom  18.  Dezember  1874  geltende 
Bestimmung  verdrängt,  wonach  jedes  in  Frankreich  geborene 
Kind  von  gleichfalls  dort  geborenen  Eltern  bis  zu  seiner  Voll- 
jährigkeit als  Franzose  angesehen  wurde,  ihm  dann  aber  ein 
Optionsrecht  für  die  angestammte  Heimath  zustand.  Es  waren 
lediglich  Erwägungen  politischer  Natur,  die  den  Gesetzgeber  zu 
einer  auffallenden  Aenderung  des  bis  dahin  geltenden  Rechts  be- 
wogen. Die  ganze,  schon  1851  inaugurirte  Neugestaltung  des 
französischen  Heimathsrechts  ist  von  dem  Gedanken  getragen, 
für  die  Abnahme  der  Bevölkerung  und,  damit  Hand  in  Hand 
gehend,  auch  der  waffenfähigen  Mannschaft  dadurch  Ersatz  zu 
schaffen,  dass  man  dem  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  auf  jede 
Weise  Vorschub  leistet.  Gleichzeitig  wollte  man  auf  diesem  Wege 
dem  in  rapider  Zunahme  begriffenen  Anwachsen  der  in  Frank- 
reich  ansässigen  Fremden  steuern112.  Die  Gesetze  von  1851  und 
1874  hatten  sich  als  hierzu  nicht  ausreichend  erwiesen,  und  so 
entstand  die  jetzige  Fassung  des  Art.  8,  3. 

Eine  rigorose  Durchführung  dieser  Bestimmung  muss  zu  be- 
dauerlichen Eingriffen  in  die  Souveränitätsrechte  anderer  Staaten 
führen.  Denn  sie  trifft  nicht  nur  die  Falle,  die  der  Gesetzgeber 
wohl  zunächst  im  Auge  gehabt  haben  mag,  wo  die  Eltern  auch 
in  Frankreich  ansässig  sind  und  das  Kind  selber  dort  seine  Er- 
ziehung genossen  hat,  sondern  sie  wird  auch  überall  da  angewendet 

1,1  Weiss  a.  a.  0.  S.  49  u.  198  ff.  —  Le  Sueur  et  Dretfuss,  De  la 
nationalite*  de  l'individu  ne  en  France  d'ane  etrangere  qui  elle-meme  y  est 
n£e  (Journ.  d.  dr.  intern,  prive  XIX  S.  78  ff.). 
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werden,  wo  die  Geburt  auf  französischem  Boden  bloss  Sache  des 
Zufalls  gewesen  ist,  wie  z.  B.  auf  der  Durchreise  der  Eltern113. 
Die  Interpretation  durch  die  französischen  Gerichte  geht  sogar 
so  weit,  die  rechtlichen  Voraussetzungen  zur  Anwendung  dieses 
Artikels  als  vorhanden  selbst  dann  anzunehmen,  wenn  nur  die 
Mutter  in  Frankreich  geboren  ist114.  Bedenkt  man  dazu  noch, 
dass  die  einheimische  Jurisprudenz  diesem  Gesetze  rückwirkende 
Kraft  zuerkennt,  so  kann  man  sich  nicht  wundern,  wenn  trotz 
der  kurzen  Zeit  seines  Bestehens  die  Zahl  der  Reklamationen 
eine  verhältnissmässig  grosse  gewesen  ist116.  Vor  Allem  sind  Kol- 
lisionen mit  den  Nachbarländern,  welche,  wie  Italien,  Deutsch- 
land u.  a.,  allgemeine  Wehrpflicht  haben,  auf  die  Dauer  unver- 
meidlich. 'Man  braucht  sich  z.  B.  nur  vorzustellen,  dass  eine 
ausländische  Familie  an  der  französischen  Biviera  ein  Landhaus 
besitzt,  wo  sie  jährlich  einige  Zeit  zubringt;  die  durch  eine  Laune 
des  Zufalls  dort,  also  auf  französischem  Boden,  geborene  Tochter 
des  Hauses  verheirathet  sich  mit  einem  Italiener.  Der  dieser 
Ehe  entsprossene  Sohn  kommt  ebenfalls  auf  diesem  Landsitze 
zur  Welt.  In  Folge  des  erwähnten  Artikels  des  code  civil  ist 
er  nun  gleichzeitig  Franzose  und  Italiener  116#  Er  wird  in  Frank- 
reich wie  in  Italien  auf  den  militärischen  Listen  geführt  und  von 
beiden  Staaten  mit  demselben  Recht  reklamirt117.  Schon  zwei 
Jahre  nach  Einfuhrung  des  Gesetzes  von  1889  war  die  belgische 
Regierung  genöthigt,  im  Interesse  ihrer  Staatsangehörigen  Frank- 
reich  gegenüber  auf  eine  Heranziehung  der  dort  geborenen,  unter 


118  Audinet,  observations  sur  le  projet  de  loi  relatif  ä  la  nationalite 
francaise  (J.  d.  dr.  pr.  i.  1889  S.  199  u.  200). 

114  Le  Sukür  et  Drkyfuss  a.  a.  0.  —  Weiss  a.  a.  0.  S.  201  u.  Anm.  4. 

1»  Vgl.  Fall  Hess,  J.  d.  dr.  i.  pr.  XIX  S.  223  ff.;  Fall  Olaizola,  ibid. 
S.  995 ff.  (Spanien);  Fall  Exshaw,  ibid.  S.  997  ff.  (England). 

1,6  Vgl.  Clunbt,  J.  d.  dr.  d.  i.  pr.  XVH  S.  98—100. 

117  Ein  Ausscheiden  aus  dem  französischen  Staatsverband  ist  erst  nach 
erlangter  Volljährigkeit  möglich,  und  auch  da  so  lange  nicht,  als  der  Be- 
treffende noch  der  aktiven  Dienstpflicht  unterworfen  ist. 
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den  Art.  8  des  code  civil  frangais  fallenden  Belgier  zum  Militär- 
dienst zu  verzichten118. 

b)  wenn  der  Vater  in  B  domizilirt  ist,  wie  in  den 
Vereinigten  Staaten119  und  dem  Oranje  Freistaat120. 

Nach  dem  XIV.  ammendement  zur  Constitution  vom  28./7. 
1868  und  der  section  1892  der  revised  Statutes  vom  9./4.  1866 
sind  die  in  Amerika  geborenen  Kinder  von  Ausländern,  sofern 
sie  nicht  „subject  to  any  foreign  power"  und  soweit  sie  „subject 
to  the  Jurisdiction"  der  Vereinigten  Staaten  sind,  amerikanische 
Bürger.  Diese  beiden  Sätze  scheinen  von  der  Union  dahin  aus- 
gelegt zu  werden,  dass  das  durch  sie  sanktionirte  Territorialprinzip 
keine  Anwendung  auf  die  Kinder  der  nur  vorübergehend  sich  im 
Lande  aufhaltenden  Ausländer  findet.  Wenigstens  sprechen  dafür 
mehrere  vom  höchsten  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  gefällte 
Urtheile191  und  der  von  dem  dortigen  Staatssekretär  in  dem  Falle 
G reisser  in  der  Note  vom  28.  November  1885  ertheilte  Bescheid 12a. 
Dieser  spricht  den  Grundsatz  aus,  dass  ein  von  fremden  Eltern 
in  den  Vereinigten  Staaten  geborenes  Kind,  dessen  Vater  sein 
Domizil  im  Ausland  hat123  und  welches  selber  als  Kind  wieder 


118  art.  4  de  la  Convention  relative  au  Service  militaire  du  31  decembre 
1891 :  „les  jeunes  gens  nes  en  France  de  parents  Beiges  qui  eux  memes  y  sont 
nes  ne  seront  pas  appeles  au  Service  militaire  en  Belgique"  (J.  d.  dr.  i.  pr. 
JXX  S.  321).  —  Vgl.  auch  Le  Subub  et  Dreyfüss  a.  a.  0.  S.  90. 

119  art.  in  add.  to,  &  amendement  of  the  const.  of  the  U.  S.  A. . . .  art. 
XIV,  sect.  I:  „all  persons  born  or  naturalized  in  the  United  States  and 
subject  to  the  Jurisdiction  thereof,  are  Citizens  of  the  U.  S.  A.  and  of  the 
state,  wherein  they  reside.a  — rev.  stat.  sect.  1998:  „all  persons  born  in  the 
U.  S.  A.  and  not  subject  to  any  foreign  power  .  .  .  are  declared  to  be  Citizens 
of  the  United  States.u 

1M  Vf.  vom  8.  Mai  1879  Art.  1:  „sind  Bürger  des  Freistaats:  1.  „die  im 
Oranje  Freistaat  von  dort  wohnhaften  Eltern  geborenen  Kinder"  (Gähn  a.  a.  O. 
8.  21). 

1,1  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  244  und  Anm.  1. 

m  Wharton,  Digest  of  the  international  law  of  the  United  States, 
Washington  1886,  V,  S.  849  u.  399. 

111  Vgl.  J.  d.  dr.  u  pr.  1890  S.  147  u.  148. 
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nach  dem  Ausland  zurückgekehrt  ist,  nicht  als  amerikanischer 
Staatsburger  anzusehen  ist124. 

c)  wenn  das  Kind  in  B  seinen  Aufenthalt  behält, 
wie  in  Dänemark126,  Columbien128  und  Ecuador127. 

Das  dänische  Recht  unterscheidet  zwischen  dem  „infodsret" 
und  dem  „undersaatret",  von  denen  das  erstere  durch  die  Geburt 
auf  dänischem  Boden  und  den  damit  verbundenen  bleibenden 
Wohnsitz  begründet  wird128.  Die  Anwendung  dieses  Satzes  hat 
noch  in  neuester  Zeit  Anlass  zu  einer  diplomatischen  Korrespon- 
denz zwischen  der  preussischen  und  österreichischen  Regierung 
gegeben:  Das  dänische  Indigenatsgesetz  vom  Jahre  1776  bestand 
noch  bis  zum  Inkrafttreten  des  deutschen  Reichsgesetzes  vom 
1./6.  1870  in  den  schleswig-holstein' sehen  Herzogtümern.  Ein 
Oesterreicher  lebte   in  Altona,  ohne  seine  ursprüngliche  Staats- 

114  Es  würde  zu  weit  fuhren,  hier  Daher  auf  die  Kontroverse  der  ameri- 
kanischen Doktrin  einzugehen,  ob  überhaupt  die  angeführten  beiden  Sätze 
exklusiv  im  Sinne  des  Territorialprinzips  zu  deuten  sind,  wie  dies  M.  Porter 
Morse  in  seinem  Aufsatz  „de  l'acquisition  de  la  nationalite  aux  Etats  Unis" 
( J.  d.  dr.  i.  pr.  1887  S.  32  ff.)  leugnet.  Es  sprechen  gegen  diese  Auffassung  die 
Grundsätze  der  von  der  amerikanischen  Regierung  und  Diplomatie  befolgten 
Praxis  (Weiss  a.  a.  0.  S.  244  ff.  —  Lawrence,  Commentaire  sur  les  Clements 
du  droit  international,  Leipzig  1868,  UI  S.  199  u.  200.  —  Hall,  International 
law,  S.  204). 

115  Ges.  vom  15.  Jan.  1776  Art.  1  u.  9.  Art.  1 :  „.  .  .  dass  die  zu  be- 
fördernde Person  in  unseren  Staaten  oder  von  solchen  daselbst  geburtigen 
Unterthanen,  die  sich  auf  Reisen  oder  um  unseres  Dienstes  Willen  ausser- 
halb des  Landes  aufhalten  möchten,  geboren  sei."  Art.  9 :  „alle  auswärtigen 
.  .  .  gleichwie  auch  ihre  im  Lande  geborenen  Kinder,  wenn  sie  in  unserem 
Lande  verbleiben,  insgesammt  für  Eingeborene  vollkommen  geachtet  und  an- 
gesehen werden  sollen." 

1,0  Verfssg.  vom  4.  Aug.  1886  Art.  8 :  „son  nacionales  colombianos:  1.  por 
naeimento:  los  naturales  de  Colombia,  con  una  de  dos  condicions:  .  .  .  que, 
siendo  hijos  de  extrangeros,  se  hallen  domiciliados  en  la  Republica". 

1.7  Verfssg.  vom  11.  Aug.  1869  Art.  6:  „Ecuadorians  are  1.  those  born 
in  the  country  of  ecuadorian  father  and  mother  2.  those  born  therein  of  fo- 
reign  father,  who  are  resident  in  the  country."   N.  R.,  a.  a.  0.  S.  712. 

1.8  Vgl.  die  im  J.  d.  dr.  i.  pr.  1883  S.  218  angeführte  Entscheidung  des 
dänischen  obersten  Gerichtshofs. 
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angehörigkeit  verloren  zu  haben.  Sein  1869  ebendort  geborener 
Sohn  wurde  1888  von  der  zuständigen  österreichischen  Bezirks- 
behörde aufgefordert,  sich  zur  Musterung  zu  stellen.  Er  erhob 
den  Einwand,  dass  er  Preusse  von  Geburt  sei  und  daher  auch 
in  Preussen  seiner  Militärpflicht  genügen  müsse.  Die  öster- 
reichische Regierung  machte  dagegen  geltend,  dass  er  als  Sohn 
eines  nicht  im  Auslande  naturalisirten  Oesterreichers  als  öster- 
reichischer Unterthan  zu  betrachten  sei.  Die  preussischen  Be- 
hörden erkannten  jedoch  seine  preussische  Staatsangehörigkeit 
auf  Grund  des  zur  Zeit  seiner  Geburt  noch  in  Altona  geltenden 
Territorialprinzips  an.  Zur  Vermeidung  von  Kollisionen  bewil- 
ligte die  österreichische  Regierung  dem  Betreffenden  die  Ent- 
lassung aus  ihrem  Unterthanen verband la9. 

d)  bis  zur  erlangten  Grossjährigkeit;  nach  der- 
selben, wenn  es  von  dem  ihm  von  B  eingeräumten  Recht, 
zu  Gunsten  der  angestammten  Staatsangehörigkeit  von 
A  auf  diejenige  von  B  zu  verzichten,  keinen  Ge- 
brauch macht. 

Einige  Länder  betrachten  den  auf  ihrem  Gebiet  Geborenen 
fremder  Eltern  bis  zu  seiner  Grossjährigkeit  als  Einheimischen, 
lassen  ihm  aber  dann  das  Recht,  sich  zu  Gunsten  der  Nationalität 
der  Eltern  zu  entscheiden130.  Diese  Staaten  sind:  England131, 
Portugal132,  Italien133,  Bulgarien134. 


tn  Amtliche  Quelle. 

IW  Die  Bestimmung  des  franz.  G.  c.  art.  8,  4  gehört  nicht  hierher,  da 
das  Kind  bis  zu  seiner  Grossjährigkeit  als  Ausländer  angesehen  wird  und  ihm 
nur  nach  Nichtausübung  des  ihm  zustehenden  Optionsrechts  die  französische 
Staatsangehörigkeit  mit  rückwirkender  Kraft  verliehen  wird  (Weiss  a.  a.  0. 
S.  167  ff.). 

1,1  nat.  act  art.  4:  „Any  person  who  by  reason  of  his  having  been 
born  witbin  the  dominions  of  H.  M.  is  a  natural  born  subject,  but  who  also 
at  the  time  of  his  birth  became  under  the  law  of  any  foreign  state  a  subject 
of  such  state  and  is  still  such  a  subject,  may,  if  of  füll  age  and  not  under 
any  disability,  make  a  declaration  of  alienage  .  .  ." 

>n  cod.  civ.  art.  18:   „säo  cidadäos  portuguezes  ...  2.  osque  nascem 
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Bis  zum  Jahre  1870  war,  wie  oben  schon  bemerkt  worden, 
das 'Territorialprinzip  des  Common  Law  in  voller  Geltung  gewesen, 
und  es  hatte  in  Folge  der  „perpetual  allegiance"  kein  Mittel 
gegeben,  sich  der  auf  Grund  des  jus  soli  erworbenen  englischen 
Staatsangehörigkeit  zu  entledigen. 

Die  neue  Gesetzgebung  ging  jedoch  von  der  gerechteren 
Auffassung  aus,  dass  die  von  einem  Ausländer  durch  die  Geburt 
in  England  erworbene  britische  Unterthanenschaft  demselben  nicht 
gegen  seinen  Willen  erhalten  bleiben  solle185. 

Das  portugiesiche  Gesetzbuch  sucht  die  hier  möglichen 
Kollisionen  dadurch  seltener  zu  machen,  dass  es  auch  den  gesetz- 
lichen Vertretern  der  minderjährigen  Kinder  gestattet,  für  diese 
den  Verzicht  auf  die  portugiesische  Nationalität  abzugeben.  Immer- 
hin wird  es  noch  oft  genug  vorkommen,  dass  die  Betreffenden 
aus  Unkenntniss  der  Gesetze  versäumen,  die  ihnen  gestattete 
Erklärung  abzugeben. 

Im  italienischen  Recht  sind  zwei  Falle  vorgesehen,  wo  das 


no  reino  de  pae  estrangeiro,  com  tanto  que  näo  resida  por  servigo  da  sua 
nac,äo,  salvo  declararem  por  si,  sendo  ja  maiores  on  emancipados,  ou  por 
8eu8  paea  ou  tutores,  sendo  menores  que  näo  querem  ser  cidadäos  portu- 
guezes." 

1U  cod.  civ.  art.  5:  „se  il  padre  ha  perduto  la  cittadinanza  primo  de] 
nascimento  del  figlio,  questo  e  riputato  cittadino,  ove  sia  nato  nel  regno  e 
vi  abbia  la  sua  residenza.  Puö  nondimeno  entro  l'anno  della  eta  maggiore 
determinata  secondo  le  leggi  del  regno,  eleggere  la  qualita  di  atraniero  . .  .* 
ed  art.  8,  1:  „e  riputato  cittadino  il  figlio  nato  nel  regno  da  atraniero  che 
vi  abbia  fiesato  il  auo  domicilio  da  dieci  anni  non  interrotti:  la  residenza  pro 
causa  di  commercio  non  basta  a  determinare  il  domicilio.  Egli  puö  tuttavia 
eleggere  la  qualita  di  atraniero,  purche  ne  faccia  dichiararione  nel  tempo  e 
modo  stabilito  del  art.  8." 

114  Art.  15  Ges.  vom  26.  Febr.  1883:  „Ein  in  Bulgarien  geborenes  Kind 
eines  legitimen  Vaters  .  .  .,  der  seinerseits  in  Bulgarien  geboren  ist,  wird 
als  Bulgare  betrachtet,  wenn  es  nicht  innerhalb  eines  Jahres  von  dem  Tage 
an,  wo  es  das  21.  Lebensjahr  vollendet  hat,  erklärt,  Ausländer  sein  zu  wollen* 
(arch.  diplom.  a.  a.  0.). 

185  Vgl.  nat.  rep.  S.  VIII  unten. 
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im  Inland  geborene  Kind  eines  Fremden  jure  soli  bis  zu  seiner 
Grossjährigkeit  ab  Italiener  betrachtet  wird: 

1.  wenn  der  Vater  vor  der  Geburt  des  Kindes  die  italienische 
Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  das  Kind  selbst  aber  im  Lande 
wohnen  bleibt; 

2.  wenn  der  Vater  seit  10  Jahren  einen  ununterbrochenen 
Wohnsitz  in  Italien  gehabt  hat. 

In  beiden  Fällen  steht  dem  Kinde  in  dem  Jahre  nach 
erfolgter  Grossjährigkeit  das  Recht  zu,  für  die  Nationalität  des 
Vaters  zu  optiren.  Die  erstere  Bestimmung  des  art.  5  cit.  kann 
leicht  zu  Konflikten  mit  fremden  Gesetzgebungen  Anlass  geben 
und  ausserdem  zu  bedauerlichen  Theilungen  in  der  Familie 
führen.  Doch  wird  das  Kind  von  dem  Augenblick  an,  wo  es 
seinen  Wohnsitz  ausserhalb  Italiens  nimmt,  als  Ausländer  be- 
trachtet. 

Der  zweite,  erst  1865  im  Königreich  Italien  eingeführte  Satz 
hatte  zu  einer  Reihe  von  Verwickelungen  mit  der  benachbarten 
Schweiz  Grund  gegeben,  welche  erst  im  Vertrage  vom  22./7.  1868 
ihr  Ende  fanden136:  Nach  dem  erwähnten  art.  8  haben  die  in 
Italien  geborenen  Kinder  von  Ausländern  erst  mit  dem  Eintritt 
der  Grossjährigkeit  nach  dortigem  Recht,  also  erst  mit  21  Jahren 
die  Befugniss,  für  ihre  angestammte  Staatsangehörigkeit  zu  optiren ; 
die  aktive  Dienstpflicht  beginnt  in  Italien  jedoch  schon  mit  dem 
20.  Jahre,  so  dass  es  häufig  vorkam,  dass  die  jungen,  in  Italien 
geborenen  Schweizer  eingestellt  wurden,  bevor  sie  von  ihrem 
Optionsrecht  Gebrauch  machen  konnten.  1868  gestand  Italien 
im  art.  4  des  erwähnten  Vertrages  der  Schweiz  zu,  dass  die  Söhne 
schweizerischer  Eltern,  welche  sich  in  dieser  Lage  befinden,  nicht 
vor  dem  vollendeten  21.  Jahre  in  die  italienische  Armee  ein- 
gestellt werden  sollen137. 

>*  J.  d.  dr.  i.  pr.  XV  S.  296. 

1,7  Rogdin,  conflits  des  loia  suisses  en  mutiere  internationale,  Lausanne 
1891,  8.  86  n.  36.  —  J.  d.  dr.  i.  pr.  XV  S.  296. 
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Für  alle  übrigen  Fälle  besteht  aber  nach  wie  vor  die  Gefahr 
des  eben  geschilderten  Konflikts. 

e.  bis  zur  erlangten  Grossjährigkeit,  wenn  der  Vater 
in  B  geboren  ist;  nach  derselben,  wenn  es  von  dem 
ihm  zustehenden  Recht,  für  die  angestammte  Staats- 
angehörigkeit von  A  zu  optiren,  keinen  Gebrauch  ge- 
macht hat,  wie  in  Monaco138. 

Daneben  enthält  das  monegaskische  Gesetz  die  eigenartige, 
durch  nichts  gerechtfertigte  Bestimmung,  dass  die  Kinder  eines 
solchen  Individuums  unter  allen  Umständen  Unterthanen  des 
Fürsten  von  Monaco  bleiben. 

III.  Das  Kind  eines  Vaters,  der  gleichzeitig  Staats- 
angehöriger von  A  und  B  ist,  besitzt  selbst  ebenfalls 
die  Staatsangehörigkeit  von  A  und  B,  vorausgesetzt, 
dass  in  A  und  B  die  Kinder  der  Nationalität  der  Eltern 
folgen. 

Es  bedarf  keiner  näheren  Erläuterung,  dass  auch  die  Kinder 
eines  mehrfachen  Staatsangehörigen  als  sujets  mixtes  geboren 
werden,  wenn  die  beiden  Länder,  deren  Indigenat  der  Vater 
besass,  die  Nationalität  der  Eltern  vermöge  des  Abstammungs- 
prinzips auf  die  Kinder  übergehen  lassen. 

Erst  in  jüngster  Zeit  hat  ein  derartiger  Fall  Anlass  zu 
öffentlichen  Besprechungen  in  der  Presse  und  sogar  in  dem  eng- 
lischen Parlament  gegeben,  als  Prinz  Alfred  zur  Thronfolge  in 
Sachsen -Koburg- Gotha  berufen  wurde139:  Als  Sohn  des  Prinzen 
Albert  von  Sachsen-Koburg-Gotha,  der  sich  1840  vor  seiner  Ver- 


188  Ordonnance  vom  8.  Juli  1877  Art.  1:  „.  .  .  est  sujet  dn  Prince  tont 
individn  ne  dans  la  Principaute  d'un  etranger  qui  lui-meme  y  est  ne,  ä  moins 
que,  dans  l'annee  qui  suivra  Tepoque  de  sa  majori te,  teile  qu'  eile  est  fixe« 
par  le  code  civil,  ü  ne  reclame  la  qualite  d'ätranger  .  .  .  ses  enfants  seront 
necessaireinent  sujets  du  Prince." 

189  Vgl.  Nationalztg.,  Morgenausg.  vom  28.  Jan.  1894  No.  61:  „Die 
Staatsangehörigkeit  des  Herzogs  Alfred  von  Sachsen-Koburg-Gotha*,  ein 
staatsrechtliches  Gutachten.  —  Vgl.  auch  Cahn  a.  a.  0.  S.  42  u.  ff. 
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mählung  mit  der  Königin  Victoria  von  Grossbritannien  in  England 
hatte  naturalisiren  lassen,  ohne  jedoch  dadurch  das  koburgische 
Bürgerrecht  zu  verlieren,  besitzt  der  jetzige  Herzog  Alfred  von 
Sachsen-Koburg-Gotha  gleichzeitig  die  englische  und  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit. 

§  6.     Aussereheliche  Geburt. 

Wir  haben  soeben  erörtert,  wie  bei  der  ehelichen  Geburt 
der  Hauptgrund  zur  Entstehung  einer  mehrfachen  Staatsangehörig- 
keit in  der  gleichzeitigen  Anwendung  des  jus  sanguinis  und  des 
jus  soll  hegt.  Bei  der  ausserehelichen  Geburt  kommt  daneben 
vor  Allem  auch  die  Verschiedenheit  der  Grundsätze  in  Betracht, 
nach  welchen  sich  die  Filiation  der  illegitimen  Deszendenz  richtet. 

I.  a)  Das  uneheliche  Kind  einer  Staatsangehörigen 
von  A  besitzt  die  Nationalität  von  A,  weil  in  A  die 
illegitime  Deszendenz  dem  Status  der  Mutter  folgt140. 
Das  Kind  ist  aber  von  seinem  natürlichen  Vater,  einem 


140  Brasilien,  Verfssg.  vom  24.  Febr.  1891  Art.  69:  „the  following 
are  brazilian  Citizens:  .  .  .2.  illegitimate  children  of  a  brazilian  mother,  born 
in  a  foreign  country,  if  they  have  established  their  domicile  in  the  Re public." 
(N.  R.,  a.  a.  0.  S.  685).  —  Deutsches  Reich,  §  3  Ges.  vom  1.  Juni  1870: 
„Durch  die  Geburt,  auch  wenn  diese  im  Ausland  erfolgt,  erwerben  unehe- 
liche Kinder  eines  Deutschen  die  Staatsangehörigkeit  der  Mutter."  —  Nor- 
wegen, Ges.  vom  21.  April  1888  Art.  1:  „Das  norwegische  Bürgerrecht  wird 
durch  Geburt  erworben  ...  für  die  natürlichen  Kinder,  wenn  die  Mutter 
dasselbe  besitzt"  (Ann.  de  16g.  etr.  1889).  —  Portugal,  Verfssg.  vom 
29.  April  1826  Art.  7,  2:  „säo  cidadäos  portuguezes  ...  2:  ob  illegitimos  de 
mäe  portugueza,  nascidos  em  paiz  estrangeiro,  que  vierem  estabelecer  domi- 
cilio  no  reino."  —  0 es ter reich,  vgl.  Püttlimgen  a.  a.  0.  S.  84.  —  Ungarn, 
Art.  3  Ges.  vom  20. — 24.  Dez.  1879:  „.  .  .  die  natürlichen  Kinder  einer 
Ungarin  erwerben  durch  die  Filiation  die  ungarische  Staatsangehörigkeit, 
selbst  wenn  die  Geburt  im  Ausland  erfolgt  ist"  (Ann.  de  leg.  6tr.  1880  S.  352). 
—  Schweiz,  vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  221.  —  Schweden,  Ges.  vom  1.  Okt. 
1894  Art.  9:  „Uneheliche  Kinder,  deren  Mutter  schwedische  Staatsangehörige 
ist,  erwerben  durch  Geburt  die  schwedische  Staatsangehörigkeit"  (Cahn  a.  a.  0. 
S.  200). 
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ünterthanen  von  B,  anerkannt  worden  und  daher  gleich- 
zeitig auch  in  B  heimathsberechtigt141. 

Die  Länder  deutschen  Rechts,  wie  das  Deutsche  Reich, 
Oesterreich,  Ungarn,  Norwegen,  Schweden,  sowie  auch  Portugal 
und  Brasilien  folgen  der  römischrechtlichen  Tradition  und  lassen 
das  Kind  dem  Status  der  Mutter  folgen  (partus  ventrem  sequitur); 
einer  von  Seiten  des  natürlichen  Vaters  geschehenen  Anerkennung 
räumen  sie  dagegen  keinerlei  Wirkung  auf  die  persönlichen  Rechts- 
verhältnisse des  illegitimen  Kindes  ein.  Anders  das  französische 
Recht  und  das  von  ihm  beherrschte  Rechtsgebiet:  hier  hat  sich 
der  Grundsatz  herausgebildet,  dass  der  Vater  durch  die  Anerkennung 
seines  natürlichen  Kindes  auch  seine  Nationalität  auf  dasselbe 
überträgt,  und  dass  der  vom  Vater  bewirkten  Anerkennung  der 
Vorrang  vor  derjenigen  der  Mutter  gebührt. 

Man  wird  zugeben  müssen,  dass  das  französische  Prinzip 
gegenüber  dem  römischrechtlichen  grosse  Schattenseiten  aufweist. 
Während  hier  der  Beweis  der  Mutterschaft   in  der  Regel  leicht 

141  Belgien,  vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  227  Anm.  2.  —  Bulgarien,  Ges. 
vom  26.  Febr.  1883  Art.  8 :  „Jedes  natürliche,  von  einem  Bulgaren  anerkannte 
Kind  ist  selbst  Bulgare"  (Arch.  dipl.  1884  S.  74).  —  Costa  Rica,  Ges.  vom 
21.  Dez.  1886,  Art.  1:  „true  born  Costa-Ricans  are:  ...  8.  the  illegitimate 
child  of  a  foreign  mother  acknowledged  by  a  Costa-Rican  father*  (N.  R,  a.  a.  O. 
S.  700).  —  Frankreich,  art.  8,  1  c.  c:  „si  eile  (la  prouve  de  la  filiation) 
resulte  pour  le  pere  ou  la  mere  du  meme  acte  ou  du  meme  jugement,  l'enfant 
sirivra  la  nationalite  du  pere.11  —  Japan,  bgl.  Gesb.  Art.  7:  „.  .  .  if  the 
Status  of  the  father  and  mother  be  different,  that  of  the  father  determines 
the  status  of  the  child"  (N.  R.,  a.  a.  0.  S.  751).  —  Diese  Bestimmung  ist  nach 
der  Fassung  der  §§  10  u.  15  dess.  Ges.  offenbar  auf  das  uneheliche  Kind  zu 
beziehen.  —  Griechenland,  Art.  14  d.  bgl.  Gesb.  „. .  .  als  hellenische  Ünter- 
thanen werden  angesehen  .  .  .  das  natürliche  Kind  einer  Ausländerin  und 
eines  Hellenen,  wenn  derselbe  es  anerkannt  hat"  (Cogordan  a.  a.  0.  S.  486). 
—  Italien,  art.  4  c.  c:  „e  cittadino  il  figlio  nato  di  padre  cittadino"  ed 
Art.  7;  „quando  il  padre  sia  ignoto,  e  cittadino  il  figlio  nato  da  madre  cittadi- 
naM.  —  Niederlande,  Ges.  vom  12.  Dez.  1892  Art.  1,  a:  „Nederianders  door 
geboorte  zijn:  a  het  .  .  .  dor  den  vater  erkend  natuurlijk  kind.  waarvan 
tijdens  de  geboorte  de  vater  den  staat  van  Nederlander  bezit".  —  Spanien, 
Ley  7  tit.  44  Hb.  1.  nov.  rec.  (Weiss  a.  a.  O.  S.  231). 
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zu  führen  sein  wird,  erscheint  es  doch  bedenklich,  wenn  man 
dort  einem  jeden  Beliebigen,  der  vielleicht  nicht  einmal  der  Vater 
ist,  gestattet,  eventuell  auch  gegen  den  Willen  des  Kindes  auf 
dessen  persönliches  Recht  durch  einen  so  willkürlichen  Akt  wie 
die  Anerkennung  einen  entscheidenden  Einfluss  auszuüben149. 
Ausserdem  würde  sich  ja  das  Kind,  solange  es  nicht  von  seinem 
natürlichen  Vater  anerkannt  worden  ist,  bis  zu  seiner  Grossjährig- 
keit  in  einem  Zustand  fortwährender  Rechtsunsicherheit  hinsichtlich 
seiner  Nationalität  befinden. 

Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  zwischen  den  diesen 
beiden  einander  entgegengesetzten  Theorien  huldigenden  Gesetz- 
gebungen Schwierigkeiten  in  der  uns  interessirenden  Frage  un- 
ausbleiblich  sind.  Denn  es  wird  z.  B.  das  uneheliche  Kind  einer 
deutschen  Mutter  deutsch  bleiben,  auch  wenn  es  durch  die  von 
seinem  italienischen  Vater  bewirkte  Anerkennung  Italiener  ge- 
worden ist. 

In  der  richtigen  Erkenntniss,  dass  der  durch  die  bisherige 
Rechtsauffassung  geschaffene  Zustand  der  Ungewissheit,  in  welchem 
sich  das  uneheliche  Kind  bis  zur  Grossjährigkeit  über  seine  end- 
gültige Nationalität  befindet,  zu  bedenklichen  Folgen  Anlass 
geben  kann,  hat  das  französische  Gesetz  von  1889  bestimmt,  dass 
das  illegitime  Kind  dem  Staate  desjenigen  seiner  Eltern  ange- 
hören solle,  von  dem  es  zuerst  anerkannt  wurde  "8.  Dadurch  ist 
allerdings  die  Möglichkeit  eines  Konflikts  bedeutend  verringert; 
allein    dieser   selbe  Artikel   hat   nach   einer    anderen  Seite    hin 

141  Vgl.  Cooordak  a.  a.  0.  S.  32  u.  83.  —  Bar  a.  a.  O.  S.  176  und 
Anm.  SO. 

"'  art.  8,  1  c.  c:  l'enfant  natural  dont  la  filiation  est  Itablie  pendant 
la  minorite*  par  reconnaissance  ou  par  jugement  suit  la  nationalitä  de  celui 
de  ses  parents  ä  l'egard  duquel  la  preuve  a  d'abord  £t£  faite".  —  Vgl.  auch 
Weiss  a.  a.  O.  S.  68  u.  69.  —  Ebenso  das  die  Staatsangehörigkeit  des  Congo- 
Staats  regelnde  Dekret  vom  27.  Dez.  1892  art.  4,  3:  L'enfant  naturel  dont 
la  filiation  est  etablie  pendant  sa  minorite  suit  la  condition  de  son  pere,  si 
la  reconnaissance  par  ses  auteurs  resulte  d'un  seul  et  meme  acte;  si  non, 
il  suit  la  condition  de  celui  de  ses  parents  qui  le  premier  l'a  reconnu." 
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wieder  Grund  zu  Kollisionen  mit  den  übrigen  Ländern  gelegt, 
welche  der  Anerkennung  durch  den  Vater  vor  derjenigen  durch 
die  Mutter  den  Vorrang  noch  uneingeschränkt  zugestehen,  wie 
Italien,  Belgien,  Bulgarien,  Griechenland,  die  Niederlande  und 
Spanien 144.  So  verliert  z.  B.  das  nach  dem  neuen  Artikel  8  des 
code  civil  von  einer  Französin  anerkannte  uneheliche  Kind  die 
französische  Nationalität  nicht  mehr  dadurch,  dass  es  durch  die 
Anerkennung  seitens  seines  belgischen  oder  griechischen  Vaters 
die  belgische  oder  griechische  Staatsangehörigkeit  erworben  hat. 
I.  b)  Das  in  B  geborene  Kind  einer  Staatsange- 
hörigen von  A  ist  Unterthan  von  A"5;  in  Ermangelung 
der  in  B  zu  einer  rechtskräftigen  Filiation  erforder- 
liehen  formellen  Anerkennung  seitens  der  Mutter  gilt 
das  Kind  in  B  als  von  unbekannten  Eltern  geboren  und 
besitzt  als  solches  das  Indigenat  von  BU6. 


144  Vgl.  Note  141  (zu  B)  dieses  Paragraphen  S.  284. 

145  Zu  A:  vgl.  Note  140  dieses  Paragraphen  S.  233. 

140  Zu  B:  Belgien,  Ges.  vom  16.  Aug.  1881:  „il  est  deeide,  en  vert- 
du  droit  d'interpretation  que  l'article  28  de  la  Constitution  aecorde  au  pouroir 
legislatif,  que  les  enfants,  nes  en  Belgique  de  parents  legalement  inconxius 
seront  reputäs  Beiges"  et  art.  334  c.  c. :  „la  reconnaissance  d'un  enfant  naturel 
sera  faite  par  un  acte  authentique,  lorsqu'elle  ne  l'aura  pas  ete  dans  so:. 
acte  de  naissance".  —  Congo-Staat,  D.  vom  27.  Dez.  1892,  Art.  4:  «est 
Congolais  1' enfant  ne  sur  le  sol  de  l'Etat  de  parents  legalement  inconnus  t*o 
sans  nationalite  determinee."  —  Costa  Rica,  Ges.  vom  21.  Dez.  1886  Art  1: 
„true  born  Costa-Bicans  are:  ...  4.  the  child  born  or  found  in  Costa  Rica. 
whose  parents  or  nationality  are  unknown"  (N.  R.,  a.  a.  0.  S.  701).  —  Frank- 
reich, Ges.  vom  26.  Juni  1889  Art.  8:  „.  .  .  sont  Francais  ...  2.  tout  il- 
dividu  ne  en  France  de  parents  inconnus  . . ."  —  Griechenland,  bgl.  Gesb. 
vom  29.  Nov.  1856  Art.  14:  „a  person  is  a  Greek  .  .  .  if  born  in  Greece  i>: 
unknown  father  and  mother"  (N.  R.,  a.  a.  O.  S.  581).  —  Italien,  Art.  < 
c.  c,  Abs.  3:  „se  neppure  la  madre  e  conosciuta,  e  cittadino  il  figlio  n*t 
nel  regno".  —  Japan,  bgl.  Gesb.  vom  6.  Okt.  1890.  7:  „. . .  if  both  father  aoi 
mother  be  unknown,  the  child  is  held  to  be  a  Japanese  subjeet,  if  born  :- 
Japan;  if  the  place  of  birth  of  such  child  be  unknown,  residence  in  Japan 
constitutes  such  child  a  Japanese  subjeet"  (N.  R.,  a,  a.  O.  S.  751).  —  Nieder- 
lande, Art.  336  bgl.  Gesb.:  „het  erkennen  von  eene  natuurlijk  kind  kan  d<xr 
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Wahrend  Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn,  Schweden  und 
Norwegen  ipso  jure  zwischen  der  Mutter  und  ihrem  natürlichen 
Kinde  ein  gesetzlich  anerkanntes  Abstammungsverhältniss  an- 
nehmen, ist  ein  solches  in  verschiedenen  Ländern  des  französischen 
Rechtsgebiets  erst  dann  begründet,  wenn  die  Anerkennung  der 
Mutterschaft  in  einer  öffentlichen  Urkunde  oder  in  der  Geburts- 
akte ausdrücklich  geschehen  ist;  der  ohne  Zuziehung  der  Mutter 
vom  Standesbeamten  aufgenommene  Geburtsakt  genügt  nicht  zum 
rechtlich  wirksamen  Nachweis  der  Filiation,  selbst  wenn  der  Name 
der  Mutter  in  derselben  vermerkt  ist147.  Das  auf  diese  Weise 
nicht  legal  anerkannte  Kind  ist  in  Belgien  und  in  den  Nieder- 
landen ein  Kind  „unbekannter  Eltern"  und  wird  in  Folge  dessen 
dort  als  Staatsangehöriger  betrachtet.  Belgien  hat,  um  den 
zahllosen  Konflikten  bezüglich  der  Staatsangehörigkeit  solcher 
Kinder  ein  Ende  zu  bereiten,  diesen  Grundsatz  ausdrücklich  in 
dem  Gesetz  vom  15./8. 1881  sanktionirt U8.  Auch  die  Niederlande 
haben  denselben  in  der  Praxis  adoptirt,  wie  aus  einer  diploma- 
tischen Korrespondenz  mit  Preussen  hervorgeht:  Die  holländische 
Regierung  liess  anlässlich  eines  Spezialfalles  in  Berlin  anfragen, 
ob  nach  dort  geltendem  Recht  ein  in  den  Niederlanden  von  einer 
Preussin  geborenes,  von  der  Mutter  nicht  legal  anerkanntes  Kind 


alle  authentieke  akten  geschieden,  wanneer  zulks  niet  reeds  by  de  akte  von 
geboorte,  of  ter  gelegenbeid  von  bet  oangaan  des  buwelijks  gedaan  isa  und 
Art.  1  Ges.  vom  12.  Dez.  1892:  „Nederlanders  door  geboorte  zijn:  . . .  d.  het 
noch  door  den  vader  nocb  door  de  moeder  erkend  naturlijk  kind,  in  bet 
Rijk  geboren".  —  Mexico,  Ges.  vom  28.  Mai  Art.  3 :  „the  following  are  mexican 
Citizens  by  birth :  . . .  of  parents  unknown  or  of  unrecognized  nationality "  (N.  R., 
a,  a.  0.  S.  720).  —  Portugal,  bgl.  Gesb.  vom  1.  Juli  1867  Art.  18:  „the 
following  are  portugueze  Citizens:  ...  4.  all  those  born  in  tbis  country  wbose 
parents  are  either  unknown,  or  the  nationality  of  wbose  parents  is  unknown * 
(X.  R.,  a.  a.  O.  S.  603  u.  604). 

141  Vgl.  Cahn  a.  a.  0.  S.  29.  —  Cogobdan  a.  a.  O.  S.  30,  Ajun.  1.  — 
J.  d.  dr.  i.  pr.  Vm  S.  92,  Fall  Courtois. 

148  Vgl.  Weiss   a.  a.  0.  S.  229,  230  und   oben  Note  147    dieses  Para- 
graphen. 
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selbst  auch  Preusse  sei;  nach  holländischer  Rechtsauffassung  be- 
sitze dasselbe  als  Kind  unbekannter  Eltern  die  niederländische 
Staatsangehörigkeit uo. 

Die  Fälle  eines  Konflikts  werden  indessen  hier  nicht  sehr  häufig 
sein,  da  sich  in  vielen  Fällen  die  versäumte  Anerkennung  noch 
während  der  Minderjährigkeit  des  Kindes  nachholen  lassen  wird. 

I.  c)  Das  in  B  geborene  incestuose  Kind  einer 
Staatsangehörigen  von  A  ist  Unterthan  von  A160;  in 
Folge  der  in  B  untersagten  Anerkennung  eines  inces- 
tuosen  oder  adulterinen  Kindes  gilt  das  Kind  als  von 
unbekannten  Eltern  geboren  und  besitzt  als  solches 
das  Indigenat  von  B161. 

II.  Das  in  B  geborene  uneheliche  Kind  einer  Staats- 
angehörigen von  A  oder  anerkannte  Kind  eines  Staats- 
angehörigen von  A  ist  jure  sanguinis  Unterthan  von 
A169  und  gleichzeitig  jure  soli  Staatsangehöriger  von 
B,  wie 


149  Amtliche  Quelle. 

150  Zu  A:  vgl.  Note  140  dieses  Paragpraphen  S.233. 

151  ZuB:  Belgien,  c.  c.  art.  335:  „cette  reconnaissance  ne  pourraavoir 
lieu  au  profit  des  enfants  nes  d'un  commerce  incestueux  ou  adulterin."  — 
—  Frankreich,  vgl.  Belgien.  —  Italien,  c.  c.  art.  180:  „non  posso  no  essere 
riconosciuti  1.  i  figli  nati  da  persone  fra  le  quali  non  poteva  sussistere  matri- 
monio  per  vincolo  di  parentela  in  linea  collaterale  nel  secondo  grado.*  — 
Luxemburg,  vgl.  Belgien.  —  Kanton  Tessin,  art.  136  code  civ.:  „a 
figli  adulterini  o  incestuosi  e  vietata  l'indagine  tanto  sulla  paternita  che 
sulla  niaternita".  —  Kanton  Wallis,  art.  134  bgl.  Gesb:  „Von  der  Wohl- 
that  der  Geburtsechtigung  werden  ausgeschlossen:  1.  die  Kinder,  deren 
Vater  und  Mutter  oder  nur  eines  von  beiden  zur  Zeit  der  Empfangniss  mit 
einer  anderen  Person  verheirathet  waren;  2.  die  von  solchen  Personen,  welche 
wegen  Verwandtschaft  oder  Verschwägerung  .  .  .  einander  nicht  heirathen 
dürfen,  gezeugten  Kinder;  3.  die  Kinder,  deren  Vater  und  Mutter  .  .  .  zur 
Zeit  der  Empfangniss  die  heiligen  Weihen  empfangen,  oder  die  feierlichen 
KloBtergelübde  abgelegt  haben.11  —  Niederlande,  Art.  338  bgl.  Geab.: 
„Kinderen  in  overspel  of  bloedschande  geteeld  kunnen  niet  worden  er- 
kend  .  .  .u 

153  Vgl.  die  oben  in  Note  99  zu  §  5  I  (S.  220  u.  221)  aufgeführten  Staaten, 
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a)  in  den  südamerikanischen  Staaten,  in  welchen  das  jus 
soli  ausschliesslich  gilt168. 

Die  oben  in  §  5  I  gemachten  Ausführungen  gelten  auch 
für  diese  Hypothese.  Doch  mag  hier  noch  ein  in  den  sechsziger 
Jahren  zwischen  Frankreich  und  Chile  entstandener  Konflikt  Er- 
wähnung finden,  der  wegen  seines  Eingreifens  in  die  privatrecht- 
lichen Verhältnisse  der  Betroffenen  nicht  uninteressant  ist.  Ein 
in  Valparaiso  wohnender  Franzose  hinterliess  dort  bei  seinem 
Tode  als  Universallegatarin  eine  von  ihm  anerkannte,  noch  minder- 
jährige natürliche  Tochter,  welche  er  in  seinem  Testament  der 
Obhut  einer  ihm  befreundeten  Dame  anvertraute.  Behufs  Liqui- 
dation der  Erbschaft  Hessen  die  Erben  in  Paris  der  Tochter  einen 
französischen  Vormund  bestellen.  Die  dortigen  Gerichte  ordneten 
die  Liquidation  der  Erbschaft  in  Valparaiso  im  Beisein  des  von 
ihnen  ernannten  Vormundes  au.  Unterdessen  hatte  der  Familien- 
rath  in  Valparaiso  einen  chilenischen  Vormund  einsetzen  lassen. 
Dieser  focht  das  in  Paris  ergangene  Urtheil  über  die  Eröffnung 
der  Liquidation  an.  Die  französischen  Gerichte  erklärten  jedoch 
ihrerseits  den  vom  Familienrath  in  Valparaiso  ernannten  Vormund 
für  ungesetzlich,  da  die  Minderjährige  durch  die  Anerkennung 
seitens  des  Vaters  Französin  sei.  Nach  Beendigung  der  Liqui- 
dation wollte  nun  der  französische  Vormund  das  Kind  nach 
Europa  hinübernehmen,  um  es  dort  erziehen  zu  lassen.  Allein 
die  Dame,    deren  Obhut   das  Kind   anvertraut  war,  widersetzte 


mit  Ausnahme  Englands  und  Russlands.  In  England  wird  ein  im  Ausland 
geborenes  uneheliches  Kind  einer  Engländerin  nicht  als  Engländer  anerkannt 
(vgl.  die  bei  Cahn  a.  a.  0.  S.  30  zitirte  amtl.  Mittheilg.  des  foreign  office): 
»according  to  the  law  of  England  a  child  having  been  born  out  of  the 
British  dominions  and  beeing  illegitimate,  is  not  a  British  subject"  —  Vgl. 
auch  Weiss,  Traite  Clement.  S.  552).  — Ebensowenig  besteht  nach  russischem 
Recht  ein  gesetzlich  anerkanntes  Verhältniss  zwischen  dem  natürlichen  Kind 
und  seiner  Mutter,  wenn  diese  eine  Adelige  ist.  Die  Mutter  kann  es  auch 
nicht  anerkennen  (vgl.  Lehr,  Clements  de  droit  civ.  russe,  S.  79  ff.). 
1M  Vgl.  §  5  Note  98  zu  B  (oben  S.  219  u.  220). 

16* 
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sich  und  beantragte  die  Bestellung  eines  neuen  chilenischen  Vor- 
munds: die  Gerichte  von  Valparaiso  entschieden,  dass  es  in 
Anbetracht  der  chilenischen  Staatsangehörigkeit  des  jungen  Mäd- 
chens allein  den  dortigen  Behörden  zukomme,  für  die  Vormund- 
schaft Sorge  zu  tragen,  und  dass  die  Mitnahme  des  Kindes  nach 
Frankreich  unzulässig  sei154. 

b)  in  Frankreich,    wenn   die  Mutter  ihrerseits   dort   ge- 
boren ist 166 ; 

c)  in  Dänemark,  wenn  das  Kind  seinen  Wohnsitz  im  Lande 
behalten  hat158; 

d)  in  den  Vereinigten  Staaten,  wenn  die  Mutter  ihren 
Wohnsitz  im  Lande  hat157.    (Ein  zweiter  Artikel  folgt.) 


154  J.  d.  dr.  i.  pr.  1875  S.  380  ff. 

155  Vgl.  oben  §  5  II  a.  S.  224  Note  111. 
166  Vgl.  oben  §  5  E  c.  S.  228  Note  128. 
,w  Vgl.  oben  §  6  H  b.  S.  227  Note  119. 


—     241     — 


Das  Recht  der  Vereine  im  deutschen  bürgerlichen 

Gesetzbuch. 

Von 
Oberrechnungs-Rath  Dr.  ZELLER-Darmstadt. 


Der  Versuch,  die  privatrechtliche  Stellung  der  Vereine  zu 
regeln,  hat  die  Faktoren  der  Reichsgesetzgebung  zuerst  im  Jahre 
1869  beschäftigt.  Nach  einem  von  Schulze-Delitzsch  für  den 
Norddeutschen  Bund  ausgearbeiteten  Gesetzesentwurf  sollte  „  Ver- 
einigungen von  nicht  geschlossener  Mitgliederzahl  zu  einem  in  den 
Gesetzen  nicht  verbotenen  Zwecke,  sofern  sie  nicht  zu  den  im 
Handelsgesetzbuch  aufgeführten  Handels-  oder  den  Versicherungs- 
gesellschaften oder  zu  den  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossen- 
schaften  gehören,  und  nicht  auf  Erwerb,  Gewinn  oder  einen  eigent- 
lichen Geschäftsbetrieb  abzielen",  die  Rechtsfähigkeit  auf  Grund 
der  Normativbestimmungen  gewährt  werden.  Die  Grundzüge  des 
Entwurfes  waren  im  Wesentlichen:  Zur  Gründung  des  Vereins 
bedarf  es  der  Abfassung  von  Statuten,  zum  Beitritt  genügt  Unter- 
zeichnung des  Statuts  oder  schriftliche  Erklärung.  Die  Statuten 
müssen  Namen,  Sitz  und  Zweck  feststellen.  Der  Gesammtname 
soll  dem  Zweck  des  Vereins  entnommen  sein,  darf  keine  Mit- 
glieder nennen,  muss  die  zusätzliche  Bezeichnung  enthalten:  „An- 
erkannt laut  Gesetz  vom  .  .  .tf  und  muss  von  den  Namen  aller 
anderen  in  derselben  Gemeinde  befindlichen  Vereine  verschieden 
sein.     Erforderlich  sind  ferner  Festsetzungen  über  die  Zeitdauer, 
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—  falls  eine  zeitliche  Beschränkung  beabsichtigt  ist,  —  die  Be- 
dingungen des  Ein-  und  Austritts  und  der  Ausschliessung  von 
Mitgliedern,  —  die  Höhe  der  Beiträge,  —  die  Art  der  Wahl 
und  die  Legitimation  seines  Vorstands  —  dessen  Befugnisse  für 
innen  und  nach  aussen,  —  die  Bestimmung  der  dem  Vorstand 
nach  Befinden  an  die  Seite  zu  setzenden  Organe,  —  die  Formen 
für  die  Zusammensetzung  der  Berufung  für  die  Generalversamm- 
lung, deren  Beschlüsse  und  die  Ausübung  der  Bestimmung  des 
Stimmrechts,  —  die  Zuständigkeit  der  Generalversammlung  und 
die  Art  der  Unterzeichnung  der  Protokolle.  Die  Statuten  sind 
bei  dem  Gerichte  des  Sitzes  des  Vereins  sammt  dem  Mitglieder- 
verzeichnisse einzureichen.  Das  Gericht  giebt  die  geprüften  un- 
beanstandeten Originalstatuten  mit  der  Vermerkungsklausel  „  An- 
erkannt nach  dem  Gesetze  vom  .  .  .u  dem  Vorstande  zurück, 
wodurch  der  Verein  die  Qualifikation  eines  anerkannten  Vereins 
und  alle  Korporationsrechte  erhält.  Der  Entwurf  wurde  auf  Grand 
einer  Kommissionsberathung  vom  Reichstag  in  3.  Lesung  an- 
genommen1, eine  Genehmigung  des  Bundesrats  erfolgte  nicht. 
Im  Jahre  1871  von  Neuem  eingebracht,  fand  er  einen  zustimmen- 
den Bericht  der  Kommission8.  Die  prinzipiellen  Bedenken  der 
Bundesregierungen  bezogen  sich  hauptsächlich  auf  die  Herein- 
ziehung der  religiösen  und  politischen  Vereine  und  richteten 
sich  gegen  die  Verleihung  korporativer  Rechte  an  die  sog.  Ge- 
werkvereine. Der  Bundesrath  nahm  keine  Stellung  gegenüber 
dem  Entwurf  ein.  Ebenso  erfolglos  blieb  ein  im  Jahre  1872  ge- 
machter Versuch,  den  Entwurf  zur  Annahme  zu  bringen8.  — 
Auf  das  Vereinsrecht  im  eigentlich  politischen  Sinne  bezog  sich 
weiter  der  1873  von  den  Abgeordneten  Wickers  und  Genossen 


1  Stenograph.  Ber.  1869  S.  957, 1815—1382, 1336,  Anlagen  Nr.  164,  273, 
277,  278,  280,  281. 

'  Vgl.  Stenograph.  Ber.  S.  396  bis  401,  948,  944;  Anlage  Nr.  45,  91 
und  151. 

8  Stenogr.  Bericht  S.  74—84,  Anlagen  13,  190. 
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eingebrachte  Entwurf  eines  Vereins-  und  Versammlungsgesetzes. 
Die  Antragsteller  hoben  hervor,  dass  die  Verschiedenheit  der 
Vereinsgesetzgebung  und  die  Einschränkung  der  Vereins-  und 
Versammlungsfreiheit  in  mehreren  derselben  eine  einheitliche  Ord- 
nung erheische.  Auch  damals  wurde  ein  Resultat  nicht  erzielt4. 
Der  erste  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  nahm  von  einer 
reichsrechtlichen  Regelung  des  privatrechtlichen  Vereinsrechtes 
Abstand.  Erwerb  und  Verlust  der  Korporationsrechte  eines 
Vereins  sollten  sich  nach  den  Landesgesetzen  bestimmen,  die 
brennende  Frage  der  Korporationsbildung  blieb  ungelöst.  Das 
innere  Körperschaftsrecht  des  Entwurfes  enthielt  nur  Grundsätze 
über  die  Vereinsverfassung,  eine  gemeinrechtliche  Körperschafts- 
theorie, insbesondere  über  die  Entstehung  der  juristischen  Per- 
sönlichkeit für  die  vielverzweigten  Vereinigungen  fehlte.  Ab- 
gesehen von  den  politischen  Bedenken  hob  die  Begründung  hervor, 
dass  es  bei  der  Verschiedenheit  der  Zwecke  und  Ziele  der  Ver- 
eine zu  schwierig  sei,  durch  allgemeine  Normativbestimmungen 
sachgemäss  die  gesetzliche  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der 
Vereinsarten  nach  ihrer  inneren  und  äusseren  Seite  zu  verbinden. 
Aus  diesen  Erwägungen  und  von  dem  Gedanken  ausgehend,  dass 
die  Förderung  der  Einzelinteressen  nur  insoweit  das  Ziel  der 
Gesetzgebung  sein  könne,  als  das  Gesammtwohl  es  gestatte,  ge- 
langte die  Kommission  zum  Ergebniss,  es  verdiene  den  Vorzug, 
von  einem  Reichsvereinsgesetze  abzusehen  und  die  Normirung  den 
Lande8gesetzen  zu  belassen,  soweit  nicht  reichsrechtliche  Körper- 
schaften in  Frage  kommen.  Hierfür  spreche  der  enge  Zu- 
sammenhang mit  dem  öffentlichen  Vereinsrechte  und  die  z.  Zt. 
noch  verschiedene  Gestaltung  des  Letzteren  in  den  Einzelstaaten 6. 


4  Vgl.  v.  Rönne,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs.  2.  Aufl.  I.  Bd. 
S.  193. 

*  Vgl.  Dr.  M.  Rümp,  Das  bayerische  Gesetz  vom  29.  April  1869  u.  s.  w., 
mit  spezieller  Berücksichtigung  des  künftigen  Reichszivilrechts.  München, 
J.  Schweizers  Verlag  1895. 
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Der  Standpunkt  des  Entwurfes  erster  Lesung  wurde  s.  Zt. 
vielfach  angefochten,  insbesondere  trat  der  XIX.  Juristentag  (1888) 
für  die  Anerkennung  des  Prinzips  der  freien  Korporationsbüdung 
im  bürgerlichen  Gesetzbuch  ein,  wobei  der  Schwerpunkt  auf  all- 
gemeine Bestimmungen  über  Erwerb  und  Verlust  der  Körper- 
schaftsrechte gelegt  wurde.  So  beschloss  denn  auch  die  Redaktions- 
kommission bei  der  zweiten  Lesung  des  Entwurfs  (der  23.  Sitzung 
vom  17.  Dezember  1891  mit  14  gegen  9  Stimmen)  die  einheit- 
liche Regelung  der  Rechtstellung  privatrechtlicher  Körperschaften 
im  zukünftigen  deutschen  Gesetzbuch. 

Die  einheitliche  Ordnung  beschränkt  sich  auf  die  privatrecht- 
liche Seite  der  Vereine,  für  die  Ordnung  des  öffentlichen  Vereins- 
rechtes mit  Einschluss  des  staatlichen  Aufsichtsrechtes  bleibt  das 
Landesrecht  maassgebend.  Aber  auch  in  ihren  privatrechtlichen 
Beziehungen  ist  eine  erhebliche  Zahl  von  Vereinigungen  der  Re- 
gelung durch  das  Zivilrecht  nicht  unterworfen.  Hierher  gehören 
zunächst  die  durch  Reichsgesetze  geordneten  Vereinigungen,  ins- 
besondere die  handelsrechtlichen  Gesellschaften,  die  Genossen- 
schaften und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung;  weiter  alle 
Gesellschaften  des  Versicherungsrechtes  (mit  Rücksicht  auf  die  in 
Aussicht  genommene  Reichsgesetzgebung).  Endlich  bleiben  der 
Landesgesetzgebung  alle  Vereinigungen  überlassen,  welche  einem 
den  Einzelstaaten  vorbehaltenen  Sondergebiete  angehören,  wie 
dem  Agrarrechte,  dem  Wasserrechte,  dem  Forstrechte,  dem  Berg-, 
Jagd-  und  Fischereirechte.  Als  hauptsächliche  Aufgabe  blieb 
hiernach  dem  Gesetzbuch  die  Ordnung  derjenigen  Vereine,  welche 
geistige,  sittliche,  soziale,  politische,  religiöse  und  ähnliche  Zwecke 
verfolgen,  —  der  Vereine  mit  sog.  idealen  Tendenzen. 

Für  die  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  finden  sich  im  gelten- 
den Rechte  drei  Systeme:  das  sog.  Konzessionssystem,  das  System 
der  freien  Körperschaftsbildung  und  das  der  Normativbestimmungen. 
Nach  ersterem  ist  zum  Erwerb  der  Rechtsfähigkeit  staatliche 
Verleihung  erforderlich.     Es  gilt  reichsgesetzlich  für  Innungsver- 
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bände  (§  104  h  OG.  W.  0.)  und  für  Kolonialgesellschaften  (§  8 
ReichBges.  vom  15.  März  1888),   sowie  im  Gebiete  des  preussi- 
schen  Landrechts,  des  französischen  Rechts,  in  Baden  und  nach 
mehreren  anderen  Landesrechten.    Daneben  bestehen  in  Preussen 
in   den    erlaubten   „Privatgesellschaften"  Vereine,    welchen  ohne 
staatliche  Genehmigung  durch  die  Praxis  die  rechtliche  Stellung 
juristischer  Personen  beigelegt  wird.    Bestritten  ist,  ob  im  Gebiete 
des  gemeinen  Rechtes  das  System  der  freien  Körperschaftsbildung 
oder  das  Konzessionssystem  gilt.    Die  namentlich  wiederholt  vom 
Reichsgericht  anerkannte  Praxis  nimmt  an,   dass  jeder  als  selb- 
ständiges   Ganze    in    den   Verkehr    tretende  Verein   auch   ohne 
spezielle  Verleihung   alle   Rechte   einer  juristischen  Person   aus- 
übe.    Zwischen    den    erwähnten    beiden    Systemen   besteht   das 
System  der  Normativbestimmungen;  nach  ihm  hängt  die  Erlangung 
der  Rechtsfähigkeit  davon  ab,  dass  ein  Verein  gewisse,  gesetzlich 
bestimmte  Voraussetzungen,    die    eine  geordnete  innere  Organi- 
sation und  die  Sicherheit  des  Verkehrs  mit  Dritten  gewährleisten 
sollen,  erfüllt  und  diese  Erfüllung  durch  einen  behördlichen  Akt 
festgestellt  wird.   Die  neuere  Gesetzgebung  ist  überwiegend  diesem 
dritten  Systeme  gefolgt.     Es  findet  sich  reichsgesetzlich  bei  den 
handelsrechtlichen  Vereinigungen,  den  Erwerbs-  und  Wirthschafts- 
genossenschaften,    den   eingeschriebenen   Hülfskassen,    Innungen, 
Krankenkassen,  den  Berufsgenossenschaften  der  sozialpolitischen 
Unfallversicherung  und  bei  den  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung.    Die   gleiche  Grundlage  findet  sich  in  einer  grösseren 
Anzahl  neuerer  Landesgesetze.     Neben  den  Wald-  und  Wasser- 
genossenschaften kommen  hier  besonders  in  Betracht  das  sächsi- 
sche Gesetz,  die  juristischen  Personen  betr.  vom  15.  Juni  1868, 
und  das  bayerische  Gesetz  über  die  privatrechtliche  Stellung  von 
Vereinen  vom  29.  April  1869.     Ersteres  erstreckt  sich  auf  alle 
juristischen  Personen  des  Privatrechtes,  die  nicht  durch  besondere 
Gesetze  bereits  geregelt.  Das  bayerische  Gesetz  umfasst  alle  recht- 
lich bestehenden  und  zulässigen  Vereinigungen,  welche  nicht  auf 


—     246     — 

einzelne  bestimmte  Mitglieder  beschränkt  sind,  denen  vielmehr 
unter  den  in  den  Statuten  bestimmten  Voraussetzungen  jeder  bei- 
treten kann,  sofern  sie  nicht  zu  den  öffentlichen  Korporationen, 
zu  den  im  Handelsgesetzbuch  aufgeführten  Handels-  oder  den 
Versicherungsgesellschaften,  sowie  ihrem  Zwecke  nach  zu  den 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  gehören,  auch  sonst 
nicht  auf  Erwerb,  Gewinn  oder  sonstigen  eigentlichen  Geschäfts- 
betrieb gerichtet  sind6.  Das  bayerische  Gesetz  beruht  auf  dem 
System  der  Normativbestimmungen,  wonach  bestehende  oder 
rechtlich  zugelassene  Vereinigungen,  die  nicht  bereits  auf  Grund 
sonstiger  Normen  rechtsfähig  sind,  die  Rechte  eines  „anerkannten 
Vereins"  dadurch  erlangen  können,  dass  sie  einen  Gesammtnamen 
annehmen  und  gemäss  den  gesetzlichen  Erfordernissen  ein  Statut 
aufstellen  (Art.  1,  2,  4).  Erstes  Erforderniss  ist  die  Abfassung 
eines  Gesellschaftsvertrags  (Statuts)  mit  bestimmtem  Inhalt  (Zweck, 
Name  und  Sitz  des  Vereins,  Bedingungen  des  Ein-  und  Austritts 
der  Mitglieder,  Natur  und  Umfang  ihrer  Leistungen,  Kompetenz 
des  Vorstandes,  Rechte  der  Mitglieder).  Der  Gesammtname 
des  Vereins  wird  in  der  Regel  von  dem  Zwecke  hergenommen. 
Der  Verein  unterliegt  der  Anzeigepflicht  sowie  der  staatlichen 
Genehmigung,  soweit  solche  zur  Entstehung  von  Vereinen  nach 
den  Normen  des  öffentlichen  Rechts  erforderlich  ist.  Weiter  ist 
die  Einreichung  der  Statuten  und  Mitgliederverzeichnisse  durch 
den  Vorstand  bei  dem  Landgericht  vorgeschrieben.  Sind  die 
gesetzlichen  Voraussetzungen  gegeben,  so  geht  das  Original  mit  der 
Vermerkung:  „Anerkannt  nach  dem  Gesetze  vom  29.  April  1869" 
zurück,  andernfalls  erfolgt  ein  motivirter  Abschlagsbescheid. 
Gleiches  gilt  bei  Aenderung  von  Statuten ;  erst  mit  dem  Momente 
der  Zustellung  jenes  Vermerks  hat  der  Verein  die  Rechte  eines 
anerkannten  Vereins,  d.  i.  voller  juristischer  Persönlichkeit*  Nach 
der  bisherigen  Rechtsprechung  ist  zweifellos,  dass  gegen  die  Ge- 

•  Vgl.  Denkschrift  zum  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  nebst 
3  Anlagen.    Verlag  J.  Glitten  tag,  Berlin,  S.  6,  7. 
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nehmigung  versagende  Beschlüsse  des  Gerichtes  der  Vorstand  und 
Dritte,  gegen  die  Zulassung  ein  Dritter  Beschwerde  an  die  höheren 
Instanzen  (Oberlandesgericht)  verfolgen  kann.     Eine  Beschwerde 
dritter  Personen  setzt  den  Nachweis  eines  rechtlichen  Interesses 
voraus.    Anerkannte  Vereine  haben  vollständige  Vermögensfahig- 
keit,  sie  können  auf  den  Gesammtnamen  Rechte   erwerben  und 
Verbindlichkeiten  eingehen,   ebenso  Eigenthum  und  andere  ding- 
liche Rechte  an  Grundstücken,   sie  besitzen   endlich  das  aktive 
und  passive  Klagerecht.     Die  Statuten  bestimmen  die  Rechtsver- 
hältnisse der  Mitglieder,  soweit  das  Gesetz  selbst  nichts  bestimmtes 
vorschreibt,  nach  freiem  Ermessen;  Organ  der  Mitglieder  ist  die 
Generalversammlung.     Ueber  die  Beiträge   der  Mitglieder  geben 
die  Statuten  Aufschluss,  ebenso  über  die  Zahl  der  Stimmen  der 
einzelnen  Mitglieder  in  der  Generalversammlung.     Jedes  Mitglied 
bat  hierbei  eine  Stimme,  insoweit  die  Statuten  nicht  anders  be- 
stimmen (Art.  11),  au6  bestimmten  Gründen  (z.  B.  Aberkennung 
der   bürgerlichen    Ehrenrechte)    geht    das   Stimmrecht    verloren. 
Organ  der  Vereine  ist  ein  aus  der  Mitgliederzahl  bestellter  Vor- 
stand; die   Bestellung   ist  jederzeit,   unbeschadet  der  Entschädi- 
gungsansprüche,   widerruflich.      Die    Befugnisse   des  Vorstandes 
(Geschäftsleitung)   richten   sich    nach   dem  Statut,    er    leitet  die 
inneren   Angelegenheiten    und  vertritt  den  Verein   nach   aussen. 
Er  muss  seine  Mitglieder  und   Stellvertreter,  jede  Veränderung 
im    Personal,    sowie   alljährlich   im  Januar    die  Mitglieder   dem 
Gerichte    bekannt    geben.      Für    einzelne    Geschäftszweige    ist 
die  Bestellung  besonderer  Bevollmächtigter  zulässig.     Durch  die 
innerhalb  der  Vollmacht    Namens   des    Vereins   abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfte  wird  die  Korporation  berechtigt  und  verpflichtet. 
Auch  die  Bestellung   eines    kontrolirenden   Aufsichtsraths    (min- 
destens 3  Mitglieder)  ist  zulässig.   Bei  der  Berufung  einer  General- 
versammlung bedarf  es  stets  der  Ankündigung  des  Zweckes;  die 
Beschlüsse  sind  in  ein  Protokollbuch  einzutragen.     Sofortige  Be- 
rufung der  Generalversammlung  muss  erfolgen,  wenn  mindestens 


—     248     — 

der  zehnte  Theil  der  Mitglieder  oder  eine  anderweit  in  den  Sta- 
tuten bestimmte  Zahl  schriftlich  und  unter  Angabe  der  Gründe 
darauf  anträgt. 

Die  Auflösung  erfolgt  mit  Zeitablauf  und  durch  Beschluss 
der  Generalversammlung.  Einen  dritten  Auflösungsgrund  bildet  die 
polizeiliche  Schliessung  bei  Verbrechen  und  Vergehen  (s.  Art.  19 
Abs.  1  Ziff.  6  Ges.  vom  26.  Febr.  1850).     Bei  politischen  Ver- 
einen kann  die  Schliessung  im  Verwaltungswege  erfolgen,  wenn 
dieselben  die  Art.  8,  14,   16  bis   18  des  Gesetzes  (Zutritt  von 
Polizeibeamten  zu  Versammlungen,  Einreichung  der  Satzungen, 
vorherige  Anzeige  von  Versammlungen,  Verbot  der  Verbindung 
mit  anderen  Vereinen)  verletzen,  gegen  alle  Vereine,  wenn  sie  die 
religiösen,  sittlichen,  gesellschaftlichen  Grundlagen  des  Staates  zu 
untergraben  drohen  (Art.  19,  Abs.  1,  Ziff.  1  bis  5).    Strafrecht- 
liche Schliessung  ist  bei  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  wegen 
Uebertretung  des  Vereinsgesetzes  oder  wegen  Verbrechen   oder 
Vergehen   aus   Veranlassung  einer  Handlung   des  Vereins   vor- 
gesehen; in  dem  betreffenden  Endurtheil  kann  das  Strafgericht 
die  Schliessung  für  immer  aussprechen,   vorausgesetzt,   dass  die 
Verurtheilung  wegen  einer  solchen  Handlung  erfolgte,  welche  auch 
die  polizeiliche  oder  verwaltungsrechtliche  Schliessung  rechtfertigt. 
Mit  der  Schliessung  endet  die  Existenz  des  Vereins  als  Korpo- 
ration.    Bis  zur  vollständigen  Abwickelung  dauert  der  Verein, 
in  das  Stadium   der  Liquidation  eintretend,   fort,   und  zwar  in 
ähnlicher  Weise  wie  bei  Auflösung  durch  Konkurseröffnung  über 
das  Vereins  vermögen.     Wie   die  Gründung,    so   unterliegt   auch 
die  Auflösung  der  Anzeige.     Das  Gericht  fordert  hier  alle  Ver- 
einspapiere vom  Vorstande  zurück.     Spätestens  8  Tage  nach  der 
Auflösung  muss  der  Vorstand  eine  Vermögensbilanz  bei  Gericht 
einreichen.     Ergiebt  sich  eine  Ueberschuldung,  so  wird  Konkurs 
eröffnet.    Ist  ein  Aktiv-Ueberschuss  vorhanden,  so  tritt  nach  Ab- 
lauf eines  Jahres  nach  Bekanntmachung  der  Auflösung  die  Ver- 
keilung unter  sämmtliche  Vereinsmitglieder  ein  (nach  der  Kopf- 
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zahl,  falls  die  Statuten  nichts  anderes  bestimmen).  Auch  nach  der 
Auflösung  befindet  sich  der  Verein  bis  zur  völligen  Abwickelung 
der  Yermögensverhältnisse  im  Stadium  der  Liquidation.  Art.  32 
bestimmt^  dass  jedes  Mitglied  das  Recht  hat,  unter  den  Statuten- 
massigen  Voraussetzungen  auszutreten,  selbst  wenn  der  Verein  nur 
auf  bestimmte  Zeit  gegründet  ist.  Dagegen  bleiben  dem  Verein 
Regressansprüche  und  das  Recht,  Mitglieder  aus  bestimmten 
Gründen  auszuschliessen.  Es  sei  schliesslich  noch  bemerkt,  dass 
das  1869  er  Gesetz  alle  sonst  noch  bestehenden  öffentlich  rechtlichen 
Normen  nach  den  aus  anderen  als  polizeilichen  Gründen,  zur  Ent- 
stehung von  Vereinen,  Staatsgenehmigung  verlangt  wird,  nicht 
berührt7.  — 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  scheidet  in  §  21  nach  dem  Muster 
des  bayerischen  Gesetzes  vom  29.  April  1869  zwei  Klassen  von  Ver- 
einen, je  nach  dem  Hauptzweck:  a)  die  auf  einen  wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb  gerichteten,  die  Erwerbsvereine,  b)  die  Vereine 
mit  idealen  Tendenzen,  insbes.  zu  gemeinnützigen,  wohlthätigen, 
geselligen,  wissenschaftlichen,  künstlerischen  u.  s.  w.  mit  Einschluss 
der  zu  religiösen,  politischen  und  ähnlichen  Zwecken.  Für  diese 
Vereine  zu  idealen  Zwecken  stellte  der  Entwurf  der  2.  Lesung 
weder  das  Konzessionsprinzip  auf,  noch  das  entgegengesetzte  (für 
das  gemeine  Recht  vielfach  vertheidigte)  Prinzip  der  völlig  freien 
oder  „  tatsächlichen"  Körperschaftsbildung,  wonach  jeder  durch 
das  öffentliche  Recht  zugelassene  Verein  ohne  weitere  Formen  sich 
auch  privatrechtlich  als  selbständige  Person  konstituiren  kann. 
Vielmehr  nahm  er  das  mittlere  Prinzip  der  Normativbestimmungen 
mit  Registerzwang  an,  wonach  ein  Verein,  um  Person  zu  werden, 
gewisse  formale  Vorbedingungen  erfüllen  muss,  dann  aber  sich  in 
ein  Vereinsregister  eintragen  lassen  kann  und  damit  rechtsfähig 
wird.  Dagegen  erhalten  die  Erwerbsvereine  in  Ermangelung  be- 
sonderer reichsgesetzlicher  Vorschriften  nur  durch  staatliche  Ver- 
leihung —  also  nach  dem  Konzessionsprinzip  —  Rechtsfähigkeit. 

'  Vgl.  Dr.  Rump  L  c.  S.  21—29. 
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Gegen  die  Annahme  des  Systems  der  freien  Körperschafts- 
bildung sprechen  —  nach  der  Denkschrift  —  von  der  Rücksicht 
auf  das  geltende  Recht  und  von  politischen  Bedenken  abgesehen. 
Gründe  der  praktischen  Anwendbarkeit  und  der  Sicherheit  des 
Rechtsverkehrs.  Diese  fordern  ein  leicht  erkennbares  Unter- 
scheidungsmerkmal zwischen  rechtsfähigen  Vereinen  und  anderen 
Vereinen.  Als  solches  kann  aber  der  Umstand  nicht  dienen,  dass 
der  Wille  der  zusammentretenden  Personen  auf  Gründung  eines 
rechtsfähigen  Vereines  gerichtet  und  eine  körperschaftliche  Ver- 
fassung hergestellt  ist.  Vielmehr  erscheint  es  nothwendig,  die  Ent- 
stehung eines  rechtsfähigen  Vereins  an  einen  öffentlichen  Akt  zu 
binden.  Gegen  die  Annahme  des  Konzessionssystems  lassen  sich 
jene  Bedenken  nicht  geltend  machen;  in  einem  grossen  Theile  des 
Reichs  durch  das  geltende  Recht  anerkannt,  leistet  es  der  Forde- 
rung der  öffentlichen  Konstatirung  der  Entstehung  des  Vereins 
durchaus  Genüge.  Dennoch  diente  es  nicht  als  geeignete  Grund- 
lage für  das  neue  Reichsrecht.  Die  neue  Rechtsentwickelung  hat 
sich  von  ihm  abgewendet,  auch  vom  Standpunkte  des  Staatsinter- 
esses unterliegt  es  Bedenken.  Hängt  Gewährung  oder  Ablehnung 
des  Verleihungsgesuches  von  dem  Ermessen  der  Behörde  ab,  so 
ist  Ungleichmässigkeit  und  der  Vorwurf  der  Willkür  kaum  zu 
vermeiden.  Von  den  Mängeln  jener  beiden  Systeme  ist  das  der 
Normativbestimmungen  frei;  es  gewährt  einerseits  einen  gesetzlich 
gesicherten  Weg  zur  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  und  bietet 
andererseits  durch  die  Eintragung  in  das  öffentlichen  Register  ein 
äusserlich  erkennbares  Merkmal  für  die  Abgrenzung  rechtsfähiger 
Vereine  gegenüber  sonstigen  Vereinigungen.  Der  Entwurf  entschied 
sich  desshalb  bei  Vereinen  mit  idealen  Tendenzen  für  Annahme 
dieses  Systems.  Von  der  Eintragung  sind  dagegen  die  Vereine 
ausgeschlossen,  deren  Zweck  auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäfts 
betrieb  gerichtet  ist.  Für  diese  Arten  hat  bereits  die  bisherige 
Reichsgesetzgebung  eine  Anzahl  Rechtsformen  ausgebildet.  Für 
die  Revision  des  Handelsrechtes  ist  ferner  in  Aussicht  genommen, 
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den  Begriff  des  Handelsgewerbes,  das  Anwendungsgebiet  der  offenen 
Handelsgesellschaft  und  der  Kommanditgesellschaft  zu  erweitern. 
Abgesehen  von  den  wirtschaftlichen  Verbänden,  deren  Regelung 
der  Landesgesetzgebung  überlassen  ist,  werden  es  nur  wenige  wirt- 
schaftliche Vereinigungen  sein,  denen  durch  reichsgesetzliche  Vor- 
schriften nicht  ein  angemessener  Weg  zur  Erlangung  der  erforder- 
lichen vermögensrechtlichen  Selbständigkeit  eröffnet  wird.  Es  lag 
desshalb  für  das  bürgerliche  Gesetzbuch  kein  Anlass  vor,  auch  für 
wirtschaftliche  Vereine  allgemein  das  System  der  Normativbestim- 
mungen einzuführen8. 

Zweifellos  enthält  das  auch  vom  deutschen  Juristentage  1888 
als  Grundlage  für  eine  reichsrechtliche  Regelung  des  Vereinsrechts 
empfohlene  Prinzip  der  Normativbestimmungen  wesentliche  Vor- 
züge vor  dem  Konzessionsprinzip.  Die  Gewährung  der  Persönlich- 
keit erfolgt  nach  Rechtsgrundsätzen,  nicht  nach  Verwaltungs- 
maximen, die  Rechtsfähigkeit  eines  Vereines  wird  öffentlich,  jedem 
erkennbar  festgestellt.  Der  einzelne  Verein  braucht  nicht  mehr 
nachzuweisen,  dass  sein  Zweck  die  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit 
verdient,  dass  ein  gewisses  Vereinsvermögen  vorhanden  u.  8.  w., 
sondern  er  hat  eben  nur  seine  korporative  Organisation  behufs 
Eintragung  darzulegen9. 

Die  besonderen  Bestimmungen  über  die  eingetragenen  Vereine 
(§§  55  bis  79)  regeln  zunächst  die  örtliche  Zuständigkeit  für  die 
Eintragung.  Sie  erfolgt  in  das  Vereinsregister  bei  dem  Amts- 
gerichte, in  dessen  Bezirke  der  Verein  seinen  Sitz  hat.  Die 
einzelnen  dabei  zu  erfüllenden  Normativvorschriften  sind  nach  be- 
kannten Mustern  (Genossenschaftsgesetz,  bayer.  und  sächsisches 
Yereinsgesetz)  getroffen.  Die  Satzung  (Statut)  muss  den  Zweck, 
Namen  und  Sitz  des  Vereins  enthalten  und  ergeben,  dass  der  Verein 


B  S.  Denkschrift.  S.  8. 

9  Vgl.  Sammlang  von  Vorträgen  über  den  Entwarf  eines  bürgerlichen 
•Gesetzbuchs.  Heft  I.  1.  Bach  Allgemeiner  Theil,  bearbeitet  von  Professor 
Dr.  Ernst  Eck,  Verlag  Gattentag,  Berlin  1896,  §  3  S.  8— 11. 
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eingetragen  werden  soll.  Die  Zulässigkeit  der  Eintragung  wird 
ausserdem  abhängig  gemacht  von  einer  Mindestzahl  von  7  Mit- 
gliedern, einem  unterscheidenden  Namen,  von  einem  gewissen  In- 
halt der  Satzung  (Zweck,  Name  und  Sitz  des  Vereins,  Festsetzungen 
über  Ein-  und  Austritt  von  Mitgliedern,  Beiträge,  Bildung  des 
Vorstandes,  Berufung  und  Beschlussfassung  der  Generalversamm- 
lung) und  von  der  in  bestimmter  Form  und  unter  Beifügung 
gewisser  Urkunden  (Statut;  Abschrift  der  Urkunden  über  die  Be- 
stellung des  Vorstandes)  erfolgten  Anmeldung  des  Vereins  durch 
den  Vorstand  (§  59). 

Den  Begriff  der  idealen  Vereine  bestimmt  das  Gesetz  durch 
das  negative  Merkmal,  dass  ihr  Zweck  nicht  auf  einen  wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb  gerichtet  ist.  Die  Grenzziehung  zwischen 
den  Erwerbsvereinen  und  Vereinen  mit  idealen  Zwecken  wird  keine 
besonderen  Schwierigkeiten  bieten.  Bei  Vereinen,  die  mit  der  Ver- 
folgung eines  idealen  Zweckes  einen  wirtschaftlichen  Geschäfts- 
betrieb verbinden,  hängt  —  nach  der  Denkschrift  —  die  Entschei- 
dung über  ihre  Eintragsfähigkeit  davon  ab,  ob  der  Geschäftsbetrieb 
zu  den  Hauptzwecken  des  Vereins  gehört,  oder  nur  dazu  dient, 
die  zur  Verfolgung  des  idealen  Hauptzwecks  erforderlicheu  Mittel 
zu  beschaffen.  Hiernach  6ind  insbesondere  auch  Berufsvereine  zur 
Wahrung  der  gemeinsamen  Interessen  von  Berufsgenossen  eintrags- 
fähig, sofern  sie  nicht  etwa  den  Charakter  von  Produktivgenossen- 
schaften oder  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  an 
sich  tragen 10.    Mangels  obiger  formeller  Erfordernisse  (§§  56  bis 


10  Die  Denkschrift  bemerkt  hier  weiter:  Immerhin  werden  sich  bei  der 
Anwendung  Zweifel  über  die  Eintragungsfähigkeit  eines  Vereins  ergeben. 
Infolgedessen  könnte  ein  derartiger  Verein,  wenn  er  allein  auf  den  Eintrag 
angewiesen  wäre,  in  die  Lage  kommen,  dass  ihm  vom  Gericht  auf  Grund  der 
Erwägung,  ein  idealer  Zweck  liege  nicht  vor,  die  Eintragung,  andererseits  von 
der  für  die  Verleihung  zuständigen  Behörde  auf  Grund  der  entgegengesetzten 
Auffassung  die  Rechtsfähigkeit  versagt  würde.  —  Zur  Vermeidung  dessen  war 
im  ersten  Entwurf  neben  der  Eintragung  auch  noch  die  staatliche  Verleihung 
vorgesehen.     Eine  scharfe  Kritik  richtet  hiergegen  Professor  Dr.  Höldkh,, 
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59)  ist  die  Anmeldung  unter  Angabe  der  Gründe  zurückzuweisen, 
wogegen  die  Beschwerde  der  Zivilprozessordnung  zulässig  (§  60). 
Jede  Zulassung  der  Anmeldung  theilt  das  Amtsgericht  der  Ver- 
waltungsbehörde mit.   Hieran  schliesst  sich  nun  die  vielumstrittene 
Bestimmung  (§  61  Abs.  2),  welche  der  Verwaltungsbehörde  ganz 
allgemein  das  Becht  beilegt,  gegen  die  Eintragung  des  Vereins 
Einsprache  zu  erheben,  wenn  der  Verein  nach  dem  (landesgesetz- 
lichen) öffentlichen  Vereinsrecht  unerlaubt  ist,  oder  verboten  werden 
kann,  oder  einen  politischen,  sozialpolitischen  oder  religiösen  Zweck 
verfolgt11.   Erhebt  die  Verwaltungsbehörde  Einspruch,  so  giebt  das 
Amtsgericht    unter   Aussetzung  der    Eintragung  dem  Vorstande 
Nachricht.    Der  Einspruch  kann  im  Wege  des  Verwaltungsstreit- 
verfahrens, wo  ein  solches  nicht  besteht,  im  Wege  des  Rekurses 
nach  Maassgabe  der  §§  20,  21  G-.-O.  angefochten  werden.     Sind 
nach   Mittheilung    der   Anmeldung   an    die  Verwaltungsbehörde 
6  Wochen  abgelaufen,  und  ist  der  Einspruch  nicht  erhoben  oder 
wird  er  endgültig  aufgehoben,  so  erfolgt  der  Eintrag  in  das  Ver- 
einsregister.    Bei  der  Eintragung  sind  der  Name  und  Sitz  des 
Vereins,  der  Tag  der  Errichtung  der  Satzung,  sowie  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  im  Vereinsregister  anzugeben.  Der  Name  des  Vereins 
erhält  mit  dem  Eintrag  den  Zusatz:  „eingetragener  Verein."    Die 
Vorschriften  über  die  Publikation  der  Eintragung,  Bückgabe  der 
Statuten,  über  Anmeldung  jeder  Aenderung  des  Vorstands,  über 
die  erneute  Bestellung  eines  Vorstandsmitglieds,  über  Aenderung 
der  Satzung,  die  Auflösung  im  Falle  des  Herabsinkens  der  Zahl  der 


Leipzig,  in  einem  Aufsätze:  Der  allgemeine  Theil  des  Gesetzentwurfs  2.  Lesung, 
(Archiv  f.  civilistische  Praxis  XVIII.  Bd.  S.  15).  Der  Zusatz  fand  schliess- 
lich keine  Aufnahme  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  (dagegen  Professor  Giekke 
in  seinem  Gutachten  für  den  deutschen  Juristentag). 

11  Im  ersten  Entwurf  war  das  Einspruchsrecht  vom  Bundesrath  dahin 
erweitert :  „ Wenn  der  Verein  einen  dem  Gebiete  der  Politik  oder  der  Sozial- 
politik, der  Religion,  der  Erziehung  oder  des  Unterrichts  angehörenden  Zweck 
verfolgt.1*  Die  Zuständigkeit  der  Behörden  und  das  Verfahren  sollte  sich 
nach  den  Landesgesetzen  bestimmen  (§  59). 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  2.  17 
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Mitglieder  unter  drei,  die  Eintragung  der  Auflösung  und  der  Li- 
quidation, die  Form  der  Anmeldungen  zum  Register,  die  Befugniss 
des  Amtsgerichts  zur  Verhängung  von  Ordnungsstrafen  und  die 
Oeffentlichkeit  des  Vereinsregisters  (§§  64  bis  79)  schliefen  sich 
im  Wesentlichen  den  Bestimmungen  des  1889  er  Genossenschafts- 
gesetzes und  des  Reichsgesetzes,  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  betr.,  vom  20.  April  1892  an. 

Die  Denkschrift  rechtfertigt  die  besonderen  Bestimmungen 
über  politische  u.  s.  w.  Vereine  durch  folgende  Erwägungen:  Nach 
den  Beschlüssen  der  im  Jahre  1872  niedergesetzten  Kommission 
des  Reichstags  zur  Vorberathung  des  Entwurfes  von  Schulze - 
Delitzsch  über  die  privatrechtliche  Stellung  der  Vereine  (Drucks, 
des  Reichstags  1872  Anlage  190)  sollten  Vereine,  die  politische 
oder  religiöse  Zwecke  verfolgen  oder  solchen  Zwecken  thatsächlich 
dienen,  von  dem  Erwerbe  der  Rechtsfähigkeit  auf  Grund  der  in 
jenem  Entwurf  aufgestellten  Normativbestimmungen  ganz  aus- 
geschlossen und  Vereine  von  Arbeitgebern  oder  Arbeitern,  welche 
nach  ihren  Satzungen  oder  thatsächlich  die  Veranstaltung  von 
Arbeitsaussperrungen  oder  Einstellungen  sich  zur  Aufgabe  machen, 
nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  sie  die  Verpflichtung,  an  die 
Verhütung  und  Schlichtung  von  Streitigkeiten  bezweckenden 
Einigungs-  und  Schiedsämtern  sich  zu  beteiligen,  statutarisch 
anerkennen.  Der  §  72  des  sächsischen  Gesetzes  vom  15.  Juni  1868 
macht  ganz  allgemein  die  Eintragung  von  Vereinen,  deren  Zweck 
sich  auf  öffentliche  Angelegenheiten  bezieht,  von  der  Genehmigung 
des  Ministeriums  des  Innern  abhängig. 

In  der  That  muss  die  Rücksicht  auf  die  Folgen,  welche  sich 
für  das  Gemeinwohl  und  den  öffentlichen  Frieden  aus  dem  Macht- 
zuwachs ergeben  können,  der  unverkennbar  mit  der  Erlangung 
der  Rechtsfähigkeit  verbunden  ist,  davon  abhalten,  den  politischen, 
sozialpolitischen  und  religiösen  Vereinen  die  Rechtsfähigkeit  unter 
den  gleichen  Voraussetzungen  zugänglich  zu  machen  wie  den 
übrigen  Vereinen  zu  idealen  Zwecken.     Zwar  sind  die  hier  in 
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Rede  stehenden  Vereine  nach  dem  öffentlichen  Vereinsrechte  der 
meisten  deutschen  Staaten  gewissen  Beschränkungen  und,  in  einem 
weiteren  Umfang  als  andere  private  Vereine,  der  Staatsaufsicht 
unterworfen.  Allein  für  grosse  Rechtsgebiete  reichen  die  nach 
dem  öffentlichen  Rechte  der  Staatsgewalt  eingeräumten  Macht- 
befugnisse nicht  aus,  um  den  angedeuteten,  mit  dem  Systeme  der 
Normativbestimmungen  in  höherem  Maasse  verbundenen  Gefahren 
zu  begegnen.  Diese  Sachlage  darf  bei  der  privatrechtlichen  Rege- 
lung der  Vereine  nicht  unberücksichtigt  gelassen  werden;  sie  fordert, 
dass  bezüglich  der  politischen,  sozialpolitischen  und  religiösen  Ver- 
eine der  Verwaltung  ein  Einfluss  auf  den  Erwerb  der  Rechts- 
fähigkeit gewahrt  bleibe.  Demgemäss  bestimmt  der  Entwurf 
(§§  58  ff.),  dass  jede  Anmeldung  eines  Vereins  zur  Eintragung  in 
das  Vereinsregister  von  dem  Amtsgericht  der  zuständigen  Ver- 
waltungsbehörde mitzutheilen  und  dass  diese  berechtigt  ist,  einen 
die  Eintragung  hindernden  Einspruch  zu  erheben,  wenn  der  Verein 
einen  politischen,  sozialpolitischen  oder  religiösen  Zweck  verfolgt. 
Für  die  Begründung  des  Einspruchs  kommt  es  nur  darauf  an,  ob 
der  in  der  Satzung  bestimmte  Zweck  des  Vereins  ein  politischer, 
sozialpolitischer  oder  religiöser  ist.  Zum  Schutze  gegen  ungerecht- 
fertigte Erhebung  des  Einspruchs  lässt  der  Entwurf  eine  Anfech- 
tung des  Einspruchs  zu12. 

In  den  für  sämmtliche  rechtsfähige  Vereine  geltendn  a  11- 
gemeinen  Vorschriften  (§§  24  bis  54)  regelt  das  bürgerliche  Gesetz- 
buch die  Verfassung  der  Vereine.  Als  für  die  Verfassung  maassgebend 
Bind  nur  die  Bestimmungen  des  zukünftigen  bürgerlichen  Rechts 
und  der  Statuten  anerkannt  (§  25).  Jene  Vorschriften  sind  theils 
«zwingender  Natur,  theils  treten  sie  in  Ermangelung  abweichender 
Satzungen  ergänzend  ein.  Jeder  Verein  muss  einen  Vorstand 
Jhaben.  Der  Vorstand  kann  aus  mehreren  Personen  bestehen, 
.er  vertritt  den  Verein  gerichtlich  und  aussergerichtlich;  er  hat 


"  Denkschrift  S.  9,  10. 

17 
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die  Stellang  eines  gesetzlichen  Vertreters.  Der  Umfang  seiner 
Vertretungsmacht  kann  durch  die  Satzung  mit  Wirkung  gegen 
Dritte  beschränkt  werden.  Die  Bestellung  erfolgt  durch  Beschluss 
der  Mitgliederversammlung.  Sie  ist  jeder  Zeit  widerruflich, 
unbeschadet  des  Anspruchs  auf  die  vertragsmäßige  Vergütung. 
Die  Widerruflichkeit  kann  durch  die  Satzung  auf  den  Fall  beschränkt 
werden,  dass  ein  wichtiger  Grund  für  den  Widerruf  vorliegt  (z.  B. 
grobe  Pflichtverletzung,  Unfähigkeit).  Auf  seine  Geschäftsführung 
finden  die  für  das  Auftragsverhältniss  geltenden  Vorschriften 
(§§  464—670  B.  G.-B.)  Anwendung  (§  27).  Des  Weiteren  ist  die 
Beschlussfassung  eines  mehrgliedrigen  Vorstandes  und  die  Abgabe 
von  Willenserklärungen  gegenüber  einem  solchen  Vorstande,  sowie 
die  Bestellung  sonstiger  Vertreter  des  Vereins  und  der  Umfang 
ihrer  Vertretungsmacht  geregelt  (§§  28 — 30).  Im  Anschluss  an 
die  neuere  Rechtsentwickelung  spricht  sodann  §  31  die  Haftung  für 
alle  zum  Schadensersatz  verpflichtenden  Handlungen  aus,  welche 
der  Vorstand,  ein  Mitglied  desselben  oder  ein  anderer  Vertreter 
in  Ausführung  der  ihm  zukommenden  Verrichtungen  begangen  hat. 
In  den  Vorschriften  über  die  Mitgliederversammlung  sind  zunächst 
deren  Aufgabe  und  die  allgemeinen  Voraussetzungen  eines  gültigen 
Beschlusses  (Bezeichnung  des  Gegenstandes  bei  der  Berathung, 
Mehrheit  der  Erschienenen)  bestimmt.  Zu  einer  Aenderung  der 
Satzung  wird  eine  Mehrheit  von  Drei  viertheilen,  zur  Aenderung 
des  Zweckes  des  Vereins  ein  einstimmiger  Beschluss  für  Vereine, 
deren  Rechtsfähigkeit  auf  staatlicher  Verleihung  beruht,  ausserdem 
zu  jeder  Aenderung  staatliche  Genehmigung  erfordert  (§§  32,  33). 
Ein  Mitglied  ist  nicht  stimmberechtigt,  wenn  die  Beschlussfassung 
die  Vornahme  eines  Rechtsgeschäftes  mit  ihm  oder  die  Einleitung 
oder  Erledigung  eines  Rechtsstreites  zwischen  ihm  und  dem  Vereine 
betrifft  (§  34).  Sonderrechte  der  Mitglieder  können  ohne  deren 
Zustimmung  durch  Beschluss  der  Mitgliederversammlung  nicht 
beinträchtigt  werden.  Im  Anschlüsse  an  das  Gesellschaftsrecht 
werden  sodann   die  Voraussetzungen  bestimmt,  mnter  denen  die 
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Mitgliederversammlung  zu  berufen  ist  (§§  36,  37).  Es  folgen 
Vorschriften  über  die  Unübertragbarkeit  und  Unvererblichkeit  der 
Mitgliedschaft;  über  die  Ausübung  derselben  durch  einen  anderen 
und  über  das  Austrittsrecht  der  Mitglieder  (§§  38  bis  40).  Die 
Auflösung  der  Vereine  erfolgt  zunächst  durch  Beschluss  der 
Mitgliederversammlung  (konform  mit  Art.  242  H.-G.-B.  und 
§  76  Gr. -GL  Mehrheit  von  8/i  der  Erschienenen).  Ein  weiterer 
Auflösungsgrund  ist  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  über 
das  Vereinsvermögen.  Jeder  Verein  (mag  er  ideale  oder  Erwerbs- 
zwecke haben),  kann  ferner  nach  §  43  aufgelöst  (Entziehung  der 
Rechtsfähigkeit)  werden.    Nicht  bloss 

a)  wenn  er  durch  einen  gesetzwidrigen  Beschluss  der  Mit- 
gliederversammlung oder  wenn  durch  gesetzwidriges  Verhalten 
des  Vorstandes  das  Gemeinwohl  gefährdet,  sondern  auch 

b)  falls  er,  während  sein  Zweck  nach  der  Satzung  nicht  auf 
einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  oder  nicht  auf  einen 
politischen,  sozialpolitischen  oder  religiösen  Zweck  gerichtet  ist, 
gleichwohl  einen  solchen  Zweck  (thatsächlich)  erfolgt.  Ausserdem 
kann  auch  jeder  Verein,  dessen  Rechtsfähigkeit  auf  staatlicher 
Verleihung  beruht,  wegen  Verfolgung  eines  anderen  Zwecks,  als 
des  in  der  Satzung  bestimmten,  aufgelöst  werden. 

Die  Denkschrift18  äussert  hierüber:  Diese  Bestimmungen 
stehen  im  engen  Zusamenhange  mit  denen  über  den  Erwerb  der 
Rechtsfähigkeit  und  sind  namentlich  durch  die  Verschiedenheit  des 
öffentlichen  Vereinsrechts  in  den  Einzelstaaten  geboten.  Die  Be- 
fugniss  zur  Auflösung  in  dem  ersten  Falle  (a)  schliesst  sich  dem  §  79 
des  Genossenschaftsgesetzes  und  dem  §  62  des  Reichsgesetzes  über 
die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  an.  Vereine,  die 
nach  der  Satzung  keine  politischen  u.  s.  w.  Zwecke  haben,  sowie 
Vereine,  deren  Zwecke  nicht  auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäfts- 
betrieb  gerichtet  sind,  sollen  ausserdem  dann  aufgelöst  werden 


11  S.  Denkschrift  S.  11,  12. 
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können,  wenn  sie  einen  solchen  der  Satzung  widersprechenden 
Zweck  verfolgen.  Im  ersten  Falle  dient  die  Auflösungsbefugniss 
gegenüber  einem  eingetragenen  Vereine  als  nothwendige  Ergän- 
zung des  Einspruchsrechtes  der  Verwaltungsbehörde ,  im  zweiten 
Falle  rechtfertigt  sie  sich  durch  die  Gründe,  aus  denen  das 
Gesetzbuch  wirtschaftlichen  Vereinen  den  Weg  der  Eintragung 
nicht  eröffnet  hat.  Dieselbe  Auflösungsbefugniss  erscheint  aber 
auch  gegenüber  Vereinen,  die  durch  staatliche  Verleihung  Rechts- 
fähigkeit erlangt  haben,  zur  Wahrung  des  öffentlichen  Interesses 
unentbehrlich.  Die  Auflösung  solcher  Vereine  muss  ausserdem 
auch  dann  zugelassen  werden,  wenn  sie  einen  anderen  als  den  in 
der  Satzung  vorgesehenen  Zweck  verfolgen,  da  sonst  das  Erforder- 
niss  staatlicher  Genehmigung  zu  einer  Aenderung  der  Satzung 
(§  33  Absatz  2)  umgangen  werden  könnte.  —  Zweifellos  genügt 
nach  der  Fassung  des  §  43  als  Auflösungsgrund  schon  die  that- 
sächliche  Verfolgung  des  der  Satzung  widersprechenden  Zwecks 
und  wird  nicht  der  Nachweis  einer  Gefährlichkeit  desselben 
erfordert.  Der  Ursprung  der  Bestimmungen  über  Einspruch  und 
Auflösung  liegt  hauptsächlich  darin,  dass  die  Bundesregierungen 
erklärten,  das  öffentliche  Recht  der  einzelnen  Staaten  reiche  nicht 
aus,  um  Vereine  mit  einer  dem  Gemeinwohl  gefahrlichen  Tendenz 
auszuschliessen.  Wenn  solche  Vereine  in  die  Lage  versetzt  würden, 
ohne  Zuthun  der  Verwaltungsbehörde  durch  blosse  Eintragung 
die  Rechtsfähigkeit  und  mittelst  derselben  den  Machtzuwachs,  der 
aus  Vermögenserwerb  entspringe,  sich  zu  verschaffen,  so  könne  die 
Verantwortung  für  die  politischen  Folgen  von  den  Regierungen 
nicht  getragen  werden14. 

Die  Zuständigkeit  und  das  Verfahren  bestimmt  sich  in  den 
Fällen  des  §  43  nach  dem  landesrechtlichen  Verwaltungsstreit- 
verfahren, wo  solches  nicht  besteht,  nach  den  Vorschriften  §§  20, 
21  G.-O.    Die  §§  45 — 53  treffen  Bestimmung   über   das  recht- 

14  Vgl.  Professor  Dr.  Eck  1.  c.  S.  14  und  die  dort  in  Anmerkung  I 
zitirten  Stellen  aus  den  parlamentarischen  Verhandlungen. 
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liehe  Schicksal  des  Vermögens  eines  aufgelösten  Vereins.  Die 
Frage,  wem  das  Vermögen  anfallt,  entscheidet  sich  in  erster 
Linie  nach  der  Satzung  oder  dem  satzungsgemäss  erfolgten  Be- 
schlüsse der  Mitgliederversammlung  oder  eines  anderen  Vereins- 
organes.  In  zweiter  Linie  bestimmt  §  45  als  Anfallsberechtigte 
bei  ausschliesslich  den  Interessen  ihrer  Mitglieder  dienenden 
Vereinen,  dem  muthmasslichen  Willen  der  Betheiligten  entspre- 
chend; die,  z.  Zt.  der  Auflösung  unter  der  Entziehung  der  Rechts- 
fähigkeit vorhandenen  Mitglieder,  bei  anderen  Vereinen  den 
Fiskus  des  Bundesstaates,  in  dessen  Gebiet  der  Verein  seinen 
Sitz  hatte,  letzteren  unter  der  Auflage,  das  Vermögen  thunlichst 
in  eine  den  Zwecken  des  Vereins  entsprechenden  Weise  zu  ver- 
wenden. Bei  Vereinen  mit  idealen  Tendenzen  kann  auch  ohne 
eine  Vorschrift  in  der  Satzung  durch  die  Mitgliederversammlung 
das  Vermögen  einer  öffentlichen  Stiftung  oder  Anstalt  zugewiesen 
werden.  Bezüglich  der  Art  der  Ueberleitung  auf  die  Anfall- 
berechtigten wird  zwischen  dem  Anfall  an  den  Fiskus  und  dem 
Anfall  an  andere  Personen  unterschieden  (§§  46,  47).  Der  Fiskus 
erwirbt  unmittelbar  kraft  Gesetzes,  anderen  Berechtigten  wird 
das  Vermögen  erst  nach  einem  das  Interesse  der  Gläubiger 
wahrenden  Liquidationsverfahren  durch  die  Liquidation  überlassen 
(§§  48-53). 

Obwohl  das  bürgerliche  Gesetzbuch  durch  seine  Vorschriften 
über  die  eingetragenen  Vereine  die  dem  Erwerb  der  Rechtsfähig- 
keit entgegenstehenden  Schwierigkeiten  im  Allgemeinen  beseitigt, 
so  werden,  doch  nach  den  Erfahrungen  in  Bayern  und  Sachsen, 
auch  in  Zukunft  vielfach  korporativ  angelegte,  nach  dem  öffent- 
lichen Vereinsrechte  erlaubte  Vereine  im  Verkehr  ohne  Besitz 
der  Rechtsfähigkeit  auftreten.  §  54  erkennt  derartige  Vereine 
nicht  als  rechtsfähig  an,  unterwirft  sie  vielmehr  den  Vorschriften 
über  die  Gesellschaft  (Titel  XIV).  Das  praktische  Bedürfniss 
erfordert  allerdings  eine  gewisse  Erleichterung  in  der  Rechts- 
verfolgung gegen  nicht  rechtsfähige  Vereine.    Zu  diesem  Zweck 
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ist  eine  Bestimmung  in  der  revidirten  Civilprozesordnung  in  Aus- 
eicht genommen,  dass  derartige  Vereine  wie  rechtsfähige  verklagt 
werden  können  und  zur  Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen 
eines  nicht  rechtsfähigen  Vereins  ein  gegen  den  Verein  erlassenes 
Urtheil  genügt.  Zum  Schutze  Dritter  enthält  weiter  §  54  eine 
ergänzende  Bestimmung  dahin,  dass  aus  im  Namen  eines  solchen 
Vereins  mit  Dritten  abgeschlossenen  Rechtsgeschäften  der  Han- 
delnde dem  Dritten  persönlich  verantwortlich  ist  und  Mehrere 
als  Gesammtschuldner  haften15. 

Gegen  das  Einspruchs-  und  Auflösungsrecht  gegenüber  poli- 
tischen, sozialpolitischen  und  religiösen  Vereinen  in  der  Fassung 
des  Entwurfs  erhob  sich  s.  Zt.  in  der  Litteratur  eine  lebhafte 
Opposition 16.  Bei  der  grossen  Bedeutung  der  Frage  setzte  auch 
der  23.  deutsche  Juristentag  (1895)  auf  seine  Tagesordnung  die 
These:  „Sind  die  Grundsätze  des  Entwurfes  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  2.  Lesung  über  eingetragene  Vereine  zu  billigen  ?u 
Ein  Gutachten  von  Professor  Dr.  LEONHABD-Marburg  empfahl 
die  Resolution:  1.  Die  Sonderbestimmungen  über  wirtschaftliche, 
politische  und  religiöse  Vereine  sind  insofern  unannehmbar,  als 
sie  dem  Verein  den  Rechtsschutz  entziehen.  2.  Statt  ihrer 
empfehlen  sich  die  ihnen  entsprechenden  Vorschriften  des  sächsi- 
schen Vereinsgesetzes  vom  15.  Juni  1868.  3.  Im  Uebrigen  ist 
das  Vereinsrecht  in  seinen  Grundzügen  zu  billigen.  Das  Gut- 
achten empfahl  nämlich  das  System  der  Normativbestimmungen 
mit  dem  Registerzwang,  bekämpfte  dagegen  den  Ausschluss  der 
wirtschaftlichen  Vereine  von  dem  gemeinen  Vereinsrechte  und 
die  Auflösung  idealer  eingetragener  Vereine  bei  Verfolgung  wirth- 


16  S.  Denkschrift  S.  14,  15. 

10  Letztere  richtete  sich  in  erhöhtem  Älaass  gegen  die  Neuerungen  des 
Bundesrates.  Der  Kommissionsentwurf  sprach  nur  von  Vereinen  mit  einem 
politischen,  sozialpolitischen  oder  religiösen  Zweck.  Der  Bundesrath  erstrebte 
eine  Erweiterung  auf  Vereine,  die  der  Religion,  der  Erziehung  oder  des  Unter- 
richts angehörende  Zwecke  verfolgen. 
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schaftlichen  Geschäftsbetriebes.  Professor  GiRKE-Berlin  trat  dem 
Gutachten  bei  in  dem  Angriff  gegen  die  Ausschliessung  der 
wirtschaftlichen  Vereine,  hauptsächlich  durch  Hinweis  auf  die 
Schwierigkeiten  der  Grenzbestimmungen  zwischen  wirthschaftlichen 
und  idealen  Zwecken.  Scharf  tadelt  er  das  Einspruchsrecht  der 
Verwaltung  gegen  den  Eintrag  sowie  die  Auflösung  bei  Umwand- 
lung; nach  seinen  Darlegungen  sei  die  Anfechtung  der  Auf- 
lösung im  Verwaltungsstreitverfahren  erfolglos,  sobald  feststehe, 
dass  der  Vereinszweck  ein  sozialer,  sozialpolitischer  oder  religiöser, 
selbst  wenn  er  sich  noch  so  harmlos  erweise.  Professor  Girke 
stellte  demgemä8s  folgenden  Antrag:  „Die  Grundsätze  über  ein- 
getragene Vereine  sind  insofern  unannehmbar,  alß  sie  durch  die 
Sonderbestimmungen  über  Vereine  für  wirtschaftliche  und  politi- 
sche, religiöse  oder  sozialpolitische  Zwecke  dem  Vereinsleben  den 
Rechtsschutz  entziehen.  Will  der  Entwurf  die  Anerkennung  der 
Rechtspersönlichkeit  eines  Vereines  von  dem  Eintrag  in  ein 
Register  abhängig  machen,  so  muss  er  sich  auf  die  Aufstellung 
formeller  Erfordernisse  beschränken,  und  jedem  Vereine,  dessen 
Bestand  vom  öffentlichen  Rechte  anerkannt  wird,  den  Erwerb  der 
privatrechtlichen  Erwerbsfähigkeit  ermöglichen".  Der  Correferent 
Justizrath  LEVi-Berlin  billigte  das  Grundsystem  unter  Hinweis 
auf  den  s.  Zt.  von  ScHULZE-Delitzsch  eingebrachten  Gesetzes- 
Entwurf  und  andere  gewichtige  Stimmen  —  das  Bedürfniss  der 
Praxis  nach  einem  äusseren  allgemeinen  Merkmal  hervorhebend. 
Hinsichtlich  der  Ausschliessung  der  wirthschaftlichen  Vereine 
wies  Correferent  darauf  hin,  die  Klausel  treffe  nur  die  bereits 
durch  Reichsgesetz  geordneten  eigentlichen  Erwerbsgesellschaften 
und  nahm  auf  die  analogen  Bestimmungen  des  bayerischen 
Vereinsgesetzes  Bezug.  Auf  die  Sonderbestimmung  über  politi- 
sche u.  8.  w.  Vereine  billigte  er  unter  dem  Vorbehalte,  dass  das 
Einspruchs-  und  Aüflösungsrecht  der  Verwaltungsbehörde  nicht 
als  ein  bloss  formelles  aufzufassen  sei,  sondern  der  materiellen 
Remedur  durch  die  höheren  Instanzen  unterliege,  indem  diese  den 
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Einsprach  bezw.  die  Auflösung  nur  in  solchen  Fällen  für  recht- 
mässig erklären  dürften,  wenn  nach  dem  bestehenden  öffentlichen 
Rechte  den  Vereinen  die  Existenzberechtigung  —  wegen  Gelähr- 
dung des  Gemeinwohls,  der  Sittlichkeit  oder  der  Religion  u.  s.  w. 
(überwiegende  Gründe  des  öffentlichen  Interesses)  —  abgesprochen 
werden  müsse.  Da  man  jedoch  diese  Auslegung  zu  bedenklich 
hielt,  stimmte  auch  Correferent  dem  von  Professor  Enneccercs 
eingehenden  begründeten  Antrag  zu:  „Die  Bestimmung  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  über  die  eingetragenen  Vereine  sind  im  Wesent- 
lichen zu  billigen,  namentlich  die  Wahl  der  Normativbestimmungen 
mit  Registerzwang.  Das  Einspruchsrecht  gegen  den  Eintrag 
politischer  u.  s.  w.  Vereine,  sowie  die  behördliche  Auflösung  be- 
dürfen einer  Veränderung  oder  Klarstellung,  indem  den  Vereinen 
gegen  ungerechtfertigte  Einsprüche  oder  Auflösungen  ein  wirksamer 
Schutz  zu  gewähren  ist".  Die  Versammlung  erhob  diese  Anträge 
mit  überwiegender  Majorität  zum  Beschlüsse17.  — 

In  dem  durch  Anfechtung  des  Einspruchs  veranlassten  Streit- 
verfahren ist  zweifellos  zu  prüfen,  ob  der  Einspruch  formell 
richtig,  insbesondere  rechtzeitig  (§  63)  erhoben  ist  und  die 
Voraussetzungen  des  §  61  Abs.  2  thatsächlich  vorliegen.  Der  Ein- 
spruch ist  nur  wegen  thatsächhcher  Unrichtigkeit  des  angegebenen 
Grundes,  nicht  auch  wegen  sachlicher  Ungemessenheit  des  Ein- 
spruchs zugelassen.  Dies  hat  gegenüber  einer  weitergehenden 
Deutung  des  Correferenten  Levi  auf  dem  Juristentag,  die  schon 
dort  nicht  ohne  Widerspruch  geblieben  ist,  die  Commission  durch 
einen  ausdrücklichen  Beschluss  festgestellt.  (Protokolle  Seite  8395.) 
Die  Garantie  gegen  Willkür  liegt  allein  im  verwaltungsgericht- 
lichen Verfahren18. 


17  Siehe  Verhandlungen  des  XXIII.  deutschen  Juristentages,  IL  Bd. 
S.  14—67. 

18  In  dem  Referate  Levy's  heiaat  es  u.  A.:  ....  Der  Entwurf  kann 
den  Einspruch  der  Staatsbehörde  nur  für  solche  Fälle  vorgesehen  haben,  in 
denen  aus  der  Erwerbung  der  Rechtsfähigkeit  durch  den  Verein  eine  Be- 
sorgniss  für  das  Gemeinwohl,   für  die   Öffentliche  Ordnung  herzuleiten  ist 
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Das  bürgerliche  Gesetzbuch  regelt  nur  die  privatrechtliche 
Seite  des  Vereinsrechts ,  d.  h.  die  Vereine  als  Träger  privater 
Rechte  und  Pflichten.  Das  gesammte  öffentliche  Vereinsrecht, 
insbesondere  die  Auflösung  der  Vereine  aus  Gründen  des  öffent- 
lichen Rechtes  und  des  Aufsichtsrechtes  bleibt  unberührt.  Das- 
selbe ist  zwar  nach  Art.  4  Nr.  16  R.-V.  Gegenstand  der  Reichs- 
gesetzgebung. Bis  zum  Erlass  eines  Vereinsgesetzes  bleiben  aber 
die  Landesgesetze  massgebend.  Die  gegenwärtige  gesetzliche 
Regelung  des  öffentlichen  Vereinsrechtes  in  den  Einzelstaaten 
bietet  ein  buntscheckiges  Bild.  Eine  Uebersicht  enthält  die 
Abhandlung:  Das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  in  Deutsch- 
land in  Jahrgang  IV  Seite  239 — 288,  worauf  wir  verweisen. 
Ans  den  materiellen  Abweichungen  der  Einzelgesetze  lassen  sich 
als  gemeinsame  Grundformen  aufstellen: 

1.  Einige  Staaten  beschränken  sich  zur  Abwehr  von  Aus- 
schreitungen der  Vereine  auf  die  reine  Repression  durch 
das  allgemeine  Strafrecht. 

2.  Die  meisten  Gesetze  gehen  weiter  durch  Aufstellung 
formeller  Vorschriften  über  die  Anmeldung  von  Vereinen 
und  Versammlungen,  die  Einreichung  der  Statuten  und 
Mitgliederverzeichnisse,  den  Ausschluss  bestimmter  Kate- 
gorien unselbstständiger  Personen,  polizeilicher  Ueber- 
wachung  u.  s.  w. 

3.  An  die  Verletzung  dieser  Präventiv- Vorschriften  und 
Nichtbefolgung  der  Anordnungen  der  Aufsichtspolizei  wird 
allgemein  die  Befugniss  zur  Auflösung  geknüpft*  Hiezu 
treten  jedoch  vielfach  noch  materielle  Vorbedingungen,  so 
Zuwiderhandlung  gegen  die  Strafgesetze,  Bedrohung  der 
öffentlichen  Sicherheit,  Aufreizung  zur  Gesetzesübertretung. 


(Bd.  II  S.  35).  Dagegen  wurde  geltend  gemacht:  Der  Einspruch,  die  Ent- 
scheidung im  Verwaltungsgerichtsverfahren  bedeutet  nichts  anderes  als  eine 
Nachprüfung  der  Frage :  Ist  der  Verein  ein  politischer  u.  s.  w.  (S.  55,  57). 
Siehe  auch  Eck  1.  o.  S.  12. 
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4.  Noch  weiter  gehen  die  Gesetze,  welche  nicht  nur  die 
nachträgliche  Auflösung  eines  bereits  bestehenden  Vereins, 
sondern  bei  gewissen  Voraussetzungen;  die  Verhinderung 
der  Vereinsbildung  im  Voraus  durch  Verbot  gestatten. 

5.  Die  strengste  Behandlung  finden  Vereine  in  den  Gesetzen, 
welche  als  Vorbedingung  der  Existenz  eine  ausdrückliche 
behördliche  Genehmigung  verlangen,  sofern  nicht  politische 
Vereine  überhaupt  einfach  verboten  sind19. 

Oft  überwiegt  das  Recht  der  Regierung,  Vereine  im  Interesse 
der  öffentlichen  Sicherheit  aufzulösen  und  zu  verbieten.  Andere 
Staaten  gestatten  möglichste  Vereinsfreiheit,  wobei  die  Ausübung 
nur  die  notwendigste  Einschränkung  erfährt  (Preussen,  Baden 
u.  s.  w.).  Wo  nach  dem  öffentlichen  Rechte  z.  B.  in  Elsass- 
Lothringen,  Reuss  ä.  L.  die  Regierung  über  Zulassung  und  Auf- 
lösung von  Vereinen  ganz  nach  freiem  Ermessen  befindet,  wird 
der  Eintrag  in  das  Register  zur  Erlangung  von  Korporations- 
rechten nichts  nützen,  wenn  die  Bildung  und  Gründung  des 
Vereins  nach  öffentlichem  Rechte  von  obrigkeitlicher  Genehmi- 
gung abhängt.  Die  freie  Vereinsbildung  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches hat  hier  lediglich  eine  dekorative  Bedeutung,  thatsächlich 
wird  die  Staatsbehörde  über  Erwerb  von  Korporationsrechten 
entscheiden.  Was  nützt  dem  Verein  das  Recht  des  Eintrages, 
wenn  hier  der  Grundsatz  des  öffentlichen  Rechtes  daneben  fort- 
besteht. Z.  B.  in  Elsass-Lothringen  wäre  die  Einfuhrung  des 
§  23  ohne  Bedeutung,  weil  die  Polizeibehörde  die  Möglichkeit 
besitzt,  die  Vereinsgründung  nach  ihrem  Ermessen  zu  verhindern. 
Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  die  freie  Körperschaftsbildung  erst 
dann  zur  vollen  Wahrheit  wird,  wenn  die  Vereinsgesetzgebung  wenig- 
stens in  Ansehung  der  Vereine  mit  idealen  Zwecken  in  einem  diesem 
grossen  Grundsatze  entsprechenden  Sinne  eine  Reform  erfahrt. 
Solange  dies  nicht  der  Fall,  unterscheidet  sich  der  künftige  Rechts- 


*•  Vgl.  die  oben  citirte  Abhandlung  von  Dr.  Zeller,  Jahrg.  V,  S.  287. 
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zustand  von  dem  gegenwärtigen  nur  in  dem  Gebiete  wesentlich, 
wo  zur  Gründung  der  Vereine  keine  Genehmigung  einzuholen  ist. 
Das  Recht  der  freien  Association  leidet  unter  dem  Geiste  poli- 
zeilicher Bevormundung.  Es  ist  nur  insoweit  Beschränkung  zu 
unterwerfen,  als  es  die  Bücksicht  auf  die  Erhaltung  der  staat- 
lichen Ordnung  erheischt.  Auf  diesem  Gebiete  die  richtige  Grenze 
zu  finden,  bleibt  Aufgabe  eines  Reichsvereinsgesetzes.  Die  Vereine 
sind  neben  der  Presse  Organe  der  öffentlichen  Meinung  und  des 
Rechtsbewusstseins  des  Volkes.  Eine  grosse  Anzahl  von  Vereinen 
stellt  sich  Aufgaben,  die  mit  den  Zwecken  des  Staats  in  Ver- 
bindung stehend,  diesem  die  Erfüllung  seiner  Aufgabe  erleichtern. 
Die  Gesetzgebung  muss  desshalb  der  Assoziation  auf  diesem  Ge- 
biete fordernd  entgegentreten.  Die  Erfolge  auf  dem  Gebiete  des 
Vereinslebens  sind  zweifellos  den  bestehenden  praktischen  Be- 
stimmungen zuzuschreiben,  welche  das  Prinzip  der  Vereinsfreiheit 
festhaltend,  in  der  Beschränkung  dieser  Freiheit  im  öffentlichen 
Interesse  die  richtige  Grenze  einhalten.  Die  Mannigfaltigkeit  der 
Einzelvorschriften,  der  Strafbestimmungen  und  Auflösungsgründe 
in  den  Einzelstaaten  ist  desshalb  zu  beseitigen.  Die  ganze  Ent- 
wicklung drängt  mit  Ungestüm  auf  ein  gemeinsames  Vereinsgesetz 
hin,  denn  der  privatrechtliche  Fortschritt  im  bürgerlichen  Gesetz- 
buch wird  durch  den  unbefriedigten  Zustand  des  öffentlichen 
Rechts  zum  Theil  parallelisirt. 

In  der  neuesten  Zeit  trat  bei  den  Debatten  über  Verlängerung 
des  Sozialistengesetzes  die  wichtige  Frage  in  den  Vordergrund. 
Sie  erhielt  im  Mai  1895  eine  neue  Anregung  durch  den  von  der 
sozialdemokratischen  Partei  eingebrachten  Gesetzesentwurf  über 
Versammlungsrecht  und  Koalitionsfreiheit.  Auch  in  der  1896  er 
Session  berieth  der  Reichstag  über  den  von  Abgeordneten  der 
Sozialdemokratie  und  der  freisinnigen  Volkspartei  eingebrachten 
Gesetzentwurf,  betr.  die   Gewährung   eines   freien  Vereins-  und 

90  S.  Dr.  Fuld,  Das  bürgerliche  Gesetzbach  und  die  Korporationsbil- 
tlung  in  der  Zeitschrift  Soziale  Praxis,  IV.  Jahrg.  S.  288. 
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Die  Beklagten  hatten  Unzulässigkeit  des  Rechtsweges  be- 
hauptet. 

Das  Gericht  I.  Instanz  verwarf  diese  Einrede,  das  Gericht 
II.  Instanz  wies  die  Klage  ab,  weil  der  Rechtsweg  unzulässig  sei 
Als  der  Prozess  bei  dem  Reichsgericht  anhängig  geworden  war, 
erhob  der  Minister  des  Königlichen  Hauses  den  Competenz- 
konflikt. 

Das  Urteil  vom  16.  Februar  1895  erachtet  den  fr.  Minister 
für  befugt,  den  Competenzkonflikt  zu  erheben;  die  Gründe  dafür 
kommen  hier  nicht  in  Betracht. 

Die  Entscheidung  selbst  wird  folgendermassen  begründet : 

Nach  §§  9  ff.  A.  L.-R.  II,  9  und  Art.  50  der  Preussischen 
Verfassungsurkunde  stehe  das  Recht,  den  Adel  zu  verleihen,  dem 
Könige  zu.  Daraus  folge,  dass  auch  die  Anerkennung  des  Adels 
und  dessen  Erneuerung  ein  Staatshoheitsrecht  sei.  Deshalb  sei 
die  Frage,  ob  jemand  zum  Adel  gehöre,  an  sich  nicht  im  Wege 
des  Civilprozesses  zu  entscheiden,  sondern  unterliege  der  Ent- 
scheidung der  Verwaltungsbehörden  und  der  des  Königs.  Nur 
die  Frage,  ob  jemand  Mitglied  einer  adligen  Familie  sei,  unter 
den  Mitgliedern  dieser  Familie  und,  ob  die  Annahme  von  Adels- 
prädikaten eine  unbefugte  sei,  gehöre  vor  die  ordentlichen  Ge- 
richte, jene  vor  den  Civil-,  diese  vor  den  Strafrichter. 

Das  Urteil  unterliegt  manchen  Bedenken. 

Von  vornherein  ist  es  auffallend,  dass  nach  seinem  Befunde 
jemand  für  ein  Mitglied  einer  adligen  Familie  erklärt  und  seine 
Annahme  von  Adelsprädikaten  keine  unbefugte  erkannt  werden 
kann,  —  dem  die  Behörden  der  Verwaltung  den  Adel  abgesprochen 
hätten. 

Eine  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren  gegen  das  HerolaV 
amt  auf  Anerkennung  des  Adels  ist  schon  um  desshalb  nicht  zu- 
lässig, weil  es  solche  Klage  im  Gesetz  nicht  giebt  und  in  jenem 
Verfahren  nur  diejenigen  Klagen  zulässig  sind,  welche  das  Gesetz 
besonders  zulässt,  wie  das  preussische  Oberverwaltungsgericht 
schon  mehrfach,  z.  B.  am  10.  Juni  und  7.  Oktober  1895  (Boch- 
mann,  Mitteilungen  aus  der  Rechtsprechung  der  Verwaltungs- 
gerichte. 28  und  30  für  1896),  erkannt  hat. 
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Wäre  also  ein  Prozessverfahren  auf  Anerkennung  des  Adels 
zulässig,  so  wäre  allein  der  Civilprozess  der  mögliebe  Weg.  Es 
ist  ferner  zweifellos,  dass,  wenn  der  Civilprozess  zulässig  ist,  das 
Heroldsamt  diejenige  Behörde  sein  würde,  gegen  welche  die  Klage 
zu  richten  wäre'.  Das  Heroldsamt  ist  zwar  dem  Ministerium  des 
Königlichen  Hauses,  welches  keine  Staatsbehörde,  sondern  eine 
Hofbehörde  ist,  unterstellt,  als  ihm  durch  Königlichen  Erlass 
vom  16.  August  1854  die  Standesangelegenheiten  übertragen 
wurden;  aber  das  betr.  Ministerium  selbst  gilt  damit  insofern 
(u.  A.)  als  mit  staatsdienstlichen  Funktionen  befasst,  wie  das 
Reichsgericht  am  13.  Januar  1891  (Entsch.  in  Strafsachen 
Bd.  XXI  S.  381  ff.)  entschieden  hat.  Das  Heroldsamt  ist  daher 
nicht  eine  Hofdienststelle,  eine  Verwaltungsbehörde  des  König- 
lichen Hofes,  des  Königs,  durch  welche  er  seine  Privatangelegen- 
heiten betreiben  lässt,  sondern  es  ist  eine  Staatsdienststelle,  und 
zwar  diejenige  Staatsdienststelle,  durch  welche  der  Staat,  durch 
den  König,  sein,  diesem  nach  §  50  der  Preussischen  Verfas- 
sung zustehendes,  Recht  der  Verleihung  von,  mit  Vorrechten 
nicht  verbundenen  Auszeichnungen  ausübt,  nebst  allen  dazu 
gehörigen  Geschäften,  soweit  sie  die  Standesangelegenbeiten  be- 
treffen. 

Ganz  in  derselben  Weise  würde,  wenn  ein  Civilprozess  in 
Ordensangelegenheiten  zulässig  wäre,  die  Generalkommission  in 
Angelegenheiten  der  Kömglichen  Orden,  welche  der  Leitung  des 
Präsidenten  des  Staatsministeriums  untersteht  und  durch  welche 
der  Staat,  durch  den  König,  ein  anderes  der,  im  Art.  50  a.  a.  O. 
berührten  Rechte  ausübt,  diejenige  Behörde  sein,  gegen  welche 
die  Klage,  als  gegen  die  hier  zuständige  Vertreterin  des  Fiskus, 
zu  richten  wäre. 

Bevor  die  Frage  nach  Zulässigkeit  des  Civilprozesses  ent- 
schieden wird,  ist  die  Untersuchung  der  rechtlichen  Natur  des 
deutschen  (preussischen)  Adels  erforderlich,  namentlich  die  Unter- 
suchung seiner  Entstehung  und  der  Beziehung  dieser  Entstehung 
zum  Königtum. 

Keineswegs,  wie  das  fr.  Urteil  annimmt,  entsteht  aller  Adel 
durch  Entscheidungen  des  Staats  (des  Königs  bezw.  des  Herolds- 
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Versammlungsrechts  (29.  Januar  und  8.  Februar  1896).  Die 
Kommission ,  welcher  der  Initiativantrag  zur  Vorberathung  über- 
wiesen wurde ,  einigte  sich  vorläufig  über  einen  Entwurf  des 
Abgeordneten  Rickert.  §  4  desselben  enthält  das  Recht 
aller  Deutschen  zur  Vereinigung  in  Gesellschaften,  die  den  Straf- 
gesetzen  nicht  zuwiderlaufen.  Es  entspricht  dem  Art.  30  Abs.  1 
der  preussischen  Verfassung.  Hierzu  wurde  beantragt  aus- 
zusprechen: 1.  dass  die  Verbindung  inländischer  Vereine  unter- 
einander zulässig  ist,  2.  die  Verbindung  inländischer  politischer 
Vereine  mit  ausländischen  von  der  Landescentralbehörde  verboten 
werden  kann.  Der  2.  Antrag  wurde  abgelehnt.  Nach  §  5  sind 
die  Vorsteher  politischer  Vereine  verpflichtet,  die  Satzungen  und 
jede  Aenderung  binnen  8  Tagen  nach  der  Gründung  oder  Aende- 
rungder  Ortspolizeibehörde  zur  Kenntnissnahme  einzureichen,  welche 
hierüber  sofort  eine  kostenfreie  Bescheinigung  zu  ertheilen  hat. 
Nach  §  6  können  Vereine,  deren  Zwecke  den  Staatsgesetzen 
zuwiderlaufen,  von  der  Landescentralbehörde  aufgelöst  werden. 
Wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist,  kann  die  einstweilige  Schliessung 
eines  solchen  Vereins  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  auf  die 
Dauer  einer  Woche  angeordnet  werden.  Wird  die  Verfügung 
innerhalb  der  obigen  Frist  nicht  von  der  Landescentralbehörde 
bestätigt,  so  verliert  sie  ihre  Gültigkeit.  Gegen  den  Bescheid  der 
Landescentralbehörde  findet  die  Klage  bei  den  VerwaltungsgerichteD. 
wo  solche  nicht  bestehen,  bei  den  ordentlichen  Gerichten  statt21.  — 
Fortwährend  tritt  auch  die  Litteratur  für  die  Notwendigkeit 
einheitlicher  Normen  über  die  Zulassung,  Schliessung  und  Auf- 
lösung der  Vereine  ein.  Auf  der  anderen  Seite  verlangt  man  für 
die  Entfaltung  des  Vereinslebens  neue  und  beengende  Schranken. 
Bei  diesem  schroffen  Gegensatze  der  Anschauung  wird  die  Lage 
erschwert  und  die  praktische  Lösung  hinausgeschoben. 

11  Der  Bericht  der  XIII.  Kommission  zur  Vorberathung  des  Antrag« 
Aükb  und  Konsorten  ist  abgedruckt  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches 
Heft  Nr.  11  von  1896. 
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Quellen  und  Entscheidungen. 


Wer  entscheidet  rechtsgiltig  über  den 
Adelsstand  einer  Person  im  Gebiet  des 

Allgemeinen  Landrechts? 


Von 

Amtsrichter  Bartolomäus 

in  Schmiegel  (Posen). 


Am  16.  Februar  1895  hat  der  Königlich  Preussische  Ge- 
richtshof zur  Entscheidung  der  Competenzkonflikte  dahin  erkannt, 
dass  der,  auf  dem  öffentlichen  Recht  beruhende  Anspruch,  als 
zum  Adel  gehörig  anerkannt  zu  werden,  im  Rechtswege  nicht 
verfolgt  werden  kann  (Preussisches  Justizministerialblatt  Nr.  47 
1895). 

Der  Entscheidung  lagen  zu  Grunde  ein  Cirilprozess  und  ein 
von  dem  Preussischen  Minister  des  Königlichen  Hauses  erhobener 
Competenzkonflikt. 

In  dem  Civilprozess  hatte  Kläger  den  Vorsitzenden  des 
Heroldsamts,  das  ihn  als  adlig  nicht  erkannte,  und  den  Minister 
des  Königlichen  Hauses,  als  Vorgesetzten  des  Heroldsamts,  ver- 
klagt mit  dem  Antrage,  die  Beklagten  zu  verurteilen, 

anzuerkennen,  dass  dem  Kläger  der  Familienadel  zu- 
stehe und  sich  jeder  Störung  des  Rechts  des  Klägers 
auf  Führung  des  Adelsprädikats  zu  enthalten. 
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Die  Beklagten  hatten  Unzulässigkeit  des  Rechtsweges  be- 
hauptet. 

Das  Gericht  I.  Instanz  verwarf  diese  Einrede,  das  Gericht 
II.  Instanz  wies  die  Klage  ab,  weil  der  Rechtsweg  unzulässig  sei. 
Als  der  Prozess  bei  dem  Reichsgericht  anhängig  geworden  war, 
erhob  der  Minister  des  Königlichen  Hauses  den  Competenz- 
konflikt. 

Das  Urteil  vom  16.  Februar  1895  erachtet  den  fr.  Minister 
für  befugt,  den  Competenzkonflikt  zu  erheben;  die  Gründe  dafür 
kommen  hier  nicht  in  Betracht. 

Die  Entscheidung  selbst  wird  folgendermassen  begründet: 

Nach  §§  9  ff.  A.  L.-R.  II,  9  und  Art.  60  der  Preüssischen 
Verfassungsurkunde  stehe  das  Recht,  den  Adel  zu  verleihen,  dem 
Könige  zu.  Daraus  folge,  dass  auch  die  Anerkennung  des  Adels 
und  dessen  Erneuerung  ein  Staatshoheitsrecht  sei.  Deshalb  sei 
die  Frage,  ob  jemand  zum  Adel  gehöre,  an  sich  nicht  im  Wege 
des  Civilprozesses  zu  entscheiden,  sondern  unterliege  der  Ent- 
scheidung der  Verwaltungsbehörden  und  der  des  Königs.  Nur 
die  Frage,  ob  jemand  Mitglied  einer  adligen  Familie  sei,  unter 
den  Mitgliedern  dieser  Familie  und,  ob  die  Annahme  von  Adels- 
prädikaten eine  unbefugte  sei,  gehöre  vor  die  ordentlichen  Ge- 
richte, jene  vor  den  Civil-,  diese  vor  den  Strafrichter. 

Das  Urteil  unterliegt  manchen  Bedenken. 

Von  vornherein  ist  es  auffallend,  dass  nach  seinem  Befunde 
jemand  für  ein  Mitglied  einer  adligen  Familie  erklärt  und  seine 
Annahme  von  Adelsprädikaten  keine  unbefugte  erkannt  werden 
kann,  —  dem  die  Behörden  der  Verwaltung  den  Adel  abgesprochen 
hätten. 

Eine  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren  gegen  das  Herolds- 
amt auf  Anerkennung  des  Adels  ist  schon  um  desshalb  nicht  zu- 
lässig, weil  es  solche  Klage  im  Gesetz  nicht  giebt  und  in  jenem 
Verfahren  nur  diejenigen  Klagen  zulässig  sind,  welche  das  Gesetz 
besonders  zulässt,  wie  das  preussische  Oberverwaltungsgericht 
schon  mehrfach,  z.  B.  am  10.  Juni  und  7.  Oktober  1896  (Boch- 
mann,  Mitteilungen  aus  der  Rechtsprechung  der  Verwaltnngs- 
gerichte.  28  und  30  für  1896),  erkannt  hat. 
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Wäre  also  ein  Prozessverfahren  auf  Anerkennung  des  Adels 
zulässig,  so  wäre  allein  der  Civilprozess  der  mögliche  Weg.  Es 
ist  ferner  zweifellos,  dass,  wenn  der  Civilprozess  zulässig  ist,  das 
Heroldsamt  diejenige  Behörde  sein  würde,  gegen  welche  die  Klage 
zu  richten  wäre.  Das  Heroldsamt  ist  zwar  dem  Ministerium  des 
Königlichen  Hauses,  welches  keine  Staatsbehörde,  sondern  eine 
Hofbehörde  ist,  unterstellt,  als  ihm  durch  Königlichen  Erlass 
vom  16.  August  1854  die  Standesangelegenheiten  übertragen 
wurden;  aber  das  betr.  Ministerium  selbst  gilt  damit  insofern 
(u.  A.)  als  mit  staatsdienstlichen  Funktionen  befasst,  wie  das 
Reichsgericht  am  13.  Januar  1891  (Entsch.  in  Strafsachen 
Bd.  XXI  S.  381  ff.)  entschieden  hat.  Das  Heroldsamt  ist  daher 
nicht  eine  Hofdienststelle  f  eine  Verwaltungsbehörde  des  König- 
lichen Hofes,  des  Königs,  durch  welche  er  seine  Privatangelegen- 
heiten betreiben  lässt,  sondern  es  ist  eine  Staatsdienststelle,  und 
zwar  diejenige  Staatsdienststelle,  durch  welche  der  Staat,  durch 
den  König,  sein,  diesem  nach  §  50  der  Preussischen  Verfas- 
sung zustehendes,  Recht  der  Verleihung  von,  mit  Vorrechten 
nicht  verbundenen  Auszeichnungen  ausübt,  nebst  allen  dazu 
gehörigen  Geschäften,  soweit  sie  die  Standesangelegenbeiten  be- 
treffen. 

Ganz  in  derselben  Weise  würde,  wenn  ein  Civilprozess  in 
Ordensangelegenheiten  zulässig  wäre,  die  Generalkommission  in 
Angelegenheiten  der  Kömglichen  Orden,  welche  der  Leitung  des 
Präsidenten  des  Staatsministeriums  untersteht  und  durch  welche 
der  Staat,  durch  den  König,  ein  anderes  der,  im  Art.  50  a.  a.  O. 
berührten  Rechte  ausübt,  diejenige  Behörde  sein,  gegen  welche 
die  Klage,  als  gegen  die  hier  zuständige  Vertreterin  des  Fiskus, 
zu  richten  wäre. 

Bevor  die  Frage  nach  Zulässigkeit  des  Civilprozesses  ent- 
schieden wird,  ist  die  Untersuchung  der  rechtlichen  Natur  des 
deutschen  (preussischen)  Adels  erforderlich,  namentlich  die  Unter- 
suchung seiner  Entstehung  und  der  Beziehung  dieser  Entstehung 
zum  Königtum. 

Keineswegs,  wie  das  fr.  Urteil  annimmt,  entsteht  aller  Adel 
durch  Entscheidungen  des  Staats  (des  Königs  bezw.  des  Herolds- 
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amts);  keineswegs  besteht  aller  Adel  nur  so  lange,  als  der  Staat 
durch  Verwaltungsverfügung  ihn  anerkennt. 

Der  Adel  ist  ein  Erzeugnis  uralter  germanischer  Rechts- 
anschauungen.  Schon  bei  Cäsar  (Krieg  in  Gallien  VI,  22)  werden 
Fürsten  (priricipes)  erwähnt  und  bei  Tacitus  (Deutschland,  C.  7) 
ein  Adel  (nobilitas).  Er  war,  wie  Eichhorn,  Einleitung  in  das 
Deutsche  Privatrecht  S.  143  sagt,  seit  den  ältesten  Zeiten  von 
den  Freien  unterschieden. 

Auf  Grund  dieser  Rechtsanschauungen  besteht  auch  der 
heutige  deutsche  Adel  (Beseler,  System  des  gemeinen  deutschen 
Privatrechts  §  168)  und  zwar  zunächst  derjenige  Adel,  welcher 
der  hohe  Adel  genannt  wird,  und  dessen  Ursprung  im  einzelnen 
eich  zum  Teil  in  die  ersten  Anfange  eigentlicher  Staatsbildung 
auf  deutschem  Boden  verliert.  Er  entsteht  nur  durch  Geburt, 
und  zwar  allein  in  der  giltigen  Ehe  eines  hochadligen  Vaters 
mit  einer  hochadligen  Mutter  (Eichhorn  §  57,  Beseler  §  109, 
Lewis  in  von  Holtzendorff  ,  Rechtslexikon  Bd.  I  S.  25 ff.). 
Dieser  Adel  ist  allein  demjenigen  entsprechend,  von  welchem  in 
den  ältesten  Zeiten  die  Bede  ist. 

Gemäss  jenen  Bechtsanschauungen ,  nach  welchen  jemand, 
der  wegen  Eigenschaften  seines  Geschlechts  und  seiner  Person, 
in  besonderer  Achtung  unter  seinen  Volksgenossen  stand,  ein 
besonderer  Einfluss  im  Volke  zukam,  wurde  der  Adel  indess 
nicht  nur  vererbt,  sondern  auch  demjenigen  gewährt,  als  adlig 
angesehen  auch  der,  welcher  sich  ebensolcher  Achtung  erfreute 
wie  die  Adligen.  Dies  geschah  —  und  erscheint  selbstverständ- 
lich —  schon  in  den  ältesten  Zeiten,  denn  schon  Tacitus  (C.  13, 25) 
erzählt,  dass  man  ausgezeichnete  Männer  oder  Söhne  ausgezeich- 
neter Männer,  die  nicht  von  Adel  waren;  dem  Adel  zugezahlt 
habe,  oder  über  den  Adel  habe  aufsteigen  lassen,  so  dass  man 
ihre  Abstammung  vergessen. 

Es  war  diese  Bechtsübung,  nach  welcher  bei  gesetzgeberischen 
und  verwaltungsrechtlichen  Handlungen  späterer  Staatsleitungen 
verfahren  wurde,  durch  die  eine  sog.  Standeserhöhung  vorgenom- 
men wird. 

Am  28.  September  912  erklärt  König  Berengar  I  von  Italien 
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einen  Hörigen,  mit  Frau  und  Kindern,  für  frei,  gestattet  ihm, 
nach  den  vier  Weltgegenden,  wohin  er  wolle,  zu  gehen,  gleich 
einem  miles  publicus  und  eins  romanus  (Nr.  1348  Böhmer, 
Begesten  der  Karolinger  1833).  Helmold  (Chronica  Slavorum 
I,  10)  erzählt  vom  Herzog  Hermann  Billung  von  Sachsen,  welcher, 
als  Sohn  armer  Eltern,  durch  seinen  Verstand,  seine  Gestalt, 
seine  Treue  und  Ergebenheit  (humilitas)  bis  zur  höchsten  Würde, 
die  der  König  zu  vergeben  hatte,  nach  und  nach  befördert  wurde. 
Widckind  (II,  4)  berichtet  allerdings,  dass  er  (936 — 937)  nobilis 
gewesen,  aber  weder,  dass  er  es  von  Anfang  war,  noch  so  deut- 
lich, dass  es  „adlig"  bedeuten  muss,  indem  er  ihn  „einen  nobilis 
(hervorragenden)  vir  und  thätig  und  klug"  nennt.  Widukikd 
(III,  55 — 955)  erzählt  ferner  von  einem  Krieger  (vir  militaris, 
also  nicht  von  Adel),  der  für  eine  Waffenthat  „berühmt  und  aus- 
gezeichnet" (clarus  et  insignis)  gehalten  und  vom  Könige  mit 
einem  Gute  beschenkt  wurde,  also  in  adliger  Weise  ausgestattet. 

Derselben  Rechtsanschauung  und  Rechtsübung  folgte  die 
Staatsleitung  noch  späterer  Zeit,  indem  sie  ihren  Kriegern  zu 
Pferde  (den  Rittern)  einen  Adel  beilegte  und  schliesslich,  seit 
dem  14.  Jahrhundert  (Eichhorn  §  60),  durch  Diplome  den  Adel 
erteilte,  einen  Nichtadligen  adlig  erklärte  und  bei  Strafe  befahl, 
ihn  für  adlig  anzuerkennen;  die  Strafandrohung  beweist,  dass  man 
nicht  freiwillig  dem  Nobilitationsakte  tiberall  nachkam. 

Hieraus  entstand  der  sog.  niedere  Adel,  d.  h.  ein  Adel,  der 
zwar  nicht  der  eigentliche  (der  hohe)  Adel,  aber  doch  auch  ein 
Adel  ist,  eine  Weiterbildung,  die  sich  noch  weiter  entwickelte, 
indem  schliesslich  Personen,  die  überhaupt  nicht  von  Adel  waren, 
sog.  adlige  Rechte  beigelegt  wurden,  oder  solche  Personen  sich 
-diese  Rechte  selbst  beilegten  (Lewis  a.  a.  O,  Eichhorn  §§  57,  60, 
Beseler  §  168).  Verliehen  wurde  dieser  niedere  Adel  von  dem 
Kaiser  oder  dem  Reichsvicaren,  und,  seit  Auflösung  des  Reichs 
■durch  die  Landesherren,  vor  Auflösung  des  Reichs  auch  von 
solchen  Landesherren,  die  Souveräne  ausserdeutscher  Länder  waren 
(Preussen,  Sachsen,  Hannover)  bezw.  von  auswärtigen  Souveränen, 
«die  deutsche  Reichsstände  waren  (Spanien,  Schweden). 

Dieser  Adel  (der  erworbene,   verliehene,   nicht  angeborene 

18* 
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Adel)  hat  es  Jahrhunderte  lang  versucht,  seine  rechtliche  Stellung 
derjenigen  des  hohen  Adels  ähnlich,  womöglich  gleich  zu  machen. 
Es  ist  ihm  nicht  gelungen,  soviel  er  auch  Stiftungen,  Familien- 
statute, Geschlechts  Verabredungen  errichtete  und  von  deren  Anteil- 
nahme nicht  adlige  Ehefrauen,  nicht  adlig  Geborene,  Kinder  aus 
Ehen  von  Adligen  mit  Nichtadligen,  selbst  Enkel,  Urenkel  und 
noch  weitere  Grade  solcher  Nachkommen  ausschloss,  soviel  er 
auch  unter  sich  selbst  die  Unterscheidungen,  von  verschiedenen 
Adelsstufen  einführte  bezw.  erhielt,  von  Uradel  und  altem  Adel; 
das  gemeine  Recht  wurde  hiervon  nicht  berührt  und  der  niedere 
Adel  blieb  und  ist  trotz  alledem  begrifflich  vom  hohen  Adel  ver- 
schieden. 

Er  entsteht  nicht  allein  durch  Geburt;  er  entsteht  auch 
durch  Heirat  für  jede  Frau,  die  einen  solchen  Adligen  heiratet 
und  entsteht  durch  Verleihung  (Eichhorn. §  60,  Beseler  §  169, 
Lewis  a.  a.  O.).  Ihn  giebt  also  nicht,  wie  den  hohen  Adel  aus- 
schliesslich, die  Natur,  sondern  auch  ein  Rechtsakt,  ein  privat- 
rechtlicher (die  Heirat)  und  ein  staatsrechtlicher  (die  Standes- 
erhöhung). Hieraus  folgt,  dass  der  hohe  Adel  überhaupt  nicht, 
der  niedere  Adel  aber  auch  durch  Rechtsakte  verloren  gehen  kann, 
nämlich  durch  einen  privatrechtlichen  (Heirat  einer  adligen 
Frauensperson  mit  einem  nichtadligen  Mann)  und  durch  Verzicht 
auf  den  Adel. 

Der  hohe  Adel  ist  eine  unzerstörbare  Rechtseigenschaft  der 
betr.  Person,  der  niedere  Adel  ist  ein  Recht,  das  man  verlieren, 
erwerben  kann. 

Den  hohen  Adel  erwähnt  das  Preussische  Allgemeine  Land- 
recht nicht,  denn  es  gab  in  dem  Gebiet,  für  das  er  bestimmt  war, 
keinen  andern  hohen  Adel  als  die  Mitglieder  des  königlichen 
Hauses,  für  deren  Rechtsverhältnisse  durch  §§  17—18  Teil  II 
Tit.  13  mittels  Verweis  auf  Hausverfassungen  und  Verträge  vor- 
gesehen war.  Hoher  Adel  trat  dauernd  in  den  Verband  des 
preussischen  Rechts  und  in  das  Gebiet  des  Allgemeinen  Land- 
rechts, durch  Nr.  1  der  Verordnung  vom  21.  Juni  1815  und  §  63 
der  Instruktion  dazu  vom  30.  Mai  1820. 

Die  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landrechts  (H,  9)  be- 
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ziehen  sich  daher,  soweit  sie  den  Adel  betreffen,  ausschliesslich 
auf  den  niedern  Adel  und  kommen  für  den  hohen  Adel  nicht 
in  Betracht. 

Der  niedere  Adel  entsteht  auch  nach  Landrecht: 

I.  durch  Geburt  in  der  Ehe,  zur  rechten  Hand,  eines  adligen 
Vaters:  §  3, 

3.  durch  Heirat  einer  nichtadligen  Frauensperson  mit  einem 

Adligen:  §  8, 
3.  durch  Verleihung  seitens  des  Landesherrn  (bis  1806  nur 
in  seiner  Eigenschaft  als  König  von  Preussen):  §  9, 
und  zwar  ausschliesslich  auf  diese  Art  (§  14). 

Es  giebt  mithin  auch  im  Gebiet  des  Preussischen  Allgemeinen 

Landrechts  Adel,  der  nicht  vom  Könige  verliehen  ist,  und  zwar: 

I.  den  gesamten  hohen  Adel,  mit  dem  königlichen  Hause, 

II.  aus  dem  niedern  Adel: 

1.  den  durch  Heirat, 

2.  den  durch  Geburt  erlangten  Adel. 

Diesem  Verhältnis  trägt  das  Gesetzbuch  auch  insofern  Rech- 
nung, als  es  zum  Beweise  des  Adels  keineswegs  Vorlegung  des 
betr.  Diploms  erfordert,  sondern  verordnet, 

dass  der  Adel  dessen,  der  in  adligen  Ritterorden  und  Stiften 
zu  adligen  Stellen,  zu  Turnieren,  zur  Ritterbank  auf  den 
Landtagen   und  in  den  Kollegien  und   zu   adligen  Hof- 
ämtern aufgenommen  ist,   durch  die  Aufnahme  bewiesen 
werde  (§  12); 
dass  der  Fiskus  den,  der  oder  dessen  Vorfahren  sich  im  Jahre 
1740  im  wirklichen  Besitze  des  Adels  sich  befunden  und 
sich  dessen  nachher  nicht  verlustig  gemacht  haben,    in 
seinem  adligen  Rechte,  nicht  beunruhige  (§  18); 
dass  die  Vermutung  für  den  Adel  dessen  streitet,    der  oder 
dessen  Vorfahren  44  Jahre  hindurch  sich  adliger  Prädikate 
und  Vorrechte  ruhig  bedient  haben  (§  19). 
Der  Adel  ist  also  auch  im  Gebiete  des  Preussischen  Land- 
rechts keineswegs  ein  Rechtsinstitut,    das  —  wie  etwa  das  dort 
bestehende  Ordenswesen  oder  die  Rangordnung  der  Beamten  bezw. 
der  Hofgesellschaft  —  seine  Quelle  ausschliesslich  im  Willen  des 
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Königs  hätte  oder  vom  Königtum  geschaffen  wäre.  Eher  Hesse 
sich  behaupten,  dass  das  Königtum  in  Deutschland  seine  Ent- 
stehung den  Rechtsanschauungen  verdankt,  aus  welchen  der  Adel 
im  Volke  entsprungen  ist.  Das  Königtum  bezw.  die  Staatsgewalt 
hat  jene  Rechtsanschauungen  nur  benutzt,  weiter  gebildet  und 
seinerseits,  an  Stelle  des  Volkes  und  dessen  urteil,  für  adlig 
anerkannt  und  sein  Anerkenntnis  zum  massgebenden  gemacht. 
An  Versuchen  des  Königtums,  den  gesamten  Adel,  als  von 
seiner  Diffamierung  ausgehend,  ansehen  zu  lassen,  hat  es  aller- 
dings nicht  gefehlt;  König  Friedrich  I.  von  Württemberg  forderte 
1806,  als  die  Fürsten  von  Hohenlohe  ihm  mediatisiert  wurden 
ihre  Adelsdiplome  zur  Prüfung,  die  sie  freilich  nicht  besassen. 

Die  Schlussfolgerung  des  Urteils  vom  16.  Februar  1895,  dass, 
weil  das  Recht,  den  Adel  zu  verleihen  und  zu  erneuern,  dem 
Könige  zustehe,  auf  dessen  Anerkennung  nicht  geklagt  werden 
könne,  beruht  demnach  in  dieser  Allgemeinheit  auf  unrichtiger 
Voraussetzung.  Der  König  verleiht  nicht  allen,  zu  Recht  be- 
stehenden, Adel  bezw.  hat  ihn  nicht  verliehen;  es  könnte  daher 
mindestens  der  nicht  von  ihm  verliehene  bezw.  nicht  von  ihm  zu 
verleihende  Adel  ein  Gegenstand  der  Anerkennungsklage  sein. 

Aber  auch  dieser  kann  es  nicht  sein  und  mit  ihm  auch  nicht 
der  Andere.  Durch  den  Adelstand  als  solchen  entsteht  zwischen 
dem  Adligen  und  dem  Staat  überhaupt  kein  Rechtsverhältnis 
mehr;  aus  dem  Adelstand  einer  Person  folgen,  im  Verhältnis 
zum  Staate,  überhaupt  weder  Rechte  noch  Pflichten.  Standes- 
vorrechte finden  nach  Art.  4  der  preussischen  Verfassung  nicht 
statt.  Einst,  zur  Zeit  des  alten  Deutschen  Reichs,  als  namentlich 
höchst  wesentliche  Rechte  aus  dem  hohen  Adelstand  gegen  das 
Reich  folgten,  gab  es  auch  eine  Klage  auf  Anerkennung  des 
hohen  Adelstandes. 

Gewisse  Rechte,  namentlich  der  Personen  des  hohen  Adels, 
einschliesslich  des  königlichen  Hauses,  sind  auch  noch  jetzt  be- 
stehend, und  zwar,  wenn  diese  Personen  den  betreffenden  Familien 
angehören.  Ob  sie  diesen  Familien  angehören,  ob  sie  dem  Adel 
bezw.  dem  hohen  Adel  angehören,  ist  eine  Frage,  die  auf  einem 
ganz  andern  Wege  zu  beantworten  ist,  im  Verneinungsfalle,  wie 
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diejenige,  ob  ihnen  jene  Rechte  zu  gewähren.  Selbst  die  Frage, 
ob  jemand  zur  preussischen  Krone  erbberechtigt  ist  (Art.  52  der 
Verf.),  unterliegt  nicht  der  Beantwortung  durch  den  Staat,  sondern 
wäre  innerhalb  der  königlichen  Familie  —  im  Wege  des  Prozesses 
—  zu  entscheiden.  Das  Bestreiten  des  Adelstandes  durch  den 
Staat  ist  rechtlich  völlig  unerheblich  für  den  Adelstand  einer 
Person;  der  Staat  ist  zur  Klage  auf  Anerkennung  des  Adelstandes 
passiv  überhaupt  nicht  legitimirt. 

Desshalb  also,  nicht  weil  die  Verleihung  und  Erneuerung  des 
Adels  —  wenigstens  gewissen  Adels  —  ein  Staatshoheitsrecht 
sei,  ist  eine  Klage  gegen  den  Staat  auf  Anerkennung  des  Adel- 
standes nicht  gegeben. 

Der  Adelstand  als  solcher  hat  nach  heutigem  preussischen 
Recht  eine  rechtliche  Wirkung  überhaupt  nur  gegenüber  Privat- 
personen, und  gegen  diese  stehen  im  Fall  der  Störung  (des  Be- 
streitens)  die  Mittel  des  Privatrechts,  die  Anerkennungsklage  nach 
§  231  R.-C.-P.-0.,  sobald  die  rechtlichen  Beziehungen  der  Parteien 
unter  einander  von  dem  Rechtsstreite  betroffen  werden  (Wilmowski 
und  Levi  Nr.  1  zu  §  231),  die  Besitzstörungsklage  (§  146 ff. 
A.-L.-R.  I,  7),  unter  Umständen  auch  die  Beleidigungsklage  (§  185 
R.-St.-G.-B.)  zu. 

Nur  angriffsweise,  aus. polizeilichen  Rücksichten,  kann  der 
Staat  seine  Meinung,  jemand  nehme  unbefugt,  d.  h.  thatsächlich 
nach  Prüfung,  nicht  nach  Ansicht  seines  Heroldsamts,  Adels- 
prädikate an,  durch  Einleitung  des  Strafverfahrens  nach  §  368 
Nr.  8  R.-St.-6.-B.  zum  Ausdruck  bringen.  Der  rechtskräftigen 
Feststellung  der  Befugtheit  muss  er  sich  unterwerfen;  es  giebt 
für  ihn  kein  anderes  Werkzeug,  sich  mit  der  Beseitigung  des 
behaupteten  Adelstandes  zu  beschäftigen. 

Das  Urteil  der  ordentlichen  Gerichte: 

1.  im  Prozess  gegen  eine  Privatperson,  oder 

2.  im  Strafprozess  auf  die  Anklage  nach  §   368  Nr.   8 
R.-St.-Gr.-B. 

ist  für  den  Adelstand  nach  heutigem  preussischen  Recht  allein 
massgebend. 

Auf  keine  Weise  aber,    obwohl  er  gewissen  Adel  erteilen 
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bezw.  erneuern  kann,  ist  der  Staat  befugt,  jemand  den  Adel 
durch  Verfügung  der  Verwaltungsbehörden  zu  entziehen,  denn 
der  hohe  Adel  wird  überhaupt  nicht  verloren  und  der  niedere 
Adel  geht  nach  preussischem  Recht  jetzt  nur  noch: 

1.  durch  Adoption  mit  dem  Namen  eines  unadligen  Vaters: 
§  83  II  9, 

2.  durch  Heirat  mit  einem  unadligen  Mann:  §  89  das., 
(vom  Verzicht  spricht  das  Landrecht  nicht  ausdrücklich),  aber 
durch  nichts  anderes,  verloren,  wo  nicht  ein  rechtskräftiges  Urteil 
vorliegt.  — 

Das  Heroldsamt  bewahrt  die  Urkunden  über  den  Adel  auf. 
fertigt  sie  aus,  führt  Verzeichnisse  über  ihn,  erteilt  —  für  Gerichte 
nicht  allein  massgebende  —  Auskunft,  wen  es  für  adlig  hält. 
Keineswegs  steht  ihm  zu,  endgiltig  darüber  zu  entscheiden,  ob 
jemand  adlig  ist  oder  nicht,  oder  auch  nur  der  Anspruch,  dass 
seine  Ansicht  über  den  Adelstand  einer  Person  Ausschlag  gebe, 
obwohl  es  in  „manchen  Fällen,  namentlich  bei  Adelsanmassungen 
und  zweifelhaften  Adelsstufen,  Veranlassung  haben  kann,  mit  den 
Gerichten  und  den  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  in  Kommuni- 
kation zu  treten"  (Allgem.  Verf.  des  Justizministers  vom  13.  Juni 
1855,  Justiz-Min.-Bl.  S.  175).  Der  Allerhöchste  Erlass  vom 
16.  August  1854  enthält  nichts  von  einem  solchen  Recht,  der 
Justizminister  nimmt  es  offenbar  nicht  an  und  das  Heroldsamt 
selbst  hat  sich  im  Jahre  1870  dem  Grafen  zu  Lippe-Weissen- 
feld  gegenüber  in  Sachen  seines  Nachfolgeanspruchs  in  Lippe- 
Detmold  dahin  geäussert,  dass  ihm  eine  Beantwortung  der  Frage, 
ob  sein  Haus  als  ebenbürtige  und  successionsfahige  Nebenlinie 
des  souveränen  Hauses  Lippe-Detmold  zu  erachten  sei,  nicht  zu- 
stehe, sondern  im  Wege  des  Prozesses  zu  entscheiden  wäre.  — 

Wie  freilich  jemand,  dessen  Adel  trotz  rechtskräftiger  Ent- 
scheidung zu  seinen  Gunsten,  vom  Heroldsamt  und  den,  ihm 
vorgesetzten,  Stellen  nicht  anerkannt  wird,  sich  mit.  diesem  bezw. 
dem  Hofe,  wenn  dieser  der  Ansicht  des  Heroldsamts  folgt,  ab- 
zufinden gedenkt,  muss  ihm  überlassen  bleiben;  in  die  Rechts- 
lage fallen  diese  Verhältnisse  nicht  hinein  und  sind  an  sich  für 
seinen  Adelstand  unerheblich. 
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Pierre  Dandnrand,  Docteur  en  droit,  Le  Mandat  Imperatif.    Paris  1896. 
186  S.    8°. 

Die  Schrift  enthält  einen  gutgeschriebenen,  auf  gründlichen  Studien 
beruhenden  Versuch,  das  imperative  Mandat  zu  rechtfertigen  und  seine  Ver- 
einbarkeit mit  dem  Prinzip  der  Volkssouveranetät  nachzuweisen.  Der  Verf. 
mus8  selbstverständlich  zugeben,  dass  nach  dem  positiven  Recht  Frank- 
reichs  und  aller  konstitutionellen  Staaten  das  imperative  Mandat  unstatthaft 
ist  und  dass  fast  in  allen  Verfassungen  der  Satz  wiederkehrt,  dass  die  Ab- 
geordneten Vertreter  der  ganzen  Nation  und  an  Instruktionen  nicht  ge- 
bunden sind.  Diese  Ausführungen  sind,  da  sie  in  der  Hauptsache  nichts 
Neues  bringen,  vielleicht  etwas  zu  umfangreich  ausgefallen;  doch  ist  dem 
Verf.  daraus  um  so  weniger  ein  Vorwurf  zu  machen,  als  er  es  versteht,  in 
sehr  interessanter  Weise  die  Entstehung,  Ausbildung  und  Verbreitung  dieses 
Verfassungsgrundsatzes  darzulegen.  Diesem  formellen  gesetzlichen  Hecht 
stellt  er  nun  aber  seine  praktische  Durchfuhrung  gegenüber. 

Mit  Recht  hebt  er  hervor,  dass  die  Verfassungen  zwar  die  Verpflich- 
tung des  Deputirten,  das  von  ihm  aufgestellte  Programm  zu  befolgen,  für 
rechtsunwirksam  erklären,  aber  nicht  die  Wahl  des  Deputirten,  welcher  eine 
solche  Verpflichtung  übernommen  hat,  für  nichtig,  und  dass  auch  thatsäch- 
lich  die  parlamentarischen  Körperschaften  Wahlen  aus  diesem  Grunde  nicht 
kassiren.  Das  Verbot  des  imperativen  Mandats  ist  daher  eine  lex  imperfecta, 
und  der  Verf.  entwickelt  sehr  gut  die  Oründe,  aus  denen  es  undurchführbar 
ist,  Rechtsfolgen  an  die  Verletzung  des  Verbots  zu  knüpfen.  Jedenfalls  ist 
das  Verbot  nur  an  die  Deputirten,  nicht  an  die  Wähler  gerichtet.  Die  letzteren 
wählen  denjenigen  Kandidaten,  welcher  ihnen  verspricht,  eine  ihren  Inter- 
essen und  politischen  Ansichten  entsprechende  Haltung  einzunehmen;  sie 
wählen  ihn  in  der  Erwartung,  dass  er  seinem  Versprechen  getreu  bleiben 
werde ;  sie  begnügen  sich  auch  nicht  immer  mit  allgemeinen  und  unbestimmten 
Versicherungen,  sondern  sie  lassen  öfters  von  dem  Kandidaten  eine  Urkunde 
unterzeichnen  und  dem  Wahlcomite  einhändigen,  in  welcher  er  bestimmte 
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Zusicherungen  ertheilt,  wie  er  sich  gewissen,  in  Aussicht  stehenden  Gesetzet- 
vorlagen  gegenüber  verhalten  werde,  und  in  welcher  er  sich  fiir  den  Fall  des 
Zuwiderhandelns  zur  Niederlegung  des  Mandats  verpflichtet  Wenngleich 
dadurch  kein  Mandat  im  juristischen  Sinn  begründet  wird,  so  entsteht  doch 
eine  moralische  Verpflichtung  des  Deputirten,  sich  an  die  Vereinbarung, 
welche  er  mit  dem  Wahlcomite  getroffen  hat,  zu  halten,  und  die  Erfüllung 
dieser  Pflicht  ist  durch  das  politische  Ansehen  und  die  Ehre  des  Deputirten 
gesichert  Das  imperative  Mandat  besteht  daher  ungeachtet  des  gesetzlichen 
Verbots.  Der  Verf.  sucht  aber  ferner  darzutbun,  dass  es  nicht  bloss  den 
politischen  Bedürfhissen  der  Wähler,  sondern  auch  dem  Grundsatz  der  Volk»- 
souveränetät  entspricht.  Nach  der  Ansicht  von  Rousseau,  Sietbs  und 
anderer  geistiger  Führer  der  Revolution  ist  die  Volkssouveränetät  identisch 
mit  dem  allgemeinen  Volkswillen,  welcher  untheilbar  und  unübertragbar  sei. 
Aus  der  Untheilbarkeit  des  Willens  hat  man  abgeleitet,  dass  die  einzelnen 
Wahlkörper  nicht  als  Theile  der  Nation  ihren  besonderen  Willen  haben  und 
geltend  machen  können,  sondern  dass  nur  die  gesammte  Nation  einen  ein- 
heitlichen Willen  habe,  die  Deputirten  daher  Vertreter  des  ganzen  Volkes 
sein  müssen  und  nicht  durch  den  Willen  eines  Theils  des  Volkes,  durch 
dessen  Wahl  sie  als  Volksvertreter  berufen  sind,  in  ihrer  Funktion  gebunden 
werden  können.  Der  Verf.  führt  dagegen  aus,  dass  jede  Eintheilung  des 
Volkes  in  Wahlkörperschaften  und  die  Wahl  der  Deputirten  durch  dieselben 
dem  Prinzip  der  Untheilbarkeit  des  Volkswillens  widerspreche.  Ist  dieser 
Wille  ein  einheitlicher  und  u titheilbarer,  so  kann  nicht  die  Wählerschaft 
eines  einzelnen  Distrikts  diesen  Willen  durch  Wahlen  zur  Geltung  bringen, 
sondern  die  ganze  Nation  müsBte  einen  einzigen  Wahlkörper  bilden,  was 
thatsächlich  unmöglich  sei.  Entweder  widerspreche  daher  die  Wahl  von 
Deputirten  in  Wahlkreisen,  auch  ohne  imperatives  Mandat,  dem  Grundsstx 
der  Untheilbarkeit  der  volonte'  generale,  oder  der  Grundsatz  von  der  Untheil- 
barkeit sei  in  dem  von  Rousseau  und  SiEYfes  aufgestellten  Sinne  falsch  und 
unhaltbar.  Der  Verf.  erklärt  sich  für  die  letztere  Alternative  und  weist  die 
aus  der  Untheilbarkeit  des  Volkswillens  gezogenen  Folgerungen  zurück. 
Wenn  alle  Vollbürger  an  der  Volkssouveränetät  betheiligt  sind,  so  brauchen 
sie,  meint  er,  dieselbe  nicht  in  ungetheilter  Gemeinschaft  auszuüben,  sondern 
so  wie  sich  Miteigenthümer  auseinandersetzen  und  jedem  Einzelnen  die  aus- 
schliessliche Ausübung  des  Eigenthums  an  einem  Theil  einräumen  können, 
so  können  auch  die  Wahlberechtigten  eines  Distrikts  die  Befugniss  haben, 
allein  und  mit  Ausschluss  aller  anderen  Wahlberechtigten  einen  oder  mehrere 
Deputirte  zu  wählen,  indem  sie  dafür  auf  ihre  Theilnahme  an  der  Wahl  der 
übrigen  Volksvertreter  verzichten.  Da  die  Gesammtausübung  des  Gesammt- 
Wahlrechts  der  Nation  thatsächlich  nicht  möglich  sei,  so  müsse  sie  nach 
territorialer  Abgrenzung  auf  die  Wähler  der  Wahlkreise  vertheilt  werden, 
und  wenn  dies  mit  der  Theorie  von  der  Untheilbarkeit  des  Volkswillens  in 
Widerspruch  stehe,  so  sei  diese  Theorie  eben  unrichtig. 
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Was  aber  die  Unübertragbarkeit  des  souveränen  Volkswillens  anlange, 
so  widerspreche  jede  Art  von  Repräsentativverfassung  diesem  Grundsatz.  Es 
sei  eine  unhaltbare  Fiktion,  den  Willen  des  Volks  für  unübertragbar  zu  er- 
achten und  zugleich  Vertreter  zuzulassen,  welche  nach  ihrem  eigenen,  freien 
Willen  ohne  Auftrag  und  ohne  Verantwortlichkeit  abstimmen;  indem  die 
Verfassung  den  Willen  dieser  Vertreter  für  den  Volkswillen  erklärt,  sanktio- 
nirt  sie  die  Uebertragung  des  Volkswillens  vom  Volke  auf  die  Versammlung 
der  Deputirten.  Das  Volk  habe  als  solches  überhaupt  keinen  Willen;  einen 
solchen  habe  nur  der  Einzelne;  jeder  Einzelne  habe  einen  Antheil  an  der 
Volkssouveranetät,  indem  sein  individueller  Wille  zur  Bildung  des  allgemeinen 
Volkswillens  mitwirke.  Dabei  sei  es  aber  unerheblich,  ob  Jemand  seinen 
individuellen  Willen  selbst  unmittelbar  erklärt  oder  ob  er  ihn  durch  einen 
Stellvertreter  erklären  lasse,  der  an  den  ihm  ertheilten  Auftrag  gebunden 
sei.  Der  von  den  Wahlberechtigten  eines  Wahlkreises  gewählte  Deputirte  sei 
ihr  gemeinschaftlicher  Vertreter,  durch  den  sie  ihren  Antheil  am  Volkswillen, 
d.  h.  der  Souveränetät  des  Volkes,  zur  Ausübung  bringen.  Dies  sei  aber  nur 
möglich,  wenn  er  an  die  ihm  ertheilten  Instruktionen  gebunden  sei,  und  folg' 
lieh  entspreche  das  imperative  Mandat  allein  dem  Grundprinzip  der  Volks- 
souveranetät. Auf  die  Frage,  in  welcher  juristischen  Form  es  in  praktisch 
durchführbarer  Weise  zu  gestalten  sei,  geht  der  Verf.  nicht  ein ;  er  hat  sich 
darauf  beschränkt  darzuthun,  dass  es  ein  Widerspruch  sei,  ein  Staatswesen 
auf  die  Volkssouveranetät  zu  gründen  und  den  Wählern  die  Stellung  von 
Mandanten  ihren  Gewählten  gegenüber  zu  versagen.  Inwieweit  das  imperative 
Mandat  in  einem  Staatswesen,  das  nicht  auf  das  Prinzip  der  Volkssouveräne- 
tat gegründet  ist,  gerechtfertigt  sei,  erörtert  der  Verf.  nicht;  er  hatte  dazu 
auch  keinen  Anlass,  da  das  Verbot  des  imperativen  Mandats  1789  aus  dem 
Grandsatz  der  Volkssouveranetät  hergeleitet  wurde  und  aus  der  französischen 
Verfassung  vom  3.  Sept.  1791  Art.  7  in  alle  anderen  übergegangen  ist. 

Man  rau8s  dem  Verf.  Recht  geben,  dass,  wenn  die  Volksvertreter  als 
Mandatare  gedacht  werden,  die  logische  Konsequenz  zu  dem  imperativen 
Mandat  führt,  auch  wenn  man  sie  als  Vertreter  des  ganzen  Volkes  und  nicht 
als  Vertreter  der  Wählerschaft,  welcher  sie  ihr  Mandat  verdanken,  sich  vor- 
stellt. Aber  diese  ganze  Vorstellung  ist  abzulehnen.  Die  Volksvertreter 
vertreten  Niemanden,  weder  ihre  Wähler,  noch  das  ganze  Volk.  Der  Aus- 
druck „Volksvertretung44  hat  eine  politische  Bedeutung,  keine  juristische. 
Der  Volksvertreter  hat  öffentlichreohtliche  Funktionen  kraft  Gesetzes,  nicht 
kraft  Auftrages.  Das  Verfassungsrecht  erfordert  ein  Organ,  welches  un- 
abhängig vom  Willen  des  Monarchen  und  seiner  Beamten  gebildet  wird,  und 
bedient  sich  zur  Hersteilung  dieses  Organs  der  Wahlen  als  eines  Mittels. 
Wenn  der  Wahlberechtigte  seine  Stimme  abgegeben  hat,  ist  seine  öffentlich- 
rechtliche  Funktion  erfüllt,  Bein  sog.  Recht  erschöpft.  In  ein  rechtliches 
Verhältniss  zu  dem  Gewählten  tritt  er  überhaupt  niemals;  der  Wähler  der 
siegenden  Majorität  ebensowenig  wie  der  Wähler   der  unterliegenden  Par- 
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teien.  Wenn  man  auf  den  Gewählten  den  Begriff  des  Mandat«  anwenden 
könnte,  so  wäre  nicht  der  Wähler,  sondern  nur  der  Staat  als  Mandant  zu 
denken.  Der  Staat  betraut  den  Deputirten  mit  Geschäften,  nicht  der  Wähler. 
So  wie  der  Monarch  kein  Erbrecht  auf  den  Thron  hat,  sondern  das  Ver- 
fassungsrecht sich  nur  des  Erbrechts  zur  Bestimmung  der  Thronfolgeordnung 
bedient,  dem  Privatrecht  gewisse  Regeln  entlehnt  und  sie  au  Sätzen  des  Ver- 
fassungsrechts umgestaltet,  so  ist  auch  die  Wahl  nur  der  Modus,  mittelst 
dessen  der  Staat  die  Mitglieder  des  Landtages  beruft. 

Dem  Prinzip  der  Volkssouveränetät  entspricht  allerdings  das  imperative 
Mandat;  der  Grundgedanke  des  konstitutionellen  Staates  aber  verträgt  sich 
mit  dem  Prinzip  der  Volkssouveränetät  überhaupt  nicht,  und  wenn  man  die 
Einrichtung  des  imperativen  Mandats  bis  in  ihre  letzten  Konsequenzen  ver- 
folgt, so  fuhrt  sie  zur  Vernichtung  der  Volksvertretung  überhaupt.  Wenn 
die  Parteien,  wie  es  thatsächlich  der  Fall  ist,  ihre  Organisation  über  das 
ganze  Land  ausdehnen  und  in  allen  Wahlkreisen,  in  welchen  sie  einen  Kandi- 
daten aufstellen,  übereinstimmende  Wahlprogramme  aufstellen,  so  empfangen 
alle  Deputirten  derselben  Partei  hinsichtlich  der  schwebenden  Fragen 
identische  imperative  Mandate.  Die  Wahlprogramme  werden  im  Interesse 
der  Partei  immer  vollständiger  werden  und  in  das  Einzelne  gehen ;  vielleicht 
auch  die  allgemeine  Klausel  enthalten,  dass  der  Deputirte  in  allen,  im  Wahl- 
programm nicht  besonders  erwähnten  Punkten  nach  der  von  der  Partei  er- 
theilten  Anweisung  zu  stimmen  habe.  Werden  Anfangs  die  „Mandate* 
vielleicht  noch  dem  einzelnen  Deputirten  eine  gewisse  Freiheit  lassen,  so 
wird  das  bald  aufhören,  da  die  Partei  um  so  mächtiger  ist,  je  fester  ge- 
schlossen sie  ist.  Für  den  Deputirten  mit  imperativem  Mandat  ist  die  Debatte 
im  Landtag  oder  Reichstag  überflüssig;  er  ist  an  seine  Instruktion  gebunden; 
die  Gründe,  welche  von  der  Gegenpartei  vorgebracht  werden,  können  seine 
Abstimmung  nicht  ändern,  selbst  wenn  sie  ihm  beaohtenswerth  scheinen: 
seine  Stimme  gehört  der  Partei,  nicht  ihm;  ein  abweichendes  Votum  wäre 
ein  Abfall,  ein  Verrath  an  der  Partei.  Die  Debatten  sind  überhaupt  nur 
noch  von  Bedeutung  für  die  Agitation;  die  Beden  werden  night  für  die 
Deputirten,  sondern  zum  Fenster  hinaus  gehalten.  Es  erscheint  daher  and» 
gar  nicht  mehr  nöthig,  dass  die  Deputirten  selbst  bei  den  Verhandlungen  des 
Parlaments  erscheinen  und  ihre  Stimme  selbst  abgeben.  Die  Partei  kann 
bei  der  Abstimmung  durch  einen  Stimmführer  vertreten  sein,  welcher  so 
viele  Stimmen  führt  als  die  Partei  Mitglieder  hat.  Man  hat  dafür  am 
deutschen  Bundesrath  ein  Beispiel,  dessen  Mitglieder  imperative  Mandate 
haben;  in  Folge  dessen  stimmt  der  preussische  Bevollmächtige  mit  17,  der 
bayrische  mit  6  Stimmen  u.  8.  w.  Auf  den  Reichstag  übertragen  würde  der 
Stimmführer  des  Centrums,  der  Sozialdemokraten,  der  Nationalliberalen  u.  a.  w. 
so  viele  Stimmen  abgeben,  als  die  Partei  „Mandate-  hat.  Der  Reichstag 
würde  niemals  beschlussunfahig  sein ;  die  Abgeordneten  brauchten  sich  über- 
haupt nicht  zu  den  Sitzungen  einzufinden;  sie  könnten  ruhig  zu  Hause  bleiben 
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und  ihre  Geschäfte  besorgen,  so  wie  es  ja  auch  nicht  nöthig  ist,  dass  sich 
zu  einer  Bundesraths-Sitzung  17  preusBische  und  6  bayrische  Bevollmächtigte 
einfinden.  Es  genügt  ja  vollkommen ,  wenn  das  stimmführende  Fraktions- 
mitglied anwesend  ist,  und  selbst  dieses  kann  in  Verhinderungsfällen  den 
Stimmführer  einer  befreundeten  Fraktion  mit  der  Vertretung  bei  der  Ab- 
stimmung beauftragen.  Durch  das  imperative  Mandat  ist  ja  die  persönliche 
Ansicht  des  einzelnen  Abgeordneten  eliminirt  und  das  Qesammtvotum  der 
Partei  an  ihre  Stelle  getreten.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  hat  das  Frak- 
tionswesen ja  schon  jetzt  ähnliche  Zustände  hervorgerufen. 

Man  muss  aber  noch  einen  Schritt  weitergehen.  Mit  dem  Prinzip  des 
imperativen  Mandats  steht  die  Wahl  durch  die  Majorität  der  einzelnen 
Wahlkreise  in  Widerspruch.  Der  gewählte  Abgeordnete  vertritt  nur  so 
viele  Staatsbürger,  als  er  auf  Grund  seines  Programms  Stimmen  bekommen 
hat;  alle,  die  sich  durch  ihre  Abstimmung  gegen  sein  Programm  erklärt 
haben,  können  ihm  doch  nicht  den  Auftrag  geben,  diesem  Programm  gemäss 
im  Parlament  zu  stimmen.  Die  zufällige  Gruppirung  und  Stärke  der  Par- 
teien in  den  einzelnen  Wahlkreisen  kann  nicht  dafür  maassgebend  sein,  welche 
Staatsbürger  ihren  Antheil  an  der  Souveränetät  ausüben  können,  weil  sie  in 
der  Majorität  sind,  und  welche  von  der  Ausübung  ausgeschlossen  werden, 
weil  sie  bei  der  Wahl  des  Deputirten  überstimmt  worden  sind.  Wenn  das 
Programm  der  einzelnen  Parteien  für  das  ganze  Land  dasselbe  ist  und  jeder 
wahlberechtigte  Staatsbürger  Beinen  Antheil  an  Herstellung  der  volonte 
generale  haben  soll,  so  muss  das  ganze  Land  einen  einzigen  Abstimmungs- 
bezirk bilden  und  jede  Partei  im  Parlament  so  viele  Stimmen  fuhren  als  der 
Gesammtzahl  der  für  sie  abgegebenen  Stimmzettel  entspricht.  Die  letzteren 
brauchen  ja  alsdann  gar  keinen  Namen  zu  enthalten;  sie  können  rothe, 
schwarze,  blaue  Papierstreifen  sein,  durch  deren  Gesammtzahl  bestimmt  wird, 
wie  viele  Stimmen  das  von  einem  Central wahlcomite  ernannte  Partei haupt 
im  Parlament  führt.  Aber  auch  das  letztere  ist  entbehrlich;  warum  sollte 
nicht  über  wichtige  Fragen  der  souveräne  Staatsbürger  selbst  und  ohne  die 
Dazwischenkunft  eines  Vertreters  seine  höchsteigene  Ansicht  abgeben?  So 
führt  das  imperative  Mandat  in  seiner  letzten  Konsequenz  zum  Plebiszit 
oder  dem  obligatorischen  Referendum,  und  in  der  That  entspricht  dem  Ge- 
danken der  Volkssouveränetät  nicht  die  repräsentative  Verfassung,  sondern 
die  unmittelbare  Erklärung  des  Volkswillens  durch  eine  einheitliche  Ab- 
stimmung der  GesammtheiU  Wird  die  definitive  Entscheidung  über  wichtige 
Fragen  durch  eine  unmittelbare  Volksabstimmung  gegeben,  so  verlieren  die 
Vertretungskörperschaften  ihre  politische  Bedeutung;  sie  verwandeln  sich  in 
Kommissionen  von  Vertrauensmännern  der  Parteien  zur  Vorbereitung  und 
Abfassung  der  Gesetzentwürfe,  zur  Formulirang  der  dem  Volke  vorzulegen- 
den Fragen.  Zwischen  dem  Verbot  und  der  Zulassung  des  imperativen  Man- 
dats liegt  daher  der  Gegensatz  zwischen  der  repräsentativen  Verfassung  und 
der  unmittelbaren  Demokratie.  La  band. 
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Die  Rechtsprechung  des  Grossherz.  Badischen  Verwaltungs- 
gerich tehof  es.  Zweiter  Theil  (1891 — 1895).  Namens  des  Gerichts- 
hofes herausgegeben  durch  dessen  Präsidenten.  Karlsruhe,  G.  Braun, 
1897.  8°.  XII  u.  355  S.  6  Mk. 
Der  Band  schliesst  sich  nach  Anlage  und  Anordnung  vollkommen  an 
den  im  Jahre  1891  erschienenen,  die  Jahre  1864 — 1890  umfassenden  ersten 
Band  an  und  bringt  in  337  Entscheidungen  ein  reiches  Material  über  alle 
Theile  des  Verwaltungsrechts.  In  der  Regel  sind  die  Entscheidungen  ohne 
ausfuhrliche  Darstellung  der  Thatbestände  mitgetheilt,  so  dass  die  Sammlung 
eine  Art  von  Präjudizienbuch  bildet;  da  aber  die  Fälle  zu  einem  grossen 
Theil  in  der  Zeitschrift  für  badische  Verwaltung  und  Verwaltungsrechtspflege 
veröffentlicht  worden  sind  und  auf  diese  Veröffentlichung  in  der  vorliegenden 
Sammlung  hingewiesen  wird,  so  ist  man  ohne  Mühe  in  der  Lage,  sich  über 
die  thatsächliche  Grundlage  der  Entscheidungen  zu  unterrichten.  Soweit 
übrigens  zum  Verständniss  des  Urtheils  eine  Mittheilung  des  Tatbestandes 
erforderlich  ist,  wird  sie  der  Entscheidung  vorausgesendet  oder  eingefugt. 
Die  Sammlung  hat  natürlich  vorzugsweise  für  die  badischen  Juristen  und 
Verwaltungsbeamten  Interesse  und  betrifft  zum  überwiegenden  Theil  badische 
Landesgesetze.  Allein  die  Zuständigkeit  des  Gerichtshofes  erstreckt  sich  auch 
auf  viele  Materien,  welche  reichsgesetzlich  geordnet  sind ;  die  Sammlung  ent- 
hält daher  auch  zahlreiche  Entscheidungen  zur  Erläuterung  von  Reichsge- 
setzen,  namentlich  über  die  Staatsangehörigkeit,  Freizügigkeit,  Unterstützungs- 
wohnsitz, Gewerbeordnung,  Krankenversicherung,  Doppelbesteuerung  u.  a. 
Aber  auch  die  Entscheidungen,  welche  die  Anwendung  badischer  Landes- 
gesetze betreffen,  sind  theilweise  von  allgemeinerer  Bedeutung,  da  ähnliche 
Rechtsvorschriften  und  Streitfragen  auch  in  anderen  Rechtsgebieten  vor- 
kommen. Die  Benutzung  der  Sammlung  ißt  durch  ein  ausfuhrliches,  beide 
Theile  umfassendes  Register  sehr  erleichtert.  Es  ist  beabsichtigt,  wie  das 
Vorwort  ankündigt,  auch  künftig  weitere  Fortsetzungen,  jeweils  eine  Periode 
von  fünf  Jahren  umfassend,  herauszugeben.  Lab  and. 


Dr.    Friedrich   Tezner,    Handbuch   des   österreichischen   Adraini- 
Strafverfahrens.     Wien,  Manz,  k.  u.  k.  Hof-,  Verlags-  und  Uni- 
versitäts-Buchhandlung, 1896.    Gr.  8°.    XVI  u.  633  S.    7,20  Mk. 
Der  Verf.  beabsichtigt,  in  dem  vorliegenden  Werke  das  Verfahren  in 
Verwaltungssachen,  wie  es  in  Oesterreich  besteht,  zur  Darstellung  zu  bringen. 
Er  klagt  darüber,  dass  dieses  Verfahren  bisher  in  seiner  Bedeutung  nicht  er- 
kannt sei,  dass  man  bei  dem  Bestreben,  den  Einzelnen  gegen  die  Willkür 
der  Behörden  zu  schützen,  nur  auf  die  Herstellung  einer  Verwaltungsgerichts- 
barkeit Bedacht  genommen  habe,  während  doch  auch  eine  entsprechende 
Gestaltung  des  Verfahrens  diesem  Zwecke  zu  dienen  geeignet  sei.   Er  polemi- 
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sirt  namentlich  gegen  Max  Skydkl  und  mich,  weil  wir  das  Verwaltungsver- 
fahren als  ein  „formloses"  bezeichnet  haben  (S.  III,  24,  26).  Unserer  An- 
schauung tritt  er  mit  der  Behauptung  entgegen:  „eine  formlose  menschliche 
Thätigkeit  ist  nicht  denkbar"  (S.  3).  Dieser  Satz  ist  an  und  für  sich  voll- 
kommen zutreffend.  Aber  er  beweist  nichts  gegen  die  von  uns  vertretene 
Ansicht.  Die  Bezeichnung  des  Verwaltungsverfahrens  als  eines  „formlosen11 
soll  doch  nicht  besagen,  dass  die  Verwaltungsakte  gar  keine  Form  hätten, 
sondern  nur,  dass  für  dieselben  im  Allgemeinen  eine  bestimmte  Form  nicht 
vorgeschrieben,  die  Wahl  der  Form,  z.  B.  ob  mündliche  oder  schriftliche  Er- 
öffnung des  Beschlusses  stattfindet,  also  dem  Ermessen  der  Verwaltungs- 
behörde überlassen  ist,  dass  insbesondere  die  Rechtsgültigkeit  oder  Verbind- 
lichkeit des  Verwaltungsaktes  durch  die  Beobachtung  dieser  oder  jener  Form 
nicht  bedingt  wird.  Genau  in  demselben  Sinne  spricht  man  im  Privatrecht 
von  dem  Grundsatz  der  Formlosigkeit  der  Verträge.  DaBs  übrigens  auch  im 
Verwaltungsverfahren  die  Beobachtung  bestimmter  Formen  vorgeschrieben 
sein  kann,  habe  ich  in  meinem  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts 
(Bd.  I  S.  35)  ausdrücklich  anerkannt.  Und  dass.  ich  die  rechtliche  Bedeu- 
tung dieser  Formen  nicht  unterschätze,  dafür  kann  ich  mich  wohl  darauf  be- 
rufen, dass  ich  an  den  verschiedensten  Stellen  meines  Werkes  über  das  Ver- 
fahren z.  B.  in  Enteignungssachen,  Gewerbesachen,  Patentsachen,  Angelegen- 
heiten der  Arbeiterversicherung,  Aushebungen,  Steuer-  und  Zollerhebungen 
so  ausführlich  gehandelt  habe,  wie  dies  im  Rahmen  eines  Lehrbuches  mög- 
lich war. 

Auch  gegenüber  den  Ausführungen  des  Verf.  muss  daran  festgehalten 
werden,  dass  die  Bestimmungen  über  die  Formen  im  Verwaltungsverfahren 
nicht  die  Rolle  spielen  wie  im  zivil-  und  strafprozessualischen  oder  im  ver- 
waltungsgerichtlichen, dass  bei  Verwaltungssacben  dem  Ermessen  der  Be- 
hörden hinsichtlich  der  zu  beobachtenden  Formen  immerhin  ein  ziemlich 
grosser  Spielraum  bleibt.  Ich  halte  daher  den  vom  Verf.  beliebten  Ausdruck 
„Administrativprozessrecht"  für  keinen  ganz  glücklichen  und  möchte  die 
Behauptung,  dass  dieses  Administrativprozessrecht  seinem  geistigen  Gehalte 
nach  dem  Zivil-  und  Strafprozessrecht  vollständig  ebenbürtig  sei,  nicht  ohne 
Weiteres  unterschreiben.  Dem  Verf.  ißt  zuzugeben,  dass  durch  eine  ent- 
sprechende Regelung  des  Verwaltungs Verfahrens  dem  Einzelnen  ein  gewisser 
Schutz  gegen  behördliche  Willkür  gewahrt  werden  kann.  Aber  ich  bin,  um 
zunächst  einmal  von  den  österreichischen  Verhältnissen  auszugehen,  doch 
übereinstimmend  mit  Lkmayer  der  Meinung,  dass  dieser  Schutz  wirksamer 
durch  die  Organisation  der  Behörden  als  durch  die  Formen  des  Verfahrens 
gesichert  wird.  Auf  die  Feststellung  der  im  Verwaltungsverfahren  geltenden 
Grundsätze  legt  der  Verf.  auch  desshalb  grosses  Gewicht,  weil  in  Oester- 
reich  der  Verwaltungsgerichtshof  nach  §  6  des  Gesetzes  vom  22.  Okt.  1875 
befugt  ist,  die  vor  ihm  angefochtene  Entscheidung  oder  Verfugung  einer  Ver- 
waltungsbehörde wegen  mangelhaften  Verfahrens  aufzuheben  (S.  V,  15).   Die 
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Bestimmungen  über  das  administrative  Verfahren  können  daher,  wie  der  Verf. 
mit  Recht  hervorhebt,  eine  anmittelbare  praktische  Bedentang  für  die  Recht- 
sprechung gewinnen.  Aber  man  darf  dabei  doch  nicht  übersehen,  da»  die 
Fälle,  in  denen  Verwaltungsverfugungen  wegen  mangelhaften  Verfahrens  auf- 
gehoben werden,  in  der  Praxis  keine  sehr  erhebliche  Rolle  spielen. 

So  hoch  wie  der  Verf.  kann  ich  daher  die  Bedeutung  der  Grundsätze 
über  das  Administrativverfahren  nicht  schätzen.  Immerhin  bin  ich  gern 
bereit,  anzuerkennen,  dass  der  Gegenstand  in  der  bisherigen  verwaltangs- 
rechtlichen  Litteratur  nioht  diejenige  Beachtung  gefunden  hat,  welche  er  ver- 
diente. Der  Verf.  hat  sich  daher  ein  unbestreitbares  Verdienst  erworben, 
dass  er  denselben  einer  so  eingehenden  Bearbeitung  unterzieht.  Seine  Arbeit 
war  keine  leichte.  Er  hatte  mit  der  doppelten  Schwierigkeit  zu  kämpfen, 
dass  er  in  der  Litteratur  durchaus  keine  Vorgänger  besass  und  das«  die  Be- 
schaffenheit der  Quellen  eine  sehr  mangelhafte  ist.  Gesetzliche  Bestimmungen 
über  Verwaltungsverfahren  giebt  es  auch  in  Oesterreich  nur  in  geringem  Um* 
fange.  Der  Verf.  war  daher  für  sein  Werk  grossentheils  auf  Argumentationen 
aus  der  Natur  der  Sache  und  auf  die  Entscheidungen  des  österreichischen 
Verwaltungsgerichtshofes  angewiesen,  welche  er  zum  Gegenstand  eines  fleis- 
sigen  Studiums  gemacht  hat.  Ueberhaupt  ist  die  Bearbeitung  eine  sehr 
sorgfaltige  und  gründliche.  Dem  Verf.  ist  es  gelungen,  den  spröden  Stoff 
wissenschaftlich  zu  durchdringen  und  demselben  eine  juristische  Seite  abzu- 
gewinnen. So  darf  das  Werk  unbedenklich  als  eine  erfreuliche  Bereiche- 
rung der  verwaltungsrechtlichen  Litteratur  bezeichnet  werden. 

G.  Meyer. 


Max  von  Seydel,  Kommentar  zur  Verfassungs-Urkunde  für  das 
Deutsche  Reich.  2.  umgearbeitete  Auflage.  1.  Abteilung.  Frei- 
burg u.  Leipzig  1897.  Akad.  Verlagsbuohhrndlung  von  J.  C.  B.  Mohr 
(P.  Siebeck).    218  S.    4,80  Mk. 

Das  Erscheinen  des  SEYDEi/schen  Kommentars  erregte  vor  mehr  denn 
20  Jahren  weitgehende  Entrüstung  in  wissenschaftlichen  und  politischen 
Kreisen;  man  nannte  den  jungen  Gelehrten,  der  die  herrschenden  Schulbegriffe, 
namentlich  die  WArrz'sche  Bundesstaatstheorie,  als  unhaltbar  bekämpfte,  einen 
„ wissenschaftlichen  Hochverräter,  Demokraten  und  Reichsfeind*.  Inzwischen 
ist  man  ruhiger  geworden,  und  der  Ausspruch  P.  Laband's:  „Das  ziemlich 
verbreitete  Verfahren,  diese  (die  SEYDKi/sche)  Theorie  damit  anzugreifen, 
dass  man  sie  als  politisch  gefährlich,  unpatriotisch  und  reichsfeindlich  cha- 
rakterisiert, ist  wissenschaftlich  unzulässig  und  sachlich  ungerechtfertigt -  — 
hat  wohl  allgemeine  Beachtung  gefunden.  Auch  im  Norden  unseres  deutschen 
Vaterlandes  ist  allmählich  die  Bedeutung  Seydel's  für  die  Entwickelung  der 
deutschen  Staatsrechts  Wissenschaft  anerkannt  worden,  nachdem  er  in  Bayern 
durch  die  eminente  Bearbeitung   des  bayerischen  Staatsrechtes  längst  eine 
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unbestrittene  Autorität  für  die  Theorie  wie  für  die  Praxis  sich  errungen  hatte. 
Gerade  auch  deshalb,  weil  seine  Reichsstaatslehre  nicht  nur  bei  seinen  zahl- 
reichen Schülern,  die  er  mit  der  zwingenden  Gewalt  seiner  logischen,  offen 
und  rückhaltlos  ausgesprochenen  Darlegungen  fesselt,  sondern  auch  in  amt- 
lichen und  politischen  Kreisen  Süddeutsohlands  für  die  Auffassung  unserer 
staatlichen  Verhältnisse  in  Deutschland  massgebend  geworden  ist,  erscheint 
u.  E.  eine  Anzeige  der  neuen  Auflage  des  SsYDEi/schen  Kommentars  auch  in 
dieser  wissenschaftlichen  Zeitschrift  gerechtfertigt. 

Seydel  hat  seine  bekannten,  der  allgemeinen  Staatslehre  angehörenden 
Grundsätze  über  den  Begriff  des  Staates,  welcher  als  die  Vereinigung  der 
Menschen  eines  Landes  unter  einem  höchsten,  einheitlichen  Willen  definiert 
wird,  des  Bundesstaates  und  Staatenbundes,  die  Charakterisierung  des  deutschen 
Reiches  als  eines  staatsrechtlichen  Staatenbundes  vollständig  unverändert 
wiederholt  und  es  mit  Recht  als  einen  unbestrittenen  Erfolg  seines  Angriffes 
auf  die  WArrz'sche  Lehre  bezeichnet,  dass  die  Unbeschränktheit  und  Unteil- 
barkeit der  Souveränität  wieder  allgemein  anerkannt  und  deshalb  die  bis- 
herige Bundesstaatslehre  preisgegeben  worden  ist.  Man  habe  aber  geglaubt, 
auf  den  Bundesstaatsbegriff  —  namentlich  im  Interesse  der  unitarischen  Ent- 
wickelung  —  nicht  verzichten  zu  können,  und  deshalb  die  Umarbeitung  des 
Begriffs  dahin  versucht,  dass  er  mit  dem  Souveränetätsbegriff  nicht  in  Wider- 
spruch käme:  „das  war  und  ist  ein  aussichtsloses  Unternehmen".  —  Wer  die 
Souveränetät  als  essentielles  Merkmal  des  Staates  betrachtet,  kann  das 
Deutsche  Reich  nur  als  Einheitsstaat  oder  als  Staatenbund  bezeichnen;  was 
Hankl  Bundesstaat  nennt,  ist  „nur  eine  Verhüllung  des  Einheitsstaates". 
U.  E.  kann  man  die  Konstruktion  Sbydel'b,  wenn  man  die  geschichtlichen 
Thatsachen  im  Sinne  derjenigen  darstellt,  welche  sie  vollführten,  nur  dann 
ernstlich  angreifen,  wenn  man  die  Souveränetät  aus  dem  Staatsbegriffe  aus- 
scheidet —  es  würde  zu  weit  führen,  diesen  Fundamentalstreit  hier  aufs  neue 
auszutragen;  wir  sind  weder  durch  Laband's  geistvolles  Staatsrecht,  noch 
durch  Jkllinkk's  neuesten  Versuch,  zwischen  Staat  und  Provinz  den  Begriff 
des  „Staatsfragmentes"  oder  „Landes4*  einzuschieben,  zu  der  Ansicht  gebracht 
worden,  dass  eine  nichtsouveräne  Volksgemeinschaft  als  Staat  im  Sinne  der 
Staatsrechtswissenschaft  aufzufassen  sei.  Es  ist  auffallend,  dass  die  staats- 
rechtliche Theorie  mit  der  Ansicht  der  deutschen  Staatsmänner,  welche  die 
Verträge  schlössen  und  die  Verfassung  schufen,  so  wenig  übereinstimmt. 
HInels  Erklärung,  dass  in  allen  Gründungsakten  des  Norddeutschen  Bundes 
und  des  Deutschen  Reiches,  vor  allem  leider  in  der  Textierung  der  Ver- 
fassung selbst,  die  juristische  Technik  eine  geradezu  klägliche  Rolle  gespielt 
habe,  nimmt  die  Sache  doch  zu  leicht.  —  Es  liegt  wohl  näher,  zu  fragen, 
ob  diese  Theorien  das  Problem  des  Bundesstaates  überhaupt  richtig  gestellt 
haben,  und  ob  nicht  ihre  Grundbegriffe  gegenüber  den  Neugestaltungen  der 
Staatsgemeinschaften  hätten  umgebildet  werden  müssen.  Seydel  weist  mit 
vollem  Rechte  darauf  hin,  dass  u.  a.  die  gesamte  staatsrechtliche 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  2.  29 
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Liiteratur  —  mit  Ausnahme  Archiv  f.  off.  Recht  Bd.  XI,  S.  329  —  an 
der  feierlichen  amtlichen  Erklärung  des  Bundesrates  vom  S.April 
1884,  welche  das  unverbrüchliche  Festhalten  an  den  Bundes  vertragen 
garantiert,  achtlos  vorübergegangen  ist,  weil  dieses  Zeugnis  für  die 
föderativen  Grundlagen  der  Reichsverfassung,  abgegeben  in  der  bewussten 
Absicht,  den  Bestrebungen,  die  „eine  Ueberschreitung  der  Bedürfnisgrenze 
in  unitarischer  Richtung"  bezielten,  entgegenzutreten,  mit  den  vorherrschen- 
den  Theorien  nicht  vereinbar  ist.  —  Geht  es  an,  bei  der  Auslegung  von 
Verträgen  die  wiederholt  und  deutlich,  übereinstimmend  ausgesprochene  Ab- 
sicht der  Kontrahenten  einfach  zu  ignorieren  und  ihnen  zu  sagen,  dass  ihre 
Abmachungen  den  gewollten  Zweck  verfehlt  hätten  und  sie  nicht  imstande 
gewesen  seien,  ihre  Absicht  zu  äussern?  Liegt  in  diesem  unleugbaren  Wider- 
spruche nicht  die  Mahnung,  künstlich  ausgeklügelte  Konstruktionen  und 
Sophismen  aufzugeben  und  zur  wissenschaftlichen  Betrachtung  der  That- 
sachen  zurückzukehren?  —  Wir  haben  schon  anderwärts  —  vgl.  Beilage 
der  Münchner  Allgemeinen  Zeitung  1896  No.  268  —  auf  den  zweifei* 
losen  Vorzug  der  SEYDKi/schen  Theorie,  dass  sie  den  geschichtlichen  Er- 
eignissen und  dem  Willen  der  Bundesgenossen  keinen  Zwang  anthut,  hin- 
gewiesen. 

Seydkl  hat  hier  —  unter  Bezugnahme  auf  seinen  bekannten  Aufsatz :  Die 
neuesten  Gestaltungen  des  Bundesstaatsbegriffes  (Annalen  des  Deutschen 
Reiches  1876  S.  641  ff.)  —  die  anderen  Lehrmeinungen  einer  eingehenden 
kritischen  Würdigung  nicht  mehr  unterstellt,  wenn  er  auch  Hanel's  Kon- 
struktion des  Einheitsstaates  wie  die  LABAND'sche  Preisgebung  der  Souverä- 
nität als  Merkmal  des  Staates  mit  kurzer  Begründung  in  der  Einleitung  des 
Buches  bekämpft.  Der  Grundgedanke  der  SEYDBi/schen  Auffassung  lässt  sich 
in  Kürze  folgendermassen  zusammenfassen :  Der  Inhalt  der  Verfassung  spricht 
ebensowenig  wie  deren  Ueberschrift  für  die  Absicht  der  Staatsgründung. 
Nirgends  ist  von  einem  Zusammenwerfen  der  Einzelsooveräni täten  in  eine 
einzige  die  Rede,  sondern  nur  von  der  Uebertragung  einzelner  Rechte  an 
die  Gesamtheit.  Der  Bundesgewalt  fehlt  zu  einer  Staatsgewalt  das  wesent- 
liche Merkmal,  die  Unbegrenztheit.  Die  Bundesgewalt  wirkt  innerhalb  eines 
jeden  Staates  als  Landesgewalt,  die  Bundesgesetzgebung  als  Landesgesetz- 
gebung. Beide  haben  ihre  Kraft  nicht  aus  sich  selbst,  sondern  aus  der 
Bundesverfassung,  die  als  Landesgesetz  und  nur  als  solches  verkündet  ist  — 
Der  Satz,  dass  Art.  78  der  Verfassung  dem  Bunde  eine  Herrschermacht  über 
die  Staaten  einräume,  wird  überhaupt  nur  dann  Eindruck  machen,  wenn  man 
mittels  der  Vorstellung  einer  juristischen  Person  „  eines  Homunculus  des 
rechts  wissenschaftlichen  Laboratoriums",  den  Bund  von  seinen  Gliedern  los- 
löst. Derjenige,  welcher  annimmt,  dass  der  Bund  „die  Verbündeten",  nicht 
irgend  welcher  Dritte,  sind,  wird  zur  Folgerung  gelangen,  der  Satz,  daas  die 
Verbündeten  durch  ihren  eigenen  Besohluss  —  allerdings  gemäss  einer  all- 
gemeinen Abmachung  durch  Beschluss  der  Mehrheit  —  den  Wirkungskreis 
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der  Bundesgemeinschaft  ausdehnen  können,  vermöge  ihrer  Souveränetat  un- 
möglich etwas  zu  schaden. 

Seydkl  prüft  den  einzigen  Gegengrund,  womit  Hänel  unter  Zustimmung 
von  Laband  nnd  Zorn  die  Unnahbarkeit  der  SEYDEL'schen  Theorie  darthun 
will,  —  die  übrigen  vorgebrachten  Beweisgründe  bezeichnet  Seydel  nur  als 
Stützen  der  eigenen  Auffassungen  der  einzelnen  Staatsrechtslehrer  — ,  näm- 
lich den  Einwand,  dass  die  Bundesverfassung  einen  für  das  Landesgesetz 
jedes  einzelnen  Staates  unmöglichen  Inhalt  habe.  „Hänel  erklärt  das  für 
unmöglich,  was  alle  Tage  vorkommt:  die  Ausstattung  eines  Staatsvertrages 
mit  formeller  Rechtskraft.  Nur  ein  kleiner  Teil  der  Reichsverfassung  ist 
Gesetz  im  materiellen  Sinne;  überwiegend  enthält  sie  Bundesrecht,  und 
dieses  mit  der  Wirkung  des  formellen  Gesetzes  auszustatten,  ist  nichts  Un- 
mögliches. Wenn  für  einen  Staatenbund  gemeinsame  Organe  bestimmt  und 
diesen  Zuständigkeiten  angewiesen  werden  sollen,  die  über  sämtliche  ver- 
bündete Staaten  sich  erstrecken,  so  kann  dies  meist  nicht  anders  geschehen  als 
durch  Sätze,  welche  in  ihrem  Inhalte  über  das  Gebiet  des  einzelnen  Staates 
hinausgehen.  Die  Bundesverfassung  will  nicht  einheitliches  Gesetz  für  den 
ganzen  Bund,  sondern  offenbar  ganz  Vertrag  und  ganz  formelles  Gesetz  sein." 
Ob  Hänel  seinen  Einwand,  dessen  Haltlosigkeit  Jellinek  ebenfalls  dargelegt 
hat  —  vgl.  auch  Laband,  Staatsrecht  I,  S.  601  ff.  —  aufrecht  erhalten  will, 
kann  vorerst  abgewartet  werden,  für  eine  Widerlegung  der  SEYDEL'schen 
Lehre  vermögen  wir  diese  Einwendung  nicht  zu  erachten. 

Es  ist  bei  der  Grundanschauung  Seydel's  klar,  dass  er  den  Versuchen, 
das  Präsidium  des  Bundes  unter  Berufung  auf  den  Kaisertitel ,  auf  manche 
Gewohnheiten  des  amtlichen  und  diplomatischen  Verkehrs  etc.  zu  einer  Mon- 
archenstellung zu  entwickeln  und  die  Präsidialgewalt  formell  und  materiell 
loszulösen  von  der  preussischen  Königsgewalt,  scharf  entgegentritt.  „Das 
politische  Problem  war,  die  infolge  des  preussischen  Uebergewichtes  nahe- 
liegende Gefahr  des  Einzelstaates  ebenso  zu  vermeiden,  wie  die  frühere  Zer- 
fahrenheit im  alten  deutschen  Bunde.  Um  den  Föderalismus  mit  der  Hege- 
monie zu  versöhnen,  ging  man  von  dem  Gedanken  des  Staatenbundes  aus. 
Die  Bundesgewalt  ist  die  Staatsgewalt  sämtlicher  verbündeter  Staaten,  aber 
keine  neue  und  vor  allem  keine  über  den  einzelnen  Staaten  stehende  Macht. 
Wenn  nun  die  Verfassung  für  die  Träger  der  Bundesgewalt  —  die  deutschen 
Souveräne  —  zur  Ausübung  ihrer  Gewalt  Organe  schafft,  so  ist  klar,  dass  diese 
Organe  nicht  selbst  Träger  der  Gewalt,  sondern  nur  Organe  sind  und  nichts 
weiter.  Im  Deutschen  Reiche  Bind  das  der  Bundesrat  und  der  Kaiser.  Der  that- 
sächlichen  Notwendigkeit,  die  ausführende  Gewalt  in  der  Hand  des  Stärksten 
zusammenzufassen,  entspricht  die  Verfassung  durch  Bestellung  des  Bundes- 
präsidiums, welches  nur  abgeleitete  Rechte  ausübt  und  nur  „im  Namen  des 
Reiches"  handelt  Der  Kaiser  handelt  zwar  nicht  auf  Befehl  der  Verbün- 
deten,  aber  stets  in  ihrem  Namen.  Das  Präsidium  ist  eine  preussische  Ge- 
«walt,  nicht  über  den  Bund,  aber  im  Bunde,  und  zwar  ist  sie  dies  nicht,  wie 
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y.  Sybel  meinte,  nur  an  dieser  oder  jener  Stelle,  sondern  überall«" — Gerade 
das  Verhältnis,  dass  das  Präsidium  ein  preussisches  Sonderrecht  ist,  nennt 
Sbydel  ein  starkes  Kennzeichen  des  Staatenbundes.  Dass  vor  Seydkl's  Kritik 
die  in  der  jüngsten  staatsrechtlichen  Litteratur  mehrmals  aufgestellten  Be- 
hauptungen über  ein  kaiserliches  Veto,  eine  kaiserliche  Gesetzgebungainitia- 
tive,  über  ein  kaiserliches  Recht  zur  Schaffung  eines  Reichsadels  etc.  nicht 
bestehen  können  —  „staatsrechtliche,  aber  auch  politische  Thorheiten,  wie 
sie  nur  in  der  Studierstube  ausgeheckt  werden"  (vgl.  kritische  Vierteljahrs- 
schrift für  Gesetzgebung  etc.  1896  S.  590  u.  ff.)  —  mag  nebenbei  erwähnt 
werden. 

Es  würde  den  gesteckten  Rahmen  überschreiten,  wenn  wir  —  ganz  ab- 
gesehen von  wichtigen  Detailfragen  —  Seydel'b  Darstellung  der  eigenartigen 
Stellung  des  Reichskanzlers,  welcher  der  preussischen  Staat sregierung  ange- 
hören müsse,  den  Abschnitt  „Die  Forderung  von  Reichsministerien  und  deren 
Unvereinbarkeit  mit  der  Reichsverfassung"  —  Setdkl  hält  die  Errichtung 
eines  Reichsministeriums  theoretisch  mit  der  Souveränität  der  Bundes- 
glieder vereinbar,  worin  wir  nicht  ganz  zustimmen  können  — ,  die  Darlegung 
über  das  Gesetzgebungs-  und  Verordnungsrecht  des  Reiches  etc.  hier  erörtern 
wollten.  Hänel,  Laband  u.  a.  werden  sich  in  ihren  Systemen  des  deutschen 
Staatsrechtes  eingehend  mit  Seydel  auseinandersetzen  müssen;  wir  glauben, 
dass  sie,  sofern  sie  nicht  die  Souveränetät  aus  dem  Staatsbegriffe  eliminieren. 
Seydel's  staatsrechtliche  Konstruktion  nicht  widerlegen  werden.  Möge 
Sevdel's  Kommentar  (vorerst  Art.  1 — 82  umfassend)  zur  grösseren  Annähe- 
rung der  StaatsrechtswissenBchaft  an  die  Tbatsachen  und  an  die  Urteile  der 
Politiker  und  Historiker  beitragen. 

Augsburg.  Qrassmann. 

Dr.  phil.  Albert  v.  Ruyille,  Das  Deutsche  Reich   ein  monarchischer 
Einheitsstaat.      Beweis   für   den   staatsrechtlichen   Zusammenhang 
zwischen  altem  und  neuem  Reich.    Berlin,  J.  Guttentag,  1894.  Gr.  & 
VI  und  294  S.     6  Mk. 
Das  vorliegende  Buch  entwickelt  in  der  Hauptsache  folgenden  Gedanken- 
gang.   Indem  Franz  II.  im  Jahre  1806  die  Kaiserwürde  niederlegte,  vollzog 
er  einen  rein  persönlichen  Akt,   welcher  auf  das  Fortbestehen  des  Reiches 
keinen  Einfluss  hatte.    Auch  dass  die  Fürsten  sich  diesem  Akte  gegenüber 
schweigend  verhielten  und  insbesondere  keine  Neuwahl  vornahmen,  ändert  an 
der  Thatsache  nichts,  dass  das  Reich  nach  wie  vor  rechtlich  bestehen  blieb. 
In  der  That  suchte  man,  sobald  sich  die  Möglichkeit  einer  Fürstenversammlung 
bot  (Wiener  Kongress),  das  Reich  auch  in  äusserer  Gestalt  wiederherzustellen. 
Nur  gelang  diese  Wiederherstellung  zunächst  nicht,  und  man  begnügte  sich 
damals  mit  der  Konstituirung  eines  Fürstenbundes,  wie  er  dem  Reichsrecht 
nicht  widersprach  und  auch  auf  dem  Boden  des  alten  Reichs  vorgekommen 
war.    Alles  dieses   bedeutete  keinerlei  staatsrechtliche  Verschiebung.    Eine 
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solche  trat  erst  ein,  als  im  Jahre  1866  Oesterreich  unter  consensus  omnium 
ans  dem  deutschen  Bunde  ausschied,  was  als  Ausscheiden  aus  dem  Reicha- 
verbande zu  betrachten  war.  Alle  übrigen  Betheiligten  gründeten  wiederum 
neue,  reichsrechtlich  zulässige,  Bandesverhältnisse  (Norddeutscher  Bund,  Schutz- 
und  Trutzbündnisse  mit  Süddeutschland).  Im  Jahre  1871  war  man  im  Be- 
griff, diese  Bundes  Verhältnisse  von  Neuem  zu  einem  „  Deutschen  Bund"  zu 
vereinheitlichen.  Dazu  kam  es  aber  nicht,  weil  an  dessen  Stelle  jetzt  end- 
lich eine  neue  Kaiserwahl  vorgenommen  wurde.  Für  diese  Kaiserwahl  konnte 
die  Goldene  Bulle  nioht  zu  Grunde  gelegt  werden,  da  die  Voraussetzungen 
derselben  fehlten  (z.  B.  dass  nach  der  Goldenen  Bulle  der  Erzbischof  von 
Mainz  die  Wahl  ausschrieb;  einen  solchen  gab  es  aber  nicht  mehr).  Des- 
wegen musste  auf  das  Staatsrecht  vor  Erlass  der  Goldenen  Bulle  zurück- 
gegriffen werden.  Da  der  Kurfürst  von  Böhmen  seit  dem  Ausscheiden  Oester- 
reichs  weggefallen  war,  so  ergriff  der  dem  Hang  nach  nächste  Kurfürst,  der 
von  Bayern  als  Inhaber  der  Pfalzstimme,  die  Initiative,  und  auf  seine  Ver- 
anlassung kürte  jeder  deutsche  Fürst  den  König  von  Preussen  zu  seinem 
Kaiser,  worauf  dann  das  Reichsrecht  dahin  geändert  wurde,  dass  in  Zukunft 
die  Kaiserwürde  bei  diesem  Hause  erblich  verbleiben  sollte.  Damit  war 
nach  einem  Interregnum  von  1806 — 1871  das  Reich  auch  in  seiner  äussern 
Gestaltung  wiederhergestellt.  Dieses  wiederhergestellte  Reich  ist  bis  jetzt 
ebenso  ein  monarchischer  Einheitsstaat,  wie  es  dies  vor  dem  Jahre  1806  ge- 
wesen war.  Der  Regensburger  Reichstag  lebt  weiter  im  Berliner  Bundesrath, 
und  nur  die  Aenderung  ist  hinzugefügt  worden,  dass  eine  andere  Versamm- 
lung, die  nunmehr  den  Namen  Reichstag  annahm,  daneben  tritt.  In  diesem 
Staatswesen  ist  der  einzige  souveräne  Monarch  der  Kaiser.  Die  Fürsten  sind 
Mitglieder  des  Reichsfärstenstandes  und  als  solche  erbliche,  mit  weitgehen- 
den Sonderrechten  ausgestattete,  Regenten  gewisser  Reichstheile. 

Diese  Theorie  unterliegt  einer  Kritik  nach  der  juristischen,  nach  der 
historischen  und  nach  der  politischen  Seite. 

Juristisch  ist  nur  das  Eine  auffallend,  dass  der  Verf.  ernst  genommen 
sein  will.  Sein  Ausgangspunkt,  dass  das  Reich,  welches  im  Jahre  1806  keinen 
AQfiösungsbeschluss  gefasst  hat,  unaufhörlich  fortexistire,  steht  staatsrechtlich 
auf  derselben  Höhe,  wie  völkerrechtlich  die  bekannte  Deduktion,  dass  Preussen 
sich  noch  heute  mit  Liechtenstein  im  Kriegszustande  befinde,  weil  im  Jahre 
1866  vergessen  wurde,  mit  ihm  Frieden  zu  schliessen. 

Nicht  ganz  ebenso  haltlos  ist  jedoch  die  Theorie  von  der  Kontinuität 
des  neuen  und  des  alten  Reichs,  wenn  man  sie  historisch  fasst.  Der  his- 
torische  Zusammenhang  eines  jüngeren  mit  einem  älteren  Staatswesen  muss 
nicht  nothwendig  ein  staatsrechtlicher  sein.  Er  kann  sich  auch  darin  zeigen, 
dass  der  untergegangene  Staat  im  Reich  der  Idee  weiter  lebt,  und  dass  später 
diesem  Ideenkreise  die  Grundform  für  eine  neue  reale  Gestaltung  entnommen 
wird.  Insofern  ist  ein  historischer  Zusammenhang  zwischen  neuem  und  altem 
Reich  auch  in  seinen  Formen  vorhanden. 


—     290     — 

Noch  sehr  viel  mehr  mues  man  aber  dem  Verf.  zugestehen,  wenn  man 
seine  Theorie  politisch  fasst.  Die  Anatomie  und  Physiologie  nnd  daher 
auch  die  Morphologie  der  Staatskörper  ist  bis  jetzt  wissenschaftlich  so  wenig 
entwickelt,  das  Quantum  von  allgemein  anerkannten  Sätzen,  über  das  wir  in 
dieser  Beziehung  verfügen,  ist  noch  so  überaus  gering,  dass  in  der  politischen 
Wissenschaft  eigentlich  jeder  Recht  hat,  der  von  irgend  einem  raisonnablen 
Standpunkte  aus  sein  Recht  demonstriren  kann.  Nun  mag  man  sich  persön- 
lich zum  Föderalismus  im  Deutschen  Reiche  stellen,  wie  man  wolle:  das  Eine 
ist  nicht  zu  leugnen,  dass  in  einem  Staatswesen  wie  das  Deutsche  Reich  ein 
strenger  Unitarismus  als  eine  politische  Richtung  unter  mehreren  an  sich  Exi- 
stenzberechtigung hätte.  Es  ist  ein  Mangel  unseres  politischen  Lebens,  dass 
die  Grundfrage,  ob  denn  überhaupt  die  Einzelstaaten  nothwendig  sind,  ja  ob  es 
auf  die  Dauer  auch  nur  möglich  sein  wird,  die  Ineinander-Schachtelung  zweier 
Gesetzgebungen  zu  ertragen,  niemals  zur  Erörterung  gelangt.  Würde  diese 
Frage  aufgerollt,  so  würden  diejenigen,  die  sie  verneinen,  die  gewaltige  That- 
sache  für  sich  anführen  können,  dass  in  den  letzten  30  Jahren  die  Leistungen 
der  einzelstaatlichen  Gesetzgebung  in  einer  Weise  zusammengeschmolzen  sind, 
wie  dies  bei  der  Schöpfung  der  Verfassung  von  1866  und  1871  niemand  anch 
nur  annähernd  geahnt  hatte.  Mit  jeder  neuen  Materie,  die  die  Reichsgesetz- 
gebung regelt,  wird  die  einzelstaatliche  Kompetenz,  formell  dieselbe  bleibend, 
materiell  beschränkt.  Ist  also  die  einzelstaatliche  Kompetenz  im  Zusammen- 
schrumpfen begriffen,  so  kann  man  einer  politischen  Theorie,  welche  dieses 
Staatswesen  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Einheitsstaates  mit  einigen  Ab- 
normitäten verstehen  und  begreiflich  machen  will,  die  Berechtigung  nicht  ab- 
sprechen. Dann  aber  stellt  sich  die  Kontinuitätslehre  in  der  That  ähnlich, 
wie  v.  Ruvdlle  sie  darstellen  will.  Man  mues  sagen,  dass  das  deutsche  Staats- 
wesen seit  dem  Zeitalter  der  Ottonen  und  Hohenstaufen  die  Fostulirung 
einer  ganz  Deutschland  umfassenden  Staatsgewalt  war ;  dass  diesem  Erforder- 
niss  deutschen  Staatslebens  zunächst  in  der  Form  eines  Kaiserthums  genügt 
wurde,  das  mit  seinem  materiellen  Inhalt  beständig  in  Widerspruch  gerieth ; 
dass  nach  den  Ereignissen  der  Jahre  1806/15  diese  Form  ganz  verschwand, 
aber  ohne  darum  als  empfundenes  Erforderniss  aufzuhören;  dass  man  im 
Jahre  1871  auf  diese  Form  zurückgriff,  um  sie  in  einer  Art  wieder  herzu- 
stellen, die  vor  Widersprüchen  mit  dem  materiellen  Inhalte  gesichert  sein 
sollte. 

Dass  der  Verf.  mit  juristisch  unzureichender  Vorbildung  an  sein  Thema 
herangegangen  ist,  macht  es  erklärlich,  dass  er  selbst  von  seinen  logischen 
Sprüngen  ganz  besonders  entzückt  ist,  während  er  sonst  wohl  eingesehen 
hätte,  dass  das,  was  sich  an  seiner  Theorie  historisch  und  politisch  überhaupt 
beweisen  lässt,  auch  ohne  „Beweis  für  den  staatsrechtlichen  Zusammenhang 
zwischen  altem  und  neuem  Reich"  plausibel  gemacht  werden  kann. 

Charlottenburg-Berlin.  Dr.  J.  Jastrow. 
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Arthur  Stadthagen,  früherer  Rechtsanwalt  und  Mitglied   des   deutschen 
Reichstags,  Das  Arbeiterrecht.    Rechte  und  Pflichten  der  Arbeiter 
in  Deutschland  ans   dem   gewerblichen  Arbeitsvertrag,   der  Unfall-, 
Kranken-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung.    Mit  Beispielen  und 
Formularen  für  Klagen,  Anträge,  Beschwerden,  Berufungen  u.  s.  w. 
Berlin,  Hans  Baake,  1896.    Gr.  8°.    352  S.    2,20  Mk.    Geb.  3  Mk. 
Unsere  komplizirte  sozialpolitische  und  Gewerbegesetzgebung  macht  es 
sicherlich  nothwendig,  den  interessirten  Kreisen,  d.  h.  also  insbesondere  den 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  praktische  Hilfsmittel  zum  besseren  Ver- 
ständniss  dieser  Gesetzgebung  in  die  Hand  zu  geben.    Das  STADTHAGEN'sche 
Buch  ist  ausschliesslich  für  den  Arbeiter  bestimmt,  um  ihm,  wie  das  Vor- 
wort sagt,  „die  Möglichkeit  zu  erleichtern,  die  wenigen  Rechte,  die  ihm  aus 
dem  Arbeitsvertrage  und  aus  der  sog.  sozial-politischen  Gesetzgebung  er- 
wachsen, kennen  zu  lernen  und  möglichst  selbständig  wahrzunehmen."   Schon 
diese  wenigen  einleitenden  Worte  legen  die  Nebentendenz  des  Buches  dar. 
Der  Verf.  beschränkt  sich  nicht  auf  eine  objektive  Darstellung  und  Erläuterung 
des  geltenden  Rechts,  sondern  er  will  zugleich  von  seinem  sozialdemokratischen 
Standpunkte  aus  auf  die  Arbeiter  einwirken.    So  heisst  es  in  der  Einleitung: 
„Als  Arbeitgeber  (Unternehmer)  wird  der  Käufer  der  Arbeitskraft  bezeichnet. 
Ihm  giebt  der  Arbeiter  seine  Arbeitskraft  desshalb,  weil  seine  Arbeitskraft 
sein  einziger  Reichthum  ist  und  er  diesen  nur  durch  Verdingung  verwerthen 
kann,  so  lange  die  Produktionsmittel  —  Maschinen,  Grund  und  Boden,  Berg- 
werke u.  8.  w.  —  im  Besitze  nur  Einzelner  sind  und  nicht  Eigenthum  der 
Gesellschaft  und  für  und  durch  diese  verwaltet  werden." 

Weiter  auf  S.  13 :  „An  Stelle  der  Lederpeitsche  und  des  Stocks,  durch 
die  der  altrömische  Sklavenhalter  seine  Sklaven  zur  Arbeit  zwingen  konnte, 
ist  die  Hungerpeitsche  dem  modernen  Arbeiter  gegenübergetreten,  der  sich 
in  wirthschaftlicher  Botmässigkeit  der  Unternehmerklasse  gegenüber  befindet. u 
Ueber  das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  belehrt  Verf.  den  Ar- 
beiter auf  S.  17:  „Die  Folge  des  Gesetzes  ist,  dass  die  Armenlasten  der  Ge- 
meinden etwas  verringert  sind,  dass  der  in  Gestalt  der  Klebemarken  zu 
zahlende  Theil  der  Armenlasten  von  den  Schultern  der  Wohlhabenderen  in 
stärkerem  Maasse  als  vordem  auf  die  Schultern  der  Aermeren  gelegt  ist  und 
dass  eine  Anzahl  Beamter  Anstellung  gefunden  hat."  Und  so  geht  es  durch 
das  ganze  Buch. 

Sonst  ist  dem  Buche  praktische  Brauchbarkeit  nicht  abzusprechen.  Es 
behandelt  in  seinem  ersten  Theil  das  gewerbliche  Arbeitsverhältniss  und  im 
zweiten  Theil  das  Verfahren  für  Streitigkeiten  aus  dem  gewerblichen  Arbeits- 
verhältniss. Im  dritten  Theil  werden  dann  Beispiele  und  Formulare  für  An- 
träge, Klagen,  Beschwerden  und  Berufungen  gegeben.  Der  Preis  des  sehr 
umfangreichen,  352  Seiten  in  Gross  8°  zählenden  Buches  ist  für  die  weiteste 
Verbreitung  in  Arbeiterkreisen  billig  bemessen  (2,20  Mk.).  Diese  weite  Ver- 
breitung kann  man  aber  dem  Buche  nicht  wünschen,  da  es  der  sozialdemo- 
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kratischen  Propaganda  dienen  soll  und  wird.  Im  wohlthuenden  Gegensatz 
zu  der  tendenziösen  Bearbeitung  der  Materie  steht  das  „Taschenbuch  des 
Gewerbe-  und  Arbeiterrechts"  von  Georg  Evert  (Oarl  Heymann's  Verlag), 
welches  sich  der  Verf.  hinsichtlich  der  Objektivität  der  Darstellung  hatte  zum 
Muster  nehmen  können. 

Berlin.  Dr.  Richard  Freund. 

Ernst  Heinitz,  Kommentar  zum  Pr.  Stempelsteuergesetz  nebst 
Tarif  v.  31.  Juli  1895.  Berlin,  Otto  Liebmann,  1896.  Gr.  8°.  XVI 
u.  587  Seiten.  Preis  12  Mk.,  geb.  14  Mk. 
Von  den  zahlreichen  Kommentaren  zum  Stempelsteuergesetz,  die  fast 
gleichzeitig  mit  der  dazu  ergangenen  Ausführungsbekanntmachung  und  den 
Dienstvorschriften  im  Februar  und  März  1896  erschienen,  ist  der  vorliegende 
der  umfangreichste  und  —  abgesehen  von  der  NoELLE'schen  Bearbeitung,  die 
ebenfalls  durchaus  anerkennenswerth  ist,  —  der  wissenschaftlich  bedeutendste. 
Der  Verf.  beschränkt  sich  nicht  darauf,  die  einzelnen  Paragraphen  und  Tarif- 
stellen exegetisch  durchzunehmen  und  ihr  Verstandniss  durch  Darlegung  ihres 
Inhalts  und  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  dem  Laien  zu  erleichtern,  son- 
dern er  durchdringt  alle  Fragen  des  Stempelrechts  mit  sorgfältiger  Prüfung 
und  Vergleichung  aller  in  Betracht  kommenden  Vorschriften,  regt  selbst  ver- 
schiedene schwierige  Fragen  an  und  beantwortet  sie  in  meist  unwiderleg- 
licher Weise  scharfsinnig  und  zutreffend.  Vortrefflich  ist  namentlich  bei  den 
grösseren  Abschnitten  (z.  B.  den  Kaufverträgen)  die  Systematik,  deren  Ueber- 
Bichtlichkeit  ausserdem  durch  bezeichnende  Stichworte  am  Rande  erleichtert 
wird,  wie  denn  überhaupt  die  Anordnung  des  Ganzen  namentlich  im  Tarif 
—  dessen  Zerreissung  nur  scheinbar  ein  Nachtheil  ist,  —  volles  Lob  verdient. 
So  sind  z.  B.  bei  den  Tarifstellen,  die  aus  mehreren  Absätzen  bestehen,  wie 
dies  bei  den  Pacht-  und  Mietverträgen,  bei  den  Gesellschaftsverträgen  u.  a. 
der  Fall  ist,  die  Absätze  am  Rande  numerirt,  was  der  Bezugnahme  auf  den 
einzelnen  Abschnitt  im  Gesetzestext  sehr  zu  statten  kommt;  so  sind  ferner 
die  wörtlich  wiedergegebenen  anderen  Gesetze,  wie  z.  B.  die  auf  das  Straf- 
verfahren bezüglichen  Vorschriften  in  §  21,  mit  lateinischer  Schrift  gedruckt 
und  dadurch  besonders  gekennzeichnet,  und  es  sind  endlich  alle  Leitsätze  im 
Commentar,  alle  wichtigeren  Resultate  der  Forschung,  alle  irgend  besonders 
beachtenswerthell  Behauptungen  theils  durch  fetten  Druck,  theils  durch 
Sperrung  hervorgehoben  und  augenfällig  gemacht.  Fast  ist  stellenweise  in 
letzterer  Beziehung  des  Guten  zu  viel  geschehen,  indem  oft  ganze  Sätze  in 
dieser  Art  herausgehoben  sind,  sodass  die  Leetüre,  wie  z.  B.  auf  S.  171  oder 
352,  schwierig  wird ;  andererseits  möchten  wir  wieder  einige  wichtige  Ergeb- 
nisse, die  von  eminenter  praktischer  Bedeutung  sind,  wie  S.  335  zu  e  betreffs 
der  stillschweigenden  Verlängerung  nach  dem  Gesetz  (gegenüber  der  im  Ver- 
trage vorgesehenen),  S.  399  betreffs  der  aussergerichtlichen  Kodizille  oder 
S.  431  betreffs  der  Substitutionen,  noch  schärfer  als  geschehen  betont  haben. 
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Denn  nicht  bloss  für  Strafrichter,  Notare  und  Steuerbeamte  ist  dieser  Kom- 
mentar bestimmt,  sondern  auch  für  den  Laien,  für  den  doch  z.  B.  die  Vor- 
schriften über  die  Miethverzeichnisse  von  grösster  Wichtigkeit  sind,  nnd  so 
ausführlich  auch  der  Verf.  gerade  bei  dieser  Materie  ist,  so  wäre  es  doch 
nicht  unzweckmässig  gewesen,  am  Schluss  die  wichtigsten  Sätze  zusammen- 
zufassen und  die  einem  Hauswirth  obliegenden  Pflichten  in  gemeinverständ- 
licher Weise  darzulegen.  Gerade  auf  die  Miethverzeichnisse,  die  wichtigste 
und  anscheinend  verfehlteste  Neuerung  des  Gesetzes,  konzentrirt  sich  das 
Interesse  des  grossen  Publikums  am  meisten,  und  hier  wird  voraussichtlich  die 
Quelle  der  meisten  Strafanzeigen  und  Steuerprozesse  in  Zukunft  liegen ;  hier 
muss  also  auch  ein  für  die  Praxis  bestimmter  Kommentar  am  ausführlichsten 
sein  und  zu  zweifelhaften  Fragen,  wie  z.  B.  S.  329  zu  12,  bestimmt  und  mit 
schlagenden  Gründen  Stellung  nehmen.  Der  Verf.  hat  dies  denn  auch  gethan, 
aber  zur  Verhinderung  ähnlicher  Missverständnisse  vielleicht  noch  nicht  über- 
zeugend genug,  wie  er  auch  z.  B.  S.  299  die  BöHM'sche  Gegenansicht,  deren 
Wiedergabe  unnütz  Zweifel  anregt,  wo  doch  die  Steuerbehörde  selbst  schon 
sich  für  die  mildere  Auslegung  erklärt  hat,  besser  ganz  unerwähnt  gelassen 
hätte.  Um  noch  einige  Einzelheiten  hervorzuheben,  so  meinen  wir,  dass  in 
einem  Kommentar,  der  das  Kompilationswerk  von  Hoter-Gaüpp  zu  ersetzen 
bestimmt  ist,  jede  Bezugnahme  auf  in  diesem  abgedruckte  Verzeichnisse  (wie 
z.  B.  S.  29)  vermieden  werden  müsste,  und  würden  in  der  Streitfrage  S.  60, 
ob  der  Ehemann  als  Theilnehmer  eines  von  seiner  Ehefrau  errichteten,  von 
ihm  schriftlich  genehmigten  Vertrages  anzusehen  sei,  die  Ansicht  von  Böhm 
doch  für  die  richtigere  halten,  ebenso  wie  S.  306  die  Ansicht,  dass  Vitalitien- 
verträge  nicht  als  unbenannte  Verträge,  sondern  jetzt  als  Kaufverträge  zu 
versteuern  seien,  nicht  überzeugend  begründet  erscheint,  da  ihr  Charakter 
mehr  der  eines  Vertrages  über  Handlungen,  als  der  eines  lästigen  Veräusse- 
rungsgeschäfts  ist.  Auch  S.  35  wird  Böhm's  Ansicht  den  Vorzug  verdienen, 
indem  gerade  das  „argumentum  e  contrario"  aus  Tarifstelle  58  dafür  sprechen 
dürfte,  dass  überall,  wo  es  sich  um  den  Werth  von  Forderungsrecbten  handelt, 
nur  der  Kapitalbetrag,  nicht  auch  die  oft  ganz  ungewissen  Zinsen  zu  berück- 
sichtigen sein  sollen.  Ungerechtfertigt  erscheint  dagegen  der  in  einer  Kritik 
dem  Verl  gemachte  Vorwurf,  dass  S.  112  des  Begnadigungsrechts  betreffs 
der  Stempelsteuer  nicht  gedacht  sei  und  dass  S.  108  die  Verwaltungsbehörden 
als  unbeschränkt  befugt  zum  Erlass  von  Strafbescheiden  bezeichnet  seien,  ob- 
gleich S.  105  auch  die  Gerichte  hierzu  unter  Umständen  für  befugt  bezeichnet 
würden.  Denn  von  einer  Begnadigung  kann  begrifflich  nur  betreffs  einer 
Strafe,  nicht  auch  betreffs  der  Steuer  selbst  die  Rede  sein,  und  dass  auf 
S.  108  sehr  wohl  an  S.  105  gedacht  ist,  beweist  die  unmittelbar  darauf  fol- 
gende Einschränkung  unter  1  und  3.  Ein  Druckfehler  ist  es  wohl  nur,  wenn 
8.  81  nnd  82  wiederholt  §  16b  statt  16 *  citirt  wird,  und  ebenso  beruht  es 
wohl  nur  auf  einem  Versehen,  wenn  S.  398  zu  3  die  „Zeit  der  Fälligkeit11  er- 
wähnt wird,  ohne  dass  gesagt  ist,  was  denn  eigentlich  fällig  sein  müsse,  denn 
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dass  die  Gebühren  gemeint  seien,  geht  erst  durch  Einblick  in  das  G.-K.-G«setz 
hervor.  Auch  würde  es  sich  S.  421  empfohlen  haben,  bei  Erwähnung  der 
Vollmachten  in  Straf-  und  Privatklagesachen,  denen  hier  der  Charakter  einer 
Prozessvollmacht  abgesprochen  wird,  auf  S.  426  zu  3  hinzuweisen,  wo  die 
Stempelpflichtigkeit  solcher  Vollmachten  erörtert  wird.  Endlich  hatten  wir 
es  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen  für  besser  gehalten,  wenn  8. 360,  361 
die  Bestimmungen  des  Erbschaftssteuergesetzes  (welches  im  Anhang  besonders 
abgedruckt  ist),  wenigstens  bezüglich  des  Tarifs  hier  Aufnahme  gefunden  hätten, 
sodass  dessen  Vorschriften  hier  auch  die  erforderliche  Kommentirung  fanden. 
Diese  kleinen  Ausstellungen  kommen  aber  kaum  in  Betracht  gegen- 
über den  unleugbaren  Vorzügen  der  gesamten  Arbeit,  welche  am  Schluss 
noch  eine  sehr  verdienstliche  Zusammenstellung  der  den  Notaren  zustehen* 
den  Befugniese  und  obliegenden  Verpflichtungen  enthalt  und  sich  durch  ein 
sehr  ausführliches  und  zuverlässiges  Sachregister  auszeichnet.  Ueberall  ist  die 
Rechtsprechung  ohne  überflüssigen  Ballast  eingehend  berücksichtigt  und,  wo 
es  nöthig,  auch  kritisirt,  die  Beispiele  sind  geschickt  gewählt,  die  historischen 
Rückblicke  und  die  Wiedergabe  der  Motive  nnd  Kommissionsberichte  nicht 
zu  ausfuhrlich  und  so  ist  Alles  in  Allem  hier  ein  Werk  geschaffen,  dem  die 
weiteste  Verbreitung  in  allen  interessirten  Kreisen  wohl  zu  wünschen  ist. 

Eichhorn. 

Dr.  Rudolf  Htibner,  Jacob  Grimm  und  das  deutsche  Recht.  Mit 
einem  Anhang  ungedruckter  Briefe  an  Jacob  Grimm.  Göttingen, 
Dietrich's  Verlag,  1895.  Gr.  8°  VIII  u.  187  S.  3  Mk.  Geb.  4  Mk. 
Die  kleine  Schrift  handelt  warm  und  anschaulich  von  der  Bedeutung 
Jacob  Grimm 's  für  die  deutsche  Rechtswissenschaft.  Wir  lernen,  wie  der  junge 
Student  der  Jurisprudenz  in  Marburg  durch  Savigny  angeregt  wird ;  er  begleitet 
den  Lehrer  nach  Paris,  ihm  bei  seinen  Arbeiten  zu  helfen.  Nach  Hessen  zurück- 
gekehrt, wird  Grimm  wider  Willen  in  die  diplomatische  Laufbahn  gedrangt 
und  muss  sich  gewaltsam  von  ihr  losreissen,  um  dem  Studium  altgermaniacher 
Sprache  und  Dichtung  obzuliegen.  Von  hier  findet  er  den  Seitenpfad  zur 
Erforschung  des  altheimischen  Rechtes,  und  unter  dem  Einflüsse  von  Saviony  s 
Lehren  reift  die  Erstlingsfrucht  der  juristischen  Arbeiten,  die  Abhandlung 
über  die  „Poesie  im  Recht".  Bald  darauf  erscheinen  —  ebenfalls  in 
Savignt's  Zeitschrift  —  verschiedene  andere  Aufsätze.  Sie  alle  zeugen  von  den 
umfassenden  Quellenstudien,  und  besonders  gilt  das  von  der  Arbeit  „über 
die  Literatur  der  altnordischen  Gesetze".  Nur  die  langjährige, 
unermüdliche  Materialsammlung  macht  es  begreiflich,  dass  Grimm  einen  in- 
mitten grammatischer  Arbeiten  zu  Anfang  des  Jahres  1827  gefassten  kühnen 
Gedanken  sofort  kann  zur  That  werden  laBsen:  schon  im  Sommer  beginnt 
der  Druck  der  „Rechtsaltertümer";  in  Jahresfrist  ist  das  gewaltige  Werk 
vollendet  und  setzt  die  gelehrte  Welt  in  Staunen.  Wir  übersehen  die  Ent- 
wicklung des  Buches  und  verfolgen  Mitwirkung  und  Urteil  der  Freunde.    Die 
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Beziehungen  eines  Savigny,  Eichhorn,  Lassberg,  Meusebach,  Gaupp,  Eabajan 
und  Anderer  zu  den  „Rechtsaltertümern"  und  zu  den  seit  1831  geplanten 
„Weist  ümern"  werden  geschildert  und  zum  Teil  durch  eine  kleine  Samm- 
lung bisher  nicht  gedruckter  Briefe  belegt.  Namentlich  die  Schreiben  des 
Freiherrn  v.  Lassberg  interessieren  durch  Inhalt  und  Form.  Eine  Betrach- 
tung der  übrigen,  kleineren  Arbeiten  Grimm's  zur  deutschen  Rechtswissen- 
schaft sowie  eine  kurze  Zusammenfassung  seiner  Ansichten  über  das  deutsche 
Recht  und  dessen  Verhältnis  zu  Sprache  und  Glauben  schliessen  sich  an. 

Das  Buch  erscheint  als  Vorbote  einer  neuen  Ausgabe  der  „Rechts- 
altertümer". Wir  haben  sie  lange  ersehnt,  denn  das  reiche  von  Grimm 
nachgetragene  und  seit  Jahrzehnten  im  Grimmschranke  brach  liegende  Ma- 
terial wird  ihr  einverleibt  werden.  Wir  wünschen  den  Herausgebern  Glück 
zu  dem  Unternehmen  und  sprechen  zeitig  die  Bitte  aus,  dass  sie  sich  keine 
Mühe  mögen  verdriessen  lassen,  für  ein  ausführliches  Register  zu  sorgen. 
C.  Molbech  hatte  wahrlich  recht,  wenn  er  sich  bei  Grimm  bitter  über  den 
Mangel  beklagte,  und  wir  weisen  umsomehr  daraufhin,  als  Hübner  —  nach 
seinem  Buche  zu  urteilen  —  für  Indices  nicht  eingenommen  ist. 

Die  vorliegende  Schrift  hätte,  mit  einigen  Aenderungen,  als  Vorrede  zu 
der  geplanten  Ausgabe  gepasst.  Um  sie  als  selbständiges  Buch  zu  recht- 
fertigen, hätte  der  Verf.  eingehendere  und  schärfere  Kritik  gegenüber  den 
Ansichten  Grimm's  walten  lassen  und  auch  mehr  nach  Vollständigkeit  streben 
müssen.  Wären  bei  der  Arbeit  über  „Poesie  im  Recht"  die  romantischen 
Schwächen  und  deren  schlimme  Folgen  (vgl.  Ref.,  Zeitschr.  f.  deutsche  Phi- 
lologie XXIX,  405  ff.)  genügend  betont  worden,  so  wäre  das  nicht  pietätlos  ge- 
wesen, sondern  hätte  die  herrlichen  Verdienste  des  grossen  Meisters  nur  um 
so  heller  erstrahlen  lassen.  An  vielen  Stellen  des  Buches  würden  wir  kraft- 
volle Darstellung  der  matten  Liebenswürdigkeit  vorziehen.  —  Zum  mindesten 
unvollständig  ist  es,  wenn  auf  S.  68  die  Zahl  derer,  die  auf  einzelnen  Ge- 
bieten der  deutschen  Rechtswissenschaft  die  Nachfolger  Grimm's  geworden 
seien,  mit  Wilda,  Hometer,  Maurer,  Brunner  und  Heuslbr  erschöpft  wird ; 
auch  hätte  das  Rechtswissenschaftliche  in  der  „Deutschen  Mythologie"  und 
in  der  „Geschichte  der  deutschen  Sprache"  berücksichtigt  werden  sollen;  und, 
was  die  Personalien  anlangt,  hätten  die  Beziehungen  Grimm's  zu  v.  Richt- 
HorsN  nicht  mit  der  Empfehlung  des  jungen  Mannes  durch  Eichhorn  ab- 
gethan  werden  dürfen.  Solche  Beschränkung  war  in  dem  sonst  mit  sehr  be- 
haglicher Breite  geschriebenen  Buche  nicht  geboten. 

Wahr  und  dankenswert  sind  die  Worte,  die  unseren  jungen  Juristen 
ans  Herz  gelegt  werden,  und  die  wohl  jedem  Universitätslehrer  aus  der  Seele 
gesprochen  sind.  Die  Wissenschaft  hat  keinen  Nutzen  davon,  dass  allerlei 
Thatsachen  für  das  Examen  zusammengerafft  werden;  sie  achtet  es  für  weit  er- 
ziehlicher, dass  die  Jugend  den  Schritten  eines  grossen  Gelehrten  nachzugehen 
trachte.  Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  das  Buch  anregend  und  zu  empfehlen. 
Greifswald.  Theodor  Siebs. 


—     296     — 

A.  Herrn«  Post,   Grundriss  der  ethnologischen  Jurisprudenz. 

Oldenburg  u.  Leipzig,  Schulze'sche  Buchhandlung,  1894  u.  95,  2  Bde., 

Gr.  8°.  16  Mk. 
Es  kann  als  eine  freundliche  Fügung  des  Geschicks  bezeichnet  werden, 
dass  es  dem  Verf.  des  vorliegenden  Werkes  noch  vergönnt  gewesen  ist,  in 
dieser  Arbeit  die  Summe  aller  früheren  Detailuntersuchungen  zu  ziehen.  Diese 
Systematisirung  des  Stoffes,  so  mitleidig  sie  bisweilen  von  den  allzueifrigen 
Empiristen  beurtheilt  zu  werden  pflegt,  ist  doch  letzten  Endes  für  jede  wissen- 
schaftliche Thätigkeit  und  Erkenntniss  erforderlich  —  dieser  Einsicht  sollte 
man  sich  nicht  absichtlich  verschliessen;  es  handelt  sich  nur  um  den  ge- 
gegenen  Zeitpunkt.  Wer  nun  insbesondere  den  Untersuchungen  des  ver- 
storbenen Forschers  gefolgt  ist,  der  wird  diese  konzentrische  Tendenz,  welche 
einen  endgültigen  zusammenfassenden  Abschluss  nahe  legte,  bemerkt  haben. 
Anderseits  versteht  es  sich  ja  von  selbst,  dass  trotz  dieses  kritischen  Entwurfes 
eine  genauere  Zergliederung  mancher  Punkte  nicht  ausgeschlossen  ist;  um- 
gekehrt lässt  sich  in  einer  solchen  Uebersicht  das  wissenschaftlich  erprobte 
Resultat  um  so  klarer  von  dem  bloss  Wahrscheinlichen  und  Hypothetischen 
trennen.  Ausserdem  verfolgt  eine  solche  Darstellung  noch  den  sehr  löbliches 
praktischen  Zweck,  den  Juristen,  welcher  sich  nicht  im  Stande  fühlt,  des 
monographischen  Arbeiten  im  Einzelnen  zu  folgen,  eine  gediegene  Orien- 
tirung  über  den  zeitigen  Stand  der  Forschung  zu  ermöglichen.  Post  ha: 
hier,  wie  in  manchen  Schriften  der  letzten  Jahre,  eine  gewisse  Doppelthei- 
lung des  Stoffes  versucht,  zunächst  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  in  einer 
systematischen  Anordnung,  sodann  aber  unter  Hinzuziehung  eines  äussert  um- 
fassenden ethnographischen  Materials,  an  dem  gleichzeitig  die  konkrete  An- 
wendung der  Rechtssätze  veranschaulicht  wurde.  Lassen  wir  den  Autor 
selbst  über  sein  Werk  zu  Worte  kommen :  Der  erste  Band,  welcher  hiermit 
der  Oeffentlichkeit  übergeben  wird,  enthält  den  allgemeinen  Theil  eines  Uni- 
versalrechtes der  Menschheit.  Es  sind  in  ihm  alle  Ausgangsformen  des 
menschlichen  Rechts  zusammengestellt  und  damit  die  Grundlagen  der  Rechte 
aller  Völker  der  Erde  zur  Darstellung  gebracht.  So  vermessen  dies  auch 
klingen  mag,  so  ist  doch  die  Aufgabe  nicht  eine  so  ungeheuere,  wie  dies  auf 
den  ersten  Blick  erscheinen  mag.  Denn  die  Grundzüge  des  menschlicher 
Rechts  sind  einfach,  gross  und  klar,  wie  die  Gesetze  der  Sternenwelt,  umi 
nur  im  Detail  der  einzelnen  Völkergebiete  wird  die  Variation  eine  von  ein- 
zelnen Forschern  nicht  mehr  zu  bewältigende.  Da  vor  der  Entstehung  der 
ethnologischen  Jurisprudenz  diese  grossen  Grundzüge  des  menschlichen  Rechts 
unbekannt  waren,  musste  bis  dahin  allerdings  ein  System  des  Unirersalrechts 
als  ein  alles  menschliche  Wissen  und  Können  übersteigendes  Problem  er- 
scheinen. Die  ethnologische  Jurisprudenz  hat  dies  Problem  durchaus  in  da» 
Gebiet  des  Erreichbaren  gerückt.  (Vorw.  S.  V.)  Nach  einer  Einleitung, 
welche  vom  sozialpsychologischen  Standpunkt  aus  die  Beziehungen  der  Ethno- 
logie zur  Rechtswissenschaft  überhaupt  abgrenzt  und  die  Aufgabe  der  leli- 
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teren  insbesondere  bestimmt,  wird  vor  der  jedesmaligen  konkreten  Unter- 
suchung eine  allgemeine  Darlegung  der  Verhältnisse  versucht,  so  der  Zer- 
gliederung der  sozialen  Organisationsformen  (geschlechterrechtliche,  territorial- 
genossenschaftliche,  herrschaftliche  und  gesellschaftliche)  eine  Betrachtung 
über  die  soziale  Natur  des  Menschen  und  die  allgemeinen  Grundzüge  jeg- 
licher sozialen  Differenzirung  vorangeschickt.  So  ergänzen  sich  jeder  Zeit 
die  universellen  Formen  der  Entwicklung  und  das  spezifische,  konkrete  Ma- 
terial, aus  dem  sich  jene  Abstraktionen,  oder  etwas  volltönender  ausge- 
drückt, die  Normen  und  Gesetze  des  sozialen  Lebens  ergeben.  Der  zweite 
(ungleich  stärkere)  Band  umfasst  die  spezielle  Rechtsgeschiohte  des  Personen-, 
Familien-,  Erb-,  Buss-  und  Straf-,  des  Rache-,  des  Prozess-  und  Vermögens- 
rechts, und  das  Alles  nur  insoweit,  als  hierbei  allgemeine  Ideen  zum  Aus- 
druck gelangen,  die  nicht  als  Sondergut  irgend  eines  Volkes  oder  einer  Rasse 
bezeichnet  werden  können.  Deshalb  ist  auch  die  RechtsentwickluDg  des 
europäischen  Kulturkreises  fortgelassen,  oder  wenigstens  nur  gelegentlich  zur 
Veranschaulichung  herangezogen.  Post  hat  unter  einem  ganz  ansprechenden 
Vergleich  das  Verhältniss  dieser  beiden  Bände  zu  einander  dargestellt  und 
zwar  folgendermaassen :  Im  ersten  Bande  dieses  Werkes  galt  es,  die  grossen 
Grundströme  des  Rechtslebens  zu  erfassen,  wie  sie  durch  die  sozialen  Orga- 
nisationsformen des  Völkerlebens  ihr  Bett  und  ihre  Richtung  erhielten. 
Dieser  zweite  Band  war  den  Nebenströmen  gewidmet,  welche  in  unendlicher 
Mannigfaltigkeit  neben  jenen  Grundströmen  herlaufen.  Auch  unter  diesen 
giebt  es  noch  mächtige  Hauptflüsse,  daneben  aber  unzählige  kleinere  bis  zu 
spärlichen  Rinnsalen  herab.  Es  tritt  daher  in  diesem  Bande  die  Vielgestal- 
tigkeit der  Schöpfungen  des  Rechtslebens  unendlich  stärker  hervor,  wie  in 
jenem.  Es  ist  die  Aufgabe  der  ethnologischen  Jurisprudenz,  neben  der  Fest- 
stellang  der  grossen  Grundgesetze  des  Rechtslebens  auch  jener  überwältigen- 
den Menge  organischer  Ansätze  nachzuspüren,  wie  sie  als  Verfallprodukte 
früherer  Organisationsformen,  dem  Triebe  der  Selbsterhaltung  folgend,  oft 
in  sonderbar  verzerrten  Formen,  heimlich  und  oft  lichtscheu  weiterschleichen, 
wie  sie  an  irgend  welchen  unfruchtbaren  Stellen  des  Volkslebens  in  neuen 
Gestalten  aufschlössen,  wie  sie  sich  mit  anderen  Ansätzen  verbinden  und  ver- 
schmelzen, bis  schliesslich  jenes  mit  Trümmern  von  Jahrhunderten  und  Jahr- 
tausenden besäete  und  gleichzeitig  von  den  frischesten  Gewässern  durch- 
rieselte, mit  grünenden  Wiesen  und  Feldern 'bestandene  Gebiet  des  Volks- 
lebens entsteht,  welches  wir  das  praktische  Recht  eines  Volkes  nennen  (II, 
718).  Wenn  Post  bescheiden  hinzusetzt,  dass  seine  Arbeit  voll  von  klaffenden 
Lücken  sei,  welche  erst  die  Wissenschaft  der  Zukunft  würde  ausfüllen  können, 
so  darf  man  dem  gegenüber  wohl  behaupten,  dass  sein  Buch  zur  Zeit  un- 
übertroffen dasteht  und  wahrscheinlich  noch  für  eine  lange  Reihe  von  Jahren 
die  Vorherrschaft  unbestritten  führen  wird;  denn  es  vereinigten  sich  in  dem 
»einer  Wissenschaft  viel  zu  früh  entrissenen  Forscher  zwei  sehr  wichtige  und 
leider  häufig  getrennte  Eigenschaften,  eine  scharfe,  induktive  Analyse,  die 
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mit  allem  Schein  und  leeren  Phrasenthum  gründlich  aufräumt,  und  eine  glän- 
zende, fruchtbare  Kombinationsgabe,  welche  letzten  Endes  erst  zu  einer  wahr- 
haften wissenschaftlichen  Vertiefung  und  Bereicherung  der  Erkenntnis«  zn 
führen  vermag.  In  diesem  Urtheil  ist  sich  die  Nachwelt,  so  viel  auch  im  Ein- 
zelnen  abweichende  Meinungen  bestehen  mögen,  über  den  Schöpfer  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft  auf  ethnologischer  Basis  —  als  diesen  darf 
man  ihn  ohne  Ueberhebung  bezeichnen  —  einig,  es  sei  denn,  dass  überhaupt 
die  Berechtigung  einer  solchen,  wesentlich  auf  dem  Material  der  Völkerkunde 
errichteten  Wissenschaft  in  Zweifel  gezogen  wird. 
Bremen.  Th.  Achelis. 


Dr.  Rudolf  Stammler,  Professor  an  der  Universität  Halle  a.  S.  Wirtschaft 
und  Recht  nach  der  materialistischen  Geschichtsauffas- 
sung. Eine  sozialphilosophische  Untersuchung.  Leipzig,  Veit  &  Comp.. 
1896.    Gr.  8°.    VIII  u.  668  S.     14  Mk.    Geb.  16  Mk. 

Das  vorliegende  Werk  ist  ein  philosophischer  Protest  wider  die  mate- 
rialistische Geschichtsauffassung,  welcher  sich  zu  einer  allgemeinen  Sozial- 
philosophie ausgestaltet  und  daher  volle  Beachtung  der  gelehrten  Welt  ver- 
dient. In  jene  Kreise  einzudringen,  welche  von  den  Lehren  der  materialisti- 
schen Geschichtsauffassung  (Engels,  Marx)  heutigen  Tages  durchsetzt  sind. 
ist  das  Werk  nicht  geeignet  und  wohl  auch  nicht  für  diesen  Zweck  ge- 
schrieben ;  es  ist  für  diese  Volksschichten  unverständlich,  ja  mehr  noch,  ver- 
wirrend. 

Es  ist  keine  leichte  Aufgabe,  über  dieses  reichhaltige  Werk,  welches 
so  viele  Probleme  von  höchster  und  praktischer  Bedeutung  aufwirft  und  deren 
Lösung  in  analytischer  Weise  versucht,  so  zu  berichten,  dass  dadurch  ein 
Bild  gegeben  werde,  welches  dem  Leser  eine  richtige  Vorstellung  über  die 
Absichten  des  Verf.  und  über  die  Gestaltung  seines  Werkes  zu  vermitteln 
vermag. 

Der  Leitfaden,  den  der  Referent  zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe  als  den 
geeignetsten  hält,  ist  die  Vergleichung  der  vorwiegend  philosophischen  Unter- 
suchungen des  Verf.  mit  der  Methode  und  den  Ergebnissen  der  exakten 
Schule  der  Sozial  Wissenschaften ,  wie  sie,  durch  Carl  Mengbr  begründet, 
namentlich  in  Oesterreich  so  erfreuliche  Fortschritte  gemacht  hat.  Diese  Ver- 
gleichung ist  um  so  dankenswerter,  als  sie  die  Hauptgesichtspunkte  des 
STAMMLERschen  Werkes  in  gedrängter  Form  aus  seinem  grossen  Umfange 
herauszuschälen  gestattet. 

Der  Verf.  stellt  sich  nicht  in  prinzipiellen  Gegensatz  zu  der  exakten 
Schule  der  Sozial  Wissenschaften,  wiewohl  er  ihrer  auch  nicht  Erwähnung 
thut.  Im  Gegenteile,  es  ist  unschwer  darzuthun,  dass  die  Sozialphilo- 
sophie Stammlers  die  exakte  Sozialwissenschaft  zu  unterstützen,  ja  zu  er- 
gänzen strebt. 
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Stammler  schreibt:  „Objekt  der  Sozialphilosophie  ist  die  Gesetz- 
mässigkeit des  sozialen  Lebens  als  solche.  —  Gegenstand  der  allgemeinen 
Rechtslehre  ist  gesetzmassige  Erfassung  von  übereinstimmendem  Inhalte 
verschiedener  Rechtsordnung  (S.  14).  So  widersprechen  sie  sich  keineswegs. 
Sie  bilden  im  Gegenteile  eine  harmonische  Ergänzung." 

Ganz  dasselbe  sagt  Carl  Menger1,  indem  er  diese  Ergänzung 
von  vornherein  sucht:  „Der  Weg,  um  zum  theoretischen  Verständnisse 
jenes  organischen  Prozesses  zu  gelangen,  welchem  das  Recht  seinen  ersten 
Ursprung  verdankt,  kann  somit  kein  anderer  sein,  als  dass  wir  untersuchen, 
welche  Tendenzen  der  allgemeinen  Menschennatur  und  welche  äusseren 
Verhältnisse  zu  jener  allen  Völkern  gemeinsamen  Erscheinung  zu  führen 
geeignet  sind,  welche  wir  das  Recht  nennen,  wie  das  Recht  aus  diesen  all- 
gemeinen Tendenzen  und  Verhältnissen  zu  entstehen  und  nach  Massgabe 
der  Verschiedenheit  derselben  seine  besonderen  Erscheinungsformen  zu 
gewinnen  vermochte." 

In  den  Kampf,  welchen  die  exakte  Schule  der  Sozialwissenschaften 
wider  den  Historismus  und  die  materialistische  Geschichtsauffassung  er- 
öffnet hat,  ist  somit  Stammler  auf  einem  anderen  Wege  erfolgreich  ein- 
getreten. 

Auch  ich  kann  Stammlers  Arbeit  nur  als  einen  willkommenen  Bundes- 
genossen und  sein  Werk  als  eine  Ergänzung  meines  Buches  „Das  Recht  der 
Wirtschaft"1  begrüssen. 

Trotzdem,  dass  Stammler  die  „angebliche  Wechselwirkung  von  Recht 
und  Wirtschaft"  auf  den  ersten  Blick  zu  bestreiten  scheint,  führt  er  doch 
den  tiefen  Zusammenhang  zwischen  Wirtschaft  und  Recht  sehr  meister- 
haft in  dem  Kapitel  „Verantwortlichkeit  des  Rechtes  für  die  sozialen  Phäno- 
mene" aus.  Auch  die  Unterscheidung  zwischen  ideellem  (Natur-)  Rechte  und 
Gewohnheits-  und  positivem  Rechte  ist  dem  Verf.  der  Idee  nach  nicht  fremd, 
und  wenn  er  ein  „Naturrecht  mit  wechselndem  Inhalte"  (S.  185)  an- 
erkennt, so  meint  er  nichts  anderes,  als  was  von  mir  gesagt  ist9.  „Denn 
das  Dasein  sowohl ,  als  auch  der  Inhalt  des  ideellen  Rechtes  ist  auf  jeder 
Entwickelungsstufe  der  Menschheit  und  in  jeder  Gesellschaftsform 
ein  Gegebenes,  Unverrückbares,  es  entwickelt  sich  mit  der  organi- 
schen Ausgestaltung  der  verschiedenen  Sozialerscheinungen,  es 
entspricht  der  Wahrheit  ihres  Daseins,  ihrer  Wesenheit,  ja  selbst  ihrer  Form. 
Da  es  nun  aber  nur  eine  Wahrheit  giebt,  so  kann  es  auch  jeweilig  nur 
ein  echtes  Recht  geben,   nnd  wenn  die  Sitten  oder  die  Gesetze  sich  mit 


1  Untersuchungen  über  die  Methode  der  Sozialwissenschaften.    Leipzig 
1883.    Verlag  von  Duncker  k  Humblot. 

*  Leipzig  1896.    Verlag  von  Friedrich  Fleischer. 

*  Das  Recht  der  Wirtschaft,  S.  3 ;  dann :  Das  Recht  in  der  geschlecht- 
lichen Ordnung.    2.  Aufl.    (Leipzig  1896.)    S.  5—13. 
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diesem  Hechte  nicht  decken,  so  müssen  sie  notwendig  der  Läge  ensprungen 
und  Unrecht  sein." 

Gleich  der  exakten  Schule  der  Sozialwissenschaften  preist  auch  Stamm- 
ler die  Kausalität  und  die  materialistische  Forschung  nicht  als  den  allein 
richtigen  Weg  für  die  Erkenntnis  sozialer  Probleme.  Er  anerkennt  vielmehr 
die  Berechtigung  teleologischer  Erwägungen  in  den  Sozialwissenschaften.  — 
„Die  Thatsache,  dass  der  Wille  als  Vorstellung  eines  zu  bewirkenden  Er- 
folges unaufhörlich  auftritt  und  sich  zeigt,  kann  nicht  bestritten  werden' 
(S.  357).  —  Doch  verfolgt  Stammler  den  scheinbaren  Widerspruch  von 
Telos  und  Kausalität  nicht  bis  zu  der  Auslösung  desselben,  bis  zu  der 
Erkenntnis,  dass  die  Idee  durch  die  Kausalität  den  Beweis  ihrer  Wahrheit 
findet4. 

Endlich  wendet  sich  Stammler  gegen  die  Teleologie  in  der  mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung  mit  Glück  und  Fug;  denn  die 
b  1  o  s  8  e  Zweckrichtung,  welche  aus  der  Materie  ihre  Nahrung  schöpft,  die 
Zweckrichtung  gesellschaftlich-genossenschaftlicher  Produktion, 
kann  nicht  verwechselt  werden  mit  der  idealen,  teleologischen  Forschung. 
Auch  die  exakte  Schule  der  Sozial  Wissenschaften  steht  rücksichtlich  der  Idee 
auf  dem  Boden  teleologischer  Erwägungen,  rücksichtlich  der  Materie  dagegen 
auf  dem  des  Kausalitätsgesetzes;  sie  zieht  das  letztere  zum  Beweise  der 
ersteren  heran. 

Nicht  mit  der  Absicht  wohl,  die  exakte  Forschung  auf  dem  Gebiete  der 
Sozialerscheinungen  zu  unterstützen,  hat  Stammler  Bein  umfangreiches  und 
treffliches  Buch  geschrieben,  und  doch  ist  es,  wie  kaum  ein  zweites,  geeignet, 
die  Bestrebungen  dieser  Schule  auch  auf  praktischem  Gebiete  zu  fordern 
und  ihre  speziellen  Resultate,  namentlich  die  Erkenntnisse  über  das  Recht, 
das  Eigentum,  den  Unternehmergewinn,  durch  gross  angelegte 
Gesichtspunkte  zu  unterstützen,  oder  wenigstens  diese  Unterstützung  an- 
zuregen. 

So  ist  namentlich  der  Standpunkt  des  Verf.,  von  welchem  er  die  Zweck- 
richtung der  Bog.  Sozialisten,  die  gesellschaftlich-genossenschaftliche  Produk- 
tion, bekämpft,  abermals  ganz  derselbe,  wie  ihn  die  exakte  Schule  der  Sozial 
Wissenschaften  einnimmt.  Nur  ist  der  Weg  zu  der  Erkenntnis  ein  anderer. 
Die  letztere  lehrt,  dass  das  Eigentum  eine  unreflektierte  Erscheinung 
historischer  und  organischer  Sozialentwickelung  sei,  und  der  exakte  Satz, 
dass  das  Eigentum  sich  überall  mit  Notwendigkeit  einfinden  muss,  wo  ein 
bestimmtes  Gut  nicht  in  solcher  Menge  verfügbar  ist,  dass  die  ganze  Be- 
völkerung ihre  betreffenden  Bedürfnisse  in  vollkommener  Weise  zu  befriedigen 
vermag,  führt  gerade  so  zur  Ablehnung  der  zwangsweisen  gesellschaft- 
lichen Produktion,  wie  die  Philosophie  Stammlers,  welche  den  aus- 
einanderstrebenden Zielen  und  Sonderwünschen  der  sozialistischen  Parteien 


Vgl.  Die  Politische  Oekonomie.    3.  Aufl.    (Leipzig  1897.)    S.  60  u.  ff. 
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durch  die  Lehre  von  der  Einheit  des  sozialen  Lebens  zu  Leibe 
rückt  •. 

Freilich  ist  Stammlers  "Werk  auch  nicht  frei  von  einem,  gewiss  nicht 
beabsichtigten  Anreiz  zum  Widerspruche  für  diejenigen,  welche,  unvertraut 
mit  der  exakten  Schule  der  So zial Wissenschaften ,  lediglich  den  weitausgrei- 
fenden Auseinandersetzungen  des  Verf.  folgen.  Namentlich  gilt  dies  von  der 
für  den  nicht  sehr  aufmerksamen  Leser  unerklärlichen  Rechtstheorie,  dass 
es  wohl  viele  tausend  Jahre  her  sei,  als  das  Recht  auf  der  Erde  erschien 
(S.  305).  Ich  habe  diesem  sehr  misszudeutenden  Satze  vorweg  die  richtige 
Deutung  gegeben,  indem  ich  gleich  anfangs  von  der  Unterscheidung  des  echten 
oder  ideellen  Rechtes,  von  dem  Gewohnheit*-  und  positiven  Rechte  gesprochen 
habe.  Stammler  meint  hier  das  konventionelle  Recht,  das  Gewohnheits- 
oder positive  Recht;  denn  das  ideelle  Recht  war  immer,  es  erschien  mit  der 
Menschheit  zugleich,  es  ist  der  Begriff  für  ein  Ideal  und  einen  idealen  Zu- 
stand. 

Ich  bin  mir  sehr  wohl  bewusst,  den  Inhalt  des  STAMMLBRschen  Buches 
in  dieser  kurzen  Besprechung  kaum  skizziert  zu  haben,  andererseits  hoffe  ich, 
dass  das  vorstehende  Referat  der  Veranschaulichung  des  Buches  besser  dient, 
als  selbst  die  vollständigste  Inhaltsangabe. 

Eduard  August  Schroeder. 


Dr.  Ernst  Neukamp,  Entwicklungsgeschichte  des  Rechtes.  I.Band. 
Einleitung  in  eine  Entwicklungsgeschichte  des  Rechtes.  Berlin,  Carl 
Heymanns  Verlag,  1895.    Gr.  8°.    XXII  u.  192  S.    5  Mk. 

Es  ist  wohl  nicht  zu  zweifeln,  dass  das  nunmehr  seiner  Vollendung  nahe 
vierbändige  Werk  „Entwickelungsgeschichte  des  Eigentums"  von  Ludwig 
Felix4,  dessen  erster  Band  bereits  im  Jahre  1888  erschienen  ist,  die  An- 
regung zu  dem  Werke  Neukamps,  dessen  erster  Teil  nun  vorliegt,  gegeben 
hat,  wenngleich  auch  das  im  Nachlasse  Ihsrings  vorgefundene  Manuskript 
einer  begonnenen  grossen  Arbeit  unter  dem  Titel  „Entwickelungsgeschichte 
des  römischen  Rechts"  nicht  ohne  Einfluss  auf  den  Entschluss  der  Heraus- 
gabe und  vielleicht  auch  auf  die  Form  des  Buches  geblieben  sein  mag. 

Wie  der  erste  Band  des  FELixschen  Buches  nicht  geeignet  war,  ein 
Urteil  über  das  ganze  Werk  zu  geben,  ja  gewiss  zu  einer  falschen  Beurtei- 
lung7 gefuhrt  hätte,  so  wäre  es  jedenfalls  verfrüht,  sich  schon  heute  über 
den  Wert  des  —  wie  es  scheint  gross  angelegten  —  Werkes  Nkükamps  zu 
äussern. 


*  Vgl.  Graf  Marzell  Dksewffy,  Beitrage  zu  einer  Doktrin  des  mensch- 
heitlichen Friedens  und  des  allmenschlichen  Rechtszustandes.    (Pest  1861.) 

•  Leipzig  1883—1895.    Verlag  von  Duncker  &  Humblot. 
7  Vgl.  „Deutsche  Revue"  1897.    Februarheft.    S.  251. 
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Die  „Einleitung"  Neukamps  in  seiner  „Entwickelungsgeschichte  des 
Rechtes"  verspricht  im  weiteren  Verlaufe  des  Werkes  nach  zwei  Richtungen 
hin  die  Rechtswissenschaft  zu  bereichern,  einmal  für  die  von  dem  Englander 
Mobgan  nach  dem  Vorgänge  Bachofens  betretene  und  von  Post  in  so 
dankenswerther  Weise  ausgebildete  ethnologische  Methode,  Material  beizu- 
bringen und  zu  verarbeiten,  dann  aber  auch  im  Sinne  Ihkrings  und  nach 
dem  Muster  dessen  Werkes  „Geist  des  römischen  Rechtes"  die  inneren  und 
äusseren  Ursachen  der  positiven  Rechtserscheinungen  zu  untersuchen  und  so 
spekulativ  bis  zu  der  exakten  Methode  der  Untersuchungen  zu  gelangen,  um 
endlich  auf  den  Resultaten  solcher  Forschung  einen  Blick  hinaussenden  zu 
können  in  das  „Recht  der  Zukunft". 

Die  weiteren  Bände  des  Werkes  werden  darthun,  ob  der  Verf.  dieser 
grossen  und  idealen  Aufgabe  gerecht  zu  werden  vermag. 

Eduard  August  Schroeder. 


Conrad    Bornhak,   Allgemeine   Staatslehre.     Berlin,   Carl  Heymann* 
Verlag,  1896.    VIII  u.  258  S.    Mk.  6.—. 

Der  Verfasser  giebt  uns,  mehr  vom  historisch-politischen  als  vom 
juristisch-konstruktiven  Standpunkte  aus,  eine  anschauliche  und  anregende 
Darstellung  allgemeiner  Lehren  des  Staatsrechts;  er  behandelt  den  Begriff 
des  Staates,  Entstehung  und  Zwecke  des  Staates,  Monarchie  und  Republik, 
Staatsgebiet  und  Staatsangehörigkeit,  die  Volksvertretung,  die  Funktionen 
des  Staates,  Regierung,  Rechtsprechung  und  Gesetzgebung,  sowie  die 
Staatenverbindungen.  Es  enthält  also  das  Werk  diejenigen  Gegenstände, 
worüber  sonst  üblicherweise  unter  dem  Titel  Allgemeines  Staatsrecht  ab- 
gehandelt wird.  Der  Verfasser  verwirft  aber  den  Begriff  des  Allgemeinen 
Staatsrechts.  Die  Litteratur  desselben  sei  bis  in  die  neueste  Zeit  ein  buntes 
Gemenge  von  positivem  Rechtsstoffe  und  politischen  Forderungen  und  bilde 
eine  kleine  Nachblüthe  des  Naturrechts.  Die  Aufgabe  der  Allgemeinen 
Staatslehre  sei  hingegen:  auf  historisch-rechtsvergleichender  Grundlage  die 
Staatswesen  einer  bestimmten  Zeit  und  einer  bestimmten  räumlichen  Kultur- 
gemeinschaft einander  gegenüber  zu  stellen  und  aus  ihrem  positiven  Rechte 
die  gemeinsamen  Züge  und  die  wesentlichen  Abweichungen  zu  entwickeln. 
Referent  kann  darin  nicht  beistimmen,  dass  der  Begriff  des  Allgemeinen 
Staatsrechts  dem  Naturrecht  angehöre,  sofern  man  unter  diesem  Allgemeinen 
Staatsrechte  etwas  anderes  nicht  versteht,  als  die  juristische  Erfassung  und 
dogmatische  Vertiefung  der  gemeinsamen  rechtlichen  Erscheinungen,  die  sich 
bei  Betrachtung  der  verschiedenen  konkreten  Staatswesen  ergeben.  So  wird 
auch  von  Juristen,  deren  positive  Richtung  nicht  angezweifelt  werden  kann, 
der  Ausdruck  Allgemeines  Staatsrecht  anstandslos  gebraucht;  in  seiner  Ge- 
schichte der  Staatsrechts  Wissenschaft  spricht  z.  B.  H.  Rehh  „von  einer  wissen- 
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schaftlichen  Ergründung  des  positiven  und  des  auf  rechtsvergleichender  Grund- 
lage ruhenden  allgemeinen  Staatsrechts." 

Den  Staat  definirt  der  Verfasser  als  die  aus  eigenem  Rechte  bestehende 
und  von  jeder  höheren  irdischen  Macht  unabhängige  Herrschaft  über  Land 
und  Leute.  Wir  begegnen  hier  wie  bei  mehreren  Schriftstellern  einem  Be- 
griffe des  „eigenen  Rechts".  Es  ist  eine  auffallende  Thatsache,  wie  gerade 
von  Anhängern  der  positiven  Richtung  mit  diesem  eigenen,  nicht  aus  der 
Rechtsordnung  des  betreffenden  Staates  fliessenden,  sondern  gleichsam  über 
dem  Staaate  schwebenden  Rechte  operirt  wird.  Zur  Erklärung  des  Staates 
vermag  dieser  vage  Begriff  nichts  beizutragen,  da  man  doch  nur  die  That- 
sache hinstellen  will,  dass  der  unabhängige  Staat  von  keinem  anderen  oder 
höheren  Gemeinwesen  bindende  Rechtsnormen  empfängt. 

Der  Verfasser  legt  bei  der  Begriffsbestimmung  des  Staates  das  Schwer- 
gewicht auf  die  Herrschaft,  dessen  Subjekt  der  Staat  sei;  Land  und  Leute 
bilden  Objekte  dieser  Herrschaft.  Das  Herrschaftsverhältniss  am  Lande  sei 
dinglicher  Natur,  es  bedeute  nicht  nur  die  räumliche  Ausdehnung  für  die 
Wirksamkeit  der  Staatsgewalt,  sondern  ein  Recht  am  Gebiete  selbst.  Aber 
auch  an  den  Staatsbürgern  habe  der  Staat  ein  Herrschaftsrecht  analog  dem  Ge- 
waltrechte des  Familienrechts.  Es  kann  dieser  Begriffsbestimmung  des  Staates 
entgegengehalten  werden,  dass  die  Herrschaft  nicht  ein  rechtliches  Merkmal, 
sondern  nur  die  durch  die  Funktion  des  staatlichen  Rechts  zu  Tage  tretende, 
rein  äusserliche  Erscheinung  ist.  Es  fällt  auch  auf,  dass  der  Staat,  der  aus 
Herrschaft,  Land  und  Leuten  besteht,  als  Ganzes  selbst  wieder  Subjekt  eines 
dieser  Elemente,  nämlich  der  Herrschaft  ist  und  andererseits  wieder  als 
ganzes  die  übrigen  Elemente,  Land  und  Leute  zu  Objekten  hat. 

Der  Verfasser  verneint  die  Möglichkeit  von  subjektiven  Rechten  der 
Bürger  gegenüber  dem  Staate,  da  letzterer  rechtlich  unbeschränkt  sei;  er 
kommt  so  zur  Verneinung  öffentlicher  subjektiver  Rechte  der  einzelnen  über- 
haupt. Wenn  auch  darin  beigestimmt  werden  kann,  dass  die  Behauptung  des 
Vorhandenseins  öffentlicher  Rechte  gegenüber  dem  Staate  an  einem  logischen 
Widerspruche  leidet,  so  ist  doch  die  Folgerung  nicht  zulässig,  dass  öffent- 
liche Rechte  der  Bürger  gar  nicht  ezistiren,  sondern  es  ist  in  zwingender 
Weise  anzunehmen,  dass  sich  diese  Rechte,  wie  Referent  anderswo  näher 
■ausgeführt  hat,  eben  nicht  gegen  den  Staat  als  solchen,  sondern  gegen  die 
Behörden  desselben  richten,  die  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  den  Pri- 
vaten gegenüber  verpflichtet  werden. 

Die  absolute  Monarchie  sei  begrifflich  verfassungslos,  und  in  der  kon- 
stitutionellen Monarchie  sei  die  Verfassung  das  Werk  der  Monarchie.  Vom 
politischen  Standpunkte  aus  mag  diese  Anschauung  zutreffen,  sie  ist  aber 
gegenüber  der  juristischen  Betrachtungsweise  haltlos.  Jedes  Gemeinwesen 
setzt  notwendigerweise  eine  Verfassung  voraus ;  diese  besteht  allerdings  nicht 
immer  in  einer  schriftlichen  Urkunde,  sondern  kann  auch  in  der  thatsächlich 
gehandhabten  Organisation  liegen.     So  besteht  die  Verfassung  der  absoluten 

20* 
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Monarchie  einfach  in  dem  thatsächlich  geltenden  Satze,  dass  der  Monarch 
die  in  ihren  Kompetenzen  unbeschränkte  Behörde  des  Staates  sei.  Und 
wenn  sich  die  absolute  Monarchie  auf  friedlichem  Wege  in  eine  konstitutionelle 
umwandelt,  so  ist  es  das  bisherige  gesetzgeberische  Organ,  welches  die  Ver- 
fassung ändert. 

Bei  der  Behandlung  der  Staatenverbindungen  begegnen  wir  ebenfalls 
der  Ansicht,  dass  der  Staatenbund  nur  ein  Vertragsverhältniss  und  kein 
Rechtssubjekt  sei.  Es  verkennt  diese  Auffassung  durchaus  die  Thataache, 
dass  die  historischen  Staatenbünde  als  Einheiten  aufgetreten  sind,  eigene  Ge- 
sandtschaften gehalten  und  Verträge  abgeschlossen  haben.  Die  Eigenschaft 
des  Rechtssubjektes  kommt  doch  wohl  ausschliesslich  in  den  Beziehungen 
nach  aussen  in  Frage. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  eine  Schrift,  die  sich  über  die  haupt- 
sächlichsten staatsrechtlichen  Materien  verbreitet,  in  dem  engen  Rahmen 
einer  Besprechung  nicht  eingehend  beurtheilt  werden  kann.  Wir  fassen 
unsere  Ansicht  über  das  vorliegende  Werk  dahin  zusammen,  dass  wir  es  hier 
mit  einem  reifen  Produkte  der  Staatsrechtswissenschaft  zu  thun  haben,  das 
namentlich  auch  das  historische  Material  mit  sicherem  Blicke  beherrscht. 

A.  Affolter. 

Boedlker,  Dr.  T.,  Präsident  des  Reichs versicherungsamts.    Die  Arbeiter- 
Versicherung  in  den  europäischen  Staaten.    Leipzig,  Duncker 
&  Humblot,  1895.    VIII  u.  362  S.    7  M. 
Der  hochverdiente  Verfasser   hat    den   zehnjährigen   Bestand  unserer 
sozialpolitischen  Gesetzgebung  zum  Anlass  einer  Rundschau  genommen,  bei 
welcher  der  gegenwärtige  Stand  der  Arbeiterversicherung  in  Europa  nach 
den  erlassenen  Gesetzen  und  den  noch  schwebenden  Gesetzesentwürfen  be- 
leuchtet wird.   Er  beginnt  mit  einer  kurzen  Darstellung  des  deutschen  Rechtet, 
bespricht  dann  die  Lage  der  Sozialgesetzgebung  in  Oesterreich-Ungarn,  der 
Schweiz,  Italien,  Spanien,  Frankreich,  Belgien,   den  Niederlanden,  Gross- 
britannien, Schweden,  Norwegen,  Dänemark,  Russland  (mit  Finnland)  und 
Rumänien  und  schliesst  mit  einem  werthvollen  Abdruck  wichtiger  ausländi- 
scher Gesetze  und  Gesetzentwürfe. 

Es  ist  für  den  deutschen  Leser  ein  erhebendes  Gefühl,  zu  sehen,  wie 
die  Grundgedanken  der  Öffentlichen  Arbeiterversicherung,  welche  das  junge 
Deutsche  Reich  zuerst  in's  praktische  Leben  eingeführt  hat,  sich  immer  mehr 
und  mehr  die  Welt  erobern  und  in  den  verschiedenen  Ländern,  sowie  unter 
den  mannigfaltigsten  politischen  Verhältnissen  sich  Bahn  brechen.  Dieselben 
werden  ihre  Bedeutung  behalten,  auch  wenn  in  Deutschland  selbst  die  For- 
men der  Versicherung  und  die  Einzelheiten  ihrer  Durchfuhrung  auf  Grund 
der  gemachten  Erfahrungen  eine  mehr  oder  minder  tiefgreifende  Veränderung 
erleiden  sollten.  Das  zeigt  namentlich  auch  die  beredte  Verteidigung,  welche 
der  Verfasser  in  dem  Abschnitt  „Allgemeine  und  besondere  Erwägungen"  der 
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deutschen  Gesetzgebung  gegenüber  den  auch  sie  nicht  verschonenden  An- 
griffen zu  Theil  werden  lässt.  Dabei  führt  er  namentlich  die  Grosse  unserer 
sozialpolitischen  Lasten  auf  ein  im  Yerhältniss  zum  Zwecke  richtig  ge- 
würdigtes Maass  zurück,  verficht  den  in  unserer  Gesetzgebung  wirkenden 
Zwang,  der  häufig  als  ein  Stück  Staatssozialismus  gebrandmarkt  wird,  als 
dienlich  der  wahren  Freiheit  und  dem  Frieden  und  widerlegt  des  Weiteren 
manche  besonders  der  Unfallversicherung  entgegengehaltene  Behauptungen, 
so  vor  Allem  die,  dass  die  deutsche  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  die 
Zahl  der  Unfälle  durch  eine  künstlich  gezüchtete  Sorglosigkeit  der  Arbeiter 
und  Gleichgültigkeit  der  Arbeitgeber  vermehrt  habe. 

Referent  beschränkt  Bich  an  dieser  Stelle  auf  die  vorstehenden  kurzen 
Hinweise,  nachdem  er  das  Werk  bereits  ausführlich  im  4.  Bande  des  „Ver- 
waltung8archiv8M,  namentlich  auch  unter  dem  Gesichtspunkte  besprochen  hat 
inwieweit  die  ausländische  Gesetzgebung  für  die  Reform  und  Vereinfachung 
unserer  eigenen  Einrichtungen  Anregung  zu  bieten  vermag.  Sicher  wird  kein 
Leser  das  Buch  aus  der  Hand  legen,  ohne  durch  Form  und  Inhalt  desselben 
in  gleicher  Weise  befriedigt  zu  sein. 

Freiburg  i.  B.  Rosin. 

Th«  Halbey,  Geheimer  Ober-Regierungsrath  und  vortragender  Rath  im 
Ministerium  des  Innern,  Das  Gemeindeverfassungs-  und  Ver- 
waltungsrecht der  sieben  östlichen  Provinzen  Preussens. 
Erster  Band.  Carl  Heymann's  Verlag,  1896.  V.  763  Seiten.  M.  16.—. 
Der  Verfasser  des  vorliegenden  Werkes  ist  seither  auf  dem  darin 
behandelten  Gebiete  in  verschiedener  Weise  thätig  gewesen :  literarisch  und 
praktisch.  Die  neue  Bearbeitung  des  die  Angelegenheiten  der  Stadt-  und 
Landgemeinden  umfassenden  dritten  Bandes  des  von  BRAUCHrrscH'schen  Kom- 
men tares  zu  den  neuen  preussischen  Verwaltungsgesetzen  rührt  von  ihm  her; 
ebenso  stammen  die  beiden  Abhandlungen  in  dem  Verwaltungsarchiv  von 
Schültzenstein  und  Keil:  „Das  kommunale  Verhältniss  der  kölmischen  Güter 
in  den  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen"  und  „Ueber  Begriff  und  Wesen 
des  öffentlichen  Rechts"  (Band  2  S.  393,  Band  4  S.  129)  aus  seiner  Feder. 
(Von  diesen  beiden  Aufsätzen  ist  der  zuletzt  Genannte  in  das  vorliegende 
Werk  unter  VII  wörtlich  übernommen,  der  zuerst  Genannte  dagegen  zum 
grössten  Theile  darin  verarbeitet.)  Praktisch  ist  er  mit  der  behandelten 
Materie  durch  seine  langjährige  Stellung  als  vortragender  Rath  im  Ministerium 
des  Innern  und  als  Mitglied  des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Kompetenz- 
konflikte  be&sst  worden.  Bei  den  Berathungen  verschiedener  die  Gemeinde- 
verfassung und  Verwaltung  regelnden  Gesetze,  namentlich  der  Landgemeinde- 
Ordnung  vom  3.  Juli  1891  und  zuletzt  noch  des  Kommunal-Abgabengesetzes  vom 
14.  Juli  1893  hat  er  als  Regierungs-Kommissar  fungirt.  Lassen  diese  äusseren 
Umstände  auf  der  einen  Seite  darauf  schliessen,  dass  es  sich  bei  dem  vor- 
liegenden um  ein  Werk  handelt,  das  mit  vollster  Beherrschung  des  darin  ver- 
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arbeiteten  Stoffes  geschrieben  ist,  so  verleihen  sie  ihm  aber  auch  auf  der 
andern  Seite  eine  gewisse  autoritative  Bedeutung,  besonders  soweit  es  sich 
um  Behandlung  der  Gesetze  handelt,  an  deren  Zustandekommen  der  inzwischen 
leider  verstorbene  Verfasser  einen  so  erheblichen  Antheil  gehabt  hat 

Das  "Werk  beginnt  mit  einer  kurzen  Erörterung  über  Begriff  und  recht- 
liche Natur  der  Gemeinde,  deren  geschichtliche  Entwicklung  von  den  ältesten 
Zeiten  an  bis  auf  den  heutigen  Tag  verfolgt  wird.  Hierbei  werden  die  Land- 
gemeinden für  die  Zeit  bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters  nach  den  einzelnen 
Provinzen  getrennt,  für  die  spätere  Zeit  aber,  ebenso  wie  die  Stadtgemeinden, 
zusammen  behandelt.  Der  Entwicklungsschilderung  der  Landgemeinden  liegt 
die  vortreffliche  Darstellung  in  der  Anlage  A  zum  Entwurf  der  Landgemeinde- 
Ordnung  von  1891  zu  Grunde,  die  grosBentheils  wörtlich  aufgenommen,  viel- 
fach aber  durch  eingehendere  Darstellungen  ergänzt  ist.  Man  geht  wohl 
kaum  fehl  in  der  Annahme,  dass  diese  Ergänzungen,  ebenso  wie  jene 
Anlage  A,  „unter  Benutzung  der  amtlichen  Akten  des  Ministeriums  des  Innern, 
sowie  des  vorhandenen  literarischen  und  Quellen-Materiales"  ausgearbeitet 
sind.  Es  schliesst  sich  in  besonderen  §§  (11  und  12)  „die  Schaffung  einer 
Landgemeindeordnung u  an;  hiermit  ist  die  allgemeine  geschichtliche  Ein- 
leitung beendigt. 

Der  nun  folgende  Abschnitt  beschäftigt  sich  mit  der  Feststellung  von 
Begriff  und  Wesen  des  öffentlichen  Rechts  und  seiner  Scheidung  vom  Privat- 
recht. Nach  Zusammenstellung  einiger  von  hervorragenden  Rechtalehrern 
gegebenen  Definitionen  wird  Kritik  an  einzelnen  charakteristischen  Fällen  aus 
der  Rechtsprechung  der  ordentlichen  Gerichte,  der  Verwaltungsgerichte,  des 
Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  und  aus  der  Praxis 
verschiedener  Verwaltungsbehörden  geübt  und  auf  dieser  Grundlage  der 
Begriff  des  öffentlichen  Rechtes  konstruirt.  „Nach  Ausscheidung  der  zu 
diesem  Gebiet  gehörigen  Verhältnisse  fallen  die  übrigen  der  Gruppe  des 
Privatrechts  zu." 

Zwei  weitere  Abschnitte  beschäftigen  sich  mit  dem  Problem  der  sub- 
jektiven öffentlichen  Rechte  und  dem  System,  das  dieserhalb  im  preussischen 
Gemeindeverfassangsrechte  besteht.  Während  in  dem  ersten  Abschnitt  sich 
hauptsächlich  theoretische  Erörterungen  im  Anschluss  an  eine  kurze  Dar- 
legung der  Hauptansichten  auf  diesem  vielumstrittenen  Gebiete  finden,  ist 
der  zweite  von  mehr  praktischer  Bedeutung:  das  Recht  der  Gemeinde  zur 
Selbstverwaltung,  der  Anspruch  auf  Beibehaltung  der  bestehenden  Gemeinde- 
grenzen und  die  bei  ihrer  Neu-  oder  Umgestaltung  sich  entwickelnden  Rechts- 
verhältnisse, das  Recht  der  einzelnen  Gemeinde-Angehörigen  zur  Theilnahme 
an  den  Nutzungen  und  Erträgen  des  Gemeindevermögens,  das  aktive  und 
passive  Wahlrecht,  die  Rechte  der  Gemeindebeamten  u.  dgl.  m.  geben  Ver- 
anlassung zu  eingehender  Untersuchung  der  Natur  und  des  Umfanges  jener 
Rechte. 

Es   folgt   eine    Erörterung   des  Rechtsschutzes   auf  dem  Gebiete  des 
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Gemeindeverfassungs-  und  Verwaltungsrechts.  Die  beiden  Systeme,  auf  denen 
die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  aufgebaut  wird,  das,  wonach  sie  als  eine  Nach- 
prüfung der  Verwaltungsakte  in  Beziehung  auf  ihre  Uebereinstimmung  mit 
dem  objektiven  Rechte  charakterisirt  wird,  und  das,  wonach  ihre  Aufgabe 
in  dem  Schutze  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte  im  Streitfalle  besteht, 
werden  untersucht,  wobei  der  Verfasser  sich  dem  letzteren  anschliesst. 
Dann  giebt  er  eine  kurze  Darstellung  der  Entstehungsgeschichte  des  Zuständig- 
keit8-  und  des  Landesverwaltungs-Gesetzes  und  ihreB  Hauptinhaltes.  Hier 
sind  es  eine  Menge  Einzelfragen,  die  eingehender  behandelt  werden,  so  z.  £.  das 
Verhältniss  des  Verwaltungsstreitverfahrens  zum  Beschlussverfahren,  die 
Abgrenzung  der  Zuständigkeit,  die  formalen  Grundlagen  des  Verwaltungs- 
streitverfahrens (ob  Verhandlungs-  oder  Untersuchungsmaxime),  die  Stel- 
lung des  Kommissars  der  Behörde,  die  Betheiligung  Dritter  am  Rechts- 
streit, die  Rechtskraft  der  Urtheile  u.  dgl.  m. 

Der  Rest  des  vorliegenden  Bandes,  und  zwar  mehr  als  Vs  desselben,  ist 
der  Städteordnung  für  die  6  östlichen  Provinzen  der  preussischen  Monarchie 
vom  30.  Mai  1853  gewidmet.  Zur  Einleitung  wird  erörtert,  nach  welchen 
Vorschriften  die  Verhältnisse  der  Stadtgemeinden  zu  beurtheilen  sind, 
namentlich  welcher  Werth  der  „Observanz"  beizumessen  ist. 

Nachdem  sodann  festgestellt  ist,  welche  Ortschaften  als  „Städte"  in  Be- 
tracht kommen,  folgen  die  Grundsätze,  wonach  ihre  Grenzen  zu  ermitteln  und 
wie  etwaige  Bezirksveränderungen  zu  behandeln  sind.  An  diese  Darstellung 
des  äusseren  Umfanges  der  Stadtgemeinden  schliessen  sich  die  Bestimmungen, 
welche  Personen  ihr  angehören  und  welche  Berechtigungen  diesen  an  den 
Gemeindeeinrichtungen  zustehen.  Je  ein  besonderer  Abschnitt  beschäftigt 
sich  mit  dem  Bürgerrecht  und  den  Forensen  (Ausmärkern,  juristischen 
Personen).  Es  folgt  eine  Klarlegung  des  Umfangs  der  Angelegenheiten,  die 
die  Gemeinde  in  den  Bereich  ihrer  Wirksamkeit  ziehen  kann.  Uebergehend 
zu  den  Stellen,  die  die  Verwaltung  der  Stadt  zu  führen  haben,  werden  zunächst 
Zusammensetzung  und  Wahl  der  Stadtverordneten- Versammlung  und  sodann 
die  des  Magistrates  erörtert,  und  hierbei  namentlich  die  auf  die  Wahlen  sich 
beziehenden  Bestimmungen  mit  besonderer  Ausführlichkeit  behandelt.  Die 
Geschäfte  der  Stadtverordneten  und  die  des  Magistrates  werden  im  Allgemeinen 
dargestellt  —  wobei  dem  Gemeindevermögen  ein  besonderer  Abschnitt 
zugewiesen  ist  Hierbei  sowohl  wie  bei  dem  Kapitel  der  Besorgung  staat- 
licher Verwaltungsgeschäfte  durch  städtische  Behörden  werden  aber  nur  die 
allgemeinen  Grundlagen  berührt;  die  Erörterung  vieler  einzelner  Angelegen- 
heiten wird  dem  zweiten  Bande  vorbehalten.  Gehälter  und  Pensionen, 
Gemeindehaushalt,  Verpflichtung  zur  Annahme  von  Stellen  und  Oberaufsicht 
über  die  Stadtverwaltung  bilden  die  letzten  Gegenstände  dieses  Abschnitts, 
der  sich  somit  in  der  Hauptsache  an  die  Disposition  der  Städteordnung 
anlehnt« 

Ein  Abdruck  der  Ausführungsinstruktion  vom  30.  Mai  1853  ist  der 
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Städteordnung  beigegeben,  worauf  der  Band  mit  einem  Abriss  der  Städte- 
verfassung in  NeuTorpommern  und  Rügen  sohliesst. 

Der  Inhalt  des  Werkes  ist  im  Vorstehenden  mit  Absicht  eingehender 
angegeben  um  zu  zeigen,  wie  der  Verfasser  seine  Aufgabe  aufgefasst  hat. 
Er  verfolgt  die  Entstehung  der  Gemeinde,  ihre  Verfassung  und  Verwaltung 
und  zwar  sowohl  im  Ganzen,  wie  auch  in  ihren  einzelnen  Einrichtungen,  nach 
ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  und  giebi  em 
Bild,  wie  sie  sich  nach  Gesetz,  Wissenschaft  und  Praxis  heute  darstellt.  Die 
auf  diese  einzelnen  Einrichtungen  sich  beziehenden  Bestimmungen,  die  sich 
in  den  verschiedensten  Gesetzen  zerstreut  finden,  werden  zusammengexaast 
und  nach  ihrem  inneren  Zusammenhange  behandelt.  Der  den  mancherlei  Einzel- 
bestimmungen zu  Grunde  liegende  oder  ans  ihnen  sich  ergebende  Grundsatz 
wird  dann  klargelegt  und  ausgestaltet.  Es  wird  somit  der  ganze  reiche  Stoff 
des  Gemeindeverfassungs-  und  Verwaltungsrechts,  den  Wissenschaft  und  Praxis 
geschaffen  haben,  in  einer  systematischen  Darstellung  vereinigt  und  —  wie  es 
in  der  Vorrede  heisst  —  sowohl  in  seinen  theoretischen  wie  seinen  praktischen 
Ergebnissen,  geschichtlich  wie  rechtsphilosophisch,  gewürdigt  und  dem  prak- 
tischen Leben  zugeführt. 

In  der  That  ist  es  eine  Fülle  von  Material,  die  darin  verarbeitet  ist. 
Nicht  nur  eine  grosse  Anzahl  von  Gesetzen  aus  alter  und  neuer  Zeit  kommen 
dabei  in  Betracht,  sondern  besonders  auch  zahlreiche  Entscheidungen  der 
höchsten  Instanzen;  namentlich  die  Judikatur  des  Oberverwaltungsgerichts 
hat  eine,  soweit  erkennbar,  erschöpfende  Verwerthung  gefunden.  Dadurch 
aber  gewinnt  das  Werk,  neben  seiner  rein  wissenschaftlichen  Bedeutung,  einen 
besonderen  Werth  für  die  Praxis.  Denn  es  wird  nicht  nur  ein  vollständiger 
und  zuverlässiger  Ueberblick  über  die  zur  Anwendung  zu  bringenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  und  die  über  ihre  Auslegung  bestehende  Praxis  gegeben, 
sondern  auch  durch  die  Klarlegung  der  den  Entscheidungen  zu  Grunde 
liegenden  Grundsätze  und  ihre  Einfügung  in  das  aufgebaute  System  die 
grundsatzgemässe  Entscheidung  anderer  zur  Entscheidung  zu  bringender 
Fälle  erleichtert. 

Gründlichkeit  und  Vollständigkeit  der  Behandlung,  Durcharbeitung  und 
kritische  Sichtung  des  umfangreichen  Stoffes,  klare  Fassung  und  anregende 
Schreibweise  sind  Vorzüge  des  Werkes,  die  ihm  eine  grosse  Bedeutung  für 
Wissenschaft  und  Praxis  sichern  werden.  Auf  Einzelheiten  der  in  ihm  ent- 
wickelten Auffassungen  einzugehen,  würde  bei  seinem  reichen  Inhalt  zu  weit 
führen,  umsomehr,  als  sich  die  Geltendmachung  abweichender  Ansichten 
gegenüber  den  wohlbegründeten  Ausfuhrungen  des  Verfassers  nicht  mit 
wenigen  Worten  erledigen  Hesse. 

Zu  wünschen  wäre  vielleicht  gewesen,  dass  die  äussere  Anordnung  des 
Stoffes  etwas  übersichtlicher  gestaltet  wäre.  Trotz  des  grossen  Umfange« 
zerfällt  das  Werk  nur  in  XII  Abschnitte,  von  denen  nur  einer  in  Paragraphen 
zerlegt  ist.    Allerdings  ist  ein  ausfuhrliches  Sachregister  vorhanden,  doch  wird 
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hierdurch  die  Schwierigkeit,  die  das  Aufsuchen  einer  bestimmten  Materie  im 
System  verursacht,  nur  zum  Theil  beseitigt.  Auch  würde  die  Beifügung  eines 
Legal-  und  Zitatenregisters  die  praktische  Brauchbarkeit  nicht  unerheblich 
erhöht  haben.  Peltzer. 

Strelff,  David,  Die  Religionsfreiheit  und  die  Massnahmen  der 
Kantone  und  des  Bundes  gemäss  Art.  50  Abs.  2  der  schweizeri- 
schen Bundesverfassung.  Zürich,  E.  Speidel,  1895.  89  S.    2  Mk. 

In  der  Schweiz  ist  die  Religionsfreiheit,  sowohl  nach  der  Richtung  der 
persönlichen  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  wie  nach  der  Richtung  der 
allgemeinen  Kultusfreiheit,  bundesrechtlich  gewährleistet,  Indes  bleibt  den 
Kantonen  und  dem  Bunde  vorbehalten,  „zur  Handhabung  der  Ordnung  und  des 
öffentlichen  Friedens  unter  den  Angehörigen  der  verschiedenen  Religions- 
geno88ensohaften  sowie  gegen  Eingriffe  kirchlicher  Behörden  in  die  Rechte 
der  Bürger  und  des  Staates,  die  geeigneten  Massnahmen  zu  treffen. tt  Diese 
Verfassungsbestimmung  ist  eine  jener  Normen,  die  dazu  herhalten  müssen, 
als  rechtliche  Grundlage  zur  Rechtfertigung  der  verschiedenartigsten  gesetz- 
lichen Bestimmungen  und  behördlichen  Verfügungen  verwendet  zu  werden. 
Je  nach  der  Zeitströmung  wird  sie  angerufen  werden,  um  das  Individuum  in 
seinem  Freiheitsrechte  zu  schützen  oder  aber  um  staatliche  Ansprüche  gegen- 
über Religionsgemeinschaften  geltend  zu  machen.  Nicht  uninteressant  ist  in 
diesem  Zusammenhang  die  Beobachtung,  dass  diese  Verfassungsbestimmung 
anläaslich  der  Revision  der  Bundesverfassung  im  Jahre  1874  eine  spezifisch 
kulturkämpferische  Pointe  erhalten  hat.  Die  Bundesbehörden  machten  zum 
ersten  Mal  von  der  ihnen  durch  die  Verfassungsvorschrift  eingeräumten  Be- 
fugnis Gebrauch,  als  sie  das  Recht  der  gemischten  Ehen  festsetzten;  später 
wurde  sie  angerufen  zur  Rechtfertigung  der  staatlichen  Massnahmen  anläss- 
lich des  Konfliktes  der  jurassischen  Geistlichen  mit  der  Berner  Regierung, 
ferner  zur  Verteidigung  der  sog.  Deplacetieruug  des  Bischofs  von  Basel, 
Lac  hat,  sodann  zum  Schutze  des  Pöbels  gegen  die  von  ihm  bedrohte  Heils- 
armee u.  a.  m. 

Die  Gesamtheit  der  in  Betracht  fallenden  „Massnahmen"  der  kanto- 
nalen Behörden  wie  der  Bundesbehörden  eignet  sich  weniger  zu  einer  syste- 
matischen als  zu  einer  kritischen  Besprechung,  und  zwar  insbesondere  auch 
deshalb,  weil  bezüglich  der  einzelnen  Massnahmen  —  haben  diese  einen 
speziellen  oder  einen  generellen  Charakter  —  selten  Art.  50  Abs.  2  der 
Bundesverfassung  allein,  sondern  meistens  eine  Reihe  weiterer  ausdrücklicher 
VerfaasungBnormen  in  Erwägung  zu  ziehen  sind.  Der  Umfang  des  vom  Verf. 
zu  verwertenden  Materials  läset  sich  daher  sehr  verschieden  bestimmen  und 
der  Anspruch  auf  Vollständigkeit  wird  nicht  erhoben  werden  können;  und 
wenn  auch  die  kritische  Besprechung  des  Verf.  aus  verschiedenen  Gründen 
nicht  uneingeschränktes  Lob  verdient,  so  ist  doch  ihr  Vorhandensein  eine 
erfreuliche  Erscheinung. 
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Als  Postulat  stellt  der  Verf.  schliesslich  den  Satz  au£  „es  mochte  das 
religiöse  Leben  in  Zukunft  auf  Grund  des  freien  Vereinsrechtes,  wofür  der 
Staat  zwingende  Normativbestimmungen  zum  Zwecke  der  Wahrung  seiner 
und  der  Bürger  Rechte  und  Interessen  aufstellt,  in  den  Kantonen  neu  ge- 
regelt werden41.  Leider  hat  der  Verf.  es  unterlassen,  dieses  Postulat  in 
genügender  Weise  zu  begründen,  denn  dasjenige,  was  er  über  das  religiöse 
Vereinsrecht  und  Versammlungsrecht  beibringt,  reioht  hiezn  nicht  aus. 
Und  gerade  auch  der  Umstand,  dass  er  jetzt  schon  die  Bistümer  als  „ Ver- 
eine oder  Verein8verbändeu  betrachtet  wissen  will,  würde  eine  einlassliche 
Erörterung  über  die  Bedeutung  des  sog.  „freien  Vereinsrechts*  erfordern. 

v.  Sali«, 

Professor  Dr.  Fr.  Meili,  Der  Staatsbankerott  und  die  moderne 
Rechtswissenschaft.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1895. 
IV  u.  86  S.  M.  1.60. 
Der  bekannte  Internationalist  fuhrt  in  dieser  Schrift,  deren  Inhalt  den 
Gegenstand  eines  Vortrages  gebildet  hat,  aus:  Der  Staat  steht  bei  seinen 
Schuld  verflichtungen  unter  den  Sätzen  des  Rechts,  näher  des  Privat- 
rechts.  Theoretisch  hat  der  Privatmann  wegen  seiner  Schuldforderungen 
gegen  den  Staat,  also  auch  gegen  den  auswärtigen  Staat,  die  aus  dem  all- 
gemeinen Rechte  sich  ergebenden  Befugnisse.  Praktisch  kann  hingegen  der 
Gläubiger  eines  wortbrüchigen  auswärtigen  Staates  bis  jetzt  gar  nichts 
machen.  Haben  doch  noch  in  der  jüngsten  Zeit  eine  Reihe  von  Staaten 
ihre  Schuldzahlungen  einseitig  willkürlich  eingestellt  oder  verringert!  In 
Folge  der  enormen  Vermehrung  der  Schulden  aller  Staaten  und  in  FoUre 
der  Ausbreitung  der  Kreise  der  Staatsgläubiger  ist  aber  in  der  Jetztzeit  die 
thunlichste  Sicherung  der  letzteren  zu  einem  eminenten  öffentlichen  Bedürf- 
niss  geworden.  Desshalb  bezeichet  es  M.  als  eine  Aufgabe  der  modernen 
Rechtswissenschaft  und,  indem  er  seine  Ausfuhrungen  nicht  ohne  guten 
Grund  zunächst  auf  die  sog.  auswärtigen  Schulden  der  Staaten  beschrankt, 
speziell  der  modernen  Wissenschaft  des  internationalen  Rechts,  auf  Abhilft 
hinzuwirken.  M.  verneint,  dass  die  Rcchtsgeschichte  geeignete  Mittel  und 
Wege  hiefür  an  die  Hand  gebe.  Die  legale  Haftpflicht,  kraft  deren  im 
Mittelalter  die  Einzelnen  für  Schulden  ihrer  Staatswesen  hatten  aufkommen 
müssen,  entspreche  der  modernen  Rechtsauffassung  von  der  Stellung  der  Indi- 
viduen im  und  zum  Staate  nicht  mehr  und  sei  auch  praktisch  unvereinbar 
mit  den  Anforderungen  des  internationalen  Verkehrs  der  Jetztzeit.  Auch 
von  den  verschiedenen  Formen  völkerrechtlicher  Repressalien,  welche  etwa 
gegen  einen  Staat  wegen  Nichterfüllung  seiner  Schuldverpflichtungen  an- 
gewandt werden  könnten,  will  M.  im  Grunde  nichts  wissen.  Einiges  mag 
nach  M.,  der  sich  hiebei  an  die  Ausfuhrungen  der  deutschen  Börsenenquete- 
kommission  anlehnt,  durch  die  Begründung  einer  gewissen  Haftpflicht  der 
Emissionshäuser,  durch  die  Aufstellung   gewisser  Voraussetzungen   für    die 
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Zulassung  ausländischer  Staatsanleihen  zum  Börsenverkehr  und  durch  den 
Ausschluss  der  Anleihen  wortbrüchiger  Staaten  vom  Börsenverkehr  gebessert 
werden  können.  Auch  erachtet  er  gewisse  Personal-  und  Realgarantien 
der  Staatsanleihen  —  so  durch  Bürgschaft  dritter  Staaten,  Bestellung  von 
(Staats-?)  Eisenbahnhypotheken,  Verpfandung  bestimmter  Staatseinnahmen 
—  nicht  für  werthlos.  Er  empfiehlt  ferner  unter  Berufung  auf  einige  Prä- 
zedenzfalle, bei  Abschluss  von  Staatsanleihen  vertraglich  die  Entscheidung 
von  Streitfragen  durch  ein  Schiedsgericht  aus  zubedingen. 

Die  Hauptsache  aber  ist  nach  M.,  dass  der  bestehende  Rechtszustand 
einer  internationalrechtlichen  "Weiterentwickelung  bedürfe.  Der  in  seinen 
Schuldverpflichtungen  säumige  oder  wortbrüchige  Staat  muss 
sich  einem  aus  Mitgliedern  anderer  Nationen  komponirten  Ge- 
richtshofe oder  einer  internationalen  Kommission  unterwerfen. 
Dieses  internationale  Organ  muss  insbesondere  befugt  sein,  die  ganze  ökono- 
mische Situation  des  betreffenden  Staates  zu  prüfen,  den  Zeitraum  zu  be- 
stimmen, innerhalb  dessen  die  Staatsschulden  zu  bezahlen  sind,  die  zeitweise 
Zuziehung  von  Ausländern  zur  Beaufsichtigung  der  Staatsfinanzen  vorzu- 
schreiben, rechtswidrige  Anordnungen  des  Staates  aufzuheben,  durch  welche 
derselbe  seine  internen  Gläubiger  begünstigt  oder  seine  übernommenen  Ver- 
pflichtungen verletzt  hat,  ferner  neue  Staatsabgaben  zu  bezeichnen,  welche 
einzufuhren  sind,  u.  8.  w.  M.  erklärt,  nicht  eine  politische  Intervention,  wie 
sie  in  der  Vergangenheit  öfters  Beitens  einzelner  Staaten  erfolgt  sei,  sei  das 
richtige  Abhilfemittel,  sondern  eine  Intervention  aller  Staaten,  unter  deren 
Angehörigen  sich  Gläubiger  des  Schuldnerstaates  befinden,  zum  Zwecke  der 
Bildung  eines  unparteiischen  internationalen  Rechtsorgans  mit  den  vor- 
erörterten Funktionen.  M.  betont,  dass  die  in  Egypten  unter  Mitwirkung  der 
Mächte  erfolgte  internationale  Rechtsregelung  des  Staatsschuldenwesens  von 
hoher  vorbildlicher  Bedeutung  für  andere  Staaten  sei,  wenn  auch  in  letzteren 
nicht  ebenso  einschneidende  Maassregeln  zu  treffen  seien.  Gegenüber  dem  Ein- 
wände, dass  die  Urtheile  eines  solchen  internationalen  Organs  nicht  zur  Aus- 
fuhrung gebracht  werden  würden,  beruft  M.  sich  auf  die  Erfahrungen  der 
Vergangenheit.  Es  gebe  kein  einziges  Beispiel,  wonach  Urtheile  vereinbarter 
internationaler  Gerichte  ignorirt  oder  bestritten  worden  seien.  Das  werde 
der  Schuldnerstaat  vor  der  öffentlichen  Meinung  nicht  wagen. 

Es  mag  anfechtbar  sein,  wonn  M.  den  Staatsschuldverpflichtungen  privat- 
rechtlichen Charakter  vindizirt.  Jedenfalls  theilen  wir  aber  M/s  Auffassung, 
dass  dieselben  Rechtscharakter  haben,  und  dass  der  Staat  einen  Recht 8 bruch 
begeht,  wenn  er  solche  Verpflichtungen  unter  Berufung  auf  sein  souveränes 
Ermessen  nicht  erfüllt.  Wir  pflichten  M.  bei,  dass  es  eine  schrankenlose 
staatliche  Souveränetät  überhaupt  nicht  giebt,  und  dass  in  der  Aufrichtung 
einer  internationalen  Instanz  über  Staatsschuldverpflichtungen  kein  unberech- 
tigter Eingriff  in  die  staatliche  Souveränetät  liegen  würde. 

M.  denkt  in  erster  Linie  an  judizielle,  repressive  Funktionen   eines  zu 
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schaffenden  internationalen  Organs.  Uns  däucbt,  dass  vor  Allem  gewisse  furt- 
laufende Kontrol-  und  Verwaltungsfunktionen  prophylaktischer  Art  inter- 
nationalen Organen  anvertraut  werden  müssten.  Insoweit  müssten  die  letz- 
teren mit  den  Gerichten  nur  die  Unabhängigkeit  ihrer  Mitglieder  gerneis 
haben.  Es  ist  uns  nicht  ganz  klar,  ob  M.  etwa  der  Gedanke  eines  zentra- 
lisirten  internationalen  Staatsschuldengerichtshofes  vorschwebt.  Uns  scheint, 
dass  jene  internationalen  Organe  durchgängig  in  den  einzelnen  Landern 
lokalisirt  und  unter  einer  gewissen  Mitwirkung  und  Betheiligung  de» 
schuldnerischen  Staates  gebildet  werden  müssten. 

Uebrigens  kommt  es  zur  Zeit  vor  Allem  darauf  an,  das  Bewusstsein  und 
die  Ueberzeugung  in  immer  weitere  Kreise  zu  tragen,  dass  durch  8tarkuD; 
und  Ausbildung  internationaler  Rechtseinrichtungen  eine  weitergehende  Siche- 
rung der  Staatsgläubiger  erstrebt  werden  muss.  M/s  Schrift  wird  dazu  t*i- 
tragen.  Der  bewährte  Vorkämpfer  des  internationalen  Rechtes  hat  durch 
dieselbe  seinen  bisherigen  Verdiensten  um  jenes  Recht  ein  erhebliches  neue* 
hinzugefugt.  Kau  f  m  a  n  n. 

Schmidt,  Dr.  Richard,  Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege,  Leipzig 
Duncker  &  Humblot,  1895.    VIII.    312  S.    Gr.  8.    Mk.  6.—. 

Bei  den  Praktikern  besteht  vielfach  eine  Abneigung  gegen  rechtsphilo 
sophische  Erörterungen,  wie  sehr  sie  auch  die  für  die  Auslegung  der  neueres 
Gesetze  unentbehrliche  Erkenntniss  ihrer  Prinzipien  fordern.  Ermöglich; 
doch  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Strafzumessung  die  Erkenntniss  des  lie- 
setzesprinzips  eine  gleichmässige  über  den  Gerichtssprengel  hinausgehend'. 
Gesetzesanwendung.  Schon  die  Interessen  der  Rechtspflege  verlangen  daher 
von  dem  Strafrichter,  dass  er  über  dieses  Prinzip  nachdenke.  Als  eine  An- 
leitung hierzu  sei  die  vorgenannte  Schrift,  die  bei  den  Theoretikern  einer 
Empfehlung  wohl  nicht  bedarf,  auch  den  Praktikern  warm  empfohlen. 

Es  gilt,  den  Widersprüchen  unserer  Strafbestimmungen,  dem  Schwankes 
der  Wissenschaft  gegenüber  das  Strafrecht  auf  eine  feste  Grundlage  n 
stellen.  Zwar  kann  dem  Führer  der  Reformbewegung  von  Liszt  der  Vor- 
wurf der  Systemlosigkeit  nicht  gemacht  werden,  aber  die  Erziehung  de* 
Verbrechers,  seine  Abschreckung  und  die  Sicherung  der  Gesellschaft  vor 
ihm  als  Aufgaben  der  Strafrechtspflege  stehen  nicht  nur  mit  dem  vom  Ver- 
fasser entwickelten  strafrechtlichen  Prinzip  in  Widerspruch,  sondern  die  Er- 
setzung unseres  Strafrechts  durch  derartige  Maassregeln  der  Verbrechern 
Vorbeugung  führt  zur  Auflösung  des  Strafrechts  selbst.  Denn  ein  Beamter, 
der,  sei  es  auch  in  den  Formen  des  Strafprozesses,  derartige  Sicherung^ 
maassregeln  verhängt,  spricht  kein  Recht:  materiell  verrichtet  er  polizei- 
liche Thätigkeit 

Jenes  Grundprinzip  nun,  auf  dem  das  Strafrecht  legislativ  aufzubauen 
und  vom  Richter  die  Strafzumessung  zu  treffen  ist,  ist  die  Vergeltung.  Nicht 
die  Vergeltung,  wie   sie  Kant   als  Rechtsgrund   der  Strafe  entwickelt: 
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Gerechtfertigt  ist  die  Strafe  durch  die  kulturelle  Mission  der  Gesellschaft. 
Die  Vergeltung  ist  der  Kern  der  Generalprävention  und  als  solcher  Straf- 
zweck. Sie  beruht  auf  dem  Werthurtheil  über  unsere  Mitmenschen,  dem- 
gemäß Eingriffe  in  fremde  Bechtssphären  die  Reaction  des  Verletzten  her- 
voriufen.  In  gleicher  Weise  erwarten  wir  von  dem  Staat  eine  solche  Re- 
action gegen  denjenigen,  der  in  seine  Rechtsordnung  eingreift.  Während 
Rache  und  Vergeltung  im  KANT'schen  Sinne  besteht  in  dem  Verhältniss 
zwischen  Verletzten  und  Verletzer,  liegt  der  vergeltende  Charakter  der 
Strafe  nach  dem  Verfasser  in  ihrer  Einwirkung  auf  den  Dritten.  „Vergeltung 
ist  zwangsweise  Reaction  gegen  eine  Kränkung  mit  Rücksicht  auf  die  Em- 
pfindung dritter. "  Hiermit  hat  der  Verfasser  einen  Vergeltungsbegriff  con- 
struirt,  der  der  herrschenden  Volksanschauung  gerecht  wird,  und  indem  er 
ein  festes  Prinzip  für  allgemeingiltige  Strafsätze  abgiebt,  die  Verflüchtigung 
des  Strafrechts  in  polizeiliche  Sicherungsmaassregeln  verhindert.  Denn  nun 
gilt  es:  Nicht  der  Verbrecher  ist  der  Gegenstand  der  Strafverfolgung,  son- 
dern die  verbrecherische  That.  Desshalb  muss  die  gleiche  That  auch  gleich 
gestraft  werden. 

Gegenüber  der  neueren,  die  Spezialprävention  als  den  entscheidenden 
Strafzweck  anerkennenden  Richtung  beweist  der  Verfasser  an  einem  TJeber- 
blick  über  die  Entwickelung  des  Strafreohts  in  den  westeuropäischen  Staaten, 
dass  dem  willkürlichen  Vorgehen  der  Staatsgewalten  gegen  die  Verbrecher, 
den  auf  ihre  Unschädlichmachung  und  die  Sicherung  der  Gesellschaft  vor 
hnen  gerichteten  Maassregeln  gegenüber  überall  und  gerade  in  den  geord- 
neten Zeiten  der  Grundsatz  sich  durchgerungen  hat,  es  müsse  die  That 
ohne  Rücksicht  auf  die  persönlichen  Eigenschaften  des  Thäters  nach  gleichen 
Grundsätzen  gestraft  werden. 

Somit  kann  die  Strafrechtspflege  ihrem  Zwecke  nur  gerecht  werden, 
wenn  alle  Sicherungsmaassregeln  der  Verwaltung  überwiesen  werden  und  der 
Strafrechtspflege  die  einzige  Aufgabe  verbleibt,  den  Eingriff  in  die  Rechts- 
ordnung nach  dem  Grundsatze  vergeltender  Gerechtigkeit  zu  ahnden. 

Bozi. 


Joel  Prentlss  Bishop,  New  Gommentaries  on  Marriage,  Divorce 

and  Separation.    A  new  System  of  legal  Exposition.    Two 

Volumes.  Chicago,  T.  H.  Flood  and  Company. 

Es  dürfte  kaum  auf  ernstlichen  Widerspruch   stossen,  wenn   wir  auf 

Grand  langjähriger  Beobachtung  den  Ausspruch  wagen,  dass  das  rechtswissen- 

schaftliche  Fachinteresse  in  Deutschland  für  Englands  und  Amerikas  Recht 

und   Judikatur  weit  weniger  wach  erhalten  wird,  als  für  die  Ansätze  des 

rechtlichen  Lebens  bei  weit  abseits  gelegenen  Völkerstämmen  in  fremden 

Welttheilen.    Der  Urwald  des  ethnologisch-juristischen  Materials  wird  von 

furchtlosen  Forschern  durchquert  und  die  afrikanische  Jurisprudenz  harrt  der 
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schaffenden  internationalen  Organs.  Uns  däucht,  dass  vor  Allem  gewisse  fort- 
laufende Kontrol-  und  Verwaltungsfunktionen  prophylaktischer  Art  inter- 
nationalen Organen  anvertraut  werden  xnüssten.  Insoweit  müssten  die  letz- 
teren mit  den  Gerichten  nur  die  Unabhängigkeit  ihrer  Mitglieder  gemein 
haben.  Es  ist  uns  nicht  ganz  klar,  ob  M.  etwa  der  Gedanke  eines  zentra- 
lisirten  internationalen  Staatsschuldengerichtshofes  vorschwebt.  Uns  scheint, 
dass  jene  internationalen  Organe  durchgängig  in  den  einzelnen  Lindem 
lokalisirt  und  unter  einer  gewissen  Mitwirkung  und  Betheiligung  des 
schuldneri8chen  Staates  gebildet  werden  müssten. 

Uebrigens  kommt  es  zur  Zeit  vor  Allem  darauf  an,  das  BewussUein  und 
die  Ueberzeugung  in  immer  weitere  Kreise  zu  tragen,  dass  durch  Stärkung 
und  Ausbildung  internationaler  Rechtseinrichtungen  eine  weitergehende  Siche- 
rung der  Staatsgläubiger  erstrebt  werden  muss.  M/s  Schrift  wird  dazu  Ia- 
trogen. Der  bewährte  Vorkämpfer  des  internationalen  Rechtes  hat  durch 
dieselbe  seinen  bisherigen  Verdiensten  um  jenes  Recht  ein  erhebliches  neue? 
hinzugefugt.  K  a  u  f  m  a  n  n. 

Schmidt,  Dr.  Richard,  Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege,  Leipzig. 
Duncker  &  Humblot,  1895.    VIII.    312  S.    Gr.  8.    Mk.  6.—. 

Bei  den  Praktikern  besteht  vielfach  eine  Abneigung  gegen  rechtsphilc- 
sophische  Erörterungen,  wie  sehr  sie  auch  die  für  die  Auslegung  der  neueren 
Gesetze  unentbehrliche  Erkenntniss  ihrer  Prinzipien  fordern.  Ermöglich! 
doch  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Strafzumessung  die  Erkenntniss  des  Ge- 
setzesprinzips eine  gleichmäBsige  über  den  Gerichtssprengel  hinausgehend 
Gesetzesanwendung.  Schon  die  Interessen  der  Rechtspflege  verlangen  daher 
von  dem  Strafrichter,  dass  er  über  dieses  Prinzip  nachdenke.  Als  eine  An- 
leitung hierzu  sei  die  vorgenannte  Schrift,  die  bei  den  Theoretikern  einer 
Empfehlung  wohl  nicht  bedarf,  auch  den  Praktikern  warm  empfohlen. 

Es  gilt,  den  Widersprüchen  unserer  Strafbestimmungen,  dem  Schwanket 
der  Wissenschaft  gegenüber  das  Strafrecht  auf  eine  feste  Grundlage  m 
stellen.  Zwar  kann  dem  Führer  der  Reforrobewegung  von  Liszt  der  Vor- 
wurf der  Systemlosigkeit  nicht  gemacht  werden,  aber  die  Erziehung  de« 
Verbrechers,  seine  Abschreckung  und  die  Sicherang  der  Gesellschaft  vor 
ihm  als  Aufgaben  der  Strafrechtspflege  stehen  nicht  nur  mit  dem  vom  Ver- 
fasser entwickelten  strafrechtlichen  Prinzip  in  Widerspruch,  sondern  die  Er- 
setzung unseres  Strafrechts  durch  derartige  Maassregeln  der  Verbrechenf- 
Vorbeugung  fuhrt  zur  Auflösung  des  Strafrechts  selbst.  Denn  ein  Beamter, 
der,  sei  es  auch  in  den  Formen  des  Strafprozesses,  derartige  Sicherung»- 
maassregeln  verhängt,  spricht  kein  Recht:  materiell  verrichtet  er  polizei- 
liche Thätigkeit. 

Jenes  Grundprinzip  nun,  auf  dem  das  Strafrecht  legislativ  aufzubauen 
und  vom  Richter  die  Strafzumessung  zu  treffen  ist,  ist  die  Vergeltung.  Xicat 
die  Vergeltung,   wie   sie  Kant   als  Rechtsgrund   der   Strafe  entwickelt: 
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Gerechtfertigt  ist  die  Strafe  durch  die  kulturelle  Mission  der  Gesellschaft. 
Die  Vergeltung  ist  der  Kern  der  Generalprävention  und  als  solcher  Straf- 
zweck. Sie  beruht  auf  dem  Werthurtheil  über  unsere  Mitmenschen,  dem- 
gemäss  Eingriffe  in  fremde  Rechtssphären  die  Reaction  des  Verletzten  ber- 
voriufen.  In  gleicher  Weise  erwarten  wir  von  dem  Staat  eine  solche  Re- 
action gegen  denjenigen,  der  in  seine  Rechtsordnung  eingreift.  Während 
Rache  und  Vergeltung  im  KANT'schen  Sinne  besteht  in  dem  Verhältniss 
zwischen  Verletzten  und  Verletzer,  liegt  der  vergeltende  Charakter  der 
Strafe  nach  dem  Verfasser  in  ihrer  Einwirkung  auf  den  Dritten.  „Vergeltung 
ist  zwangsweise  Reaction  gegen  eine  Kränkung  mit  Rücksicht  auf  die  Em- 
pfindung dritter."  Hiermit  hat  der  Verfasser  einen  Vergeltungsbegriff  con- 
struirt,  der  der  herrschenden  Volksanschauung  gerecht  wird,  und  indem  er 
ein  festes  Prinzip  für  allgemeingiltige  Strafsätze  abgiebt,  die  Verflüchtigung 
des  Strafrechts  in  polizeiliche  Sicherungsmaassregeln  verhindert.  Denn  nun 
gilt  es:  Nicht  der  Verbrecher  ist  der  Gegenstand  der  Strafverfolgung,  son- 
dern die  verbrecherische  That.  Desshalb  muss  die  gleiche  That  auch  gleich 
gestraft  werden. 

Gegenüber  der  neueren,  die  Spezialprävention  als  den  entscheidenden 
Strafzweck  anerkennenden  Richtung  beweist  der  Verfasser  an  einem  Ueber- 
blick  über  die  Entwickelung  des  Strafrechts  in  den  westeuropäischen  Staaten, 
dass  dem  willkürlichen  Vorgehen  der  Staatsgewalten  gegen  die  Verbrecher, 
den  auf  ihre  Unschädlichmachung  und  die  Sicherung  der  Gesellschaft  vor 
hnen  gerichteten  Maassregeln  gegenüber  überall  und  gerade  in  den  geord- 
neten Zeiten  der  Grundsatz  sich  durchgerungen  hat,  es  müsse  die  That 
ohne  Rücksicht  auf  die  persönlichen  Eigenschaften  des  Thäters  nach  gleichen 
Grundsätzen  gestraft  werden. 

Somit  kann  die  Strafrechtspflege  ihrem  Zwecke  nur  gerecht  werden, 
wenn  alle  Sicherungsmaassregeln  der  Verwaltung  überwiesen  werden  und  der 
Strafrechtspflege  die  einzige  Aufgabe  verbleibt,  den  Eingriff  in  die  Rechts- 
ordnung nach  dem  Grundsätze  vergeltender  Gerechtigkeit  zu  ahnden. 

Bozi. 


Joel  Prentiss  Bishop,  New  Commentaries  on  Marriage,  Divorce 
and  Separation.  A  new  System  of  legal  Exposition.  Two 
Volumes.  Chicago,  T.  H.  Flood  and  Company. 

Es  dürfte  kaum  auf  ernstlichen  Widerspruch  stossen,  wenn  wir  auf 
Grund  langjähriger  Beobachtung  den  Ausspruch  wagen,  dass  das  rechtswissen- 
schaftliche Fachinteresse  in  Deutschland  für  Englands  und  Amerikas  Recht 
und  Judikatur  weit  weniger  wach  erhalten  wird,  als  für  die  Ansätze  des 
rechtlichen  Lebens  bei  weit  abseits  gelegenen  Völkerstämmen  in  fremden 
Welttheilen.  Der  Urwald  des  ethnologisch-juristischen  Materials  wird  von 
furchtlosen  Forschern  durchquert  und  die  afrikanische  Jurisprudenz  harrt  der 
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Hag«  Sekaaer,  1.  Die  Civilprozessordnung  und  Jurisdictionsnorm 
vom  1.  Anglist  1895  (XIV  u.  715  8.);  2.  Die  Executionsordnung 
vom  27.  Mai  1896  (X  u.  704  S.)  Wien,  Manz,  1896. 

Die  neue  Österreichische  Civilprozessgebung  seitigt  eine  verhaltniss- 
mässig  grosse  Literatur,  wie  nicht  anders  zu  erwarten  war.  Berechtigte  und 
Unberechtigte  beeilen  sich,  ihr  Wissen  über  das  neue  Recht  mitzntheüeii, 
und  gerade  die  Letzteren  rechnen  wohl  darauf,  die  Mangel  ihrer  Darstellung 
durch  die  angebliche  Jungfräulichkeit  des  Stoffes  entschuldigt  an  sehen. 
Schauer  gehört  nicht  zu  ihnen;  seine  Gabe  ist  anspruchslos  und  gerade 
darum,  in  ihrer  Begrenzung  werthvoIL  Seine  zwei  Bucher  fuhren  uns  vor 
Allem  durch  zahlreiche  Verweisungen  auf  Parallelstellen  und  durch  Sach- 
register in  die  Zusammenhange  des  neuen  Rechtes  ein;  da  die  neuen  Gesetze 
begreiflicher  Weise  eine  neue  Systematik  mit  sich  gebracht  haben,  ist  die 
erwähnte  Verweisung  auf  Parallelstellen  sehr  belehrend,  und  es  thut  dem 
keinen  Eintrag,  dass  hie  und  da  —  nicht  häufig  —  eine  Verweisung  auf 
Irrthum  beruht,  oder  dass  auf  eine  Parallelstelle  nicht  verwiesen  ist.  Ferner 
bringt  Schauer  zur  Erklärung  des  Gesetzes  Auszuge  aus  den  Motiven  der 
Entwürfe,  die  freilich  wie  auch  die  Motive  selbst  nach  allbekannten  Grund- 
sätzen nur  mit  Vorsicht  benützt  werden  dürfen;  die  österreichischen  Motive, 
welche  grossen theils  nur  allgemeine  Lehren  behandeln,  lassen  freilich  die 
Gefahr  als  gering  erscheinen,  dass  wir  statt  der  Gesetzanbeter  etwa  Motiven- 
anbeter  bekommen  konnten.  Endlich  enthalten  die  angezeigten  Bände  noch 
selbständige  Anmerkungen  des  Verfassers,  welche  vielleicht  nicht  immer  un- 
angefochten bleiben  werden,  aber  doch  einen  tüchtigen  Ansatz  zu  einem 
Commentare  bieten. 

Im  Ganzen  sind  also  die  zwei  Bände  erfreuliche  Leistungen,  welche 
der  Referent  auch  deutschen  Lesern  empfehlen  kann. 

Wien.  Privatdocent  Dr.  Po  Hak. 
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Aufsätze. 


Die  Rechtsverhältnisse  der  „sog.  Sujets  mixtes". 

Unier  Benutzung  amtlicher  Quellen  bearbeitet 

von 

Freiherrn  von  und  zu  Bodman, 

Kaiserlichem  Legatlooasekretar. 
Berlin  (z.  Zt.  Teheran). 


(Fortsetzung  und  Schluss.) 

Kap.  III. 
Eintritt  der  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  nach  der  Geburt. 

§  7.  Durch  Legitimation. 
Die  Legitimation  begründet  nach  der  herrschenden  Auffas- 
sung auch  da,  wo  die  Landesgesetze  es  nicht  ausdrücklich  hervor- 
heben, für  das  legitimirte  Kind  die  Staatsangehörigkeit  des 
Vaters1.  In  der  That  spricht  dafür  die  sich  fast  überall  vor- 
findende gesetzliche  Bestimmung,  dass  das  legitimirte  Kind  in 
alle  Rechte  des  legitimen  Kindes  eintritt.  Doch  sind  die  Grund- 
sätze,  nach  denen  die  Legitimation  ausserehelicher  Kinder   sich 

1  Vgl.  Bar  a.  a.  0.  I,  53  S.  177.  —  Fiore,  dir.  int.  pr.,  Firenze,  1874 
§58.  —  POrTLnfGEX  a.  a.  0.  S.  85.  —  Cahn  a.  a.  0.  S.  31.  —  Weiss  und 
Cogordax  (ersterer  a.  a.  0.  S.  74,  letzterer  a.  a.  0.  S.  35J  wollen  für  da* 
französische  Recht  der  Legitimation  keine  Wirkung  bezüglich  der  Staats- 
angehörigkeit zuschreiben,  wenn  schon  eine  Anerkennung  stattgefunden  hat, 
weil  die  Legitimation  nnr  eine  verstärkte  Anerkennung  sei. 

Archiv  für  Öffentlich«  Recht.  XU.  3.  21 
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regelt,  keine  einheitlichen.  Abgesehen  davon,  dass  zwei  Staaten 
eine  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  überhaupt  nicht  ken- 
nen8, schliessen  viele  Länder  die  incestuosen  und  adulterinen 
Kinder  von  der  Rechtswohlthat  der  Legitimation  vollständig  aus 
oder  andere  machen  wieder  die  Gültigkeit  derselben  von  der  Er- 
füllung bestimmter  formeller  Erfordernisse  abhängig. 

Je  nachdem  diese  verschiedenen  Prinzipien  zusammentreffen, 
können  sie,  sobald  der  legitimirende  Vater  eine  andere  Staats- 
angehörigkeit, als  das  Kind  besitzt,  leicht  zu  Nationalitatskon- 
flikten  Anlass  geben.  Für  die  Gültigkeit  der  Legitimation  ist 
im  Allgemeinen  das  persönliche  Recht  des  Vaters  massgebend". 
Doch  kann  es  vorkommen,  dass  der  Heimathsstaat  des  Kindes  die 
Legitimation  nur  dann  als  rechtskräftig  ansieht,  wenn  das  Kind 
nach  seinem  persönlichem  Recht  legitimationsfähig  ist4.  Wird 
die  Legitimation  von  dem  Geburtslande  nicht  als  gültig  anerkannt, 
so  bleibt  sie  diesem  gegenüber  ohne  Einfluss  auf  das  Fortbestehen 
der  bisherigen  Staatsangehörigkeit  des  Kindes,  und  dieses  behält 
somit  neben  der  neuen  die  alte  Nationalität. 

I.  Das  in  B  geborene,  von  einem  Staatsangehö- 
rigen von  A  durch  die  nachfolgende  Ehe  mit  der 
Mutter  legitimirte  uneheliche  Kind  wird  Unterthan 
von  A5.  Gleichzeitig  behält  es  aber  die  Staatsange- 
hörigkeit von  B,  da  B  eine  Legitimation  durch  nach- 
folgende Ehe  überhaupt  nicht  kennt,  wie  Russland6  (mit 


2  England  and  Russland,  vgl.  weiter  unten  S.  320  ff. 

3  Duguit,  du  conflit  des  lois  en  matiere  de  filiation,  J.  d.  dr.  i.  pr. 
XIII  S.  514.  —  Despagnlt,  de  la  legitimation  en  droit  international  prive\ 
J.  d.  dr.  i.  pr.  XV  S.  593. 

*  Weiss,  Traite  elem.  S.  556  u.  554.  —  Duguit  a.  a.  0.  S.  519. 

5  Vgl.  diesen  §  unten  IL 

6  Sammlung  der  russischen  Civilg.  X  Art.  132,  1:  .uneheliche  Kinder 
sind:  ausser  der  Ehe  geborene,  auch  wenn  ihre  Eltern  in  der  Folge  durch 
gesetzliche  Ehe  verbunden  sind."  —  Vgl.  Lehr,  Droit  civile  russe  S.  78. 
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Ausnahme  von  Polen  und  den  Ostseeprovinzen)  und  England 
(mit  Ausnahme  von  Schottland)7. 

Vor  einigen  Jahren  gab  folgender  Spezialfall  Anlass  zu  einem 
Schriftwechsel  zwischen  russischen  und  deutschen  Behörden  8 :  eine 
Russin  hatte  in  Odessa  ausserehelich  einen  Sohn  geboren,  der 
nach  dortigem  Recht  russischer  Unterthan  war.  Kurz  darauf 
verheirathete  sich  die  Mutter  mit  dem  natürlichen  Vater  des  Kin- 
des,  der  die  preussische  Staatsangehörigkeit  besass.  Nach  dem 
einige  Jahre  später  erfolgten  Tode  der  Frau  gab  der  Vater  vor 
dem  deutschen  Generalkonsulat  in  Odessa  die  notarielle  Erklä- 
rung ab,  dass  er  seinen  Sohn  durch  die  nachfolgende  Ehe  legi- 
timirt  wissen  wolle.  Dieser  erhielt  sodann  auf  Grund  der  nach 
preussischem  Recht  rechtskräftig  gewordenen  Legitimation  von 
der  zuständigen  preussischen  Behörde  einen  Heimathschein.  Die 
russische  Regierung  erkannte  jedoch  seine  Eigenschaft  als  Preusse 
nicht  an,  sondern  erklärte,  er  sei  als  unehelicher  Sohn  einer 
Russin  Russe  geblieben,  da  das  dortige  Recht  eine  Legitimation 
durch  nachfolgende  Ehe  nicht  kenne.  Da  beide  Regierungen  auf 
ihrem  einmal  eingenommenen  Standpunkt  verharrten,  besass  der 
Betreffende  gleichzeitig  die  russische  und  preussische  Staatsan- 
gehörigkeit. 

Ein  analoger  Konflikt,  der  für  die  Auffassung  der  englischen 
Gerichtspraxis  —  die  jedoch  in  dieser  Frage  keine  einheitliche 
genannt  werden  kann9  —  bezeichnend  ist,  wird  aus  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  berichtet10:  Ein  Genfer  hatte  sich  in 
England  niedergelassen  und  mit  einer  Engländerin  mehrere  Kin- 
der gezeugt.    Er  heirathete  die  Betreffende  und  legitimirte  gleich- 

7  Vgl.  Weiss,  Traite  el&nent.  S.  558  und  Anra.  4.  —  Lawrence  a.  a.  0. 
III  S.  158. 

8  Amtliche  Quelle. 

•  Dafür  Duguit  a.  a.  0.  S.  514  Anm.  4.  —  Dagegen  Westlake,  La 
doctrine  anglaise  en  matiere  de  droit  international,  J.  d.  dr.  i.  pr.  1881 
S.  317. 

10  J.  d.  dr.  i.  pr.  XV  S.  881,  Fall  Thomagay. 
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zeitig  seine  natürlichen  Kinder,  welche  dadurch  Genfer  Staats- 
angehörige wurden.  Bei  Gelegenheit  eines  späteren  Erbschafts- 
streits erkannten  die  englischen  Gerichte  die  Legitimation  nicht 
als  gültig  an,   da  eine  solche  dem  englischen  Recht  fremd   sei. 

II.  Das  in  B  geborene  incestuose  oder  adulterine 
Kind  ist  als  Kind  „unbekannter  Eltern*  Unterthan  von 
B.  Durch  die  nachfolgende  Ehe  seiner  Eltern,  welche 
die  Staatsangehörigkeit  von  A  besitzen,  wird  es  legiti- 
mirt    und    erwirbt     die    Nationalität    seines    Vaters11. 


11  Zu  A:  Dänemark,  Gesb.  Christians  v.  1683,  V,  2,  10  (nach  Caii* 
a.  a.  0.  S.  116).  —  Deutsches  Reich,  §  4  Ges.  vom  1.  Juni  1870:  ,iat  der 
Vater  eines  unehelichen  Kindes  ein  Deutscher  und  besitzt  die  Mutter  nicht 
die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  so  erwirbt  das  Kind  durch  eine  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  gemäss  erfolgte  Legitimation  die  Staatsangehörig- 
keit des  Vaters.*  —  Norwegen,  Gesb.  v.  1687,  V,  2,  31  (nach  Cahk  a.  a.  0. 
S.  116).  —  Oesterreich,  §  161  bgl.  Gesb.:  .Kinder,  welche  ausser  der  Ehe 
geboren  und  durch  die  nachher  erfolgte  Verehelichung  ihrer  Eltern  in  die 
Familie  eingetreten  sind,   werden  unter  die  ehelich  gezeugten  gerechnet4 

—  Mexico,  Art.  325:  cod.  civ.  vom  14.  December  1883:  »solo  paeden  ser 
legitim  ad  08  los  hijos  naturales*  und  Art.  326:  „el  unico  medio  de  legiti- 
macion  es  el  subsiguiente  matrimonio  de  los  padres."  —  Schweden,  Gesb. 
v.  1734,  Aerfda  Balk,  cap.  8,  1 :  «zeugt  ein  Mann  ein  Kind  in  Hurerei,  und 
nimmt  das  Weib  nachher  zur  Frau,  oder  verspricht  ihr  die  Ehe  .  . .,  so  erb« 
das  Kind  gleich  einem  Kinde  aus  gesetzlicher  Ehe.*  —  Schweiz,  Art.  25. 
Abs.  5,  Ges.  vom  24.  Dec.  1874:  „les  enfants  nes  avant  le  manage  sont 
legitimes  par  le  mariage  subs£quent  de  leurs  parents"  (Ann.  d.  1.  6tr.  1876 
S.  723),  mit  Ausnahme  der  Kantone  Tessin,  Wallis,  Neuenburg  und 
Genf  (vgl.  Cahn  a.  a.  0.  S.  117).  —  Ungarn,  Ges.  vom  24.  Dec.  1879,  4: 
„die  natürlichen  Kinder  eines  Ungarn  und  einer  Ungarin  erwerben  durch 
Legitimation  die  ungarische  Staatsangehörigkeit"  (ann.  d.  1.  ötr.  1880  S.  332». 

—  Vereinigte  Staaten,  rev.  st.  sect.  4704:  »in  the  administration  of 
the  pension  law,  children  born  before  the  marriage  of  their  parento,  if 
acknowledged  by  the  father  before  or  after  the  marriage  shall  be  deemed 
legitimate*.  Nach  Cahn  a.  a.  0.  S.  116  u.  117  kommen  hier  noch  in  Be- 
tracht: Serbien  (Art.  133  u.  134  bgl.  Gesb.)  und  Guatemala  (Art.  295 
bgl.  Gesb.).  —  Rumänien,  Art.  304  cod.  Rom.:  „copiil  nascuti  seü  conceputl 
afara  din  c&s&toria,  se  vor  pute  legitima  prin  caaatoria,  facuta  dupe  naccere 
Intre  tatäl  ?i  uiama  lor,  cand  acestia  'I  vor  fi  recunoscut,  chiar  prin  acrula 
lor  de  casiitoria  und  Art.  305:    „legitimarea  se  pöte  face  chiar  in  folosul 
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Gleichzeitig  behält  es  aber  die  Staatsangehörigkeit  von 
B,  da  in  B  die  Legitimation  von  incestuosen  und  adul- 
terinen  Kindern  unmöglich  ist12. 

copiiloo  incetatT  din  viatÜ,  cart  aü  lasatü  dupä  dinsü  descendintt,  gi  atunci 
aceatia  se  bucura  de  efectele  ei.*  —  Spanien  (Art.  119,  bgl.  Gesb.  vom 
24.  Juli  1889):  .man  kann  nur  die  natürlichen  Kinder  legitimiren.  Natürliche 
Kinder  sind  die  außerehelich  geborenen  Kinder  von  Eltern,  welche  sich  mit 
oder  ohne  Dispens  nicht  hätten  heirathen  dürfen"  (coli,  de  codes  civ.).  — 
Kanton  Tessin  (Art.  136  u.  137  c.  c):  ,ai  figli  adulterini  o  incestuosi  e 
vietata  l'indagine  tanto  sulla  paternita  che  sulla  maternitä*  und  Art.  137: 
„i  figli  nati  fuori  del  matrimonio  restano  leggitimati  mediante  il  susseguente 
matr.  timonio  dei  loro  genitori.*  —  Kanton  Wallis  (bgl.  Gesb.  Art.  134): 
vgl.  Anm.  151  S.  238.  —  Kanton  Genf  (Art  331  c.  c):  ,les  enfants  nes 
hors  du  mariage,  autres  que  ceux  n£s  d'un  commerce  incestueux  ou  adulterin, 
pourront  ötre  legitimes  par  le  mariage  subs£quent  de  leurs  pere  et  mere.* 
Es  kommen  hier  noch  in  Betracht:  Monaco  (Art.  331  c.  c.)t  die  russischen 
Ostseeprovinzen  (Art.  173  des  baltischen  Gesb.),  Schottland,  Argen- 
tinien (Art.  311  u.  338—342  c.  c),  Bolivien  (Art.  173  c.  c),  Brasilien 
(Art.  208—210  c.  c),  Chile  (Art.  202  u.  204  c.  c.)f  Columbien  (Art.  255 
u.  256  c.  c),  Costa  Rica  (Art.  115  u.  118  c.  c),  Ecuador  (Art.  196 
u.  198),  Peru  (Art.  264  u.  236  c.  c),  San  Salvador  (Art.  205,  207,  208 
c.  c.)f  Uruguay  (Art.  202,  217—222  c.  c),  und  Venezuela  (Art.  213 
u.  214).  —  Vgl.  Cahn  a.  a.  O.  S.  117  u.  118. 

12  Zu  B:  Frankreich,  Luxemburg  (Art.  331  u.  333  code  civil): 
Belgien  (Art.  331  c.  c):  ,les  enfants  n£s  hors  mariage,  autres  que  ceux 
nes  d'un  commerce  incestueux  ou  adulterin,  pourront  etre  legitimes  par  le 
mariage  subsäquent  de  leurs  pere  et  mere  .  .  .*,  und  Art.  333:  „les  enfants 
legitimes  par  le  mariage  subsequent  auront  les  meines  droits  que  s'ils  etaient 
nes  de  ce  mariage."  —  Italien  (Art.  195  c.  c):  anon  possono  essere  legiti- 
mati  per  susseguente  matrimonio  ne  per  decreto  reale  i  figli  che  non  possono 
essere  legalmente  riconosciute".  Vgl.  Kap.  II  §  6,  I,  c,  Note  151  S.  238.  — 
Niederlande  (Art.  327  bgl.  Gesb.):  „kinderen  buiten  huwelijk  verweckt, 
met  uitzondering  von  degenen  die  in  overspel  of  in  bloedschande  zijn  ge- 
teeld,  worden  door  het  opvolgend  huwelijk  von  hnnnen  vader  en  moder 
gewettigd."  —  Polen  (Art.  291  bgl.  Gesb.):  »les  enfants  nes  hors  de 
mariage,  autres  que  ceux  nes  d'un  commerce  adulterin,  peuvent  etre  legi- 
times par  le  mariage  subsequent  de  leurs  pere  et  mere  .  .  ."  (Lubliner, 
concordance  entre  le  code  civil  du  royaume  de  Pologne  et  le  code  civil 
Francais,  Paris  1846.)  —  Portugal  (Art.  119  c.  c):  „o  matrimonio  legitima 
ob  filhos  nascidos  antes  delle  das  personas  que  o  contrahem  .  .  .*  und 
Art  121:    „os  legitimados  por  subseqnente  matrimonio  sao  em  tudo   equi- 
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Die  aufgestellte  Hypothese  trifft  natürlich  nur  dann  zu,  wenn 
die  Rechtsprechung  der  Länder,  welche  der  Legitimation  eines 
incestuosen  oder  adulterinen  Kindes  die  rechtliche  Wirksamkeit 
versagen,  dieses  materielle  Hinderniss  auch  für  den  Fall  bestehen 
lassen,  dass  der  legitimirende  Vater  Ausländer  und  die  Legiti- 
mation solcher  Kinder  nach  seinem  Heimathsrecht  erlaubt  ist. 

Die  französische  und  die  belgische  Jurisprudenz  haben  in 
der  Theorie  wie  in  der  Praxis  diesen  Grundsatz  anerkannt,  je- 
doch nur  da,  wo  die  Eheschliessung  in  Frankreich  oder  in  Bel- 
gien stattfindet.  Man  hat  dafür  die  ratio  legis  geltend  gemacht 
wonach  der  Gesetzgeber  aus  Gründen  der  öffentlichen  Moral  ein 
für  alle  Mal  die  Legitimation  derartiger  Kinder  habe  unmöglich 
machen  wollen13.  Dieser  Auffassung  wird  man  wohl  entgegen- 
halten können,  dass,  wenn  man  allgemein  (wie  auch  die  Ver- 
fechter des  französischen  Prinzips  nicht  bestreiten)  das  person- 
liche Recht  des  Vaters  als  massgebend  für  die  Legitimation 
ansieht,  es  schwer  zu  verstehen  ist,  warum  gerade  hier  eine  Aus- 
nahme gemacht  werden  soll;  das  legitimirte  incestuose  oder  ad- 
ulterine  Kind  bleibt  ja  nicht  Franzose  oder  Belgier,  es  tritt  ja 
nicht  in  eine  französische  oder  belgische,  sondern  in  eine  aus- 
ländische Familie  ein;  es  ist  also  sicherlich  nicht  die  französische 
oder  belgische  Moral,  welche  hierdurch  etwa  verletzt  würde.  Auch 
kann  die  Berechtigung  eines  Staats,  einem  anderen  Vorschriften 
über  moralische  Anschauungen  zu  machen,  doch  gewiss  nicht  an- 
erkannt werden. 


parados  aos  filhos  legitim os ..  ."  Art.  122:  „podem  ser  perfilhados  todos 
08  filhos  illegitim 09,  excepto:  1.  ob  filhos  adulterinos,  2.  os  filhos  incestuosos.* 
13  Vgl.  Duguit  a.  a.  0.  S.  518:  „il  nous  parait  difficile  qu'un  tribuoal 
fran^ais  puisse  sanctionner  la  legitimation  d'un  enfant  adulterin  faite  en 
France  ...  En  prohibant  la  legitimation  des  enfants  adulterins  le  legis» 
lateur  a  eu  certainement  en  vue  une  raison  de  moralite  generale.  —  Ebenso 
für  die  incestuosen  Kinder  S.  519.  —  In  demselben  Sinne:  Dkspacnkt  a.  &.  O. 
S.  593  ff.  —  Weiss,  Traite  elem.  S.  554.  —  Vgl.  auch  Lauheit,  Droit  cml 
intern.  III,  100  S.  185  u.  186. 
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Zu  welch  unlösbaren  Konflikten  der  besprochene  Grundsatz 
führen  kann,  sieht  man  z.  B.  aus  folgendem  Beispiel:  Ein  in 
Frankreich  lebender  Ausländer  (Deutscher  oder  Schweizer)  erzeugt 
mit  einer  verheiratheten  Französin  im  Ehebruch  ein  Kind,  das 
der  Ehemann  der  Frau  als  das  seinige  anzuerkennen  verweigert. 
Das  Kind  hat  unbestreitbar  die  französische  Staatsangehörigkeit. 
Nach  Scheidung  der  Ehe  heirathet  der  natürliche  Vater  die  Mutter 
des  Kindes  und  will  dasselbe  durch  diese  Ehe  legitimiren.  Allein 
seine  Erklärung  hat  in  Frankreich  keine  rechtliche  Wirksamkeit, 
und  das  Kind  bleibt  somit  Franzose.  Nach  dem  heimathlichon 
Recht  des  Vaters  ist  dagegen  die  Legitimation  des  Kindes  gültig 
und  überträgt  dasselbe  die  deutsche  oder  schweizerische  Staats- 
angehörigkeit 14. 

III.  Das  in  B  geborene  aussereheliche  Kind  einer 
Staatsangehörigen  von  B  ist  Unterthan  von  B.  Der 
natürliche  Vater,  Staatsangehöriger  von  A,  heirathet 
in  B  die  natürliche  Mutter  des  Kindes,  ohne  jedoch 
dieses  ausdrücklich  dabei  anzuerkennen.  Später  wird 
das  Kind  durch  einen  besonderen  Akt  legitimirt  und 
erwirbt  so  die  Staatsangehörigkeit  A  des  Vaters.  In 
B  ist  dagegen  die  Legitimation  Mangels  der  vor  oder 
bei  Abschluss  der  Ehe  vorgeschriebenen  Anerkennung 
nicht  perfect  geworden,  und  das  Kind  ist  somit  gleich- 
zeitig Staatsangehöriger  von  B  geblieben. 

Eine  solche  Bestimmung  enthält  der  Art.  331  des  französi- 
schen code  civil 15.  Die  herrschende  Meinung  in  Frankreich  geht 
allerdings  dahin,  den  Satz:  „locus  regit  actum a  nicht  auf  die  von 
einem  Ausländer  in  Frankreich  vorgenommene  Legitimation  an- 


14  Einen  ähnlichen  Fall  erwähnt  Roguin  a.  a.  0.  S.  147. 

15  Art.  331  c.  c:  „les  enfants  nes  hors  manage  .  .  .  pourront  etre  legi- 
times par  le  mariage  subsequent  de  leurs  pere  et  mere,  iorsque  ceux-ci  les 
auront  legalement  reconnus  avant  leur  mariage,  ou  qu'ils  les  reconnattront 
dans  l'acte  meme  de  celäbration." 
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zuwenden 16.  Allein  die  Rechtsprechung  scheint  in  diesem  Punkte 
schwankend  zu  sein17.  Wenigstens  beweist  folgender,  zwischen 
Frankreich  und  der  Schweiz  Ende  der  achtziger  Jahre  entstandene 
Zwischenfall,  dass  unsere  Hypothese  nicht  ausgeschlossen  ist18. 

Ein  Bürger  des  Kantons  Freiburg  heirathete  in  Savoyen  eine 
Französin,  ohne  das  mit  ihr  vor  der  Ehe  erzeugte  Kind  beim 
Abschluss  der  Ehe  anzuerkennen.  Später  wollte  er  das  Kind 
legitimiren  und  erkannte  es  nachträglich  vor  dem  Genfer  Standes- 
beamten an.  Die  französischen  Behörden  erklärten  jedoch  die 
Legitimation  fttr  ungültig  und  reklamirten  das  Kind  als  franzö- 
sischen Militärpflichtigen.  Die  Schweiz  opponirte  und  berief  sich 
darauf,  dass  die  Gültigkeit  der  Legitimation  nach  der  Nationalität 
der  Eltern  beurtheilt  werden  müsse.  Die  französischen  Gerichte 
entschieden  jedoch  für  das  Recht  des  Orts,  wo  die  Ehe  geschlossen 
worden  ist. 

Aehnliche  Konflikte  könnten  z.  B.  auch  mit  Italien19  oder 
Spanien  20  entstehen,  wo  die  Legitimation  auch  nach  vollzogener 
Ehe  noch  stattfinden  kann. 

§  8.  Durch  Naturalisation. 
Wenn  die  Tendenz  der  modernen  völkerrechtlichen  Doktrin 
dahin  geht,  dem  Worte  „Naturalisation"  die  seiner  Etymologie 
innewohnende  allgemeinere  Bedeutung  einer  jeden  Art  des  Neu- 
erwerbs der  Staatsangehörigkeit  nach  der  Geburt  beizulegen  \ 
so  stehen   die  Landesgesetzgebungen   damit   nicht  im  Einklang. 


16  Düouit  a.  a.  0.  S.  519. 

17  Ibid. 

18  Vgl.  Rogüin  a.  a.  0.  S.  145  ff. 

19  Cod.  civ.,  art.  197:  „i  figli  legittimati  per  susseguente  matrimonio 
acquistano:  diritti  dei  figli  legittimi  .  .  .  oppure  dal  giorno  del  riconosci- 
mento  se  questo  fu  posteriore  al  matrimonio." 

20  Vgl.  Lehr,  Elements  du  droit  espagnol  I  S.  185. 

1  Vgl.  Weiss,  Traitö  th<*or.  S.  280.  —  Cogordan  S.  117  ff.  —  Bar  a.  o.  O. 
S.  200.  —  Fromagkot,  de  la  double  nationalite*  des  individus  et  des  soci£t&, 
Paris  1891,  S.  58  ff. 
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Diese  bezeichnen  mit  Naturalisation  in  einem  engeren  Sinne  nur 
denjenigen  rechtlichen  Vorgang,  wodurch  einem  Ausländer  in 
Folge  seines  ausdrücklich  kundgegebenen  Willens  die  Aufnahme 
in  den  Staatsverband  durch  einen  besonderen  souveränen  Akt  der 
Staatsgewalt  ertheilt  wird,  ohne  dass  der  Betreffende  ein  wohl- 
erworbenes Recht  auf  dieselbe  gehabt  hätte.  Daneben  kennen  die 
Heimathsrechte  noch  eine  zweite  Art  der  Aufnahme  in  den  Staats- 
verband,  wo  der  Wille,  die  Nationalität  erwerben  zu  wollen, 
gewissermassen  präsumirt  wird,  wie  bei  der  sich  mit  einem  In- 
länder verheirathenden  Ausländerin  2,  oder  bei  den  in  den  ein- 
heimischen Staatsdienst  tretenden  Fremden.  Man  könnte  ver- 
sucht sein,  diesen  rechtlichen  Vorgang  als  eine  Art  privilegirter 
Naturalisation  zu  behandeln.  Da  er  jedoch  von  den  Gesetzge- 
bungen als  besonderer  Erwerbstitel  der  Staatsangehörigkeit  auf- 
geführt wird,  so  soll  er  auch  hier  unabhängig  von  der  Natura- 
lisation im  engeren  Sinne  erörtert  werden. 

Eine  dritte  Art  des  freiwilligen  Erwerbs,  der  auf  den  ersten 
Blick  mit  der  Naturalisation  identisch  zu  sein  scheint,  gehört 
nicht  hierher,  da  der  Eintritt  in  den  Staatsverband  auf  einem 
wohlerworbenen  Recht  des  Petenten  beruht,  wie  bei  der  Aus- 
übung des  von  manchen  Staaten  den  im  Lande  geborenen  Kin- 
dern von  Ausländern  eingeräumten  Rechts,  für  das  Indigenat  des 
Geburtslandes  zu  optiren,  oder  bei  dem  von  vielen  Ländern  ihren 
ehemaligen  Angehörigen  gestatteten  Antrag  auf  Reintegration. 
Hier  liegt  es  nicht  im  freien  Ermessen  des  um  die  Aufnahme 
angegangenen  Staats,  dieselbe  zu  verweigern;  er  muss  sie  ge- 
währen, sobald  der  Betreffende  von  den  ihm  zustehenden  Vor- 
recht Gebrauch  macht. 

Ueberall  da  nun,  wo  einem  Ausländer  die  Naturalisation  er- 
theilt wird,  ohne  dass  er  dadurch  die  ursprüngliche  Staatsangehörig- 
keit verliert,  muss  eine  mehrfache  Staatsangehörigkeit  entstehen : 


*  Weiss  a.  a.  0.  S.  504  u.  ff. 
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I.  Der  Staat  A  ertheilt  die  Naturalisation  einem 
Ausländer,  ohne  sie  von  der  Lösung  des  ursprünglichen 
Unterthanenverhältnisses  abhängig  zu  machen;  der  Staat 
B  kennt  entweder  überhaupt  keine  Expatriation  oder 
wenigstens  keine  in  Folge  einer  Naturalisation  im  Aus- 
land ipso  jure  wirkende  Ausbürgerung.  Der  in  A  natu- 
ralisirte  Staatsangehörige  von  B  ist  also  gleichzeitig 
Unterthan  von  As  und  B4,  solange  er  nicht  aus  B  aus- 
geschieden ist. 


8  Zu  A:  Argentinien,  Verfssg.  vom  25.  Dec.  1860  und  Ges.  vom 
1.  Oct.  1869  (vgl.  Cogoeidan  a.  a.  0.  S.  464  ff.).  —  Belgien,  Ges.  vom 
6.  Aug.  1881  (Ann.  de  leg.  £tr.  1882).  —  ßolivia,  Verfssg.  vom  15.  Febr. 
1878,  Art.  32  (Nouv.  rec.  a.  a.  0.  S.733).  —  Brasilien,  Decr.  vom  12.  Juli  1*71 
(Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  678).  —  Bulgarien,  Art.  16—22  Ges.  vom  26.  Febr.  1*83 
(Arch.  dipl.  1884  S.  75  u.  76).  —  Chile,  Verfssg.  Art.  3  u.  4  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0. 
S.  710).  —  Columbien,  Ges.  vom  11.  April  1843,  Art.  4:  ,die  Regierung 
.  .  .  hat  vor  Aushändigung  der  Natnralisationsurkunde  einen  Eid  .  . .  vom 
Antragsteller  entgegenzunehmen,  dass  er  für  immer  auf  seine  bisherige 
Staatsangehörigkeit  verzichtet.  . ."  (Cogordan  a.  a.  0.  S.  497).  —  Costa 
Rica,  Ges.  vom  21.  Dec.  1886,  Art.  3  und  Art.  8 — 13,  Art.  10:  „a  foreigner 
who  wishes  to  become  naturalized  must .  .  .  renounce  his  national ity8  (N.  R- 
a  a.  0.  S. 703 ff.).  —  Congo-Staat,  Decr.  vom  27.  Dec.  1892.  —  Deutsches 
Reich,  Ges.  vom  1.  Juni  1870.  —  Ecuador,  Ges.  vom  25.  Aug.  1*92. 
Art.  15 — 19,  Art.  17:  „the  governor .  .  .  shall  require  the  petitioner,  before 
delivery  to  bim  of  the  letters  (of  naturalization) ,  to  swear...  that  he 
renounces  for  ever  any  tie  which  may  bind  him  to  any  other  government . .  .* 
(Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  717).  —  Frankreich,  Art.  8,  5  code  civile,  nouv.  rekl.  — 
Italien,  Art.  10,  cod.  civ.  —  Griechenland,  Art.  15  u.  16  bgl.  Gesb.— 
Guatemala,  Verfssg.  Art.  7  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  693).  —  Haiti,  Verfssg. 
Art.  4  und  code  civ.  Art.  14:  „tous  ceux  qui .  .  .  sont  habiles  ä  acquerir  U 
qnalite*  de  citoyens  d' Haiti ...  ils  pr&teront  en  meme  temps  entre  les  mains 
du  Juge  de  paix  le  serment  qu'ils  renoncent  a  töute  autre  patrie.*  — 
Hawal,  Civil  code  Art.  8  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  747).  —  Honduras,  Ver- 
fassg.  Art.  4  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  708).  —  Japan,  Ges.  vom  2.  Jan.  1592 
und  Art.  11  des  bgl.  Gesb.  vom  6.  Oct.  1890  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  751  ff.l 
—  Mexiko,  Ges.  vom  28.  Mai  1886  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  723  ff.).  — 
Monaco,  ord.  d.  8/70,  77,  Art.  2.  —  Oesterreich,  Hofkanzleidekret  vom 
28.  Aug.  1817  (vgl.  Pöttlinoen  a.  a.  0.  S.  97  u.  98).  —  Oranje  Freistaat. 
Verfassg.  vom  8.  Mai  1879  (Cahn  a.  a.  0.  S.  461).  —  Paraguay,  Art  35 
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Der  im  griechischen   und    römischen  Alterthum   allgemein 
anerkannte  Grundsatz:  „ne  quis  in  civitate  maneat  invitus* 5  hatte 


u.  36  der  Verfassg.  vom  24.  Nov.  1870  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  731).  — 
Persien,  Ges.  vom  7.  Augast  1894,  Art.  3  u.  4  (Cahn  a.  a.  0.  S.  326).  — 
Peru,  Verfssg.  vom  10.  Nov.  1860,  Art.  35  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  734).  — 
Portugal,  Verfassg.  vom  29.  April  1826,  Art.  7  und  cod.  civ.  Art.  18,  5 
u.  19—21.  —  Rumänien,  Verfssg.  vom  30.  Juni  1866,  Art.  7  u.  8  und 
cod.  Rom.  Art.  16.  —  Russland,  ükas  vom  6.  März  1864,  Art.  1—12  (vgl. 
Cogordan  a.  a.  0.  S.  519—521).  —  San  Salvador,  Ges.  vom  30.  Sept.  1886 
und  Art.  43  der  Verfssg.  vom  13.  Aug.  1886  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  694  ff.). 
—  Spanien,  Ges.  vom  17.  Juni  1875,  Art.  103:  , die  Ausländer,  welche  die 
vecindad  in  irgend  einem  Gemeinwesen  der  Monarchie  erlangt  haben,  haben 
die  spanische  Staatsangehörigkeit,  .  .  .  sobald  sie  in  die  Civilregister  ein- 
getragen sind.  Zu  diesem  Zweck  müssen  sie  ...  den  Beweis  erbringen 
für  .  .  .  indem  sie  gleichzeitig  auf  ihre  frühere  Staatsangehörigkeit  ver- 
zichten (vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  673).  —  Südafrikanische  Republik, 
Ges.  vom  11.  Juli  1882  (Cahn  a.  a.  0.  S.  468).  —  Ungarn,  Art.  8,  Ges. 
vom  20.-24.  Dec.  1879.  —  Uruguay,  Verfasg.  vom  10.  Sept.  1829  (Nouv. 
Rec.  a.  a.  0.  S.  740).  —  Türkei,  Ges.  vom  19.  Jan.  1869,  Art.  3  u.  5.  — 
Venezuela,  Decr.  v.  13.  Jan.  1865,  Art.  1 — 4.  —  Vereinigte  Staaten, 
rev.  st  sect.  2165:  .an  alien  may  be  admitted  to  become  a  Citizen  .  .  .; 
first:  he  shall  declare  on  oath  .  .  .  that  it  is  bona  fide  his  intention  .  .  .  to 
renounce  for  ever  all  allegiance  and  fidelity  to  any  foreign  prince,  state, 
potentate  or  sovereignety  .  .  .  of  which  the  alien  may  be  at  the  time  a  Citizen 
or  subject." 

4  Zu  B:  Ru 8 sland  (jedoch  nur  für  die  geborenen  Russen),  Art.  25  des 
russ.  Str.-Gesb. :  ,wer  sich  aus  dem  Vaterland  entfernt  und  ohne  Erlaubniss 
der  Regierung  Unterthan  einer  fremden  Macht  wird,  unterliegt  für  eine 
solche  Verletzung  der  Unterthanentreue  und  seines  Eides  der  Entziehung 
aller  Standesrechte  und  ewigen  Verbannung  aus  den  Grenzen  des  Reichs, 
oder,  falls  er  später  eigenmächtig  nach  Russland  zurückkehren  sollte,  der 
Verweisung  nach  Sibirien  zur  Ansiedelung"  (vgl.  Martens  a.  a.  0.  II  S.  178 
und  Weiss  a.  a.  0.  S.  610  Anm.  1).  —  Venezuela,  Verfssg.  Art.  7:  ,no 
pierden  el  caracter  de  Venezolanos  los  quien  hjen  su  domicilio  y  adquieren 
nacionalidad  en  pais  extranjero."  —  Bolivia,  Die  Verfassung  enthält  über 
den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  überhaupt  keine  Bestimmungen  (Nouv. 
Rec  a.  a.  0.  S.  733).  —  Deutsches  Reich,  Ges.  vom  1.  Januar  1870: 
, die  Staatsangehörigkeit  geht  fortan  nur  verloren:  1.  durch  Entlassung- auf 
Antrag;  2.  durch  Ausspruch  der  Behörde;  3.  durch  zehnjährigen  Aufenthalt 
im  Auslande;  4.  bei  unehelichen  Kindern  durch  eine  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen gemäss  erfolgte  Legitimation,   wenn  der  Vater  einem  andern 
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im  Mittelalter  seine  Geltung  vollständig  eingebüsst.  Das  dem 
Grundherrn  der  meist  aus  Unfreien  zusammengesetzten  Bevölke- 
rung gegenüber  zustehende  Recht,  seinen  Eingesessenen  die  Aus- 


Staate angehört,  als  die  Mutter;  5.  bei  einer  Deutschen  durch  Verheirathang 
an  einen  Ausländer."  —  Frankreich,  c.  c.  Art.  17:    »perd  la  qualitä  de 
Francais:  le  Francais  naturalis^  ä  Tltranger .  .  .  s'il  est  encore  soumis  aux 
obligations  du   service  militaire  pour   l'armee  active,   la  naturalisation  ä 
l^tranger  ne  fera  pas  perdre  la  qualite  de  Francais,   que  si  eile  a  £te 
autorisäe  par  le  gouvernement  francais,"   —  Guatemala,  die  Verfassung 
enthält  keine  Bestimmungen  über  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit,  als 
die  des  §  50  des  bgl.  Gesb.:  „a  guatemalan  woman  married  to  a  foreigner  . . . 
adopts  the  nationality  of  her  husband"   (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.   S.  693).   — 
Paraguay,  Art.  40  der  Verfassg.  vom  24.  Nov.  1870:  „citizenebip  is  lost: 
1.  by  fraudulent  bankruptcy;  2.  by  accepting  employments,  functions,  distinc- 
tions,  or  pensions  frora  a  foreign  government  without  special  permission  of 
Congress*  (Nouv.  Rec  a.  a.  0.  S.  732).  —  Persien,  Ges.  vom  7.  Aug.  1894, 
Art.  8:    , derjenige  Perser,   der   im  Auslande  irgend   eine  andere   Staats- 
angehörigkeit erwerben  will,  darf ...  in  allen  diesen  Fällen  wird  der  Wechsel 
der  Staatsangehörigkeit  nicht  genehmigt.    Wenn   ein  solcher  Perser  nach 
Persien  zurückkehrt,  wird  er  auch  fürderhiu  als  Perser  angesehen*.    Art.  9: 
.der  Wechsel  der  persischen  Staatsangehörigkeit  ist,  wenn  auch  die  oben 
erwähnten  Bedingungen  erfüllt  sind,  von  der  Erlaubniss  und  dem  erlauchten 
Willen  des  Schah  abhängig*  (Cahn  a.  a.  0.  S.  327).  —  Ungarn,  Art.  20. 
Ges.  vom  20.— 24.  Dec.  1879:  „die  ungarische  Staatsangehörigkeit  geht  ver- 
loren: 1.  durch  Entlassung;  2.  durch  Ausspruch  der  Behörde;  3.  durch  Ab- 
wesenheit;  4.  durch  Legitimation;   5.  durch  Heirath*  (Ann.  d.  1.  Hr.  1880 
S.  355).  —  Russland,  Ukas  vom  6.  März  1864,  IT,  2:    .denen,  welche  auf 
Grund  obiger  Voraussetzung  (naturalisirte  Russen)  unserer  Staatsangehörig- 
keit entsagt  haben  ..."  (Cogordan  a.  a.  0.  S.  523).  —  Schweiz,  Art.  6  u.  7, 
Ges.  vom  3.  Juli  1876,  Art.  6:  „un  citoyen  suisse  peut  renoncer  ä  sa  natio- 
nalste .  .  .*  und  Art.  7:   „cette  libeVation  qui  entraine  la  perte  du  droit  de 
cite*  suisse.*  —  Südafrikanische  Republik,  das  Ges.  vom  11.  Juli  1882 
enthält  keine  Bestimmungen  über  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  (Cahx 
a.  a.  0.  S.  468).   —  Türkei,  Ges.  vom  19.  Jan.  1869,   Art.  5:    ,le  sujet 
ott oman  qui  a  acquis  une  nationalite  etrangere  avec  l'autorisation  du  gou- 
vernement imperial   est  conside>e  et  traite  comme  sujet  ätranger;   si,   au 
contraire,  il  s'est  naturalis^  etranger  sans  l'autorisation  prealable  du  gouverne- 
ment imperial,  sa  naturalisation  sera  considäree  comme  nulle  et  non  avenne, 
et  il  continuera   ä    $tre   consid&e  et  traite  en  tous  points   comme  sujet 
ottoman.*  —  Vereinigte  Staaten,  vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  635  ff. 
5  Cicero,  pro  Balbo,  c.  XII,  31. 
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Wanderung  zu  verbieten  und  dieselbe  mit  harten  Strafen  zu  belegen, 
ging  später  auf  die  Landesherren  und  die  Souveräne  über  und  hatte 
sich  bis  in  die  jüngste  Vergangenheit  noch  in  einigen  der  grössten 
Staaten  erhalten.  Der  Satz  des  englischen  Common  Law:  „Once 
a  subject,  always  a  subject*  ist  in  England  erst  1870  durch 
die  naturalizatdon  act  vom  12.  Juni  beseitigt  worden6.  Zwei 
Jahre  vorher  erst  war  in  den  Vereinigten  Staaten,  welche  mit 
dem  Common  Law  den  englischen  Grundsatz  der  „perpetual  alle- 
giance"  überkommen  hatten,  das  Expatriationsrecht  als  „a  natural 
and  inherent  right  of  all  people"  proklamirt  worden 7.  Der  ein- 
zige europäische  Staat,  der  dem  heute  als  Gemeingut  fast  aller 
civilisirten  Länder  geltenden  Grundsatz,  dass  es  ein  natürliches 
Recht  des  Individuums  ist,  auszuwandern  und  eine  andere  Natio- 
nalität zu  erwerben8,  noch  nicht  seine  Grenzen  geöffnet  hat,  ist 
das  russische  Reich9.  Wenigstens  wird  dies  von  der  herrschen- 
den Meinung  noch  angenommen,  da  in  dem  Ukas  vom  6.  März 
1864  nur  von  einer  Expatriation  naturalisirter  Russen  die  Rede 
ist.  Uebrigens  scheint  sich  auch  die  dortige  Regierung  von  der 
Unhaltbarkeit  dieses  veralteten  Standpunkts  überzeugt  zu  haben; 
denn  1887  wurde  dem  Reichsrath  ein  Gesetzentwurf  zur  Bera- 
thung  vorgelegt,  wonach  jedem  Unterthan  in  Zukunft  das  Recht 
der  freien  Expatriation  zustehen  solle10. 


6  Vgl.  oben  §  3. 

7  Bill  vom  27.  Juli  1868,  rev.  st.  s.  1999:  „whereas  the  right  of  ex- 
patriation  ia  a  natural  and  inherent  right  of  all  people,  indispensable  to 
the  enjoyraent  of  the  rights  of  life,  liberty  and  the  persuit  of  happiness  . . . 
therefore  any  declaration,  Institution,  opinion,  order  or  decision  of  any 
officer  of  the  United  States,  which  denies,  restricts,  impairs  or  questions 
the  right  of  expatriation,  is  declared  inconsistent  with  the  fundamental 
principles  of  the  Republic* 

8  Vgl.  Bar  a.  a.  0.  S.  196.  —  Cogordan  a.  a.  0.  S.  8  ff.  —  Laurent, 
dr.  civ.  III  S.  221  ff. 

9  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  610.  —  Cogordan  a.  a.  0.  S.  290.  —  Martens 
a.  a.  0.  II  S.  178. 

10  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  611,  Anm.  2. 
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In  Amerika  ist  es  nur  Venezuela,  welches  in  seiner  Ver- 
fassung die  Unzerstörbarkeit  der  einheimischen  Staatsangehörig- 
keit betont11.  Es  hat  sich  damit  in  auffallenden  Widerspruch 
mit  allen  übrigen  Ländern  jenes  Continents  gesetzt,  welche  alle 
die  Freiheit  der  Ausbürgerung  anerkennen18.  Bei  einer  konse- 
quenten Durchführung  des  Prinzips  der  freien  Expatriation  müsste 
als  logisches  Correlat  desselben  der  Satz  Geltung  finden,  dass 
durch  die  in  einem  anderen  Staat  perfect  gewordene  Naturali- 
sation die  ursprüngliche  Nationalität  ipso  jure  untergeht.  Wir 
haben  oben  gesehen,  wie  weitaus  die  Mehrzahl  der  modernen 
Gesetzgebungen  dieses  Prinzip  bereits  angenommen  hat13. 

Immerhin  ist,  wie  die  vergleichende  Tabelle  zeigt,  die  Zahl 
derjenigen  Länder,  welche  an  die  blosse  Thatsache  der  Aufnahme 
eines  Indigenen  in  einen  fremden  Volksverband  keine  zerstörende 
Wirkung  auf  seine  Zugehörigkeit  zur  Heimath  knüpfen,  noch 
eine  beträchtlich  grosse  und  bei  der  internationalen  Stellung 
dieser  Nationen  für  unsere  Frage  von  schwerwiegender  Bedeutung. 

Der  Konflikt  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  könnt* 
hier  vermieden  werden,  wenn  allgemein  die  Staaten,  welche  um 
die  Aufnahme  eines  Ausländers  in  ihren  Verband  ersucht  wer- 
den, diese  von  der  Lösung  des  ursprünglichen  Untertbanenver- 
hältnisses  abhängig  machten,  wie  dies  jetzt  schon  in  Luxem- 
burg, Norwegen,  der  Schweiz,  San  Domingo  und  den  beiden 
deutschen  Bundesstaaten  Württemberg  und  Lübeck  geschieht11. 
Die  Zahl  und  die  Bedeutung  dieser  Länder  fällt  zwar  im  Ver- 
gleich zu  den  übrigen  wenig  ins  Gewicht,  allein  man  wird  ihnen 
doch  das  grosse  Verdienst  vindiciren  müssen,  zuerst  einen  der 
für  die  Lösung  unserer  Frage  wichtigen  theoretischen  Grundsätze 
in  die  Praxis  umgesetzt  zu  haben. 


11  Vgl.  oben  Note  4. 

12  Vgl.  oben  §  3  S.  206. 

13  Vgl.  oben  §  3. 

14  Vgl.  oben  §  3  S.  210  fg. 
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Wenn  dagegen  andere  Völker,  wie  Spanien,  die  Vereinigten 
Staaten  und  Columbien  vor  der  Ertheilung  der  Naturalisation  einen 
Verzicht  des  Petenten  auf  seine  bisherige  Staatsangehörigkeit 
verlangen  15,  so  ist  diese  Formalität  ohne  jeglichen  Einfluss  auf 
sein  Verhältniss  zum  Heimathsstaat.  Da  dieser  Verzicht  nur  ein- 
seitig ist,  so  kann  er  den  Betreffenden  in  keiner  Weise  von 
seinen  bisherigen  ünterthanenpflichten  entbinden.  So  lange  der 
Heimathsstaat  einerseits  den  Auswanderer  nicht  aus  seinem  Ver- 
bände entlassen  hat,  wird  er  ihn  stets  mit  vollem  Recht  als  An- 
gehörigen reklamiren. 

Auf  der  anderen  Seite  haben  einige  Staaten  in  Folge  ihrer 
geographischen  Lage  als  Nachbarländer,  oder  mit  Rücksicht  auf 
ihre  gegenseitigen  freundschaftlichen  Beziehungen  auf  Grund  der 
Reciprocität  oder  einseitig  ihre  Bestimmungen  über  die  Naturali- 
sation von  Ausländern  modificirt. 

Dahin  gehört  vor  allem  die  1876  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Oesterreich  getroffene  Vereinbarung,  wonach  den 
beiderseitigen  Unterthanen  die  Aufnahme  in  den  Verband  eines 
der  beiden  Staaten  nicht  eher  bewilligt  werden  soll,  als  bis  der 
Petent  seine  Entlassung  aus  dem  ursprünglichen  Staatsverband 
nachgewiesen  hat16.  Diese  Vereinbarung  basirt  auf  der  ana- 
logen, bereits  früher  zwischen  Preussen  und  Oesterreich-Ungarn 
bestehenden  Abmachung  vom  Jahre  1864,  welche  heute  noch 
für  das  Naturalisationsverfahren  zwischen  Preussen  und  Ungarn 
massgebend  ist17.  Die  ungarische  Regierung  hat  übrigens  in 
der  Praxis,  wenigstens  bis  zur  Neuregelung  des  ungarischen 
Heimathsrechts  im  Jahre  1879,  die  Naturalisation  stets  von  dem 


11  Vgl.  oben  S.  326,  Note  3. 

14  Vgl.  den  Erlass  des  Osten*.  Ministers  des  Innern  vom  13.  Mai  1877 
(Weiss  a.  a.  0.  S.  625),  und  Beschluss  des  deutschen  Bundesrathes  vom 
14.  Juni  1877  (Cahn  a.  a.  0.,  Anl.  66). 

17  Vgl.  Circularerlass  des  preuss.  Ministers  des  Innern  vom  28.  Nov. 
1864  (Cahn  a.  a.  O.  Anl.  67). 


—     332    — 

Nachweis  der  Expatriation  abhängig  gemacht ls.  Der  gleiche 
Grundsatz  wird  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  bezüglich  der 
beiderseitigen  Unterthanen  beobachtet 19.  In  ähnlicher  Weise 
hat  sich  Oesterreich  in  dem  Vertrage  vom  16.  Juni  1882  unter 
Zusicherung  der  Gegenseitigkeit  Serbien  gegenüber  gebunden  *°. 
In  ähnlicher  Weise  hat  sich  Deutschland  mit  Rücksicht  auf 
die  freundschaftlichen  Beziehungen  zu  der  Türkei  einseitig  be- 
reit gefunden,  bei  der  Naturalisation  von  ottomanischen  Unter- 
thanen das  gleiche  Verfahren  in  Anwendung  zu  bringen.  Den 
Anlass  dazu  gaben  die  überaus  zahlreichen  Falle,  wo  Unter- 
thanen der  Pforte  ihren  vorübergehenden  Aufenthalt  in  Deutsch- 
land dazu  benutzten,  um  sich,  ohne  aus  der  türkischen  Staats- 
angehörigkeit entlassen  zu  sein,  dort  naturalisiren  zu  lassen,  und 
dann  bei  ihrer  Rückkehr  nach  ottomanischem  Recht  lediglich  als 
türkische  Unterthanen  behandelt  wurden.  Um  den  hieraus  ent- 
stehenden Kollisionen  von  Pflichten  vorzubeugen,  werden  seit 
dem  Jahre  1884,  auf  Grund  eines  von  der  Reichsregierung  unter 
dem  11.  Juli  jenes  Jahres  an  die  deutschen  Bundesregierungen 
gerichteten  Circularschreibens ,  türkische  Unterthanen  nur  unter 
der  Bedingung  in  Deutschland  naturalisirt,  dass  vorher  ihre  Ent- 
lassung aus  dem  bisherigen  Unterthanenverband  nachgewiesen 
worden  ist21. 


i8  Püttungkn  a.  a.  0.  S.  100  und  101  —  ob  diese  Praxis  sich  aacb 
nach  dem  Gesetz  von  1879  erhalten  hat,  hat  nicht  festgestellt  werden  können. 

19  Vgl.  die  beiden  Erlasse  des  Ministers  des  Innern  vom  7.  Dec.  1870 
und  vom  10.  Jan.  1871  (Weiss  a.  a.  O.  S.  625). 

90  Der  hierher  gehörige  Passus  des  austro-serbischen  Vertrages  lautet: 
„Les  sujets  de  l'une  des  Hautes  Parties  contraotantes  ne  pourront  acquerir 
sur  l'autre  territoire  la  qunlite'  de  citoyens  Bans  avoir  ete*  autorises  per  les 
autorites  de  leur  propre  pays  ä  renoncer  ä  leur  nationalite*  d'origine.* 
(Weiss  a.  a.  O.  S.  264.) 

91  Die  hierauf  bezügliche  Stelle  des  Circularschreibens  lautet:  ,.  . .  dar- 
nach möchte  es  sich  empfehlen,  dass  türkische  Unterthanen,  welche  die 
Verleihung  der  Naturalisation  in  Deutschland  beantragen,  von  den  diesseitigen 
Behörden  auf  die  gedachte  türkische  Gesetzesvorschrift  hingewiesen  und  be» 
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Ebenso  wird  auf  Grund  internationaler  Reciprocitätsverträge 
persischen  und  marokkanischen  Unterthanen  die  Naturalisation 
in  Deutschland  nicht  ertheilt,  bevor  diese  die  Zustimmung  dazu 
von  ihrer  Regierung  erhalten  haben,  und  umgekehrt8223. 

Von  denselben  Gesichtspunkten  lassen  sich  in  der  Praxis 
die  preussischen  Verwaltungsbehörden  in  der  Regel  bei  der 
Naturalisation  russischer  Unterthanen  leiten  24.  — 

Von  wie  weittragender  Bedeutung  die  mehrfache  Staats- 
angehörigkeit gerade  hier  für  den  internationalen  Verkehr  wer- 
den musste,  lässt  sich  unschwer  ermessen,  wenn  man  erwägt, 
dass  auf  der  einen  Seite  die  Vereinigten  Staaten  stehen,  denen 
seit  ihrer  Gründung,  also  seit  mehr  als  einem  Jahrhundert,  die 
Einwanderer  aus  allen  Theilen  Europas  zuströmen,  und  dass 
sich  auf  der  anderen  Seite  gerade  diejenigen  Länder  befinden, 
deren  Bevölkerung  den  grössten  Prozentsatz  an  Auswanderern 
dorthin  entsandt  hat,  wie  England  (bis  zum  Jahre  1870)  und 
Deutschland. 


deutet  würden,  dass  sie,  um  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  zu  erlangen, 
zuvörderst  den  Nach  weiss  vorschriflsmässiger  Entlassung  aus  dem  türkischen 
Staatsverbande  zu  erbringen  haben.*    (Cahn  a.  a.  O.  Anl.  68  S.  481  u.  482.) 

32  Art.  17  des  deutsch-persischen  Frenndschafts-,  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsvertrages vom  11.  Juni  1873:  „Die  kaiserlich  deutsche  Regierung  ver- 
pflichtet sich,  persischen  Unterthanen  Naturalisationsurkunden  nur  unter 
der  ausdrücklichen  Bedingung  der  vorgängigen  Zustimmung  der  persischen 
Regierung  zu  ertheilen;  ebenso  verpflichtet  sich  die  persische  Regierung 
ihrerseits,  keinem  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs  ohne  vorgängige  Zu- 
stimmung der  Regierung  desselben  eine  Naturalisationsurkunde  zu  ertheilen." 
(R.G.B1.  1874  S.  351  ff.) 

13  Art  15  der  Convention  über  Ausübung  des  Schutzrechts  in  Marokko 
vom  3.  Juli  1880:  .Jeder  im  Auslände  naturalisirte  marokkanische  Unter- 
than,  welcher  nach  Marokko  zurückkehrt,  soll  nach  einer  eben  so  langen 
Zeit  des  Aufenthalts,  wie  diejenige  ist,  deren  er  bedurfte,  um  die  betreffende 
Naturalisation  zu  erlangen,  zwischen  der  gänzlichen  Unterwerfung  unter 
die  Gesetze  Marokko's  und  der  Verpflichtung,  Marokko  zu  verlassen,  zu 
wählen  haben;  es  sei  denn,  dass  nachweislich  die  Naturalisation  im  Aus« 
lande  mit  Zustimmung  der  marokkanischen  Regierung  erlangt  worden  ist." 
(R.G.B1.  1881  S.  103  ff.)  24  Amtliche  Quelle. 

Archiv  für  öffenUichea  Becht  XII.  S.  22 
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Hat  doch  diese  Frage  im  Jahre  1812  mittelbar  sogar  zum 
bewaffneten  Konflikt  zwischen  England  und  den  Vereinigten 
Staaten  geführt85:  die  Engländer  hatten  damals  den  Anspruch 
erhoben,  bei  der  Ausübung  des  »right  of  Visitation  and  search" 
dem  „impressement"  nur  die  eingeborenen  Amerikaner  nicht 
unterwerfen  zu  wollen,  die  in  Amerika  naturalisirten  Engländer 
dagegen  als  „seafaring  subjects"  zu  betrachten,  sobald  diese 
auf  hoher  See  unter  neutraler  Flagge  betroffen  würden.  Als 
„independent  nation"  konnten  die  Amerikaner  sich  eine  der- 
artige Forderung  nicht  gefallen  lassen,  und  es  kam  deshalb  zum 
Kriege.  Im  Laufe  desselben  liess  Grossbritannien  die  in  seine 
Gefangenschaft  gerathenen,  in  Amerika  naturalisirten  Engländer 
wiederholt  wegen  Hochverrat!»  unter  Anklage  stellen,  ein  Vor- 
gehen, welches  auf  amerikanischer  Seite  zu  den  denkbar  schärf- 
sten Repressalien  führte. 

Auch  später  hat  Grossbritannien  den  Vereinigten  Staaten 
gegenüber  den  gleichen  Standpunkt  eingenommen,  als  es  sich 
genöthigt  sah,  gegen  die  irischen  Aufstandsversuche  vorzugehen ; 
es  machte  von  neuem  den  Versuch,  in  der  Behandlung  der  vor 
die  englischen  Gerichte  gestellten  Amerikaner  den  Unterschied 
zwischen  eingeborenen  und  naturalisirten  Bürgern  festzuhalten. 
Der  Konflikt  fand  erst  in  dem  Naturalisationsvertrag  vom  13.  Juni 
1870  sein  Ende,  in  welchem  England  zu  Gunsten  der  Vereinigten 
Staaten  auf  sein  bisheriges  Prinzip  verzichtete26. 

Den  gleichen  Erfolg  errangen  die  Vereinigten  Staaten  Preussen 
gegenüber:  die  preussische  Regierung  hatte  seit  den  vierziger 
Jahren  die  Praxis  befolgt,  dass  sie  in  den  zahllosen  Fällen, 
wo  junge  Leute,    ohne  der  Militärpflicht  genügt  zu  haben,  nach 

den  Vereinigten   Staaten   auswanderten  und   sich   dort   naturali- 
siren  Hessen,   diese  bei  einer  etwaigen  Rückkehr  nach  der  Hei- 


25  Vgl.  Martitz  a.  a.  0.  S.  807  ff.  —  Pmllimori,  Commentaries  opon 
international  law,  London  1857  III.  335. 
**  Vgl.  Martitz  a.  a.  0.  S.  834. 
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math  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht  bestrafen  und  dann, 
sofern  sie  durch  Verjährung  ihre  preussische  Staatsangehörigkeit 
noch  nicht  verloren  hatten,  als  unsichere  Kantonisten  in  die 
preussische  Armee  einstellen  liess.  Es  ist  bekannt,  wie  diese 
Vorgänge  Ende  der  fünfziger  Jahre  in  Folge  des  von  der  ameri- 
kanischen Regierung  gegen  das  geschilderte  Verfahren  Preussens 
eingelegten  Protests  zu  einem  langjährigen  diplomatischen  Kriege 
zwischen  den  betheiligten  Mächten  Anlass  gegeben  haben.  Ihren 
Abschluss  erreichten  diese  Schwierigkeiten  erst  in  dem  zwischen 
dem  Norddeutschen  Bund  und  der  Union  geschlossenen  sogen. 
Bancroft -Vertrage  vom  22.  Februar  1868.  Analoge  Verträge 
wurden  im  Laufe  desselben  Jahres  von  Banoboft  mit  den  süd- 
deutschen Staaten  Bayern  (am  26.  Mai),  Baden  (am  19.  Juli), 
Württemberg  (am  27.  Juli)  und  Hessen  (am  1.  August)  ge- 
schlossen. 

In  Folge  dieser  Verträge  hat  das  Prinzip  des  deutschen 
Heimathsrechts ,  wie  es  aus  dem  preussischen  Gesetze  vom 
31.  December  1842  in  die  Reichsgesetzgebung  vom  1.  Juni  1870 
übergegangen  war  —  dass  die  Naturalisation  im  Auslande  an 
sich  keinen  Aufhebungsgrund  für  die  einheimische  Staatsange- 
hörigkeit bildet  — ,  den  Vereinigten  Staaten  gegenüber  vollständig 
seine  Bedeutung  verloren.  Denn  der  Art.  1  des  Bancroft-Vertrages 
erkennt  an,  „dass  Angehörige  des  Norddeutschen  Bundes,  welche 
naturalisirte  Staatsangehörige  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
geworden  sind  und  fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  zugebracht  haben,  von  dem  Norddeutschen  Bunde 
als  amerikanische  Angehörige  erachtet  und  als  solche  behandelt 
werden  sollen0.  Der  Art.  2  spricht  gleichzeitig  implicite  aus, 
dass  die  deutsche  Regierung  solchen  in  Amerika  naturalisirten 
Deutschen  gegenüber  auf  die  Verfolgung  der  durch  die  Aus- 
wanderung begangenen  Verletzung  der  Wehrpflicht  verzichtet27. 


"  Vgl.  Martitz  a.  a.  0.  S.  831  u.  832. 
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Man  wird  Mabtitz  beipflichten  müssen,  wenn  er  Angesichts 
dieser,  den  Vereinigten  Staaten  gemachten  Eonzessionen  darauf 
hinweist,  dass  ein  Grund  für  die  Aufrechterhaltung  des  haupt- 
sächlich durch  militärische  Gesichtspunkte  bestimmten  deutschen 
Prinzips  nicht  mehr  vorliegt,  nachdem  einmal  die  Bancroft- 
Verträge  in  dieses  System  eine  solche  Lücke  gerissen  haben  **. 
Denn  es  sind  ja  vor  allem  die  Vereinigten  Staaten,  welche  für 
die  deutsche  Auswanderung  nach  Amerika  in  Betracht  kommen. 
Nach  anderen  europäischen  Staaten,  die  ihrerseits  auch  den  Grund- 
satz der  allgemeinen  Wehrpflicht  haben,  wird  verhältnissmässig 
selten  eine  Auswanderung  lediglich  deshalb  stattfinden,  um  der 
Militärpflicht  zu  entgehen;  der  Einwanderer  wird  ja  doch  mei- 
stens in  seinem  Adoptivstaat  zur  Erfüllung  dieser  Pflicht  heran- 
gezogen werden.  Nur  würde  es  sich  dann  empfehlen,  bei  einer 
etwaigen  Aufgabe  des  deutschen  Prinzips  auf  gesetzlichem  Wege, 
den  durch  die  Naturalisation  im  Auslande  expatriirten  Deutschen 
bei  seiner  Rückkehr  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht  auch  als 
Ausländer  zur  Bestrafung  heranzuziehen,  wie  dies  in  Frankreich 
bis  zur  Neuregelung  des  dortigen  Heimathsrechts  im  Jahre  1889 
geschah.  Die  neue  Fassung  des  Art.  17  des  code  civil  hat 
allerdings  aus  rein  militärischen  Gründen  eine  Ausnahme  von 
dem  durch  die  Verfassung  vom  3.  September  1791  sanktionirten 
Prinzip  statuirt*9:  fortan  wird  die  Naturalisation  eines  noch 
der  aktiven  Militärpflicht  unterworfenen  Franzosen  nur  in  dem 
Fall  als  gültig  angesehen,  wenn  sie  mit  Zustimmung  der  fran- 
zösischen Regierung  erfolgt  ist. 

Zwischen  der  Schweiz  und  der  amerikanischen  Union  waren 
im  Jahre  1882  ebenfalls  Verhandlungen  eingeleitet  worden,  um 
eine  Regelung  der  Staatsangehörigkeitsfrage  im  Sinne  der  Ban- 
cr  oft- Verträge  herbeizuführen.  Allein  die  Versuche,  eine  Einigung 


28  Vgl.  Martitz  a.  a.  0.  S.  1152  u.  ff. 

29  Vgl.  oben  §  3  S.  212. 
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zu  erzielen,  scheiterten  1885  an  verfassungsmässigen  Bedenken 
des  Schweizer  Bundesraths,  der  es  für  ausserhalb  seiner  Kom- 
petenz liegend  erachtete,  in  einem  Vertrage  zuzugestehen,  dass 
der  Erwerb  einer  fremden  Nationalität  einen  Aufhebungsgrund 
für  das  schweizerische  Bürgerrecht  bilden  solle  so. 

Die  Türkei  war  erst  1869  aus  Gründen  politischer  Natur 
dazu  gedrängt  worden,  in  ihre  Gesetzgebung  die  Bestimmung 
aufzunehmen,  dass  die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  durch 
die  Naturalisation  im  Auslande  nur  verloren  gehe,  wenn  diese 
mit  Erlaubniss  der  Pforte  stattgefunden  hat.  Thatsächlich  hatten 
vor  dem  Erlass  des  Gesetzes  vom  19.  Januar  1869  eine  grosse 
Anzahl  türkischer  Unterthanen  die  Naturalisation  im  Auslande 
dazu  benutzt,  um  sich  die  Vortheile  der  durch  die  Kapitulationen 
unter  dem  Schutz  der  fremden  Konsulate  stehenden  Fremden  zu 
verschaffen  und  sich  auf  diese  Weise  ihrer  ordentlichen  Ge- 
richtsbarkeit zu  entziehen31.  Das  neue  Gesetz  führte  jedoch 
bald  zu  Misshelligkeiten  mit  dem  benachbarten  Griechenland, 
dessen  Regierung  ottomanischen  Unterthanen  hellenischer  Rasse 
die  dortige  Staatsangehörigkeit  verlieh,  um  dieselben  nachher  den 
türkischen  Behörden  gegenüber  in  Schutz  zu  nehmen.  Diese 
Differenzen  wurden  durch  den  Vertrag  von  1875  ausgeglichen, 
worin  sich  Griechenland  zur  Einstellung  des  bisherigen  Ver- 
fahrens verpflichtete  32. 

II.  Die  Ehefrau  und  die  minderjährigen  Kinder 
eines  in  A  naturalisirten  Unterthanen  von  B  erwerben 
ipso  jure  auch  ihrerseits  die  Staatsangehörigkeit  von 
A3S;    gleichzeitig    behalten    sie    aber    die    Nationalität 


80  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  683  u.  684.  —  Rom-»  a.  a.  0.  S.  48  ff. 

31  Vgl.  oben  S.  62. 

s«  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  612  u.  613. 

"  Zu  A:  Bulgarien,  Ges.  vom  26.  Febr.  1883,  Art.  6:  .durch  den 
Erwerb  der  bulgarischen  Staatsangehörigkeit  erwirbt  er  dieselbe  auch  für 
seine  Frau  und   seine  minderjährigen  Kinder11    und   Art.  31:    «Der  Verlust 
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von  B34,  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  derselbe  durch 
diese  Naturalisation  aufgehört  hat,  Staatsangehöriger 
yon  B  zu  sein. 


der  bulgarischen  Staatsangehörigkeit  erstreckt  sich  . .  .  anf  die  Frau   und 
die  minderjährigen  Kinder"  (arch.  dipl.  1884  S.  77).  —  Columbien,  Ges. 
vom  11.  April  1843:    „die  Naturalisation   des  Ehemanns  erstreckt  sich  auf 
die  Frau  und  seine  minderjährigen  Kinder*  (Cogordan  a.  a.  0.  S.  479).  — 
Costa  Rica,  Qes.  vom  21.  Dec.  1886  Art.  2:  ,. . .  the  minore  of  a  Costa- 
Rican  father  who   has  lost  bis  nationality  can  .  . .  claim   the  qualincaüon 
of  Costa-Rican  ..."  und  Art.  6 :  „The  change  of  nationality  of  the  husband 
during  marriage  affects  also  the  nationality  of  the  wife*   (N.  R.  a.  a.  O. 
S.  701  u.  702).  -  Deutsches  Reich,  R.G.  vom  1.  Juni  1870  §  11:   »Die 
Verleihung  der  Staatsangehörigkeit  erstreckt  sich,  insofern  nicht  dabei  eine 
Ausnahme  gemacht  wird,   zugleich   auf  die  Ehefrau  und   die  noch  unter 
väterlicher   Gewalt  stehenden   Kinder."     §  19:    »Die  Entlassung  erstreckt 
sich,  insofern  nicht  dabei  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  zugleich  auf  die 
Ehefrau  und  die  noch  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden   minderjährigen 
Kinder."  —  Grossbritannien,  nat.  act  Art  10,  1  u.  5:    „a  married  wo- 
man  shall  be  deemed  to  be  a  subject  of  the  state  of  which  her  husband 
is  for  the  time  being  a  subject"    und   ,  where  the  father  .  .  .  has  obtained 
a  certificate  of  naturalization  in  the  United  Kingdom,  every  child  of  such 
father  .  .  .  who  during  the  infancy  has  become  resident  with  such  father  .  . . 
in  any  part  of  the  United  Kingdom  shall  be  deemed   to   be  a  naturalized 
British  subject."   Art.  10,8:  „Where  the  father,  being  a  British  subject  .... 
becomes  an  alien  .  . .  every  child  of  such  father  . .  .  who  during  infancy 
has  become  resident  in   the  country  where  the  father  .  .  .  is  naturalized. 
and  has,  according  to  the  laws  of  such  country,  become  naturalized  therein. 
shall  be  deemed  to   be  a  subject  of  the  State  of  which  the  father  . . .  has 
become  a  subject,  and  not  a  British  subject."  —  Frankreich,  Art.  12 
c.  c. :  ,1a  femme  marine  ä  un  etranger  qui  se  fait  natural  iser  Francais  .  .  . 
pourront,  s'ils  demandent,   obtenir  la  qualite   de  Francais  .  .  .  Deviennent 
Francais  les  enfants  mineurs  d'un  pere  ou  d'une  mere  snrvivant  qui  se  fait 
naturaliser  Francais,  ä  moins  que,   dans  l'annee  qui  suivra  leur  majori  te. 
ils  ne  däclinent  cette  qualite   en  Be  conformant ..."    —   Italien,  Art  10, 
i.  f.  cod.  civ. :   ,1a  moglie  e  i  figli  minori  dello  straniero  che  ha  ottenuto 
la  cittadinanza,  divengono  cittadini,  sempreche  abbiano   essi   fissato  la  re- 
eidenza  nel  regno;   i  figli  possono  scegliere  la  qualita  di  straniero,  faoen- 
done  dichiarazione  a  norma  dell*  articolo  5"   und  Art.  5:    „Se  il  padre  ha 
perduto  la  cittadinanza  prima  del  nascimento  del  figlio,  questo  e  riputato 
cittadino ,    ove  sia  nato   nel  regno  e  vi  abbia   la   sua  residenza . .  .*  — 
Japan,  bgl.  Gesb.  §  11  Abs.  2:   „the  wife  of  a  naturalized  person  and 
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Die  meisten  modernen  Staaten  bringen   den  Grundsatz  der 
rechtlichen  Einheit  der  Familie  auch  bei  der  Naturalisation  zum 


their  child,  being  a  minor,  if  domiciled  in  Japan,  acquire  the  status  of 
Japanese  subjects"  und  §  14:  „the  wife  of  a  person  who  shall  have  lost  bis 
status  as  a  Japanese  subject,  and  their  child,  being  a  minor,  shall ,  unless 
they  continue  to  reside  in  Japan,  forfeit  their  Japanese  nationality"  (N.  R. 
a.  a.  0.  S.  752).  —  Mexiko,  Ges.  vom  28.  Mai  1886,  Art.  2,  IV:  „.  .  .  ein 
nach  abgeschlossener  Ehe  vorgenommener  Nationalitätswechsel  des  Mannes 
bewirkt  auch  einen  solchen  der  Frau  und  der  minderjährigen  Kinder  . .  . 
insofern  sie  in  dem  Staate,  dessen  Angehöriger  der  Mann  oder  Vater  ge- 
worden iBt,  ihren  Wohnsitz  haben"  (Cogordan  a.  a.  0.  S.  501).  —  Nieder- 
lande, Ges.  vom  12.  Dec.  1892,  Art.  5,  Abs.  3:  „de  naturalisatie,  verleend 
aan  den  man,  strekt  zieh  van  rechts wege  uit  tot  zijne  vrouw.*  Art.  6: 
„Het  wettig  of  gewettigd  kind  van  een  als  Nederlander  genaturaliseerden 
vader,  vöör  diens  naturalisatie  geboren,  .  .  .  wordt  als  medegenaturaliseerd 
beschouwd . .  ."  und  Art.  7:  „Nederlandschap  wordt  verloren:  1.  door 
naturalisatie  in  een  ander  land,  of,  voor  zooveel  een  minderjarige  betreft, 
door  het  deelachtig  worden  van  eene  vreemde  nationaliteit  door  de  natura- 
lisatie hetzij  van  den  vader  hetzij  van  de  moeder,  naar  de  in  artikel  1 
gemaakte  onderscheidingen ,  in  een  ander  land."  —  Oesterreich,  bgl. 
Gesb.  §  92:  „die  Gattin  erhält  den  Namen  des  Mannes  und  geniesst  die 
Rechte  seines  Standes  .  .*  und  §  146 :  „die  Kinder  erlangen  den  Namen 
des  Vaters,  sein  Wappen  und  alle  übrigen,  nicht  bloss  persönlichen  Rechte 
seiner  Familie  und  seines  Vaters*  (vgl.  darüber  Weiss  a.  a.  0.  S.  625).  — 
San  Salvador,  Ges.  vom  80.  Sept.  1886,  Art  3,  Abs.  3:  „the  change  of 
the  husbands  nationality  after  marriage  implies  the  same  change  for  the 
woman  and  for  the  minor  children,  provided  they  live  in  the  country  where 
the  father  or  husband  was  naturalized*  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  649).  — 
Schweden,  Ges.  vom  1.  Oct.  1894,  §  4,  Abs.  2:  „die  Naturalisation  eines 
Ausländers  schliefst  zugleich,  wenn  dabei  nicht  anderweitige  Bestimmungen 
getroffen  werden,  auch  für  seine  Ehefrau  und  seine  unmündigen  ehelichen 
Kinder  die  schwedische  Staatsangehörigkeit  ein"  (Cahn  a.  a.  0.  S.  288  ff.). 
Schweiz,  Art.  3,  BG.  von  1876:  „la  naturalisation  s'e'tend  ä  la  femme  de 
l'&ranger  naturalis^  et  ä  ses  enfants  mineurs,  s'il  n'est  pas  fait  poor  ceux-ci 
une  exception  formelle  en  vue  de  l'article  2,  chiffre  2"  (Ann.  d.  1.  e\  1877, 
S.  550).  —  Ungarn,  Art  7,  Ges.  vom  24—20/79:  „der  Erwerb  der  ungari- 
schen Staatsangehörigkeit  durch  die  Naturalisation  des  Mannes  erstreckt 
sich  auch  auf  seine  Frau  und  seine  minderjährigen,  noch  der  väterlichen 
Gewalt  unterworfenen  Kinder*  und  Art  32:  „die  Expatriation  erstreckt  Bich 
auch  auf  die  mit  ihrem  Manne  abwesende  Frau  und  auf  die  noch  der  väter- 
lichen Gewalt  unterworfenen  Kinder*  (Ann.  d.  1.  e\  1880  S.  852  u.  257).  — 
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Ausdruck,  indem  sie  prinzipiell  an  einem  von  dem  Familien- 
vater vorgenommenen  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  die  Frau 

Vereinigte  Staaten,  rev.  stat. ,  sect.  2172:  „the  children  of  persona 
who  have  been  duly  naturalized  ander  any  law  of  the  U.  S.  A.  .  . .  being 
ander  the  age  of  21  years  at  the  time  of  the  naturalization  of  their  parenU, 
shall,  if  dwelling  in  the  U.  S.  A.,  be  coneidered  as  Citizens  thereof.*  — 
Venezuela,  Ges.  vom  25.  Mai  1882  (vgl.  Mitthlg.  in  dem  Ann.  de  L  e. 
1890,  S.  960).  —  Die  Gesetzgebungen  von  Spanien,  Serbien,  Argen- 
tinien, Brasilien,  Chile,  Peru,  Ecuador,  Bolivia,  Guatemala. 
Honduras,  Paraguay,  des  Oranje  Freistaats  und  der  Südafrika* 
nischen  Republik  enthalten  keine  Bestimmungen  Über  die  individuelle 
oder  generelle  Wirkung  der  Naturalisation  (vgl.  Nouv.  Reo.  a.  a.  0.  und 
Cahn  a.  a.  0.). 

84  Zu  B:  Belgien,  Ges.  vom  6.  Aug.  1881,  Art.  4:  ,la  naturalisation 
du  pere  assure  a  ses  enfants  mineurs  la  faculte  de  jouir  du  meme  avantage. 
pourvu  qu'iis  deolarent,  dans  Fannie  de  leur  majorite  .  . .  que  leur  inten Uod 
est  de  jouir  du  be*n6fice  de  la  presente  disposition."  —  Frankreich,  vgl. 
Weiss  S.  662  ff.  und  die  nebenstehende  Note  33  desselben  Paragraphen.  — 
Griechenland,  Art.  17  bgl.  Gesb.:  „die  vor  der  zur  Naturalisation  er- 
forderlichen Erklärung  geborenen  Kinder  und  die  Frau  des  naturalisirten 
Ausländers  bleiben  Ausländer;  aber  wenn  zur  Zeit  der  Naturalisation  die 
Frau  und  die  Kinder  minderjährig  sind,  können  sie  die  hellenische  Staats- 
angehörigkeit unter  der  Bedingung  erwerben,  dass  sie  im  Laufe  des  Jahres 
nach  erlangter  Volljährigkeit  . . .  eine  dahin  gehende  Erklärung  abgeben* 
(Cogordan  a.  a.  0.  S.  486).  —  Persien,  Ges.  vom  7.  Aug.  1894,  Art.  10: 
„der  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  des  Vaters  hat  für  die  Kinder  einen 
solchen  nicht  zur  Folge  .  . ."  (Cahn  a.  a.  0.  S.  827).  —  Portugal,  cod. 
civ.,  Art.  22,1:  „a  naturalißacäo  em  peiz  estrangeiro,  de  portuguez  casado 
com  portugueza,  nao  implica  a  per  da  la  qualidade  de  cidadao  portuguez 
em  relacao  a  mulher,  salvo  se  ella  declarar,  que  quer  seguir  a  nacionalidade 
de  seu  marido .  .  .*  2:  „da  mesma  forma  a  naturalisacäo,  em  paiz  estran- 
geira,  deportuguez,  ainda  que  casado  com  mulher  de  origem  estrangeixa. 
nao  implica  a  perda  da  qualidade  de  cidadao  portuguez  em  relacao  aos 
filhoa  menores,  havidos  antea  da  naturalisacäo;  salvo  se  estes,  depois  da 
maioridade  ou  emancipacäo,  declararem,  que  querem  seguir  a  nacionalidade 
de  ßeu  pae."  —  Rumänien,  an  Stelle  des  uraprünglichen  Art.  7,3  der  Ver- 
fassung ist  der  neue  §  3  durch  Ges.  vom  13.  Oct.  1879  getreten:  »die 
Naturalisation  kann  nur  .  .  .  individuell  ertheilt  werden"  (Ann.  d.  1.  e\  18&0 
S.  761).  —  Russland,  Art.  6  des  Ukas  vom  Jahre  1864:  »die  Erlangung 
der  Naturalisation  in  Russland  ist  immer  nur  individuell,  ausgenommen  den 
Fall  des  Artikels  17  .  .  .  und   erstreckt  sich  nicht  auf  die  Kinder,   weder 
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und  die  Kinder  ipso  jure  theilnehmen  lassen.  Doch  hat  man 
vielfach  die  Härte,  welche  in  der  obligatorischen,  ausnahmslosen 
Anwendung  dieses  Prinzips  liegen  würde,  auf  verschiedene  Arten 
zu  beseitigen  oder  wenigstens  zu  mildern  gesucht»  Während 
Ungarn,  Bulgarien,  Columbien  und  Venezuela  gar  keinen  Spiel- 
raum für  eine  Ausnahme  gewähren95,  haben  das  Deutsche  Reich 
und  die  Schweiz  bei  der  Ertheilung  der  Naturalisation  an  einen 
Ausländer  einen  Vorbehalt  hinsichtlich  der  Familienangehörigen 
des  Fremden  für  zulässig  erklärt36;  sie  sind  dabei  von  der 
richtigen  Erkenn tniss  ausgegangen,  dass  ein  Ausländer,  welcher 
die  Naturalisation  nachsucht,  unter  Umständen  aus  gewichtigen 
Gründen  privatrechtlicher  Natur  seiner  Frau  oder  seinen  Kindern 
die  ursprüngliche  Staatsangehörigkeit  zu  erhalten  wünschen  kann. 
Andere   Staaten,   wie  Italien  z.  B. 37,  haben   wieder  mehr  der 


minderjährige  noch  grossjährige,  die  vorher  geboren  sind"  und  Art.  17 :  „die 
Frauen  der  Ausländer,  die  sich  in  Russland  naturalisiren  lassen,  werden 
durch  diese  Naturalisation  russische  Unterthanen,  ohne  einen  besonderen 
Unterthaneneid  ablegen  zu  müssen  *  (Cogordan  a.  a.  0.  S.  520  u.  523).  — 
Türkei,  Ges.  vom  19.  Jan.  1869,  Art.  8:  l'enfant  mgme  mineur  d'un  sujet 
Ottoman  qui  s'est  naturalis^  ätranger  ou  qui  a  perdu  sa  nationalitä  ne  suit 
pas  la  conditio n  de  son  pere  et  reste  sujet  ottoman  .  .  .*;  für  die  Frau  da- 
gegen scheint  dies  angenommen  werden  zu  können  nach  dem  Wortlaut 
eines  Circulars,  welches  der  türkische  Minister  des  Innern  an  die  Behörden 
erlassen  hat  am  26.  Juni  1887:  „considlrant  que  le  principe  d'attribuer  a 
la  femme  qui  £pouse  un  ätranger  la  nationalite*  de  son  mari,  est  dicte"  dans 
le  but  de  conserver  les  rapports  qui  se  forment  entre  epoux,  considerant 
que,  d'apres  la  regle  existant  entre  les  gouvernements  ä  titre  de  reciprocitä, 
la  femme  est  considlree  comme  appartenant  a  la  national  itö  de  son  mari, 
sans  fctre  obligee  d'obtenir  une  autorisation  pr6alable  &  cet  effet,  le  Conseil 
d'Etat  decide,  qu'il  faut  suivre  la  meine  regle  en  ce  qui  regarde  la  femme 
ottomane  qui  epouse  un  sujet  etranger."  —  Luxemburg,  Art.  10  der  Ver- 
fassung: „la  naturalisation  accordee  au  pere  pro  fite  ä  son  enfant  mineur, 
si  celui-ci  declare,  dans  les  deux  annies  de  sa  majorite,  vouloir  revendiquer 
ce  bäntfice." 

85  Vgl.  oben  Note  33  S.  337  ff. 

86  Vgl.  oben  Note  33  S.  338,  339  ff. 

87  Vgl.  Ibid. 
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freien  Entschliessung  der  Kinder  Rechnung  getragen  und  räu- 
men diesen  daher  das  Recht  ein,  nach  erlangter  Grossjahrigkeh 
der  erworbenen  Nationalitat  zu  Gunsten  der  ursprünglichen  zu 
entsagen.  Eine  dritte  Gruppe  macht  endlich  den  Kollektiveffekt 
der  Naturalisation  oder  Expatriation  davon  abhängig,  dass  die 
Familienangehörigen  dem  Vater  nach  dem  neuen  Wohnsitz  fol- 
gen, wie  England,  Norwegen,  Italien  u.  a.ss. 

Im  Gegensatz  hierzu  steht  das  dem  französischen  Recht  ent- 
stammende Prinzip,  die  Naturalisation  und  Expatriation  als  re \ 
individuelle  Rechtsakte  aufzufassen,  welche  nur  von  einem  voll- 
standig  dispositionsfahigen  Individuum  für  seine  eigene  Persoc 
vorgenommen  werden  können.  Eine  Naturalisation  oder  eine 
Expatriation  erstreckt  sich  daher  niemals  ipso  jure  auf  die  An- 
gehörigen der  Familie89.  Die  Verfechter  dieses  Prinzips  lassen 
jedoch  völlig  ausser  Acht,  dass  es  in  erster  Linie  die  Erziehung 
und  die  Umgebung  sind,  welche  dem  Kinde  seine  Ansichten  un-i 
Neigungen  aufprägen,  und  dass  das  bloss  formelle  Recht  der 
Staatsangehörigkeit  hier  oft  in  Widerspruch  mit  den  thatsäch- 
lichen  Verhältnissen  treten  muss40.  Diesem  ausschliesslicher 
Grundsatz  der  Individualität  ist  Frankreich  in  neuester  Zeit  uc- 
treu  geworden:  Die  neueste  Fassung  des  Art.  8  code  civil  mach: 
bei  den  minderjährigen  Kindern  eines  in  Frankreich  naturali- 
sirten  Ausländers  insofern  eine  Ausnahme,  als  dieselben  ips^ 
jure  die  französische  Nationalität  erwerben  4 1.  Die  Inkonsequenz 
dieser  Bestimmung  erklärt  sich  aus  dem  oben  bereits  dargelegten 
Bestreben  der  neueren  französischen  Heimathsgesetzgebung,  auf  jede 
Weise  einer  Hebung  der  Bevölkerungszahl  Vorschub  zu  leisten  4f 

»8  Oben  Note  33  S.  338  ff. 

*•  Vgl.  Weiss  a.  a.  O.  S.  465  n.  ff.  —  Follevillb,  Traite  theoriqo«  « 
praiiqne  de  la  naturalisation ,  Paris  1880,  S.  435  u.  ff.  —  Clcxct  J.  d.  dr, 
i.  pr.  V.  S.  622. 

40  Tgl.  Bar  a.  a.  0.  S.  237. 

41  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  354  ff.  —  Bar  a.  a.  O.  S.  236. 

42  Vgl.  oben  5  II.  S.  225  u.  ff. 
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Unsere  Hypothese  ist  die  Ursache  eines  langjährigen  Kon- 
flikts zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  gewesen43.  Trotz 
mehrfacher  Beschwerden  der  französischen  Regierung  hatten  die 
Schweizer  Grenzkantone,  vor  allem  Genf,  in  Masse  französische 
Familien  naturalisirt,  welche  so  ihre  Söhne  der  heimathlichen 
Militärpflicht  entziehen  zu  können  glaubten.  Während  Frank* 
reich  sich  weigerte,  die  Gültigkeit  dieser  Naturalisationen  bezüg- 
lich der  minderjährigen  Söhne  anzuerkennen,  hielt  die  Schweiz 
ihrerseits  an  ihrer  Auffassung  fest.  Erst  1879  kam  die  An- 
gelegenheit in  dem  Vertrag  vom  23.  Juli  zum  Ausgleich.  Der 
Art.  1  dieses  Abkommens  bestimmt,  dass  die  minderjährigen 
Kinder  eines  in  der  Schweiz  naturalisirten  Franzosen  bis  zu 
ihrem  22.  Lebensjahr  als  französische  Unterthanen  betrachtet 
werden  sollen,  ohne  jedoch  yor  Ablauf  desselben  auf  den  ein- 
heimischen Aushebungslisten  geführt  zu  werden ;  im  Laufe  dieses 
Jahres  soll  ihnen  das  Recht  zustehen,  für  die  schweizerische 
Staatsangehörigkeit  zu  optiren44. 

Auch  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  hat  diese  Frage 
schon  zu  verschiedenen  Malen  Anlass  zu  einem  diplomatischen 
Schrift  Wechsel  gegeben ;  so  erst  im  Jahre  1892  45:  ein  in  Frank- 
reich geborener  Sohn  französischer  Eltern  hatte  durch  die  im 
Jahre  1874  in  Deutschland  erfolgte  Naturalisation  seines  Vaters 
gleichfalls  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erworben.  Nach  Er- 
füllung seiner  deutschen  Dienstpflicht  trat  er  1892  in  Pont- 
a-Mousson  in  Privatdienste.  Kaum  hatte  er  jedoch  französischen 
Boden  betreten,   als  er  von  den  dortigen  Gendarmen  verhaftet 


41  Vgl.  Rogviü  8.  26  u.  ff.  a.  a.  0. 

44  Art.  1  des  Vertrags  vom  23.  Juli  1879:  ,pour  regier  la  nationalite 
et  le  service  militaire  des  enfants  des  Francis  naturalises  suisses*  lautet: 
•les  individus  dont  les  parents,  Francis  d'origine,  se  fönt  naturaliser 
suisses,  et  qui  sont  mineurs  au  momeut  de  cette  naturalisation ,  aurout  le 
droit  de  choiair,  dans  le  cours  de  leur  vingt-deuiieme  annee  entre  les  dein 
nationalite«  francaise  et  suisse*  (Weiss  a.  a.  0.  S.  467). 

"  Amtliche  Quelle. 
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und  als  Refraktär  kriegsgerichtlich  abgeurtheilt  wurde,  da  er 
für  seine  Person  durch  die  Expatriation  des  Vaters  die  fran- 
zösische Nationalität  keineswegs  verloren  habe.  Die  deutsche 
Regierung  verwandte  sich  für  seine  Begnadigung. 

IIL  Der  minderjährige  Unterthan  von  B  lässt  sich 
mit  Zustimmung  seines  gesetzlichen  Vertreters  in  A 
naturalisiren46.  Gleichzeitig  bleibt  er  jedoch  Staats- 
angehöriger von  B47,  da  in  B  die  Expatriation  eines 
noch  nicht  Grossjährigen  unstatthaft  ist. 

Eine  weitere  Eonsequenz  des  vorhin  entwickelten  Prinzips 
der  Individualität  der  Staatsangehörigkeit  ist  der  von  der  fran- 
zösischen Jurisprudenz  ausgebildete  Grundsatz,  dass  ein  Minder- 
jähriger (auch  nicht  der  Emancipirte)  niemals,  selbst  nicht  mit 
Zustimmung  seines  Vaters  oder  Vormundes  der  Nationalitat  ent- 
sagen kann18. 


46  Zu  A:  Deutsches  Reich,  §  8  des  Ges.  vom  1.  Juni  1870:  »die 
Naturalisationsurkunde  darf  den  Ansiändern  nur  dann  ertheilt  werden,  wenn 
sie  nach  den  Gesetzen  ihrer  bisherigen  Heimath  dispositionsfahig  sind,  es 
sei  denn,  dass  der  Mangel  der  Dispositionsfähigkeit  durch  die  Zustimmung 
des  Vaters,  des  Vormunds  oder  Kurators  des  Aufzunehmenden  ergänzt  wird. 

—  Ungarn,  Ges.  vom  20.  Dec.  1879,  Art.  8:  „.  .  .  so  kann  dem  Ausländer 
die  Naturalisation  nur  ertheilt  werden:  1.  wenn  er  dispositionsfähig-  ist. 
oder  wenn  der  Mangel  der  Dispositionsfähigkeit  durch  die  Zustimmung 
seiner  gesetzlichen  Vertreter  ergänzt  wird*  (Ann.  d.  1.  6.  1880,  S.  852).  — 
Oest erreich,  Hofdekret  vom  31.  Mai  1831.  Nach  diesem  kann  der  Un- 
mündige von  der  Ablegung  des  Unterthaneneids  dispensirt  werden,  oder  es 
kann  die  Ablegung  bis  zur  Erreichung  des  erforderlichen  Alters  aufge- 
schoben werden  (vgl.  Püttlingen  a.  a.  0.  S.  94).  —  Schweiz,  das  Bundes 
gesetz  vom  3.  Juli  1876  enthält  zwar  keine  Bestimmung  darüber,  ob  die 
mangelnde  Dispositionsfähigkeit  durch  die  Einwilligung  des  Vaters  oder 
Vormunds  ersetzt  werden  könne;  allein  nach  den  meisten  Kantonalgesetz- 
gebungen ist  eine  solche  für  zulässig  erklärt  (vgl.  Cahn  a.  a.  0.  1.  Aufl.  S.  371). 

47  Zu  B:  Frankreich,  vgl.  Bar  a.  a.  0.  S.  235  u.  236.  -  Wk,s- 
a.  a.  0.  S.  433  u.  ff.  —  Coüordan  a.  a.  0.  S.  179.  —  Cahn  a.  a.  O.  S.  81- 

—  Clunet  J.  d.  dr.  i.    pr.    1878,   V,   S.  624.   —   Belgien,   vgl.   nächste 
Note  48. 

48  Wie  weit  diese  Regel  auch  in  andern,   dem  Gebiet  des  code  civil 
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Dem  gegenüber  erklären  die  Gesetzgebungen  des  Deutschen 
Reichs,  Ungarns,  Oesterreichs  und  der  meisten  Schweizer  Kan- 
tone ausdrücklich,  dass  für  den  Minderjährigen  von  seinen  ge- 
setzlichen Vertretern  (Vater,  Vormund  u.  s.  w.)  um  Aufnahme 
in  den  Staatsverband  nachgesucht  werden  könne,  obschon  diese 
Länder  im  Prinzip  die  Naturalisation  nur  dann  ertheilen,  wenn 
der  Ausländer  nach  dem  Recht  seiner  Heimath  dispositions- 
fahig  ist. 

In  einem  uns  berichteten  Falle  hatte  der  minderjährige 
Sohn  eines  Franzosen  mit  Zustimmung  seines  Vaters  die  badische 
Staatsangehörigkeit  erworben.  Die  französische  Regierung  ver- 
sagte dieser  Naturalisation  ihre  Anerkennung  und  weigerte  sich, 
den  Betreffenden  aus  den  Militärlisten  zu  streichen,  da  sie  ihn 
nach  wie  vor  als  ihren  Unterthanen  betrachtet49. 

In  diesem  Zusammenhang  soll  auch  an  den  nunmehr,  seit 
der  Einführung  der  Ehescheidung  in  Frankreich  im  Jahre  1884, 
der  geschichtlichen  Vergangenheit  angehörenden  Fall  der  Fürstin 
Bauffremont  erinnert  werden,  der  in  den  siebziger  Jahren  eine 
Fülle  von  Streitschriften  im  Gefolge  hatte.  Die  einzige  Frage, 
welche  uns  hier  dabei  interessirt,  ist  diejenige,  dass  die  Fürstin, 
von  Geburt  Belgierin,  durch  Heirath  Französin  und,  von  ihrem 
Gemahl  von  Tisch  und  Bett  geschieden,  ohne  dessen  Zustimmung 
durch  Naturalisation  die  Staatsangehörigkeit  in  Sachsen- Alten- 
burg erlangt  hatte  (dort  liess  sie  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  in  eine  Ehescheidung  umwandeln  und  ging  später  in  Berlin 


angehörenden  Staaten  gilt,  muss  dahingestellt  bleiben.  Für  Belgien  läset 
sie  sich  u.  £.  aus  der  Fassung  der  Art.  8  u.  4  des  Ges.  vom  6.  Aug.  1881 
folgern.  Art.  3:  ,1a  naturalisation  ordinaire  . .  .  ne  sera  aecordöe  qu'a 
ceux  qui  auront  accompli  leur  vingt  •  et  -  unieme  annee  .  .  ."  und  Art.  4: 
,1a  naturalisation  du  pere  assure  ä  ses  enfante  mineurs  la  faculte*  de 
jouir  du  meine  avantage,  pourvu  qu'ils  declarent,  dans  1' annee  de  leur 
majorite*  .  . .  que  leur  intention  est  de  jouir  du  benefice  de  la  presente 
disposition.* 

49  Vgl.  Cahn  a.  a.  0.  S.  81. 
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mit  dem  rumänischen  Fürsten  Bibesco  eine  neue  Ehe  ein).  Die 
französischen  Gerichte  konnten  nach  der  dortigen,  herrschenden 
Meinung  dem  Erwerb  der  altenburgischen  Nationalitat  keine 
Wirkung  beimessen,  da  die  Fürstin  Bauffremont  als  eine  nur 
von  Tisch  und  Bett  getrennte  Frau  ohne  Einwilligung  ihres 
Mannes  einen  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  nicht  vornehmen 
konnte. 

IV.  Dem  noch  minderjährigen  Unterthanen  von  B 
wird  auf  seinen  Antrag  in  A  die  Naturalisation  er- 
theilt,  weil  er  das  in  A  hierzu  erforderliche  Alter  er- 
reicht hat50.  In  B  verliert  er  dagegen  durch  diese 
Naturalisation  nicht  die  Staatsangehörigkeit51,  da  er 
noch   nicht  grossjährig  und  daher  nicht   ohne  Zustim- 


50  Zu  A:  Belgien,  Art.  3,  Ges.  vom  6.  Aug.  1881  (vgl.  oben  §  >, 
III,  S.  344,  Note  47).  —  Bulgarien,  Ges.  vom  26.  Febr.  1883,  Art.  1«: 
„durch  Naturalisation  können  Ausländer  nur  dann  die  bulgarische  Staats- 
angehörigkeit erlangen,  wenn  sie  das  21.  Jahr  vollendet  haben  . .  .•  (Arck. 
dipl.  1884,  S.  75).  —  Vereinigte  Staaten,  rev.  st  sect  2166:  ,aoy 
alien,  of  the  age  of  twenty-one  years  and  upward,  who  has  enlistet,  oi 
may  enlist,  in  the  annies  of  the  U.  S.  A.,  either  the  regulär  or  the  volan 
teer  forces,  and  bas  been,  or  may  be  hereafter,  honorably  discharged,  shaü 
be  admitted  to  become  a  citizeu  of  the  U.  S.  A.,  upon  bis  petition,  without 
any  previous  declaration  of  his  intention  to  become  such  . .  .*  und  sect. 
2167:  »any  alien  being  under  the  age  of  twenty-one  years,  who  has 
resided  in  the  U.  S.  A.  three  years  next  preceeding  his  arriving  at  that 
age,  and  who  has  continued  to  reside  therein  to  the  time  he  may  make 
application  to  be  admitted  a  Citizen  thereof,  may,  after  he  arrives  at  tkt 
age  of  twenty-one  years,  and  after  he  has  resided  five  years  within  the 
U.  S.  A.,  including  the  three  years  of  his  minority,  be  admitted  a  citizei* 
of  the  ü.  S.  A." 

51  Zu  B:  Die  Grossjährigkeit  tritt  ein  in:  Dänemark  mit  25  Jahren 
(Weiss,  Traite  61.  S.  404).  —  den  Niederlanden  mit  23  Jahren  (Art.  38'» 
bgl.  Gesb.).  —  Norwegen  mit  25  Jahren  (Weiss,  Traite  el.  8.  404).  — 
0 esterreich  mit  24  Jahren  (Art.  21  ABG.).  —  Spanien  mit  25  Jahrer 
(Ley  II  tit.  19,  part.  6).  —  Ungarn  mit  24  Jahren  (Uno.  G.  XX  1877. 
Art.  1). 
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mung  Beines  gesetzlichen  Vertreters  expatriations- 
fähig ist. 

Im  Allgemeinen  ist  in  der  Theorie  wie  in  der  Praxis  der 
Grundsatz  anerkannt,  dass  der  Ausländer,  der  um  die  Aufnahme 
in  den  Staatsverband  nachsucht,  die  volle  Handlungsfähigkeit 
nach  den  Gesetzen  seines  Heimathsstaats  besitzen  muss.  Wäh- 
rend wohl  im  Hinblick  hierauf  die  meisten  Staatsrechte  als  Vor- 
bedingung für  die  Naturalisation  die  erreichte  Grossjährigkeit 
verlangen,  haben,  abweichend  hiervon,  einige  Staaten  das  Alter 
von  21  Jahren  als  Voraussetzung  aufgestellt.  Sie  haben  dabei 
nicht  berücksichtigt,  dass  die  Grossjährigkeit  nicht  in  allen  Ländern 
schon  mit  diesem  Lebensalter  eintritt.  So  wird  die  Volljährig- 
keit in  den  Niederlanden  erst  mit  23,  in  Oesterreich  und  Ungarn 
mit  24,  in  Spanien,  Norwegen  und  Dänemark  gar  erst  mit 
25  Jahren  erreicht. 

Es  lassen  sich  leicht  Fälle  denken,  wo  einem  im  Auslande 
naturalisirten  Minderjährigen  aus  irgend  welchem  Grunde  die 
zum  Austritt  aus  dem  heimathlichen  Unterthanenverband  er- 
forderliche Zustimmung  vom  Vater  oder  Vormund  nicht  ertheilt 
wird  und  der  Betreffende  sich  dann  im  Besitz  einer  mehrfachen 
Staatsangehörigkeit  befindet. 

§9.     Durch    Heirat h. 

Eine  Staatsangehörige  von  A  erwirbt  durch  die 
Heirath  mit  einem  Unfcerthanen  von  B  1  die  Nationalität 


1  Zu  B:  Belgien,  Art.  12,  code.  civ.:  „l'&rangere  qui  aura  epouse 
un  Beige  suivra  la  condition  de  son  man.'  —  Bolivia,  Art.  11  cod.  civ.: 
,1a  mujer  bolivian  casada  con  an  extrangero  seguirä  la  condicion  de  ßu 
marido."  —  Brasilien,  Ges.  vom  10.  Sept.  1860,  Art.  2:  ,a  foreign  wo- 
man  who  marries  a  Brazilian  takes  the  nationality  of  her  husband  .  . ." 
(nouv.  rec.  a.  a.  0.  S.  678).  —  Bulgarien,  Art.  14,  Ges.  vom  27.  Febr. 
1883:  »jede  Ausländerin,  die  sich  mit  einem  Bulgaren  verheirathet,  erwirbt 
die  bulgarische  Staatsangehörigkeit"  (Arch.  dipl.  1884,  S.  75).  —  Deut- 
sches Reich,  §  5  Ges.  vom  1.  Juni  1870:  «die  Verheirathung  mit  einem 
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ihres    Mannes,    ohne    dadurch    ipso    jure    ihre    frühere 
Staatsangehörigkeit  von  A2  zu  verlieren. 


Deutschen  begründet  für  die  Ehefrau  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes.* 

—  England,  nat.  act,  Art.  10:  „a  married  woman  shall  be  deemed  to 
be  a  subject  of  the  state,  of  which  the  husband  is  for  the  time  being  a 
subject."  —  Frankreich,  Art.  12  c.  c:  „Fetrangere  qui  aura  epouse  un 
Francais  suivra  la  condition  de  son  man."  —  Griechenland,  Art.  12 
c.  c. :  „die  Ausländerin,  welche  einen  Hellenen  heirathet,  wird  selbst  Hellenin" 
(Cogordan  a.  a.  0.  S.  487).  —  Italien,  Art.  9,  cod.  civ.:  ,1a  donna 
straniera  che  si  marita  ad  un  cittadino,  acquista  la  cittadinanza  e  la  con- 
serva  anche  vedova."  —  Luxemburg,  Art.  12  c.  c:  „Verlängere  qui  aura 
epouse*  un  Luxembourgeois  suivra  la  condition  de  son  mari,"  —  Mexiko, 
Art.  1,  VI,  Ges.  vom  28.  Mai  1886:  „die  Ausländerin,  welche  einen  Mexi- 
kaner heirathet,  behält  die  mexikanische  Staatsangehörigkeit  auch  nach  dem 
Tode  ihres  Mannes."  —  Monaco,  Art.  12  cod.  civ.  Fr.  —  Niederlande. 
Art.  5,  Ges.  vom  12.  Dec.  1892:  „de  vrouw  volgt  staande  huwelijk  den 
staat  van  hären  man.'  —  Oesterreich,  Hofdekret  vom  23.  Febr.  1833 
und  21.  Febr.  1834  (vgl.  PCttlingen  a.  a.  0.  S.  90).  —  Persien,  Art  6, 
Ges.  vom  7.  Aug.  1894:  „Wenn  ein  Perser  eine  Ausländerin  zur  Frau  hat 
so  tritt  diese,  ihm  folgend,  in  den  persischen  Unterthanenverband  ein* 
(vgl.  Cahn  a.  a.  0.  Anlage  83).  —  Portugal,  Art.  18,  cod.  civ.:  „säo 
cidadäos  portuguezes:  „.  .  .  6.  a  mulher  estrangeira,  que  casa  com  cidadao 
portuguez."  —  Costa  Rica,  Ges.  vom  21.  Dec.  1886,  Art.  3,3:  „natura- 
lized  Costa-Ricans  are.  ...  the  foreign  woman  who  marries  a  Costa-Rican* 
(Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  701).  —  Ecuador,  Ges.  vom  23.  Aug.  1892,  Art.  20: 
„a  foreign  wife  of  an  Ecuadorian  followe  the  nationality  of  her  husband 
if  she  establish  her  domicile  in  his  country"  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  715).  — 
Guatemala,  cod.  civ.,  Art.  30:  *.  .  .  a  foreign  woman  married  to  a  Gua- 
temalian,  adopts  the  nationality  of  her  husband"  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  693).  — 
HaYti,  Art.  5  der  Verfssg.:  „Fetrangere  mariee  ä  un  HaTtien  suit  )a  con- 
dition de  son  mari."  —  Japan,  bgl.  Gesb.  §  10:  „an  alien  woman  od 
contracting  a  marriage  with  a  Japanese  subject  acquires  the  status  of  a 
Japanese  subject'  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  751).  —  Rumänien,  vgl.  Art.  19 
bgl.  Gesb.:  „a  Roumanian  woman  who  marries  a  foreigner  acquires  her 
husbands  status*  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0.  S.  607).  —  Russland,  Art.  17  des 
Ukas  vom  6.  März  1864:  „die  Ausländerin,  welche  einen  russischen  Unter- 
than  heirathet  . . .  wird  dadurch  Russin  .  .  ."  (Cogordan  a.  a.  0.  S.  521).  — 
Schweden,  §  3,  Ges.  vom  1.  Oct.  1894:  „Eine  Ausländerin,  welche  sich 
mit  einem  schwedischen  Staatsangehörigen  verheirathet,  erwirbt  durch  die 
Verheirathung  die  schwedische  Staatsangehörigkeit*  (Cahn  a.  a.  O.  S.  288)- 

—  Serbien,  Art.  48,  bgl.  Gesb.:   „a  foreign  woman  who  has  married  a 
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Der  auf  der  Interessen-  und  Rechtsgemeinschaft  der  Ehe 
beruhende  Grundsatz,  dass  die  Frau  bei  der  Heirath  ipso  jure 
die  Staatsangehörigkeit  ihres  Mannes  erwirbt,  ist,  seitdem  sich 
England  1844 9  und  die  Vereinigten  Staaten  1855 4  in  Ab- 
änderung der  Common  Law  demselben  angeschlossen  haben, 
wohl  ausnahmslos  in  allen  civilisirten  Ländern  recipirt5.  Da- 
gegen ist  das  nothwendige  Korrelat  dieses  Prinzips,  dass  die 
Frau  durch  Verheirathung  mit  einem  Ausländer  ihre  einheimische 
Staatsangehörigkeit  verliert,  noch  nicht  überall  zur  Herrschaft 
gelangt,  wie  dies  in  den  südamerikanischen  Staaten  Argentinien 
und  Venezuela  absolut  und  in  den  Vereinigten  Staaten 6  sowie 
in  Ecuador  so  lange  der  Fall  ist,  als  die  Frau  nicht  ihr  Domizil 
ausserhalb  Landes  verlegt  hat 7. 


Servian,  shall  follow  the  condition  of  her  busband  as  regardi  her  civil 
rights,  in  all  casea  wbere  the  foreign  Power  gives  the  eame  rights  to  a 
Servian  woman  who  has  married  one  of  its  subjects*  (Nouv.  Rec.  a.  a.  0. 
S.  612).  —  Schweiz,  Art.  25  des  BG.  von  1875:  ....  la  femme  acquiert 
par  le  manage  le  droit  de  cite  et  de  bourgeoisie  de  son  mari*  (Ann.  d.  1. 
e.  1876  S.  723).  —  Spanien,  Art.  22,  cod.  civ.:  .die  verheirathete  Frau 
folgt  .  .  .  der  Nationalität  ihres  Mannes"  (coli.  d.  codes  £tr.).  —  Türkei, 
Art.  7,  Ges.  vom  19.  Jan.  1869:  ,1a  femme  ottomane  qui  a  epouse  un 
etranger  peut,  si  eile  devient  veuve,  recouvrer  sa  qualitä  de  sujette  otto- 
mane.* —  Vereinigte  Staaten,  rev.  st.  sect  1994:  „any  woman  who 
is  now  or  may  hereafter  be  married  to  a  Citizen  of  the  United  States  and 
who  might  herseif  be  lawfully  naturalized,  shall  be  deemed  a  Citizen.* 

2  Zu  A:  Ecuador,  Art.  21,  Ges.  vom  23.  Aug.  1892:  „an  ecuadorian 
woman  who  marries  a  foreigner  in  Ecuador,  does  not  lose  her  nationality 
as  long  as  she  continues  her  ecuadorian  domicile"  (Nouv.  Rec.  a.  a»  0- 
S.  715).  —  Vereinigte  Staaten  (vgl.  unten  S.  80  and  Note  6).  — - 
Argentinien  (vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  659  ff.).  —  Venezuela  (vgl.  oben 
S.  327,  Note  4). 

1  Vgl.  Killky  a.  a.  0.  S.  168. 

4  Statut  vom  10.  Febr.  1855  (vgl.  Kellky  a.  a.  0.  S.  166). 

5  Ob  die  Frau,  welche  einen  Ottomanen  heirath  et,  dadurch  Ottomanin 
wird,  ist  streitig  (vgl.  darüber  Weiss  a.  a.  0.  S.  611,  Anm.  3). 

•  Vgl.  Kellky  a.  a.  0.  S.  167  ff. 
f  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  637. 

Archiv  für  öffentliche«  Recht.  XII.  3.  23 


—    350    — 

Nachdem  die  Türkei  1869 8  und  England  1870 9  diesen 
Standpunkt  aufgegeben  hatten,  waren  die  Niederlande  noch  der 
einzige  europäische  Staat,  welcher  an  die  Verheirathung  einer 
Inländerin  mit  einem  Ausländer  nicht  den  Verlust  der  hollan- 
dischen Nationalität  knüpfte 10.  Im  Gesetz  vom  12.  December 
1892  haben  endlich  auch  die  Niederlande  diesen  Standpunkt 
definitiv  aufgegeben  n. 

§  10.     Durch  Annahme  einer  Staatsanstellung. 

Ein  Staatsangehöriger  von  B  nimmt  in  A  eine  öffent- 
liche Anstellung  an  und  wird  dadurch  Unterthan  von  A1. 


8  Dies  muss  wenigstens  aus  dem  Ges.  vom  19.  Jan.  1869  geschlossen 
werden  (vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  614  u.  615). 

9  Natur alization  act,  Art.  10,  1. 

10  Dafür  spricht  der  folgende,  in  einem  Spezialfall  gegebene  Bescheid 
der  dortigen  Regierung:  1866  hatte  ein  Berner  Staatsbürger,  der  in  Holland 
lebte  und  mit  einer  Niederländerin  verheirathet  war,  für  seine  Frau  und 
seine  Kinder  durch  Vermittelung  der  niederländischen  Regierung  die  Ent- 
lassung aus  dem  schweizerischen  Staatsverband  beantragen  wollen.  Allein 
die  holländischen  Behörden  wiesen  seinen  Antrag  mit  der  Motivierung  zurück, 
dass  die  Frau  durch  ihre  Heirat  nicht  Schweizerin  geworden,  sondern  Nieder- 
länderin geblieben  sei  (Roguin  a.  a.  O.  S.  16).  —  Der  hier  gegebene  Bescheid 
der  niederländischen  Regierung  stand  allerdings  im  Widerspruch  mit  dem 
Art.  11  des  bgl.  Gesb.,  wonach  die  einen  Ausländer  heirathende  Nieder- 
länderin der  Staatsangehörigkeit  des  Mannes  folgt:  ,eene  nederlandsche 
vrouw,  met  eenen  vreemdeling  in  het  huwelijk  tretende,  volgt  den  Staat  von 
hären  man." 

11  Vgl.  Note  2,  S.  79. 

1  Zu  A:  Deutsches  Reich,  RG.  vom  1.  Juni  1870,  §  9:  .eine  von  der 
Regierung  oder  von  einer  Central-  oder  höheren  Verwaltungsbehörde  eines 
Bundesstaats  vollzogene  oder  bestätigte  Bestallung  für  einen  in  den  un- 
mittelbaren oder  mittelbaren  Staatsdienst  oder  in  den  Kirchen-,  Schul 
oder  Kommunaldienst  aufgenommenen  Ausländer  .  .  .  vertritt  die  Stelle  der 
Naturalisationsurkunde  .  .  . ,  sofern  nicht  ein  entgegenstehender  Vorbehalt 
in  der  Bestallung  ausgedrückt  wird.  Ist  die  Anstellung  eines  Ausländer« 
im  Reichsdienst  erfolgt,  so  erwirbt  der  Angestellte  die  Staatsangehörigkeit 
in  demjenigen  Bundesstaate,  in  welchem  er  seinen  dienstlichen  Wohnsitz 
hat.*  —  Norwegen,  Ges.  vom  21.  April  1888,  Art.  2:  „durch  eigene  Hand- 


—    351    — 

ohne  jedoch  dadurch  ipso  jure  die  Staatsangehörigkeit 
von  B*  zu  verlieren. 

Die  beiden  einzigen  Länder,  welche  mit  der  Uebertragung 
einer  öffentlichen  Anstellung  an  einen  Ausländer  den  Erwerb 
der  Staatsangehörigkeit  verbinden,  sind  das  Deutsche  Reich  und 
Norwegen.  Die  Frage  wird  hier  nicht  unberechtigt  sein,  ob  es 
im  Interesse  der  Sicherheit  des  eigenen  Landes  und  der  inter- 
nationalen Beziehungen  rathsam  ist,  einen  solchen  Grundsatz  in 
die  Gesetzgebung  einzufuhren,  ohne  dabei  wenigstens  von  dem 
betreffenden  Ausländer  die  Aufgabe  des  früheren  Staatsverbands 
zu  verlangen.  Allerdings  hat  das  deutsche  Reichsgesetz  vom 
1.  Juni    1870,   abweichend  von   dem  norwegischen   Staatsrecht, 


long  wird  das  norwegische  Bürgerrecht  erworben :  .  .  .  o)  durch  die  Annahme 
einer  Bestallung  als  Beamter  oder  durch  feste  Anstellung  seitens  des  Königs 
oder  eines  RegierungBdepartements  als  Bediensteter  im  Dienste  des  norwegi- 
schen Staates  .  .  ."  (Cahn  a.  a.  0.  S.  266). 

2  Zu  ß;  Russland  und  Venezuela,  da  diese  beiden  Staaten  einen 
Verlust  der  einheimischen  Staatsangehörigkeit  überhaupt  nicht  kennen  (vgl, 
oben  S.  327,  Note  4).  —  Bolivia,  Guatemala,  Persien,  Schweiz  und 
die  Vereinigten  Staaten;  diese  Staaten  lassen  ohne  Weiteres  den  Ein- 
tritt ihrer  Unterthanen  in  fremde  Staatsdienste  zu  und  durch  die  dadurch 
etwa  erworbene  ausländische  Nationalität  die  einheimische  nicht  untergehen 
(vgl.  auch  oben  S.  327  u.  328,  Note  4  zu  B).  —  Deutsches  Reich,  RG.  vom 
1.  Juni  1870,  §22:  „tritt  ein  Deutscher  ohne  Erlaubnis  seiner  Regierung 
in  fremde  Staatsdienste,  so  kann  die  Centralbehörde  seines  Heimathsstaats 
denselben  durch  Beschluss  seiner  Staatsangehörigkeit  verlustig  erklären,  wenn 
er  einer  ausdrücklichen  Aufforderung  zum  Austritte  binnen  der  darin  be- 
stimmten Frist  keine  Folge  leistet."  —  Paraguay,  Art.  40  der  Verfassung 
vom  24.  Nov.  1870  (vgl.  oben  S.  328,  Note  4).  —  Türkei,  Art.  6  des  Ges. 
von  1869:  »neanmoins  le  gouvernement  imperial  pourra  prononcer  la  perte 
de  la  qnalite  de  sujet  ottoman  contre  tout  sujet  ottoman  qui  se  sera 
naturalis^  ä  l'£tranger  ou  qui  aura  acceptä  des  fonctions  militaires  pres 
d'un  gouvernement  etranger  sans  l'autorisation  de  son  souverain  .  .  ."  — 
Ungarn,  Art  10,  Ges.  vom  20.—24.  Dec.  1879:  „die  Behörden  können  die- 
jenigen ihrer  Staatsangehörigkeit  verlustig  erklären ,  welche  . .  .  ohne  ihre 
Erlaubnis  in  fremden  Staatsdienst  getreten  sind  und  denselben  nach  einer 
an  sie  ergangenen  Aufforderung  nicht  binnen  der  ihnen  gestellten  Frist  ver- 
lassen haben*  (Ann.  d.  1.  e.  1880).  —  Luxemburg,  vgl.  unten  S.  353,  Note  4. 


j 
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sowohl  dem  anzustellenden  Fremden,  wie  auch  der  die  Anstellung 
ertheilenden  Behörde  gestattet,  bezüglich  des  Nationalitätserwerbs 
einen  Vorbehalt  zu  machen.  Hierdurch  ist  wenigstens  die  Mög- 
lichkeit geboten,  Misshelligkeiten,  die  sich  aus  dem  Erwerb  der 
neuen  Staatsangehörigkeit  mit  dem  Heimathstaat  voraussichtlich 
ergeben  könnten,  vorzubeugen. 

Der  Konflikt  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  wird  hier 
für  die  Unterthanen  aller  derjenigen  Staaten  entstehen ^  deren 
Gesetze  an  die  Annahme  eines  öffentlichen  Amts  im  Auslande 
an  sich,  oder  an  den  freiwilligen  Erwerb  einer  fremden  Nationali- 
tät überhaupt  den  Verlust  des  einheimischen  Bürgerrechts  nicht 
ipso  jure  knüpfen.  Es  könnte  zweifelhaft  erscheinen,  ob  zu 
diesen  letzteren  auch  diejenigen  Staaten  zu  rechnen  sind,  welche 
ausdrücklich  nur  von  einer  im  Ausland  erlangten  „Naturalisation* 
einen  solchen  Verlust  abhängig  machen,  nachdem  sich  Luxem- 
burg8 unzweideutig  gegen  diese  Auffassung  ausgesprochen  hat. 
Für  dieselbe  spricht  jedoch  einmal  die  Fassung  der  beiden  in 
Betracht  kommenden  Gesetze  des  Deutschen  Reiches  und  Nor- 
wegens: während  das  deutsche  Gesetz  ausdrücklich  sagt,  dass  die 
Bestallungsurkunde  diejenige  der  Naturalisation  vertritt,  spricht 
das  norwegische  von  einem  Erwerb  des  Staatsbürgerrechts  durch 
„ eigene  Handlung0.  Daneben  wird  zu  Gunsten  der  ersten  Auf- 
fassung auch  die  ratio  legis  in  die  Wagschale  fallen;  denn  da 
der  Ausländer  sich  bei  der  Annahme  einer  Anstellung  im  Aus- 
lande doch  wohl  dessen  bewusst  sein  dürfte,  dass  er  damit  auch 
ein  Glied  des  fremden  Staatsverbandes  wird,  so  lässt  sich  die 
Thatsache  des  freiwilligen  Eintritts  in  denselben  schwerlich  an- 
zweifeln. Dass  diese  Frage  immerhin  noch  eine  offene  zu  sein 
scheint,  zeigt  das  angeführte  Beispiel  Luxemburgs. 

Zu  wie  ernsten  Bedenken  die  mehrfache  Staatsangehörig- 
keit  auch    hier   Anlass   geben    kann,   beweist   der    für    die   be- 


*  Vgl.  unten  S.  353,  Note  4. 
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theiligten  Parteien  peinliche  Verlauf  der  nachstehenden  An- 
gelegenheit4: 

Ein  Luxemburger,  Namens  Mertens,  war  in  elsass-lothrin- 
gische  Dienste  getreten  und  hatte  damit,  ohne  aus  dem  ursprüng- 
lichen Unterthanenverbande  auszuscheiden,  die  Reichsangehörig- 
keit erworben.  Nachdem  er  sich  im  Amte  Unterschlagungen  und 
Fälschungen  hatte  zu  Schulden  kommen  lassen,  flüchtete  er  nach 
Luxemburg.  Die  deutsche  Regierung  verlangte  seine  Ausliefe- 
rung. Von  der  anderen  Seite  wurde  sie  jedoch  verweigert,  da 
Mertens  luxemburgischer  Unterthan  sei.  Der  Delinquent  wurde 
nun  zwar  den  luxemburgischen  Gerichten  überantwortet,  allein 
diese  sprachen  ihn  frei,  weil  die  begangenen  Vergehen  gegen 
einen  fremden  Staat  gerichtet  gewesen  und  daher  nach  dem  Ge- 
setz vom  4.  Juli  1845  „sur  la  poursuite  des  crimes  ou  ddlits  ä 
l'£tranger  par  des  Luxembourgeois"  straflos  seien. 

Anlässlich  dieses  Vorfalls  trafen  die  elsass-lothringische 
Landesverwaltung5  und  die  preussische  Regierung6  die  Verfü- 
gung, dass  die  in  preussische  oder  reichsländische  Staatsdienste 
tretenden  Luxemburger  vor  ihrer  Anstellung  aus  dem  ursprüng- 
lichen Unterthanenverband  austreten  sollen  7. 

Ein  anderer,  hierher  gehörender  Fall  ist  interessant  wegen 
der  Entscheidung,  welche  das  Institut  de  droit  international  ge- 
fallt hat:  Im  Jahre  1888  sollte  als  neues  Mitglied  des  Instituts 
der  an  der  Universität  Greifswald  angestellte  Professor  Stoerk  ge- 

4  Vgl.  Hamaker,  über  die  Auslieferung  der  Inländer  wegen  der  im 
Auslande  begangenen  Verbrechen  (im  Archiv  für  öffentl.  Recht,  herausgeg. 
von  Laband  u.  Stoerk  I,  1886,  S.  333  u.  334). 

s  Bekanntmachung  vom  22.  Febr.  1879. 

6  Ministerialblatt  v.  J.  1880  S.  106. 

7  Die  anzustellenden  Luxemburger  haben  die  Erklärung  zu  unter- 
zeichnen, dass  sie  . . .  ausdrücklich  anerkennen,  „dass  es  ihre  Willensmeinung 
sei,  unter  Aufgebung  der  luxemburgischen  Nationalität  die  Landes-  bezw. 
Staatsangehörigkeit  in  Elsass- Lothringen ,  bezw.  Preussen  zu  erwerben." 
.Eine  gleiche  Erklärung  haben  dieselben  an  ihre  Heimathsbehörde  zu  richten 
und  sind  hierzu  angehalten." 
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wählt  werden.  Nach  den  Statuten  darf  jedoch  jede  Nation  nur 
mit  einer  proportioneil  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern  in 
demselben  vertreten  sein.  Nun  war  aber  Professor  Stoerk  zwar 
geborener  Oesterreicher,  aber  als  Inhaber  eines  Lehrstuhls  an 
einer  preussischen  Universität  gleichzeitig  preussischer  Staats- 
angehöriger; als  Oesterreicher  hätte  er  nach  Lage  der  Dinge 
nicht  gewählt  werden  können.  Das  Institut  sah  sich  somit  vor 
die  Lösung  einer  schwierigen  Frage  gestellt.  Es  entschied  sich 
dafür,  dass  in  diesem  Falle  die  preussische  Staatsangehörigkeit 
als  die  thatsächlich  bestehende  massgebend  sein  solle8. 

§  11.     Durch  die  Ausübung  des  Optionsrechts   für  das 
Land  der  Geburt  nach  erfolgter  Grossjährigkeit. 

Ein  in  B  geborenes  Kind  eines  Staatsangehörigen 
von  A  optirt  nach  erlangter  Grossjährigkeit  für  die 
Nationalität  von  B1,  verliert  hierdurch  aber  nicht  die 
Staatsangehörigkeit  von  A2. 

8  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  274. 

1  Zu  B:  Belgien,  Art.  9  cod.  civ. :  „tout  individu  ne"  en  Belgique,  d'un 
etranger,  pourra,  dan6  l'annee  qui  suivra  Vepoque  de  sa  majorite\  reclamer 
la  qualite"  de  Beige,  poorvu  que,  dana  le  cas  oü  il  r&iderait  en  Belgique. 
il  declare  que  son  intention  est  d'y  fixer  son  domicile  et  que,  dana  le  cas 
oü  il  räsiderait  au  pays  etranger,  il  fasse  sa  soumission  de  fixer  en  Belgique 
son  domicile,  et  qu'il  s'y  ötablisse  dans  l'annäe  ä  compter  de  l'acte  de 
soumission. *  —  Frankreich,  Art.  9,  cod.  civ.  nouv.  red.:  „tout  individa 
ne*  en  France  d'un  etranger  et  qui  n  y  est  pas  domicilii  a  l'epoqne  de  sa 
majorite*  pourra,  jusqu'ä  Tage  de  vingt-deux  ans  accomplis,  faire  sa  soumission 
de  fixer  en  France  son  domicile,  et,  s'il  l'y  dtablit  dans  Tanne«  ä  compter 
de  l'acte  de  soumission,  räclamer  la  qualite  de  Francais,  par  une  declaratioc 
qui  sera  enregiströe  au  minist ere  de  la  justice.  —  S'il  est  ägä  de  moins  de 
vingt  et  un  ans  accomplis,  la  declaration  sera  faite  en  son  nom  par  soc 
pere;  en  cas  de  d£ces  par  sa  mere;  en  cas  de  d6ces  du  pere  et  de  la  merv 
ou  de  leur  exclusion  de  la  tu  teile,  ou  dans  les  cas  prevus  par  les  arücte 
141,  142,  143  du  code  civil,  par  le  tuteur  autorise"  par  deliberation  de 
famille.  —  II  devient  egalement  francais  ayant  ele  porte*  sur  le  tablean  d« 
recrutement,  il  prend  part  aux  Operations  de  recrutement  sans  opposer  soo 
extraneite.  —  Griechenland,  Art.  19  BG:  „Das  in  Griechenland  geborene 
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Viele  Gesetzgebungen  haben  geglaubt,  den  in  ihrem  Gebiet 
geborenen  Kindern  von  Ausländern  nach  erlangter  Grossjährig- 

Kind  eines  Auslanders  kann  auf  Grund  des  Art.  17  die  Eigenschaft  eines 
Griechen  erwerben."  (Option  im  Jahre  nach  erlangter  Grossjährigkeit.)  — 
Vgl.  Corordan  a.  a.  0.  S.  487.  —  Italien,  Art.  8  cod.  civ.:  „ove  lo  straniero 
no  abbia  fissato  da  dieci  anni  il  suo  domicilio  nel  regno,  il  figlio  ö  riputato 
straniero,  ma  gli  sono  aplicabili  le  disposizioni  dei  duo  capoversi  dell1 
articolo  6.'  —  Mexico:  Art.  2  des  Naturalisationsges.  vom  28.  Mai  1886: 
„Sind  Fremde  ...  II  die  Kinder  eines  Ausländers  oder  die  Kinder  einer 
Ausländerin,  welche  in  Mexico  geboren  sind,  und  zwar  bis  zum  Lebens- 
alter, in  welchem  sie  nach  den  Heimathgesetzen  des  Vaters  oder  der  Mutter 
grossjährig  werden.  Haben  sie  ein  Jahr  nach  erlangter  Grossjährigkeit  ver- 
streichen lassen,  ohne  vor  der  politischen  Behörde  ihres  Wohnortes  erklärt 
zu  haben,  dass  sie  die  Nationalität  ihrer  Eltern  annehmen  wollen,  so  werden 
sie  ah  Mexikaner  betrachtet"  (Cogordan  a.  a.  0.  S.  501).  —  Niederlande: 
Art.  1  des  Ges.  vom  29.  Juli  1850  über  die  Staatsangehörigkeit:  »Neder- 
landers  .  .  .  zjjn  ...  2  die,  binnen  ket  rijk  in  Europa  uit  aldaar  niet  ge- 
vestigde  hebben  bereikt,  kun  voornemen  om  daar  te  blijven  wonen  aan  het 
bestuur  hunner  woonplaats  hebben  verklaard."  (Het  Staatsblad  1850.)  — 
Russland,  Art.  12  des  Ukas  von  1864:  „die  in  Bussland  geborenen  nnd 
erzogenen  Kinder,  oder  die  im  Auslande  geborenen,  aber  in  Russland  er- 
zogenen Kinder  von  Ausländern  können  in  dem  Jahre  nach  erreichter  Gross- 
jährigkeit für  die  russische  Nationalität  optiren"  (vgl.  Cahn  a.  a.  0.  S.  27). 
—  Spanien:  Art.  18,  Abs.  2  u.  19  codigo  civil  von  1889;  Art.  18,  Abs.  2: 
«Damit  die  auf  spanischem  Boden  geborenen  Kinder  eines  ausländischen 
Vaters  der  Rechtswohlthat  des  Art.  17,  Abs.  1  theilhaftig  werden,  muss  der 
Vater  in  der  von  Art.  19  vorgeschriebenen  Form  und  vor  den  bezeichneten 
Behörden  im  Namen  seiner  Kinder  für  die  spanische  Staatsangehörigkeit 
optiren  und  auf  jede  andere  verzichten."  Art  19:  »die  anf  spanischem 
Boden  geborenen  Söhne  von  Ausländern  haben  in  dem  Jahre  nach  erlangter 
Grossjährigkeit  oder  nach  ihrer  Emancipation  zu  erklären,  dass  sie  auf 
Grund  des  Art.  17  Spanier  sein  wollen."  Art.  17:  „Spanier  sind:  die  auf 
spanischem  Boden  geborenen  Individuen"  (Collection  de  codes  civils).  — 
Türkei,  Art.  2,  Ges.  vom  19.  Januar  1869:  ,1'enfant  ne*  d'un  oranger  sur 
le  territoire  de  l'Empire  est  e'tranger  lui-mäme,  a  moins  qu'il  ne  revendique 
dans  les  trois  annäes  qui  suivent  sa  majorite,  la  qualite"  de  sujet  ottoman." 
*  Zu  A:  Deutsches  Reich,  Persien,  Russland,  Schweiz,  Südafrikanische 
Republik,  Türkei,  Ungarn,  Vereinigte  Staaten  (vgl.  oben  §  1,  Note  4. 
—  Ferner  Belgien,  Bulgarien,  Costa  Rica,  England,  Griechenland,  Haiti, 
Mexico,  Niederlande,  Portugal,  Rumänien,  Salvador  (vgl.  oben  §  8,  Note  56— 81, 
S.  212  ff.). 
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keit  ein  Recht  auf  den  Eintritt  in  ihren  Staatsverband  gewähren 
zu  sollen,  und  lassen  sie  daher  durch  eine  einfache  Erklärung, 
ihren  Wohnsitz  im  Lande  nehmen  und  Unterthanen  werden  zu 
wollen,  die  Staatsangehörigkeit  erwerben. 

Dieses  eigen  thüniliche  und  der  deutschrechtlichen  Auffassung 
fremde  Privileg  liesse  sich  allenfalls  dann  einigermaßen  erklären, 
wenn  das  Kind  auch  im  Lande  seiner  Geburt  seine  Erziehung 
genossen  hat;  ein  Gesichtspunkt  z.  B.,  von  dem  die  russische 
Gesetzgebung  in  dem  Ukas  vom  6.  März  1864  ausgegangen  ist, 
wenn  sie  von  den  „in  Russland  geborenen  und  erzogenen  Kin- 
dern" spricht.  Die  anderen  Staatsrechte  stellen  keine  derartige 
Vorbedingung;  ja  sie  gehen  sogar,  mit  Ausnahme  des  italieni- 
schen und  niederländischen,  soweit,  von  dem  Betreffenden  nicht 
einmal  zu  verlangen,  dass  er  zur  Zeit  des  Eintritts  der  Gross- 
jährigkeit  seinen  Wohnsitz  im  Lande  habe;  die  einfache  Erklä- 
rung, sich  dort  niederlassen  zu  wollen,  und  die  thatsächliche 
Verlegung  des  Wohnsitzes  dahin  genügt;  eine  bestimmte  Dauer 
dieses  Wohnsitzes  ist  auch  nicht  einmal  vorgeschrieben. 

Man  sieht  auf  den  ersten  Blick,  dass  ein  derartig  formloser 
Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  zu  Konflikten  mit  all'  den  Län- 
dern führen  muss,  welche  eine  Expatriation  durch  diese  Art  des 
Eintritts  in  einen  fremden  Unterthanen  verband  nicht  in  ihren 
Gesetzen  vorgesehen  haben.  Und  dies  sind,  mit  Ausnahme  von 
Norwegen8  und  Frankreich4,  neben  den  oben  im  §  8  I  schon 
gelegentlich  der  Naturalisation  citirten  Staaten  (wie  Deutschland, 
die  Schweiz,  Türkei,  Ungarn  und  die  Vereinigten  Staaten  u.  a.  *) 
noch   eine  ganze  Reihe  anderer,   wie  Belgien,  Bulgarien,  Eng- 

*  Vergl.  oben  §  3,  S.  213,  Anm.  66. 

4  Vgl.  oben  §  3,  S.  212,  Anm.  56. 

5  Venezuela  und  Argentinien  kommen  hier  nicht  in  Betracht,  da  ja 
die  im  Ausland  geborenen  Kinder  von  Ausländern  nicht  als  Staatsangehörige 
betrachtet  werden,  ausser  wenn  sie  ihr  Domizil  im  Lande  nehmen  und  für 
die  Staatsangehörigkeit  ihrer  Eltern  optiren  (vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  2*23 
u.  225). 
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land6,  Luxemburg,  Griechenland,  Portugal,  Mexiko,  Rumänien,. 
Schweden,  Spanien,  Golumbien  u.  a. 

Wenngleich  die  Letztgenannten  durch  Naturalisation  im  Aus- 
land die  Expatriation  ipso  jure  eintreten  lassen,  so  ist  es,  wie 
schon  im  §  10  erwähnt,  doch  sehr  fraglich,  ob  in  dem  Wort 
„Naturalisation8  auch  der  hier  besprochene  formlose  Erwerb  einer 
fremden  Nationalität  mitbegriffen  ist.  Für  Belgien  und  die  alte 
Fassung  des  Art.  1 7  des  französischen  code  civil  kann  dies  jeden- 
falls verneint  werden7. 

Es  dürfte  interessant  sein,  hier  einen  Konflikt  zu  erwähnen,, 
der  sich  Anfangs  der  achtziger  Jahre  anlässlich  des  Falls  Car- 
lier  gerade  zwischen  diesen  beiden  Nachbarstaaten,  deren  Gesetz- 
gebungen ja  das  angeführte  Optionsrecht  gemeinsam  ist  (der 
Art.  17  des  französischen  code  civil  über  den  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit hatte  dazumal  noch  nicht  seine  jetzige  Fassung 
erhalten),  abspielte. 

Carlier  war  1860  in  Belgien  als  Sohn  französischer  Eltern 
geboren  und  hatte  nach  erlangter  Grossjährigkeit  für  Belgien 
optirt.  Von  seinem  20.  Jahre  an  war  er  aber  in  den  französi- 
schen Rekrutirungslisten  als  dienstpflichtiger  Unterthan  geführt 
worden.  Unter  Berufung  auf  den  Art.  9  des  belgischen  code 
civil  beantragte  er  seine  Streichung  aus  den  französischen  Listen. 
Er  wurde  jedoch  von  den  französischen  Gerichten   mit   der  Be- 


6  Dann,  wenn  der  Betreffende  nicht  die  ihm  nach  Art.  4  der  Naturali- 
sation act  gestattete  Declaration  of  alienage  abgegeben  hat. 

7  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  450  ff.  —  Die  neue  Fassung  des  Art.  17  be- 
rücksichtigt ausdrücklich  den  hier  erwähnten  Fall  der  Option  und  bestimmt, 
dass  durch  die  Ausübung  dieses  Rechts  die  französische  Staatsangehörigkeit 
verloren  gehen  solle  (vgl.  oben  §  3,  S.  212,  Anm.  56).  Ebenso  hat  das 
norwegische  Gesetz  vom  21.  April  1888,  Art.  6a  allgemein  bestimmt,  das« 
die  norwegische  Nationalität  durch  r Erwerb  einer  fremden  Staatsangehörig- 
keit* verloren  gehe.  (Vgl.  oben  §  3,  S.  213,  Anm.  66);  desgleichen  in  Italien, 
Schweden,  Serbien,  Japan,  Oranje  Freistaat.  (Vgl.  oben  §  3,  Note  56—81, 
S.  212  ff.) 
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gründung  abgewiesen,  dass  er  durch  den  Erwerb  der  belgischen 
Staatsangehörigkeit  die  französische  keineswegs  verloren  habe: 
denn  eine  nach  Art.  17  code  civil  fran9ais  als  Expatriationsgrund 
wirkende  Naturalisation  liege  hier  nicht  vor8. 

Die  bei  dieser  Gelegenheit  in  voller  Schärfe  zu  Tage  ge- 
tretene Gefahr  einer  Kollision  zwischen  den  beiden  nachbarlichen 
Gesetzgebungen  hatte  früher  schon  zu  Verhandlungen  zwischen 
Belgien  und  Frankreich  geführt,  um  wenigstens  die  hinsichtlich 
des  Militärdienstes  nicht  zu  vermeidenden  Unzuträglichkeiten  zu 
beseitigen.  Man  schlug  vor,  auf  beiden  Seiten  die  Einstellung 
der  Dienstpflichtigen  bis  zu  dem  Zeitpunkt  hinauszuschieben,  wo 
sie  von  ihrem  Optionsrecht  Gebrauch  gemacht  haben  könnten. 
Ein  auf  dieser  Grundlage  zwischen  den  betheiligten  Regierungen 
im  Jahre  1879  geschlossener  Vertrag  scheiterte  an  dem  Wider- 
stand der  Parlamente9.  Erst  die  in  neuester  Zeit  wieder  auf- 
genommenen Verhandlungen  führten  Ende  1891  zudem  erstrebten 
Resultat.  Nach  den  Art.  1  und  2  des  am  31.  December  jenes 
Jahres  ratifizirten  Vertrags  sollen  in  Zukunft  die  unter  den  ge- 
meinsamen Art.  9  des  beiderseitigen  code  civil  fallenden  Militär- 
pflichtigen in  den  paktirenden  Staaten  erst  vom  vollendeten 
22.  Lebensjahre  an  in  den  Rekrutirungslisten  geführt  werden1'. 

Die  zahlreichen  analogen  Schwierigkeiten,  welche  in  der- 
selben Frage  zwischen  Frankreich  und  Spanien  fühlbar  geworden 
waren,  haben  durch  den  am  7.  Januar  1862  zwischen  den  bei- 
den Ländern  abgeschlossenen  Consularvertrag  eine  erhebliche 
Verminderung   erfahren.     Danach  können   sich   die   in   Spanien 


8  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  266  u.  267. 

*  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  263  n.  269,  sowie  Anm.  1. 

10  Vgl.  J.  d.  dr.  i.  pr.,  IXX  S.  320  u.  321;  Art  1  des  Vertrages  vom 
31.  Dec.  1891:  ,ne  seront  pas  inscrits  d'office,  avant  1'äge  de  vingt-deox 
ans  acconiplis,  sur  lea  listes  da  recrutement  militaire  beige  (Art.  2:  francais) 
„les  individus  nes  en  France  d'un  Beige'  (Art.  2:  ,les  individus  nes  en 
Belpque  d'un  Francais^  qni  peovent  invoquer  rarticle  9,  paragraphe  1"  de 
code  civil  franeais*  (Art  2:  „rarticle  9  du  code  du  code  civil  beige). 
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geborenen  Franzosen,  und  umgekehrt  die  in  Frankreich  geborenen 
Spanier  von  der  Dienstpflicht  in  ihrem  Geburtsland  befreien, 
wenn  sie  den  Nachweis  erbringen,  dass  sie  in  ihrer  angestammten 
Heimath  das  Loos  gezogen  haben  1  *. 

§  12.     Durch  Reintegration. 

Es  ist  ein  weitverbreiteter  staatsrechtlicher  Grundsatz,  einem 
Staatsangehörigen,  der  die  einheimische  Nationalität  verloren  hat, 
den  Rückerwerb  dadurch  zu  erleichtern,  dass  man  ihm  einen 
förmlichen  Rechtsanspruch  darauf  gewährt.  Zu  Bedenken  für 
den  internationalen  Verkehr  giebt  jedoch  dieses  Prinzip  erst  dann 
Anlass,  wenn  nicht  bloss  die  ursprüngliche  Staatsangehörigkeit 
verloren  gegangen,  sondern  noch  der  Erwerb  einer  neuen  hin- 
zugetreten war.  Wenn  auch  dem  einzelnen  Staat  an  und  für 
sich  das  Recht  nicht  bestritten  werden  kann,  nach  Gutdünken 
Jemandem  die  Aufnahme  in  seinen  Verband  zu  erleichtern  oder 
zu  erschweren,  so  lässt  sich  doch  nicht  in  Abrede  stellen,  dass 
das  Interesse  der  internationalen  Beziehungen  in  hohem  Grade  ge- 
fährdet erscheint,  wenn  derjenige,  der  seine  ursprüngliche  Staats- 
angehörigkeit mit  einer  anderen  vertauscht  hat,  nach  Belieben 
durch  einen  formlosen  Akt  jederzeit  in  den  früheren  Unterthanen- 


11  Art.  5  des  Consularvertrages  vom  7.  Januar  1862  lautet:  „Les 
Espagnols  n£s  en  France,  lesquels,  ayant  atteint  läge  de  vingt  ans,  seraient 
compri8  dans  le  continent  militaire,  devront  produire  devant  les  autorites 
civiles  ou  militaires  com  potentes  an  certificat  ötablissant  qu'ils  ont  tire"  au 
»ort  en  Espagne  ...  Et  r£ciproquement,  les  Fran9ais  n£s  en  Espagne,  qui 
y  seraient  appells  au  service  militaire,  devront  dans  le  cas  oü  les  documents 
presentäs  par  eux  ne  paraltraient  par  süffisante  pour  etablir  leur  origine, 
fournir  .  .  .  aux  autoritäs  compätentes,  ä  l'epoque  du  tirage  au  sort,  un  certi- 
ficat comtatant  qu'ils  ont  satisfait  ä  la  loi  du  recrutement  en  France.  A 
defaut  de  ce  document  en  bonne  forme  l'individu  design£  par  le  sort  pour 
le  service  militaire  dans  la  commune  oü  il  est  n£,  devra  faire  partie  des 
contingents  de  cette  commune"  (vgl.  Weiss  S.  272).  Doch  bezieht  sich  dieser 
Vertrag  nicht  auf  die  in  Frankreich  geborenen  Kinder  eines  Spaniers,  der 
seinerseits  in  Frankreich  geboren  wurde  (vgl.  J.  du  d.  int.  pr.  1887 ,  S.  326). 
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verband  zurücktreten  kann.  Meistens  wird  doch  der  Betreffende 
freiwillig  die  fremde  Staatsangehörigkeit  gewählt  haben,  und  man 
wird  daher  eine,  unter  Umständen  so  weit  in  die  wohlerworbe- 
nen Ansprüche  anderer  Staaten  hinübergreifende  Massregel  nicht 
mit  dem  einzig  triftigen  Grunde  der  Anhänglichkeit  an  das  Land 
der  Geburt  oder  der  Abstammung  rechtfertigen  können.  Anders 
liegt  vielleicht  der  Fall  bei  der  Wittwe  oder  der  geschiedenen 
Frau,  die  durch  Heirath  mit  einem  Fremden  Ausländerin  ge- 
worden war,  und  bei  den  minderjährigen  Kindern,  welche  durch 
die  Naturalisation  des  Vaters  in  einem  anderen  Staat  ihre  ur- 
sprüngliche Nationalität  verloren  haben.  Allein  auch  hier  Hesse 
sich  ebenso,  bei  der  Frau  wenigstens,  der  Einwand  erheben,  dass 
sie  sich  bei  Abschluss  ihrer  Ehe  zweifellos  vollkommen  bewusst 
ist,  durch  die  Heirath  ganz  in  die  Interessen-  und  Rechtssphäre 
ihres  Mannes  einzutreten,  und  dass  es  zu  den  bedenklichsten 
Spaltungen  in  der  Familie  Anlass  geben  muss,  wenn  zum  Bei- 
spiel die  Mutter  eine  andere  Staatsangehörigkeit  besitzt,  als  die 
der  aufgelösten  Ehe  entsprossenen  Kinder.  Immerhin  sollte  man 
wenigstens  —  was  jedoch  fast  allgemein  unterlassen  wird  — 
an  dem  Erforderniss  eines  der  Reintegration  vorangehenden 
Wohnsitzes  von  längerer  Dauer  festhalten,  um  nicht  allzusehr 
einer  Umgehung  der  Gesetze  Vorschub  zu  leisten. 

Derselbe  Konflikt,  wie  wir  ihn  im  vorhergehenden  Para- 
graphen erörtert  haben,  wird  sich  hier  wiederholen:  der  Reinte- 
grirte  wird  gleichzeitig  die  zweite  Nationalität  erhalten,  wenn 
der  Adoptivstaat  die  nicht  mit  allen  Formalitäten  der  Naturali- 
sation erfolgte  Wiederaufnahme  in  den  ursprünglichen  Volks- 
verband nicht  als  einen  ipso  jure  wirkenden  Aufhebungsgrund 
der  Unterthanschaft  gelten  lässt.  Es  sind  hier  folgende  Hypo- 
thesen denkbar: 

I.  Die  vor  ihrer  Verheirathung  mit  einem  Staats- 
angehörigen  von   A   in  B   heimathsberechtigte  Wittwe 
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oder  geschiedene  Frau  erwirbt  durch  Reintegration  ihre 
ursprüngliche  Nationalität  von  B1,   ohne   dadurch  ipso 


1  Zu  B:  Belgien,  Art.  19,  cod.  civ.:  „. .  .  si  eile  devient  veuve,  eile 
recouvrera  la  qualite  de  Beige,  pourvu  qu'elle  reside  en  Belgique  on  qu'elle 
y  rentre  avec  rautorisation  da  roi  et  en  declarant  qu'elle  veut  s'y  fixer/  — 
Bulgarien,  Art.  26,  Ges.  von  1883.  .Die  Bulgarin,  welche  einen  Aus- 
länder heirathet,  verliert  ipso  jure  ihre  bulgarische  Staatsangehörigkeit. 
Jedoch  erhält  sie  dieselbe  nach  Auflösung  der  Ehe  und  wenn  sie  in  Bul- 
garien wohnen  bleibt  und  keine  Kinder  aus  dieser  Ehe  hat,  durch  die  That- 
sache  der  Auflösung  wieder  zurück*  (arch.  diploxn.  1884,  S.  77).  —  Bolivia, 
Art.  11,  cod.  civ.:  ,1a  mujer  boliviana  casada  con  un  extrangero  seguira  la 
condicion  de  su  marido.  Si  enviudarä,  recobrarä  la  calidad  de  boliviana, 
si  empre  que  tenga  su  residencia  en  la  Republica,  o'vuelva  ä  ella  declarando 
que  quiere  fijarse.-  —  Brasilien,  Art.  2,  Ges.  vom  10.  Dec.  1860  (nach 
Cahk  a.  a.  0.  S.  41).  —  Griechenland,  Art.  25,  bgl.  Gesb.:  „. .  .  wenn 
sie  (die  Frau  eines  Ausländers)  Wittwe  wird  oder  geschieden  ist,  kann  sie 
die  hellenische  Staatsangehörigkeit  zurückerlangen,  wenn  sie  in  Griechen- 
land ihren  Wohnsitz  bat  oder  wenn  sie  dahin  zurückkehrt  und  erklärt, 
dass  sie  diese  Staatsangehörigkeit  wieder  erlangen  will"  (Co  cor  tan  a.  a.  0. 
S.  487).  —  Gro  ssbritannien,  Art.  10,  nat.  act.:  „a  widow  being  a 
natural  born  subject,  wbo  has  become  an  alien  by  or  in  consequence  of 
her  marriage,  Bhall  be  deemed  to  be  a  statutory  alien,  and  may  as  such 
at  any  time  during  widowhood  obtain  a  certificate  of  re-admission  to 
British  nationality  in  mann  er  provided  by  this  act."  —  Frankreich, 
Art  19,  code  civ.:  „.  .  .  si  son  manage  est  dissous  par  la  mort  du  mari 
ou  le  divorce,  eile  recouvrera  la  qualite*  de  Fran9aise  avec  rautorisation  du 
gouvernement,  pourvu  qu'elle  reside  en  France  ou  qu'elle  y  rentre  en  de- 
clarant qu'elle  veut  s'y  fixer."  —  Italien,  Art.  14,  c.  c:  „.  .  .  la  donna 
cittadina,  rimanendo  vedova,  ricupera  la  cittadinanza  se  resieda  nel  regno 
o  vi  rientri,  e  dichiari  in  ambedue  i  casi  davanti  l'uffiziale  dello  stato  civile 
di  volervi  fissare  il  suo  domiciiio."  —  Luxemburg,  cod.  civ.,  Art.  19: 
„.  .  .  si  eile  devient  veuve,  eile  recouvrera  la  qualite*  de  Luxembourgeoise, 
pourvu  qu'elle  reside  en  Luxembourg  ou  qu'elle  y  rentre  avec  l'antorisation 
du  Grand  Duc,  et  en  declarant  qu'elle  veut  s'y  fixer."  —  Mexiko,  Art.  21 
V,  Ges.  vom  28.  Mai  1886:  „.  .  .  Die  Mexikanerin  von  Geburt  kann  nach 
Auflösung  ihrer  Ehe  ihre  ursprüngliche  Nationalität  wiedererlangen,  unter 
der  Bedingung,  dass  sie  ausser  ihrer  Niederlassung  im  Lande  vor  ...  er- 
klärt, die  Staatsangehörigkeit  wiedererlangen  zu  wollen"  (Cogordan  S.  501 
a.  a.  0.).  —  Niederlande,  Art.  11,  bgl.  Gesb.  916:  „na  outbinding  des 
huwelijks,  bekomt  zij  de  hoedanigheid  von  nederlandsche  vrouwterug,  mits 
zij  hare  woonplaats  binnen  het  koningrijk  hebbe,  of  d aarin  vestige,  en  zij, 
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jure  die  Staatsangehörigkeit  A2  ihres  Mannes  zu  Ter* 
lieren. 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  der  Wittwe  oder  geschie- 


in  bet  laatste  geval,  uitdrukkelijk  kemnis  von  haar  voornemen  geve  aar 
het  gemeente  bestuur  der  plaats  alwaar  zij  zieh  na  hare  turngkouut,  beer 
gevestigd."  —  Portugal,  Art.  22,  40  cod.  civ.:  ,a  mulher  portogoezi 
que  casa  com  estrangeiro  . .  .  dissolvido  porein  o  matrimonio,  pöde  recupera: 
a  sua  antiga  qualidade  de  portugueza  cumprindo  com  o  disposto  na  2°  park 
do  No.  1  deste  artigo"  ...  1:  „.  . .  regressando  no  reino  com  animo  o- 
domiciliar8e  nello,  e  declarando  —  o  assim  perante  a  municipalidade  d 
logar  que  deger  para  seu  domicilio."  —  Russland,  Art.  15  des  Ukas  von. 
6.  März  1864:  „Die  Russin,  welche  durch  ihre  Ehe  mit  einem  Ausländ?: 
Ausländerin  geworden  war,  kann  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  oder  na<i 
der  Scheidung  der  Ehe  ihre  russische  Staatsangehörigkeit  wiedererwerbe. 
und  braucht  zu  diesem  Zweck  nur  vor  der  obersten  Behörde  der  Provinz, 
in  der  Bie  ihren  Wohnsitz  gewählt,  den  gesetzlich  beglaubigten  Nach« ei» 
der  Auflösung  ihrer  Ehe  beizubringen"  (Cocorpan  a.  a.  0.).  —  Ungarn 
Art.  41,  Ges.  vom  24.  Dec.  1871:  »Die  Frau,  welche  .  .  .  durch  Heirath  m:: 
einem  Ausländer  die  ungarische  Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  kann 
wenn  sie  von  ihrem  Manne  gerichtlich  getrennt,  geschieden  oder  verwittwe' 
ist,  oder  wenn  sie  in  einer  ungarischen  Gemeinde  das  Bürgerrecht  erworbo: 
oder  ihr  dasselbe  versprochen  worden  ist,  auf  ihren  Antrag  durch  Wieder- 
aufnahme die  ungarische  Staatsangehörigkeit  wiedererlangen"  (Ann.  de  !?; 
etr.  1880,  S.  358).  —  Spanien,  Art.  12,  cod.  civ.:  , Die  Spanierin,  wel-- 
einen  Ausländer  heirathet,  kann  die  spanische  Staatsangehörigkeit  wieder- 
erlangen, indem  sie  die  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen  Fo: 
malitäten  erfüllt.8  Art.  21:  ....  bei  der  Rückkehr  in  das  Königreich  ue. 
durch  die  vordem  .  . .  abgegebene  Erklärung ,  die  spanische  National'-' 
wieder  erwerben  zu  wollen  (collection  de  codes  etrangers). 

*  Zu  A:  Bulgarien,  Art.  14  vom  26.  Febr.  1883:  „Die  Ausländerir. 
welche  einen  Bulgaren  geheirathet  hat  .  .  .  kann  nach  Auflösung  der  hi* 
auf  die  bulgarische  Staatsangehörigkeit  nur  verzichten,  wenn  die  Yorai> 
Setzungen  des  Art.  25  erfüllt  sind."  Art.  25:  ,die  Ausländerin,  wrlci-. 
durch  Heirath  die  bulgarische  Staatsangehörigkeit  erworben  hat,  kann  wci 
Auf  lösung  der  Ehe,  sofern  sie  keine  Kinder  hat,  auf  die  bulgarische  Staat? 
angehörigkeit  verzichten  .  . ."  (arch.  diplom.  1884,  S.  76).  —  M Clip- 
Art. 1  VI,  Ges.  vom  28.  Mai  1886:  ,Die  Ausländerin,  welche  einen  Mer 
kaner  heirathet,  behält  auch  als  Wittwe  ihre  mexikanische  Staatsangebön: 
keif  (vgl.  Cor.oRi'AN  a.  a.  0.  S.  499).  —  Russland,  Art.  17:  .Die  Aus- 
länderinnen, welche  russische  Unterthanen  heirathen.  .  •  Die  Wittwen  n&° 
die  geschiedenen  Frauen  behalten  die  Staatsangehörigkeit  ihrer  Ehemänner.' 
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denen  Fran  heutzutage  fast  überall,  mit  Ausnahme  von  Deutsch- 
land, Oesterreich  und  den  Vereinigten  Staaten,  das  Privileg  der 
Reintegration  gewährt  wird,  sind  bald  schwerere,  bald  leichtere. 
Während  in  Bulgarien  die  Wittwe  eines  Ausländers  ipso  facto 
die  bulgarische  Staatsangehörigkeit  wieder  erhält,  wenn  sie  im 
Lande  wohnt  und  keine  Kinder  aus  der  Ehe  hat,  braucht  sie  in 
der  Türkei  nur  innerhalb  dreier  Jahre  nach  dem  Tode  ihres 
Mannes  die  Erklärung  abzugeben,  in  den  ottomanischen  Unter- 
thanenyerband  wieder  aufgenommen  werden  zu  wollen.  In  Eng- 
land genügt  das  einfache  Ersuchen  an  die  Regierung  um  Re- 
integration. Nach  italienischem,  portugiesischem  und  russischem 
Recht  bedarf  es  der  blossen  Rückkehr  in  die  Heimath  und  der 
Versicherung,  im  Lande  wohnen  bleiben  zu  wollen.  Belgien, 
Frankreich,  Luxemburg,  die  Niederlande,  Ungarn,  Griechenland, 
Mexiko  und  Brasilien  verlangen  endlich,  dass  die  Betreffende 
ihren  Wohnsitz  in  ihrer  angestammten  Heimath  hat,  oder  dass 
sie  nach  ihrer,  mit  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  erfolgten 
Rückkehr  dahin  die  Erklärung  abgiebt,  ihr  Domizil  im  Lande 
nehmen  wollen. 

IL  Die  minderjährigen  Kinder  der  Wittwe  eines 
Staatsangehörigen  von  B,  welche  ihre  ursprüngliche 
Nationalität  von  A  durch  Reintegration  wieder  erlangt 
haben,  erwerben  gleichfalls  entweder  ipso  jure,  oder 
auf  den  Antrag  der  Mutter  hin  die  Staatsangehörigkeit 


Ukas  vom  6.  März  1864.  (Vgl.  Cocjordan  a.  a.  0.  S.  523.)  —  Ungarn, 
Ges.  vom  20.  Dec.  1879,  Art.  35:  „Die  Ausländerin,  welche  einen  Ungarn 
geheirathet  hat  und  Wittwe  geworden  ist,  oder  sich  von  ihrem  Manne  ge- 
richtlich trennen  oder  scheiden  lässt,  verliert  nicht  die  ungarische  Staats- 
angehörigkeit" (Ann.  de  leg.  ötr.  1880,  S.  357).  —  Deutsches  Reich 
(vgl.  Cahn  a.  a.  0.  S.  40),  Belgien,  Columbien,  England,  Italien, 
Griechenland,  die  Niederlande,  Portugal,  Luxemburg,  Ru- 
mänien, Schweden,  Schweiz,  Spanien,  die  Türkei,  die  Ver- 
einigten Staaten  (vgl.  hierzu  oben  §  11,  S.  355,  Note  2  zu  A). 
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von  A3,   ohne  jedoch  hierdurch   die  Nationalität  ihres 
Vaters  von  B4  zu  verlieren. 

Es  bedarf  wohl  kaum  einer  näheren  Erörterung,  dass  dieses, 
in  keiner  Weise  zu  rechtfertigende,  einzig  von  England  und 
Frankreich  aufgestellte  Prinzip  der  Kollektivität  der  Rein- 
tegration zu  einer  unabsehbaren  Reihe  von  Nationalitätskonflikten, 
namentlich  mit  den  Staaten,  welche  die  allgemeine  Wehrpflicht 
haben,  führen  muss. 

III.  Ein  ehemaliger  Staatsangehöriger  von  B,  der 
die  Nationalität  von  A  erworben  hat,  erhält  durch 
Reintegration   die  Staatsangehörigkeit   von  B  zurück5. 


*  Zu  A:  England,  Art.  10,  natur.  act.:  „where  the  mother,  being 
a  widow,  bas  obtained  a  certificate  of  readmission  to  British  nationality, 
every  child  of  such  mother  who  during  infancy  has  become  resident  in  the 
British  dominions  with  such  .  .  .  mother,  shall  be  deemed  to  have  reramed 
the  position  of  a  British  subject  to  all  intents."  —  Frankreich,  Art.  19, 
Abs.  3,  cod.  civ.:  „dans  le  cas  ou  le  mariage  est  dissous  par  la  mort  da 
maxi,  la  qualit^  de  Francaise  peut  ötre  accordee  par  le  meine  decret  de 
remtegration  aux  enfants  mineurs,  sur  la  demande  de  la  mere,  ou  par  un 
däcret  ulteneur  si  la  demande  en  est  faite  par  le  tuteur  avec  Fapprouve- 
ment  du  conseil  de  famille.u 

4  Zu  B:  Belgien,  Bulgarien,  Columbien,  Deutsches  Reich, 
England,  Italien,  Griechenland,  Luxemburg,  die  Niederlande, 
Mexiko,  Portugal,  Rumänien,  Russland,  Ungarn,  Schweden, 
Schweiz,  Spanien,  Türkei,  Vereinigte  Staaten  (Tgl.  oben  §  11,  S.  355, 
Note  2  zu  A),  sowie  Frankreich  (vgl.  oben  §  8  S.  342  u.  ff.). 

5  Zu  B:  Belgien,  Art  18,  cod.  civ.:  „Le  Beige  qui  aura  perdu  sa 
qualite  de  Beige,  poura  toujours  la  recouvrer  en  rentrant  en  Belgique  avec 
l'autorisation  du  roi,  et  en  delarant  qu'il  veut  s'y  fixer,  et  qu'il  renonce  a 
toute  dietinction  contraire  ä  la  loi  Beige."  —  Bulgarien,  Art  34,  Ges. 
vom  26.  Febr.  1883:  „Jeder  Bulgare,  der  seine  bulgarische  Nationalitat  ver- 
loren hat,  kann  sie  wiedererwerben,  wenn  er  zurückkehrt  und  sich  von 
Neuem  in  Bulgarien  mit  Erlaubniss  der  Regierung  niederlasst*  (arch.  dipiom. 
1884,  S.  77).  —  Deutsches  Reich,  §  21,  i.  f.  Ges.  vom  1.  Juni  1870: 
»Deutsche,  welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  zehnjährigen  Aufenthalt 
im  Auslande  verloren  haben  und  demnächst  in  das  Reichsgebiet  zurück- 
kehren, erwerben  die  Staatsangehörigkeit  in  demjenigen  Bundesstaat,  in 
welchem  sie  sich  niedergelassen  haben,   durch  eine   von  der  höheren  Ver- 
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ohne  dadurch  ipso  jure  aus   dem   Unterthanenverband 
von  A  auszuscheiden6. 

§  13.     Durch  Wohnsitz. 

Ein  Staatsangehöriger  voeA  lässt  sich  in  B  nieder 
und  erwirbt  dadurch  ipso  jure  die  Nationalität  vonB1; 
gleichzeitig  bleibt  er  aber  Unterthan  von  A2. 


waltungsbehörde  ausgefertigte  Aufnahmeurkunde,  welche  auf  Nachsuchen 
ihnen  ertheilt  werden  muss."  —  Frankreich,  Art.  9,  cod.  civ.,  nouv.  re*d.: 
,Le  Francais  qui  a  perdu  sa  qualite*  de  Francais  peut  la  recouvrer  pourvu 
qu'il  reside  en  France,  en  obtenant  sa  reinte*gration  par  decret.  —  La 
qualite  de  Francais  pourra  etre  accordäe  par  le  meme  decret  ä  la  femme 
et  les  enfants  majeure,  s'ils  en  demandent"  —  .Lee  enfants  mineurs  du 
pere  ou  de  la  mere  reintegres  deviennent  Francais,  ä  moins  que,  dane 
l'annee  qui  suivra  ieur  majorite,  ils  ne  declinent  cette  qualite'  en  se  con- 
formant  aux  dispositions  de  l'article  84°.*  —  Art.  10:  „tout  individu  ne*  en 
France  ou  a  l'etranger  de  parents  dont  Tun  a  perdu  la  qualite  de  Francais 
pourra  reclamer  cette  qualite,  ä  tout  äge,  aux  conditions  fixöea  par  l'article  9, 
a  moins  que,  domicilii  en  France  et  appele  soub  les  drapeaux  lors  de  sa 
majorite,  il  n'ait  revendiquä  la  qualite  d'^tranger."  —  Italien,  Art.  13, 
cod.  civ.:  ,il  cittadino  che  ha  perduto  la  cittadinanza  per  alcuno  dei  motivi 
espressi  nell'  articolo  11,  la  ricnpera,  purche  1°  rientri  nel  regno  con  per- 
misaione  speciale  del  governo;  2°  rinunzi  alla  cittadinanza  straniera,  all' 
impiego  od  al  servizio  roilitare  accettati  in  paese  estero;  3°  dichiari  da- 
vanti  l'ufiiziale  dello  stato  civile  di  fissare  e  fissi  realmente  entro  l'anno  il 
suo  domicilio  nel  regno. "  —  Portugal,  Art.  22:  ,o  que  se  naturalisa  em 
paiz  estrangeiro;  pöde  porem  recuperar  essa  qualidade,  regressando  as 
reino  com  animo  de  domiciliar-se  neue,  e  declarando  —  o  assinm  perante  a 
municipalidade  do  logar  que  eleger  para  seu  domicilio/ 

•  Zu  A:  Vgl.  oben  §  11,  S.  355,  Note  zu  A,  die  dort  angeführten 
«Staaten. 

1  Zu  B:  Brasilien,  Art.  2  des  Decrets  über  die  Staatsangehörigkeit 
vom  15.  Dec.  1889:  .alle  Ausländer,  welche  2  Jahre  im  Inlande  gewohnt 
haben  . . .  werden  als  brasilianische  Staatsangehörige  angesehen ,  wenn  sie 
nicht  auf  dieses  Recht  durch  eine  Erklärung  verzichten*  (J.  du  dr.  i.  pr. 
XVII,  S.  764).  —  D&nemark,  „das  Domizil,  cum  animo  commorandi  be- 
gründet für  den  Ausländer  das  ,undersaatret',  wodurch  er  den  dänischen 
Militärgesetzen  unterliegt*  (Cooordan  a.  a.  O.  S.  198.  —  Weiss  a.  a.  0.  S.  671).  — 
Norwegen,  vgl.  natur.  report.,  S.  71,  Art.  2b)  vom  21.  April  18*8  über 
das  norwegische  Bürgerrecht:  „das  norwegische  Bürgerrecht  wird  freiwillig 
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Der  früher  weit  verbreitete  Rechtssatz,  dass  die  alleinige 
Thatsache  einer  kürzeren  oder  längeren  Niederlassung  im  Lande 
ipso  jure  als  Erwerbstitel  der  Nationalität  gilt,  ist  aus  den 
Gesetzgebungen  der  Neuzeit  fast  vollständig  verschwunden.  Nach- 
dem in  Oesterreich  seit  dem  Hofdecret  vom  1.  März  1833  der 
bis  dahin  den  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  bedingende  zehn- 
jährige ununterbrochene  Aufenthalt  hierzu  nicht  mehr  genfigt 
und  auch  Spanien  den  Art.  1  seiner  Verfassung  vom  Jahre  1869 
durch  den  Art.  102  des  Gesetzes  vom  16.  Juni  1870  dahin  er- 
gänzt hat,  dass  zum  Erwerb  der  Nationalität  durch  die  vecindad 
Eintragung  in  die  Civilregister  auf  Antrag  erforderlich  ist 3,  be- 
steht dieses  veraltete  Prinzip  in  Europa  nur  noch  in  Dänemark 
und  Norwegen.  Doch  muss  hier  der  Ausländer  die  im  Art.  92 
der  norwegischen  Verfassung  vorgesehenen  Bedingungen  erfüllt 
haben  4. 

Ausserhalb  Europas  haben  diesen  Rechtssatz  Venezuela  (für 
die  Einwanderer)  und  Brasilien  (allgemein)  adoptiert.     Hier  er- 


erworben . .  .  b)  durch  den  Wohnsitz  in  Norwegen,  wenn  dem  sich  daselbst 
Niederlassenden  das  norwegische  Indigenatsrecht  nach  Art.  92  a,  b,  c,  der 
Verfassung  zusteht.  .  ."  Art.  92  der  Verfssg.  a.  u.  b.  lautet:  ,a)  die  in 
Norwegen  geborenen  Kinder  von  Eltern,  welche  zur  Zeit  der  Geburt  ihrer 
Kinder  norwegische  Staatsangehörige  waren,  b)  die  im  Auslande  geborenen 
Kinder  norwegischer  Eltern,  welche  zur  Zeit  der  Geburt  ihrer  Kinder  nicht 
Angehörige  eines  fremden  Staats  waren*  (ann.  de  16g.  e*tr.  XVIII,  S.  756  o. 
757).  —  Venezuela,  Art.  7  des  Ges.  vom  18.  Mai  1855  über  die  Ein- 
Wanderung:  „Die  Einwanderer  erhalten  sofort  nach  ihrer  Ankunft  Naturali- 
sationsurkunden"  und  die  erläuternde  Resolution  der  venezolanischen  Re- 
gierung vom  1.  Febr.  1865:  *.  .  .  vu  surtout  l'article  7  qui  dit:  .1« 
immigrants  obtiendront,  des  leur  arriväe,  des  lettre»  de  nationalite,  il  n'est 
pas  permis  de  douter  de  la  värite*  de  la  proposition  ci  dessus  önomm«. 
.Qu'on  ne  dise  pas  que  la  loi  lui  offre  une  forme  qui  peut  fctre  acceptee  ou 
non  au  gre  de  la  partie:  le  langage  imperatif,  dont  eile  se  sert,  ne  1? 
perniet  pas"  (Cogordan  a.  a.  0.  S.  536). 

2  Vgl.  die  oben  §  12  H,  S.  364,  Note  4  zu  B,  aufgeführten  Staaten. 

•  Vgl.  Martitz  a.  a.  0.  S.  1118,  Anm.  1. 

4  Vgl.  Note  1  dieses  Paragraphen. 
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klärt  er  sich  aus  dem  Bestreben  der  betreffenden  Regierungen, 
ihren  jungen  Völkern  einen  möglichst  grossen  Zuwachs  zu 
sichern. 

Kap.  IV. 

§  14.     Uebersicht  über  die  von  einzelnen  Staaten  in 
Konfliktsfällen  befolgten  Grundsätze. 

Die  vorhergehenden  Kapitel  haben  zur  Genüge  gezeigt,  wie 
zahlreich  nach  dem  Stand  der  heutigen  Landesgesetze  trotz  der 
vielfach  zwischen  verschiedenen  Staaten  geschlossenen  Verträge 
die  Fälle  mehrfacher  Staatsangehörigkeit  sein  können.  Die  be- 
sprochenen einzelnen  praktischen  Fälle  haben  uns  gleichzeitig 
vor  Augen  geführt,  wie  störend  dieser  anomale  Rechtszustand 
sowohl  in  die  Privatverhältnisse  des  davon  betroffenen  Indivi- 
duums, als  auch  auf  die  Beziehungen  der  Staaten  unter  einander 
einzuwirken  im  Stande  ist,  ja  dass  er  sogar  schon  bis  zum 
Kriege  geführt  hat. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes  bedarf  es  noch  einer 
kurzen  Erörterung  der  Grundsätze,  nach  denen  einzelne  Staaten 
im  Falle  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  verfahren. 

I.  Die  Fälle  der  bei  der  Geburt  eintretenden  mehrfachen 
Staatsangehörigkeit. 

Hier  verdienen  vor  allen  Dingen  die  beiden  Staaten  erwähnt 
zu  werden,  welche  bis  auf  den  heutigen  Tag  als  Fundament 
ihres  Heimathsrechts  gleichzeitig  das  jus  sanguinis  und  das  jus 
soli  behalten  haben  und  damit  im  weitesten  Umfang  dem  Vor- 
handensein von  sujets  mixtes  Vorschub  leisten,  wie  England  und 
die  Vereinigten  Staaten.  In  richtiger  Würdigung  der  weit- 
tragenden Bedeutung  dieses  nebeneinander  Bestehens  der 
zwei  Grundprinzipien  haben  beide  Länder  seit  jeher  die  Praxis 
befolgt,  im  Allgemeinen  jeder  Nation  das  Recht  zuzuerkennen, 
ihre  Staatsangehörigkeitsgesetze  in  den  Grenzen  ihres  Gebiets 
voll  und  ganz  zur  Anwendung  zu  bringen.     Daher  geniesst  ein- 
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mal  das  im  Auslande  geborene  Kind  eines  Engländers  oder 
Amerikaners  nicht  den  Schutz  seines  Vaterlandes  gegenüber  dem 
Staat,  dessen  Angehöriger  es  gleichzeitig  jure  soli  ist1  2,  und 
auf  der  anderen  Seite  hat  der  in  England  oder  Amerika  ge- 
borene Sohn  eines  Fremden  (der  also  jure  soli  Englander  oder 
Amerikaner  ist)  der  angestammten  Heimath  gegenüber  keinen 
Anspruch  auf  den  Schutz  seines  Geburtslands8  \ 

Durch  die  Innehaltung  des  erstgenannten  Grundsatzes  ist 
es  Grossbritannien  gelungen,  den  Nationalitätskonflikt  mit  den 
südamerikanischen  Bepubliken,  den  so  viele  andere  Staaten  des 
europäischen  Kontinents  durchzukämpfen  gehabt  und  noch  haben, 
fast  völlig  zu  vermeiden.  Das  Kabinet  von  St.  James  hätte 
auch  wohl  schwerlich  mit  grossem  Nachdruck  von  den  Süd- 
amerikanern die  Aufgabe  eines  Prinzips  verlangen  können,  das 
ja  selber  die  ureigenste  Grundlage  des  englischen  Heimaths- 
rechts  bildet. 


1  England,  vgl.  nat.  report,  S.  67,  Correspondenz  mit  Frankreich, 
Lord  Clarendon  an  Lord  Cowly,  1857:  „the  children  of  British  subjecte, 
allthough  born  abroad  . .  .  are  . .  .  to  be  deemed  natural  born  subjects  to 
all  intents  and  purpoeee  in  England;  .  . .  Great  Britein  may  oonfer  upoa 
them  any  Privileges  as  far  as  her  own  territories  are  concerned;  bot  no 
such  Privileges  can  avail  as  against  or  in  derogation  of  their  antecedent 
natural  and  legal  obligations  to  the  country  of  their  birth*  und  1858  Lord 
Malmesbury  to  Lord  Cowly,  S.  67,  nat.  report,  S.  60,  Instruction  an  den 
engl.  Consul  in  Montevideo  vom  20.  Dec.  1842. 

*  Vereinigte  Staaten,  vgl.  oppinion  of  the  attorney  general  Hon. 
Ebenezer  R.  Hoar  XIII,  S.  90  ff.;  ferner  consular  regulations.  Art.  XI 
sect.  115. 

8  England,  vgl.  natur.  report  S.  62,  Correspondenz  mit  Beigitc 
foreign  office  to  Lord  Howard  1861,  S.  69;  Correspondenz  mit  Sachs«. 
Lord  Rüssel  to  Mr.  Marray  1865,  S.  70;  Correspondenz  mit  Italien,  Lore 
Palmerston  to  Mr.  Hudson  1852. 

*  Vereinigte  Staaten,  vgl.  Foreign  relations  of  the  United  State? 
I,  1873,  74  S.  77  u.  78,  Correspondenz  zwischen  dem  österr.  Ges.  Barot 
Lederer  und  dem  Staatssekretär  der  Vereinigten  Staaten  M.  Fish  über  d** 
in  Amerika  geborenen  Oesterreicher  Francois  A.  Heinrich. 
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Ebenso  hat  sich  Spanien  durch  die  Zähigkeit  seiner  Tochter« 
Staaten  schliesslich  genöthigt  gesehen,  nachzugeben,  und  sich 
den  englischen  Grundsatz  anzueignen.  „In  einer  Reihe  von 
Verträgen  verzichtete  es  auf  den  früher  erhobenen  Anspruch, 
dass  seine  in  jenen  überseeischen  Ländern  geborenen  Unter- 
thanen  dort  als  spanische  Staatsangehörige  behandelt  werden 
sollten*  5.  Am  interessantesten  ist  der  zwischen  Spanien  und  der 
argentinischen  Republik  geschlossene  Vertrag  vom  21.  September 
1863,  worin  sich  die  vertragschliessenden  Theile  gegenseitig  zu- 
gestehen, dass  die  Nationalität  eines  von  spanischen  Eltern  in 
Argentinien  geborenen  Kindes  jeweils  nach  dem  Orte  bemessen 
werden  solle,  wo  die  Frage  gerade  aufgeworfen  würde6;  ein 
solches  Individuum  ist  demnach  in  Argentinien  Argentinier  und 
in  Spanien  Spanier.  Eine  vollendetere  Sanktionirung  der  mehr- 
fachen Staatsangehörigkeit  lässt  sich  nicht  denken;  die  Ent- 
stehung von  Konflikten  ist  allerdings  auf  diese  Weise  ausge- 
schlossen. Wenn  jedoch  von  einem  Theil  der  Wissenschaft 
diese  Lösung  des  Nationalitätskonflikts  als  die  allgemein  zu  er- 
strebende hingestellt  wird  7,  so  muss  man  dagegen  den  Einwand 
erheben,  dass  eine  solche  Lösung  doch  nur  denkbar  ist  zwischen 
Staaten,  welche  keine  entgegengesetzten  Interessen  verfolgen; 
zwischen  Frankreich  und  Italien  oder  Deutschland  würde  sie 
jedoch  zweifellos,  für  absehbare  Zeit  wenigstens,  unmöglich  sein. 

4  Solche  Verträge  schloss  Spanien  mit:  Ecuador  (1840),  Chile  (23.  April 
1844),  Venezuela  (30.  März  1845),  Bolivia  (21.  Juni  1847),  Costa-Rica  (10.  Mai 
1850)  und  Nicaragua  (25.  Juli  1850).     Vgl.  Cogordan  a.  a.  O.  S.  46  ff.) 

6  Art.  7  des  Vertrages  zwischen  Spanien  und  Argentinien  vom  21.  Sept. 
1863  lautet:  „afin  d'etabiir  et  consolider  l'union  qui  doit  r£gner  entre  les 
deux  peuples,  on  observera  respectivement  dans  chaque  pays  pour  regier 
la  national^  des  Espagnols  et  des  Argen tins,  les  dispositions  de  la  Con- 
stitution et  des  lois  de  ce  pays  ...  et  qu'il  suffira,  pour  constater  la  natio- 
nale respective,  de  se  faire  inscrire  sur  le  registre  national  des  nationaux, 
qui  devra  fetre  tenue  dans  les  16gations  de  Tun  ot  de  l'autre  Etat*  (vgl. 
Wehs  S.  259  u.  260). 

7  Vgl.  Couorda*  S.  425  a.  a.  O.  und  Calvo  II  a.  a.  0.  S.  49. 
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Um  den  durch  den  Vertrag  mit  Argentinien  mit  der  eigenen 
Landesgesetzgebung  entstandenen  Widerspruch  zu  beseitigen, 
wurde  in  Madrid  am  20.  Juni  1864  ein  Gesetz  erlassen,  welches 
die  Regierung  ermächtigt,  ausnahmsweise  die  in  der  Fremde 
geborenen  spanischen  Unterthanen  für  Ausländer  zu  erklären, 
wenn  sich  die  Gesetzgebung  des  Geburtslands  auf  Grund  des 
dort  geltenden  jus  soli  jeglicher  Eonzession  unzugänglich  er- 
weist 8. 

Auch  in  Paris  hatte  man  einen  Augenblick  daran  gedacht 
den  amerikanischen  Südstaaten  gegenüber  auf  die  rigorose  Durch* 
führung  des  Abstammungsprinzips  zu  verzichten  und  eine  dahin- 
gehende Aenderung  der  einheimischen  Gesetze  vorzunehmen.  Allein 
der  Plan  scheiterte  an  dem  ablehnenden  Votum  der  1858  zur 
Prüfung  dieser  Frage  eingesetzten  Kommission.  Unter  dem  16.  Juni 
1873  erhielten  jedoch  die  diplomatischen  und  konsularischen  Ver- 
treter Frankreichs  die  Weisung,  denjenigen  Franzosen  im  Aus- 
lande ihren  Schutz  zu  versagen,  die  sich  ihrer  Militärpflicht 
nachzukommen  weigern9. 

II.  Die  Fälle  der  nach  der  Geburt  eingetretenen  Staats- 
angehörigkeit. 

Den  unter  I  bereits  erörterten  Grundsätzen  entsprechend 
hat  die  englische  Regierung  stets  daran  festgehalten,  dem  in  Gross- 
britannien naturalisirten  Ausländer  seinem  Heimathsstaat  gegen- 
über und  dem  in  einen  anderen  Unterthanenverband  eingetretenen 
Engländer  seinem  Adoptivland  gegenüber  ihren  Schutz  zu  ver- 
sagen 10.  Seit  1870  hat  das  zweite  Prinzip  seine  Bedeutung 
verloren,  da  ja  nunmehr  so  wie  so  die  englische  Staatsangehörig- 
keit durch  die  Naturalisation  im  Ausland  verloren  geht11. 


8  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  260,  und  Cogordan  a.  a.  O.  S.  48. 

9  Vgl.  Weiss  a.  a.  O.  S.  261  u.  262,  und  Cogordan  a.  a.  0.  S.  49  u.  ö 

10  Vgl.  nat.  rep.  S.  62,  Instruktion  Lord  Palmerstons  an  den  General- 
konsul Durkins  1848  (0 esterreich). 

11  Vgl.  oben  §  3,  S.  213,  Anm.  C9. 


/ 
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Die  Vereinigten  Staaten  hatten  bis  zum  Jahre  1858  die 
nämliche  Praxis  geübt 12.  Allein  mit  der  Ernennung  des  neuen 
amerikanischen  Gesandten  M.  Wbight  in  Berlin  trat  in  dieser 
Frage  eine  vollständige  Aenderung  in  der  amerikanischen  Politik 
ein.  Während  die  Union  bis  dahin  niemals  den  Anspruch  er- 
hoben hatte,  ihre  naturalisirten  Unterthanen  dem  Heimathsstaate 
gegenüber  in  Schutz  zu  nehmen,  fanden  plötzlich  die  Reklama- 
tionen der  in  Amerika  naturalisirten  Ausländer,  namentlich 
Preussen,  welche  nach  ihrer  Rückkehr  in  das  Stammland  zum 
Militärdienst  herangezogen  wurden,  in  Washington  williges  Ge- 
hör ia.  Die  dortige  Regierung  bezeichnete  das  Vorgehen  der 
europäischen  Mächte  als  eine  Verletzung  der  „sacred  rights  of 
hospitality  towards  an  American  Citizen  *  und  stellte  das  an- 
massende  Verlangen,  dass  der  Erwerb  des  amerikanischen  Bürger- 
rechts jede  frühere  Nationalität  zerstöre 14.  Wie  diesen  An- 
sprüchen Amerikas  von  den  deutschen  Staaten  in  den  sogen. 
Bancroft- Verträgen  Rechnung  getragen  wurde,  haben  wir  oben 
schon  erörtert.  In  der  Folge  sind  dieselben  auch  von  einer 
ganzen  Reihe  anderer  Mächte  in,  dem  Bancroft- Vertrage  analogen 
Abkommen  anerkannt  worden  15. 

Während  ein  Theil  dieser  Verträge,  wie  der  von  Oester- 
reich,  Norwegen,  Schweden  und  Mexiko  geschlossene,  als  Vor- 


12  Vgl.  Bescheid  des  Gesandten  der  Vereinigten  Staaten  in  Berlin  vom 
24.  Joli  1840  bezüglich  J.  P.  Knoche  (Martitz  a.  u.  0.  S.  819)  und  Instruk- 
tion des  Kabinete  von  Washington  an  den  Gesandten  in  Berlin  vom  14.  Jan. 
1853  (Martitz  a.  a.  0.  S.  821  u.  822). 

15  Vgl.  oben  §  8,  S.  334  u.  ff. 

14  Vgl.  nat.  rep.  S.  54 :  Instruktion  an  den  amerikanischen  Gesandten 
Wright  in  Berlin  1859:  ,the  moment  a  foreigner  becomes  naturalized,  his 
allegiance  to  his  native  country  is  severed  for  ever;  he  experiences  a  new 
poliücal  birth  .  .  .  should  he  return  to  his  native  country  he  returns  at»  an 
American  Citizen,  and  is  no  other  character.* 

"  So  von  Mexiko  am  10.  Juli  1868,  von  England  am  8.  Mai  1869, 
von  Oesterreich  am  20  Sept.  1870,  von  Dänemark  am  22.  Juli  1872  (vgl. 
Weiss  a.  a.  O.  S.  682  u.  683).     • 
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bedingung  der  Lösung  des  alten  Unterthanenverhaltnisses  eisen 
Aufenthalt  von   fünf  Jahren    im  Adoptivstaat   verlangen,  lassen 
Belgien,  Dänemark  und  England  den  Verlust  der  Staatsangehörig- 
keit   durch    die    blosse  Thatsache    der   Naturalisation   eintreten. 
Mabtitz  charakterisirt  diese  Verträge  ganz  zutreffend,  indem  er 
sagt,   sie  seien   im  Grunde   vollständig   überflüssig  gewesen,  da 
eine  dringende  Veranlassung  dazu  für  die  Staaten  nicht  bestand, 
welche  ja  ohnehin  die  Naturalisation  (wie  Belgien  und  Meiikoi 
oder  doch  wenigstens  die  Auswanderung  als  Expatriationsmittel 
ansahen  (wie  Oesterreich,   Schweden   und   Dänemark).    Ihr  Zu- 
standekommen  hatte  nur   für   die   Vereinigten   Staaten  insofern 
einen   Werth,   als   ihre   Politik   einen    für    sie   nicht   zu  unter- 
schätzenden Triumph  gefeiert  hatte  16. 

Im  Gegensatz  hierzu  hat  sich  Frankreich  nicht  dazu  beqaec; 
den  amerikanischen  Prätentionen  nachzugeben.  Trotz  des  fortwäh- 
renden Widerspruchs  der  Union  hat  die  französische  Regierung  bi> 
auf  den  heutigen  Tag  an  ihrem  Recht  festgehalten  1 7.  Es  entsprich; 
dieses  Vorgehen  dem  prinzipiell  ablehnenden  Standpunkt,  de* 
Frankreich  von  jeher  in  Naturalisationsangelegenheiten  gega 
das  Bestehen  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  eingenommen 
hat.  Am  klarsten  tritt  derselbe  in  dem  Bescheid  hervor,  welchen 
der  französische  Justizminister  im  Jahre  1848  dem  englischen 
Lord  Brougham  auf  die  Anfrage,  ob  er  trotz  seiner  Aufnahm" 
in  den  Verband  der  Republik  die  britische  Nationalität  behalte? 
könne,  ertheilte:  „Si  la  France  vous  adopte  pour  Tun  de  se* 
fils,  vous  cesserez  d'ötre  Anglais.  Vous  n'gtes  plus  Lord  Baoi>- 
ham,  vous  devenez  le  citoyen  Bbougham.  Vous  perdez  a  lm- 
stant  tous  privilfeges,  tous  avantages,  de  quelque  nature  qu'ik 
soient,  que  vous  tenez,  soit  de  votre  qualitä  d'Anglais,  soit  de> 
droits  que  vous  confferent  jusqu'ä  ce  jour  les  lois  ou  les  coutumc* 

16  Martitz  a.  a.  O.  S.  834. 

17  Bericht  des  Staatssekretärs  der  Vereinigten  Staaten  M.  Bajard  roo 
8.  Mai  1888  (J.  de  dr.  i.  pr.  XVI  S.  268  ff.). 
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anglaises,  qui  ne  peuvent  se  concilier  arec  notre  loi  d'£galit£ 
entre  tous  les  Fran<jaisu.  ...  La  France  n'admet  pas  qu'un 
citoyen  fra^ais  soit  en  möme  temps  citoyen  (Tun  autre  pays. 
Pour  devenir  framjais,  il  faut  que  vous  cessiez  d'Gtre  Anglais. 
Vous  ne  pouvez  6tre  Anglais  en  Angleterre,  Fran$ais  en  France : 
nos  lois  s'y  opposent  et  il  faut  nlcessairement  opter*  ia. 

Was  die  Praxis  des  Deutschen  Reichs  betrifft,  so  hat  sich 
dasselbe  in  der  Behandlung  naturalisier  Ausländer  dem  Vor- 
gehen Englands  angeschlossen :  ist  ein  solcher  aus  dem  früheren 
Unterthanenverband  nicht  ausgeschieden,  so  nehmen  ihn  die 
Behörden  gegenüber  den,  seiner  Heimath  geschuldeten  Ver- 
pflichtungen nicht  in  Schutz19.  Dieses  Prinzip  ist  in  der,  an 
die  deutschen  Konsulate  in  der  Türkei  sowie  in  China  und 
Japan  am  1.  Mai  1872  ergangenen  Instruktion  ausdrücklich  aus- 
gesprochen ;  danach  haben  die  Unterthanen  dieser  Mächte,  welche 
Reichsangehörige  geworden  sind,  so  lange  keinen  Anspruch  auf 
den  Schutz  der  deutschen  Konsularbehörden ,  als  sie  nicht  aus 
dem  früheren  Staatsverband  ausgetreten  sind 20. 

Um  die,  den  noch  im  Besitz  ihrer  ursprünglichen  Nationalität 
befindlichen  und  im  Inland  naturalisirten  Fremden  eventuell  aus 
der  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  erwachsenden  Unannehmlich- 
keiten zu  beseitigen,  beobachtet  die  preussische  Verwaltung  hin- 
sichtlich der  Militärdienstpflicht  folgende  Praxis:  diese  Personen 


18  Vgl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  26  u.  27. 

19  Vgl.  Kloepfil,  la  nationa)it£  et  Ja  naturalisation  dana  lerapire 
allemand  (J.  d.  dr.  i   pr.  XVIII,  §  4,  S.  432  ff.). 

*°  §  4  der  Instruktion  vom  1.  Mai  1872,  betr.  die  Ertheilung  des  von» 
den  kaieerl.  deutschen  Konsularbehörden  zn  gewährenden  Schatzes  im  türki- 
schen Reich  mit  Einschlags  von  Egypten,  Rumänien  and  Serbien,  sowie  in 
China  und  Japan,  lautet:  „. .  .  türkische  pp.  Unterthanen,  welche  die  deutsche 
Reichtangehörigkeit  erwerben,  haben  den  Landesbehörden  gegenüber  auf  den 
Schutz  der  kaiserlichen  Konsulate  solange  keinen  Anspruch,  als  sie  nicht 
aus  ihrem  ursprünglichen  Unterthanenverband  entlassen  sind."  (Vgl.  Cahk 
a.  a.  O.  S.  512.) 
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werden,  ebenso  wie  ihre  Kinder,  zur  Erfüllung  der  Militärdienst- 
pflicht folgende  Praxis:  diese  Personen  werden,  ebenso  wie  ihre 
Kinder,  zur  Erfüllung  der  Militärpflicht  herangezogen,  falls  sie 
in  Preussen  ihren  Wohnsitz  haben ;  ist  dies  aber  nicht  der  Fall. 
so  werden  sie  unter  der  Bedingung  von  der  Militärpflicht  dispensirt 
dass  sie  in  ihrer  angestammten  Heimath  die  Wehrpflicht  erfüllt 
haben81.  Die  im  Ausland,  ohne  vorherige  Entlassung  aus  dem 
Reichsverband  naturalisirten  Deutschen  haben  es  sich  dagegen 
selber  zuzuschreiben,  wenn  sie  den  Unzuträglichkeiten  einer 
doppelten  Staatsangehörigkeit  ausgesetzt  sind82. 

Eine  besondere  Berücksichtigung  verdient  hier  endlich  noch 
die  Frage,  inwieweit  die  mehrfache  Staatsangehörigkeit  bei  der 
Auslieferung  von  Delinquenten  von  Bedeutung  sein  kann.  Die 
meisten  grösseren  Staaten,  wie  Deutschland,  Belgien,  Frankreich. 
Italien,  die  Niederlande  und  das  russische  Reich  haben,  im 
Gegensatz  zu  England  und  den  Vereinigten  Staaten,  bekanntlich 
den  Grundsatz,  die  eigenen  Unterthanen  nicht  auszuliefern-9. 
Die  Folge  davon  ist,  dass  der  um  die  Auslieferung  ersucht« 
Staat  die  Herausgabe  des  Delinquenten  verweigert,  sobald  der- 
selbe nur  nach  seinem  Recht  die  inländische  Staatsangehörigkeit 
erworben  oder  behalten  hat,  obwohl  er  auch  von  der  requiriren- 
den  Macht  als  Inländer  angesehen  wird  *4.  Schwieriger  wird 
die  Frage,  wenn  der  Verbrecher  erst  nach  Verübung  der  That 
die  Nationalität  des  requirirten  Landes  erworben  hat.  Nach 
deutschem  Reichsrecht  muss  auch  in  diesem  Fall  die  Auslieferung 
grundsätzlich  verweigert  werden,    da  das  Gesetz  ein  für  allemal 


11  Vgl.  Cahn  a.  a.  0.  S.  107,  Note  1. 

23  Amtliche  Quelle,  Mittheilung  der  deutschen  Regierung  an  ueo 
französischen  Botschafter. 

"  Vgl.  Martkns  a.  a.  0.  II,  S.  405  u.  ff. 

u  Vgl.  den  oben  §  10,  S.  483  mitgeteilten  Fall  Martens.  Dieser 
Satz  ist  z.  B.  ausdrücklich  anerkannt  im  Österreich -spanischen  Handels- 
vertrag von  1861,  Art.  1  i.  pr.  (vgl.  Hamaker  a.  a.  0.  S.  339). 
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die  Auslieferung  eines  Deutschen  verbietet25.  Auch  in  der 
belgischen,  niederländischen,  französischen  und  italienischen  Praxis 
erfolgt  dieselbe  hier  in  der  Regel  nicht;  doch  haben  eine  Reihe 
von  Auslieferungsverträgen  eine  Ausnahme  dieses  Prinzips  sta- 
tuirt  und  bestimmt,  dass  auch  die  eigenen  Unterthanen  ausge- 
liefert werden  sollen,  wenn  sie  erst  nach  Begehung  der  Misse- 
that  Staatsangehörige  geworden  sind  2G. 

§  15.     Schlussbetrachtungen. 

Je  grösser  die  Rolle  ist,  welche  die  modernen  Gesetz- 
gebungen der  Nationalität,  abgesehen  von  dem  öffentlichen  Recht, 
im  Personen-,  Erb-  und  theilweise  auch  Sachenrecht  zuweisen, 
desto  wichtiger  muss  die  Frage  der  mehrfachen  Staatsangehörig- 
keit für  das  internationale  Privatrecht1  werden;  denn  in  all*  den 
Rechtsverhältnissen,  für  welche  die  Nationalität  bestimmend  wirkt, 
ist  ein  mehrfaches  Indigenat  in  hervorragender  Weise  geeignet, 
einen  höchst  bedenklichen  Zustand  der  Unsicherheit  zu  schaffen. 
Heute,  wo  Rechtslehrer  und  Staatsmänner  danach  streben,  dem 
Individuum  im  internationalen  Verkehr  seine  wohlerworbenen 
Rechte  zu  gewährleisten,  und  zu  diesem  Zweck  darauf  hin- 
arbeiten, die  auf  dem  Gebiet  des  internationalen  Privatrechts 
durch  die  Verschiedenheit  der  Landesgesetze  hervorgerufenen 
Konflikte  durch  Aufstellung  allgemeiner  Grundsätze,  wenn  nicht 
ganz  zu  beseitigen,  so  doch  wenigstens  unschädlich  zu  machen, 
wird  man  sich  auf  die  Dauer  nicht  der  Forderung  verschliessen 


23  Vgl.  Hamakkr  a.  a.  0.  S.  334-339. 

26  Eine  solche  Bestimmung  enthalten  die  Auslieferungsverträge  von 
1872  zwischen  England  und  Brasilien,  1873  zwischen  England  und  Italien, 
1876  zwischen  England  und  Frankreich,  1877  zwischen  Russland  und  Portugal 
(Hamakkr  a.  a.  0.  S.  334—339). 

1  Vgl.  Neubauer,  Regelung  des  internationalen  Privatrechts  (Zeitschr. 
f.  d.  ges.  Handelsrecht,  herausgeg.  von  Goldschmidt  1889,  Band  36,  S.  405.) 
—  Bar  a.  a.  0.  II  S.  263  u.  ff. 
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können,  auch  an  die  Regelung  unserer  Frage  ernstlich  heran- 
zutreten. 

Der  Idealzustand  würde  ja  der  sein,  dass  der  Existenz  von 
sujets  mixtes  der  Boden  völlig  entzogen  würde.  Allein  ein 
solches  Ziel  Hesse  sich  doch  nur  dann  erreichen,  wenn  man  die 
gesammten  Heimathsrechte  nach  dem  gleichen  Muster  formen 
könnte,  ein  Gedanke,  dessen  Realisirung,  in  absehbarer  Zeit 
wenigstens,  an  der  Eifersucht  scheitern  wird,  mit  der  namentlich 
jüngere  und  kleinere  Staaten  an  dem  Recht  der  unbeschrankten 
Autonomie  festhalten. 

Trotzdem  ist  schon  mehr  als  einmal  verschiedentlich  hierzu 
der  Vorschlag  gemacht  worden  *.  So  hat  man  vor  allem  an- 
geregt, in  die  modernen  Gesetzgebungen  zwei  Fundamentalsätze 
des  Heimathsrechts  aufzunehmen:  einmal,  dass  die  Staats- 
angehörigkeit ausschliesslich  durch  Abstammung  begründet  wird, 
und  zweitens,  dass  durch  den  Erwerb  einer  fremden  Nationalität 
die  ursprüngliche  ipso  jure  untergeht s. 

Was  das  erste  Postulat  anbetrifft,   so  erkennt  man  sofort 


*  Vgl.  Blcbtschu,  „de  la  qualite  de  citoyen*  a.  a.  0.  S.  109  n.  110. 
—  Brocher,  theorie  de  droit  international  prive,  revne  de  droit  intemationju 
V,  1873.  —  Weiss  a.  a.  0.  S.  277:  „ponrquoi  la  diplomatie  ne  ferait«ei> 
pas  ponr  la  nationalite  ce  qu'elle  a  fait  ponr  tant  d'autres  interets  de 
moindre  importance,  droits  litteraires,  droits  industriels  etc.,  et  ne  jetterait- 
elle  pas,  dans  un  congres  ou  dans  ane  Conference,  oü  seraient  appeles  a 
sieger  les  representants  de  toutes  les  nations  civilisees,  les  bases  d'une  !o. 
unique,  dont  les  dispositions  sagement  combinees  rendraient  les  confiit* 
desormai*  impossibles,  en  attribnant  partout  ä  chaque  personne  one  natio- 
nalite definie  suivant  les  memes  principes?"  Vgl.  aoch  die  in  dem  tob 
Prof.  A.  Weiss  in  der  Sitzung  des  Institut  de  droit  international  zu  Paria 
1894  vorgelegten  Bericht  gemachten  Vorschläge  und  die  in  der  vorigjahrigen 
Sitzung  des  Instituts  über  dieselben  geführten  Verhandlungen.  (Annuaire 
de  1  Institut  de  droit  international,  Bd.  XIII,  S.  162  ff.  und  Bd.  XIV.  S.  66  ff. 
und  194  ff.)  —  Dazu  die  von  Stoerk  in  der  Revue  generale  de  droit  inter- 
national public  (Nr.  8»  1895,  2.  Jahrgang,  S.  273  ff.)  geübte  Kritik  in  „  Les 
changements  de  nationalite  et  le  droit  des  gens*. 

1  Vgl.  Bluxtschu  a.  a.  0.  und  Brocher  a.  a.  0. 
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dass  dasselbe  in  den  Ländern,  welche  ans  wohlerwogenen  Gründen 
das  Territorialprinzip  adoptirt  haben,  wie  die  südamerikanischen 
Republiken,  vorerst  jedenfalls  keine  Aussicht  auf  Annahme  hat, 
solange  diese  jungen  Länder  noch  auf  die  Vermehrung  und 
Stärkung  ihrer  Bevölkerung  durch  künstliche  Mittel  bedacht 
sein  müssen4. 

Einfacher  liegt  jedoch  die  Sache  bei  dem  zweiten  in  Vor- 
schlag gebrachten  Prinzip :  Wir  haben  früher  gesehen,  wie  das- 
selbe, so  weit  die  Naturalisation  in  Betracht  kommt,  von  der 
Mehrzahl  der  civilisirten  Staaten  bereits  unumwunden  anerkannt 
ist :*  und  von  andern,  wie  z.  B.  Deutschland,  in  Einzelfallen  ver- 
tragsweise schon  zur  Anwendung  kommt6.  Es  ist  zu  hoffen, 
dass  sich  die  Nationen ,  dem  vereinzelten  Beispiel  Norwegens  7 
folgend,  mit  der  Zeit  dazu  verstehen  werden,  diesen  Grundsatz 
allgemein  auf  jeden  Neuerwerb  der  Staatsangehörigkeit  auszu- 
dehnen. 

Ebenso  dürfte  es  mit  der  Zeit  gelingen,  die  Regeln,  nach 
denen  sich  die  Filiation  bei  unehelichen  Kindern  bestimmt,  durch 
Annahme  des  römischen  Grundsatzes  „partus  ventrem  sequitur* 
einheitlich  zu  gestalten ".  Man  könnte  dabei  immer  noch  die 
spätere  Aufnahme  derselben  in  den  Staatsverband  des  Vaters 
vorbehalten,  wenn  dessen  Gesetze  eine  solche  zulassen. 

Immerhin  wird  aber  den,  eine  Aenderung  des  Unterthanen- 
rechts  auf  legislativem  Wege  erstrebenden  Vorschlägen  oft  ent- 
gegenstehen, dass  sich  die  betreffende  Bestimmung  in  der  Ver- 
fassung vorfindet  und  dass  ihr  somit  nicht  durch  einfaches  Ge- 


4  Vgl.  oben  §  4. 

1  Vgl.  oben  §  3. 

4  Vgl.  oben  die  Bancroftverträge  §  8,  S.  80-^1. 

7  Vgl.  oben  §  3,  S.  15,  Anm.  37. 

9  Vgl.  Wnss  a.  a.  0.  S.  256  und  Blühtschli  a.  a.  0.  S.  111.  Anders 
die  sogen.  Oxforder  Resolutionen  des  Institut  de  droit  international  des 
Jahres  18*0  (vgl.  Revue  generale  de  droit  international  public  a.  a.  0. 
S.  274  u.  275). 
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setz,    sondern    erst   durch    eine    Verfassungsänderung    abrogirt 
werden  kann  9. 

Dem  gegenüber  wird  vielleicht  der  Weg,  den  schon  mehr- 
fach vereinzelte  Regierungen  beschritten  haben,  die  Nationalitats- 
konflikte  durch  Verträge  zu  heben,  den  Vorzug  verdienen,  ob- 
schon  auch  hier  eine  Einigung  nicht  so  leicht  zu  erzielen"  sein 
dürfte,  wie  es  auf  den  ersten  Blick  den  Anschein  hat.  Dies 
gilt  vor  allem  wieder  für  den  Fall  der  bei  der  Geburt  erwor- 
benen Staatsangehörigkeit.  Auf  welche  Hindernisse  auch  hier 
die  Versuche  einer  internationalen  Vereinbarung  stossen  können. 
zeigt  allein  schon  die  Antwort,  welche  Anfangs  der  achtziger 
Jahre  der  chilenische  Minister  Verga  der  italienischen  Regierang 
ertheilte,  als  diese  den  auswärtigen  Kabinetten  Vorschläge  zur 
Regelung  der,  das  internationale  Privatrecht  berührenden  Staats- 
angehörigkeitsfrage unterbreitete:  „Die  Art,  wie  die  Eigenschaft 
als  chilenischer  Bürger  erworben  oder  verloren  wird,  ist  genau 
festgestellt  in  .  .  .  unserer  Verfassung.  So  wenig  diese  Grund- 
sätze durch  gewöhnliche  Gesetze  geändert  werden  können,  so 
wenig  können  sie  dem  Ergebnisse  diplomatischer  Verhandlungen 
unterworfen  sein*  10  n. 

Aehnliche  Schwierigkeiten  würden  sich  z.  B.  in  den,  an- 
lässlich des  Art.  8  des  französischen  Code  civil  entstehenden 
Fällen  mehrfacher  Staatsangehörigkeit  herausstellen  können  12  13. 


9  Vgl.  Neubauer  a.  a.  0.  S.  408. 

10  Vgl.  Neubauer  a.  a,  0.  S.  408. 

11  Weiss  a.  a.  0.  S.  262  schlägt  in  Berücksichtigung  des  intransigenten 
Standpunkts  der  südamerikanischen  Staaten  vor,  den  dort  geborenen  Kindern 
eines  Ausländers  nach  Muster  des  englischen  Gesetzes  vom  Jahr  1870,  Art  4 
das  Recht  einzuräumen,  nach  erlangter  Grossjährigkeit.  auf  die  angestammte 
Staatsangehörigkeit  zu  Gunsten  der  angeborenen  zu  verzichten.  —  Ebenso 
Daireaux,  de  la  condition  legale  des  6trangers  dans  la  ^publique  Argentine. 
Journal  du  droit  international  prive*  XIII,  1886,  S.  422. 

12  Vgl.  oben  §  5,  S.  225  u.  ff. 

18  Vgl.  oben  §  5,  S.  226  fg.  u.  Anm.  117,  118. 
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Denn  so  wenig  auf  der  einen  Seite  von  Frankreich  erwartet 
werden  kann,  dass  es  einen  Grundsatz,  den  es  neuerdings  erst 
in  sein  Heimathsrecht  aufgenommen  hat,  zu  Gunsten  anderer 
Länder  aufgiebt,  so  unwahrscheinlich  ist  es  auf  der  anderen  Seite,, 
dass  z.  B.  Italien  oder  Deutschland  sich  dazu  entschliessen,  dem 
Beispiel  Belgiens  zu  folgen  und  Frankreich  gegenüber  auf  ihr 
souveränes  Recht  zu  verzichten. 

Trotz  der  vielen,  hier  nur  oberflächlich  berührten,  in  ein» 
zelnen  Punkten  obwaltenden  Schwierigkeiten  ist  das  Feld,  auf 
dem  sich  verhältnissmässig  leicht  eine  harmonischere  Gestaltung 
der  Beimathsrechte  erzielen  liesse,  noch  immer  ein  sehr  grosses. 
Es  ist  das  unbestreitbare  Verdienst  des  Institut  de  droit  inter- 
national, der  Lösung  dieser  wichtigen  Frage  zum  ersten  Mal 
energisch  näher  getreten  zu  sein  und  dieselbe  als  eine  seiner 
Hauptaufgaben  in  sein  Programm  aufgenommen  zu  haben. 

Man  darf  mit  Recht  darauf  gespannt  sein,  welches  die 
hierauf  bezüglichen  Vorschläge  des  Instituts  sein  werden  und 
welche  Aufnahme  ihnen  bei  den  einzelnen  Regierungen  zu  Theil 
werden  wird.  Wenn  auch  in  absehbarer  Zeit  eine  völlige  Be- 
seitigung dieser  staatsrechtlichen  Anomalie  nicht  zu  erreichen 
ist,  so  wird  doch  jeder  Schritt,  der  uns  diesem  Ziele  näher 
bringt,  mit  Freuden  begrüsst  werden  müssen. 
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Das  bürgerliche  Gesetzbach  und  die  Ehescheidung. 

Von 

Rechtsanwalt  Dr.  Füld  in  Mainz. 


Es  war  vorauszusehen,  dass  sich  bei  der  Beratung  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  die  Kämpfe  erneuern  würden,  welche  in  ver- 
schiedenen, vielleicht  den  meisten  Ländern  um  die  Ausgestaltung 
und  Regelung  des  Eherechts  und  insbesondere  des  Ehescheidungs- 
rechts ausgefochten  worden   sind;    mit  Sicherheit  liess  sich    er- 
warten, dass  bei  dieser  Gelegenheit  wieder  die  grundsätzlich  ver- 
schiedenen Auffassungen  und  Anschauungen  in  ihrer  vollen  Be- 
deutung würden   geltend  gemacht   werden,    welche  auf  diesem 
Gebiete  bestehen  und  in  der  politischen  Geschichte  nicht  minder 
wie  in    der  Rechtsgeschichte    ihre   unvergänglichen  Spuren  zu- 
rückgelassen   haben.     Diese  Erwartung    ist    auch    durchweg  in 
Erfüllung  gegangen,  die  wichtigsten  Vorschriften  des  ersten  Ent- 
wurfs über  die  Ehescheidung  wurden  unmittelbar  nach  der  Ver- 
öffentlichung desselben  zu  einem  Gegenstande  lebhafter,  ja  mit- 
unter sogar  leidenschaftlicher  Kritik   gemacht,   bei  welcher  von 
den  Vertretern  des  kirchlich -religiösen  Standpunktes  ebensowohl 
mitunter  über  die  an  sich  einzuhaltenden  Grenzen  hinausgegangen 
wurde,   wie  von  den  Verfechtern   des   staatlich-bürgerlichen;   in 
der  Tages-  und  Fachpresse   entbrannte   darüber  ebenso  wie  auf 
den  Versammlungen  und  Kongressen  verschiedener  Gesellschaften 
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ein  lebhafter  Kampf,  ein  Vorspiel  des  Kampfes,  welcher  später 
im  Reichstage  bei  der  parlamentarischen  Behandlung  des  Gesetz» 
buchs  zu  beobachten  war.  Als  dann  die  mit  der  Ausarbeitung 
des  zweiten  Entwurfs  beauftragte  Kommission  den  Forderungen, 
welche  vom  staatlich-bürgerlichen  Gesichtspunkt  aus  an  die  Gesetz- 
gebung über  Ehescheidung  zu  richten  sind,  wenigstens  zum 
grösseren  Teile  Rechnung  getragen  und  die  von  dem  ersten  Ent- 
wurf den  Vertretern  des  kirchlich-dogmatischen  Charakters  des 
Eherechts  eingeräumten  Zugeständnisse  beseitigt  hatte,  machte 
sich  die  Kritik  abermals  und  kaum  minder  lebhaft  bemerkbar: 
die  publizistische  und  nicht  minder  die  politische  Vertretung 
dieses  Charakters  erklärte  ein  Gesetzbuch,  das  auf  einer  solchen 
Grundlage  beruhe,  welche  für  die  Millionen  der  deutschen  Katho- 
liken unannehmbar  sei,  könne  und  dürfe  nicht  erlassen  werden  und 
zu  demselben  Ergebnis  gelangte  man  auf  Seiten  der  protestanti- 
schen Orthodoxie,  trotzdem  hier  die  Unauflöslichkeit  des  ehe- 
lichen Bandes  nicht  wie  dort  die  Bedeutung  einer  religiösen,  mit 
dogmatischer  Kraft  ausgestatteten  Satzung  besitzt.  Der  Stand- 
punkt, welchen  das  Gesetzbuch  in  den  verschiedenen  Stadien 
seiner  Entstehung  zu  der  Frage  einnimmt,  ist  ein  durchaus  ver- 
schiedener, in  dem  einen  Entwurf  prävaliert  die  staatlich-poli- 
tisch-bürgerliche, in  dem  anderen  die  kirchlich -dogmatisch- 
religiöse Auffassung,  die  volle  Konsequenz  ist  aber  weder  aus 
der  einen  noch  aus  der  andern  gezogen  worden  und  es  enthält 
daher  das  Gesetzbuch  in  dieser  Materie  einen  von  dem  Bestreben, 
die  vorhandenen  grundsätzlichen  Gegensätze  zu  versöhnen  und 
auszugleichen,  mindestens  aber  zu  überbrücken,  geleiteten  Eklekti- 
zismus, welcher  es  begreiflich  erscheinen  lässt,  dass  mit  seinem 
diesbezüglichen  Inhalt  die  folgerichtigen  Anhänger  des  einen 
Prinzips  ebensowenig  zufrieden  sind,  wie  die  des  andern;  ob  eine 
die  Konsequenzen  des  einen  oder  anderen  Standpunktes  ziehende 
Regelung  der  Frage  möglich  war,  ohne  Gefahrdung  des  Zustande- 
kommens der  Rechtseinheit,  muss  dahingestellt  bleiben,  die  Ant- 

Archiv  für  öffentliche«  Recht.   XII.  3.  25 
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wort  auf  diese  Frage  wird  je  nach  dem  politischen  Standpunkte  des 
Antwortenden  in  verschiedenem  Sinne  ausfallen  und  kann  daher  hier 
ausserhalb  der  Erörterung  gelassen  werden. 

Auf  den  Inhalt  des  Scheidungsrechts,  wie  es  sich  nach  dem 
bürgerlichen  Gesetzbuche  gestaltet,  hat  das  Recht  des  preussischen 
Landrechts  in  Verbindung  mit  den  Versuchen,  die  in  Preussen  im 
Laufe  der  beiden  letzten  Menschenalter  zur  Umgestaltung  desselben 
gemacht  wurden,   in  bemerkenswertem,  ja  sogar  in  sehr  weit- 
gehendem Masse  Einfluss  ausgeübt,  die  preussischen  Entwürfe  zur 
Reform  des  Ehescheidungsrechts  des  Landrechts  aus  den  Jahren 
1844,  1854,    1856,    1859,  1860  werden   von   den  Motiven  aus- 
drücklich als  die  Grundlage  der  in  dem  Gesetzbuche  enthaltenen 
Regelung  bezeichnet;  auf  den  Inhalt  dieser  Entwürfe  näher  ein- 
zugehen ist  für  eine  das  Reichsrecht  zum  Gegenstand  und  Inhalt 
habende  Darstellung  eine  Veranlassung  nicht  vorhanden;  bekannt* 
lieh  besteht  zwischen  denselben  und  der  gesamten   inneren  Po* 
litik   des   preussischen  Staates    in  den   betreffenden  Jahren    ein 
enger  Zusammenhang,  der  auch  äusserlich  zum  Ausdruck  kam  und 
es  ist  deshalb  auch  die  auf  die  Abänderung  des  Landrechts  und  die 
Erschwerung  der  Scheidung  gerichtete  Thätigkeit  der  preussischen 
Regierung,  welche  zu  einem  praktischen  Erfolg  nicht  führte,  in 
den  Darstellungen   der  preussischen   Geschichte   eingehend    und 
gebührend   behandelt  und   gewürdigt   worden.     Den  Ausgangs* 
punkt  für  dieselbe  bildete  eine  auf  Vorschlag  des  Staatsrats  er- 
lassene Ordre  Friedrich  Wilhelms  III.  vom  15.  Januar  1825,  die 
eine  schleunige  Revision  derjenigen  Teile  der  Gesetzgebung  ver- 
fügte, welche  das  eheliche  Verhältnis  betreffen  und  zwar  nament- 
lich im  Hinblick  auf  das  religiöse  und  sittliche  Prinzip,  dieselbe 
war  die  Folge  zahlreicher  seit  Beendigung  der  Befreiungskriege, 
namentlich  seit  dem  Beginn  der  zwanziger  Jahre  auf  das  Land- 
recht gerichteter  Angriffe,  die  den  hierarchisch  gesinnten  Kreisen 
entstammten  und    unter    dem   Einfluss    der  Restaurationspolitik 
einen  besseren  Wiederhall  fanden,  als  dies  vorher  der  Fall  war. 
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Ueber  die  grundsätzliche  Stellung,  welche  der  Staat  der  Schei- 
dung gegenüber  einzunehmen  hat,  sprechen  sich  die  Motive  des 
ersten  Entwurfs  dahin  aus:  „Da  die  Ehe  ihrem  Begriff  und 
Wesen  nach  unauflöslich,  die  Scheidung  daher  stets  etwas  Ano- 
males ist,  so  verdient  schon  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die 
Scheidung,  wenn  gleich  dieselbe  aus  den  hervorgehobenen  Gründen 
nicht  zu  entbehren,  doch  keine  Begünstigung.  Für  eine  strengere 
Gestaltung  des  Scheidungsrechts  sprechen  aber  auch  vom  staat- 
lichen Standpunkte  aus  die  gewichtigsten  Gründe.  Der  Staat 
hat  ein  dringendes  Interesse  daran,  darauf  hinzuwirken,  dass  die 
Ehe  als  Grundlage  der  Gesittung  und  Bildung  so  sei,  wie  sie 
sein  soH  und  deshalb  das  Bewusstsein  des  sittlichen  Ernstes  der 
Ehe  und  die  Auffassung  derselben  als  einer  von  dem  Willen  der 
Ehegatten  unabhängigen  sittlichen  Ordnung  im  Volke  zu  för- 
dern, dies  geschieht  durch  Erschwerung  der  Ehescheidung.  Es 
wird  dadurch  einerseits  der  Eingehung  leichtsinniger  Ehen  ent- 
gegengetreten, anderseits  darauf  hingewirkt,  dass  die  Führung 
in  der  Ehe  selbst  eine  dem  Wesen  der  Ehe  entsprechende  ist, 
da,  wenn  die  Ehegatten  wissen,  dass  die  Ehe  nicht  leicht  wieder 
gelöst  werden  kann,  die  Leidenschaften,  welche  den  Wunsch 
nach  Scheidung  erregen,  eher  unterdrückt,  eheliche  Zerwürfnisse 
leicht  wieder  beseitigt  werden  und  an  Stelle  der  Willkür  die 
Selbstbeherrschung  und  das  Bestreben  der  Ehegatten  treten,  sich 
einander  zu  fügen.  Dazu  kommt,  dass  auf  der  Festigkeit  der 
Ehe  im  Gegensatze  zum  Konkubinate  die  höhere  sittliche  Stel- 
lung des  weiblichen  Geschlechts  beruht,  eine  zu  grosse  Erleich- 
terung der  Scheidung  auch  den  öffentlichen  Wohlstand  und  die 
Erziehung  der  Kinder  gefährdet.  Auf  der  anderen  Seite  darf 
indessen  die  staatliche  Gesetzgebung  auch  die  Bedürfnisse  des 
Lebens  und  die  realen  Verhältnisse  sowie  den  Charakter  der  Ehe 
als  eines  Rechtsverhältnisses  nicht  ausser  Acht  lassen;  der  Cha- 
rakter der  Ehe  als  eines  Rechtsverhältnisses  legt  dem  Staate  die 
Pflicht  auf,  den  einen  Ehegatten  gegen  den  anderen  zu  schützen, 
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wenn  dieser  die  ihm  obliegenden  ehelichen  Pflichten  durch  sein 
schuldvolles  Verhalten  verletzt.  Ein  solcher  Schutz  kann  aber 
in  wirksamer  Weise  nur  durch  das  Recht  der  Scheidung  gewährt 
werden,  da  nach  der  Natur  der  Ehe  als  eines  vorwiegend  sitt- 
lichen Verhältnisses  die  Erfüllung  der  ehelichen  Pflichten  und 
die  Wiederherstellung  des  gestörten  Rechtszustandes  durch  äusse- 
ren Zwang  teils  überhaupt  nicht,  teils  nur  in  unvollkommener 
Weise  erreicht  werden  könnte.  Anderseits  folgt  aus  der  Natur 
der  Ehe  als  eines  Rechtsverhältnisses,  dass  keinem  Ehegatten 
die  einseitige,  willkürliche  Lösung  der  Ehe  gestattet  werden  darf, 
und  dass  demjenigen  Ehegatten  das  Recht  der  Scheidung  zu  ver- 
sagen ist,  welcher  zur  Begründung  der  Behauptung,  dass  «die  Ehe 
eine  zerrüttete  sei,  auf  sein  eigenes  schuldhaftes  Verhalten  sich 
berufen  wollte/  Die  ausführlichere  Mitteilung  der  vorstehenden 
Begründung  rechtfertigt  sich  im  Hinblick  auf  die  hierdurch  er- 
möglichte alsbaldige  Beurteilung  des  Standpunktes,  den  das  Gesetz- 
buch hierbei  einzunehmen  für  angemessen  erachtet  hat;  dieser 
Standpunkt  ist  ein  zwischen  der  staatlich-bürgerlichen  und  kirch- 
lich-dogmatischen Anschauung  vermittelnder,  der  in  der  Kritik 
auch  als  solcher  bezeichnet  wurde;  die  Charakterisierung  der 
Scheidung  als  einer  Anomalie,  die  Betonung  der  grundsätzlichen 
Unauflöslichkeit  der  Ehe  an  der  Spitze  der  Betrachtung  trägt 
dem  Dogma  der  katholischen  Kirche,  dass  die  Ehe  als  Sakrament 
anzusehen  ist  und  demgemäss  nur  durch  den  Tod  gelöst  wird, 
in  weitgehendem  Masse  Rechnung,  während  der  Charakter  der 
Ehe  als  eines  zwar  besonders  gearteten  Rechtsverhältnisses,  dessen 
Regelung  nach  der  modernen  Auffassung  lediglich  Sache  des 
Staates  und  seiner  Gesetzgebung  ist,  nicht  in  dem  ihm  gebüh- 
renden Masse  Anerkennung  gefunden  hat.  Diese  grundsätzliche 
Auffassung,  welche  der  das  Eherecht  des  Landrechts  beherrschen- 
den nicht  minder  direkt  entgegensteht,  wie  sie  den  Grundsätzen 
widerspricht,  welche  die  neueren  Kodifikationen  in  dieser  Materie 
geleitet   haben,   musste    natürlich   dahin   führen,    dass    der  Ge- 
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setzgeber  die  Möglichkeit,  eine  Ehe  durch  Scheidung  zu  lösen, 
in  jeder  Weise,  zu  erschweren  suchte  und  es  bedurfte  dieserhalb 
für  die  in  Aussicht  genommene  Verminderung  der  Scheidungs- 
gründe und  die  Verschärfung  des  Scheidungsrechts  nicht  der 
Unterstatzung  durch  Erwägungen,  welche  einerseits  der  Ethik, 
anderseits  dem  Gebiete  der  Wohlfahrtspolitik  entlehnt  sind.  Was 
dieselben  in  Ansehung  ihres  inneren  Wertes  betrifft,  so  kann  auch 
die  vorsichtigste  Kritik  nicht  umhin,  ihre  Beweiskraft  doch  als 
eine  recht  fragliche  zu  bezeichnen;  ob  die  Stellung  der  Frauen 
dadurch  eine  höhere  und  bessere  wird,  dass  der  Staat  es  ablehnt, 
innerlich  gelöste  und,  weil  der  sittlichen  Grundlage  entbehrende, 
unhaltbar  gewordene  Ehen  zu  trennen,  ist  doch  sehr  zu  bezwei- 
feln und  nicht  minder  wird  man  Bedenken  tragen,  der  Behaup- 
tung zuzustimmen,  dass  die  gesellschaftliche  Sittlichkeit  sowie 
das  Familienleben  durch  die  mit  Zwang  aufrechterhaltenen  Ehen 
in  günstigem  Sinne  beeinflusst  oder  gefördert  wird!  Indessen 
soll  von  einer  Kritik  der  grundsätzlichen  Ausführungen  der  Mo- 
tive des  Gesetzbuchs  hier  Abstand  genommen  werden,  da  die- 
selbe ohne  eingehende  rechts-  und  kulturhistorische  Darlegungen 
sowie  Beibringung  eines  umfangreichen  statistischen  Materials, 
das  nicht  nur  Deutschland,  sondern  auch  anderen  Ländern  mit 
wesentlich  gleichen  Verhältnissen  und  gleicher  Kulturstufe  zu 
entlehnen  wäre,  nicht  durchgeführt  werden  könnte.  In  Gemäss- 
heit  dieser  grundsätzlichen  Anschauungen  bekannte  sich  der  erste 
Entwurf  zu  dem  Satze,  dass  ein  Ehegatte  nur  wegen  schweren 
Verschuldens  des  anderen  Ehegatten  auf  Scheidung  zu  klagen 
berechtigt  sei,  das  Scheidungsrecht  wurde  damit  auf  das  Ver- 
schuldungsprinzip basiert  und  hieran  hat  nicht  nur  der  zweite 
Entwurf,  sondern  auch  das  Gesetzbuch  selbst  festgehalten,  wenn 
schon  die  Schroffheit  dieses  Prinzips  im  Laufe  der  späteren  Be- 
arbeitung etwas,  nicht  bedeutend,  gemildert  wurde.  Das  Ver- 
schuldungsprinzip führte  aber  dazu,  die  Ehescheidungsgründe  in 
zwei  Kategorien  zu  teilen,  in  absolute  und  relative,  in  die  erstere 
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Kategorie  stellte  man  Ehebruch  und  widernatürliche  Unzucht  im 
Sinne  des  §  175  des  Strafgesetzbuchs,  Lebensnachstellung  und 
bösliches  Verlassen,  nur  in  diesen  Fällen  sollte  ein  Recht,  die 
Scheidung  zu  verlangen,  anerkannt  werden  und  im  Falle  des 
böslichen  Verlassens  wurde  dasselbe  noch  dadurch  eingeschränkt, 
dass  in  der  Regel  nicht  alsbald  auf  Scheidung,  sondern  nur  auf 
Herstellung  der  häuslichen  Gemeinschaft  geklagt  werden  kann 
und  erst  dann  die  Scheidungsklage  zulässig  ist,  wenn  der  Zu- 
stand des  böslichen  Verlassens  nach  rechtskräftiger  Verurteilung 
zu  der  Wiederherstellung  der  Gemeinschaft  ein  Jahr  hindurch 
fortgedauert  hat;  hiermit  wurde  die  Erwirkung  einer  Scheidung 
gerade  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  vom  Standpunkte  des 
praktischen  Rechtslebens  ein  Bedürfnis  dafür  in  besonderem  Mas$e 
vorhanden  ist,  ungemein  erschwert  und  verzögert.  Die  zweite 
Kategorie  umfasste  Scheidungsgründe,  welche  nicht  nach  objek- 
tiven Kriterien,  sondern  nur  allgemein,  durch  Aufstellung  des 
Verschuldungsprinzips  gekennzeichnet  wurden,  sie  werden  er- 
blickt in  schwerer  Verletzung  der  einem  Ehegatten  gegen  den 
anderen  obliegenden  ehelichen  Pflichten,  insbesondere  in  schwerer 
Misshandlung  desselben  oder  in  ehrlosem  oder  unsittlichem  Ver- 
halten, insbesondere  in  einem  nach  Schliessung  der  Ehe  began- 
genen entehrenden  Verbrechen  oder  Vergehen,  durch  welche  eine 
so  tiefe  Zerrüttung  des  ehelichen  Verhältnisses  verschuldet  wird, 
dass  dem  anderen  Ehegatten  die  Fortsetzung  der  Ehe  nicht  zu- 
gemutet werden  kann;  in  diesen  Fällen  sollte  aber  in  der  Regel 
nur  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  nicht  auf  Scheidung  ge- 
klagt werden  können,  sofern  nicht  nach  den  Umständen  des 
Falles  die  Aussicht  auf  Wiederherstellung  des  ehelichen  Verhält- 
nisses ausgeschlossen  erscheint.  Die  Scheidung  auszusprechen 
wurde  dem  Richter  nur  nach  Ablauf  der  höchstens  zwei  Jahre 
betragenden  Trennungszeit  gestattet,  sie  setzte  natürlich  eine  neue 
Klage,  die  eigentliche  Scheidungsklage,  voraus.  Es  ergibt  sich 
ohne  weiteres,  dass  hiermit  dem  richterlichen  Ermessen  ein  über* 
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aus  weiter  Spielraum  gewährt  wurde,  nicht  der  Gesetzgeber  be- 
stimmte am  letzten  Ende  die  Thatbest'ände  und  Verfehlungen, 
wegen  welcher  die  Trennung  und  Scheidung  ausgesprochen  wer- 
den kann,  sondern  3er  Richter  und  es  war  dieserhalb  nicht  un- 
angebracht, wenn  man  von  einem  richterlichen  Scheidungsrecht 
sprach,  das  in  der  praktischen  Rechtsübung  zu  einem  Stände- 
und  Klassenrecht  werden  würde;  schon  bisher  ist  der  gesellschaft- 
lichen Stellung  und  den  gesellschaftlichen  Anschauungen  sowie 
den  Bildungsverhältnissen  bei  der  Würdigung  bestimmter  Ver- 
fehlungen der  Ehegatten  in  weitgehendem  Masse  Rechnung  ge- 
tragen worden,  es  kann  nicht  ausbleiben,  dass  die  Aufnahme  der 
relativen  Scheidungsgründe  in  das  geltende  Recht  die  Folge  hat, 
dass  dies  in  erheblich  gesteigertem  Masse  geschieht  und  fast  un- 
vermeidlich ist  es,  dass  dasselbe  Vorkommnis,  wenn  es  sich  um 
Angehörige  des  Arbeiterstandes  handelt,  die  Trennung  der  Ehe 
nicht  rechtfertigen,  dagegen,  falls  Angehörige  der  obern  und 
obersten  Gesellschaftsschichten  die  Streitteile  bilden,  den  Richter 
zum  Aussprechen  eines  Trennungsurteils  veranlassen  wird.  Um 
die  Erschwerung,  welche  das  Scheidungsrecht  durch  diese  Bestim- 
mungen erfahren  sollte,  voll  und  ganz  zu  würdigen,  muss  man 
noch  bedenken,  dass  die  Scheidungsklage  innerhalb  einer  sehr 
kurzen  Frist  —  sechs  Monate  von  der  Kenntnis  des  Scheidungs- 
grundes an  —  verjährt,  und  dass  das  bürgerliche  Gesetzbuch  die 
Ehescheidung  kraft  landesherrlicher  Machtvollkommenheit  besei- 
tigt, welche  bislang  in  verschiedenen  Teilen  des  Reichs  als  Mittel 
diente,  die  Trennung  einer  Ehe  zu  ermöglichen,  deren  Scheidung 
auf  gerichtlichem  Wege  sich  Schwierigkeiten  in  den  Weg  stellten, 
endlich  dass  auch  die  Scheidung  auf  Grund  gegenseitiger  üeber- 
einstimmung  (consentement  mutuel)  nicht  aufgenommen  wurde. 
Die  Basierung  der  Scheidungsgründe  auf  die  Verschuldung  be- 
dingte den  Ausschluss'  derjenigen,  welche  auf  Willkür  oder  Un- 
glück beruhen ;  durchmustert  man  die  geltenden  Zivilgesetzbücher 
und  Ehegesetze  in  Deutschland,  so  ergibt  sich^  dass  hauptsäch- 
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lieh  folgende  Scheidungsgründe  in  Fortfall  kommen:  Verdach- 
tiger Umgang  gegen  richterlichen  Befehl,  heftiger,  nicht  zu 
beseitigender  Widerwille,  Versagung  der  ehelichen  Pflicht,  Unver- 
mögen und  körperliche  Gebrechen,  die  erst  nach  der  Eheschliessung 
entstanden  sind,  Kinderlosigkeit,  Geisteskrankheit  und  wissentlich 
falsche  Anschuldigung  eines  Ehegatten;  manche  dieser  Gründe 
werden  unter  die  Generalklausel  der  Verletzung  der  durch  die 
Ehe  begründeten  Verpflichtungen  subsumiert  werden  können  und 
in  diesem  Sinne  sprechen  sich  auch  die  Motive  bezüglich  der  Be- 
handlung der  Versagung  des  debitum  conjugale  aus.  Als  beson- 
ders bedeutungsvoll  erwies  sich  die  Beseitigung  der  Scheidung 
wegen  Geisteskrankheit,  worauf  dieserhalb  ausführlicher  einge- 
gangen werden  muss. 

Bezüglich  keines  Scheidungsgrundes  hat  die  Stellung  der  Ge- 
setzgebung so  häufig  gewechselt  und  in  dem  Masse  geschwankt  wie 
in  Ansehung  dieses;  mit  Recht  sagt  Saviony,  dass  es  kaum  irgend 
einen  Scheidungsgrund  gebe,  bei  welchem  so  starke  Gründe  für  und 
wider  die  Zulässigkeit  angeführt  werden  könnten  wie  bei  diesem. 
„Gegen  die  Zulässigkeit"  fährt  er  fort:  „spricht  zunächst  der  Grund« 
dass  es  zu  dem  edelsten  Wesen  der  Ehe  gehört,  das  Unglück,  wovon 
ein  Ehegatte  betroffen  wird,  in  treuer  Gemeinschaft  zu  tragen  und 
dass  davon  bei  dem  Wahnsinn  ebenso,  wie  bei  schweren  Krank- 
heiten, Anwendung  denkbar  ist.  Ferner  der  andere  Grund,  dass  die 
Unheilbarkeit  des  Wahnsinns  nie  mit  Sicherheit  festgestellt  wer- 
den kann,  und  dass,  wenn  in  der  That  eine  Heilung  eintritt,  die 
in  der  Zwischenzeit  ausgesprochene  Scheidung  ab  eine  nicht  zu 
rechtfertigende  Verletzung  gegen  den  Geheilten  erscheint.  Für 
die  Zulässigkeit  dagegen  spricht  die  eigentümliche  Natur  des 
Wahnsinns  verglichen  mit  den  eigentlichen  Krankheiten.  Bei 
diesen  ist  es  stets  möglich,  das  Leiden  durch  treue,  liebevolle 
Pflege  zu  erleichtern;  bei  dem  Wahnsinn  dagegen  wird  es  zu- 
meist dem  gesunden  Gatten  gar  nicht  gestattet  sein,  an  der  Pflege 
teilzunehmen,   vielleicht  selbst  nicht  ihn  zu  sehen,   so  dass  er 
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persönliche  Pflichten,  selbst  bei  dem  besten  Willen  gar  nicht 
wird  erfüllen  können/  Diese  Ausführungen  sind  auch  heute 
noch  als  richtig  und  zutreffend  anzusehen.  Savioky  selbst  war 
allerdings  ein  Gegner  der  Scheidung  wegen  Geisteskrankheit  und 
in  dem  von  ihm  zur  Abänderung  des  preussischen  Landrechts 
ausgearbeiteten  Entwürfe  wurde  dieser  landrechtliche  Scheidungs- 
grund beseitigt.  In  Preussen  war  die  Scheidung  dieserhalb  schon 
durch  das  Edikt  von  1782  zugelassen  worden,  zwar  nicht  schlecht* 
hin,  sondern  nur  dann,  wenn  ausser  der  Unheilbarkeit  auch  der 
Nachweis  des  Ruins  oder  Gewerbes  des  anderen  Ehegatten  er- 
bracht wurde,  das  Landrecht  anerkannte  Raserei  und  Wahnsinn 
unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  über  ein  Jahr  ohne  äugen« 
scheinliche  Hoffnung  der  Besserung  dauern,  als  Scheidungsgrund; 
in  den  preussischen  Eherechtsentwiirfen  der  Jahre  1842 — 1860 
ist  die  Stellungnahme  eine  verschiedene;  der  Entwurf  von  1842 
versagte  die  Anerkennung  als  Scheidungsgrund,  der  Entwurf  von 
1844  war  der  entgegengesetzten  Meinung,  in  den  Entwürfen  von 
1854  und  1856  wurde  die  Streichung  des  betreffenden  Para- 
graphen des  Landrechts  vorgeschlagen,  während  die  Entwürfe 
von  1859  und  1860  eine  hierauf  bezügliche  Vorschrift  nicht  ent- 
hielten; der  preussische  Landtag  erhob  hiergegen  keinen  Wider- 
spruch. Was  den  Rechtszustand  in  den  übrigen  Teilen  des  Reichs 
betrifft,  so  stehen  auf  dem  Standpunkte  des  Landrechts  das 
Sächsische  bürgerliche  Gesetzbuch  und  das  Eherecht  in  den 
Thüringischen  Staaten,  ebenso  das  in  Nürnberg  geltende  Recht; 
in  den  gemeinrechtlichen  protestantischen  Gebieten  ist  nach  An- 
sicht des  Reichsgerichts,  welches  insoweit  den  Urteilen  mancher 
Obergerichte  entgegentrat,  die  Scheidung  wegen  Geisteskrankheit 
nicht  zuzulassen,  da  nicht  nachgewiesen  werden  kann,  dass  das 
protestantische  Kirchenrecht  seine  Grundlage  verlassen  und  un- 
verschuldete Vorgänge  als  Scheidungsgründe  anerkannt  habe, 
falls  sie  wesentliche  Ehezwecke  unerreichbar  machen.  In  den 
gemeinrechtlichen  Gebieten,  in  welchen  die  landesherrliche  Ehe- 
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Scheidungsbefugnis  zu  Recht  bestand,  wurde  in  geeigneten  Fällen 
«ine  Ehe  auch  wegen  unheilbaren  Wahnsinns  eines  Ehegatten 
durch  den  Landesherrn  getrennt,  so  dass  hier  der  Mangel  einer 
besonderen  Anerkennung  als  Scheidungsgrund  sich  nicht  bemerk- 
bar machte.  Das  französische  Recht  kennt  denselben  night  und 
auch  bei  der  jüngsten  Revision  des  Ehescheidungsrechts  im 
Jahre  1884  hat  man  von  seiner  Aufnahme  abgesehen.  Die 
Gründe,  welche  hierfür  massgebend  waren,  beruhten  hauptsäch- 
lich auf  der  Erwägung,  dass  es  nach  dem  Stande  und  der  Ent- 
wickelung  der  psychiatrischen  Wissenschaft  kaum  möglich  sei, 
ein  zuverlässiges  Urteil  über  die  Heilbarkeit  oder  Unheilbarkeit 
einer  Geisteskrankheit  abzugeben  und  mit  Rücksicht  hierauf  aus 
der  Zulassung  der  Scheidung  wegen  geistiger  Erkrankung  ge- 
wisse Missstände  sich  entwickeln  könnten,  deren  Tragweite  und 
Folgen  nicht  zu  übersehen  seien;  man  befürchtete  sogar  eine 
Benutzung  dieser  Scheidungsbefugnis  zu  der  Beseitigung  eine> 
verhasst  gewordenen  Ehegatten.  Auch  für  die  Motive  des  Gesetz- 
buchs war  die  Schwierigkeit  der  absolut  sicheren  Feststellung 
der  Unheilbarkeit  einer  Geisteskrankheit  mit  der  wichtigste  Grund, 
welcher  die  Ablehnung  der  Aufnahme  dieses  Scheidungsgrundes 
veranlasste;  man  machte  seitens  derselben  geltend,  dass  sich  eine 
scharfe  Grenzlinie  zwischen  den  verschiedenen  Formen  der  Geistes- 
krankheit nicht  ziehen  lasse  und  es  praktisch  unausführbar  sei, 
diejenigen  Fälle,  in  welchen  durch  Geisteskrankheit  jede  geistige 
Gemeinschaft  aufgehoben  werde  und  der  erkrankte  Gatte  daher 
als  geistig  tot  zu  betrachten  sei,  von  anderen  Fällen  zu  sondern: 
die  Aufnahme  einer  Vorschrift  nach  Analogie  der  des  sächsischen 
Zivilgesetzbuches,  wonach  die  dreijährige  Beobachtung  des  er- 
krankten Ehegatten  in  einer  Landesirrenanstalt  Voraussetzung 
für  die  Scheidung  bildet,  wurde  als  unrätlich  bezeichnet,  weil 
dieselbe  zu  unbestimmt  sei  und  keine  Sicherheit  dafür  biet«, 
dass  nicht  die  Scheidung  auch  in  Fällen  gewährt  werde,  in  wel- 
chen sie  sich  als  eine  Härte  darstelle  und  von  dem  Kranken  auch 
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als  solche  empfunden  werde.  Ebensowenig  wurde  es  für  ge- 
nügend erachtet,  die  dauernde  Unterbringung  des  Kranken  in  einer 
Heilanstalt  für  Geisteskranke  zur  Voraussetzung  für  die  Scheidung 
zu  machen,  einmal  um  deswillen,  weil  die  Konsequenz  dahin 
führen  würde,  die  Scheidung  auch  wegen  anderer  unheilbarer 
Krankheiten  eines  Ehegatten  zu  gestatten,  welche  denselben  dau- 
ernd an  seiner  Pflichterfüllung  verhindern,  sodann  aber,  weil  in 
Ermangelung  positiver  Vorschriften  die  absolute  Notwendigkeit 
der  dauernden  Unterbringung  Geisteskranker  in  einer  Irrenanstalt 
zu  verneinen  sei,  die  öffentlich-rechtlichen  Vorschriften  hierüber 
von  einander  in  erheblichem  Masse  abwichen  und  daraus  eine 
Verschiedenheit  der  Rechtsübung  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
sich  ergeben  könne;  daneben  wird  noch  bemerkt,  dass  ein  Be- 
dürfnis nach  Anerkennung  dieses  Scheidungsgrundes  in  denjenigen 
Bundesstaaten,  welche  denselben  bisher  nicht  gekannt  haben, 
nicht  hervorgetreten  sei  und  es  fehlt  nicht  der  Hinweis  auf  die 
Unvereinbarkeit  desselben  mit  dem  Verschuldungsprinzip.  Diese 
Erwägungen  wurden  in  der  Kritik  lebhaft,  teilweise  sogar  in 
leidenschaftlichen  Worten  bekämpft  und  sowohl  in  juristischen 
wie  in  ärztlich-psychiatrischen  Kreisen  war  man  ganz  überwiegend 
der  Ansicht,  dass  die  Behandlung  der  Frage  sich  durch  einen 
kaum  zu  übertreffenden  Doktrinarismus  und  eine  vollständige 
Vernachlässigung  der  von  dem  Standpunkte  der  Bedürfnisse  des 
praktischen  Lebens  zu  stellenden  Forderungen  kennzeichne,  man 
machte  auch  auf  den  Widerspruch  aufmerksam,  dass  der  Gesetz- 
geber zwar  die  Gefahr,  dass  der  für  tot  erklärte  Ehegatte  zurück- 
kehre, nicht  hoch  genug  schätze,  um  die  neue  Eheschliessung 
bei  einer  Todeserklärung  zu  verbieten,  hingegen  die  Gefahr  einer 
unrichtigen  Beurteilung  der  Geisteskrankheit  so  übermässig  hoch 
in  Anschlag  bringe,  trotzdem  die  Möglichkeit,  dass  der  für  tot 
erklärte  Ehegatte  zurückkehrt,  mindestens  ebensogross  sei  wie 
die  Eventualität  einer  Gesundung  des  als  unheilbar  bezeichneten 
Geisteskranken.     Um  so   auffallender  war  es,   dass  die   Motive 
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den  realen  Verhältnissen  in  so  ungenügendem  Grade  Berücksich- 
tigung zu  Teil  werden  Hessen,  als  von  ihnen  seihst  nicht  verkannt 
wurde,  „dass,  hingesehen  auf  die  realen  Verhältnisse  des  Lebens, 
auf  die   wirtschaftlichen  Nachteile   und   die   sittlichen  Gefahren, 
welche  dem  Ehegatten   und   den  Kindern  drohen,    wenn    erstere 
durch  die  Versagung  des  Scheidungsrechts  gehindert  wird,    eine 
neue  Ehe  einzugehen,  vom  sozialpolitischem  Gesichtspunkte  aus 
gewichtige    Gründe    für    die    Zulassung    der    Scheidung    wegen 
Geisteskrankheit  sprechen/     Das  Gewicht  dieser  unbedingt  zwin- 
genden Gründe  wurde  nicht  vollständig  beachtet  und  nicht  ent- 
sprechend  in  die  Wagschale  gelegt,  während   man   den  Gegen- 
gründen eine  ganz  übertriebene  Bedeutung  beilegte.  Die  Paralleli- 
sierung  von  körperlicher  Krankheit  und  Geisteskrankheit  erweist 
sich   bei   näherer  Betrachtung   als   ein   Trugschluss   schlimmster 
Art;  wenn  auch  selbstverständlich  durch  schwere  körperliche  Er- 
krankung eines  Ehegatten  das  Gemeinschaftsleben  in  einschnei- 
dender Weise  berührt  wird,  wenn  auch  nach  zahlreichen  Richtungen 
hin  dasselbe  eine  Störung  erleidet,  welche  geduldig  zu  ertragen 
nicht  selten  einen  wahren  Heroismus  der  Pflichterfüllung  erfor- 
dert, so  wird  doch  auch  bei  schwerster  körperlicher  Erkrankung 
in  den  meisten  Fällen  oder   doch  vielfach  die   geistige  Gemein- 
schaft aufrecht  erhalten  werden,   es   bleibt   die   geistige  Grund- 
lage der  Ehe   gewahrt,   der   geistige  Kontakt,   der   gemeinsame 
Gedankenaustausch,  die  Besprechung  und  Beratung  gemeinsamer 
Angelegenheiten  ist  nach  wie  vor  möglich,   vielleicht  nur   unter 
Ueberwindung  grosser  Hindernisse,  vielleicht  sehr  erschwert,  aber 
sie  ist  und  bleibt  möglich.    Wie  ganz  anders  aber  in  dem  Falle, 
wenn  Geisteskrankheit  den   Ehegatten   getroffen   bat?     Hier  ist 
von   einer   Aufrechterhaltung   der  geistigen    Gemeinschaft   keine 
Rede   mehr,   der   Kranke  entbehrt   des   Verständnisses,  zumeist 
auf  der  Empfindung  für  das,   was  um  ihn   herum  vorgeht,   was 
die  anderen  bewegt  und  beschäftigt,  es  ist  mit  ihm  nichts  mehr 
zu  besprechen  und  zu  erwägen,  die  geistige  Grundlage  der  Ehe 
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ist  in  Frage  gestellt  und  damit  erweisen  sich  alle  Versuche, 
zwischen  diesem  Falle  und  der  körperlichen  Krankheit  eine 
Parallele  zu  ziehen,  als  vollständig  verfehlt.  Uebrigens  ist  die 
bedingungslose  Ausschliessung  schwerster  Krankheiten  von  den 
Ehescheidungsgründen  keineswegs  zu  billigen  und  die  Erklärung 
der  Motive  des  Gesetzbuchs,  dass  die  Ehegatten  verpflichtet  seien, 
Leid  und  Freud,  gute  und  schlimme  Tage  gemeinsam  miteinander 
zu  tragen,  beweist  hiergegen  in  ihrer  Allgemeinheit  Nichts,  da 
es  zweifellos  Fälle  gibt,  in  welchen  die  Erreichung  der  Zwecke 
der  Ehe  auch  infolge  des  körperlichen  Leidens  des  einen  und 
anderen  Ehegatten  vollständig  unmöglich  gemacht  wird,  indessen 
wollen  wir  von  einer  Erörterung  dieses  Punktes  hier  Abstand 
nehmen.  Der  wichtigste  Grund,  welcher  gegen  die  Anerkennung 
der  Geisteskrankheit  als  Scheidungsgrund  spricht,  ist  zweifellos 
in  der  Schwierigkeit  der  Feststellung  des  unheilbaren  Charakters 
der  Krankheit  zu  erblicken,  indessen  lässt  sich  ganz  gut  eine 
Regelung  treffen,  welche  gegen  die  Möglichkeit  einer  falschen 
Beurteilung  die  weitestgehenden  Rechtskautelen  enthält;  ein  ab- 
soluter Ausschluss  des  Irrtums  und  der  falschen  Beurteilung  ist 
allerdings  nicht  zu  ermöglichen,  allein  eine  absolute  Gewissheit 
besteht  auch  bei  anderen  psychiatrisch-forensischen  Fragen  nicht, 
ohne  dass  man  um  deswillen  auf  ihre  Entscheidung  verzichtete; 
unsere  Gerichte  verurteilen  einen  Angeklagten  auf  Grund  des 
psychiatrischen  Gutachtens  zu  schwerster  Leibes-  und  Lebens- 
strafe; wer  bürgt  dafür,  dass  der  Sachverständige  sich  nicht  eines 
Irrtums  schuldig  macht,  wer  gibt  uns  Gewissheit,  dass  er  nicht 
eine  thatsächlich  im  Zustande  krankhafter  Störung  der  Geistes- 
thätigkeit  und  Willensunfreiheit  befindliche  Person  für  zurechnungs- 
fähig, für  geistig  gesund  erklärt?  Und  ist  es  vielleicht  anders 
bei  den  Entscheidungen  über  die  Entmündigung  einer  Person 
wegen  Geisteskrankheit?  Hat  man  nicht  oft  genug  gerade  in 
den  letzten  Jahren  die  Erfahrung  machen  müssen,  dass  die  psy- 
chiatrische Beurteilung  einer  wegen  Geisteskrankheit  entmündigten 
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Person  eine  irrige  und  fehlerhafte  war,  dass  sie  mit  Unrecht  als 
die  Grundlage  der  Entziehung  der  Verfügungsfähigkeit  betrachtet 
wurde?  Und  doch  benützen  wir  nach  wie  vor  die  psychiatrische 
Begutachtung  in  Zivil-  und  Strafsachen  und  doch  müssen  wir 
dieselbe  nach  wie  vor  benützen,  weil  uns  ein  besseres  Mittel  zur 
Feststellung  des  Geisteszustandes  und  der  vorhandenen  Anomalien 
der  psychischen  Beschaffenheit  nicht  zur  Verfügung  steht,  weil 
wir  uns  mit  relativer  Gewissheit  begnügen,  wo  uns  die  ab* 
solute  versagt  bleibt,  weil  wir  den  höchsten  Grad  der  Wahr- 
scheinlichkeit an  Stelle  der  Gewissheit  zu  setzen  genötigt  sind, 
um  nicht  in  der  Rechtspflege  vielfach  zu  einem  wirklichen  Still- 
stand zu  kommen.  Die  Scheidung  einer  Ehe  ist  aber  nicht  wich- 
tiger wie  die  Verurteilung  eines  Angeklagten  und  die  Entmün- 
digung einer  Person.  Ausserdem  ist  aber  zu  betonen,  dass  ja 
die  unheilbare  Geisteskrankheit  nicht  schlechthin  die  Scheidungs- 
klage begründen  soll,  sondern  nur  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen, deren  Feststellung  keiner  übergrossen  Schwierigkeit 
begegnet.  Vollständig  irrig  ist  es  zu  glauben,  dass  in  den  Rechts- 
gebieten, in  welchen  die  Gesetzgebung  Geisteskrankheit  als 
Scheidungsgrund  nicht  anerkannt  hat,  ein  Bedürfnis  für  diese 
Anerkennung  nicht  hervorgetreten  sei;  in  den  Rechtsgebieten 
des  französischen  Rechts  besteht  dasselbe  unzweifelhaft  und  wenn 
in  den  gemeinrechtlichen  Territorien  auch  die  Bedürfnisfrag? 
nicht  mit  gleicher  Bestimmtheit  zu  bejahen  sein  dürfte,  so  i<* 
dies  lediglich  darauf  zurückzuführen,  dass  das  daselbst  bestehende 
landesherrliche  Ehescheidungsrecht  die  Entwickelung  eines  drin- 
genden Bedürfnisses  verhinderte.  Wie  überaus  nachteilig  die 
Folgen  des  strikten  Scheid ungs Verbots  sind,  lehrt  die  Beobachtung 
der  Lebensverhältnisse  in  genügendem  Masse.  Dieselben  liegen 
nicht  nur  auf  wirtschaftlich- ökonomischem  Gebiete,  sondern  auch 
und  zwar  vielleicht  mit  am  meisten  auf  sittlichem ;  es  bilden  sich 
infolge  desselben  Verhältnisse,  die  vom  Standpunkte  der  Ethik 
nur  sehr  bedauert  werden  können;  illegitime  Verbindungen  und 
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zerrüttet;  ist,  zu  der  Befestigung  der  sittlichen  Ordnung  in 
wesentlich  erheblicherem  Masse  beiträgt;  in  Frankreich  ist  dies 
seitens  der  entschiedensten  Gegner  der  Ehescheidung,  wenn  auch 
nicht  unmittelbar,  so  doch  mittelbar  zugegeben  worden,  indem 
sie  die  Kritik  der  sittlichen  Zustände,  die  von  den  Freunden 
der  Scheidung  als  Folgen  des  Verbots  dieser  gegeben  wurde, 
im  wesentlichen  als  zutreffend  anerkannten.  Die  praktische  Be- 
deutung der  Frage  darf,  wie  sich  aus  dem  Gesagten  bereits  er- 
gibt, nicht  unterschätzt  werden  und  die  Zahl  der  wegen  Geistes- 
krankheit in  dem  Gebiete  des  preussischen  Landrechts  und  des 
sächsischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  anhängig  gemachten  Ehe- 
scheidungsklagen als  Beweis  gegen  die  Bedürfnisfrage  zu  ver- 
werten erscheint  durchaus  unstatthaft,  wie  dies  mittelbar  auch 
in  der  dem  Reichstage  gleichzeitig  mit  dem  Entwürfe  des  Ge- 
setzbuchs vorgelegten  Denkschrift  anerkannt  wurde. 

In  der  zweiten  Plenarberatung  des  Reichstags  wurde  das 
Verbot  der  Scheidung  mit  sehr  geringer  Mehrheit  aufrecht  er- 
halten, in  der  dritten  dagegen  mit  beträchtlicher  Mehrheit  be- 
seitigt und  damit  die  Frage  endgültig  in  dem  Sinne  entschieden, 
welcher  nach  den  vorstehenden  Ausfuhrungen  mit  den  Bedürf- 
nissen des  gesellschaftlichen  Lebens  im  Einklang  steht.  In  der 
Verhandlung  erklärte  sich  der  Vertreter  der  preussischen  Regie- 
rung sowohl  im  Namen  dieser  wie  auch  der  Mehrheit  der 
übrigen  Bundesregierungen  für  die  Aufnahme  dieses  Scheidungs- 
grundes, und  eine  ähnliche  Erklärung  gaben  die  Vertreter  der 
badischen  und  sächsischen  Regierungen  ab,  während  sich  der 
Vertreter  Bayerns  gegen  die  Zulassung  aussprach.  Wie  in  An- 
sehung dieser  Frage  das  neue  Gesetzbuch  den  Standpunkt  und  die 
Konsequenzen  der  strengeren  Auffassung  zum  Teile  sanktioniert, 
so  hat  es  auch  bezüglich  der  Stellung  zu  der  Zulassung  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  die  Ansprüche  des  Dogmatis- 
mus teilweise  erfüllt.  Die  dauernde  Trennung  von  Tisch  und 
Bett   ist   durch   §  77    des  Reichsgesetzes   vom   6.  Februar  1875 
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Für  das  Einführungsgesetz  wurde  als  Ergänzung  der  Civil- 
prozessordnung  die  Aufnahme  einer  Vorschrift  in  Aussicht  ge- 
nommen, wonach  das  Gericht  auf  Scheidung  wegen  Geistes- 
krankheit nicht  erkennen  dürfe,  ohne  über  den  Geisteszustand 
<ies  Beklagten  einen  oder  mehrere  Sachverständige  gehört  zu 
haben.  In  der  Reichstagskommission  fand  indessen  diese,  ge- 
wiss nicht  zu  weitgehende  und  von  dem  Vorwurf  einer  überaus 
ängstlichen  Verklauselierung  kaum  freizusprechende  Bestimmung 
keinen  Beifall,  mit  sehr  erheblicher  Mehrheit  wurde  in  der 
ersten  und  in  der  zweiten  Lesung  §  1464  gestrichen,  die  Motive, 
von  welchen  sich  die  Mehrheit  hierbei  leiten  Hess,  waren  im 
wesentlichen  dieselben,  von  welchen  die  Stellungnahme  de* 
ersten  Entwurfs  zu  der  Frage  beherrscht  wurde,  man  behandelte 
dieselbe  unter  dem  Gesichtspunkte  der  grundsätzlichen  An- 
schauung, dass  der  Staat  ein  hervorragendes  Interesse  daran 
habe,  die  Zahl  der  Ehescheidungen  möglichst  zu  vermindern 
und  diesem  grossen  allgemeinen  Interesse  das  individuelle  zum 
Opfer  gebracht  werden  müsse,  selbst  wenn  dies  im  Einzelfalle 
nur  unter  Tragung  erheblicher  Leiden  möglich  sei;  in  diesem 
Sinne  hatte  man  schon  vor  der  Befassung  des  Reichstags  mit 
der  Beratung  des  Entwurfs  die  Frage  aufgeworfen,  ob  denn 
der  Staat  nicht  befugt  sei,  dem  Einzelnen  im  Interesse  der  Be- 
festigung der  sittlichen  Ordnung  Opfer  aufzulegen,  da  er  keinen 
Anstand  nehme,  ihm  solche  auch  im  Interesse  der  Erhaltung 
der  Wehrkraft  und  der  kulturellen  Entwickelung  aufzuzwingen? 
Die  Antwort  hierauf  würde  allerdings  unzweifelhaft  in  bejahen- 
dem Sinne  zu  geben  sein,  sofern  die  Voraussetzung  richtig  wäre, 
dass  die  Befestigung  der  sittlichen  Ordnung  die  künstliche  Auf- 
rechthaltung der  innerlich  gebrochenen  Ehen  erheischt;  allein 
dies  lässt  sich  nicht  zugeben,  mit  ungleich  grösserer  Berechtigung 
wird  man  jener  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  den  Satz 
gegenüberstellen  dürfen,  dass  die  Auflösung  einer  Ehe,  deren 
Grundlage  in  sittlich-geistiger  Beziehung  in  unheilbarer  Weise 
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zerrüttet  ist,  zu  der  Befestigung  der  sittlichen  Ordnung  in 
wesentlich  erheblicherem  Masse  beiträgt;  in  Frankreich  ist  dies 
seitens  der  entschiedensten  Gegner  der  Ehescheidung,  wenn  auch 
nicht  unmittelbar,  so  doch  mittelbar  zugegeben  worden,  indem 
sie  die  Kritik  der  sittlichen  Zustände,  die  von  den  Freunden 
der  Scheidung  als  Folgen  des  Verbots  dieser  gegeben  wurde, 
im  wesentlichen  als  zutreffend  anerkannten.  Die  praktische  Be- 
deutung der  Frage  darf,  wie  sich  aus  dem  Gesagten  bereits  er- 
gibt, nicht  unterschätzt  werden  und  die  Zahl  der  wegen  Geistes- 
krankheit in  dem  Gebiete  des  preussischen  Landrechts  und  des 
sächsischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  anhängig  gemachten  Ehe- 
scheidungsklagen als  Beweis  gegen  die  Bedürfnisfrage  zu  ver- 
werten erscheint  durchaus  unstatthaft,  wie  dies  mittelbar  auch 
in  der  dem  Reichstage  gleichzeitig  mit  dem  Entwürfe  des  Ge- 
setzbuchs vorgelegten  Denkschrift  anerkannt  wurde. 

In  der  zweiten  Plenarberatung  des  Reichstags  wurde  das 
Verbot  der  Scheidung  mit  sehr  geringer  Mehrheit  aufrecht  er- 
halten, in  der  dritten  dagegen  mit  beträchtlicher  Mehrheit  be- 
seitigt und  damit  die  Frage  endgültig  in  dem  Sinne  entschieden, 
welcher  nach  den  vorstehenden  Ausfuhrungen  mit  den  Bedürf- 
nissen des  gesellschaftlichen  Lebens  im  Einklang  steht.  In  der 
Verhandlung  erklärte  sich  der  Vertreter  der  preussischen  Regie- 
rung sowohl  im  Namen  dieser  wie  auch  der  Mehrheit  der 
übrigen  Bundesregierungen  für  die  Aufnahme  dieses  Scheidungs- 
grundes, und  eine  ähnliche  Erklärung  gaben  die  Vertreter  der 
badischen  und  sächsischen  Regierungen  ab,  während  sich  der 
Vertreter  Bayerns  gegen  die  Zulassung  aussprach.  Wie  in  An- 
sehung dieser  Frage  das  neue  Gesetzbuch  den  Standpunkt  und  die 
Konsequenzen  der  strengeren  Auffassung  zum  Teile  sanktioniert, 
so  hat  es  auch  bezüglich  der  Stellung  zu  der  Zulassung  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  die  Ansprüche  des  Dogmatis- 
mus teilweise  erfüllt.  Die  dauernde  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  ist  durch   §  77   des  Reichsgesetzes   vom  6.  Februar  1875 
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in  Deutschland  beseitigt;  worden,  ihre  Wiedereinführung  wurde 
auch  von  dem  ersten  Entwurf  abgelehnt  und  zwar  auch  in  der 
Form,  dass  dem  Kläger  die  Wahl  gelassen  werde,  ob  er  sie 
oder  die  Trennung  dem  Bande  nach  verlangen  wolle.  Hingegen 
entschied  sich  der  Entwurf  für  die  Aufnahme  der  zeitweiligen 
Trennung  jedoch  nur  insoweit,  als  es  sich  um  die  Geltend- 
machung eines  relativen  Scheidungsgrundes  handelt;  in  diesen 
Fällen  sollte  zunächst  nur  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
verlangt  werden  dürfen,  auf  welche  durch  Urteil  und  zwar 
höchstens  für  die  Dauer  von  zwei  Jahren  zu  erkennen  war ;  erst 
nach  Ablauf  dieser  Zeit  wurde  dem  Gatten,  welcher  das  Urteil 
erwirkt  hatte,  das  Recht  gegeben,  mittelst  einer  neuen  Klage 
die  Scheidung  begehren  zu  dürfen;  nur  dann,  wenn  nach  den 
Umständen  des  Falles  die  Aussicht  auf  Herstellung  des  ehe- 
lichen Verhältnisses  ausgeschlossen  ist,  sollte  bei  dem  Vorliegen 
eines  relativen  Scheidungsgrundes  der  verletzte  Ehegatte  auf 
sofortige  Scheidung  klagen  können.  Die  Motive  fassten  die 
Trennung  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  die  Scheidung  ab- 
wehrenden einstweiligen  Versöhnungsmassregel  auf;  die  wirt- 
schaftlichen und  sittlichen  Missstände,  welche  mit  dem  Institut 
als  solchem  verbunden  sind,  wurden  von  ihnen  nicht  verkannt, 
gleichwohl  glaubten  sie  aber  von  seiner  Aufnahme  nicht  absehen 
zu  sollen,  weil  die  Fälle  der  relativen  Scheidungsgründe  häufig 
so  geartet  seien,  dass  die  Hoffnung  auf  Wiederherstellung  der 
normalen  Beziehungen  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  könne. 
Auch  bei  den  hierauf  bezüglichen  Erörterungen  kommt  die 
grundsätzliche  Auffassung  zum  Durchbruch,  dass  die  Verhütung 
einer  Scheidung  mit  allen  Kräften  zu  erstreben  sei  und  dem 
gegenüber  auch  die  Bedenken  auf  wirtschaftlichem  und  sittlichem 
Gebiete  zurücktreten  müssten ;  die  Vorteile  wurden  höher  in  An- 
schlag gebracht  als  die  daraus  resultierenden  Nachteile.  Auch 
in  Ansehung  dieses  Punktes  erfuhr  die  Stellung  des  ersten  Ent- 
wurfs  eine  überaus    scharfe  und    abfällige   Kritik,    welcher  es 
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nicht  schwer  fallen  konnte,  darzuthun ,  dass  die  praktischen 
Folgen  der  Einführung  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  sehr 
schädlich  sein  würden  sowohl  in  wirtschaftlicher  wie  in  sitt- 
licher Hinsicht;  man  brauchte  zu  diesem  Zwecke  nur  die  reichen 
Erfahrungen  zu  verwerten,  welche  man  in  Frankreich  in  den 
Jahren  gemacht  hatte,  in  welchen  die  Scheidung  überhaupt  durch 
die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ersetzt  war.  Dieselben  be- 
weisen ja  allerdings  nur  die  Verwerflichkeit  der  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  als  selbständiger  Massregel,  mittelbar  sprechen 
sie  aber  auch  gegen  die  Regelung,  welche  letztere  in  dem  Ent- 
wurf erfahren  hatte.  In  Frankreich  ist  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  durch  den  Code  civil  in  Art.  306  —  311  geregelt,  in- 
haltlich dieser  Vorschriften  kann  in  den  Fällen,  in  welchen  die 
Ehescheidung  wegen  einer  bestimmten  Ursache  stattfindet,  von 
den  Ehegatten  auch  um  persönliche  Trennung  (Separation  de  corps) 
nachgesucht  werden;  Art.  310  bestimmte:  »Hat  die  persönliche 
Trennung,  welche  aus  einer  anderen  Ursache  als  wegen  eines 
von  der  Frau  begangenen  Ehebruchs  erkannt  wurde,  drei  Jahre 
gedauert,  so  kann  der  Ehegatte,  welcher  anfänglich  der  Be- 
klagte war,  um  die  Ehescheidung  vor  Gericht  nachsuchen  und 
dieses  soll  dieselbe  gestatten,  wenn  der  anfängliche  Kläger,  der 
entweder  gegenwärtig  oder  doch  gehörig  vorgeladen  ist,  nicht 
unverzüglich  einwilligt,  dass  die  persönliche  Trennung  aufhöre". 
Die  persönliche  Trennung  sollte  nach  Art.  311  in  allen  Fällen 
eine  Absonderung  des  Vermögens  nach  sich  ziehen.  Diese  ob- 
ligatorische Umwandlung  der  Separation  in  die  Scheidung  wurde 
durch  das  letztere  beseitigende  Gesetz  von  1816  gleichfalls  ab- 
geschafft. Das  Gesetz  vom  27.  Juli  1884,  nach  langen  und 
schweren  Kämpfen  zu  stände  gekommen,  teilweise  sogar  im 
Widerspruche  mit  einem  Teile  der  republikanischen  Mitglieder 
des  Senats,  stellte  die  Scheidung  wieder  her,  sah  aber  von  der 
Wiedereinführung  der  Bestimmung  über  obligatorische  Um- 
wandlung der  Trennung  in   die  Scheidung  ab  und  erklärte  sich 
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an  ihrer  Stelle  für  die  fakultative  Uinwandelung;  die  Tren- 
nung, welche  drei  Jahre  seit  Rechtskraft  des  Trennungsurteils 
gedauert  hat,  kann  durch  das  Gericht  in  die  Scheidung  um- 
gewandelt werden,  dies  geschieht  nicht  auf  Grund  einer  kontra- 
diktorischen Verhandlung,  sondern  durch  Entscheidung  in  der 
Ratskammer,  nachdem  zuvor  der  Staatsanwalt  als  Vertreter  des 
öffentlichen  Interesses  seine  Ansicht  über  den  Antrag  abgegeben 
hat.  Diese  Lösung  wurde  mit  Rücksicht  auf  die  Bedenken  der 
französischen  Katholiken  gegen  die  Scheidung  einer  Ehe  bei  der 
Beratung  des  Gesetzes  in  den  parlamentarischen  Körperschaften 
mit  grosser  Mehrheit  angenommen,  im  Senate  war  es  insbeson- 
dere der  jüngst  verstorbene  Joles  Simon,  welcher  mit  Aufgebot 
seiner  ganzen  bedeutenden  rhetorischen  Begabung  hierfür  ein- 
trat und  die  obligatorische  Umwandlung  als  eine  Art  moralischer 
Tortur  bezeichnete,  zu  der  sich  ein  die  Gewissens-  und  Religions- 
freiheit hochhaltender  Staat  unter  keinen  Umständen  entschliessen 
dürfe.  Eine  allgemeine  Zufriedenheit  besteht  indessen  mit  dieser 
Vorschrift  in  Frankreich  mit  nichten,  eine  in  den  letzten  Jahren 
immer  stärker  hervortretende  Strömung  sucht  das  geltende  Recht 
im  Sinne  des  Art.  310  des  Code  civil  umzugestalten  und  zugleich 
überhaupt  die  Ehescheidung  zu  erleichtern.  Aussicht  auf  Er- 
folg scheint  dieselbe  indessen  vorerst  nicht  zu  haben,  ebenso- 
wenig freilich  die  vollständig  entgegengesetzte,  welche  die  Ab- 
schaffung des  Gesetzes  von  1884  und  damit  die  Wiedereinführung 
des  Verbots  der  Scheidung  erstrebt,  trotzdem  die  letztere  von 
Kreisen  getragen  wird,  die  weniger  durch  die  Zahl  ihrer  An- 
hänger als  vielmehr  durch  gesellschaftlichen  Einfluss  hervor- 
ragen. 

Die  lebhafte  Kritik  der  Stellung  des  ersten  Entwurfs  blieb 
auf  die  mit  der  Beratung  des  zweiten  Entwurfs  beauftragte 
Kommission  auch  bezüglich  dieses  Punktes  nicht  ohne  Einfluss: 
auch  hierbei  trug  sie  dem  staatlich-bürgerlichen  Charakter  des 
Eherechts    Rechnung    und    verhielt    sich    ablehnend    gegen    die 
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Forderung  der  Anbänger  der  kirchlich-dogmatischen  Auffassung. 
Demgemäss  wurde  die  Bestimmung  über  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  bei  den  relativen  Scheidungsgründen  vollständig  ge- 
strichen und  dafür  die  Aufnahme  folgender  Vorschriften  in  die 
Civilprozessordnung  in  Aussicht  genommen,  durch  welche  die 
Aussetzung  des  Verfahrens  zum  Zwecke  der  Anbahnung  einer 
Aussöhnung  der  streitenden  Ehegatten  für  längere  Zeit  ermög- 
licht werden  sollte;  §  580:  „Hat  der  Kläger  die  Aussetzung 
des  Verfahrens  über  eine  Ehescheidungsklage  beantragt,  so  darf 
das  Gericht  auf  Scheidung  nicht  erkennen,  bevor  die  Aussetzung 
stattgefunden  hat.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Scheidung  auf 
Grund  des  §  1463  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  beantragt  ist 
und  die  Aussicht  auf  Aussöhnung  der  Parteien  nicht  ausgeschlossen 
erscheint  Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  darf  die  Aussetzung 
im  Laufe  eines  Rechtsstreits  nur  einmal  und  höchstens  auf  zwei 
Jahre  angeordnet  werden.  §  580a:  „Die  Aussetzung  des  Ver- 
fahrens über  eine  Klage  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens 
kann  das  Gericht  von  Amts  wegen  anordnen,  wenn  es  die  Aus- 
söhnung der  Parteien  für  nicht  unwahrscheinlich  erachtet.  Auf 
Grund  dieser  Bestimmung  darf  die  Aussetzung  im  Laufe  des 
Rechtsstreites  nur  einmal  und  höchstens  auf  ein  Jahr  angeordnet 
werden".  Bei  der  Beratung  des  Eherechts  in  der  Reichstags- 
kommission trat  auch  in  Ansehung  dieser  Frage  das  Bestreben 
zu  Tage,  zu  dem  rigoroseren  Standpunkte  des  ersten  Entwurfs 
zurückzukehren  und  sogar  noch  über  ihn  hinauszugehen,  um 
dadurch  die  Annahme  des  Gesetzbuchs  den  grundsätzlichen 
Gegnern  der  Scheidung  zu  ermöglichen  bezw.  zu  erleichtern. 
Demgemäss  entschied  man  sich  für  die  Aufnahme  der  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  und  zwar  nicht  nur  im  Sinne  einer  vor- 
läufigen Massregel,  durch  welche  unter  Umständen  die  Ver- 
söhnung der  Eheleute  wieder  angebahnt  werden  könne,  son- 
dern als  einer  selbständigen,  neben  der  Scheidung  bestehenden 
und    mit   dieser   teilweise   gleichwertigen   Aufhebung    der   ehe- 


-     402     — 

liehen  Gemeinschaft.    Der  Kläger  hat  die  Wahl,  oh  er  auf  voll- 
ständige Scheidung  oder  nur  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
klagen  will,   das  Gericht  muss  auf  letztere  erkennen,  wenn  der 
Beklagte  damit  einverstanden  ist,  welchem  also  stets  die  Macht 
zusteht,  die  eigentliche  Scheidung  herbeizuführen ;  ist  einmal  die 
gerichtliche  Trennung  ausgesprochen,  so  kann  auch  später  ihre 
Umwandlung   in    Scheidung    erfolgen.     Im    wesentlichen    lehnt 
sich  diese  Regelung   des  künftigen  Reichsrechts   an  die  Bestim- 
mungen des  französischen  Rechts  an  und  zwar  in  der  Fassung  des 
Code  civil,  so  dass  die  durch  Gesetz  von  1884  bewirkten  Aende- 
rungen   keine  Berücksichtigung  gefunden   haben.     Lediglich  die 
Erwägung,  dass  ohne  die  hierin  enthaltenen  Eonzessionen  die  Ver- 
treter  der  kirchlich-dogmatischen  Ansichten  die  Verabschiedung 
des  ganzen  Gesetzbuches  nicht   zu   unterschätzender  Gefahrdung 
wäre   ausgesetzt  worden,   bewog  auch   einen  Teil   der   liberalen 
Mitglieder  des  Reichstags  sich  hiermit  einverstanden  zu  erklären. 
Unzweifelhaft  bezeichnet  das  Ehescheidungsrecht  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  für  denjenigen,  welcher  den  staatlich-bürger- 
lichen Charakter  desselben  mit  Konsequenz  vertritt,  keinen  Fort- 
schritt,   sondern    eher    einen  Rückschritt;    es    steht   entschieden 
hinter  dem  Ehescheidungsrecht  des  preussischen  Landrechts  zu- 
rück und  charakterisiert  sich  durch  eine  Mittelstellung  zwischen 
den  beiden  gegensätzlichen  Auffassungen  und  Ansichten,  die  hierbei 
von  jeher  ihren  Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  geltend  zu  machen 
suchten.     Erwägt  man   im  Anschluss  hieran,   dass   die   bürger- 
liche Eheschliessung   zwar  aufrecht  erhalten   ist,    dass   aber  das 
in  dem  Personenstandgesetz  enthaltene  Prinzip  ebenfalls  eine  Ab- 
schwächung  erlitten  hat,  deren  Bedeutung  nicht  nur  eine  theore- 
tische, sondern  auch  —  hierüber  werden  uns  die  zu  machenden 
Erfahrungen   schon   in   ausreichendem   Masse    belehren   —    eine 
eminent  praktische  ist,   so  lässt  sich  kaum  bestreiten,   dass  die 
Kodifikation  der  bürgerlichen  Rechts  für  das  Eherecht  eine  teil- 
weise Preisgebung  des  unter  schweren  Kämpfen  zwischen  Staat 
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und  Kirche  errungenen  staatlich-bürgerlichen  Charakters  des* 
selben  bedeutet,  dass  die  Reichsgesetzgebung  es  verabsäumt  hat, 
die  ausschliessliche  Befugnis  der  Staatsgewalt  zur  Ordnung  der 
Eheverhältnisse  voll  und  ganz  mit  der  erforderlichen  Bestimmt- 
heit zum  Ausdruck  zu  bringen.  Trotz  Festhaltung  des  hierin 
enthaltenen  Tadels  möchte  Veranlassung  vorhanden  sein,  das 
Verhalten  derjenigen,  welche  sich  entschlossen,  das  Gesetzbuch 
auch  um  den  Preis  dieser  Abschwächung  anzunehmen,  als  ein 
solches  zu  bezeichnen,  welches  den  Interessen  des  deutschen 
Volks  und  zweifellos  auch  den  Ansichten  dessen  überwiegender 
Mehrheit  durchaus  entsprach.  Nach  Lage  der  parlamentarischen 
Verhältnisse  handelte  es  sich  darum  zwischen  dem  mutmasslichen 
Scheitern  des  Gesetzbuchs  und  der  Annahme  desselben  um  den 
Preis  der  gedachten  Bestimmungen  des  Eherechts  zu  wählen; 
wenn  bei  der  Entscheidung  zwischen  diesen  Alternativen  die 
national-politische  Bedeutung  des  Gesetzbuchs  einen  grossen,  ja 
sogar  den  grössten  und  entscheidenden  Einfluss  ausübte,  so 
wird  man  dies  nicht  als  unberechtigt  bezeichnen  können.  Ein 
Scheitern  des  Zustandekommens  des  Gesetzbuchs  wäre  gleich- 
bedeutend gewesen  mit  dem  Ausschluss  der  einheitlichen  Ge- 
staltung des  bürgerlichen  Rechts  in  Deutschland  für  absehbare 
Zeiten ;  es  ist  aber  begreiflich,  dass  diese  Eventualität  mit  allen 
Kräften  vermieden  werden  musste  und  wer  wollte  es  verdenken, 
dass  die  Belastung  mit  dieser  Verantwortlichkeit  von  der  über- 
grossen Mehrheit  der  zur  Entscheidung  über  Annahme  oder 
Ablehnung  des  Gesetzbuchs  berufenen  Vertretern  der  Nation 
nicht  übernommen  werden  wollte?  Wie  in  Ansehung  anderer 
Bestimmungen  des  Gesetzbuchs,  namentlich  der  auf  die  Ge- 
staltung des  Vereinsrechts  bezüglichen,  so  hat  man  auch  hierbei 
es  nicht  als  angemessen  erachtet,  das  Werk  eines  halben  Men- 
schenalters durch  konsequentes  Beharren  auf  Forderungen  zu 
gefährden,  welche  an  sich  zweifellos  gerechtfertigt  sind  und 
deren  Verwirklichung  in   einem  Gesetzbuch  nicht  fehlen  sollte, 
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das  auf  der  Höhe  der  Zeit  stehen  und  den  vielhundertjährigen 
Entwickelungsprozess  des  deutschen  Rechts  zu  einem  gewissen 
Abschluss  bringen  will,  deren  Erfüllung  aber  nach  Lage  der 
politischen  Verhältnisse  und  Parteibildungen  zur  Zeit  nicht  zu 
ermöglichen  war.  Die  Vertretung  des  entgegengesetzten  Stand- 
punktes wäre  praktisch  darauf  hinausgekommen,  das  Gute  zum 
Feind  des  Besseren  zu  machen  und  wenn  dies  schon  an  sich  als 
ein  die  staatlichen  und  kulturlichen  Interessen  schädigendes  Ver- 
halten bezeichnet  werden  muss,  so  ist  dies  ganz  besonders  der 
Fall,  wenn  es  sich  darum  dreht,  dem  deutschen  Volke  an  Stelle 
der  Rechtsverschiedenheit  und  Rechtszersplitterung  Rechtseinheit 
und  Rechtsgleichheit  zu  verschaffen;  um  deswillen  war  die  An- 
nahme des  Gesetzbuchs  trotz  der  wenig  befriedigenden  Regelung 
des  Ehescheidungsrechts  wohlgethan  und  eine  dem  Interesse  des 
deutschen  Volkes  förderliche  That. 
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Trennung  des  Notariats  von  der 
Rechtsanwaltschaft  und  die  Errichtung  eines 

Reickänotariats. 

Von 
Dr.  Alfred  von  Weinbich 

freireifgulerter  Rechtsanwalt  In  Frankfurt  a.  M. 


Einleitung. 

Wie  die  Reichs-Civilprozessordnung  zu  einer  einheitlichen 
Organisation  der  Rechtsanwaltschaft  führte,  so  dürfte  das  bürger- 
liche Gesetzbuch  eine  Neugestaltung  des  Notariats  bewirken. 
Die  Buntscheckigkeit,  die  gegenwärtig  im  deutschen  Notariat 
besteht,  gründet  sich  im  wesentlichen  auf  die  Verschiedenheit  des 
Civilrechts.  Selbst  im  grössten  deutschen  Staat,  in  Preussen, 
ist  man  zu  einer  völligen  einheitlichen  Organisation  des  Notariats 
noch  nicht  durchgedrungen,  wenn  schon  Ansätze  dazu  vorhanden 
sind  *.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  ermöglicht  nicht  nur  eine 
einheitliche  Ausgestaltung  des  Notariats,  sondern  es  bedingt 
dieselbe  geradezu.  Ganz  besonders  gilt  dies  hinsichtlich  der 
Bedeutung  der  Urkunde  für  die  Rechtsgeschäfte  *.  Bei  einer 
reichsrechtlichen  Regulierung  der  Notariats  Verhältnisse  wird  sich 
die    Lösung    der    Frage,    in    welchem    Verhältnisse    das 

1  Weiler,  Das  Notariat  der  preussischen  Monarchie.  Leipzig  1896, 
S.  46  n.  47. 

2  Weislkr  a.  a.  O.  S.  52.  Derselbe,  die  Zukunft  des  deutschen  Notariats 
in  der  deutschen  Notariatszeitung  1890,  S.  165  ff. 
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Notariat  zur  Rechtsanwaltschaft  stehen  soll,  nicht 
umgehen  lassen.  Soll  diese,  wie  zur  Zeit  in  Norddeutsch- 
land mit  jenem  verbunden ,  oder  wie  in  Süddeutschland 
von  ihm  getrennt  werden  ?  Eine  Vereinigung  des  Notariats  mit 
der  Rechtsanwaltschaft  für  das  ganze  Reich,  würde,  weil  die 
Rechtsanwaltschaft  eine  Menge  von  Geschäften,  welche  ihrer 
Natur  nach  zum  Wirkungskreise  der  Notare  gehören,  auch  da 
besorgt,  wo  prinzipiell  die  Trennung  beider  Berufe  besteht, 
sich  ohne  grosse  Schwierigkeiten  von  selbst  vollziehen,  während 
wenn  die  Trennung  Reichsrecht  werden  soll,  noch  weitere  ge- 
setzliche Veränderungen  sich  als  notwendig  erweisen  werden 
(B.  u.  C).  Denn  die  Aufgabe  des  Notariats  erschöpft  sich 
keineswegs  im  Urkunden wesen.  Unzertrennbar  von  dem- 
selben ist  die  Regulierung  von  Vermögens  Verhält- 
nissen. Die  Thätigkeit  der  Notare  bei  Versteigerungen,  Be- 
stellung von  Hypotheken,  Verlassenschaftsabhandlungen  und  Tei- 
lungen bringt  es  mit  sich,  dass  auf  ihrem  Bureau  ein  reger 
Geld-  insbesonders  Depositenverkehr  stattfindet.  «Das  Ein- 
ziehen von  Forderungen,  das  Bezahlen  von  Schulden  bei  Ver- 
lassenschaftsabhandlungen und  anderen  Teilungen,  das  Erheben 
des  Erlöses  bei  Versteigerungen  und  dessen  verschiedene  Ver- 
wendungen, die  Kündigung  und  Wiederanlegung  von  Hypo- 
thekengeldern ,  kurz  Geldgeschäfte  und  Rechnungsverhältnisse 
verschiedener  Art  hängen  mit  dem  Amt  des  Notars  auf  das 
Engste  zusammen.  Ausserdem  existiert,  namentlich  bei  der 
Landbevölkerung  ein  Bedürfnis  nach  juristisch  gebildeten  Rat- 
gebern in  Vermögensfragen,  ebenso  wie  für  Güterkomplexe  nach 
gesetzeskundigen  Verwaltern.  Zu  all  diesen  Funktionen  ist  das 
Notariat  ganz  besonders  berufen*  s.  Diese  Verwalterthätigkeit  der 
Notare  hat  in  Frankreich  zu  eigenartigen  Zuständen  geführt 


3  v.  Weinrich,  Zur  Reform  der  deutschen  Rechtsanwaltschaft.    Stras- 
burg 1891,  S.  108. 
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Dort  ist  nämlich  mit  dem  Notariat,  insbesondere  auf  dem  Lande, 
ein  reger  Bankverkehr  verbunden,  woraus  sich  allerlei  Missstände 
ergeben  haben,  unter  anderem  wussten  die  Notare  den  gesamten 
Immobiliarverkehr  in  ihre  Hände  zu  bringen  und  durch  ihren 
Einfluss  die  Bildung  landwirtschaftlicher  Kreditanstalten  in  grös- 
serer Menge  zu  verhindern4.  In  dieser  Gestalt  tiberkam  die 
deutsche  Justizverwaltung  das  Notariat  inElsass-Lothringen. 

4  Die  Gefahr,  welche  für  das  Publikum  in  dem  notariellen  Bankbetrieb 
liegt,  wird  noch  dadurch  erhöht,  dass  die  französischen  Notare  eine  rechts- 
wissenschaftliche Bildung  in  der  Regel  Überhaupt  nicht  besitzen.  Für  das 
Amt  eines  Notars  wird  eine  längere  Thätigkeit  als  Notariatsschreiber  für 
genügend  erachtet.  Art.  35,  Ges.  vom  25  ventöse  XI.  Die  durch  das  Gesetz 
vom  28.  April  1856  eingeführte  Käuflichkeit  der  Schreibstuben  (etudes) 
weist  sie  direkt  darauf  hin,  möglichst  viel  Geld  zu  verdienen,  und  den  Wert 
der  Etüde  zu  heben,  um  sie  nach  Aufgabe  des  Amtes  teuer  verkaufen  zu 
können.  Die  Folge  davon  ist,  dass  die  Notare  sich  mit  Spekulationen  und 
allerhand  unsauberen  Manipulationen  befassen.  Die  verschiedenen  Regie- 
rungen führten  dagegen  einen  erfolglosen  Kampf.  Die  Notare  wussten  teils 
die  Gesetze  zu  umgehen,  teils  durch  ihren  EinfluBS  im  Öffentlichen  Leben, 
den  Maseregeln  der  Behörden  die  Spitze  abzubrechen.  Es  ergingen  Verbote 
über  Verbote  gegen  die  Geldgeschäfte  und  das  Spekulieren  der  Notare. 
So  verbot  z.  B.  Art.  12  der  Ordonnanz  vom  4.  Januar  1843  das  Ausleihen 
von  Geldern  aus  eigenen  Mitteln.  Die  Notare  wussten  sich  durch  die  Sub- 
stitution von  Strohmännern  zu  helfen.  Daher  kommt  es  denn  auch,  dass 
man  in  französischen  Notariatsakten  so  häufig  Schreiber  und  zahlungs- 
unfähige Bauern  als  Darlehensgeber  von  oft  sehr  bedeutenden  Summen  findet. 
Um  ferner  zu  verhüten,  dass  durch  den  Bankbetrieb  der  Preis  der  Etüde  in 
die  Höhe  getrieben  werde,  wurden  durch  eine  Verfügung  des  Justizministers 
vom  19.  Oktober  1876  die  Generalprokuratoren  angewiesen,  wo  sie  einen 
bankmässigen  Betrieb  feststellten,  eine  Herabsetzung  des  Preises  jener  zu 
veranlassen.  Da  die  kriminellen  Verurteilungen  und  die  Zahlungseinstel- 
lungen der  Notare,  welche,  bezeichnend  genug,  bezüglich  dieser  von  der 
französischen  Jurisprudenz  den  Kaufleuten  zugezählt  werden,  in  erschrecken- 
dem Masse  zunahmen,  so  tauchten  in  den  Reihen  der  Notare  selbst  Reform - 
vorschlage  auf,  welche  bis  jetzt  jedoch  kein  greifbares  Resultat  hatten, 
v.  Weisrich  a.  a.  0.  S.  13  f.  Der  Grund  dieser  Erfolglosigkeit  mag  übrigens 
auch  daran  liegen,  dass  man  aus  politischen  Gründen  gegen  diese  „hoch- 
mögenden Herrn-  nicht  gerne  energisch  vorgehen  will.  —  Vgl.  über  die 
Spekulationen  der  französischen  Notare  auch  Weislkr  in  der  deutschen 
Juristenzeitung  II,  138. 


—     408     — 

Doch  hat  sich  hier,  dank  der  Umsicht  und  Energie  der  Behörden, 
eine  sehr  entschiedene  Wendung  zum  Besseren  vollzogen  \ 

Haben  auch  die  anderen  deutschen  Gebiete  des  fran- 
zösischenRechts  das  französische  Notariat  auch  nicht  mit  einem 
so  umfangreichen  Geschäftsbetrieb  übernommen,  weil  im  Jahre 
1815  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  überhaupt  einfacher  waren. 
als  heutzutage,  und  konnte  sich  das  Notariat  hier  nicht  zum 
reinen  Geldgeschäft  entwickeln,  wie  in  Frankreich,  indem  in 
den  deutschen  Rheinlanden  die  Faktoren  fehlen,  welche  die** 
Richtung  besonders  begünstigen  (Note  4),  so  werden  doch  wegen 
ihres  Zusammenhanges  mit  den  Amtshandlungen  der  Notare 
(s.  oben)  in  der  Rheinprovinz  dieselben  sehr  häufig  mit  Er- 
hebung der  Kaufgelder  der  von  ihnen  versteigerten  Mobiließ 
und  Immobilien  beauftragt  und  das  Publikum  bringt  ihnen  seine 
Barschaft  hin ,  um  sie  auf  Hypotheken  auszuleihen  6.  Aehnlich 
sind  die  Verhältnisse  in  der  bayerischen  Pfalz7.  Aber  auch 
im  übrigen  Deutschland  beschäftigen  sich  die  Notare  mit 
allerlei  Geldgeschäften,  eine  Thätigkeit,  die  sie  mit  den  Rechts- 
anwälten teilen  8.  In  den  Rheinlanden ,  wo  derartige  Geschäfte 
von  den  Advokaten  und  Anwälten  vor  dem  1.  Oktober  1879  per* 


5  Die  Abschaffung  der  Käuflichkeit,  die  Besetzung  der  vakant  ge- 
wordenen Stellen  mit  juristisch  gebildeten  Anwärtern  und  das  Requisit  ein*?r 
rechts  wissenschaftlichen  Vorbildung  für  das  Amt  des  Notars  haben  wesentlich 
hierzu  beigetragen.  Doch  erschien  dies  nicht  als  genügend.  Um  jedes 
Spekulieren  mit  fremden  Geldern  zu  verhüten,  wurde  den  Notaren  verboten. 
Geldbeträge  von  über  500  Mk.  länger  als  sechs  Monate  bei  sich  aufzu- 
bewahren und  angeordnet,  dass  wenn  nach  Ablauf  dieser  Zeit  das  Geld  von 
den  Parteien  nicht  abgeholt  wird,  dasselbe  auf  der  Depositenkasse  zu  hinter- 
legen.    Verordnung  vom  17.  März  1886. 

c  Schlink:  Kommentar  über  die  französische  Cmlprozessordnun*. 
Koblenz  1856,  Bd.  I,  S.  147  (2.  Aufl.). 

7  v.  Bomiiard,  Die  Civilrechtspflege  der  bayerischen  Pfalz.  München 
1861,  S.  51. 

8  Vgl.  bezüglich  Sachsens:  Bbschorner,  Aus  einer  fünfzigjährigen  An- 
waltspraxis.  Dresden  1885,  S.  46.  —  Bezüglich  Mecklenburgs:  Wum*r. 
Deutsche  Gerichtszeitung  von  1862,  Nr.  25. 
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horresziert  wurden9,  fangen  die  Rechtsanwälte  jetzt  auch  schon 
an  sich  mit  solchen  zu  befassen.  Nun  müssen  aber,  wenn  ein 
von  der  Rechtsanwaltschaft  losgelöstes  Notariat  sich  als  not- 
wendig erweisen  sollte,  diesem,  unter  Ausschluss  der  Eon* 
kurrenz  mit  jener  die  Vermögensregulierungen  und  Ver- 
waltergeschäfte übertragen  werden.  Durch  die  Einführung  des 
Grundbuchs  im  ganzen  Reiche  werden  den  Notaren  voraus- 
sichtlich eine  Menge  Beurkundungen  zu  gunsten  der  Gerichte 
entzogen.  Infolgedessen  wäre  das  Notariat  nicht  lebensfähig 
und  die  Trennung  undurchführbar ,  wenn  jene  Geschäfte  nicht 
diesem  zugewiesen  würden,  ganz  abgesehen  davon,  dass  die- 
selben sich  mit  den  Berufsaufgaben  der  Rechtsanwaltschaft,  wie 
wir  später  sehen  werden  (A.  IV.),  überhaupt  nicht  vereinigen 
lassen. 

A.    Die  Trennungsfrage. 

I.   In  der  Gesetzgebung. 

1.   In  Norddeutschland. 

Zum  Verständnis  des  Folgenden  sind  einige  historische 
Notizen  vorauszuschicken.  Im  heiligen  römischen  Reich 
deutscher  Nation  war  die  Ernennung  der  Notare  und  die 
Ordnung  ihrer  Verhältnisse  Sache  des  Kaisers.  Ueber  dieselben 
wurde  im  Jahre  1512  eine  Reichs-Notariatsordnung  erlassen. 
Die  Notare  wurden  zumeist  im  Namen  des  Kaisers  durch  die 
Pfalzgrafen  ernannt.  Als  seit  der  Reformation  und  namentlich 
seit  dem  westfälischen  Frieden  die  Landeshoheit  sich  mehr  und 
mehr  ausbildete,  trat  die  Bedeutung  der  kaiserlichen  Notare  in 
den  Hintergrund,  indem  ihnen  bei  Ausübung  ihres  Amtes  von 
den  Territorialherrn  mancherlei  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
irelegt  wurden.    Doch  hat  zur  Zeit  des  alten  Reichs  sich  nur  in 


*  Bomhard  a.  a.  0.  S.  83. 
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Preussen  ein  Landesnotariat  entwickelt.  Nachdem  daselbst 
Ausgangs  des  17.  und  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  einzelne 
Bestimmungen  über  das  Notariatswesen  ergangen  waren,  erschien 
1771  eine  Notariatsordnung.  Hiernach  war  zwar  das  Notariat 
nicht  notwendig  mit  der  Advokatur  verbunden,  doch  konnten 
Advokaten  zu  Notaren  ernannt  werden.  Eine  Aenderung  hierin 
brachte  die  Carmersche  Gesetzgebung.  Die  Advokatur  wurde 
nämlich  im  Jahre  1780  verstaatlicht 10.  Für  die  Prozessführung 
wurden  Assistenzräte  aufgestellt,  welche  die  Parteien  vor  Gericht 
vertraten.  Die  nicht  zu  Assistenzräten  ernannten  Advokaten 
wurden  Justizkommissäre.  Diese  hatten  alle  aussergerichtlichen 
und  gerichtlichen  Rechtsangelegenbeiten ,  soweit  sie  nicht  Pro- 
zesse betrafen,  zu  besorgen.  Ausserdem  wurde  ihnen  das  No- 
tariat durch  die  Ministerial Verordnung  vom  17.  Dezember  1  TS*» 
übertragen.  Die  Einrichtung  der  Assistenzräte  hat  sich  be- 
kanntlich nicht  bewährt.  Nachdem  schon  kurz  nach  ihrer  Ein- 
führung die  Justizkommissäre  verschiedene  prozessuale  Geschäfte 
übertragen  erhalten  hatten,  bekamen  sie  durch  Erlass  vom 
20.  September  1783  auch  noch  die  Funktionen  der  Assistenz- 
räte zugewiesen,  wodurch  diese  selbst  zu  bestehen  aufhörten. 
Die  Justizkommissäre  hatten  sohin  die  gesamte  gerichtliche 
Vertretung  der  Parteien,  zahlreiche  aussergerichtliche  Geschäfte 
und  das  Notariat.  Damit  war  in  Preussen  die  grundsätz- 
liche Verbindung  des  Notariats  mit  der  Sachwalterschaft  her- 
gestellt11. Es  führten  zwar  die  Justizkommissäre  noch  neben 
diesem  Titel  den  des  Notars.  Doch  bildeten  beide  Stellungen 
ein  Amt.  In  der  Zeit  von  1810—1833  wurde  verschiedenen 
neuangestellten  Justizkommissären  das  Amt  des  Notars  nicht 
gleich  verliehen.  Dies  waren  jedoch  nur  Ausnahmen.  Auch 
das  Gesetz   vom  11.  Juli  1845   hielt  diesen  Grundsatz  aufrecht. 


10  Vgl.  hierzu:  Weis t er,  Die  Umbildung  der  Anwaltschaft  unter  Friedrieb 
dem  Grossen.    Königshütte  1891. 

11  Weisler,  Das  Notariat  der  preussischen  Monarchie  S.  41. 
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Veränderungen  brachte  die  Verordnung  vom  2.  Januar  1849, 
welche  die  neue  Justizorganisation  enthielt  und  aus  den  Justiz- 
kommissären :  Rechtsanwälte  machte.  Nach  §  30  dieser  Ver- 
ordnung soll  den  Rechtsanwälten  am  Obertribunal  und  den 
Appellationsgerichten  das  Notariat  in  der  Regel  nicht  verliehen 
und  in  den  Städten  über  50000  Einwohner  können  besondere 
Notare  angestellt  werden.  Jedoch  wurde  jenes  nur  bezüglich 
Obertribunalsanwälte  ausgeführt  und  zu  besonderen  Notaren 
wurden  nur  die  damals  im  Dienst  befindlichen  Kammergerichts- 
sekretäre ernannt,  indem  man  ihnen  das  Recht  der  Beurkundung 
verliehen  hat18.  So  blieben  die  Dinge  bis  zur  Einführung  der 
Reichsjustizgesetze  am  1.  Oktober  1879.  Die  prinzipielle  Ver- 
einbarkeit von  Rechtsanwaltschaft  und  Notariat  wurde  aufge- 
hoben und  durch  deren  Zulässigkeit  ersetzt.  Der  Rechtsanwalt 
verlor  seinen  Beamtencharakter,  er  wurde  Angehöriger  eines 
freien  Berufs.  Der  Notar  blieb  Beamter.  Die  vorhandenen 
Rechtsanwälte,  die  gleichzeitig  Notare  waren,  behielten  diese 
Stellung  bei.  Den  neu  zugelassenen  Anwälten  wird  das  No- 
tariat nach  Gutdünken  verliehen  und  zwar  bildet  diese  Ver- 
leihung ein  Mittel  zur  Regulierung  des  Wohnsitzes 
der  Anwälte.  Um  nämlich  Rechtanwälte  nach  kleinen  Orten 
zu  bekommen  bezw.  dort  festzuhalten,  wird  den  an  solchen  wohn- 
haften Anwälten  das  Notariat  schon  nach  wenigen  Jahren  ver- 
liehen 1S.  Ferner  müssen  die  zu  Notaren  ernannten  nur  beim 
Amtsgericht  zugelassenen  Rechtsanwälte  einen  Revers  unter- 
schreiben, dass,  wenn  ihre  Zulassung  gleichzeitig  beim  über- 
geordneten Landgericht  erfolgen  sollte,  sie  das  Notariat  nieder- 
legen 1 4.  In  den  grösseren  Orten  erfolgt  die  Verleihung  des 
Notariats  nur  an  ältere  Rechtsanwälte,   Es  gibt  also  inPreussen 


11  Wkislkr  a.  a.  O.  S.  153. 

13  Immediatbericht  des  Justizministers  über  die  Justizverwaltung  und 
Rechtspflege  in  Preussen  1882-1887.    Juristische  Wochenschrift  1888,  S.  7. 

14  Wüsler  a.  a.  O.  S.  48. 
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zwei  Klassen  von  Rechtsanwälten,  nämlich  solche,  welche  Staats- 
beamte und  gleichzeitig  Angehörige  eines  freien  Berufes  sind 
und  solche,  welchen  die  erstgedachte  Qualität  abgeht. 

Dieselben  Grundsätze,  wie  in  den  alten  preussischen  Pro- 
vinzen gelten  auch  in  den  1866  neu  erworbenen  Landesteilen. 
In  Hannover,  wo  die  Notariatsordnung  vom  18.  September  1S5;> 
noch  zu  Recht  besteht,  sind  ebenfalls  ein  Teil  der  Rechtsanwälte: 
Notare.  Das  Gleiche  gilt  für  die  übrigen  neuen  Pro  vinzen. 
wo  teils  das  Notariat  bereits  früher  bestanden,  teils  durch  das 
Gesetz  vom  8.  März  1880  neu  eingeführt  wurde. 

Besondere  Verhältnisse  bestehen  in  dem  französisch-recht- 
lichen Gebiet  der  Rheinprovinz.  Nach  Art.  5  der  rheinischen 
Notariatsordnung  von  1822  ist  die  Verbindung  des  Notariats 
mit  der  Rechtsanwaltschaft  unzulässig.  Durch  ein  Gesetz  vom 
13.  April  1888  wurde  die  Verbindung  beider  Stellungen  im  Be- 
dürfnisfalle für  zulässig  erklärt.  Zum  Verständnis  dieser  Neue- 
rung erscheint  es  geboten  auf  die  Parteivertreterverhältnisse  au 
den  Einzelgerichten  der  Rheinprovinz  vor  Einführung  der  Reichs- 
justizgesetze etwas  näher  einzugehen.  Es  war  nämlich  in  den 
Rheinlanden  Sitte,  dass  weder  Anwälte  noch  Advokaten  an  den 
Einzelgerichten  auftraten,  obgleich  diese,  Friedensgerichte  ge- 
nannt, nach  der  Verordnung  vom  11.  Mai  1843  in  persönlichen 
und  Mobiliarklagen  bis  zu  100  Thaler  erkannten.  Nach  fran- 
zösischer Rechtsauffassung  haben  nämlich  die  Friedensgerichte 
nicht   den  Charakter   von  ordentlichen  Gerichten15.     Als   solche 


,:>  Diese  ist  so  festgewurzelt,  dass  selbst  die  Gesetzentwürfe  über  die 
Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  und  eines  neuen  code  de  procedura  civil  e. 
welche  der  Justizminister  1894  der  Kammer  vorgelegt  hatte  und  weicht 
die  Kompetenz  der  Friedensgerichte  in  persönlichen  und  Mobiliarsachen  aul 
1500  Franks  erhöhten  und  ihnen  ausserdem  noch  verschiedene  Sachen,  tii- 
bisher  der  Zuständigkeit  der  Tribunale  unterstanden,  übertragen  haben, 
noch  nicht  dazu  gelangten,  ihnen  den  Charakter  von  ordentlichen  Gerichten 
einzuräumen,  vgl.  dazu:  v.  Weinrich  in  der  Zeitschrift  für  deutschen  Civil- 
prozess  Bd.  XXI,  S.  437  f. 
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gelten  wohl  die  Tribunale  I.  Instanz,  welche  unseren  Land- 
gerichten entsprechen.  Infolgedessen  lag  die  Parteivertretung 
vor  den  Friedensgerichten  in  den  Händen  der  Rechtskonsulenten, 
in  Frankreich  agents  d'affaires  genannt.  Als  nun  1879  die 
Amtsgerichte  ins  Leben  traten,  behielten  die  Rechtskonsulenten  10 
die  Parteivertretung  an  diesen  Gerichten  bei.  Da  aber  durch 
die  freie  Rechtsanwaltschaft  die  Zahl  der  Parteivertreter  an  den 
Kollegialgerichten  sich  erhöhte,  waren  namentlich  die  jungem 
Anwälte  genötigt,  vor  den  Amtsgerichten  aufzutreten.  Dazu 
kam,  dass  die  Einzelgerichte  den  Charakter  von  ordentlichen 
Gerichten  erhielten  und  ihre  Zuständigkeit  erweitert  wurde 
§  23  6.V.G.  Dies  gab  Anlass  zu  unerquicklichen  Verhältnissen 
und  Reibungen  zwischen  Rechtsanwälten  und  Rechtskonsulenten. 
Da  aber  in  den  kleinen  Orten  die  Anwälte  zu  wenig  verdienten, 
es  aber  dennoch  geboten  erschien,  die  in  der  Regel  nicht  rechts- 
verständigen und  weniger  vertrauenswürdigen  Rechtskonsulenten 
im  Interesse  der  Sache  zurückzudrängen,  so  musste  den  An- 
wälten auf  dem  Lande  eine  bessere  Einkommensquelle  eröffnet 
werden.  Eine  solche  fand  sich  in  der  Verbindung  mit  dem 
Notariat.  Aber  auch  die  Notare  hatten  an  den  kleinen  Orten 
zu  wenig  verdient,  so  dass  auch  unter  diesem  Gesichtspunkt  die 
Verbindung  beider  Berufe  an  solchen  Plätzen  erwünscht  erschien. 
Dazu  kam,  dass  infolge  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1885,  welches 


16  Die  RechtskoDsulentenbewegung,  welche  zur  Gründung  von  Vereinen, 
einer  Zeitschrift  und  zu  einer  Eingabe  an  den  Bundesrat  im  Jahre  1890 
behufs  Regulierung  ihrer  Verhältnisse  führte,  ging  von  rheinischen  Rechts- 
konsulenten aus.  Vom  Rhein  verbreitete  sich  die  Bewegung  dann  über 
ganz  Deutschland.  Die  Rechtskonsulenten  streben  eine  dem  englischen 
Solicitor  oder  Attorney  ähnliche  Stellung  an.  Vgl.  dazu  v.  Wfixrich, 
Reform  der  Rechtsanwaltschaft  S.  36  u.  110,  Note  1.  Es  ist  durchaus  falsch, 
wenn  die  Rechtsanwälte,  wie  so  manche  andere  für  ihren  Stand  wichtige  Frage, 
auch  diese  Bewegung  totschweigen.  Eine  Abgrenzung  des  Wirkungs- 
kreises beider  ist  im  Interesse  der  Anwaltschaft  dringend  ge* 
l>oten.    Archiv  XI,  6. 

Archiv  f.  öffentliches  Recht.   XU.  3.  27 
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in  den  Rheinlanden  die  Uebertragung  des  Grundeigentums  an 
die  notarielle  Form  knüpfte,  sich  die  Notwendigkeit  ergab,  dass 
in  jedem  Amtsgerichtsbezirke  mindestens  ein  Notar  sei,  während 
ein  Mangel  an  Notariatskandidaten  bestand,  infolgedessen  die 
Regierung  von  226  Notarsstellen  29  nicht  besetzen  konnte17. 
Die  Vereinbarkeit  besteht  ferner  im  Königreich  Sachsen, 
Gesetz  vom  5.  September  1892  18.  In  den  übrigen  norddeutschen 
Staaten  mit  Ausnahme  von:  Sachsen-Weimar,  Schwarz- 
burg-Rudolstadt,  Wal  deck,  Schaumburg- Lippe. 
Lippe  und  Oldenburg,  wo  ebenso  wie  im  rechtsrheini- 
schen Hessen  und  Hamburg,  das  nur  für  den  eigentlichen 
Stadtbezirk  ein  Notariat  besitzt,  überhaupt  kein  solches  besteht, 
und  die  Beurkundungen  von  den  Gerichten,  die  sonstigen  Notariats- 
geschäfte aber  ausschliesslich  von  den  Rechtsanwälten  besorgt 
werden,  sind  die  beiden  Stellungen,  ähnlich  wie  in  Preussen, 
miteinander  verbunden. 

2.  In  Süddeutschland. 

Die  Mehrzahl  der  süddeutschen  Staaten  hat  sich  im 
wesentlichen  dem  französischen  System  angeschlossen, 
welches  die  Trennung  zwischen  Rechtsanwaltschaft  und  Notariat 
prinzipiell  durchgeführt  hat.  Nach  Art.  7  des  französischen 
Gesetzes  vom  25  ventöse  XI  ist  das  Amt  des  Notars  mit  der 
Rechtsanwaltschaft  unvereinbar.  Nach  Lostrennung  des  linken 
Rheinufers  von  Frankreich  blieb  die  Trennung  beider  Berufe 
in  den  wieder  deutsch  gewordenen  Ländern  bestehen.  (Bezüg- 
lich Rheinpreussen  s.  1.)  In  der  Pfalz,  Rheinhessen 
und  Elsass-Lothringen  ist  das  Ventösegesetz  noch  heute 
geltendes   Recht.     Dasselbe   ist   von   au sserdeut sehen   Län- 


17  Adams  in  seinem  Berichte  an  das  preußische  Herrenhaus.    Stenogr. 
Berichte  I  Bd.  I,  S.  50. 

18  Uebrigene  war  sie  dort  schon  vor  diesem  Gesetze  geltendes  Recht. 
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dern  in  Holland,  Belgien  und  Luxemburg  und  einigen 
Schweizer  Kantonen  der  Fall. 

In  Bayern  wurde  das  französische  System  adoptiert  durch 
das  Gesetz  vom  10.  November  1861,  ebenso  in  Baden,  wo  die 
Trennung  schon  seit  Einführung  des  Landrechts  besteht  und  in 
der  Notariatsordnung  vom  2.  November  1889  beibehalten  wurde. 
Besondere  Verhältnisse  bestehen  in  Württemberg.  Dort  gibt 
es  zwei  Klassen  von  Notaren :  Gerichts-  und  Amtsnotare.  Erstere 
stehen  den  Waisengerichten  vor.  Die  Verbindung  mit  der  Rechts- 
anwaltschaft ist  bei  den  Gerichtsnotaren  gesetzlich  ausgeschlossen, 
bei  den  Amtsnotaren  zwar  zulässig,  indes  ist  kein  württem- 
bergischer Rechtanwalt  gleichzeitig  Notar.  Dieselbe  Auffassung 
von  dem  demokratischen  Charakter  der  Rechtsanwaltschaft,  welche 
die  Verleihung  des  Justizratstitels  an  Rechtsanwälte  mit  dieser 
für  unvereinbar  hält,  dürfte  dort  auch  der  Verbindung  mit  dem 
Notariat  entgegenstehen. 

Von  auswärtigen  Staaten  ist  noch  Oesterreich  anzu- 
führen, wo  diese  Trennung  zwar  im  Prinzip  besteht,  Notare 
aber  in  Bagatellsachen  (im  summarischen  Verfahren  bis  zu 
500  fl.)  Parteien  vor  Gericht  vertreten  können.  Auch  wird  den 
Notaren  dort  in  den  Verwaltungsgeschäften  eine  sehr  starke 
Konkurrenz  von  den  Advokaten  gemacht,  so  dass  jene  nicht  recht 
aufkommen  können  19. 

II.  In  der  Litteratur. 

Die  Trennungsfrage  wurde  zuerst  n angeschnitten"  in  dem 
Gutachten,  welches  von  der  zur  Prüfung  der  rheini- 
schen Justizverhältnisse  eingesetzten  Immediat- 
justizkommission  im   Jahre    1816   erstattet  wurde20.     Das 

19  Der  Entwurf  des  Civil processes  und  die  Gerich tsverfassung  in  Oester- 
reich. Juristische  Blätter  1878,  Nr.  21.  —  F.  Prischl,  Advokatur  und  An- 
waltschaft.   Berlin  1888,  S.  484,  Note  1. 

10  Abgedruckt  bei  Eui.br,  Handbuch  des  Notariats  in  Preussen.  Dassel- 
dorf 1858,  S.  93  ff. 


—    416     — 

Gutachten  sprach  sich  für  die  Trennung  beider  Berufe  aus. 
Nach  Ansicht  der  Kommission  bestehe  die  Hauptaufgabe  des 
Advokaten  darin,  den  entstandenen  Streit  der  Parteien  vor  den 
Richter  zu  bringen,  wodurch  sein  ganzes  Geschäftsleben  einen 
einseitigen  Charakter  bekomme,  und  darum  seine  Thätigkeit  mit 
der  beiden  Parteien  gleichmässig  dienenden  Thätigkeit  des  No- 
tars nicht  vereinbar  sei ;  ferner  könne  die  eine  Funktion  nur  auf 
Kosten  der  anderen  einträglicher  gemacht  werden,  endlich  würden 
die  Advokaturgeschäfte  als  die  häufigeren  störend  auf  das  No- 
tariat einwirken.  Am  Schlüsse  dieses  Gutachtens  sind  dann  die 
Ergebnisse  der  Prüfung  der  rheinischen  Justizverhältnisse  zu- 
sammengefasst  und  hat  sich  die  Kommission  in  Ziff.  9  folgender- 
maßen geäussert21: 

„Die  Vereinigung  der  streitigen  und  der  sogenannten  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  und  namentlich  die  teilweise  Beibehaltung 
des  zugleich  mit  der  Advokatur  verbundenen  Notariats  als  eine 
sich  selbst  widersprechende  Einrichtung  in  diesen  Rheinprovinzen 
nicht  einzuführen,  vielmehr  die  von  jeher  getrennte  und  einge- 
wöhnte Notariatsverfassung,  jedoch  in  einer  vollkommeneren  und 
besseren  Form  beizubehalten11. 

Von  Sethe,  dem  Vorsitzenden  der  Kommission,  wurde  dann 
noch  ein  Nebengutachten  erstattet,  welches  die  Trennung  nur 
in  soweit  aufrecht  erhalten  will,  als  nicht  örtliche  Verhältnisse 
die  Vereinigung  besonders  bedingen  22. 

Bereits  längere  Zeit  vor  Einführung  des  Notariatsgesetze?» 
vom  10.  November  1861  hat  sich  die  bayerische  Regierum: 
mit  der  Schaffung  eines  selbständigen  Notariats  nach  rheinischem 
Vorbild  beschäftigt  und  schon  im  Jahre  1851  einen  diesbezüg- 
lichen Entwurf  den  Kammern  vorgelegt,  der  jedoch  nicht  Gesetz 
wurde.     Von  den  über  die  Frage  erschienenen  Schriften  ist  be- 


21  A.  a.  0.  S.  124. 

22  Weisler,  Das  Notariat  der  preussischen  Monarchie  S.  43. 
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sonders  die  von  v.  Seibold  zu  erwähnen 2S.  Nach  v.  Sbibold 
ist  das  Notariat  deshalb  mit  der  Advokatur  unvereinbar  *4,  «weil 
in  jenem  vorzugsweise  das  konsultative  Element  in  der  Rechts- 
pflege die  parteilose  ruhige  Stellung  zu  gewinnen  vermöge, 
während  bei  der  Advokatur  dasselbe  infolge  der  Vermischung 
mit  der  polemischen  Natur  dieser  Berufsthätigkeit  sich  nicht  in 
vollständiger  Kraft  und  Selbständigkeit  entwickeln  könne"  .  .  . 
» Ferner  würde  dem  Notariat  das  Erzeugungsmoment  des  Rechts 
als  Ausgangspunkt  der  Geschäftstätigkeit  vorgesetzt  sein,  es 
sei  ihm  sohin  die  Gesinnungsübereinstimmung  der  Par- 
teien als  Basis  vorgezeichnet,  während  die  Advokatur  einen  be- 
reits vollendeten  Rechtszustand  auf  polemischem  Wege  einer 
Gegenpartei  gegenüber  zu  verfechten  habe,  sohin  bei  ihr  die 
Gesinnungsdifferenz  die  Basis  der  Geschäftsführung  bilde. * 
In  den  Motiven  zum  Entwurf  des  bayerischen  No- 
tariatsgesetzes von  1861  wird  die  Trennung  des  Notariats 
von  der  Advokatur  damit  begründet,  dass  der  Advokat  einer 
Partei  diene,  während  der  Notar  als  Vertrauensmann  sämt- 
licher Beteiligten  erscheine.  „Demzufolge  würde  das  Notariat 
als  ein  wesentlich  auf  dem  Vertrauen  der  Beteiligten  beruhendes 
Institut  durch  Vereinigung  mit  der  Advokatur  notwendig  in 
seinem  Wesen  erschüttert,  weshalb  eine  solche  Vereinigung  un- 
bedingt für  unstatthaft  zu  erklären  sei11  86. 

Nachdem  in  Broschüren  und  Zeitungsartikeln  und  zwar  nicht 
zum  wenigsten  von  preussischen  Rechtsanwälten  und 
Notaren  für  die  Trennung  plaidiert  worden  war,  wurde  die 
Frage  dem  IV.  deutschen  Juristentag  (1863)  vorgelegt. 
Von   den  Gutachtern   sprechen   sich   zwei,   hauptsächlich  wegen 


13  Die  Rückwirkung  der  bevorstehenden  Reformen  der  Rechtspflege  auf 
die  Mitglieder  des  Advokatenstandes.    Manchen  1857. 

14  A.  a.  0.  S.  64. 

**  v.  Z»k,   Gesetz   vom   10.  November   1861   über   das  Notariat  in 
v.  DoLLMApms  Gesetzgebung  für  das  Königreich  Bayern,  Bd.  III,  S.  851. 
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der  Stellung  eines  Parteivertreters  und  einer  Urkundsperson  für 
die  Trennung  aus.  Der  eine  derselben,  der  damalige  Ober- 
tribunalsrat in  Stuttgart  und  spätere  württembergische  Justiz- 
minister Fabeb  hob  noch  die  Wirkungslosigkeit  von  Bestim- 
mungen86 hervor,  wonach  dem  Notar,  welcher  als  Advokat  in 
einer  Sache  bereits  einer  Partei  seine  Dienste  geleistet  oder  nur 
zugesagt  hat,  in  dieser  als  Notar  zu  fungieren  verboten  ist. 
Die  Grenze  des  Verbots  sei  eine  zu  unsichere  und  vermeide 
keineswegs  Kollisionen.  Störend  würde  nach  Fabeb  für  das 
Notariat  das  mündliche  Verfahren  wirken,  das  den  Notar  in  den 
Geschäftsstunden  aus  der  Schreibstube  in  den  Gerichtssaal  ziehe. 
Aber  auch  die  Advokatur  leide  unter  dem  Beamtencharakter  de* 
Notariats,  indem  dieser  jener  nicht  die  nötige  Unabhängigkeit 
gewähre27.  Aehnlich  sprach  sich  ein  anderer  Gutachter,  Notar 
Eüleb  in  Düsseldorf  aus 28.  Besonders  bezeichnet  Eulbb  als 
ein  Haupthindernis  in  beiden  Berufen  mit  gleichem  Erfolg  thatig 
zu  sein,  die  einseitige  Richtung,  welche  sich  in  dem  einen  Be- 
rufe so  leicht  ausbilde,  namentlich  wäre  es  für  den  Anwalt  be- 
sonders schwierig,  den  Notariatsakt  in  gleichem  Interesse  der 
Beteiligten  aufzunehmen.  Der  Juristentag  beschloss  dann,  das« 
das  Notariat  von  der  Rechtsanwaltschaft  getrennt  werden  soll **. 

Ein  Gegner  erwuchs  der  Trennung  in  Gkbist,  dessen  be- 
kannte Schrift  über  die  Advokatur  so  den  weitaus  grössten  Ein- 
fluss  auf  die  heutige  Ausgestaltung  unserer  Rechtanwaltschaft 


16  P  r  e  u  b  s.  Not.-Gesetz  §6.  Hannoversche  Notariateordnung  §  27. 
Ziff.  2.  Die  sächsische  Notariatsordnung  vom  5.  September  1892  hat  das 
Urkundenverbot  ganz  fallen  lassen:  »weil  gerade  der  Notar  oft  am  ge- 
eignetsten für  die  Beurkundung  der  Rechtsverhältnisse  ist,  der  es  durch  die 
ProcessfÜhrung  gründlich  kennen  gelernt  hat."     Weisler  a.  a.  O.  S.  231. 

27  Verhandlungen  Bd.  I,  S.  49  ff. 

28  Verhandlungen  Bd.  I,  S.  343. 

29  Verhandlungen  Bd.  II,  S.  321. 

80  Freie  Advokatur.  Die  erste  Forderung  aller  Justizreform  in  Preussen. 
Berlin  1867. 
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ausgeübt  hat.  Gnäist  spricht  sich  dagegen  aus,  weil  die  Ver- 
bindung beider  Berufe  dem  Advokaten  die  schätzenswerte  Praxis 
der  Kautelarjurisprudenz,  dem  Notar  die  wissenschaftliche  Auf- 
fassung seines  Berufes,  die  Garantie  gegen  den  leider  oft  hand- 
werksmässigen  Betrieb  des  Notariats  gewähre.  Die  Trennung 
sei  in  kleinen  Orten  doch  nicht  ausführbar  und  empfehle  es 
sich,  wo  so  viele  neue  Existenzen  zu  begründen  seien,  wie  in 
einer  freien  Advokatur,  keine  Nahrungsquelle  durch  Scheidungen 
zu  verstopfen81. 

Im  Gegensatz  zu  Gnbist  sprach  sich  Bohlmann  wieder  für 
die  Trennung  aus32.  Bohlmann  hält  zwar  die  Verbindung  mit 
dem  Notariat  für  vorteilhaft  für  den  Anwaltsberuf,  nicht  aber 
die  Verbindung  mit  der  Anwaltschaft  für  das  Notariat.  Zu- 
nächst würden  im  Falle  der  Trennung  manche  gegen  die  Kom- 
petenzerweiterung der  Notare  bestehenden  Bedenken  schwinden, 
da  die  Berufstätigkeit  des  Anwalts  vielfach  mit  der  des  Notars 
in  Konflikt  gerate.  Kautelen  würden  hier  nicht  viel  helfen. 
Der  Vorteil,  den  die  Notare  durch  die  gleichzeitige  Ausübung 
der  Rechtsanwaltschaft  hätten,  dass  sie  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung mit  der  Rechtsprechung  im  regeren  Verkehr  mit  dem 
Publikum  und  in  grösserer  Uebung  für  Abwickelung  schwieriger 
Rechtsverhältnisse  bleiben  würden,  würde  durch  die  Zeitbeschrän- 
kungen und  «das  Element  einer  gewissen  prozessualen  Unruhe, 
welche  die  gleichzeitige  Anwaltsfunktion  in  den  Notar  hinein- 
trägt/ bei  weitem  aufgewogen.  Der  Anwalt  habe  sehr  selten 
nach  den  vermögensrechtlichen  Wirkungen  des  Rechtsstreits  und 
nach  der  Zweckmässigkeit  zu  fragen,  dagegen  habe  der  Notar 
eine  an  den  arbiter  erinnernde  ausgleichende  Gerechtigkeit  zu 
vertreten  und  Prozesse  im  Keime  zu  ersticken,  wobei  die  Ad- 
vokatur hinderlich  wäre.     Ferner  würde  ein  geschlossenes  No- 

"  A.  a.  0.  S.  93  a.  94. 

31  Grenze  und  Ziele  der  neuen  Notariataordnung  in  Behrknds'  Zeitschrift 
für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege.    Bd.  V,  S.  108. 
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tariat  ein  Gegengewicht  gegen  die  freie  Advokatur  bilden.  Auf 
dem  Lande  möge  man  ausnahmsweise  in  Bedürfnisfallen  eine 
Verbindung  des  Notariats  mit  der  Anwaltschaft  an  den  unteren 
Gerichten  zulassen.  Auf  Bohlmanns  Antrag  hat  dann  der 
IX.  Juristentag  (1871)  wegen  der  Verschiedenheit  der  beider- 
seitigen Berufsthätigkeiten  die  Trennung  beschlossen".  In 
gleichem  Sinne  äusserte  sich  der  Anwaltstag  in  Köln34 
(1876). 

Durch  die  Rechtsanwaltsordnung  vom  1.  Juli  1878  wurde 
die  Frage  bekanntlich  nicht  gelöst.  Sie  ist  nach  wie  vor  eine 
offene.  In  einem,  Dezember  1885,  in  der  juristischen  Gesell* 
schaft  zu  Berlin  gehaltenen  Vortrag  sprach  sich  der  Ende  vorigen 
Jahres  in  so  scheusslicher  Weise  hingemordete  Justizrat  Lsvt 
prinzipiell  und  nicht  nur  aus  Opportunitätsgründen  für  die  Ver- 
einigung beider  Berufe  aus.  Levy  bezog  sich  dabei  unter  an- 
derem auf  die  Gewöhnung  des  Publikums  nur  eine  Person  als 
Berater  in  seinen  Rechtsangelegenheiten  zu  besitzen  und  darauf. 
dass  an  kleinen  Orten  Rechtsanwälte  ohne  das  Notariat  und  No- 
tare ohne  die  Rechtsanwaltschaft  nicht  bestehen  könnten85.  Aehn- 
lich  äusserte  sich  auch  Schultzenstein,  welcher  noch  hervorhob, 
dass  die  Trennung  nur  von  Fachleuten,  nicht  aber  vom  Publi- 
kum gefordert  werde,  in  dessen  Interesse  die  Verbindung  beider 
Stellungen  liegen  würde36.  Nachdem  die  Sache  wieder  einige 
Zeit  geruht,  kam  sie  durch  den  Plan  der  preussischen  Re- 
gierung, auch  in  der  Rheinprovinz  das  Notariat  mit  der  Rechts- 


83  Verhandlungen  Bd.  III,  S.  125  u.  360. 

84  Sieoeth,  Die  Rechtsanwaltsordnung  vom  1.  Juli  1878.  Pirna  und 
Leipzig  (ohne  Jahreszahl)  S.  5. 

85  Ueber  die  einheitliche  Regelung  des  deutschen  Notariats  im  Deutschen 
Reiche  in  der  deutschen  Notariatszeitung  1887,  S.  72.  Gründe  sind  in 
diesem  Auszug  nicht  angegeben,  dass  Herr  Justizrat  Levt  sich  auf  die  im 
Texte  angegebenen  Gründe  berief,  weiss  ich  aus  einer  brieflichen  Mitteilung 
desselben. 

36  Zeitschrift  für  deutschen  Civilprocess,  Bd.  XVII,  202. 
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anwaltschaft  zu  verbinden,  von  neuem  in  Fluss.  Von  den  Gut- 
achten, welche  über  die  Frage  erstattet  wurden,  sprachen  sich 
das  Oberlandesgericht  und  mehrere  Landgerichte  da- 
für, der  rheinische  Notariatsverein97  und  die  rheinische 
Anwaltskammer*8  dagegen  aus,  ohne  wesentlich  neue  Ge- 
sichtspunkte zu  bringen. 

Nachdem  von  den  Gutachtern,  welche  sich  für  die  Trennung 
aussprachen,  die  Parteilichkeit  des  Advokaten  und  die  Unpartei- 
lichkeit des  Notars  bis  zum  Ueberdruss  betont  worden  war,  warf 
Prischl  einen  neuen  Gesichtspunkt  in  die  Debatte39.  Nach 
Prischl  sei  die  Advokatur  ein  auf  Uneigennützigkeit  gegründeter 
Beruf,  die  Prokuratur  dagegen,  ebenso  wie  das  Notariat  ein 
Geschäft.  Letzteres  sei  daher  mit  der  Prokuratur,  nicht  aber 
mit  der  Advokatur  vereinbar.  Es  sei  kein  Grund  vorhanden, 
wie  in  England,  wo  die  öffentlichen  Notare  zur  Gilde  der 
Geldmakler  (scriveners)  gehörten 40  und  Notariatsgeschäfte  von 
den  Solicitors  besorgt  'würden,  jene  nicht  auch  in  Deutsch- 
land den  Rechtsanwälten,  die  nichts  weiter  als  Prokuratoren 
mit  Plaidierbefugnis  wären41,  zu  übertragen.  Weiter  käme  in 
Betracht,  dass  das  Notariat  der  Lokalisierung,  d.  h.  der  Fixierung 
auf  einen  bestimmten  Ort  mit  territorial  begrenzten  Wirkungs- 
kreis verlange,  die  Advokatur  dagegen  es  am  allerwenigsten 
vertrage,  in  die  Stelle  eines  Lokalamts  eingezwängt  zu  werden  42. 
Einen  Nachfolger  hat  Prischl  in  Kruse43  gefunden,  der  wie 
sein  Vorbild  alles  Heil  von  der  Trennung  der  Advokatur  von  der 
Prokuratur  erwartet   und    das  Notariat    zwar  nicht  mit   jener, 


37  Rhein.  Notariatszeitschrift  1887,  Nr.  10. 
88  Deutsche  Notariatszeitung  1888,  S.  27. 
19  A.  a.  0.  S.  847  ff. 

40  Gundermann,   Richteramt  und   Advokatur  in  England.     München 
1869,  S.  87. 

41  Vgl.  dagegen:  Archiv  XI,  18. 

42  A.  a.  0.  S.  855. 

"  Richteramt  und  Advokatur.    Leipzig  1897. 
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wohl  aber  mit  dieser  für  vereinbar  hält.  «Wenn  es  irgend  ein 
sicheres  Mittel  gegeben  hat,  die  Advokatur  in  die  Niederungen 
des  »Gewerbes4  herabzuziehen,  so  ist  es  die  Verbindung  derselben 
mit  dem  Notariate  gewesen  44. 

Sehen  wir  nun  zu,  wie  Weisler  sich  zur  Frage  stellt. 
Weislers  Ansicht  verdient  nicht  nur  wegen  der  Autorität,  welche 
dieser  hervorragende  Schriftsteller  über  das  Notariat  gemesst, 
sondern  auch  um  deswillen  besondere  Beachtung,  weil  sich 
seine  Wahrnehmungen  vorzugsweise  auf  die  Zeit 
nach  Einführung  des  mündlichen  Verfahrens  be- 
ziehen. Die  Verbindung  beider  Berufe  hält  Weislkb  für  un- 
thunlich:  „Ist  der  Anwalt  mit  Prozessen  überhäuft,  so  fällt  das 
Notariat  in  die  Hände  seines  Kanzleibeamten  .  .  .  Der  Anwalt, 
der  im  mündlichen  Prozesse,  den  grössten  Teil  seiner  Zeit  in  den 
Gerichtssälen  zubringen  muss,  hat  die  ihm  bleibenden  wenigen 
Stunden  des  Nachmittags  zu  teilen  zwischen  den  Besprechungen 
mit  seinen  Machtgebern,  dem  Anfertigen  von  Schriftsätzen  und 
dem  Notariat.  Oder  er  muss  im  Gerichtsgebäude  in  atemloser 
Hast  mit  fortwährenden  Unterbrechungen  Notariatsakte  auf- 
nehmen11 45.  In  seinem  neuesten  Werke  lässt  Weislkb  sich 
zwar  nicht  direkt  zur  Frage  aus,  erwähnt  aber  zwei  Thateachen. 
welche  gegen  die  Vereinigung  sprechen.  Zunächst  hebt  Wjeislek 
hervor,  dass  in  allen  Ländern,  wo  ein  selbständiges  Notariat 
besteht,  die  wissenschaftliche  Behandlung  desselben  auf  einer 
weit  höheren  Stufe  sich  befinde,  als  da,  wo  dieses  mit  der 
Rechtsanwaltschaft  verbunden  ist 46.  Weiter  würden  nach  Wkislki 


44  A.  a.  0.  S.  19. 

49  Die  Zukunft  des  deutschen  Notariats.  Deutsche  Notariatneüoog 
1890,  S.  180. 

46  „Wenn  lebhafte  schriftstellerische  Beth&tigung  ein  Zeichen  wissen- 
schaftlichen Interesses  ist,  so  lässt  sich  behaupten,  dass  die  Verbindung  mit 
der  Rechtsanwaltschaft  das  Notariat  wissenschaftlich  herunterbringt*.  Daa 
Notariat  der  preussischen  Monarchie  S.  59. 
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in  Preussen  die  Rechtsanwälte  und  Notare  das  Notariat  als 
ein  recht  nützliches,  gewinnbringendes,  aber  untergeordnetes, 
ganz  gut  von  der  Schreibstube  zu  besorgendes  Nebengesch'äft 
betrachten47. 

Diese  zuletzt  erwähnte  Wahrnehmung  findet  eine  merk- 
würdige Bestätigung  durch  eine  Eingabe,  welche  der  Ver- 
band deutscher  Bureauvorsteher  an  den  deutschen 
Anwaltsverein  zur  Verbesserung  der  Stellung  der  Bureau- 
vorsteher gerichtet  hat.  Es  heisst  darin 48:  «Der  Bureau  Vorsteher 
hat  meist  noch,  wenn  der  Rechtsanwalt  zugleich  Notar  ist,  die 
Bewältigung  des  Notariats"  . . .  „Es  liegt  demselben  die  Register- 
führung, die  Anfertigung  der  Beglaubigungsklausel,  die  Aufstellung 
der  Kostenrechnung,  ja  die  Aufstellung  von  Notariatsinstrumenten 
selbst  ob" . . .  „Es  könnte  fast  für  den  Augenblick  scheinen,  als  hätte 
ich  bei  Aufzählung  dieser  Obliegenheiten  der  Berliner  Bureau- 
vorsteher allzusehr  in  das  Arbeitsgebiet  des  Chefs  eingegriffen. 
Dem  ist  jedoch  nicht  so.  Ich  gehe  nämlich  ganz  von  der  Be- 
trachtung meiner  Stellung  aus,  die  derjenigen  zahlreicher  Kol- 
legen ähnlich  ist  und  ich  weiss,  dass  der  Chef  vielfach  über- 
bürdet ist,  da  er  vormittags  mit  Abwarten  von  Terminen  zu- 
bringen und  oft  Geschäftsreisen  machen  muss  und  daher  wenig 
Zeit  bleibt.  Die  Nacbmittagsstunden  werden  mit  dem  Anfertigen 
schleuniger  bezw.  wichtiger  Schriftsätze  und  Konferenzen  und 
der  Abend  wieder  mit  Schriftsätzen  und  der  Bearbeitung  des 
Dezernats  ausgefüllt.8 

III.  Die  Rechtsprechung. 

Für  die  Prüfung  unserer  Frage  erscheint  die  Rechtsprechung, 
welche  sich  auf  Konflikte  der  Thätigkeit  des  Notars  und  des 
Rechtsanwalts  bezieht,  selbstverständlich  von  grosser  Bedeutung, 


47  A.  a.  0.  S.  171,  Note  1.  —  In  der  deutschen  Juristenzeitung  II,  160 
will  jedoch  W.  die  Vereinbarkeit  für  kleine  Orte  beibehalten. 

48  Abgedruckt  in  der  juristischen  Wochenschrift  1890,  S.  852. 
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weil  aus  ihr  die  Unzuträglichkeiten,  zu  denen  die  Ausübung 
beider  Berufe  etwa  führen  könne,  am  deutlichsten  zu  ersehen 
sind.  Da,  wie  bereits  bemerkt  wurde  (S.  406),  der  notarielle  Beruf 
in  der  Beurkundung  und  in  der  Vermögensregulierung  besteht, 
so  müssen  Konflikte,  welche  sich  aus  diesen  beiden  Thätig- 
keiten  mit  der  eigentlichen  Rechtsanwaltsthätigkeit  (Konsultation 
und  Prozessführung)  und  der  Stellung  des  Anwalts  im  öffentlichen 
Leben  (Gegengewicht  gegen  die  Macht  des  Beamtentums)  vielleicht 
ergeben,  in  den  Kreis  unserer  Betrachtung  gezogen  werden.  Es 
sind  mir  jedoch  nur  die  Entscheidungen  des  Ehrengerichtshofe 
für  deutsche  Rechtsanwälte49  und  des  Reichsgerichts  zur  Ver- 
fügung gestanden.  Entscheidungen  von  Disziplinarbehörden,  bezw. 
Gerichten  für  Notare  sind  mir  nicht  zugänglich  gewesen,  welche 
gleichfalls  eine  reiche  Ausbeute  für  unsere  Frage  enthalten 
dürften.  Von  den  Entscheidungen  des  Ehrengerichtshofs  und 
des  Reichsgerichts  sollen  hier  nur  die  folgenden  als  die  bedeut- 
samsten angezogen  werden.  Davon  sind  Nr.  1 — 9  Entscheidungen 
des  E.G.H/s  und  Nr.  10  ist  ein  Urteil  des  R.G.'s. 

1.  In  Bd.  I,  S.  209  ist  ein  Fall  angegeben,  dass  ein  Rechts- 
anwalt (R.A.)  und  Notar  (N.)  den  Bedingungen  der  von  ihm 
als  N.  vorgenommenen  Versteigerung  und  der  ihm  bekannten 
Bestimmungen  des  Zahlenden  zuwider  gewisse  Zuschlagsprozente 
der  Steiggelder,  welche  auf  Vertrags-  und  Stempelkosten  zu 
verwenden  waren,  zur  Tilgung  einer  ihm  aus  Anwaltsgeschäften 
gegen  den  Schuldner  zustehenden  Forderung  benutzte.  Eine 
solche  Unregelmässigkeit  wäre  nicht  möglich  gewesen,  wenn  der 
N.  nicht  auch  noch  gleichzeitig  die  R.A.  ausgeübt  hätte. 

2.  Nach  Bd.  III,  S.  92  hatte  ein  R.A.  und  N.  in  letzt- 
erwähnter Eigenschaft  durch  seinen  Bureauvorsteher  in  unnötiger 


49  Herausgegeben  vom  Schriftführeramt  des  deutschen  AnwaltevereÜM. 
7  Bände.    Berlin  1884—1896. 
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Weise  lediglich    um   Gebühren    zu  machen,   Notariatsakte    an- 
fertigen lassen. 

3.  Einen  ähnlichen  Fall  behandelt  Bd.  IV,  S.  133.  Hier 
erfolgten  die  Gebührenüberhebungen  aus  dem  Notariat  gleich- 
falls durch  den  Bureauvorsteher.  Der  R.A.  und  N.  konnte  den- 
selben wegen  Arbeitsüberbürdung  nicht  kontrollieren  und  hatte 
aus  dem  gleichen  Grunde  ihm  die  Bearbeitung  des  Notariats 
allein  überlassen.  Er  bemerkte  zu  seiner  Verteidigung:  „Es 
sei  bei  den  Notaren  allgemeiner  Gebrauch,  dass  den  Bureau- 
beamten die  Vorbereitung  der  Notariatsgeschäfte  soweit  über- 
tragen werde,  dass  schliesslich  der  N.  nur  noch  eine  Prüfung 
der  verhandelten  und  aufgenommenen  Akt  eintreten  lasse." 
A.  a.  O.  S.  140.  Der  Betreffende  wurde  laut  Urteil  des  grossen 
Disziplinarsenats  des  Kammergerichts  aus  dem  Amte  als  Notar 
entlassen  und  erhielt  wegen  dieser  Handlung  als  Rechtsanwalt 
eine  Disziplinarstrafe  von  1000  Mk.  Derartige  Urteile  bilden 
den  besten  Beweis  für  die  Verwirrung,  zu  der  die  Verbindung 
beider  Berufe  Anlass  bietet,  indem  der  Disziplinarsenat  für  No- 
tare Rechtsanwaltsgeschäfte  und  der  Ehrengerichtshof  für  Rechts- 
anwälte Notariatsgeschäfte  vor  sein  Forum  zieht50. 

4.  In  Bd.  V,  S.  159  ist  eine  Sache  mitgeteilt,  dass  ein 
R.A.  und  N.  aus  dem  Amte  als  N.  entlassen  wurde,  weil  er 
auf  seinem  Bureau  an  ihn  konsultierenden  Frauenspersonen  un- 
sittliche Handlungen  vorgenommen  hatte,  was  vom  Bureau- 
personal bemerkt  wurde.  Als  R.A.  erhielt  er  wegen  derselben 
Verfehlungen  eine  Geldstrafe  von  3000  Mk.,  „weil  die  Aus- 
schliessung von  der  R.A.  als  ein  weit  härteres  Straf  übel  wirken 
musste,  wie  die  von  der  Disziplinarbehörde  gegen  ihn  als  N. 
ausgesprochene  Disziplinarstrafe/  Man  sollte  glauben,  dass, 
wenn  jemand  wegen  derartiger  Handlungen  nicht  mehr  Notar 
sein   kann,   er   auch   als  R.A.   nicht  mehr  möglich   wäre,    oder 

*°  Weisleb  a.  a.  O.  S.  199. 
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wurde  vielleicht  nur  deshalb  auf  Dienstentlassung  als  N.  erkannt, 
weil  er  ja  immer  noch  Rechtsanwalt  bleiben  konnte  und  nicht 
subsistenzlos  wurde? 

5.  Nach  Bd.  VI,  S.  36  hatte  ein  R.A.  als  N.  für  die 
Erben  B.  Nachhypotheken  auf  die  Häuser  des  A.  bestellt,  jenen 
Mietzinsen  verpfändet  und  nachdem  A.  in  Konkurs  geraten  war, 
auf  ein  Zwangsvergleichungsverfahren  hingewirkt,  gleichzeitig 
aber  die  Erben  B.  in  diesem  Verfahren  vertreten.  Hier  sehen 
wir  eine  Kollision  zwischen  Thätigkeit  als  N.  und  als  R.A.  Er 
vertrat  beide  Parteien;  als  N.,  indem  er  einen  Pfand  vertrag 
zwischen  A.  und  B.  schloss;  und  als  R.A.,  indem  er  namens  des 
A.  dem  B.  vorschlug,  seine  Forderung  zum  Zwecke  eines  Zwangs- 
vergleichs herabzusetzen  und  im  Namen  des  B.  seine  Zustimmung 
dazu  erteilte. 

6.  In  einem  anderen  Falle  Bd.  VI,  S.  47  hatte  ein  R.A.  als 
N.  zu  einem  betrügerischen  Bankerott  dadurch  mitgeholfen,  dass 
er  laut  notariellen  Aktes  die  Immobilien  des  überschuldeten  K 
verpachtete  und  das  Gutsinventar  an  den  Pächter  verkaufte.  Das 
Mobiliar  des  E.  wurde  auf  dem  Bureau  des  R.A.  und  N.  durch 
einen  Winkelkonsulenten  verkauft.  Als  der  Kauf  von  Gläu- 
bigern des  E.  als  fraudulös  angefochten  wurde,  wurden  in  der 
Nacht  die  verkauften  Gegenstände,  sowie  die  Ernte  mit  Vor- 
wissen des  R.A.  und  N.  fortgeschafft. 

7.  Ein  R.A.  und  N.  hatte  die  Schuldenregulierung  eines 
überschuldeten  Rittergutsbesitzers  übernommen.  Zu  diesem  Zwecke 
sollte  das  Gut  verkauft  werden.  Auf  demselben  lasteten  unter 
anderem  eine  Grundschuld  zu  gunsten  einer  Frau  C.  in  der  Höhe 
von  135000  Mk.  Der  R.A.  und  N.  verkaufte  das  Gut  um 
1095000  Mk.  an  den  Fiskus.  Da  der  bedungene  Preis  zur 
Löschung  der  auf  dem  Gut  lastenden  Hypotheken  und  Grund- 
schulden  nicht  ausreichte,  so  war  vom  Fiskus  die  Bedingung 
gestellt  worden,  dass  zu  seiner  Sicherung  mindestens  200000  Mk. 
von  den  eingetragenen  Hypotheken  und  Grundschulden  gelöscht 
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bezw.  auf  ihn  übertragen  werden,  wozu  sich  der  R.A.  und  N. 
bereit  erklärte.  Derselbe  liess  sich  von  den  Eheleuten  G.  eine 
Vollmacht  zur  Gession  der  135000  Mk. ,  welche  aber  in  die 
Form  einer  Gession  gekleidet  war,  ausstellen  und  bestellte  am 
anderen  Tag  die  Eheleute  C.  auf  sein  Bureau  zur  notariellen 
Verbriefung  der  Cession.  Frau  G.  hatte  aber  die  Vollmacht 
widerrufen.  Nichtsdestoweniger  cedierte  der  R.A.  und  N.  die 
Forderung  der  G.  an  den  Fiskus.  Als  sich  nun  die  Eheleute  G. 
weigerten,  die  Cession  zu  verbriefen,  drohte  er  eine  Klage  gegen 
sie  anzustellen.  Von  dem  R.A.  und  N.  eingeschüchtert  und  aus 
Furcht  vor  den  hohen  Prozesskosten  haben  die  Eheleute  G. 
schliesslich  die  Gession  an  den  Fiskus  vorgenommen.  Nur  da- 
durch, dass  der  N.  auch  R.A.  war,  ist  dieses  Manöver  möglich 
gewesen,  denn  nur  so  war  er  im  stände,  jene  mit  einer  Klage 
zu  bedrohen  und  sie  zu  einer  ihnen  nachteiligen  Handlung  zu 
veranlassen.     Bd.  VI,  Nr.  49. 

8.  Zu  welchen  Konflikten  die  Verbindung  der  R.A.  mit  Ver- 
mögensverwaltungen (S.  424)  führen  kann,  zeigt  uns  ein  im 
Bd.  VI,  S.  217  ff.  mitgeteilter  Fall.  Ein  R.A.  hatte  die  Verteidigung 
eines  gewissen  6.  übernommen  und  sich  dafür  2000  Mk.  aus- 
bedungen. Nachdem  auch  die  von  jenem  eingelegte  Revision 
ohne  Erfolg  gewesen  und  das  Urteil  rechtskräftig  geworden  war, 
ferner  6.  seine  Strafe  angetreten,  benutzte  der  Verteidiger  die 
Notlage  seines  Klienten  und  liess  sich  von  dem  Verhafteten  das 
Honorar  auf  3000  Mk.  erhöhen.  Damit  nicht  zufrieden,  liess  sich 
gleichzeitig  der  R.A.  einen  Revers  von  6.  unterschreiben,  worin 
sich  dieser  verpflichtete,  ihm  ein  Honorar  von  10000  Mk.  für 
die  Verwaltung  seines  Vermögens  während  seiner  achtzehn- 
monatlichen Haft  und  für  die  Führung  zahlreicher  Prozesse  zu 
bezahlen.  Obgleich  die  Entlassung  des  6.  aus  der  Haft  schon 
nach  neun  Monaten  erfolgte,  hatte  der  R.A.  die  10000  Mk. 
dennoch  erhoben  und  auf  Reklamationen  des  G.  nicht  heraus- 
gegeben.    Auch   diese  Beutelschneidereien   wären  nicht  möglich 
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gewesen,  wenn  der  Vermögensverwalter  nicht  gleichzeitig  <L? 
Vertrauensstellung  eines  R.A.  besessen,  infolgedessen  er  zn  G. 
erleichterten  Zutritt  gehabt  und  diesen  in  seine  Gewalt  bekommer 
hätte. 

9.  Gleichfalls  ein  Beleg  dafür,  welche  Missbrauche  möglicL 
sind  und  welche  Gefahren  daraus  für  das  Publikum  entstehen 
können,  wenn  Maklergeschäfte  von  Anwälten  besorgt  werdet, 
dient  ein  in  Bd.  VII,  S.  98  mitgeteilter  Prozess.  Ein  R.A. 
hatte  von  einem  gewissen  D.  den  Auftrag  erhalten,  ein  Grund- 
stück zu  verkaufen.  Er  liess  sich  dasselbe  durch  einen  sogen. 
Präliminarvertrag  übertragen.  Nachdem  dies  geschehen,  legte 
er  dem,  nach  seinen  eigenen  Angaben  nicht  völlig  normalen  D. 
einen  zweiten  Vertrag  vor,  wonach  dieser  das  Grundstück  an 
den  R.A.  als  den  Vertreter  einer  in  schlechten  Vermögensrer- 
hältnissen  stehenden  Immobiliengesellschaft  verkaufte.  Als  D. 
sich  weigerte,  den  zweiten  Vertrag  zu  unterzeichnen,  griff  der 
R.A.  auf  den  ersten  Vertrag  zurück,  laut  welchem  D.  ihm  da> 
Grundstück  übertragen  hatte,  trat  seine  Rechte  an  die  Imm^ 
biliengesellschaft  ab,  trotzdem  D.  ausdrücklich  erklärte,  sich  mit 
dieser  nicht  einzulassen,  und  klagte  als  Bevollmächtigter  der 
insolventen  Gesellschaft  gegen  D.  auf  Verbriefung  des  Kau:- 
geschäftes  mit  der  Gesellschaft.  Diese  verlor  zwar  den  Proz«r». 
aber  D.  hatte,  weil  jene  die  Kosten  nicht  zahlen  konnte,  grossen 
materiellen  Schaden.  Zu  bemerken  ist,  dass  der  R.A.  von  beider 
Parteien  sich  sehr  bedeutende  Honorare  hat  zusichern  lassei.. 
Die  Thatsache,  dass  der  Makler  die  prozessuale  Gewalt  de> 
R.A.  hatte,  ermöglichte  den  Versuch,  das  Grundstück  in  <L«r 
Hände  der  zahlungsunfähigen  Gesellschaft  zu  spielen  und  seine:* 
Auftraggeber  um  den  Kaufpreis  zu  prellen. 

10.  Zum  Schluss  sei  noch  ein  Urteil  des  R.G.'s  in  Straf* 
sachen  erwähnt  (Entsch.  Bd.  XXHI,  S.  60).  Ein  R.A.,  der  d* 
Vermögensregulierung  einer  überschuldeten  Persönlichkeit  über- 
nommen hatte,  hat  trotzdem  gegen  seinen  Klienten  zu  grasten 
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von  dessen  Gläubigern  Urteile  erwirkt  und  Hypothekeneinschrei- 
bungen auf  seine  Güter  genommen.  Derselbe  hat  also  eine 
Verwalterthatdgkeit  ausgeübt,  seine  Stellung  als  R.A.  aber  be- 
nutzt, um  für  andere  Personen  gegen  seinen  Schutzbefohlenen 
Prozesse  zu  führen,  wodurch  das  Arrangement  seines  Klienten 
mit  den  Gläubigern  erschwert  wurde.  Mit  Recht  wurde  der 
ß.A.  nach  §  356  R.St.G.  wegen  Prävarikation  bestraft. 

Diese  zehn  Sachen  dürften  genügen,  um  bezüglich  der  Frage, 
ob  Notariat  und  Vermögensverwaltungen  mit  der  Rechtsanwalt- 
schaft vereinbar  seien,  sich  ein  Urteil  zu  bilden.  Ein  ehrlicher 
Anwalt  wird  seine  prozessuale  Gewalt  nicht  zum  Schaden  seiner 
Machtgeber  missbrauchen  und  aus  der  Vielseitigkeit  seines  Be- 
rufs zum  Nachteil  seiner  Klienten  Nutzen  ziehen,  ebensowenig, 
wie  Mündel-  und  Nachlassgelder  veruntreuen,  wovon  gleichfalls 
verschiedene  Urteile  des  Ehrengerichtshofs  handeln  und  worüber 
auch  Strafurteile  ergangen  sind51.  Freilich  treffen  derartige 
Verfehlungen  den  Einzelnen,  sie  fallen  aber  auf  den  ganzen 
Stand  zurück  und  erschweren  ihm  die  Aufgabe,  ein  Gegen- 
gewicht gegen  die  Macht  des  Beamtentums,  insbesondere 
der  Staatsanwaltschaft,  die  solche  Dinge  zu  verfolgen 
hat,  zu  bilden  (IV). 

IV.  Ergebnisse. 

Wie  aus  Vorstehendem  zu  ersehen  ist,  erscheint  eine  Tren- 
nung des  Notariats  von  der  Rechtsanwaltschaft  dringend 
geboten.  Unzweifelhaft  liegt  sie  im  Interesse  des  Notariats. 
Da  beim  mündlichen  Verfahren  die  Kraft  des  Anwalts  in  vollem 


M  Nach  der  Uebersicht  der  Jahresberichte  der  Kammervorstände 
Dezember  1895  haben  innerhalb  des  Berichtsjahres  14  strafrechtliche  Unter- 
suchungen gegen  Rechtsanwälte  stattgefunden,  darunter  9  wegen  Untreue 
und  verwandten  Vergehen.  —  Auch  in  allerjüngster  Zeit  hat  man  in 
Zeitungen  von  gegen  Anwälten  anhängigen  Strafsachen  gelesen,  welche  die 
Verübung  von  Eigentumsverbrechen  zum  Gegenstand  haben. 
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Masse  in  Anspruch  genommen  wird  und  dessen  Thätigkeit  in 
diesem  Verfahren  kein  Abschieben  auf  Hilfskräfte  zulässt,  so 
ist  der  Anwalt,  der  gleichzeitig  Notar  ist,  genötigt,  das  Notariat 
von  Schreibern  versehen  zu  lassen  (II.  i.  f.  III.  2.  u.  3).  Daas 
aber  dies  ein  unhaltbarer  Zustand  ist,  kann  bona  fide  niemand 
in  Abrede  stellen.  Nicht  nur  werden  Geschäfte,  zu  denen 
Rechtskenntnisse  erforderlich  und  bei  denen  durchaus  nicht 
selten  ganz  intrikate  Fragen  zu  lösen  sind,  von  gewöhnlichen 
Routiniers  besorgt,  sondern  es  wird  auch  die  Verantwortlichkeit 
des  Notars  für  seine  Handlungen  abgeschwächt.  Gebühren- 
überhebungen und  unnützes  „Aktemachen*  wird  mit  Recht  oder 
Unrecht  auf  das  Konto  des  Schreibers  gesetzt,  worin  eine  grosse 
Gefährdung  des  Publikums  gefunden  werden  muss.  Der  Notar 
ist  aber  nicht  bloss  Urkundsperson,  sein  Beruf  bringt  es  mit 
sich,  dass  er  sich  auch  mit  den  Vermögensverhältnissen  seiner 
Klientel  beschäftigt  (Einleitung).  Nun  kann,  wie  wir  gesehen 
haben  (III,  7 — 9),  die  dem  Rechtsanwalt  eingeräumte  prozessuale 
Gewalt  von  diesem  zum  Nachteil  derjenigen  missbraucht  werden, 
deren  Vermögensangelegenheiten  er  zu  ordnen  hat,  ferner  kann 
die  dem  Rechtsanwalt  gewährte  Möglichkeit  anderen  Personen, 
welche  an  den  von  ihm  verwalteten  Vermögensmassen  interes- 
siert sind,  seine  Dienste  zu  leihen,  zu  Kollusionen  Anlass  geben, 
wie  gleichfalls  dargethan  wurde  (III,  5  u.  10).  Die  gleichzeitige 
Ausübung  der  Rechtsanwaltschaft  bildet  also  eine  Gefahr  für 
das  Notariat,  sei  es,  dass  dieses  infolgedessen  nicht  ordentlich 
versehen  werden  kann,  sei  es,  dass  die  Vielseitigkeit  des  An- 
waltsberufs verbunden  mit  der  ihm  zustehenden  prozessualen 
Gewalt  Verlockungen  zu  undelikaten,  ja  selbst  unredlichen  Hand- 
lungen darbietet58.  Auf  die  Zustände  im  preussischen  No- 
tariat und  der  preussischen  Rechtsanwaltschaft  vor  1879 
kann    man    absolut    nicht    verweisen.      Sie    gewähren    keinerlei 


52  Prischl  a.  a.  0.  S.  845. 
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Analogie  mit  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  weder  hinsicht- 
lich des  Personals,  noch  hinsichtlich  der  Berufstätigkeit.  Die 
altpreussischen  Rechtanwälte  und  Notare  hatten  nicht  nur  durch- 
weg eine  lange  und  ehrenvolle  Richterlauf  bahn  hinter  sich  und 
waren  in  ihrem  Charakter  bereits  gefestigt,  als  sie  ihr  verant- 
wortungsvolles Amt  übernahmen,  sondern  sie  hatten  zufolge  des 
numerus  clausus  so  bedeutende  Einnahmen,  dass  darin  wohl  eine 
gewisse  Garantie  gegen  Unlauterkeiten  gefunden  werden  konnte, 
wenngleich  es  selbst  zu  jener  Zeit  nicht  an  solchen  fehlte.  Heut- 
zutage dagegen  sind  es  viel  jüngere  Leute,  welche  in  die  Stellung 
eines  Rechtsanwalts  und  Notars  eintreten,  sodann  sind  die  Ein- 
nahmen der  erhöhten  Konkurrenz  wegen  weit  geringer  als  früher 
und  der  Kampf  ums  Dasein  hat  schärfere  Formen  angenommen. 
Aber  auch  die  Anwaltsthätigkeit  ist  infolge  des  mündlichen  Ver- 
fahrens eine  andere.  Während  beim  schriftlichen  Verfahren  der 
Anwalt  in  aller  Ruhe  zu  Hause  seine  Prozesse  erledigen  konnte, 
hat  beim  mündlichen  die  Prozessführung  den  Charakter  eines 
*  Wortgefechtes  an  der  Gerichtsstelle"  angenommen.  Infolgedessen 
ist  die  Thätigkeit  des  Anwalts  viel  aufregender  und  aufreibender 
geworden,  als  sie  ehedem  gewesen  ist.  An  Stelle  des  ruhigen 
gemächlichen  Arbeitens  ist  die  Hast  getreten,  die  durch  die 
Notwendigkeit  Termine  bei  verschiedenen  Gerichten  wahrzu- 
nehmen, noch  ganz  erbeblich  gesteigert  wird.  Dies  alles  sind- 
Dinge,  die  mit  dem  verhältnismässig  beschaulichen  Dasein  eines 
Notars  sich  nicht  vertragen.  Uebrigens  haben  lange  schon  vor 
Einführung  der  Reichsjustizgesetze  preussische  Rechtsanwälte  und 
Notare  die  Trennung  angestrebt  (II.).  Dass  dies  jetzt  nicht  mehr 
geschieht,  namentlich,  dass  in  der  Enquete  des  preussischen  Justiz- 
ministers sich  die  Vorstände  der  Anwaltskammern  über  diese  wichtige 
Frage  ausgeschwiegen  haben,  mag  seinen  Grund  in  den  durch  das 
Notariat  direkt  und  indirekt  erhöhten  Einnahmen  der  Anwälte  und 
darin  haben,  dass  man  mit  der  Uebergabe  der  notariellen  Beur- 
kundungen an  die  Schreibstube  sich  abgefunden  zu  haben  glaubt 
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Das  Interesse  der  Rechtsanwaltschaft  und  die  ihr 
im  öffentlichen  Leben  zukommende  Aufgabe  fordert 
gleichfalls  die  Lostrennung  vom  Notariat.  Der  Notar 
ist  Beamter,  er  ist  als  solcher  von  den  Gerichten  und  Staats- 
anwälten abhängig  und  wird  in  seiner  Berufstätigkeit  von  den 
Behörden  kontrolliert.  Der  Rechtsanwalt  dagegen  muss  völlig 
frei  und  unabhängig  dastehen.  Er  hat  ein  Gegengewicht  zu 
bilden  gegen  die  Macht  des  Beamtentums,  mithin  auch 
gegen  die  Macht  der  Staatsanwaltschaft.  Dies  kann  er 
aber  nicht,  wenn  er  von  ihr  abhängt  und  seine  Berufstätigkeit 
zu  Verfehlungen  Anlass  bieten,  die  ein  Einschreiten  der  Staats- 
anwaltschaft begründen.  Daraus  ergibt  sich,  dass  man  den 
Rechtsanwalt  nicht  nur  möglichst  unabhängig  stellen,  sondern 
auch  solche  Thätigkeiten  von  ihm  möglichst  fernhalten 
muss,  welche  Verlockungen  zu  solchen  Handlungen  in 
sich  schliessen.  Da  in  Deutschland  dies  nicht  geschieht, 
so  fehlt  es  auch  an  jedem  Gegengewicht  gegen  die  Macht  der 
Staatsanwaltschaft,  was  sich  bereits  auf  eine  sehr  unangenehme 
Weise  fühlbar  macht.  Schon  vor53  Aülus  Agebius54,  von 
dessen  Ausführungen  man  so  viel  Aufhebens  machte,  habe  ich 
und  zwar  im  wesentlichen  mit  denselben  Gründen  —  Aulus 
Agerius  bat  diesen  Gedanken  noch  näher  ausgeführt  und  speziell 
in  Bezug  auf  preussische  Verhältnisse  untersucht  —  den  Nachwei> 
zu  führen  versucht,  dass  die  Staatsanwaltschaft  einen  unheil- 
vollen, die  Rechtsprechung  schwer  schädigenden  Einfluss  auf  die 
Gerichte  ausübt.  Denselben  führte  ich,  wie  nach  mir  Aulcs 
Agebius,  der  übrigens  auch   noch   die   einzelnen  Geschäfte  der 


58  Zur  Reform  des  Strafprocesses  und  des  Verteidigerberufs  in  der 
Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft  Bd.  XIII  (1893),  S.  245: 
femer:  Beamtete  und  nichtbeamtete  Strafrichter  in  Frankreich  und  Deutsch* 
land.    Ebenda  Bd.  XV,  S.  549. 

54  Der  Einfluss  der  Staatsanwaltschaft  in  der  preussischen  Justiz. 
Preussische  Jahrbücher  Bd.  81  (1895)  S.  1  ff.,  auch  als  Separatabdruck  er- 
schienen.   Berlin  1896. 
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Staatsanwaltschaft  aufführt,  die  einen  Machtzuwachs  für  dieselbe 
begründen 55,   auf  den  Zusammenhang  zwischen  Richteramt  und 
Staatsanwaltschaft,  welche  einen  Beamtenkörper  (die  Magistratur) 
bilden   und  die  Bevorzugung  von  Staatsanwälten   bei  Besetzung 
höherer  Richterstellen    und   ausserdem   noch    auf   die  unter- 
geordnete Stellung,   welche  im  Deutschen  Reiche  der  Ver- 
teidigerberuf einnimmt,  zurück.   Ja  darin  liegt  sogar  der  Haupt- 
grund des  staatsanwaltschaftlichen  Einflusses,  wie  ein  Blick  auf 
die  französischen  Verhältnisse   auf  das  Deutlichste   darthut.     In 
Frankreich  besteht  derselbe  Zusammenhang  zwischen  Richtern 
und  Staatsanwälten,    wie   bei  uns,   ja  es  hat  dort  die  Staats- 
anwaltschaft gesetzlich  eine  noch  weit  grössere  Bedeutung.    Sie 
hat  nicht  nur  im  Strafprozess  eine  günstigere  Stellung,  sondern 
sie  wirkt  in  Civilsachen  mit  und  bat  ein  Aufsichtsrecht  über  die 
Richter60.    Und  trotzdem  hört  man  dort  keine  Klagen  über  ein 
Prävalieren    derselben.     In    dem    Note    15    erwähnten   Entwurf 
eines  neuen  code  de  procedure  civil e   ist  denn   auch   diese  Mit- 
wirkung beibehalten  worden57.     Im  Gegensatz  zu  Deutsch- 
land  steht  aber  ihr  in  Frankreich   ein  lebenskräftiges 
und    zielbewusstes    Barreau     gegenüber.      Infolgedessen 
geschieht  es  denn  auch,  dass  dort  häufig  Advokaten  in  höhere, 
richterliche    und    staatsanwaltschaftliche    Stellungen    einrücken 
und   die  Justizminister   in   der   Regel  dem  Barreau   entnommen 
werden.     Ausserdem   werden   in  Frankreich  Advokaten  stets 
zu    Ergänzungsrichtern    berufen.       Unsere    Rechtsanwälte    von 
diesen  Ehren  ausgeschlossen,   sehen  sich   einzig  und  allein  auf 
den  Gelderwerb  verwiesen!   Welches  Unheil  daraus  für  die  All- 
gemeinheit sich  ergibt,  braucht  wohl  nicht  weiter  ausgeführt  zu 
werden.    Woraus  schöpft  aber  das  Barreau  seine  Kraft?    Einzig 


»*  A.  a.  0.  S.  5. 

"  v.  Wkinrich,  Zeitschrift  für  das  gesamte  Strafrecht  XV  S.  524. 
47  Vgl.  dazu:  v.  Weinrich  in  der  Zeitschrift  für  deutschen  Civilprocesa 
Bd.  XXI,  S.  447. 
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und  allein  daraus,  dass  es  auf  Grund  einer  Jahrhunderte  alten 
Tradition  sich  Ton  allen  Geldgeschäften  und  allen  Mandate- 
verhältnissen ferne  hält  und  die  Verbindung  mit  allen  auf  solchen 
beruhenden  Berufen  mit  der  Advokatur  für  unvereinbar  erklärt. 
Darum  sind  auch  in  Frankreich  die  Prokuratur  und  das  No- 
tariat prinzipiell  von  der  Advokatur  getrennt,  Art.  42  der 
Ordonnanz  vom  20.  November  1822.  Der  Trennung  der  Pro- 
kuratur von  der  Advokatur  stehen  prozessuale  Bedenken  und  die 
Kostenfrage  entgegen.  Es  hat  sich  denn  auch  in  verschiedenen 
Ländern,  wo  infolge  der  napoleonischen  Kriege  die  französische 
Advokatur  Eingang  fand,  die  Vereinigung  beider  Berufe  vollzogen 
(Archiv  XI,  16 82)  und  in  Frankreich  selbst  wird  sich,  wenn  der 
vorgedachte  Entwurf  Gesetz  wird,  die  Thätigkeit  des  Advokaten 
auf  die  wichtigeren  Sachen  beschränken58.  Allein  der  Grund- 
gedanke dieser  Trennung,  die  Unvereinbarkeit  rechts  wissen- 
schaftlicher Thätigkeit  mit  dem  Betreiben  von  Prozess- 
geschäften lässt  sich  durch  die  Unterscheidung  zwischen  Rechts- 
anwälten an  den  Bechtsmittelinstanzen  und  solchen  an  den  übrigen 
Gerichten  mittelst  strikter  Durchführung  des  Lokalisations- 
prinzips  auch  bei  uns  verwirklichen,  wie  ich  dies  Archiv  XL 
S.  21  u.  31  ff.  nachzuweisen  versuchte.  Dem  stünde  aber 
die  Verbindung  mit  dem  Notariat  entgegen.  Zunächst 
sind  die  mit  demselben  zusammenhängenden  Verwaltungsgeschäfte 
einer  wirklich  wissenschaftlichen  Thätigkeit  hinderlich.  Der 
Rechtsanwalt  an  den  oberen  Instanzen,   wo   die  Erörterung 


58  Nach  den  Entwürfen  eines  neuen  code  de  procednre  civile  wird  in 
den  vor  den  Tribunalen  I.  Instanz  zu  verhandelnden  Sachen  zwischen 
solchen  unterschieden,  in  denen  ein  vorbereitender  Schriften  Wechsel  statt- 
findet, und  solchen ,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist.  In  letzteren  können  dw 
Avoues  plaidieren.  Zufolge  der  Erhöhung  der  friedensrichterlichen  Kompetenz 
(siehe  oben  Note  15)  werden  voraussichtlich  Advokaten  in  Konkurrenz  mit 
den  Avoues  vor  den  Friedensgerichten  auftreten.  Auch  der  Umstand,  dass 
den  Avoues  die  Pforten  des  Handelsgerichts  geöffnet  werden,  dürfte  den 
Advokaten  nachteilig  sein.     v.  Weinrich  a.  a.  0.  S.  440  u.  447. 
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von  Rechtsfragen  eine  grössere  Rolle  spielt  als  in  den  unteren, 
kann  sich  dem  Studium  der  Prozesse  nicht  mit  der  nötigen  Müsse 
hingeben;  wenn  er  sich  auch  noch  mit  solchen  Geschäften  be- 
fassen soll.  Besitzen  wir  trotzdem  unter  den  Notaren,  die 
gleichzeitig  Rechtsanwälte  an  oberen  Gerichten  sind,  ganz  her- 
vorragende juristische  Kapazitäten,  so  sind  dies  Ausnahmen,  die 
für  den  Durchschnitt  nichts  beweisen.  Bei  der  Rechts- 
anwaltschaft am  Reichsgericht  sind  solche  Geschäfte  ausge- 
schlossen. Auch  bei  ihr  beruht,  wie  bei  der  Advokatur  am 
französischen  Kassationshof,  welcher  sie  entspricht,  die  privi- 
legierte Stellung  auf  der  Enthaltsamkeit  von  Verwaltungs- 
geschäften. 

Mit  der  Rechtsanwaltschaft  an  den  Kollegialgerich- 
ten erster  Instanz  ist  das  Notariat  gleichfalls  nicht  ver- 
einbar. Denn  diese  duldet  ebensowenig,  wie  die  Rechtsanwalt- 
schaft an  den  oberen  Gerichten  eine  Zersplitterung  der  Kräfte. 
Wie  der  Rechtsanwalt,  der  seinen  schwierigen  und  aufreibenden 
Beruf  ordentlich  versehen  will,  sich  um  das  Notariat  nicht  küm- 
mern kann,  so  ist  es  umgekehrt  dem  Notar  nicht  möglich,  sich 
mit  den  die  ganze  Kraft  des  Mannes  absorbierenden  Rechts- 
anwaltsgeschäften zu  befassen.  Dazu  kommt,  dass  in  der  ersten 
Instanz  der  Prokurator  mehr  in  den  Vordergrund  tritt  (Archiv 
XII,  32),  dessen  Thätigkeit  eine  Menge  Verlockungen  zu  unred- 
lichen Handlungen  in  sich  schliesst  und  infolgedessen  die  Auf- 
gabe des  Advokaten,  das  Recht  gegen  alle  Anfechtungen  zu 
schützen  ohnehin  schon  erschwert  wird.  Diese  Erschwerung 
wird  aber  noch  erhöht,  wenn  der  Rechtsanwalt,  die  vom  No- 
tariat unzertrennlichen  Vermögensregulierungen  und  Makler- 
geschäfte besorgen  soll,  die  nicht  minder  solche  Verlockungen 
involvieren.  Das  Gesagte  gilt  selbstverständlich  auch  für  die 
Rechtsanwaltschaft  bei  den  Amtsgerichten.  Nichts- 
destoweniger kann  in  kleinen  Orten  die  Verbindung  mit  dem 
Notariat  durch  die  Verhältnisse  bedingt  sein.    In  solchen  Fällen 
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wäre  aber   die  anwaltschaftliche  Thätigkeit  des  Notars  auf  das 
Amtsgericht  seines  Wohnortes  zu  beschränken. 

B.  Die  Errichtung  eines  Reichsnotariats  und  die  der  Rechte 
anwaltschaft  infolgedessen  zu  gewährenden  Entschädigungen. 

I.   Die  Notwendigkeit  eines  Reichsnotariats. 

Ist  das  Amt  des  Notars  von  der  Rechtsanwaltschaft  los- 
gelöst, dann  tritt  die  weitere  Frage  an  uns  heran,  wie  soll  das 
Notariat  ausgestattet  werden?  Ist  dasselbe  mit  den  Gerichten 
zu  verbinden  oder  ein  Reichsnotariat  zu  schaffen?  Gegenwärtig 
konkurrieren  in  Preussen  die  Gerichte  mit  den  Notaren.  Nach 
Einführung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  dürfte  voraussichtlich 
im  ganzen  Deutschen  Reiche  diese  Konkurrenz  eintreten. 
Allein  das  Notariat  ist  mit  den  Gerichten  ebenso- 
wenig vereinbar,  wie  mit  der  Rechtsanwaltschaft ->'. 
Die  Gerichte  sind  Organe  des  Staats,  der  Notar  wird  nur  auf 
privates  Ansuchen  thätig60.  Ferner  verlangt  das  Prinzip  der 
Reinhaltung  des  Richteramtes,  eines  der  wichtigsten  Axiome 
unseres  öffentlichen  Rechts,  ein  selbständiges  Notariat.  Vom 
Notar  sind  eine  Menge  Geschäfte  zu  besorgen,  die  ihrer  Natur 
nach  nicht  von  den  Gerichten  erledigt  werden  können.  Es  sind 
das  die  vom  Notariat  untrennbaren  Vermögensregulierungen.  So- 
dann erheischt  ein  einheitliches  Privatrecht  auch  ein  einheitliches 
Urkundenamt.  Dem  Partikularismus  fehlt  nach  Einführung  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  auf  dem  Gebiete  des  Urkundenwesens 
jede  Berechtigung.  Dass  dieses  dem  Notariat,  dem  auch  die 
Zwangsversteigerungen  und  Zwangsverwaltungen  übertragen  wer- 


59  Vgl.  hierzu  die  interessanten  Ausführungen  von  Weisler  in  der 
deutschen  Notariatszeitung  von  1890,  S.  182  ff.;  siehe  auch  Gutachten  der 
rheinischen  Immediatkonimission.    Eiler  a.  a.  0. 

60  Weisler  a.  a.  0.  S.  191. 
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den   können61,   ausschliesslich   zuzuweisen    ist68,    wurde  bereits 
hervorgehoben. 

Das  Gedeihen  der  Rechtsanwaltschaft  fordert  ein 
Reichsnotariat.  Würde  das  Notariat  den  Gerichten  über- 
tragen, so  fielen  die  Vermögensverwaltungen  den  Rechtsanwälten 
zu.  Dies  muss  aber  unter  allen  Umständen  vermieden  werden 
(A.  IV).  Für  die  Anwaltschaft  würde  die  Errichtung  eines 
Reichsnotariats  noch  einen  weiteren  Nutzen  zur  Folge  haben. 
Man  klagt  gegenwärtig  über  Ueberfüllung  der  Rechtsanwalt- 
schaft, was  mancherlei  Uebelstände  zur  Folge  hat  (Archiv 
XI,  23  40).  Nun  dürfte  durch  Einführung  eines  selbständigen 
Notariats,  da,  wo  beide  Stellungen  verbunden  sind,  voraussicht- 
lich innerhalb  der  Rechtsanwaltschaft  ein  Abschwenken  nach 
dem  Notariat  erfolgen.  Nicht  nur  werden  solche  Anwälte  aus- 
scheiden, die  gleichzeitig  Notare  sind,  sondern  es  werden  in  den 
Staaten,  in  denen  die  Verbindung  Rechtens  ist,  auch  die  No- 
tariatskandidaten nicht  mehr  Rechtsanwälte  sein.  Der  Notariats- 
kandidat kommt  als  dritte  Kategorie  neben  den  jungen  Rechts- 
anwalt und  den  Assessor.  Die  Assessorenfrage,  die  in  so 
engem  Zusammenhang  mit  dem  Wohl  und  Wehe  der 
Rechtsanwaltschaft  steht,  wird  dann  jedenfalls  ihrer 
Lösung  näher  gebracht.  Manche  durchaus  ehrenhafte  Leute, 
die  nicht  Richter  werden  wollen  oder  deren  Fortkommen  im 
Staatsdienst  durch  soziale  oder  politische  Gründe  erschwert  wird, 
die  aber,  weil  ihnen  die  zum  Rechtsanwaltsberuf  nötigen  be- 
sonderen Eigenschaften  (wie  Rednergabe,  Gewandtheit  des  Auf- 
tretens, Schlagfertigkeit  u.  s.  w.)  abgehen,  nicht  hierfür  passen, 
finden  dann  ein  Asyl  im  Notariat.  Dass  aber  durch  Verminderung 
der  Zahl  der  Anwälte  und  Ausscheidung  ungeeigneter  Elemente 
aus  der  Rechtsanwaltschaft  diese  nur  gewinnen  kann,  bedarf 
keines  Beweises. 


61  Kruse  a.  a.  0.  S.  57. 

•*  Vgl.  auch:  Wkislkr  a.  a.  0.  S.  193. 
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n.   Die  der  Rechtsanwaltschaft  wegen  Errichtung  eines  Reiehs- 
notariats  und  der  Entziehung  der  Vermögensverwaltungen  zu 

gewährenden  Entschädigungen. 

Wenn  auch  die  Zahl  der  Rechtsanwälte  durch  die  Los- 
lösung des  Notariats  sich  ganz  erheblich  verringern  wird,  so 
werden,  wenn  die  höchst  einträglichen  Verwaltungsgeschafte  auf 
dieses  übergehen,  die  Einnahmen  jener  im  ganzen  sich  ver- 
mindern. Es  muss  also  den  Anwälten  für  diesen  Verlust  eine 
Kompensation  gegeben  werden.  Diese  kann  einerseits  nur 
auf  dem  eigentlichen  Arbeitsfeld  der  Rechtsanwaltschaft,  dem 
prozessualen  Gebiet,  gefunden  werden  und  andererseits  muss  sie 
auch  der  Rechtspflege  als  solcher  nützen. 

Da  kommt  nun  vor  allem  die  Erweiterung  der  Verteidiger- 
thätigkeit  durch  Ausdehnung  der  Offizialverteidigung  auf 
alle  Strafkammersachen  in  Betracht.  Wir  haben  gesehen, 
dass  in  unserem  Strafverfahren  die  Staatsanwaltschaft  ein  allzu 
grosses  Uebergewicht  besitzt  (A.  IV).  Je  häufiger  ihr  nun  ein 
Verteidiger  entgegentritt,  desto  mehr  wird  sich  dasselbe  ver- 
mindern. Wenn  man  ferner  in  den  landgerichtlichen  Civil- 
kammern  den  Anwaltszwang  hat,  so  erscheint  es  nicht  mehr  al> 
recht  und  billig,  in  den  landgerichtlichen  Strafsachen,  wo  in 
der  Regel  weit  mehr  auf  dem  Spiele  steht,  als  in  jenen,  die 
Offizialverteidigungen  einzuführen  68.  Der  finanzielle  Standpunkt 
darf  bei  einer  für  das  Gemeinwohl  so  wichtigen  Sache  keine 
Berücksichtigung  finden. 

Nicht  minder  liegt  gleichfalls  das  zweite  Kompensations- 
objekt, die  Verdrängung  der  Winkelkonsulenten  aus  den 
Gerichtssälen  im  allgemeinen  Interesse.  Der  Rechtsanwalt- 
Stand,   dessen  ganze  Vorbildung  auf  die  gerichtliche  Partei ver- 


63  v.  Weinrich  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Strafrecht  Bd.  XIII. 
S.  238  u.  239. 
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tretung  hinzielt,  hat  ein  Recht  darauf,  dass  er  vor  unwürdiger 
Konkurrenz  geschützt  werde,  die  obendrein  noch  das  Publikum 
schädigt.  Ganz  werden  sich  die  Winkelkonsulenten  nicht  ver- 
drängen lassen.  Wo  es  an  Anwälten  fehlt,  haben  sie  auch  eine 
Existenzberechtigung.  Die  Winkelkonsulenten  werden  übrigens 
keineswegs  brotlos,  wenn  man  ihnen  auch  die  gerichtliche  Partei- 
vertretung entzieht.  Es  bleiben  noch  eine  Menge  zum  Teil  recht 
einträglicher  Geschäfte,  übrig,  die  nicht  von  Anwälten  und  auch 
nicht  immer  von  Notaren  besorgt  werden  können,  wie  Eonkurs- 
verwaltungen, Liquidationen,  Makler-  und  Kommissionsgeschäfte, 
Informationseinziehungen  u.  dgl.  m. 

Ein  drittes,  ebenfalls  dem  Publikum  zu  gute  kommendes, 
Kompensationsobjekt  bezöge  sich  auf  die  älteren  Anwälte.  Das- 
selbe besteht  in  der  strikten  Durchführung  des  Lokali- 
sationsprinzips,  wie  ich  dies  Archiv  XI,  SO  des  Näheren  aus- 
einandergesetzt habe.  Vermöge  desselben  würden  die  jüngeren 
Anwälte  auf  das  Amtsgericht  beschränkt  und  damit  die  grösseren 
Sachen  erfahrenen  Händen  vorbehalten. 

Fassen  wir  das  Gesagte  kurz  zusammen,  so  werden  wohl 
die  ergiebigen  Verwaltungsgeschäfte  den  Anwälten  entzogen, 
dafür  bekämen  sie  aber  eine  Erweiterung  ihres  Arbeitsfeldes 
auf  dem  Gebiete  der  Verteidigung  und  des  Civilprozesses  und 
die  älteren  Anwälte  eine  erhöhte  Sicherung  ihrer  Existenz.  Der 
Hauptgewinn  für  die  Anwaltschaft  wäre  aber  ein  moralischer. 
Durch  Entziehung  der  Nebengeschäfte  würde  das  Ansehen  der 
Rechtsanwaltschaft  erhöht  und  ihre  Stellung  gegenüber  der  Staats- 
anwaltschaft gekräftigt,  sowie  der  der  Rechtspflege  nachteilige 
Einfluss  der  letzteren  zurückgedrängt,  wenn  nicht  völlig  beseitigt. 
Die  Erhöhung  des  Ansehens  der  deutschen  Rechtsanwaltschaft 
würde  der  ausländischen,  namentlich  der  französischen 
und  englischen  Advokatur  gegenüber  von  grösster  Bedeutung 
sein.  Der  deutsche  Rechtsanwalt  steht,  was  wissenschaftliche 
Bildung  anlangt,  weit  über  dem  französischen  avocat  und  dem 
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englischen  barrister.  Trotzdem  sehen  die  Advokaten  in 
diesen  Ländern  den  deutschen  Rechtsanwalt  nicht  für 
voll  an,  als  Geschäftsmann  stellen  sie  ihn  mit  dem 
agent  d'affaires  und  dem  Solicitor  auf  eine  Stufe". 
Häufig  liest  man,  wie  Solicitorfirmen,  also  Rechts-  und  Geschäfts- 
agenten, in  dem  Annoncenteil  deutscher  Zeitungen  sich  ab 
Rechtsanwälte  bezeichnen,  ohne  dass  von  Seiten  unserer  An- 
waltskorporationen gegen  diesen  Missbrauch  des  Rechtsanwalts- 
titels Verwahrung  eingelegt  wird.  Der  deutsche  Rechtanwal: 
muss,  auch  wenn  er  die  Prozessprokuratur  versieht,  auf  die 
gleiche  Stufe  mit  dem  englischen  und  französischen  Advokaten 
gestellt  werden.  Dies  verlangt  nicht  nur  die  Ehre  des 
deutschen  Anwaltstandes,  sondern  auch  der  Rechts- 
staat, dessen  Existenz  durch  das  Fehlen  jedes  Gegen- 
gewichts gegenüber  der  übermächtigen  Staatsanwalt- 
schaft bedroht  wird. 


C.   Vorschläge  für  die  Reichsgesetzgebung. 

I. 

Vor  allem  wäre  eine  das  ganze  Reich  umfassende  Notariats- 
ordnung zu  erlassen.  Die  Zuständigkeit  der  Reichsgesetzgebon? 
zu  einer  solchen  steht  ausser  Frage  (Art.  4,  Ziff.  12  u.  13  RV.1. 
Nach  Ziffer  12  gehören  Bestimmungen  über  die  Beglaubigung 
von  öffentlichen  Urkunden  zur  Zuständigkeit  der  Reichsgesetz- 
gebung. Es  hat  also  das  Reich  zu  bestimmen,  ob  und  inwie- 
weit die  Gerichte  oder  die  Notare  zur  Beglaubigung  von  Ur- 
kunden berufen  sind.  Darin  liegt  auch  die  Zuständigkeit  zum 
Erlass  einer  Notariatsordnung.  Sie  liegt  aber  auch  in  der  ge- 
meinsamen Gesetzgebung   über   das  gesamte   bürgerliche  Recht 


64  Becker,  De  la  justice  et  des  avocats  en  Bayiere  et  en  Allanagn«*. 
Paris  1861,  S.  22.  —  Le  Berquier,  Barreau  moderne.    Parie  1869,  S.  8. 
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da  die  Regelung  des  Urkundenwesens   im   engsten   Zusammen- 
hange mit  denselben  steht63. 

Die  Reichsnotariatsordnung  hätte  nach  Analogie  der  Rechts- 
anwaltsordnung die  Rechtsverhältnisse  des  Notariats  zu  regulieren 
und  dessen  Arbeitsgebiet  gegenüber  den  Gerichten  und  den 
Rechtsanwälten  abzugrenzen. 

IL 

Ausserdem  wären  noch  Aenderungen  der  Civil-  und 
Strafprozessordnung,  sowie  der  Rechtsanwaltsordnung 
erforderlich.  Die  beantragten  Aenderungen  sind  „durch  beson- 
deren Druck11  ausgezeichnet. 

1.  CivilprozesBordnung. 

§  143. 

Abs.  1  unverändert. 

Abs.  2:  Das  Gericht  hat,  „wenn  an  dessen  Sitz  zwei  und 
mehr  Rechtsanwälte  zugelassen  und  nicht  am  Auftreten  vor  dem 
Gerichte  verhindert  sind/  Bevollmächtigte  und  Beistände,  welche 
das  mündliche  Verhandeln  vor  Gericht  geschäftsmässig  betreiben, 
„sowie  Anwaltsschreiber,  und  zwar  diese  in  allen  Fällen,  zurück- 
zuweisen". 

Abs.  3  und  4  unverändert. 

2.  Strafprozessordnung. 

§  140. 

Abs.  1  unverändert. 

Abs.  2:  In  „allen-  Sachen,  welche  vor  dem  Landgericht  in 
erster  „und  in  der  Berufungsinstanz0  zu  verhandeln  sind,  ist  die 
Verteidigung  notwendig. 

Ziff.  1  und  2  dieses  Absatzes  fallen  fort. 


65  Weisler,  Deutsche  Notariatszeitung  1890,  S.  178. 
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Abs.  3:  »Wenn  ein  Angeschuldigter*  einen  Verteidiger 
noch  nicht  gewählt  hat,  „ist*  ein  solcher  von  Amts  wegen  ro 
bestellen,  sobald  die  in  §  199  vorgeschriebene  Aufforderung 
stattgefunden  hat. 

§  H4. 
Abs.  2  fällt  fort. 

8.  Rechtsanwaltsordnung. 
§  4c66. 

„Das  Amt  des  Notars  ist  mit  der  Ausübung  der  Rechts* 
anwaltschaft  unvereinbar. 

Ausnahmsweise  können  jedoch  im  Bedürfnissfalle  Notare 
bei  dem  Amtsgericht  ihres  Wohnsitzes  zur  Rechtsanwaltschaft 
auf  Widerruf  zugelassen  werden. 


« 


§  5. 

Ziff.  1 — 3  unverändert. 

Zu  Ziff.  4:  „Als  unvereinbar  mit  dem  Beruf  des  Rechts- 
anwalts sind :  Fremde  Vermögens-  und  Massenverwaltungen  jeder 
Art,  der  gewerbsmässige  An-  und  Verkauf  von  Gütern,  Ver- 
mittelung  von  Darlehen,  Erbschaftsregulierungen,  Arrangements 
mit  Gläubigern  und  Liquidationen  anzusehen.  Diese  Bestimmung 
findet  auf  zur  Rechtsanwaltschaft  zugelassene  Notare  keine  An- 
wendung." 

§  26. 

Abs.  1  unverändert. 

Abs.  2:  „Diese  Bestimmungen  finden  auf  zur  Rechtanwalt- 
schaft zugelassene  Notare  keine  Anwendung.  Dieselben  können 
nur  vor  den  Amtsgerichten  ihres  Wohnorts  in  den  Abs.  1  an- 
geführten Rechtsstreitigkeiten  auftreten.* 

§  27. 
Wie  Archiv  XI,  41. 


68  §  4  a  u.  b,  siehe  Archiv  XI,  39. 
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4.  Uebergangsbestimmungen. 
Art.  1. 

„Rechtsanwälte,  welche  zur  Zeit  der  Einführung  der  Reichs- 
notariatsordnung gleichzeitig  Notare  sind,  haben  bis  zu  diesem. 
Zeitpunkt  je  nach  Wahl  die  Rechtsanwaltschaft  oder  das  No- 
tariat aufzugeben.  In  Bedürfnisfällen  kann  jedoch  die  Landes- 
justizverwaltung den  zur  Rechtsanwaltschaft  zugelassenen  No- 
taren die  Beibehaltung  der  Rechtsanwaltschaft  unter  den  in  §  26, 
Abs.  2  R.A.O.  angeführten  Beschränkungen  gestatten/ 

Art  2. 

.Werden  Geschäfte  der  in  der  R.A.O.  §  5  Ziff.  4  angegebenen 
Art  von  Rechtsanwälten  zur  Zeit  der  Einführung  der  Reichs- 
notariatsordnung besorgt,  so  können  sie  dieselben,  soferne  es 
sich  nur  um  einfache  Abwickelungen  handelt,  zu  Ende  führen. 
Handelt  es  sich  dagegen  um  dauernde  Verwaltungsstellungen, 
so  haben  sie  dieselben,  falls  sie  die  Ausübung  der  Rechtsanwalt- 
schaft beibehalten  wollen,  niederzulegen/ 

Art.  3. 

, Rechtsanwälte,  welche  sich  für  das  Notariat  entschieden 
haben,  können  die  zur  Zeit  der  Einführung  dieses  Gesetzes  an- 
hängigen Rechtsstreitigkeiten  zu  Ende  führen/ 

Art.  4. 
„Dieses  Gesetz  tritt  mit  der  Notariatsordnung  in  Kraft/ 

5.  Spezielle  Begründung. 

Unter  Bezugnahme  auf  die  vorstehenden  und  Archiv  XI, 
8.  1  ff.  gemachten  Ausführungen  ist  folgendes  zu  bemerken. 

ad  1.  Nur  wenn  es  an  Rechtsanwälten  fehlt,  sollen  Winkel- 
konsulenten an  den  Amtsgerichten  auftreten  können.    Ein  solcher 
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Fall  wird  überall  da  als  gegeben  angenommen,  wo  weniger  als 
zwei  Rechtsanwälte  vorhanden  sind  oder  vor  dem  Amtsgericht 
nicht  auftreten  können  oder  auch  eine  amtsgerichtliche  Praxis 
überhaupt  nicht  ausüben  wollen.  Anwaltsschreiber  müssen  aber 
unter  allen  Umständen  zurückgewiesen  werden,  weil  diese 
nicht  selten  versteckte  Rechtskonsulenten  sind,  die  sich  mit  der 
Stellung  ihres  Chefs  drapieren. 

ad  2.  Die  Einführung  der  Offizialverteidigungen  in  aller 
Strafkammersachen  macht  eine  Aenderung  des  §  140  St.P.O. 
notwendig.  Aber  auch  §  144,  Abs.  2  müsste  fortfallen.  Nament- 
lich in  Bayern  kommt  es  häufig  vor,  dass  Rechtspraktikantec 
mit  Offizialverteidigungen  betraut  werden.  Diese  müssen  aber 
den  Rechtsanwälten  reserviert  bleiben,  nicht  nur  deshalb,  weil 
diese  in  der  Regel  im  Verteidigen  mehr  geübt  sind,  sondern 
auch  die  nötige  Autorität  der  Staatsanwaltschaft  gegenüber  be- 
sitzen. 

ad  3.  Die  beantragten  Abänderungsvorschläge  bezüglich  der 
R.A.O.  stehen  mit  den  in  Archiv  XI,  S.  39  ff.  gemachten  im 
Zusammenhang  und  ergänzen  dieselben.  §  4  c.  spricht  die  Un- 
vereinbarkeit der  Rechtsanwaltschaft  mit  dem  Notariat  aus. 
Abs.  2  enthält  eine  Ausnahme  für  kleine  Orte,  wo  die  Notare 
in  beschränktem  Masse  §  26,  Abs.  2  zur  Rechtsanwaltschaft 
zugelassen  werden  können.  §  5,  Ziff.  4  führt  die  Verwaltungs- 
geschäfte an,  deren  Besorgung  den  Anwälten  verboten  ist  Es 
sollen  darunter  alle  Nebengeschäfte  verstanden  werden,  die  zur 
Zeit  von  den  Rechtsanwälten  besorgt  werden.  Die  Ausnahme  zu 
gunsten  der  zur  Rechtsanwaltschaft  zugelassenen  Notare  ist  selbst- 
verständlich. Der  in  Archiv  XI,  41  modifizierte  §  27,  Abs.  2, 
wonach  mit  Genehmigung  eines  Kollegialgerichts  auch  die  nicht 
an  denselben  zugelassenen  Rechtsanwälte  vor  ihm  sollen  auf- 
treten können,  wenn  die  bei  Verhandlung  des  Rechtsstreites  zur 
Sprache  kommenden  rechtlichen  oder  thatsächlichen  Fragen  dies 
im  Interesse  der  Sache  als  Wünschenwert  erscheinen  lassen,  soll 
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auch  auf  Notare  Anwendung  finden.  Es  handelt  sich  hier  um 
seltene  Ausnahmefalle.  So  z.  B.  wenn  der  Notar  vor  dem 
Amtsgericht  eine  Sache  vertreten,  zu  der  besondere  ört- 
liche Kenntnisse  erforderlich  sind,  so  soll  er  diese  auch  in 
der  Berufungsinstanz  durchführen  können. 

Die  Ausführungsbestimmungen  endlich  enthalten  das 
Prinzip,  dass  begonnene  Prozesse  und  Verwaltungsgeschäfte, 
die  nach  Einführung  der  Trennung  nicht  mehr  von  dem  Notar 
oder  Rechtsanwalt  besorgt  werden  dürfen,  um 'Weitläufigkeiten 
abzuschneiden,  von  demjenigen,  der  sie  vorher  begonnen  hat, 
zu  Ende  geführt  werden  können. 


Archiv  f.  Öffentliches  Recht.    SIL  3.  29 
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Das  schiedsrichterliche  Verfahren  in  England. 

Mitgeteilt  von 
Dr.  C.  H.  P.  Inhülsen  in  London. 


Leske  und  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung  im  internationalen 
Verkehr,  Bd.  I,  S.  847,  bemerken  am  Schlüsse  des  Abschnittes 
über  die  Vollstreckung  ausländischer  Schiedssprüche:  „Im  Aus- 
land ergangene  rechtsgültige  Schiedssprüche  können  im  Deutschen 
Reich  zur  Geltung  und  Vollstreckung  gebracht  werden  durch 
eine  Klage  auf  Erfüllung  des  ausländischen  Schiedsspruchs.  Ans 
ausländischen  Schiedssprüchen,  welche  den  Vorschriften  der  deut- 
schen Civilprozessordnung  entsprechen,  kann  im  Deutschen  Reich 
Klage  auf  Erlassung  eines  Vollstreckungsurteils  erhoben  werden, 
durch  welches  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvollstreckung  ausge- 
sprochen wird.  Reciprocität  ist  nicht  Voraussetzung  für  die 
inländische  Zwangsvollstreckung11.  Es  folgt  hieraus,'  dass  ein 
englischer  Schiedsspruch  in  Deutschland  nicht  in  der  Weise 
ignoriert  werden  kann,  wie  englische  gerichtliche  Entscheidungen 
im  Hinblick  auf  die  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsgerichts. 
In  den  öffentlichen  Aufforderungen,  Rechtsstreitigkeiten  in  Eng- 
land im  Wege  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens  zum  Austrat 
zu  bringen,  —  Aufforderungen,  welche  auch  in  angesehenen 
deutschen  Zeitschriften   erschienen  sind  —  lag  mithin  praktisch 
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die  Aufforderung,  sich  einem  in  Deutschland  vollstreckbaren 
Spruche  zu  unterwerfen.  Man  wird  allerdings  hier  einwenden, 
dass  es  in  der  Mehrzahl  der  deutsch- englischen  Rechtsstreitig- 
keiten von  sehr  geringer  Bedeutung  ist,  ob  zu  der  Vollstreck- 
barkeit in  England  eine  Vollstreckbarkeit  im  Deutschen  Reiche 
hinzutritt  oder  nicht;  die  Hauptsache  sei  die  Vollstreckbarkeit 
in  England,  da  der  deutsche  Litigant  fast  immer  Vollstreckungs- 
objekte in  England  besitze.  Dieser  Einwand  ist  gewiss,  wie 
jeder  Praktiker  aus  eigener  Erfahrung  weiss,  durchaus  zutreffend, 
und  erklärt  zugleich  die  auf  den  ersten  Blick  befremdende  That- 
sache,  dass  man  in  England  noch  heute  kaum  davon  gehört  hat, 
dass  das  deutsche  Reichsgericht  vor  14  Jahren  den  englischen, 
gerichtlichen  Urteilen  die  Vollstreckbarkeit  im  deutschen  Reiche 
versagte.  Man  wird  deshalb  bei  der  Untersuchung  der  Frage, 
ob  in  England  das  schiedsrichterliche  Verfahren  wirklich  ein 
derartiges  ist,  dass  es  einer  öffentlichen  Anpreisung  in  deutschen 
Zeitschriften  verdient,  keinen  besonderen  Wert  der  Nichtvoll- 
streckbarkeit  englischer  Urteile  und  der  Vollstreckbarkeit  eng- 
lischer Schiedssprüche  beimessen  können.  Auch  in  England 
selbst  hat  man  den  Versuch  gemacht,  das  Schiedsverfahren  als 
vorteilhaft  darzustellen;  der  Versuch  scheint  indessen  missglückt 
zu  sein,  und  hat  man  sich  vielleicht  gerade  deshalb  entschlossen, 
eine  Begeisterung  für  das  schiedsrichterliche  Verfahren  im  Auslande 
wach  zu  rufen,  zumal  bekannt  ist,  dass  das  Ausland  nicht  immer 
von  dem  englischen  Gerichtsverfahren  besonders  eingenommen 
ist.  Es  ist  richtig,  dass  das  englische  Civilverfahren  keineswegs 
in  allen  Beziehungen  als  perfekt  bezeichnet  werden  kann,  und 
dass  man  sich  nach  den  neuen  Prozessvorschriften  sehnt,  welche 
zur  Zeit  ausgearbeitet  werden.  Indessen  daraus  folgt  noch  nicht, 
dass  man  allen  Verträgen  Schiedsvertragsklauseln  anhängen  sollte ; 
es  bleibt  noch  immer  die  Möglichkeit,  dass  das  heutige  Civil- 
verfahren trotz  seiner  Mängel  dem  schiedsrichterlichen  Verfahren 
vorzuziehen  ist. 
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Die  Erklärung,  eine  Streitsache  schiedsrichterlich  entscheiden 
zu  lassen,  war  ursprünglich  widerruflich,  mochte  die  Erklärung 
mündlich  oder  schriftlich  abgegeben  werden.  Man  sah  sich  daher 
genötigt,  auf  indirektem  Wege  die  Erfüllung  des  Schiedsspruches 
zu  sichern,  d.  h.  man  liess  sich  in  förmlicher  Weise  eine  Straf- 
summe für  den  Fall  versprechen,  dass  dem  Schiedssprüche  nicht 
Folge  gegeben  werden  sollte.  Es  zeigte  sich  indessen  bald,  das? 
das  schiedrichterliche  Verfahren  in  gewissen  Handelssachen,  ins- 
besondere in  Rechnunggsachen  von  hinreichender  Bedeutung  war. 
um  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung  zu  gunsten  des  schieds- 
richterlichen Verfahrens  zu  rechtfertigen,  und  zwar  sowohl  in 
beim  Gericht  anhängigen  Sachen,  wie  in  Sachen,  welche  noch 
nicht  vor  die  Gerichte  gebracht  waren.  Es  wurde  deshalb  ge- 
setzlich vorgeschrieben,  dass  vom  II.  Mai  1698  ab  vereinbart 
werden  könne,  dass  die  Unterwerfung  unter  das  schiedsgericht- 
liche Verfahren  zu  einer  gerichtlichen  Verfügung  erhoben  werden 
solle.  Diese  Vereinbarung  konnte,  nach  Aufnahme  derselben 
in  die  Unterwerfungserklärung,  gerichtlich  protokolliert  werden, 
worauf  das  Gericht  verfügte,  dass  die  Parteien  sich  dem  Schieds- 
sprüche endgültig  zu  fügen  hätten.  Die  Nichtbeachtung  dieser 
gerichtlichen  Verfügung  galt  als  eine  Missachtung  des  Gerichts 
und  zog  die  entsprechenden  Strafen  nach  sich,  welche  bekannt- 
lich noch  heutigen  Tages  in  keiner  Weise  limitiert  sind.  Die 
Vollstreckung  der  Strafen,  auf  welche  besonders  anzutragen  und 
zu  erkennen  war,  durfte  nur  in  Fällen  inhibiert  werden,  in 
welchen  die  Schiedsrichter  sich  Ungehörigkeiten  hatten  zu  Schul- 
den kommen  lassen.  Das  Gesetz  bestimmte  schliesslich  noch, 
dass  ein  Spruch,  welcher  durch  Bestechung  oder  andere  unge- 
hörige Mittel  erlangt  war,  ohne  Wirkung  sein  solle  und  ge- 
richtlich aufzuheben  sei.  Der  Antrag  auf  Aufhebung  war  jedoch 
vor  Ablauf  der  Gerichtssession  zu  stellen,  welche  auf  die  Ver- 
kündigung des  Spruches  folgte.  Der  Leser  wird  leicht  erkennen, 
dass   auch   nach   Erlass   dieses  Gesetzes   in  England   von  einem 
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eigentlichen  Schiedsverträge  noch  nicht  gesprochen  werden  konnte ; 
die  Unterwerfungserklärung  als  solche  blieb  nach  wie  vor 
widerruflich;  es  bedurfte  einer  zusätzlichen  Vereinbarung,  näm- 
lich der  Vereinbarung,  die  Unterwerfung  zu  einer  gerichtlichen 
Verfügung  zu  erheben,  um  die  Widerruflichkeit  zu  beseitigen, 
und  nur  insoweit  die  gerichtliche  Verfügung  thatsächlich  er- 
ging,  erhielt  der  Spruch  der  Schiedsrichter  eine  neue  Bedeutung, 
wenn  auch  noch  nicht  die  heutige  Bedeutung  eines  Schiedsspruchs. 
Einen  weiteren  Fortschritt  brachte  das  Gesetz  vom  14.  August 
1833,  welches  im  §  39  vorschrieb,  dass  die  Befugnisse  eines 
Schiedsrichters,  ohne  Unterschied,  ob  derselbe  in  oder  auf  Grund 
einer  gerichtlichen  Verfügung  bestellt  war,  oder  ob  nur  eine 
Unterwerfungserklärung  vorlag,  welche  die  Vereinbarung  ent- 
hielt, die  Unterwerf ungserklärung  zu  einer  gerichtlichen  Ver- 
fügung erheben  zu  lassen,  von  keiner  Partei  ohne  gerichtliche 
Erlaubnis    widerrufen   werden   könnten.     Trotz    eines    etwaigen 

Widerrufs  sollte  der  Schiedsrichter  das  Verfahren  beginnen  und 
• 

seinen  Spruch  selbst  dann  fällen,  falls  die  widerrufende  Partei 
sich  an  dem  Verfahren  nicht  beteiligen  würde.  Das  Gericht  er- 
hielt ferner  die  Befugnis,  die  Frist  für  die  Abgabe  des  Schieds- 
spruchs von  Zeit  zu  Zeit  zu  verlängern.  Der  §  40  des  ge- 
dachten Gesetzes  bestimmte,  dass  das  Gericht  anordnen  könne, 
dass  Personen,  welche  der  Schiedsrichter  zu  vernehmen  wünschte, 
vor  ihm  zu  erscheinen  hätten,  und  dass  ihm  Urkunden  vorzu- 
legen seien.  Voraussetzung  war  jedoch,  genau  wie  im  §  39, 
dass  der  Schiedsrichter  entweder  in  oder  auf  Grund  einer  ge- 
richtlichen Verfügung  bestellt  war,  oder  dass  doch  in  der  Unter- 
werfung vereinbart  wurde,  dass  die  Unterwerfung  zu  einer  ge- 
richtlichen Verfügung  erhoben  werden  solle.  War  in  der  ge- 
richtlichen Verfügung  oder  in  der  dieselbe  in  Aussicht  nehmenden 
Unterwerfung  eine  eidliche  Vernehmung  der  Zeugen  vorgesehen, 
so  war  der  Schiedsrichter  zufolge  §  41  des  gedachten  Gesetzes 
befugt,  Eide  abzunehmen,  ein  Satz,  welcher  der  deutschen  An- 
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schauung  (R.C.P.O.  §  861,  Abs.  2)  widerspricht.  Selbst  nach 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1833  blieb  die  Unterwerfung  als 
solche  —  d.  h.  ohne  die  zusätzliche  Vereinbarung,  die  Unter* 
werfung  zu  einer  gerichtlichen  Verfügung  zu  erheben  —  wider- 
ruflich; lag  jedoch  die  zusätzliche  Vereinbarung  vor,  so  trat 
Unwiderruflichkeit  ein,  selbst  bevor  die  Unterwerfung  zur  gericht- 
lichen Verfügung  erhoben  war.  Dies  war  allerdings  ein  Fort- 
schritt; von  einem  eigentlichen  Schiedsverträge  konnte  man  aber 
selbst  nach  1833  in  England  nicht  sprechen. 

Eine  Aenderung  trat  erst  mit  der  Common  Law  Procedore 
Act  1854  ein.  Im  §  17  dieses  Gesetzes  wurde  bestimmt,  dass 
jeder  schriftliche  Schiedsvertrag  auf  Antrag  einer  Partei  zur 
gerichtlichen  Verfügung  erhoben  werden  könne,  es  sei  denn, 
dass  aus  dem  Vertrage  eine  gegenteilige  Absicht  der  Parteies 
hervorgehe.  Damit  gelangte  in  England  ein  Schiedsvertrag  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  zur  Anerkennung,  wenn  auch  im 
Gegensatz  zum  deutschen,  gemeinen  Recht  die  Schriftlichkeit 
wesentlich  war.  Die  Common  Law  Procedure  Act  enthielt  ferner 
nachstehende,  hier  interessierenden  Vorschriften: 

§  3.  Falls  sich  das  Gericht  nach  Erlass  der  Klageladung  auf 
Antrag  einer  Partei  davon  überzeugt,  dass  die  streitigen  Punkte 
ganz  oder  zum  Teil  aus  reinen  Rechnungsfragen  bestehen,  welche 
sich  nicht  ohne  Schwierigkeiten  im  gewöhnlichen  Verfahren  er- 
ledigen lassen,  so  kann  das  Gericht  auf  Antrag  anordnen,  dass 
die  Fragen  ganz  oder  zum  Teil  einem  Schiedsrichter  zu  über- 
weisen sind,  welchen  die  Parteien  bestellten,  oder  einem  Ge- 
richtsbeamten, oder  einem  Grafschaftsrichter,  und  zwar  unter 
den  dem  Gerichte  angemessen  erscheinenden,  näheren  Bedingungen. 
Die  Entscheidung  der  beauftragten  Person  wird  vollstreckt,  wie 
ein  Verdikt  der  Geschworenen  über  die  gedachten  Fragen  (vgl. 
die  jurisdictio  mandata  in  Deutschland  vor  1879,  ferner  R.C.P.O. 
§  313  ff.  Die  Verweisung  an  Graf  Schaftsrichter  war  in  Eng- 
land nur  bis  1858  zulässig). 
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§  4.  Gelangt  das  Gericht  zu  der  Ansicht,  dass  in  einer 
derartigen  Rechnungssache  das  Streichen  oder  Nichtstreichen 
eines  Postens  von  einer  Rechtsfrage  oder  von  einer  Thatfrage 
abhängt,  welche  von  dem  Richter  oder  den  Geschworenen  er- 
ledigt werden  können,  so  kann  das  Gericht  anordnen,  dass  ein 
Thatbestand  entworfen  oder  über  die  streitigen  Thatfragen  ver- 
handelt werden  soll.  Die  bezügliche  Entscheidung  des  Richters 
auf  Grund  des  Thatbestandes  bezw.  die  Entscheidung  des  Rich- 
ters oder  der  Geschworenen  über  die  streitigen  Thatfragen  binden 
den  Schiedsrichter. 

§  5.  Sowohl  bei  Zwangsverweisung  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes, wie  bei  einer  von  den  Parteien  vereinbarten  Verweisung, 
falls  die  Unterwerfung  zu  einer  gerichtlichen  Verfügung  erhoben 
ist  oder  doch  erhoben  werden  kann,  darf  der  Schiedsrichter,  in 
Ermangelung  einer  entgegengesetzten  Bestimmung,  seinen  Spruch 
ganz  oder  zum  Teil  in  der  Form  eines  speziellen,  dem  Gericht 
zur  Begutachtung  vorzulegenden  Thatbestandes  abgeben.  Er- 
folgte die  Verweisung  an  den  Schiedsrichter  in  einem  anhängigen 
Prozesse,  so  kann  in  Uebereinstimmung  mit  der  gerichtlichen 
Begutachtung  das  eventuelle  Urteil  erlassen  werden. 

§  6.  Kommt  in  der  mündlichen  Hauptverhandlung  über 
streitige  Thatfragen  vor  einem  Richter  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
der  Richter  zu  der  Ueberzeugung,  dass  die  zu  entscheidenden 
Fragen  Rechnungsfragen  involvieren,  über  welche  nicht  ohne 
Schwierigkeiten  vor  ihm  verhandelt  werden  kann,  so  darf  der- 
selbe anordnen,  dass  unter  den  ihm  angemessen  erscheinenden, 
näheren  Bedingungen  die  Rechnungsfragen  einem  von  den  Par- 
teien bestellten  Schiedsrichter,  oder  einem  Gerichtsbeamten  oder 
(bis  zum  Jahre  1858)  einem  Grafschaftsrichter  zu  Überweisen 
sind.  Der  Spruch  der  beauftragten  Person  hat  dieselbe  Wirkung 
wie  der  Spruch  einer  im  schriftlichen  Vorverfahren  beauftragten 
Person  (cf.  oben  §  3).  Die  Verweisung  behindert  den  Richter 
in  keiner  Weise  an  der  Erledigung  der  nicht  verwiesenen  Fragen. 
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§  7.  Soweit  dieses  Gesetz  oder  die  Unterwerfung  oder  die 
zur  Verweisung  ermächtigende  Urkunde  nichts  Abweichendes 
bestimmen,  ist  ein  schiedsrichterliches  Verfahren  der  gedachten 
Art  in  derselben  Weise  und  unter  Beachtung  derselben  Vor- 
schriften zu  betreiben,  wie  im  Falle  eines  zur  gerichtlichen 
Verfügung  erhobenen  Schiedsvertrags.  Dies  gilt  insbesondere 
von  den  Befugnissen  des  Schiedsrichters  und  des  Gerichts,  vom 
Zeugniszwange,  von  der  Urkunden  Vorlegung  und  von  der  Voll- 
streckung und  Aufhebung  des  Schiedsspruches. 

§  8.  In  jedem  schiedsrichterlichen  Verfahren  der  gedachten 
Art  kann  das  Gericht  jederzeit  und  von  Zeit  zur  Zeit,  unter 
den  angemessen  erscheinenden,  näheren  Festsetzungen,  die  zu- 
gewiesenen Fragen  oder  einzelne  derselben  dem  Schiedsrichter 
?ur  erneuten  Prüfung  und  Entscheidung  überweisen. 

§  9.  Alle  Anträge  auf  Aufhebung  eines  infolge  einer 
Zwangsverweisung  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Schieds- 
spruches sind  während  der  ersten  sieben  Tage  der  auf  die  Ver- 
kündigung des  Spruches  an  die  Parteien  nächstfolgenden  Ge- 
richtssession zu  stellen,  mag  der  Spruch  während  der  Ferien 
oder  im  Laufe  einer  Gerichtssession  erlassen  sein.  Wird  kein 
derartiger  Antrag  gestellt  oder  ergeht  auf  den  Antrag  keine 
Verfügung  oder  wird  die  letztere  später  wieder  aufgehoben,  so 
wirkt  der  Schiedsspruch  endgültig  zwischen  den  Parteien« 

§  10.  Ein  infolge  einer  Zwangsverweisung  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  erlassener  Schiedsspruch  kann  mit  gerichtlicher  Er- 
laubnis unter  den  gerichtsseitig  für  angemessen  erachteten  Be- 
dingungen jederzeit  nach  Ablauf  von  sieben  Tagen  nach  der 
Verkündigung  vollstreckt  werden,  mag  auch  die  Frist,  binnen 
welcher  Aufhebung  beantragt  werden  kann,  noch  nicht  ver- 
strichen sein. 

§  11.  Vereinbaren  Kontrahenten,  welche  nach  dem  12.  August 
1854  eine  Urkunde  erreichten,  dass  bereits  existierende  oder  zu- 
künftige   Streitigkeiten    zwischen    ihnen   schiedsrichterlich    ent- 
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schieden  werden  sollen,  und  erhebt  trotzdem  bezüglich  dieser 
Streitigkeiten  einer  dieser  Kontrahenten  oder  sein  Rechtsnach- 
folger eine  gerichtliche  Klage  gegen  einen  anderen  dieser  Kon- 
trahenten oder  seiner  Rechtsnachfolger,  so  kann  auf  den  nach  Ein- 
lassung und  vor  Einreichung  der  Klagebeantwortung  zu  stellenden 
Antrag  der  Beklagten  das  Prozessgericht  das  gerichtliche  Ver- 
fahren unter  angemessenen,  näheren  Festsetzungen  einstellen, 
falls  nachgewiesen  wird,  dass  kein  Grund  vorliegt,  weshalb  die 
Streitigkeiten  nicht,  wie  vereinbart,  schiedsgerichtlich  entschieden 
werden  sollen,  und  falls  weiter  nachgewiesen  wird,  dass  der  Be- 
klagte zur  Zeit  der  Erhebung  der  gerichtlichen  Klage  und  noch 
jetzt  bereit  ist,  das  Seinige  zu  thun,  um  die  schiedsgerichtliche 
Entscheidung  herbeizuführen.  Die  Einstellungsverfügung  kann 
jedoch  später  jederzeit,  falls  die  Gerechtigkeit  es  erfordert,  auf- 
gehoben oder  abgeändert  werden. 

§  12.  Falls  in  irgend  einem  schiedsrichterlichen  Verfahren 
die  zu  der  Verweisung  ermächtigende  Urkunde  eine  Verweisung 
an  einen  einzigen  Schiedsrichter  vorsieht,  und  sich,  nachdem 
Streitigkeiten  entstanden  sind,  bezüglich  der  Bestellung  eines 
Schiedsrichters  eine  Einigung  aller  Parteien  nicht  erzielen  lässt ; 

oder  falls  irgend  ein  bestellter  Schiedsrichter  sich  weigert, 
thätig  zu  werden,  unfähig  wird,  zu  fungieren,  oder  stirbt,  und 
nach  der  gedachten  Urkunde  es  nicht  beabsichtigt  ist,  die  Vakanz 
unausgefüllt  zu  belassen,  die  Parteien  sich  jedoch  über  die  Be- 
stellung eines  neuen  Schiedsrichters  nicht  zu  einigen  vermögen; 

oder  falls  in  Fällen,  wo  die  Parteien  oder  zwei  Schieds- 
richter befugt  sind,  einen  Oberschiedsrichter  oder  einen  dritten 
Schiedsrichter  zu  bestellen,  diese  Befugnis  nicht  ausgeübt  wird; 

oder  endlich  falls  irgend  ein  bestellter  Oberschiedsrichter 
oder  dritter  Schiedsrichter  sich  weigert,  thätig  zu  werden,  un- 
fähig wird,  zu  fungieren,  oder  stirbt,  und  nach  der  gedachten 
Urkunde  es  nicht  beabsichtigt  ist,  die  Vakanz  unausgefüllt  zu 
belassen,  die  Parteien  bezw.  Schiedsrichter  jedoch  die  Bestellung 
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eines  neuen  Oberschiedsrichters  oder  Schiedsrichters  nicht  vor- 
nehmen ; 

kann  jede  Partei  Aetit  übrigen  Parteien  oder  den  Schieds- 
richtern eine  schriftliche  Aufforderung  zur  Bestellung  des  Schieds- 
richters, Oberschiedsrichters  oder  dritten  Schiedsrichters  zustellen. 
Wird  binnen  sieben  Tagen  nach  der  Zustellung  die  Bestellung 
nicht  vorgenommen,  so  kann  das  Gericht,  nachdem  die  zustellende 
Partei  Ladungen  erwirkt  hat,  die  Bestellung  vornehmen.  Die 
bestellte  Person  hat  dieselben  Befugnisse,  als  wäre  sie  mit  Kon- 
sens sämtlicher  Parteien  bestellt  worden. 

§  13.  Wird  oder  soll  an  zwei  Schiedsrichter  verwiesen 
werden,  von  denen  je  einer  von  jeder  Partei  zu  bestellen  ist 
so  darf  jede  Partei,  falls  der  von  ihr  bestellte  Schiedsrichter 
stirbt,  sich  weigert,  thätig  zu  werden,  oder  unfähig  wird, 
einen  anderen  Schiedsrichter  substituieren,  es  sei  denn  dass 
aus  der  zur  Verweisung  ermächtigenden  Urkunde  sich  ergibt 
dass  die  Vakanz  nicht  ausgefüllt  werden  soll.  Unterläsat  im 
Falle  einer  solchen  Verweisung  eine  Partei  die  Bestellung  eines 
Schiedsrichters  oder  die  gedachte  Substituierung  und  zwar  wäh- 
rend  sieben  Tagen,  nachdem  die  andere  Partei  einen  Schieds- 
richter bestellte  und  der  säumigen  Partei  eine  schriftliche  Auf- 
forderung zur  Bestellung  zustellte,  so  kann  die  Partei,  welche 
einen  Schiedsrichter  bestellte,  letzteren  anweisen,  allein  zu  fun- 
gieren. Alsdann  bindet  sein  Spruch  beide  Parteien,  als  hätten 
beide  sich  über  seine  Bestellung  geeinigt.  Das  Gericht  kann 
jedoch  unter  den  etwa  angemessen  erscheinenden  Bedingungen 
die  Bestellung  widerrufen. 

§  14.  Ergibt  sich  im  Falle  einer  Verweisung  an  zwei 
Schiedsrichter  aus  der  zur  Verweisung  ermächtigenden  Urkunde 
nicht,  dass  kein  Oberschiedsrichter  fungieren  soll,  und  sieht  die 
gedachte  Urkunde  keine  abweichende  Bestellung  eines  Ober- 
schiedsrichters vor,  so  dürfen  die  beiden  Schiedsrichter  jederzeit 
innerhalb   der  Frist,  in  welcher  sie   den  Spruch  fallen  können. 
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einen  Oberschiedsrichter  bestellen,  es  sei  denn,  dass  sie  durch 
eine  Benachrichtigung  der  vorgedachten  Art  aufgefordert  werden, 
die  Bestellung  früher  vorzunehmen. 

§  15.  Der  Schiedsrichter,  welcher  auf  Grund  der  gedachten 
Urkunde,  auf  Grund  einer  Zwangsverweisung  oder  nochmaligen 
Verweisung  thätig  ist,  hat  den  Spruch,  von  ihm  selbst  gezeichnet 
(also  nicht  mit  Gründen  versehen !  cf.  R.C.P.O.  §  867,  Ziff.  5), 
sofern  nicht  die  Urkunde  oder  Verfügung  eine  andere  Frist 
normiert,  binnen  drei  Monaten  zu  fallen,  nachdem  er  bestellt 
wurde  und  auf  die  Verweisung  eingetreten  ist  oder  durch  schrift- 
liche Benachrichtigung  seitens  einer  Partei  aufgefordert  wurde, 
thätig  zu  werden,  es  sei  denn,  dass  die  Parteien  schriftlich  eine 
Verlängerung  der  Frist  vereinbart  haben.  Aus  triftigen  Gründen 
kann  auch  das  Gericht  die  Frist  von  Zeit  zu  Zeit  verlängern. 
Haben  die  Parteien  bezw.  das  Gericht  nicht  ausdrücklich  be- 
stimmt, welche  Verlängerung  eintreten  soll,  so  gilt  die  Frist  um 
einen  Monat  verlängert.  Ein  bestellter  Oberschiedsrichter  kann 
an  Stelle  der  Schiedsrichter  auf  die  Verweisung  eintreten,  falls 
letztere,  ohne  einen  Spruch  zu  fällen,  ihre  Frist  bezw.  deren 
Verlängerung  verstreichen  Hessen,  oder  einer  Partei  oder  dem 
Oberschiedsrichter  schriftlich  anzeigten,  dass  sie  sich  nicht  zu 
einigen  vermögen. 

Es  wird  sich  weiter  unten  ergeben,  dass  diese  Bestimmungen, 
welche  formell  heute  aufgehoben  sind,  substantiell  zum  grossen 
Teil  in  Geltung  verblieben.  Dem  Leser  wird  nicht  entgangen 
»ein,  dass  das  englische  Recht  —  und  zwar  bereits  vor  1854  — 
das  schiedsgrichtliche  Verfahren  auch  in  Verbindung  mit  dem 
gerichtlichen  Verfahren  ausnutzt,  sowohl  im  schriftlichen  Vor- 
verfahren, wie  bei  der  mündlichen  Hauptverhandlung,  und  dass 
ferner  dem  Schiedsrichter  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  Fragen 
dem  Gerichte  zur  Begutachtung  vorzulegen.  Beides  bewährt 
sich,  vorzüglich  und  dürfte  vielleicht  bei  einer  eventuellen  Re- 
vision der  deutschen  Civilprozessordnung  in  nähere  Erwägung 
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zu  ziehen  sein.  Es  ist  nicht  gerade  leicht  verständlich,  warum 
man  einen  Richter  in  Deutschland  mit  Rechnungssachen  abmüht, 
insbesondere  falls  das  Gericht  über  dauernd  attachierte  Sach- 
verständige verfügt,  welche  sich  die  Prüfung  von  Rechnungen 
zur  Spezialaufgabe  ihres  Lebens  gemacht  haben.  Die  deutsche 
Civilprozessordnung  verlangt  ferner,  dass  der  Schiedsrichter  seinen 
Spruch  mit  Gründen  versehen  soll,  ohne  jedoch  den  Schieds- 
richter in  die  Lage  zu  versetzen,  über  schwierige  Rechtsfragen 
die  Anschauung  des  Gerichts  einzuholen.  In  England  vermeidet 
der  Schiedsrichter  ängstlich  die  Angabe  irgend  welcher  Gründe, 
weil  eine  Aufdeckung  derselben  in  der  Regel  zu  einer  Zurück- 
verweisung zur  nochmaligen  Prüfung  führt.  Geschäftsleute  be- 
sitzen schwerlich  die  Fähigkeit,  ohne  sachkundige  Beratung 
Rechtsfragen  zu  entscheiden,  und  jedenfalls  geht  eine  Begründung 
derartiger  Entscheidungen  über  ihre  im  übrigen  höchst  schätz- 
baren Kräfte. 

Die  Judicature  Acts  von  1873  und  1884  enthalten  nur 
wenige  hier  interessierende  Bestimmungen.  Das  erstere  Gesetz 
ordnet  an,  dass  dem  Supreme  Court  permanente  Beamten,  sogen, 
official  referees,  attachiert  werden  sollen,  zwecks  Verhandlung 
über  die  auf  Grund  des  gedachten  Gesetzes  an  sie  verwiesenen 
Fragen.  Vorbehaltlich  der  Gerichtsregeln  und  des  etwa  be- 
stehenden Rechts,  in  besonderen  Fällen  das  Verdikt  von  Ge- 
schworenen einzuholen,  wurde  in  beim  High  Court  of  Justice 
oder  beim  Court  of  Appeal  anhängigen  Sachen  das  Gericht  er- 
mächtigt, entstehende  Fragen  zur  Untersuchung  und  zum  Be- 
richt an  einen  official  referee  oder  an  einen  special  referee  zu 
verweisen,  den  Bericht  ganz  oder  zum  Teil  zu  adoptieren  und 
als  ein  Urteil  des  Gerichts  zu  vollstrecken.  Des  weiteren  erhielt 
das  Gericht  die  Befugnis,  besonders  qualifizierte  Beisitzer  zuzu- 
ziehen und  mit  deren  Assistenz  ganz  oder  zum  Teil  über  die 
Sache  zu  verhandeln.  Konsentierten  in  einer  beim  High  Court 
of  Justice  schwebenden   Sache  alle  interessierten,    verfügungs^ 
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fähigen  Parteien,  oder  war  in  Ermangelung  eines  derartigen 
Konsenses  eine  langwierige  Prüfung  von  Urkunden  oder  Rech- 
nungen oder  eine  wissenschaftliche  oder  lokale  Ermittelung  er- 
forderlich, welche  nach  Ansicht  des  Gerichts  vor  den  Geschwo- 
renen oder  durch  die  ordentlichen  Gerichtsbeamten  nicht  ohne 
Schwierigkeiten  stattfinden  konnten,  so  durfte  das  Gericht,  ent- 
stehende That-  oder  Rechnungsfragen  an  einen  official  referee 
zur  Verhandlung  verweisen,  oder  an  einen  special  referee,  über 
dessen  Person  sich  die  Parteien  geeinigt  hatten.  Der  special 
referee  hatte  dieselben  Rechte  und  Pflichten,  wie  ein  official 
referee,  und  hatte  ebenso,  wie  letzterer,  zu  verfahren.  Ueber 
die  Art  und  Weise  der  Verhandlung  vor  den  referees  bestimmten 
die  Gerichtsregeln  und  eventuell  das  verweisende  Gericht.  Das 
Gesetz  sprach  sodann  nochmals  generell  aus,  dass  bei  Ver- 
weisungen zur  Untersuchung,  wie  zur  Verhandlung  vor  referees 
letztere  alg  Gerichtsbeamte  zu  betrachten  seien  und  die  in  den 
Gerichtsregeln  und  eventuell  von  dem  verweisenden  Gericht  vor- 
gesehenen Befugnisse  besitzen  sollten,  während  dem  Bericht  des 
referee  über  Thatfragen  bei  derartigen  Verhandlungen  gleiche 
Bedeutung  mit  dem  Verdikt  der  Geschworenen  beigelegt  wurde, 
es  sei  denn,  dass  das  Gericht  den  Bericht  kassierte.  Bezüglich 
aller  Verfahren  vor  referees  und  bezüglich  ihrer  Berichte  gab 
endlich  das  Gesetz  von  1873  zusätzlich  dem  Gericht  dieselben 
Befugnisse,  welche  den  Gerichten  nach  der  Common  Law  Proce- 
dura Act  1854  mit  Bezug  auf  Verweisungen  an  Schiedsrichter, 
mit  Bezug  auf  das  Verfahren  vor  denselben  und  mit  Beziehung 
auf  ihre  Schiedssprüche  zustanden. 

Die  Indicature  Act  1884  befasste  sich  zunächst  mit  Be- 
rufungen gegen  den  Spruch  oder  die  Bescheinigung  eines  referee 
oder  Schiedsrichters  in  Fällen,  wo  in  einer  bei  der  Queen's 
Bench  Division  anhängigen  Sache  eine  Zwangsverweisung  zur 
schiedsgerichtlichen  Erledigung  stattgefunden  hatte.  Alle  der- 
artigen Berufungen  sollten  endgültig  sein,  es  sei  denn,  dass  das 
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Berufungsgericht  eine  weitere  Berufung  speziell  gestattete.  Des 
weiteren  wurde  bestimmt,  dass  falls  in  beim  High  Court  of 
Justice  oder  beim  Court  of  Appeal  anhängigen  Sachen  alle  ver- 
fügungsfähigen Parteien  konsentierten,  das  Gericht  die  ganze 
Sache  zur  Verhandlung  an  einen  official  referee  verweisen  könne. 
Letzterer  war  solchenfalls  befugt,  das  Urteil  und  die  Entschei- 
dung über  die  Kosten  zu  fallen.  In  allen  Fällen  ferner,  in 
welchen  das  Gericht  auf  Grund  der  Common  Law  Procedure 
Act  1854  eine  Sache  von  einem  Gerichtsbeamten  feststellen 
lassen,  an  einen  Schiedsrichter  oder  Gerichtsbeamten  verweisen 
oder  endlich  einen  Schiedsrichter  bestellen  konnte,  durfte  das 
Gericht  die  Sache  von  einem  official  referee  feststellen  lassen 
oder  an  denselben  verweisen.  Der  official  referee  hatte  in  einem 
derartigen  Falle  dieselben  Pflichten  und  Rechte,  wie  der  Ge- 
richtsbeamte oder  Schiedsrichter.  Falls  endlich  Parteien  schrift- 
lich vereinbarten,  dass  bestehende  oder  zukünftige  Streitigkeiten 
zwischen  denselben  einem  official  referee  überwiesen  werden 
sollten,  so  war  es  Pflicht  eines  jeden  official  referee  auf  Antrag, 
jedoch  vorbehaltlich  der  gerichtlichen  Substituierung  eines  an* 
deren  official  referee,  und  anderer  gerichtlicher  Anordnungen, 
über  die  Streitigkeit  zu  verhandeln  und  zu  entscheiden.  Eine 
schriftliche  Vereinbarung  der  gedachten  Art  galt  als  ein  Schieds- 
vertrag im  Sinne  der  oben  mitgeteilten  §§11  und  17  der  Com- 
mon Law  Procedure  Act  1854. 

Alle  diese  Vorschriften  sind,  mit  verschwindenden,  hier 
kaum  in  Betracht  kommenden  Ausnahmen,  heute  aufgehoben. 
Von  Interesse  sind  die  Vorschriften  nur  noch  insofern,  als  sie 
zeigen,  wie  sich  die  eigentümliche  und  höchst  praktische  Ver- 
bindung des  gerichtlichen  mit  dem  schiedsgerichtlichen  Verfahren 
nach  und  nach  ausgebildet  hat.  Es  wird  nunmehr  die  heute 
geltende  Arbitration  Act  1889  wiederzugeben  sein,  deren  Ver- 
ständnis durch  die  vorstehenden  historischen  Mitteilungen  wesent- 
lich  erleichtert   sein    dürfte.     Das  Gesetz   zerfällt   in  drei  Ab- 
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schnitte:  1.  Aussergerich tli che  Verweisungen  zufolge  Konsenses; 
2.  Verweisungen  auf  Grund  gerichtlicher  Verfügungen;  3.  All- 
gemeine Bestimmungen. 

A.  Aussergerichtliche  Verweisungen  zu  Folge  Konsenses. 

§  1.  Eine  Unterwerfung  ist,  es  sei  denn,  dass  eine  gegen- 
teilige Absicht  in  derselben  zum  Ausdruck  gelangt,  nicht  wider- 
ruflich, ausgenommen  mit  Erlaubnis  des  Gerichts  oder  eines 
Richters,  und  hat  in  allen  Beziehungen  dieselbe  Wirkung,  als 
wäre  sie  zur  gerichtlichen  Verfügung  erhoben  worden. 

§  2.  Es  sei  denn,  dass  eine  gegenteilige  Absicht  in  der- 
selben ausgedrückt'  ist,  gilt  eine  Unterwerfung  als  die  in  der 
Anlage  I  zu  diesem  Gesetze  angegebenen  Bestimmungen  ein- 
schliessend,  soweit  dieselben  auf  die  Verweisung  infolge  der 
Unterwerfung  anwendbar  sind. 

Anlage  I. 
Stillschweigend  bei  Unterwerfungen  geltende  Bestimmungen. 

a)  Falls  kein  anderer  Verweisungsmodus  vorgesehen  ist, 
geht  die  Verweisung  an  einen  einzigen  Schiedsrichter. 

b)  Geht  die  Verweisung  an  zwei  Schiedsrichter,  so  dürfen 
die  beiden  Schiedsrichter  jederzeit  binnen  der  Frist,  innerhalb 
welcher  sie  befugt  sind,  einen  Spruch  zu  fallen,  einen  Ober- 
schiedsrichter bestellen. 

c)  Die  Schiedsrichter  haben  ihren  Spruch  schriftlich  abzu- 
geben und  zwar  binnen  drei  Monaten  nach  Eintritt  auf  die  Ver- 
weisung, oder  nachdem  sie  seitens  einer  bei  der  Unterwerfung 
beteiligten  Partei  schriftlich  aufgefordert  sind,  thätig  zu  werden, 
oder  an  oder  vor  einem  späteren  Tage,  bis  zu  welchem  die 
Schiedsrichter  in  einem  von  ihnen  gezeichneten  Schriftstück 
von  Zeit  zu  Zeit  die  Frist  für  die  Abgabe  des  Spruches  ver- 
längern dürfen. 
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d)  Haben  die  Schiedsrichter  ihre  Frist  oder  ihre  verlängerte 
Frist  ohne  Abgabe  eines  Spruches  verstreichen  lassen,  oder  haben 
sie  einer  bei  der  Unterwerfung  beteiligten  Partei  oder  dem 
Oberschiedsrichter  schriftlich  angezeigt,  dass  sie  sich  nicht  zu 
einigen  vermögen,  so  darf  der  Oberschiedsrichter  sofort  an  Stelle 
der  Schiedsrichter  auf  die  Verweisung  eintreten. 

e)  Der  Oberschiedsrichter  hat  seinen  Spruch  innerhalb  eines 
Monats  zu  fällen,  nachdem  die  für  die  Abgabe  des  Spruchs  der 
Schiedsrichter  gesetzte,  ursprüngliche  oder  verlängerte  Frist  ver- 
strichen ist,  oder  an  oder  vor  dem  späteren  Tage,  bis  zu  welchem 
der  Oberschiedsrichter  in  einem  von  ihm  gezeichneten  Schrift- 
stück von  Zeit  zu  Zeit  die  Frist  für  die  Abgabe  seines  Spruches 
verlängern  darf. 

f)  Die  bei  der  Verweisung  beteiligten  Parteien  und  alle 
Personen,  welche  von  ihnen  Rechte  herleiten,  haben  sich,  vor- 
behaltlich rechtlich  begründeter  Einwendungen,  bezüglich  der 
Streitpunkte  einer  eidlichen  oder  nicht- eidlichen  Vermehrung 
seitens  der  Schiedsrichter  oder  des  Oberschiedsrichters  zu  unter- 
werfen. Sie  haben  ferner,  mit  demselben  Vorbehalte,  von  den 
Schiedsrichtern  oder  vor  dem  Oberschiedsrichter  alle  in  ihrem 
Besitz  oder  in  ihrem  Machtbereich  befindlichen  Bücher,  Rech- 
nungen und  Urkunden  zu  produzieren,  welche  notwendig  oder 
gefordert  werden  mögen.  Sie  haben  endlich  alle  anderen  Hand- 
lungen vorzunehmen,  welche  die  Schiedsrichter  oder  der  Ober- 
schiedsrichter während  des  auf  die  Verweisung  folgenden  Ver- 
fahrens fordern  sollten,  vorbehaltlich  der  gedachten  Einwendungen. 

g)  Falls  die  Schiedsrichter  oder  der  Oberschiedsrichter  es  für 
angemessen  erachten,  sind  die  Zeugen  bei  der  Verweisung  eid- 
lich oder  nicht-eidlich  zu  vernehmen. 

h)  Der  von  den  Schiedsrichtern  oder  dem  Oberschiedsrichter 
zu  fallende  Spruch  ist  endgültig  und  bindet  die  Parteien,  so- 
wie diejenigen  Personen,  welche  von  den  letzteren  Rechte  her- 
leiten. 
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i)  Ueber  die  Kosten  der  Verweisung  und  des  Spruches  ent- 
scheiden die  Schiedsrichter  oder  der  Oberschiedsrichter  nach 
freiem  Ermessen.  Dieselben  können  bestimmen,  an  wen,  von 
wem  und  in  welcher  Weise  diese  Kosten  oder  Teile  derselben 
zu  zahlen  sind.  Sie  können  derartig  zu  zahlende  Kosten  ganz 
oder  zum  Teil  taxieren  oder  festsetzen,  und  ßie  können  auch  an 
sich  nicht  zur  Erstattung  gelangende  Kosten  zusprechen. 

§  3.  Bestimmt  eine  Unterwerfung,  dass  die  Verweisung  an 
einen  official  referee  gehen  soll,  so  hat  jeder  official  referee  auf 
Antrag,  vorbehaltlich  anderweitiger,  z.  B.  an  einen  anderen 
official  referee  verweisender  Verfügungen  des  Gerichts  oder  eines 
Richters,  über  die  Punkte  zu  verhandeln  und  zu  entscheiden, 
deren  Verweisung  vereinbart  wurde. 

§  4.  Beginnt  eine  bei  einer  Unterwerfung  beteiligte  Partei 
oder  eine  von  ihr  Rechte  ableitende  Person  bezüglich  eines  ver- 
einbarter Massen  zu  verweisenden  Punktes  in  irgend  einem  Ge- 
richte ein  Verfahren  gegen  eine  andere,  bei  der  Unterwerfung 
beteiligte  Partei  oder  gegen  eine  Person,  welche  von  ihr  Rechte 
herleitet,  so  kann  jede  bei  dem  gedachten  gerichtlichen  Ver- 
fahren beteiligte  Partei,  jederzeit  nach  Einlassung,  jedoch  vor 
Einreichung  eines  Schriftsatzes  oder  Vornahme  anderer  Schritte 
in  dem  Verfahren,  bei  dem  gedachten  Gericht  auf  Einstellung 
des  gerichtlichen  Verfahrens  antragen.  Alsdann  kann  das  Ge- 
richt oder  ein  Richter  desselben  die  Einstellung  anordnen,  falls 
nachgewiesen  ist,  dass  kein  genügender  Grund  vorliegt,  weshalb 
der  Punkt  nicht  in  Gemässheit  der  Unterwerfung  verwiesen  werden 
sollte,  und  falls  ferner  nachgewiesen  ist,  dass  der  Antragsteller 
zur  Zeit  der  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens  und  noch 
jetzt  bereit  und  willens  ist,  alle  Handlungen  vorzunehmen,  welche 
zum  gehörigen  Betriebe  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  not- 
wendig sind. 

§  5.     In  allen  nachstehenden  Fällen,  nämlich: 
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a)  falls  eine  Unterwerfung  bestimmt,  dass  die  Verweisung 
an  einen  einzigen  Schiedsrichter  gehen  soll,  und  nach  der  Ent- 
stehung von  Differenzen  nicht  alle  Parteien  der  Bestellung  eines 
Schiedsrichters  beistimmen; 

b)  falls  ein  bestellter  Schiedsrichter  sich  weigert,  thatig  zu 
werden,  unfähig  ist,  zu  fungieren,  oder  stirbt,  und  es  nach  der 
Unterwerfung  nicht  beabsichtigt  erscheint,  die  Vakanz  unaus- 
gefüllt  zu  lassen,  die  Parteien  jedoch  die  Vakanz  nicht  aus- 
füllen ; 

c)  falls  die  Parteien  oder  zwei  Schiedsrichter  befugt  sindt 
einen  Oberschiedsrichter  oder  dritten  Schiedsrichter  zu  bestellen, 
und  diese  Bestellung  nicht  vornehmen; 

d)  falls  ein  bestellter  Oberschiedsrichter  oder  dritter  Schieds- 
richter sich  weigert,  thatig  zu  werden,  unfähig  ist,  zu  fungieren, 
oder  stirbt,  und  es  nach  der  Unterwerfung  nicht  beabsichtigt 
erscheint,  die  Vakanz  un ausgefüllt  zu  belassen,  die  Parteien  oder 
Schiedsrichter  indessen  die  Vakanz  nicht  ausfüllen;  kann  jede 
Partei  den  anderen  Parteien  bezw.  den  Schiedsrichtern  eine  schrift- 
liche Aufforderung  zustellen,  einen  Schiedsrichter,  Oberschieds- 
richter oder  dritten  Schiedsrichter  zu  bestellen.  «* 

Geschieht  die  Bestellung  nicht  binnen  sieben  vollen  Tagen 
nach  der  Zustellung  der  Aufforderung,  so  kann  auf  Antrag  der 
die  Aufforderung  erlassenden  Partei  das  Gericht  oder  ein  Richter 
einen  Schiedsrichter,  Oberschiedsrichter  oder  dritten  Schieds- 
richter bestellen.  Letztere  sind  ebenso,  als  wären  sie  mit  Kon- 
sens aller  Parteien  bestellt,  zum  Thätigwerden  in  der  Verweisung 
und  zur  Abgabe  eines  Spruches  befugt. 

§  6.  Bestimmt  eine  Unterwerfung,  dass  die  Verweisung  an 
zwei  Schiedsrichter  gehen  soll,  je  einer  zu  bestellen  von  jeder 
Partei,  so  gelten,  soweit  nicht  die  Unterwerfung  eine  gegen- 
teilige Absicht  zum  Ausdruck  bringt,  folgende  Vorschriften: 

a)  falls  einer  von  den  beiden  bestellten  Schiedsrichtern  sich 
weigert,  thatig  zu  werden,  unfähig  ist,  zu  fungieren,  oder  stirbt, 
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so  kann  die  Partei,  welche  ihn  bestellte,  an  seiner  Stelle  einen 
neuen  Schiedsrichter  bestellen. 

b)  falls  bei  einer  derartigen  Verweisung  eine  Partei,  sei  es 
ursprünglich  oder,  wie  oben  bemerkt,  im  Substitutionswege,  die 
Bestellung  eines  Schiedsrichters  versäumt,  und  zwar  während 
sieben  voller  Tage,  nachdem  die  andere  Partei,  nach  Bestellung 
ihres  Schiedsrichters,  der  säumigen  Partei  eine  Aufforderung, 
die  Bestellung  vorzunehmen,  zugestellt  hat,  so  kann  die  Partei, 
welche  einen  Schiedsrichter  bestellte,  diesen  Schiedsrichter  an- 
weisen, als  einziger  Schiedsrichter  in  der  Verweisung  thätig  zu 
werden.  Sein  Spruch  bindet  beide  Parteien,  als  wäre  er  zufolge 
Konsenses  bestellt  worden. 

§  7.  Die  Schiedsrichter  oder  der  Oberschiedsrichter,  welche 
auf  Grund  einer  Unterwerfung  thätig  sind,  haben,  soweit  letztere 
nicht  eine  gegenteilige  Absicht  zum  Ausdruck  bringt,  die  Befugnis : 

a)  den  Parteien  und  Zeugen,  welche  erscheinen,  Eide  ab- 
zunehmen, oder  deren  nicht-eidliche  Erklärungen  entgegenzu- 
nehmen; ferner: 

b)  den  Spruch  ganz  oder  zum  Teil  in  der  Form  eines 
speziellen  Thatbestandes  für  die  Begutachtung  seitens  des  Ge- 
richts abzugeben;  ferner: 

c)  beim  Schreiben  untergelaufene  Versehen  und  Irrtümer 
zufolge  eines  zufälligen  Entschlüpfens  oder  Auslassens  in  einem 
Schiedssprüche  zu  berichtigen. 

§  8.  Jede  bei  einer  Unterwerfung  beteiligte  Partei  kann 
Ladungen  zwecks  Vernehmung  von  Zeugen  oder  zwecks  Ur- 
kundenvorlegung erwirken.  Auf  Grund  einer  derartigen  Ladung 
ist  indessen  niemand  verpflichtet,  Urkunden  vorzulegen,  welche 
in  einem  gerichtlichen  Verfahren  in  der  mündlichen  Hauptver- 
handlung nicht  vorgelegt  zu  werden  brauchen. 

§  9.  Die  Frist  für  die  Abgabe  eines  Spruches  kann  durch 
Verfügung  des  Gerichts  oder  Richters  von  Zeit  zu  Zeit  ver- 
längert werden,  mag  die  Frist  verstrichen  sein  oder  nicht. 
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§  10.  1.  In  allen  Fällen  einer  Verweisung  zum  schieds- 
gerichtlichen Verfahren  kann  das  Gericht  oder  ein  Richter  von 
Zeit  zu  Zeit  die  verwiesenen  Punkte  oder  einzelne  derselben  zur 
erneuten  Prüfung  an  die  Schiedsrichter  oder  an  den  Oberschieds- 
richter zurückverweisen. 

2.  Ist  ein  Spruch  zurückverwiesen,  so  haben  die  Schieds- 
richter oder  der  Oberschiedsrichter ,  es  sei .  denn ,  dass  die  Ge- 
richtsverfügung Abweichendes  bestimmt,  ihren  Spruch  binnen 
drei  Monaten  nach  dem  Datum  der  Gerichtsverfügung  zu  fallen. 

§  11.  1.  Ein  Schiedsrichter  oder  Oberschiedsrichter,  dessen 
Benehmen  ungehörig  ist,  kann  vom  Gericht  entfernt  werden. 

2.  War  das  Benehmen  eines  Schiedsrichters  oder  eines  Ober- 
schiedsrichters ein  ungehöriges,  oder  wurde  ein  schiedsgericht- 
liches Verfahren  oder  ein  Schiedsspruch  ungehönger  Weise  her- 
beigeführt, so  kann  das  Gericht  den  Spruch  aufheben. 

§  12.  Ein  auf  eine  Unterwerfung  ergehender  Spruch  kann 
mit  Erlaubnis  des  Gerichts  oder  eines  Richters  in  derselben 
Weise  erzwungen  werden,  wie  ein  Urteil. oder  eine  Verfügung 
gleichen  Inhalts. 

B.  Verweisungen  auf  Grund  gerichtlicher  Verfügungen. 

§  13.  1.  Vorbehaltlich  der  Gerichtsregeln  und  eines  etwaigen 
Rechts  auf  Verhandlung  besonderer  Sachen  vor  Geschworenen 
kann  das  Gericht  oder  ein  Richter  jede  Frage  in  allen  Sachen 
(sofern  es  sich  nicht  um  ein  von  Staats  wegen  betriebenes  Straf- 
verfahren handelt)  einem  official  oder  special  referee  zur  Unter- 
suchung und  zum  Bericht  überweisen. 

2.  Der  Bericht  eines  official  oder  special  referee  kann  ganz 
oder  zum  Teil  von  dem  Gericht  oder  einem  Richter  adoptiert 
werden.  Falls  derartig  adoptiert,  kann  der  Bericht,  wie  ein 
Urteil  oder  eine  Verfügung  gleichen  Inhalts  erzwungen  werden. 

§  14.  In  allen  Sachen  (sofern  es  sich  nicht  um  ein  von 
Staats  wegen  betriebenes  Strafverfahren  handelt): 
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a)  falls  alle  interessierten  Parteien,  welche  verfügungsf&hig 
sind,  konsentieren,  oder: 

b)  falls  die  Sache  eine  ausgedehnte  Prüfung  von  Urkunden 
oder  eine  wissenschaftliche  oder  lokale  Untersuchung  erfordert, 
welche  nach  Ansicht  des  Gerichts  oder  eines  Richters  sich  nicht 
ohne  Schwierigkeiten  vor  Geschworenen  vornehmen  oder  von 
dem  Gericht  durch  seine  anderen  gewöhnlichen  Beamten  erledigen 
lassen,  oder: 

c)  falls  die  streitige  Frage  ganz  oder  zum  Teil  aus  Rech- 
nungssachen besteht, 

kann  das  Gericht  oder  ein  Richter  jederzeit  anordnen,  dass 
die  ganze  Sache  oder  eine  in  derselben  sich  ergebende  Rechts- 
frage oder  die  bestrittenen  Thatfragen,  zu  welchen  die  Parteien 
gelangten,  vor  einem  special  referee  oder  Schiedsrichter,  über 
welchen  sich  die  Parteien  einigten,  oder  vor  einem  official  referee 
oder  Gerichtsbeamten  verhandelt  werden  sollen. 

§  15.  1.  In  allen  Fällen  der  Verweisung  an  einen  official 
oder  special  referee  oder  Schiedsrichter  auf  Grund  einer  Ver- 
fügung des  Gerichts  oder  eines  Richters  in  irgend  einer  Sache 
gilt  der  official  oder  special  referee  oder  Schiedsrichter  als  ein 
Beamter  des  Gerichts.  Vorbehaltlich  der  Gerichtsregeln  bestimmt 
das  Gericht  oder  ein  Richter  über  seine  Befugnisse  und  über 
die  Art  und  Weise,  wie  er  die  Verweisung  zu  leiten  hat. 

2.  Der  Bericht  oder  Spruch  eines  official  oder  special  referee 
oder  Schiedsrichters  auf  eine  derartige  Verweisung  steht,  es  sei 
denn,  dass  das  Gericht  oder  ein  Richter  ihn  aufheben,  dem  Ver- 
dikt der  Geschworenen  gleich. 

3.  Ueber  die  Remuneration  eines  special  referee  oder  Schieds- 
richters, dem  auf  Grund  einer  Verfügung  des  Gerichts  oder  eines 
Richters  eine  Sache  zugewiesen  ist,  bestimmt  das  Gericht  oder 
ein  Richter. 

§  16.  Bei  Verweisungen  auf  Grund  gerichtlicher  Ver- 
fügungen hat  das  Gericht  oder  ein  Richter  alle  diejenigen  Be- 
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fugnisse,  welche  in  diesem  Gesetz  dem  Gericht  oder  einem  Richter 
für  aussergerichtliche  Verweisungen  zufolge  Konsenses  beige- 
legt sind. 

§  17.  Dem  Court  of  Appeal  werden  alle  diejenigen  Be- 
fugnisse beigelegt,  welche  dieses  Gesetz  dem  Gericht  oder  einem 
Richter  desselben  in  den  Bestimmungen  über  Verweisungen  auf 
Grund  gerichtlicher  Verfügungen  überträgt. 

C.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  18.  1.  Das  Gericht  oder  ein  Richter  kann  anordnen, 
dass  eine  Ladung  ergeht,  um  einen  Zeugen  zum  Erscheinen  vor 
einem  official  oder  special  referee  oder  vor  einem  Schiedsrichter 
oder  Oberschiedsrichter  zu  zwingen,  wo  auch  immer  der  Zeuge 
sich  innerhalb  des  Vereinigten  Königreichs  befinden  mag. 

2.  Das  Gericht  oder  ein  Richter  kann  ferner  anordnen,  dass 
eine  in  Haft  befindliche  Person  dem  official  oder  special  referee 
oder  dem  Schiedsrichter  oder  Oberschiedsrichter  zur  Vernehmung 
vorgeführt  werden  soll. 

§  19.  Ein  referee,  Schiedsrichter  oder  Oberschiedsrichter 
kann  in  jedem  Stadium  des  Verfahrens  auf  Grund  einer  Ver- 
weisung —  und  muss  auf  eine  bezügliche  Anordnung  des  Ge- 
richts —  eine  im  Verlaufe  der  Verweisung  entstehende  Rechts- 
frage in  der  Form  eines  speziellen  Thatbestandes  für  die  Be- 
gutachtung seitens  des  Gerichts  abfassen. 

§  20.  Jede  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassene  Verfügung 
kann  unter  den  dem  Verfügenden  gerecht  erscheinenden  Be- 
dingungen, insbesondere  hinsichtlich  der  Kosten,  erlassen  werden. 

§  21.  Im  Wege  der  Gerichtsregeln  kann  von  Zeit  zu  Zeit 
bestimmt  werden,  dass  die  in  diesem  Gesetz  dem  Gericht  oder 
einem  Richter  beigelegten  Kompetenzen  ganz  oder  zum  Teil 
einem  Beamten  des  Supreme  Court  übertragen  werden. 

§  22.    Eine  Person,    welche   vorsätzlich   und  zufolge  von 
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Bestechung  vor  einem  referee,  Schiedsrichter  oder  Oberschieds- 
richter falsche  Aussagen  abgibt,  macht  sich  der  perjury  schuldig 
(Archiv,  Oktober  1896,  S.  47),  als  wären  die  Aussagen  in  öffent- 
licher Gerichtssitzung  erfolgt,  und  kann  entsprechend  behandelt, 
▼erfolgt  und  bestraft  werden. 

§  23.  Soweit  nicht  dieses  Gesetz  ausdrücklich  Ausnahmen 
statuiert,  findet  dasselbe  auf  alle  schiedsgerichtlichen  Verfahren 
Anwendung,  bei  welchen  die  Königin  als  Inhaberin  der  Krone 
oder  des  Herzogtums  Lancaster  oder  anderweitig,  oder  der 
Herzog  von  Cornwall  als  Partei  beteiligt  sind.  Dieses  Gesetz 
ermächtigt  indessen  nicht  das  Gericht  oder  einen  Richter,  ohne 
Konsens  der  Königin  oder  des  gedachten  Herzogs  anzuordnen, 
dass  ein  Verfahren,  bei  welchen  dieselben  als  Partei  beteiligt 
sind,  oder  eine  in  einem  derartigen  Verfahren  entstehende  Frage 
oder  die  streitigen  Fragen,  zu  welchen  die  Parteien  gelangen, 
vor  einem  referee,  Schiedsrichter  oder  Beamten  verhandelt  werden 
sollen.  Unberührt  bleiben  ferner  die  Rechtssätze  über  Kosten- 
zahlung seitens  der  Krone. 

§  24.  Dieses  Gesetz  findet  auf  jedes  schiedsgerichtliche 
Verfahren  auf  Grund  eines  vor  oder  nach  dem  1.  Januar  1890 
in  Kraft  getretenen  Gesetzes  Anwendung,  als  erfolgte  das 
schiedsgerichtliche  Verfahren  in  Gemässheit  einer  Unterwerfung, 
ausgenommen  soweit  sich  dieses  Gesetz  mit  dem  das  schieds- 
gerichtliche Verfahren  regulierenden  Gesetze  oder  mit  den  Regeln 
oder  der  Prozedur  nicht  verträgt,  welche  von  dem  letztgedachten 
Gesetz  autorisiert  oder  anerkannt  sind. 

§  25.  Am  1.  Januar  1890  schwebende  schiedsgerichtliche 
Verfahren  werden  Von  diesem  Gesetze  nicht  berührt.  Letzteres 
findet  jedoch  Anwendung  auf  die  nach  dem  1.  Januar  1890  ein- 
geleiteten schiedsgerichtlichen  Verfahren,  mag  der  Vertrag  oder 
die  Verfügung  auch  früheren  Datums  sein. 

§  26.  1.  hebt  zunächst  die  oben  mitgeteilten  Bestimmungen 
aus  den  Jahren  1697,  1833,  1854,  1873  und  1884  auf  und  be- 
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stimmt  sodann:  Vor  dem  1.  Januar  1890  geschehene  oder  er- 
duldete Handlungen,  erworbene  Rechte,  auferlegte  Pflichten,  ein- 
gegangene Verbindlichkeiten  werden  durch  die  Aufhebung  nicht 
berührt;  ebensowenig  die  Einleitung  oder  Beendigung  eines  ge- 
richtlichen Verfahrens  oder  einer  anderen  Remedur  zwecks  Fest- 
stellung oder  Erzwingung  einer  derartigen  Verpflichtung. 

2.  Gesetzliche  Vorschriften  und  Urkunden,  welche  eines  der 
aufgehobenen  Gesetze  in  Bezug  nehmen,  sind  als  dieses  Gesetz 
in  Bezug  nehmend  zu  konstruieren. 

§  27.  Es  sei  denn,  dass  die  gegenteilige  Absicht  erhellt, 
bedeutet  in  diesem  Gesetze: 

„ Unterwerfung"  eine  schriftliche  Vereinbarung,  gegenwärtige 
oder  zukünftige  Streitigkeiten  dem  schiedsgerichlichen  Verfahren 
zu  unterwerfen,  mag  ein  Schiedsrichter  darin  benannt  sein  oder 
nicht ; 

„Gericht"  den  High  Court  of  Justice; 

„Richter*  einen  Richter  des  High  Court  of  Justice; 

„Gerichtsregeln"  die  von  den  gehörig  befugten  Personen 
auf  Grund  der  Judicature  Acts  erlassenen  Regeln  des  Supreme 
Court. 

§  28.  Auf  Schottland  und  Irland  findet  dieses  Gesetz  keine 
Anwendung. 

§  29.     Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1890  in  Kraft. 

§  30.     Es  darf  als  die  Arbitration  Act  1889  zitiert  werden. 

Die  Q-erichtsregeln,  auf  welche  das  vorstehende  Gesetz  ver- 
weist, sind  zur  Zeit  folgende: 

Rules  of  the  Supreme  Court,  order  36,  rule  7  a.  Es  sei  denn, 
dass  in  Gemässbeit  der  Vorschriften  in  rule  6  dieser  order  eine 
mündliche  Hauptverhandlung  mit  Geschworenen  angeordnet  worden 
ist,  oder  dass  auf  Grund  von  rule  2  dieser  order  eine  der  beiden 
Parteien  den  Wunsch  mitgeteilt  hat,  eine  mündliche  Hauptver- 
handlung mit  Geschworenen  abzuhalten,  findet  in  allen  Sachen 
die  mündliche  Hauptverhandlung   vor  einem  Richter  ohne  Ge- 
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schworene  statt.  Das  Gericht  oder  ein  Richter  kann  jedoch  in 
einem  jeden  derartigen  Falle  jederzeit  anordnen,  dass  die  münd- 
liche Hauptverhandlung  über  eine  Sache  oder  über  die  streitigen 
Fragen,  zu  welchen  die  Parteien  gelangten,  vor  einem  Richter 
mit  Geschworenen,  oder  vor  einem  Richter  mit  Beisitzern  oder 
vor  einem  official  oder  special  referee  mit  oder  ohne  Beisitzer 
stattfinden  solle. 

r.  45.  Eine  Verfügung,  welche  eine  Sache  an  die  auf  Grund 
der  (oben  mitgeteilten)  Judicature  Act  1873  bestellten  official 
referees  verweist,  kann  an  einen  derselben  besonders  verweisen. 
Soweit  keiner  besonders  in  der  Verfügung  benannt  ist,  hat  der 
Hilfsarbeiter  des  senior  official  referee  die  Sachen  der  Reihe 
nach  oder  in  der  sonst  vom  Lordkanzler  vorgesehenen  Weise 
unter  die  official  referees  zu  verteilen.  (Zur  Zeit  fungieren  drei 
Advokaten  als  official  referees ;  das  Jahresgehalt  eines  jeden  be- 
tragt 30000  Mk.) 

r.  46.  Verweist  eine  Verfügung  eine  Sache  an  die  official 
referees,  ohne  irgend  einen  besonders  namhaft  zu  machen,  so 
ist  die  Verfügung  oder  ein  Duplikat  derselben  dem  in  rule  45 
gedachten  Hilfsarbeiter  vorzulegen,  welcher  auf  der  Verfügung 
den  Namen  des  official  referee  vermerkt,  dem  in  Gemässheit  der 
rule  45  die  Sache  zuzuteilen  ist.  Eine  mit  einem  derartigen  Ver- 
merk versehene  Verfügung  ermächtigt  den  betreffenden  official 
referee,  mit  der  zugeteilten  Sache  zu  verfahren. 

r.  47.  Verweist  eine  Verfügung  an  einen  der  official  referees 
besonders,  so  hat  der  Hilfsarbeiter  bei  der  Geschäftsverteilung 
auf  die  besondere  Verweisung  Rücksicht  zu  nehmen. 

r.  47  a.  Der  senior  official  referee  hat  in  jedem  Quartal 
über  die  Lage  der  vor  jedem  referee  anhängigen  Geschäfte 
an  den  Lordkanzler  zu  berichten.  Der  erste  Bericht  hat  am 
11.  Januar  1889  zu  erfolgen. 

r.  47  b.  Der  Lordkanzler  und  der  Lord  Chief  Justice  of 
England,    oder    einer   von   beiden,    können   Sachen  von  einem 
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official  referee  auf  einen  anderen  übertragen,  falls  dies  im  Hin- 
blick auf  die  Lage  der  bei  den  referees  anhängigen  Sachen 
dienlich  erscheint. 

r.  48.  Der  referee,  dem  eine  Sache  oder  eine  Frage  in 
einer  Sache  zugewiesen  ist,  kann,  vorbehaltlich  der  Verfügung 
des  Gerichts  oder  eines  Richters,  die  mündliche  Hauptverhand- 
lung an  jedem,  ihm  am  geeignetsten  erscheinenden  Orte  abhalten 
oder  dorthin  vertagen  und,  sei  es  selbst,  sei  es  mit  seinen 
etwaigen  Besitzern,  eine  Besichtigung  oder  Augen9cheinseinnahme 
vornehmen,  welche  er  zur  besseren  Erledigung  der  ihm  vor- 
liegenden Streitfrage  für  dienlich  erachten  mag.  Es  sei  denn, 
dass  das  Gericht  oder  ein  Richter  eine  andere  Anordnung  trafen, 
hat  er  mit  der  mündlichen  Hauptverhandlung  de  die  in  diem  zu 
verfahren,  in  ähnlicher  Weise,  wie  in  Sachen,  deren  mündliche 
Hauptverhandlung  vor  Geschworenen  stattfindet. 

r.  49.  Vorbehaltlich  etwaiger  Anordnungen  des  verweisen- 
den Gerichts  oder  Richters  hat  in  jeder  mündlichen  Hauptver- 
handlung vor  einem  referee  eine  Beweisaufnahme  stattzufinden. 
Die  Zeugen  können  zum  Erscheinen  gezwungen  werden.  Jede 
derartige  mündliche  Haupt  Verhandlung  ist,  soweit  die  Umstände 
es  gestatten,  möglichst  in  derselben  Weise  abzuhalten,  wie  vor 
einem  Richter  stattfindende,  mündliche  Hauptverhandlungen. 

r.  50.  Vorbehaltlich  einer  Anordnung  der  gedachten  Art 
hat  der  referee  dieselben  Befugnisse,  wie  ein  Richter  des  High 
Court,  hinsichtlich  der  Aufdeckung  und  Vorlegung  von  Ur- 
kunden, ferner  bei  der  Leitung  einer  Verweisung  oder  münd- 
lichen Hauptverhandlung,  und  endlich  bezüglich  der  Urteils- 
fällung zu  gunsten  einer  Partei. 

r.  51.  Diese  Rules  ermächtigen  einen  referee  nicht,  eine 
Person  zur  Haft  abführen  zu  lassen,  noch  eine  Verfügung  durch 
Pfändung  oder  auf  andere  Weise  zu  erzwingen. 

r.  52.  Vor  Abschluss  einer  vor  ihm  stattfindenden,  münd- 
lichen Hauptverhandlung    oder   in    seinem  Berichte  auf  Grund 
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der  an  ihn  erfolgten  Verweisung  kann  der  referee  eine  darin 
entstandene  Frage  dem  Gericht  zur  Entscheidung  unterbreiten 
oder  Thatbestände  besonders  formulieren,  unter  Ermächtigung  des 
Gerichts,  Schlüsse  daraus  zu  ziehen;  solchenfalls  bestimmt  das 
Gericht,  welche  Verfügung  auf  die  unterbreitete  Frage  oder  über 
die  besonders  formulierten  Thatbestände  ergehen  soll.  Das  Ge- 
richt kann  Erläuterungen  oder  Gründe  von  dem  referee  ein- 
fordern und  die  Sache,  ganz  oder  zum  Teil,  demselben  oder 
einem  anderen  referee  zur  nochmaligen  mündlichen  Hauptver- 
handlung oder  zur  weiteren  Prüfung  wieder  zugehen  lassen; 
oder  das  Gericht  kann  die  einem  referee  zugewiesene  Frage  auf 
Grund  der  vor  ihm  erfolgten  Beweisaufnahme,  nach  Erhebung 
weiterer  Beweise  oder  ohne  solche  Erhebung,  selbst  entscheiden. 

r.  52  a.  Die  rules  49 — 52  finden  in  Fällen  Anwendung, 
wo  eine  Sache,  eine  Thatfrage  oder  die  streitigen  Thatfragen, 
zu  welchen  die  Parteien  gelangten,  an  einen  official  referee  ver- 
wiesen sind. 

r.  53.  Stattet  ein  referee  einen  Bericht  ab,  so  hat  er  an 
demselben  Tage  mittelst  frankierten,  an  die  Zustellungsadresse 
gerichteten  Schreibens  jeder  bei  der  mündlichen  Hauptverhand- 
lung oder  Verweisung  beteiligten  Partei  eine  Benachrichtigung 
von  dem  Berichte  per  Post  zugehen  zu  lassen.  Es  wird  an- 
genommen, dass  die  Partei  im  gewöhnlichen  Verlaufe  der  Post 
von  dem  Berichte  Kenntnis  erhalten  hat. 

r.  54.  Falls  in  einer  Sache,  deren  weitere  Verhandlung 
vertagt  wurde,  der  referee  auf  Grund  des  §  13  der  Arbitration 
Act  1889  den  Bericht  erstattete,  kann  jede  Partei  in  der  wei- 
teren Verhandlung,  ohne  vorgängige  Benachrichtigung  von  ihrem 
Antrage  oder  Ladung,  bei  dem  Gericht  oder  Richter  die  Adop- 
tiernng  des  Berichts  beantragen  oder,  ohne  dass  es  richterlicher 
Erlaubnis  bedarf,  mindestens  vier  Tage  zuvor  anzeigen,  dass  sie 
in  der  weiteren  Verhandlung  eine  Aenderung  des  Berichts  oder 
eine  Zurückverweisung  der  Sache,  ganz  oder  zum  Teil,  an  den- 
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selben  oder  an  einen  anderen  referee  zur  erneuten  Verhandlung 
oder  weiteren  Prüfung  beantragen  wird. 

r.  55.  Falls  in  einer  Sache,  deren  weitere  Verhandlung 
nicht  vertagt  wurde,  der  referee  auf  Grund  des  §  13  der  Arbi- 
tration  Act  1889  den  Bericht  erstattete,  kann  jede  Partei  unter 
achttägiger  Benachrichtigung  von  ihrem  Antrage  beim  Gericht 
beantragen,  den  Bericht  zu  adoptieren  und  zu  verwirklichen 
oder  denselben  abzuändern,  oder  die  Sache,  ganz  oder  zum  Tel 
an  denselben  oder  einen  anderen  referee  zur  erneuten  Verhand- 
lung oder  weiteren  Prüfung  zurückzuverweisen. 

r.  55  b.  Ein  official  referee,  dem  auf  Grund  einer  gericht- 
lichen Verfügung  eine  Sache  ganz  und  gar  zugewiesen  ist,  kann, 
vorbehaltlich  etwaiger  Anordnungen  in  der  gerichtlichen  Ver- 
fügung, bezüglich  der  Kosten,  ebenso  wie  das  Gericht  oder  ein 
Richter,  nach  freiem  Ermessen  entscheiden. 

r.  55  c.  Die  rules  48 — 55  und  55  b  finden  in  Fällen  An- 
wendung, wo  eine  Sache  oder  eine  Thatfrage  oder  die  streitigen 
Thatfragen,  zu  welchen  die  Parteien  gelangten,  einem  Gerichte- 
beamten, einem  special  referee  oder  einem  Schiedsrichter  zuge- 
wiesen sind.  Soweit  jedoch  der  Schiedsrichter  nicht  durch  ge- 
richtliche  Verfügung  bestellt  ist,  findet  die  Vorschrift  der  rule  45 
über  Verhandlung  de  die  in  diem  keine  Anwendung. 

Rules  of  the  Supreme  Court,  order  40  rule  2.  Jeder  referee, 
an  welchem  eine  Sache  zur  mündlichen  Hauptverhandlung  ver- 
wiesen ist,  hat  zu  bestimmen,  wie  das  Urteil  protokolliert  wer- 
den soll.  Das  Urteil  ist  entsprechend  von  dem  betreffenden  Ge- 
richtsbeamten zu  protokollieren. 

r.  6.  Hat  bei  einer  mündlichen  Hauptverhandlung  ein  referee 
die  Protokollierung  eines  Urteils  angeordnet,  so  kann  jede  Partei 
die  Aufhebung  des  Urteils  oder  die  Protokollierung  eines  an- 
deren Urteils  mit  der  Begründung  beantragen,  dass  angesichts 
des   protokollierenden  Ergebnisses    das   angeordnete  Urteil   ein 
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irriges  ist.  In  der  Queen's  Bench  Abteilung  ist  der  Antrag  bei 
einem  Divisional  Court  zu  stellen. 

r.  6  a.  Die  mies  2  und  6  finden  Anwendung  auf  eine  Ver- 
weisung kraft  gerichtlicher  Verfügung  an  einen  Gerichtsbeamten, 
special  referee  oder  Schiedsrichter. 

r.  7.  Ist  eine  mündliche  Hauptverhandlung  über  die  strei- 
tigen Fragen,  zu  welchen  die  Parteien  gelangten,  oder  eine  Ent- 
scheidung anderer  Art  über  derartige  Fragen  oder  über  That- 
fragen  angeordnet,  so  kann  der  Kläger  einen  Antrag  auf  Erlass 
eines  Urteils  auf  die  Liste  setzen,  sobald  über  die  Fragen  ent- 
schieden ist.  Setzt  er  einen  derartigen  Antrag  nicht  auf  die 
Liste  und  gibt  binnen  zehn  Tagen,  nachdem  er  den  Antrag  auf 
die  Liste  setzen  konnte,  den  anderen  Parteien  keine  Nach- 
richt von  einem  solchen  Antrage,  so  kann  nach  Ablauf  der  zehn 
Tage  der  Beklagte  einen  Antrag  auf  Erlass  eines  Urteils  auf  die 
Liste  setzen  und  die  anderen  Parteien  davon  benachrichtigen. 

Rules  of  the  Supreme  Court,  order  42,  rule  31a.  Obschon 
die  Frist  noch  nicht  verstrichen  ist,  binnen  welcher  die  Auf- 
hebung eines  Schiedsspruchs  beantragt  werden  kann,  darf  der- 
selbe mit  Erlaubnis  des  Gerichts  oder  eines  Richters  und  unter 
den  gerecht  befundenen  Bedingungen  jederzeit  erzwungen  werden. 

Rules  of  the  Supreme  Court,  order  52,  rule  2.  Zwecks 
Aufhebung,  Zurückverweisung  oder  Erzwingung  eines  Schieds- 
spruchs kann  nicht  mehr  ohne  vorgangige  Benachrichtigung  des 
Gegners  eine  letzteren  zur  Vorbringung  etwaiger  Einwendungen 
auffordernde  Verfügung  beantragt  werden. 

r.  4.  Jede  Benachrichtigung  von  einem  Antrage  auf  Auf- 
hebung, Zurück  Verweisung  oder  Erzwingung  eines  Schieds- 
spruchs hat  in  allgemeinen  Ausdrücken  die  Gründe  des  Antrags 
anzugeben.  Gründet  sich  ein  derartiger  Antrag  auf  schriftliche, 
eidliche  Erklärungen,  so  ist,  soweit  letztere  benutzt  werden 
sollen,  eine  Abschrift  derselben  mit  der  Benachrichtigung  vom 
Antrage  zuzustellen. 
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Rules  of  the  Supreme  Court,  order  54,  rule  12a.  Alle 
Kompetenzen  und  Befugnisse,  welche  die  Arbitration  Act  1889 
dem  Gericht  oder  einem  Richter  übertragen  hat,  können  von 
einem  Master  des  Supreme  Court  ausgeübt  werden. 

Rules  of  the  Supreme  Court,  order  59 ^  rule  3.  Im  Falle 
der  Anordnung  oder  Zwangsverweisung  zum  schiedsrichterlichen 
Verfahren  kann  jede  bei  der  Verweisung  beteiligte  Partei  gegen 
den  Spruch  oder  die  Bescheinigung  des  Schiedsrichters  oder 
referee  bezüglich  einer  Rechtsfrage  Berufung  einlegen,  und  auf 
Antrag  einer  Partei  kann  das  Gericht  den  Schiedsspruch  aus 
jedem  Grunde  aufheben,  aus  welchem  das  Gericht  das  Verdikt 
von  Geschworenen  aufheben  könnte.  Die  Berufung  geht  an 
einen  Divisional  Court,  welcher  befugt  ist,  den  Spruch  oder  die 
Bescheinigung  aufzuheben,  oder  die  Streitsache  ganz  oder  zum 
Teil  an  den  Schiedsrichter  oder  referee  zurückzuverweisen,  oder 
bezüglich  des  Spruches  oder  der  Bescheinigung  oder  hinsichtlich 
aller  oder  einzelner  Streitpunkte  die  gerecht  befundene  An- 
ordnung zu  treffen. 

Rules  of  the  Supreme  Court,  order  61,  rule  15a.  Diese 
rule  nimmt  Streichungen  in  der  rule  15  vor.  Das  Resultat  ist, 
dass  die  Praxis,  eine  Unterwerfung  zur  gerichtlichen  Verfügung 
zu  erheben  und  ein  Urteil  in  Gemässheit  des  Schiedsspruches 
zu  protokollieren,  als  abgeschafft  anzusehen  ist.  An  die  Stelle 
getreten  ist  die  Praxis,  vermittelst  Ladung  vor  einem  Master 
in  Chambers  Erlaubnis  zur  Erzwingung  des  Schiedsspruches  zu 
erwirken,  worauf  der  Schiedsspruch  vollstreckt  werden  kann. 

Rules  of  the  Supreme  Court,  order  63,  rule  16.  Die  official 
referees  haben  an  jedem  Tage  während  der  vier  Gerichtssessionen 
des  High  Court  of  Justice  mindestens  von  10  Uhr  bis  4  Uhr 
und  Sonnabends  mindestens  von  10  Uhr  bis  1  Uhr  Sitzungen 
abzuhalten,  ohne  damit  behindert  zu  werden,  noch  an  anderen 
Tagen  zu  Gericht  zu  sitzen. 

Rules  of  the   Supreme  Court,   order  64,  rule  14.    Jeder- 
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zeit  vor  dem  letzten  Tage  der  Session,  welche  nächst  auf  den 
Erlass  und  die  Verkündigung  des  Schiedsspruches  folgt,  kann 
die  Aufhebung  desselben  beantragt  werden. 

r.  14  a.  Ist  die  Frist  für  die  Abgabe  des  Spruches  ver- 
längert, so  gilt  die  Frist  um  einen  Monat  verlängert,  es  sei 
denn,  dass  in  der  Verfügung  eine  abweichende  Frist  spezi- 
fiziert ist. 

Soweit  es  sich  um  ein  Verfahren  vor  einem  official  referee 
handelt,  werden  folgende  Gerichtskosten  erhoben:  10  Mk.  für 
jede  ganze  oder  angebrochene  Stunde,  während  welcher  der 
official  referee  beschäftigt  ist,  einschliesslich  der  etwaigen  Zeugen- 
vernehmung. Bei  jeder  Sitzung,  welche  ausserhalb  Londons 
oder  der  Grafschaft  Middlesex  stattfindet,  tritt  für  jede  nicht  in 
London  verbrachte  Nacht  für  den  official  referee  eine  weitere 
Summe  von  31  Mk.  50  Pf.  und  für  seinen  Hilfsarbeiter  eine 
Summe  von  15  Mk.  hinzu. 

Schliesslich  wird  noch  mit  einigen  Worten  der  Grafschafts- 
gerichte zu  gedenken  sein.  Die  County  Courts  Act  1888  ver- 
bietet zunächst  im  §  14  den  Grafschaftsrichtern,  gegen  an  sie 
selbst  zu  zahlende  Remuneration  als  Schiedsrichter  oder  referee 
thätig  zu  werden,  und  bestimmt  sodann  im  §  104,  dass  der 
Grafschaftsrichter  in  allen  Fällen,  mit  Zustimmung  beider  Pro- 
zessparteien, die  Sache  zur  schiedsgerichtlichen  Erledigung  ver- 
weisen kann,  und  zwar  mit  oder  ohne  andere,  unter  seine  Zu- 
ständigkeit fallende  Streitpunkte  zwischen  den  Parteien.  Ueber 
die  Schiedsrichter,  über  die  Art  und  Weise  und  die  Bedingungen 
der  Verweisung  soll  der  Grafschaftsrichter  nach  billigem  Er- 
messen selbst  befinden.  Nur  mit  seiner  Zustimmung  kann  die 
Verweisung  von  einer  Partei  widerrufen  werden.  Der  Spruch 
wird  als  das  Urteil  im  Prozesse  protokolliert  und  bindet  und 
wirkt  in  jeder  Hinsicht,  als  wäre  derselbe  vom  Grafschaftsrichter 
selbst  gefällt.  Auf  Antrag  in  der  ersten  Gerichtssitzung  nach 
Ablauf  einer  Woche  nach  Protokollierung   des   Spruches   kann 


—    476     — 

jedoch  der  Grafschaftsrichter  den  Spruch  aufheben  oder  mit  Zu- 
stimmung beider  Parteien  die  Verweisung  widerrufen  oder  eine 
andere  Verweisung  anordnen.  Die  order  20  der  County  Court 
Rules  1889  fügt  hinzu,  dass  sowohl  in  Fällen  ordentlicher  Zu- 
ständigkeit, wie  in  Fällen  einer  Prorogation  jederzeit  nach  Be- 
ginn eines  Prozesses  eine  Verweisung  angeordnet  werden  kann, 
falls  die  Parteien  konsentieren. 

Damit  dürften  die  zur  Zeit  geltenden  Vorschriften,  soweit 
sie  das  .allgemeine11  schiedsgerichtliche  Verfahren  betreffen, 
möglichst  wort-  und  sinngetreu  wiedergegeben  sein,  auf  die 
Gefahr  hin,  in  stylistischer  Beziehung  nicht  immer  den  rollen 
Beifall  des  Lesers  zu  finden.  Neben  dem  «allgemeinen0  Ver- 
fahren gibt  es  mehrere  „besondere*  Verfahren,  welche  auf 
Spezialgesetzen  beruhen  und  für  das  Ausland  eine  verschwindende 
Bedeutung  besitzen. 

Man  ist  geneigt,  an  die  Darstellung  der  englischen  Vor- 
schriften eine  detaillierte  Vergleichung  mit  den  bezüglichen  deut- 
schen Vorschriften  zu  knüpfen.  Es  entsteht  zunächst  die  be- 
reits oben  aufgeworfene  Frage  nach  der  Zweckmässigkeit  der 
Verkettung  des  schiedsgerichtlichen  mit  dem  gerichtlichen  Ver- 
fahren. Sollte  diese  Frage  für  Deutschland  zu  verneinen  sein, 
so  verbliebe  eine  Vergleichung  der  deutschen  Vorschriften  mit 
denjenigen  englischen  Bestimmungen,  welche  das  schiedsrichter- 
liche Verfahren  ausser  Konnex  mit  dem  gerichtlichen  Verfahren 
regeln.  Der  Verfasser  muss  sich  damit  begnügen,  zu  diesen 
Untersuchungen  das  Material  geliefert  zu  haben,  und  der  Ein- 
gangs formulierten  Frage  zurückkehren,  ob  wirklich,  wie  kürz- 
lich öffentlich  behauptet  worden  ist,  das  schiedsrichterliche  Ver- 
fahren in  England  den  Vorzug  vor  dem  heutigen  gerichtlichen 
Verfahren  verdient. 

Vor  etwa  fünf  Jahren  bemerkte  ein  hochgestellter,  eng- 
lischer Richter,  es  sei  möglich,  dass  im  Hinblick  auf  die  Kosten 
und  die  Dauer  eines  gerichtlichen  Verfahrens  die  Londoner  Ge- 
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schäfts weit  es  vorziehe,  ihre  Streitigkeiten  ruhig  und  billig  von 
einer  verständigen  und  achtbaren  Vertrauensperson  schlichten  zu 
lassen,  welche  in  der  betreffenden  Branche  wohl  bewandert  sei. 
Seit  dieser  Aeusserung  zeigte  sich  in  ganz  England   und  insbe- 
sondere in  London  eine  manchmal  einer  Manie  recht  nahe  kom- 
mende Tendenz,   den  Schiedsrichter  an   die  Stelle   des  staatlich 
bestellten  Richters  zu  setzen.     Die  Presse,  ja!  selbst  juristische 
Publikationen  nahmen  die  neue  Idee  auf  und  priesen  das  schieds- 
gerichtliche Verfahren,  als  handle  es  sich  um  ein  neuentdecktes 
Universalheilmittel.     Am  23.  November  1892  trat  die  Londoner 
Chamber  of  Arbitration  ins  Leben,  ein  Ereignis,  welches  Veran- 
lassung zu  den  grössten  Hoffnungen  und  kühnsten  Erwartungen 
gab.     Im  Mai  1893   veröffentlichte  die  neue  Chamber  einen  Be- 
richt,  welcher   zunächst  hervorhob,   dass  die  Chamber  derartig 
im  Verborgenen  arbeite,   dass   das  grössere  Publikum   auf  dem 
gewöhnlichen  Wege   der  Presse   von  den  Verhandlungen  nichts 
erfahre.    Es  habe  indessen  bereits  eine  hinreichende  Anzahl  von 
Fällen  vorgelegen,    um    die   Organisation   der  Chamber  zu   er- 
proben.    Seitens  der  Parteien,  welche  sich  an  die  Chamber  ge- 
wandt hätten,   werde  die  Einfachheit,   Schnelligkeit  und  Wirk- 
samkeit  des    Mechanismus    lobend    anerkannt.     Es    habe    sich 
sowohl  um  Streitigkeiten  zwischen  Inländern,  wie  um  Streitig- 
keiten zwischen  Inländern   und   Ausländern  gehandelt.     In   den 
meisten   Fällen    seien   die    Parteien    nicht   durch   Anwälte    ver- 
treten   gewesen,    in    einzelnen    Fällen    sei    sogar    niemand  er- 
schienen und  habe  man  dem  Schiedsrichter  einfach  einen  ver- 
einbarten Thatbestand  vorgelegt.     Gerichtsseitig  sei  freilich  nur 
eine    Sache    an    die    Chamber   verwiesen    worden;    das   Gericht 
habe  indessen   die  schnelle  Erledigung  dieser  Sache  lobend  an- 
erkannt, und  stehe  somit  zu  erwarten,  dass  in  Zukunft  ähnliche 
Sachen  an  die  Chamber  verwiesen  werden  würden.     Die  Aus- 
wahl  des  Schiedsrichters  habe  man   in   der  Hälfte   der  Sachen 
dem  Registrar  überlassen;   in   allen  Fällen   habe  immer  nur  ein 
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Schiedsrichter  fungiert.     Abgesehen   von   einem   Falle,    welcher 
zu   einer  Zurückverweisung   der  Sache  geführt  habe,   seien  die 
Schiedssprüche  mit  der  juristischen  Assistenz  des  Registrar  ab- 
gefasst  worden.    Durchschnittlich  innerhalb  zehn  Tage  nach  der 
Unterwerfung  sei  man  zur  mündlichen  Verhandlung  geschritten, 
welche  im  Durchschitte  zwei  Stunden  gedauert  habe.    Die  Durch- 
schnittskosten hätten   112  Mk.   betragen.     Die  Zweckmässigkeit 
der  Chamber  sei  sonach   bewiesen,  und  was  man  in  Aussicht 
gestellt  habe,  nämlich  eine  schnelle,  zufriedenstellende  und  billige 
Erledigung  von  Streitigkeiten,   sei  thatsächlich  erreicht  worden. 
Die  Chamber  befriedige  unzweifelhaft  ein  wirkliches  Bedürfnis; 
mit  der  Zeit   werde    man    sich   derartig   an    die  Chamber   ge- 
wöhnen, dass  die  Nachwelt  sich  verwundert  fragen  werde,   wie 
man  Sachen,   für  welche  die  Chamber  geschaffen,   so  lange  im 
langwierigen,   kostspieligen,   gerichtlichen  Verfahren  habe  zum 
Austrag  bringen   können.     Ein  grosser  Andrang   sei   allerdings 
nicht  zu  verzeichnen;   derselbe  sei  aber  auch  nicht  erwartet,  da 
die  vorhandenen  Schiedsverträge  noch  ein  anderes  Schiedsgericht 
in  Aussicht  nehmen.     Wenn    man   heute    fragt,    was    aus   der 
London  Chamber  of  Arbitration  geworden  ist,   so  erklärt  sich 
alle  Welt  mit  Nichtwissen,   und  forscht  man  genauer  nach,  so 
findet  man,  dass  bis  zum  letzten  August  der  gedachten  Chamber 
gerade  vierzig  Fälle  vorgelegen  haben.   Wie  lange  die  Chamber 
noch  im  Verborgenen  weiter  arbeiten  wird,  lässt  sich  nicht  an* 
geben;   jedenfalls  liegt   es    nicht   im    Interesse    des   Auslandes, 
einer  Institution,  welche  im  Inlande  keine  Beachtung  findet,  neue 
Lebenskraft  zuzuführen.    Man  wird  fragen,  worauf  dieses  Fiasko 
und  überhaupt  das   Verschwinden   der  Schiedsgerichtsmanie   in 
England  zurückzuführen  ist.    Zunächst  hatte  man  nicht  genügend 
in  Erwägung  gezogen,   dass  es   nicht  ausreicht,   das  Verfahren 
zu  vereinfachen,    solange    nicht   gleichzeitig  zu  Schiedsrichtern 
Personen  bestellt  werden,  welche  mit  dem  anzuwendenden  Recht 
vertraut  sind.    Laienschiedsrichter  werden  wohl  niemals  Streitig- 
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keiten  in  zufriedenstellender  Weise  entscheiden  können,  falls  es 
sich  nicht  nur  um  streitige  Thatfrageu,  sondern  gleichzeitig  um 
bestrittene  Rechtsfragen  handelt.  Der  zum  Schiedsrichter  be- 
stellte Laie  fühlt  sehr  bald,  dass  er  den  Rechtsfragen  nicht 
gewachsen  ist.  Statt  einfach  die  Rechtsfragen  dem  Gericht  vor- 
zulegen, beginnen  die  Schiedsrichter  zu  handeln,  als  wenn  sie 
nicht  Richter,  sondern  Stellvertreter  derjenigen  Partei  wären, 
welche  sie  bestellte.  Nachdem  sie  sich  auf  dem  Wege  gegen- 
seitiger Eonzessionen  hinreichend  genähert  haben,  wird  schliess- 
lich die  Differenz  geteilt  und  das  Resultat  wird  als  Schieds- 
spruch verkündet.  Es  gibt  sehr  viele  Geschäftsleute,  welche 
allen  Ernstes  glauben,  dass  der  Schiedsrichter,  welchen  sie  be- 
stellen, ihre  Interessen  und  nur  ihre  Interessen  wahrzunehmen 
hat;  die  Partei  glaubt  vollberechtigt  zu  sein,  vor  der  Abgabe 
des  Spruches  dem  Schiedsrichter  bindende  Instruktionen  erteilen 
zu  können.  Es  ist  daher  kaum  zu  verwundern,  dass  die  Schieds- 
richter sich  wie  Mandatare  gerieren,  und  dass  es  häufig  gar  nicht 
festzustellen  ist,  ob  ein  Vergleich  abgeschlossen  wurde,  oder  ob 
wirklich  ein  Schiedsspruch  vorliegt.  Man  hat  nicht  ohne  Grund 
gemeint,  dass  ein  Laienschiedsspruch,  welcher  eine  der  Parteien 
zufriedenstellt,  noch  nicht  dagewesen  ist,  und  dass  die  eigent- 
lichen Streitigkeiten  erst  beginnen,  nachdem  der  Spruch  gefallt 
wurde.  Etwas  anders  liegt  die  Sache  in  Fällen,  in  welchen  die 
Parteien  vereinbaren,  einen  Advokaten  zum  Schiedsrichter  zu 
bestellen.  Solchenfalls  können  die  Parteien  allerdings  darauf 
rechnen,  eine  wirkliche  Entscheidung  zu  erhalten;  indessen  un- 
parteiisch —  in  dem  Sinne  und  in  dem  Umfange,  wie  ein  staat- 
lich besoldeter  Richter  —  ist  auch  der  Advokat  nicht.  That- 
sächlich  ist  das  Verfahren  vor  einem  englischen  Advokaten  nahezu 
dasselbe,  wie  vor  den  Staatsgerichten ;  es  mag  sich  etwas  schneller 
abspielen;  jedenfalls  sind  die  Kosten  selten  geringere  und  oft 
beträchtlich  höhere.  Alles  dies  hat  man  in  den  letzten  Jahren 
in  England  voll  und  ganz  anerkannt;  das  schiedsgerichtliche  Ver- 
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fahren  ist  wieder  in  den  Hintergrund  getreten  und  man  ist 
neuerdings  bemüht,  das  gerichtliche  Verfahren  derart  zu  refor- 
mieren, dass  die  Ursachen,  welche  zur  Schiedsgerichtsmanie  ge- 
führt haben,  aus  der  Welt  geschafft  werden. 

Wenn  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  eine  Zukunft  hat 
so  liegt  dieselbe  auf  einem  anderen  Gebiete,  nämlich  auf  dem 
Gebiete  des  Völkerrechts,  welches  keine  eigentlichen  Gerichte 
kennt.  Die  Times  berichtet  unter  dem  30.  Dezember  1896,  S.  3, 
dass  guter  Grund  zur  Annahme  vorliegt,  dass  der  britische  Bot- 
schafter in  Washington  sich  mit  dem  dortigen  Staatssekretär 
über  einen  allgemeinen  Schiedsrichtervertrag  nahezu  geeinigt 
hat.  Der  Vertrag  werde  sich  wahrscheinlich  an  den  britischen 
Entwurf  anschliessen.  Man  habe  anscheinend  eine  Basis  für 
einen  Kompromiss  gefunden,  und  erwarte  beiderseits  demnächst 
eine  Einigung  über  den  Mechanismus,  wie  über  das  Prinzip  der 
schiedsgerichtlichen  Erledigung,  insbesondere  über  einen  dauern- 
den Gerichtshof  irgend  einer  Art.  Die  englischen  Anschauungen 
über  die  ganze  Frage  spiegeln  sich  am  besten  in  der  Ansprache 
wieder,  welche  der  jetzige  Lord  Chief  Justice  of  England  am 
20.  August  1896  in  Saratoga  hielt.  Diese  Ansprache,  welche 
die  weiteste  Verbreitung  verdient,  lässt  sich  in  ihrem  letzten 
Teile  etwa,  wie  folgt,  wiedergeben:  „Es  ist  nicht  zu  verwundern, 
dass  Leute  —  ernst  veranlagte  Leute  —  Enthusiasten,  wenn 
man  diesen  letzteren  Ausdruck  vorzieht  —  unter  dem  Eindruck 
der  üblen  Folgen  des  Krieges  den  Traum  geträumt  haben,  das 
tausendjährige  Reich  des  Friedens  lasse  sich  durch  Einführung 
eines  universellen  Systems  internationaler  Schiedsgerichte  er- 
reichen. Der  Ruf  nach  Frieden  ist  ein  alter  Weltruf.  Er  hat 
durch  alle  Zeiten  wiedergetönt,  und  seit  langer  Zeit  hat  man 
das  schiedsgerichtliche  Verfahren  als  den  Diener  des  Friedens 
angesehen.  Das  schiedsgerichtliche  Verfahren  hat  in  der  That 
eine  ehrwürdige  Geschichte  für  sich  selbst.  Nach  Thucydides, 
dem  Geschichtsschreiber  des  peloponnesischen  Krieges,   erklärte 
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der  spartanische  König  Archidamus,  es  sei  widerrechtlich,  einen 
Feind  anzugreifen,  welcher  sich  bereit  erkläre,  wegen  seiner 
Handlungen  vor  einem  Schiedsgericht  Rechenschaft  abzulegen. 
Der  fünfzigjährige  Bundesvertrag  zwischen  Argos  und  Lace- 
daemon  enthielt  eine  Klausel,  wonach  etwa  entstehende  Diffe- 
renzen zwischen  den  Kontrahenten  in  Gemässheit  der  Traditionen 
der  Vorfahren  einer  neutralen  Macht  zur  schiedsgerichtlichen 
Entscheidung  unterbreitet  werden  sollten.  Diese  Anschauungen 
des  aufgeklärten  Heidentums  wurden  in  christlichen  Zeiten  wieder 
verstärkt.  Die  römischen  Kaiser  während  einer  gewissen  Zeit, 
und  später  in  vollerem  Masse  die  Päpste  haben  durch  ihre 
Schiedssprüche  häufig  den  Frieden  der  alten  Welt  bewahrt  und 
Blut-  und  Geldopfer  verhindert.  Indessen  von  Zeit  zu  Zeit,  und 
besonders  heftig,  wenn  der  Einfluss  des  Oberhaupts  des  Christen- 
tums geschwächt  war,  brach  die  menschliche  Leidenschaft  ihre 
Fesseln,  die  Herrschaftsbegierde  machte  sich  fühlbar  und  viele 
Teile  Europas  wurden  zu  ebensovielen  Golgotha-Feldern.  In 
unseren  Zeiten  hat  sich  der  Wunsch  nach  der  Erledigung  inter- 
nationaler Zwistigkeiten  auf  friedlichen  Wegen  verbreitet  und 
an  Stärke  zugenommen.  Der  Grund  liegt  auf  der  Hand.  Die 
Menschen  und  Nationen  sind  aufgeklärter;  die  drückenden  Lasten 
der  militärischen  Rüstungen  werden  tief  gefühlt,  und  in  unseren 
Tagen,  wo  —  allgemein  gesprochen  —  die  Völker  auf  den 
Thronen  sitzen,  finden  ihre  Anschauungen  in  einer  über  die 
ganze  Welt  verbreiteten  Presse  einen  freien  und  wirksamen 
Ausdruck.  Vereinigungen  besorgter  und  gebildeter  Leute  haben 
an  vielen  Orten  die  Bewegung  aufgenommen.  Das  Bureau  Inter- 
national de  la  Paix  berichtet,  dass  etwa  94  freiwillige  Friedens- 
vereinigungen bestehen,  gegen  40  in  Europa  und  54  in  Amerika. 
Zur  Erreichung  desselben  Zweckes  sind  verschiedene  Kongresse 
in  Europa  abgehalten  worden.  1873  formierte  sich  in  Gent 
das  Institut  du  Droit  International  mit  dem  erklärten  Zweck, 
dem    Völkerrecht   eine    wissenschaftliche    Grundlage    zu    geben, 
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zweifelhafte  Fragen  zu  erörtern  und  aufzuklären,  und  die  blinden 
Chancen  der  Gewalt  und  die  übertriebenen  Opfer  an  Menschen- 
leben durch  ein  System  von  Sätzen  zu  ersetzen,  welche  sich  mit 
den  Rechtsanschauungen  vereinigen  lassen.  In  demselben  Jahre 
bildete  sich  die  Association  for  the  Reform  and  Codification  of 
the  Law  of  Nations,  welche  heute  unter  dem  1894  angenommenen 
Namen  „The  International  Law  Association11  aktive  Propaganda 
macht  und  einen  Bericht  veröffentlichte,  welcher  das  Bedürfnis 
nach  einem  System  internationaler  Schiedsgerichte  betont.  1888 
hielten  amerikanische  und  spanische  Juristen  einen  Kongress  in 
Lissabon  ab  und  beschlossen,  dass  zur  Vermeidung  der  Not- 
wendigkeit des  Krieges  zwischen  den  Völkern  die  Errichtung 
eines  Schiedsgerichtshofes  unentbehrlich  sei.  Noch  mehr  werden 
die  Hoffnungen  dadurch  angefacht,  dass  die  Bewegung  legis- 
latorische, repräsentierende  Körperschaften  ergriffen  hat.  Der 
Senat  und  das  Repräsentantenhaus  in  den  Vereinigten  Staaten 
fassten  1890  übereinstimmend  den  Beschluss,  den  Präsidenten 
zu  ersuchen,  jede  geeignete  Gelegenheit  zur  Einleitung  von  Ver- 
handlungen mit  anderen  Regierungen  zu  benutzen,  um  nicht 
diplomatisch  zu  erledigende  Streitigkeiten  auf  schiedsgerichtlichem 
Wege  friedlich  beizulegen.  1893  antwortete  das  britische  Unter- 
haus mit  einem  einstimmig  gefassten  Beschlüsse,  welcher  das 
Vorgehen  der  amerikanischen  Legislative  billigte  und  der  Hoff- 
nung Ausdruck  verlieh,  die  britische  Regierung  werde  wirksam 
an  der  weiteren  Durchführung  des  Planes  mitarbeiten.  Der 
amerikanische  Präsident  teilte  diesen  letzteren  Beschluss  den 
amerikanischen  Kammern  amtlich  mit  und  brachte  gleichzeitig 
seine  Befriedigung  darüber  zum  Ausdruck,  dass  zwei  grosse, 
verwandte  Nationen  sich  in  autoritativer  Form  dafür  ausge- 
sprochen hätten,  internationale  Zwistigkeiten  auf  dem  ehren- 
vollen Wege  des  Schiedsgerichts  friedlich  zu  schlichten.  Es  folgten 
die  gesetzgebenden  Kammern  Dänemarks,  Norwegens,  der  Schweiz, 
sowie  die  französische  Deputiertenkammer.     Es   erschien  beson- 
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ders  wünschenswert,  eine  Vertretung  zu  schaffen,  vermittelst 
welcher  Mitglieder  der  grossen  repräsentierenden,  legislatorischen 
Körperschaften  der  Welt,  soweit  dieselben  sich  für  diese  weit 
reichende  Frage  interessierten,  sich  nähern  und  die  Basis  für 
ein  gemeinsames  Vorgehen  erörtern  konnten.  Zu  diesem  Ende 
ist  kürzlich  „The  Permanent  Parliamentary  Gommittee  in  favour 
of  Arbitration  and  Peace"  gegründet  worden,  welche  auch  kurz 
„The  Inter- Parliamentary  Union*  genannt  zu  werden  pflegt. 
Diese  Vereinigung  hat  eine  dauernde  Organisation,  mit  einem 
Bureau  in  Bern,  erhalten.  Ihre  Mitglieder  sind  keine  prahle- 
rischen Idealisten;  es  sind  weltkundige  Männer;  sie  behaupten 
nicht,  eine  neue  Menschheit  schaffen  zu  können,  noch  ver- 
sprechen sie  das  tausendjährige  Reich  des  Friedens ;  sie  arbeiten 
vielmehr  in  ehrenhafter  und  fruchttragender  Weise  an  dem  wei- 
teren Ausbau  und  der  Weiterführung  des  Weges  für  einen  in- 
telligenten Fortschritt.  Ihre  erste  formelle  Versammlung  fand  1889 
in  Paris  unter  dem  Vorsitz  des  jüngst  verstorbenen  Jules  Simon 
statt;  die  zweite  Versammlung  tagte  1890  in  London  unter  dem 
früheren  Lordkanzler;  die  dritte  Versammlung  —  1891  in  Rom 
—  leitete  Biancheri;  Droz  präsidierte  auf  der  vierten  Versamm- 
lung in  Bern  im  Jahre  1892;  1894  fand  im  Haag  unter  Rohnsen 
die  fünfte  Versammlung  statt;  Desoamps  führte  1895  den  Vor- 
sitz auf  der  sechsten  Versammlung  in  Brüssel,  und  die  siebente 
Versammlung  soll  im  laufenden  Jahre  in  Budapest  tagen.  Dem- 
selben Friedenszwecke  diente  der  im  Jahre  1890  auf  Betreiben 
des  verstorbenen  Blane  abgehaltene  all- amerikanische  Eongress. 
Es  liegt  sonach  auf  der  Hand,  dass  der  Wunsch,  Frieden  und 
Schiedsgerichte  für  den  Krieg  zu  substituieren,  beträchtlich  im 
Zunehmen  begriffen  ist.  Welchen  Einfluss  hat  dieser  Wunsch 
auf  die  Handlungen  der  Völker  gehabt?  Inwieweit  haben  letz- 
tere ihr  Politik  entsprechend  formuliert  ?  Auch  auf  diese  Fragen 
lassen  sich  hoffnungsreiche  und  ermutigende  Antworten  erteilen. 
Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  in  einem  weiten  Umfange  inter- 
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nationale  Streitigkeiten  auf  friedlichem,  schiedsgerichtlichem  Wege 
in  ehrenhafter,  praktischer  und  fruchttragender  Weise  geschlichtet 
werden  können.    Seit  1815  finden  sich  gegen  60  Beispiele  wirk- 
samer,  internationaler  Schiedsgerichtsthätigkeit.     Bei  32   waren 
die  Vereinigten  Staaten   beteiligt,   bei   etwa  20  Grossbritannien. 
Es  gibt  ferner  viele  Beispiele  der  Aufnahme  von  Schiedsgerichts- 
klauseln in  Verträge,  und  auch  in  letzterer  Beziehung  schreiten 
die  Vereinigten  Staaten  voran.     Zu  den   ersten  derartigen  Ver- 
trägen —  falls  nicht  der  erste  —  gehört  der  Guadeloupe-Hidalgo- 
Vertrag  von  1848  zwischen  Amerika  und  Mexiko.     Seitdem  sind 
viele   andere  Staaten   diesem  Vorgange  gefolgt.     1873   empfahl 
Makcini,  in  alle  von  Italien  zu  schliessenden  Verträge  eine  der- 
artige Klausel  aufzunehmen,  und  seit  dem  Vertrage  von  Washing- 
ton ist  die  Klausel  beständig  in  Handels-,  Post-  und  Konsular- 
verträge eingefügt  worden.  Sie  findet  sich  z.  B.  auch  in  den  Grenz- 
verträgen, welche  1891    zwischen  Portugal  und  Grossbritannien 
bezw.  dem  Kongostaate  abgeschlossen  wurden.    1895  genehmigte 
der  belgische  Senat  an  ein  und  demselben  Tage  vier,   ähnliche 
Klauseln    enthaltende    Verträge    mit    Dänemark,    Griechenland, 
Norwegen  und  Schweden.     Es  erübrigt,   einer  Klasse  von  Ver- 
trägen zu  gedenken,  in  welchen  das  Prinzip  der  schiedsgericht- 
lichen Erledigung   eine  noch  weiter  reichende  Anerkennung  ge- 
funden hat.     Die  Verträge  von  1888  zwischen  der  Schweiz  und 
Salvador  bezw.  Ecuador  bezw.  der  französischen  Republik,  und 
der  Vertrag  von  1894  zwischen  Spanien  und  Honduras  enthalten 
Vereinbarungen,    welche  alle  streitigen  Fragen  ausnahmslos  der 
schiedsgerichtlichen  Erledigung  vorbehalten.    Aehnliche  Verträge 
hat  Belgien  mit  Venezuela,   mit  dem  Orange-Freistaat  und  mit 
Hawaii  abgeschlossen.     Diese   Thatsachen,    so   langweilig    auch 
ihre  Aufzählung  sein   mag,    sind   reich   an   Interesse   und  Hoff- 
nungen für  die  Zukunft.     Haben   wir   indessen   daraus   zu  ent- 
nehmen ,  dass  das  tausendjährige  Reich  des  Friedens  gekommen 
ist,  dass  die  Taube  zur  Arche  zurückkehrte,  als  sicheres  Indiz, 
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dass  die  Wasser  des  internationalen  Streites  dauernd  verronnen 
sind?  Ich  bin  nicht  derartig  zuversichtlich,  um  mich  mit  einem 
solchen  schmeichelhaften  Schlüsse  zu  betäuben.  Ungezügelter 
Ehrgeiz,  Durst  nach  ausgedehnter  Herrschaft,  Stolz  auf  die  ein- 
genommene Machtstellung  walten  noch  heute,  wenn  auch  meines 
Ermessens  mit  abgeschwächter  Kraft  und  in  gewissem  Umfange 
unter  dem  Bann  der  gesünderen  Anschauungen  der  Welt.  In- 
dessen, obschon  ich  zu  den  Freunden  des  Friedens  zähle,  bin 
ich  dennoch  der  Ansicht,  dass  es  Uebel  gibt,  welche  noch  grösser 
als  der  Krieg  sind,  nämlich  Entehrung  einer  Nation,  Triumph 
einer  ungerechten  Sache,  Verewigung  hoffnungsloser,  erniedrigen- 
der Tyrannei.  „Soweit  es  sich  um  Wahrung  angestammter 
Rechte  handelt,  soweit  sich  das  Schwert  als  eiserne  Schranke 
zwischen  dem  rechtverachtenden  Räuber  und  dem  Schwachen 
erhebt,  ist  der  Krieg  etwas  Ehrenhaftes;  er  wird  jedoch  zu 
etwas  Schmutzigem  und  Verächtlichem,  sobald  das  Schwert 
offensiv  zwecks  Erweiterung  der  Macht  oder  in  der  Absicht  ge- 
zogen wird,  Gewinn  zu  machen/  Alle  Freunde  des  Friedens 
und  Vorkämpfer  für  das  schiedsrichterliche  Verfahren  sollten 
daher  die  Schwierigkeit  der  Frage  anerkennen,  diese  Schwierig- 
keit prüfen  und  beordnen,  und  zwischen  den  Fällen  unterscheiden, 
in  welchen  eine  friedliche,  schiedsrichterliche  Erledigung  prak- 
tisch möglich  ist,  und  denjenigen,  in  welchen  letzteres  nicht 
zutrifft.  Verfolgt  man  diesen  Gedankengang,  so  treten  die 
Mängel  des  Völkerrechts  hervor  und  zeigen  sich  die  ernsten 
Schwierigkeiten  der  Frage.  Die  Analogie  zwischen  der  schieds- 
gerichtlichen Erledigung  von  Streitigkeiten  unter  Privatpersonen 
und  zwischen  der  schiedsrichterlichen  Schlichtung  völkerrecht- 
licher Differenzen  führt  nicht  sehr  weit.  Bei  Streitigkeiten  unter 
Privatpersonen  ist  entweder  der  Schiedsvertrag  als  eine  gericht- 
liche Verfügung  erzwingbar  oder  es  gibt  doch  der  Schiedsspruch 
der  obsiegenden  Partei  eine  Unterlage  für  die  Einleitung  eines 
gerichtlichen  Verfahrens.     In    beiden   Fällen   steht   hinter    dem 
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Schiedsrichter  die  Verfügungsgewalt  des  staatlichen  Richters 
und  die  Macht  des  Vollstreckungsbeamten,  die  Erfüllung  des 
Schiedsspruches  zu  erzwingen.  Sorgfaltig  ausgearbeitete  Ge- 
setzesvorschriften und  Gerichtsregeln  beordnen  das  schiedsge- 
richtliche Verfahren  zwischen  Privatpersonen.  Dasselbe  ist  eine 
auf  Konsens  beruhende,  rechtlich  geregelte  Art  der  Prozess- 
führung, ausgehend  von  wohlbekannten  Regeln  und  von  der 
vollen  Sanktion  einer  gerichtlichen  Entscheidung  getragen.  Alle 
diese  Eigentümlichkeiten  fehlen  dem  internationalen  schieds- 
richterlichen Verfahren.  Als  eins  der  grundlegenden,  völker- 
rechtlichen Prinzipien  gilt  der  Satz,  dass  jede  souveräne  Macht, 
wie  schwach  sie  auch  politisch  sein  mag,  jeder  anderen,  poli- 
tisch auch  noch  so  starken  Macht  völkerrechtlich  gleichsteht. 
Es  gibt  keine  völkerrechtlichen  Regeln  über  das  schiedsgericht- 
liche Verfahren.  Das  Völkerrecht  selbst  hat  keine  auslegende 
Autorität  und  keine  anerkannte  Autorität,  welche  es  zu  er- 
zwingen hat.  Selbst  unter  Privatpersonen  gibt  es  Differenzen, 
auf  welche  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  nicht  passt  und 
welche  auf  dem  völkerrechtlichen  Gebiete  Analogien  besitzen. 
Wo  es  sich  um  die  Reputation  handelt,  schreiten  Privatpersonen 
nicht  zum  schiedsgerichtlichen  Verfahren,  und  ebensowenig  denkt 
eine  sich  selbst  achtende  Nation  an  eine  schiedsrichterliche 
Regelung,  falls  die  Unabhängigkeit  der  Nation  oder  ihre  Ehre 
in  Frage  kommt.  Des  Weiteren  kann  es  vorkommen,  dass  eine 
Nation  einen  Schiedsvertrag  abschliesst  und  denselben  später 
repudiiert.  Wer  soll  hier  die  Aufrechterhaltung  des  Vertrages 
erzwingen  ?  Oder  nachdem  das  schiedsrichterliche  Verfahren  statt- 
gefunden hat,  weigert  sich  die  unterliegende  Nation,  den  Schieds- 
spruch zu  erfüllen.  Wer  soll  hier  mit  Zwang  einschreiten? 
Diese  Erwägungen  rechtfertigen  meines  Erachtens  zwei  Schlüsse. 
Erstens,  das  schiedsrichterliche  Verfahren  eignet  sich  nicht  für 
sämtliche,  internationale  Streitigkeiten,  und  zweitens,  wir  müssen 
damit  rechnen,   dass   mächtige  Staaten   ihre   im   guten  Glauben 
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und  gerechter  Weise  eingegangenen  Verpflichtungen  nicht  er- 
füllen werden,  es  sei  denn,  dass  die  Grossmächte  der  Welt 
sich  verbinden  sollten,  um  eine  sich  nicht  fügende  Nation  zur 
Nachachtung  zwangsweise  anzuhalten.  Der  Plan  für  eine  der- 
artige Kombination  ist  entworfen  worden;  die  Indizien  für 
ihre  Verwirklichung  fehlen  jedoch.  Ein  Verband  der  Völker 
nach  Art  der  Amphiktyonen  ist  zur  Zeit  noch  nicht  vorhanden. 
Ist  daraus  zu  entnehmen,  dass  Gewalt  noch  heute  die  einzige 
Macht  ist,  welche  die  Welt  regiert?  Muss  man  sagen,  dass 
das  Wirkungsfeld  der  Schiedsgerichte  ein  eng  begrenztes  ist? 
Mit  nichten.  Die  Sanktionen,  welche  den  Uebelthäter,  den  Ver- 
letzer der  öffentlich-rechtlichen  Treue,  den  Weltfriedensstörer  in 
Schranken  halten,  sind  nicht  schwach  und  werden  von  Jahr  zu 
Jahr  stärker.  Sie  bestehen  in  der  Furcht  vor  dem  Kriege  und 
in  der  Verdammung  in  den  Augen  der  Menschheit.  Die  öffent- 
liche Meinung  ist  eine  Macht,  welche  sich  in  jedem  Winkel  der 
Welt  fühlbar  macht  und  in  den  civilisiertesten  Staaten  den 
grössten  Einfluss  ausübt.  In  der  öffentlichen  Presse  und  in  dem 
Telegraphen  besitzt  sie  Werkzeuge,  durch  welche  sie  ihre  Macht 
konzentriert  und  sofort  dort  entfalten  kann,  wo  ein  öffentlich- 
rechtliches Unrecht  blosszustellen  und  zu  verdammen  ist.  Jahr- 
aus jahrein  erstarkt  sie  als  Mittel  zur  allgemeinen  Aufklärung, 
erweitert  ihr  Herrschaftsgebiet,  und  die  Menschheit  erreicht 
einen  höheren  moralischen  Standpunkt.  Sie  besitzt  keine  Kriegs- 
schiffe auf  den  Meeren,  keine  Armeen  im  Felde,  und  doch  zit- 
tern grosse  Machthaber  vor  derselben  und  beugen  sich  achtungs- 
voll ihrem  Gebote.  Sodann  dienen  Handel  und  Verkehr  den 
Friedensinter  essen.  Je  mehr  die  Völker  sich  gegenseitig  kennen 
lernen,  je  mehr  Handelsbeziehungen  sich  unter  ihnen  anknüpfen, 
desto  mehr  entstehen  Zuneigungen  und  gegenseitige  Interessen, 
mächtige  Werkzeuge,  welche  für  den  Frieden  arbeiten.  Wenn- 
schon ich  gewisse  Klassen  von  Fragen  hervorgehoben  habe,  be- 
züglich  welcher  souveräne  Mächte   ungern   zum  Schiedsgericht- 


-     488     - 

liehen  Verfahren  schreiten  mögen,  so  sind  dies  doch  nicht  die 
Fragen,  welche  am  gewöhnlichsten  zum  Kriege  führen.  Es  ist 
nicht  zuviel  gesagt,  wenn  man  die  Behauptung  aufstellt,  dass 
auf  die  bei  weitem  grösste  Zahl  der  zu  internationalen  Streitig- 
keiten führenden  Fragen  das  schiedsrichterliche  Verfahren  eine 
passende  Anwendung  findet.  Allgemein  ausgedrückt,  sollten  alle 
nachstehenden  Fälle  schiedsrichterlich  erledigt  werden:  1.  Falls 
der  Streit  seine  Beendigung  findet  durch  die  Feststellung  des 
wahren  Thatbestandes ;  2.  falls  der  Thatbestand  feststeht  und 
es  sich  nur  um  die  Anwendung  der  gehörigen,  völkerrechtlichen 
Prinzipien  handelt;  3.  falls  das  Prinzip  des  Gebens  und  Nehmens 
unter  gehöriger  Fürsorge  für  eine  angemessene  Entschädigung 
die  Lösung  bringt,  wie  z.  B.  bei  Grenzberichtigungen.  In  allen 
diesen  Fällen  kann  die  schiedsgerichtliche  Regelung  ein  befrie- 
digendes Resultat  herbeiführen.  Die  nächste  Frage  ist  die  Frage 
nach  der  Konstituierung  des  Schiedsgerichtshofes.  Soll  derselbe 
ein  Gerichtshof  ad  hoc  sein  oder  ein  permanenter,  internationaler 
Gerichtshof?  Es  mag  die  Bemerkung  genügen,  dass  im  heutigen 
Stadium  die  Frage  nach  der  Konstituierung  eines  permanenten 
Gerichtshofes  für  die  praktische  Erörterung  nicht  reif  ist,  und 
es  wird  nicht  eher  der  Fall  sein,  bis  die  Majorität  der  Gross- 
mächte dem  Prinzip  beigetreten  sind.  Was  man  auch  für  die 
Autorisierung  dieser  Mächte  mit  der,  von  Zeit  zu  Zeit  bei  sich 
bietender  Gelegenheit  vorzunehmenden  Auswahl  der  Schieds- 
richter anführen  mag,  es  ist  meines  Erachtens  zweifelhaft,  ob 
in  irgend  einem  Falle  ein  permanenter  Gerichtshof  mit  a  priori 
designierten  Mitgliedern  praktisch  oder  wünschenswert  ist.  Zu- 
nächst wird  die  Konstituierung  des  Gerichtshofes,  falls  sie  die 
beste  sein  soll,  in  grossem  Masse  von  der  schiedsgerichtlich  zu 
erledigenden  Frage  abhängen  müssen.  Aber  auch  abgesehen 
hiervon,  scheint  es  mir  höchst  zweifelhaft,  ob  es  weise  sein 
würde,  dem  Personal  eines  derartigen  Gerichtshofes  einen  per- 
manenten Charakter  beizulegen.    Die  involvierten  Interessen  sind 
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gewöhnlich  so  enorm,  die  Beeinflussung  durch  nationale  Sym- 
pathie, Stolz  und  Voreingenommenheit  derartig  durchgreifend, 
stark  und  fein,  dass  es  zweifelhaft  ist,  ob  ein  Gerichtshof,  dessen 
Mitglieder  einen  permanenten  Charakter  besitzen,  selbst  wenn 
er  nur  aus  Personen  bestehen  sollte,  welche  an  die  Ausübung 
richterlicher  Funktionen  gewohnt  sind,  längere  Zeit  hindurch 
sich  das  allgemeine  Vertrauen  bewahren  könnte.  Es  steht  zu 
befürchten,  dass  er  nach  und  nach  unerträglich  anmassend  wer- 
den wird.  Auch  einer  von  einer  anderen  Seite  drohenden  Ge- 
fahr ist  vorzubeugen.  Solange  der  Kriegsschauplatz  der  einzige 
Ort  verbleibt,  wo  internationale  Differenzen  zum  Austrag  kom- 
men können,  ist  das  Risiko  des  Unterliegens  so  gross  und  das 
blosse  Gerücht  eines  Krieges  für  Handel  und  Wandel  so  nach- 
teilig, dass  eine  Nation  nur  selten  gänzlich  unbegründete  An- 
massungen  vorbringen  wird  und  dass  alle  Staatsmänner,  mögen 
sie  unmittelbar  interessiert  sein  oder  nicht,  ängstlich  bemüht  sein 
werden,  den  Krieg  zu  verhindern.  Schafft  man  indessen  einen 
permanenten  Völkergerichtshof,  an  welchen  sich  jene  Macht  mit 
geringen  Kosten  und  mit  geringem  Risiko  wenden  kann,  so 
liegt  die  Versuchung  recht  nahe,  unbegründete  Ansprüche  zu 
erheben,  zu  deren  Unterstützung  sich  in  den  meisten  Staaten  — 
Grossbritannien  und  die  Vereinigten  Staaten  schwerlich  ausge- 
schlossen —  Chauvinisten  finden  werden,  welche  nur  zu  bereit 
sind,  ihrem  unechten,  aufreizenden  Patriotismus  Luft  zu  schaffen. 
Es  gibt  einen  Einfluss,  zu  dessen  Ausübung  die  Mächte  nach 
Völkerrecht  befugt  sind,  nämlich  zur  Ausübung  einer  vermit- 
telnden Thätigkeit.  Die  1856  auf  dem  Pariser  Kongress  ver- 
sammelten Bevollmächtigten  legten  im  dreiundzwanzigsten  Pro- 
tokoll folgende  trefflichen  Gedanken  nieder:  „Die  Bevollmächtigten 
zaudern  nicht,  im  Namen  ihrer  Regierungen  dem  Wunsche  Aus- 
druck zu  verleihen,  dass  Staaten,  zwischen  denen  ernstliche  Miss- 
verstände entstehen  sollten,  sich  vor  der  Aufnahme  der  Waffen, 
soweit  die  Umstände  es  gestatten,   der  guten  Dienste  einer  be- 
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freundeten  Macht  bedienen  möchten.  Die  Bevollmächtigten  hoffen, 
dass  die  auf  dem  Kongresse  nicht  vertretenen  Regierungen  sich 
den  Empfindungen  anschliessen  werden,  welche  zu  dem  in  diesem 
Protokolle  niedergelegten  Wunsch  geführt  haben".  In  den  da- 
mals geschlossenen  Vertrag  wurde,  allerdings  unter  engerer  Be- 
grenzung des  Anwendungsgebietes,  das  Prinzip  der  Vermittlung 
aufgenommen,  formeller  als  das  Prinzip  der  guten  Dienste,  wenn 
auch  substantiell  ihm  ähnelnd.  Im  Falle  eines  Missverstand- 
nisses  zwischen  der  Pforte  und  einer  der  zeichnenden  Mächte 
wurde  im  Art.  8  die  Verpflichtung  übernommen,  vor  der  An- 
wendung von  Gewaltmassregeln  den  übrigen  Kontrahenten  eine 
Gelegenheit  zu  gewähren,  auf  dem  Wege  ihrer  Vermittelung 
derartige  extreme  Schritte  zu  verhindern.  Auf  Grund  dieses 
Artikels  ersuchte  die  Türkei  im  Jahre  1877  die  übrigen  Mächte, 
zwischen  ihr  und  Russland  zu  vermitteln.  Im  Hinblick  auf  die 
näheren  Umstände  darf  man  sich  vielleicht  nicht  darüber  wan- 
dern, dass  dieses  Gesuch  um  Vermittelung  den  russisch-türkischen 
Feldzug  nicht  verhindert  hat.  Jedenfalls  Hessen  sich  die  auf 
der  afrikanischen  Konferenz  in  Berlin  versammelten  Mächte 
nicht  abschrecken,  den  lobenswerten  Versuch  zu  wiederholen. 
In  der  Generalakte  dieser  Konferenz  erscheint  als  Art.  12  fol- 
gende Bestimmung:  „Falls  sich  zwischen  den  Mächten,  welche 
die  gegenwärtige  Akte  unterzeichnen, ernste  Meinungs- 
verschiedenheiten mit  Bezug  auf  die  Grenzen  oder  innerhalb  der 
Grenzen  der  im  Art.  1  erwähnten  und  dem  Freihandelssystem 
unterstellten  Gebiete  ergeben,  verpflichten  sich  jene  Mächte,  be- 
vor sie  zur  Waffengewalt  schreiten,  die  Vermittelung  einer  oder 
mehrerer  der  befreundeten  Mächte  in  Anspruch  zu  nehmen*. 
Zu  beobachten  ist,  dass  diese  Bestimmung  kein  schiedsgericht- 
liches Verfahren,  sondern  ein  verschiedenes  Verfahren,  nämlich 
Vermittelung,  in  Aussicht  nimmt.  Jedenfalls  zunächst  ist  der 
Vermittler  nicht  ermächtigt,  den  Streitpunkt  zu  entscheiden;  er 
sucht   nicht    nach    einer   derartigen   Ermächtigung;    er    ist   der 
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Freund  beider  Parteien  und  ist  bemüht,  dieselben  zusammenzu- 
bringen ;  er  vermeidet  beiden  gegenüber  einen  diktierenden  Ton, 
und  ist  besorgt,  im  Verhältnis  zu  beiden  alles  zu  unterlassen, 
was  ihre  politische  Würde  oder  ihre  Empfindlichkeit  verletzen 
könnte.  Falls  er  den  Streit  nicht  zu  schlichten  vermag,  kann 
er  wenigstens  den  Streit  reduzieren,  durch  Herbeiführung  gegen- 
seitiger Eonzessionen,  und  hat  er  das  Streitfeld  reduziert,  so 
gelingt  es  ihm  möglicherweise,  den  Weg  zur  endgültigen  Be- 
ordnung  dadurch  zu  ebnen,  dass  er  einen  Schiedsvertrag  zu 
stände  bringt  oder  die  Annahme  eines  anderen  Modus  erzielt. 
Dieser  Einfluss  wird  häufig  —  vielleicht  nicht  oft  genug  — 
mit  gutem  Erfolge  ausgeübt.  Offenbar  ist  bezüglich  des  Modus, 
der  Zeit  und  der  Umstände  Takt  und  Urteilskraft  vonnöten, 
und  kann  die  Aufgabe  nur  dann  mit  Aussicht  auf  Erfolg  unter- 
nommen werden,  falls  der  Vermittler  selbst  über  grossen  mora- 
lischen Einfluss  verfügt  und  über  den  Verdacht  erhaben  steht, 
dass  er  von  anderen  Motiven,  als  dem  Wunsch  nach  Frieden 
und  allgemeiner  Wohlfahrt,  geleitet  sein  könnte.  Es  gibt  viel- 
leicht keine  Klasse  von  Fragen  —  selbst  diejenigen  delikaten 
Fragen  nicht  ausgeschlossen,  in  welchen  die  Ehre  und  die 
Empfindungen  einer  Nation  in  Frage  kommen  —  wo  eine  Ver- 
mittelung  nicht  nutzbringend  stattfinden  könnte,  falls  Zeit  und 
Gelegenheit  weise  gewählt  werden0. 

Diese  Ausführungen  haben  den  vollen  Beifall  der  Inter- 
national Arbitration  and  Peace  Association  gefunden,  welche 
darin  eine  weitere  Bestätigung  und  Anerkennung  derjenigen 
Prinzipien  erblickt,  zu  deren  Förderung  die  Vereinigung  ge- 
gründet worden  ist.  Nur  insofern  glaubt  letztere  weiter  gehen 
zu  müssen,  als  sie  den  Zeitpunkt  bereits  für  gekommen  erachtet, 
wo  man  zur  endgültigen  Organisierung  eines  permanenten  Schieds- 
gerichtshofes schreiten  könne.  Der  Lord  Chief  Justice  hat  sich 
über  die  ganze  Frage  mit  einer  gewissen  Reserve  ausgesprochen 
und  aussprechen    müssen,    da   es   sich   um   eine   in   den  Bereich 
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der  Politik  fallende  Frage  handelt,   welche   einem  Richter,    als 
solchem,  fern  liegt.    Es  ist  indessen  bekannt,  dass  sich  die  Aus* 
fuhrungen   des  Lord  Chief  Justice  in   der  Hauptsache   mit  den 
Auffassungen  des  heutigen   englischen  Premierministers  decken, 
insbesondere  soweit  es  sich  um  die  Frage  handelt,  welche  Sachen 
nicht  geeignet  sind,    der  schiedsrichterlichen  Erledigung  Ober- 
wiesen zu  werden.     Der  Premierminister  ist  gleichfalls  der  An- 
sicht, dass   soweit  die  Ehre  der  Nation  in  Frage   kommt,   ein 
schiedsrichterliches  Verfahren   nicht  am  Platze  ist.     Man  hat  in 
letzterer  Beziehung  gemeint,   der  Ausdruck  „Ehre   der  Nation" 
sei  ein  sehr  dehnbarer  Begriff,   und  man  fügt  hinzu,   dass  man 
doch  im  Falle  eines  Zweikampfes  Ehrenfragen  dem  Sekundanten 
zur  bindenden  Entscheidung  überweise.   Der  Schiedsvertrag  könne, 
wie  alle  anderen  Verträge,  aufgehoben  werden;  der  Hauptzweck 
der  Eingehung  eines   Schiedsvertrages  sei,    eine    etwaige  Ver- 
weigerung der  schiedsrichterlichen  Erledigung   ernsthafter    und 
verantwortlicher  zu  machen,  als  eine  solche  Weigerung  sonst  in 
den  Augen  der  Welt  sein  würde.     Der  deutsche  Leser  wird  in 
den    Ausführungen    des    Lord    Chief  Justice    hie    und    da    auf 
Aeusserungen  stossen,  welche  den  deutschen  Anschauungen  nicht 
ganz  entsprechen;  es  sind  Ausführungen  eines  englischen  Rich- 
ters auf  amerikanischem  Boden  vor  einem  amerikanischen  Audi- 
torium ;  scheidet  man  indessen  diese  vereinzelten,  nicht  einwand- 
freien Stellen  aus,   so   verbleibt  eine  Reihe  von  Gedanken   und 
Erwägungen,   welche  auch   im  Deutschen  Reiche  auf  beifällige 
Aufnahme  zählen  können  oder  doch  jedenfalls  mit  Interesse  ver- 
folgt werden  dürften. 
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Max  TOD  Seydel,  Bäurisches  Staatsrecht.  Zweite  durchgesehene  Ausgabe. 
Freiburg  i.  6.  und  Leipzig  1896.  Akademische  Verlagsbuchhandlung 
von  J.  C.  6.  Mohr  (Paul  Siebeck).    4  Bände.  M.  70. 

Das  Werk  erscheint  gegenüber  der  ersten  Auflage  in  verminderter 
Bandezahl ;  engerer  Druck  und  grösseres  Format  haben  das  ermöglicht ;  die 
Vorteile  und  Nachteile  der  Aenderung  dürften  sich  ausgleichen. 

Der  Inhalt,  wenn  wir  von  Nachtragen  absehen,  welche  um  neuerer 
Erscheinungen  willen  erforderlich  waren,  ist  einfach  der  gleiche  geblieben. 
Die  Stellung,  die  das  Werk  in  der  ursprünglichen  Gestalt  sich  errungen, 
ist  in  der  That  derart,  dass  kaum  noch  etwas  hinzugethan  werden  kann, 
um  sie  zu  verbessern.  Es  ist  das  „Bairische  Staatsrecht"  unserer  Zeit  ge- 
worden und  hält  überdies  anerkannte rmaaeen  den  ersten  Rang  unter  den 
bestehenden  Darstellungen  deutscher  Landesstaatsrechte  überhaupt  Was 
sich  bei  uns  so  selten  vereinigt,  ist  hier  gelungen:  eine  wissenschaftliche 
Leistung  hervorragender  Art  wird  zugleich  von  der  Praxis  aufgenommen  als 
unmittelbar  zu  verwertendes,  unentbehrliches  Hilfsmittel.  Die  letztere  ist  ja 
selbstverständlich  erheblich  daran  beteiligt,  dass  für  das  umfangreiche  Werk 
verhältnismässig  so  rasch  eine  zweite  Auflage  notwendig  geworden  ist 

Ein  gutes  Stück  von  dem  eigentümlichen  Werte  dieses  Handbuches 
beruht  auf  der  reichen  Ausrüstung  an  Material,  mit  welcher  es  arbeitet  Die 
Bairische  Regierung  hatte  dem  Verfasser  die  Akten  der  Ministerien  und  des 
Staatsrates  freigegeben  und  zwar  in  dankenswerter  Weise  zu  unbeschränkter 
Verwertung.    Was  daraus  gemacht  werden  kann,  hat  sich  hier  gezeigt. 

Freilich  nicht  überall  werden  derartige  Akten  dem  Bearbeiter  so 
gediegenen  Stoff  bieten,  dass  schon  die  blosse  Mitteilung  daraus  eine  Reihe 
der  interessantesten  Partien  des  Buches  darstellt.  Aber  das  ist  eben  der 
zweite  glückliche  Umstand  für  unser  Werk,  dass  es  gerade  das  Bairische 
Staatsrecht  ist,  welchem  der  Verfasser  gewissermaßen  hinter  die  Goulissen 
schauen  durfte.  Thatsächlich  sind  ja  doch  nun  einmal  die  süddeutschen 
Staaten  vorausgegangen  in  der  Entwicklung  des  Verfassungs-  und  Rechts- 
Staates,  und  unter  ihnen  nimmt  Baiern  wieder  eine  hervorragende  Stellung 
ein,  nicht  durch  die  verhältnismässige  Grösse  des  Gebietes  allein,  sondern 
mehr  noch  durch  die  merkwürdige  Zusammenfassung  aller  Arten  von  süd- 
deutschen Stämmen.  Das  bairische  „Reich",  wie  es  sich  gerne  bezeichnet, 
bildet  in  der  That  nicht  eine  gemütliche  Ecke  zur  einseitigen  Entfaltung 
von  Stammeseigentümlichkeiten,  sondern  erhält  von  vornherein  eine  breitere 
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geistige  Grundlage.  Wie  fruchtbar  die  dadurch  geschaffenen  Berührungen 
sind,  dafür  geben  namentlich  die  Berichte  über  die  Kammer-  und  Reichs- 
ratsverhandlungen  die  schlagendsten  Belege. 

Die  Hauptsache  freilich  ist  und  bleibt  der  Verfasser  selbst,  der  dieses 
dankbaren  Stoffes  sich  bemächtigt  hat.  Ich  meine  damit  nicht  die  grosse 
Kunst  und  Geschicklichkeit,  mit  welcher  er  ihn  behandelt.  Was  dem  Werke 
wieder  sein  Besonderes  und  einen  eigenartigen  Heiz  verleiht,  das  ist  die 
ausgeprägte  Individualität ,  die  ihm  ihren  Stempel  aufdrückt.  Man  kann 
ein  grosser  Jurist  und  Gelehrter  sein  ohne  Individualität;  der  Verfasser 
aber  ist  eine  solche.  Er  ist  sich  dessen  auch  wohl  bewusst.  Er  hat  sich 
seiner  Zeit  mit  dem  offenen  Bekenntnis  seiner  eigenartigen  Geistesrichtiing' 
zuerst  eingeführt  und  hält  das  auch  jetzt  noch  hoch.  .Auf  der  ganzen 
Linie  menschlicher  Wissenschaft,  so  beginnt  die  Einleitung  seiner  Grund- 
züge einer  allgemeinen  Staatslehre  1893,  dringt  stetig  und  machtvoll  eine 
realistische  Auffassung  vorwärts*.  Die  „realistische  Betrachtung"  (Holtzek- 
dorff's  Zeitschrift  III.  S.  272),  die  , reale  Betrachtung"  (Abhandlungen 
S.  112)  ist  ihm  das  überall  massgebende.  Die  „idealistische  Auffassung* 
freut  er  sich  ad  absurdum  zu  führen  (Band  II.  S.  2).  Realistisch,  d.  h.  die 
Wirklichkeit  im  Auge  habend,  will  wohl  jeder  Jurist  sein  oder  sollte  es 
sein  wollen.  Aber  Seydel  meint  das  mit  besonderer  Schärfe.  Er  misstraut 
jenem  Rechnen  mit  selbständig  gewordenen  abstrakten  Begriffen,  das  ja 
nur  zu  leicht  ein  wissenschaftliches  Spiel  wird  zur  Verhüllung  der  Wirk- 
lichkeit. Gegenüber  der  alten  Hegelei,  die  in  unserer  Litteratur  noch  eine 
viel  grössere  Rolle  spielt,  als  man  gemeiniglich  annimmt,  wie  gegenüber 
den  neueren  Formen  derselben  Geistesart,  vertritt  er  eine,  im  wesentlichen 
Kern  gesunde  Reaktion  der  Nüchternheit.  Das  Bewusstsein  des  guten 
Rechtes  seines  Standpunktes  gibt  seiner  Darstellung  überall  eine  überlegene 
Ruhe  und  Sicherheit.  Dazu  passt  denn  auch  ganz  vortrefflich  ein  gewisser 
trockener  Humor,  der  häufig  in  die  strenge  Sachlichkeit  hineinblitzt,  um 
auf  die  Dinge,  die  er  verkehrt  findet,  ein  scharfes  Licht  zu  werfen.  — 

Man  wird  von  vornherein  nicht  erwarten  dürfen,  dass  der  Verfasser 
bei  Gruppierung  seines  Stoffes  irgend  welchem  Zwang  eines  hergebrachten 
Schemas  sich  unterwerfe.  Im  Gegenteil  entspricht  es  nur  seiner  Art» 
wenn  er  seine  Unabhängigkeit  dem  gegenüber  kräftig  zur  Geltung  bringt. 
So  hat  er  denn  auch  die  übliche  Zweiteilung  in  Staatsrecht  im  engeren 
Sinne  oder  Verfassungsrecht  einerseits,  und  Verwaltungsrecht  andererseits 
—  die  unseres  Erachtens  sachlich  eine  grosse  Bedeutung  hat  —  nicht  zur 
Grundlage  der  äusserlichen  Anordnung  genommen.  Wenigstens  in  der 
Ausdrucks  weise  weicht  er  davon  ab,  indem  er  die  beiden  termini  technici 
in  einem  besonderen  beschränkteren  Sinne  gebraucht,   als  sonst  geschieht. 

Für  das  Verfassungsrecht  ergab  sich  eine  solche  Abweichung  von 
selbst  aus  den  eigenartigen  Anschauungen  des  Verfassers  vom  Staate,  anf 
welche  wir  unten  noch  zurückkommen  werden.    Der  Staat  ist  ihm  nur  das 
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Objekt,  die  Persönlichkeit  des  Herrschers  der  alleinige  Ausgangspunkt  der 
Staatsgewalt,  das  Verfassungsrecht  die  Ordnung  der  Organe,  durch  welche  der 
Herrscher  bei  Ausübung  dieser  Gewalt  sich  beschrankt  oder  durch  die  er  wirkt. 
Unter  der  Ueberschrift:  Das  Verfassungsrecht  (Buch  III)  erscheint  also  hier  nur 
die  Lehre  vom  Landtage,  von  den  Behörden  und  Selbstverwaltungskörpern, 
vom  öffentlichen  Dienste.  Wir  würden  aer  üblichen  Auffassung  folgend 
zum  Verfassangsrecht  auch  den  in  Buch  I  unter  der  Ueberschrift:  Herrscher 
und  Staat  sich  findenden  Rechtsstoff  rechnen  und  desgleichen  ganz  un- 
zweifelhaft die  in  Buch  IV  unter  der  Ueberschrift:  Allgemeine  Funktionen 
der  Staatsgewalt  vorgetragene  Lehre  von  Gesetz  und  Verordnung  —  nicht 
mehr  dagegen  die  ausserdem  in  diesem  Buch  noch  behandelte  Enteignung, 
die  wir  für  das  Verwaltungsrecht  in  Anspruch  nehmen.  Die  Enteignung 
wird  ja  allerdings  auch  sonst  nicht  selten  in  den  Zusammenhang  der  Rechts- 
institute  des  Verfassungsrechtes  hineingestellt,  so  bei  Mohl,  Roeunk,  vor  allem 
bei  Poezl,  dessen  Titel:  Von  den  formellen  Regierungsrechten  im  wesent- 
lichen den  gleichen  Inhalt  hat,  wie  Sktdei  s  Buch  IV.  Während  sie  aber  bei 
diesen  Schriftstellern  ausdrücklich  auch  als  ein  Stück  des  Verfassungsrechtes 
bezeichnet  wird,  kann  man  das  von  Sktdel  natürlich  nicht  sagen;  das  hat 
er  ja  eben  durch  die  eigentümliche  Beschrankung  des  zur  Ueberschrift  von 
Buch  III  ausschliesslich  verwendeten  Wortes  Verfassungsrecht  vermieden. 
Ich  hebe  das  hervor,  nm  ein  durch  allzuknappen  Ausdruck  von  mir  ver- 
schuldetes Missverständnis  (D.  Verw.-Recht  I  S.  16  Note  2  und  Sktdils  Ver- 
wahrung dagegen  in  Erit.  Vierteljahrsschr.  1896  S.  266)  bei  der  ersten 
Gelegenheit  wieder  gut  zu  machen. 

Das  Verwaltungsrecht  wird  erst  in  Buch  VI  förmlich  einge- 
leitet. Buch  V  handelt  vorher  noch  von  der  Finanzverwaltung.  Was  da 
gegeben  wird,  würden  wir  grösstenteils  auch  schon  Verwaltungsrecht  nennen, 
die  Lehre  vom  Budgetrecht  ausgenommen,  die  ja  wesentlich  mit  ver- 
fassungsrechtlichen Machtverhältnissen  zu  thun  hat.  Die  Verbindung  dieser 
Elemente  erweist  sich  aber  als  eine  ganz  zweckmässige,  namentlich  durch 
die  Ermöglichung  des  Anschlusses  des  Budgetrechtes  der  Selbstverwaltungs- 
körper, deren  Finanzverwaltung  gleichfalls  hier  Behandlung  findet.  Die 
Finanz  Verwaltung  gibt  sich  auf  diese  Weise  als  ein  abgerundetes  Ganze, 
das  seine  systematische  Sonderstellung  wohl  verdient.  Ebenso  ist  die 
Ausscheidung  des  «Heerwesens*  (Buch  VII)  und  der  „auswärtigen  Ange- 
legenheiten" (Buch  VIII)  gerechtfertigt  durch  die  überwiegende  Bedeutung 
des  Verhältnisses  zum  Reich,  das  für  beide  massgebend  ist 

Das  Recht  der  , Landesverwaltung4 ,  welchem  Buch  VI  gewidmet  ist, 
umfasst  demnach  lediglich  das  Recht  der  inneren  Verwaltung  und  das 
8taatskirchenrecht.  Die  «Einleitenden  Bemerkungen"  dazu  (Band  III  S.  1  u.  2) 
find,  wie  gesagt,  bestimmt,  Stellung  zu  nehmen  zu  dem  System  der  Be- 
handlung des  Verwaltungsrechtes  überhaupt.  Der  Verfasser  entscheidet 
sich  für  Beibehaltung  der  hergebrachten  Darstellungsweise  nach  den  „Ver- 
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waltungsbedürfnissen",  d.  h.  nach  der  staatswissenschaftlichen  Einteilung. 
Wenn  er  schliesst:  „Die  Wissenschaftlichkeit  staatsrechtlicher  Darstellungen 
beruht  nicht  im  System  allein,  sondern  mindestens  ebensosehr  in  der  Ent- 
wicklung des  Inhaltes  der  Rechtssätze",  so  möchte  ich  das  einfach  unter- 
schreiben. Ich  möchte  hinzusetzen:  das  Bairische  Staatsrecht  von  M.  v. 
Setdkl  ist  der  beste  Beweis  dafür.  Das  System  hat  Überhaupt  nur  einen 
Wert,  wenn  es  dazu  dient,  die  «Entwicklung  des  Inhaltes  der  Rechtssätze" 
zu  erleichtern  und  zu  fördern,  was  es  ja  in  gewissem  Masse  zu  leisten 
vermag.  Aber  auf  das  System  um  seiner  selbst  willen  sich  etwas  einzu- 
bilden, ist  eitel  Thorheit  und  nur  als  Einderkrankheit  des  angehenden 
Schriftstellers  zu  entschuldigen. 

Ich  bin  genötigt,  das  etwas  kräftig  auszudrücken,  weil  ich  da- 
bei wieder  persönlich  im  Spiele  bin.  In  meiner  „Theorie  des  franz. 
V.  R.V*  hatte  ich  von  dem  staatswissenschaffentlichen  Systeme  der  Ver- 
waltungslehre gesprochen  und  von  der  Möglichkeit,  die  entsprechenden 
Rechtesätze,  wie  sie  die  Verwaltungsrechtskunde  gibt,  einfach  daran  anzu- 
hängen, und  hinzugefügt:  „ Verwaltungsrechtswissenschaft  ist  das  nicht*. 
Das  hat  mir  damals  Loening  (in  Schmoller's  Jahrbuch  XI,  2  S.  117)  sehr 
Übelgenommen  und  Setdsl  (in  Erit.  Vierteljahrsschr.  1896  S.  264)  kommt 
darauf  zurück,  als  hätte  ich  mich  einer  Ueberhebung  gegenüber  den  Ver- 
tretern der  hergebrachten  Darstellungsweise  schuldig  gemacht.  Nun  hat 
aber  doch  Loening  in  seinem  Lehrbuch  des  V.  R's.  keineswegs  bloss  Ge- 
setzesmaterial „statistisch"  vorgetragen;  ich  hatte  selbst  mehrfach  aner- 
kannt, wie  sehr  er  die  Wissenschaft  gefördert.  Er  war  also  gar  nicht 
getroffen.  Und  Seydkl  erst  recht  nicht.  Wenn  ich  die  der  Civil  rech  ts- 
wissenschaft  entlehnte  Methode  einseitig  betont  habe,  so  geschah  es,  weil 
sie  mir  —  und  ich  denke  mit  einigem  Rechte  —  allzu  sehr  zurück- 
gesetzt zu  sein  schien.  Ich  bin  aber  ganz  und  gar  überzeugt,  dass  der 
„Fortschritt  der  Zukunft"  in  der  Vereinigung  beider  Methoden  liegt,  wie 
Seydel  in  Erit.  Vierteljahrsschr.  S.  265  ausführt  Schade,  dass  dieser  Ge- 
danke im  „Bairischen  Staatsrecht"  noch  nicht  verwertet  ist.  Ich  hatte 
ganz  in  diesem  Sinne  mein  „Deutsches  Verwaltungsrecht"  einzurichten  ge- 
plant; warum  es  nicht  ging,  ist  eine  Geschichte  für  sich.  Hoffentlich 
kommt  bald  ein  Glücklicherer.  — 

So  viel  über  den  äusserlichen  Rahmen,  in  welchem  sich  das  Werk 
bewegt.  Es  ist  natürlich  nicht  möglich,  die  Darstellung  ins  Einzelne  hier 
zu  verfolgen ;  die  fortlaufende  Reihe  von  Anerkennungen  und  Zustimmungen, 
die  daraus  würde,  möchte  auch  etwas  eintönig  wirken.  Es  sei  mir  gestattet 
nur  ein  paar  Punkte  herauszugreifen,  zu  welchen  ich  gerne  Stellung  nähme. 

Dazu  gehört  vor  allem  die  Lehre  von  der  Verwaltungsrechts* 
pflege,  Band  I  S.  571  ff.  Das  Bairische  Gesetz  vom  8.  Aug.  1878  ist 
ausgezeichnet  durch  die  besondere  Gründlichkeit  und  die  scharfe  juristische 
Denkweise,   mit  welcher  diese  schwierige  Materie   gestaltet   worden  ist. 
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Worin  das  eigentliche  Wesen  der  Verwaltungsrechtspflege  besteht,  sagt  es 
nicht ;  es  setzt  den  allgemeinen  Begriff  vorauB,  wie  alle  derartigen  Gesetze. 
Der  Verfasser  stellt  mit  vollem  Rechte  eine  Entwicklung  dieses  Begriffes 
an  die  Spitze  seiner  Ausführungen  (Band  I  S.  575  ff).  Danach  träfe  die  Ver- 
waltungsrechtspflege einfach  zusammen  mit  dem  Begriff  der  Rechtsprechung 
in  der  Verwaltung :  sie  hat  .zwischen  den  Parteien  bestrittenes  Recht  fest- 
zustellen ",  und  das  geschieht  «durch  die  Anwendung  der  objektiven  Rechts- 
satzung auf  den  zur  Entscheidung  stehenden  Fall*.  Mit  der  Ausbildung 
des  materiellen  Verwaltungsrechts  erscheint  auch  diese  Verwaltungsrechts- 
pflege als  eine  „gegenüber  der  Verwaltung  sich  abgrenzende  Funktion". 
Die  Frage  ist  lediglich,  wie  diese  von  selbst  sich  ergebende  Verwaltungs- 
rechtspflege organisiert  sein  soll.  Sie  kann  den  gewöhnlichen  Verwaltungs- 
behörden überlassen  bleiben,  in  deren  Geschäftsbetrieb  die  entsprechenden 
Verwaltungs-,  Rechtsprechungs-  und  folglich  -Rechtepflegefalle  zum  Vorschein 
kommen.  Aber  »die  Entwicklung  geht  dahin,  die  öffentliche  Rechtsprechung 
von  der  Verwaltung  organisatorisch  entweder  vollständig  oder  doch  in  der 
obersten  Instanz  zu  trennen".  Die  Bairische  Gesetzgebung  hat  das  in  der  Form 
gethan,  dass  sie  an  die  Spitze  ein  reines  Gericht  stellt  und  den  unteren 
Instanzen,  welche  zugleich  Verwaltungsbehörden  bleiben,  die  „sachliche  Unab- 
hängigkeit in  ihrer  Eigenschaft  als  Verwaltungsgerichte"  sichert.  So  Skydei.. 

Kein  Zweifel,  das  ist  die  Volksmeinung  gewesen  bei  dem  allge- 
meinen Ruf  nach  Verwaltungsrechtspflege,  das  war  auch  die  Meinung  der 
führenden  Männer,  namentlich  des  unvergesslichen  Bratir  in  seinem  Vor- 
trag zum  Entwurf  von  1867  (Verhandl.  der  Abg.-Eammer  1866/68  Beil.  IV 
S.  169  ff).  Ausserhalb  Baierns  ist  diese  Betonung  der  Organisationsfrage 
noch  schärfer  zum  Ausdruck  gekommen  durch  Gnust,  der  den  Schwer* 
punkt  gerade  darin  sieht,  dass  auch  in  Fragen  der  „Massbestimmung", 
also  des  freien  Ermessens  unabhängige  Behörden  die  gerechte  Handhabung 
der  öffentlichen  Gewalt  garantierten.  Es  handelt  sich  hier  offenbar  um 
Wünsche  und  Forderungen,  die  nicht  notwendig  an  die  „Rechtsprechung" 
in  jenem  oben  bezeichneten  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  gebunden  sind. 

Doch  bleiben  wir  bei  dem  Bairischen  Gesetz  von  1878. 

Dem  Verfasser  ist  es  natürlich  nicht  entgangen,  dass  dieses  die 
Verwaltungsrechtspflege  nicht  in  dem  Umfange  verwirklicht,  wie  dem 
theoretischen  Ausgangspunkte  entspräche  (S.  588).  Es  gibt  eine  Auf- 
zählung, durch  welche  jene  sogenannten  Rechtsprechungssachen,  wie  die 
Motive  sagen,  „soweit  nur  immer  thunlich  . . .  dem  Gebiete  der  Ver- 
waltungsrechtspflege  überwiesen  werden".  Für  manche  Sachen,  auf  welche 
der  Begriff  zuträfe,  wird  der  neue  Verwaltungsrechtsweg  Überhaupt  nicht» 
für  manche  (Art.  11  des  Ges.)  erst  in  einer  Nachprüfungsinstanz  nach  vor- 
gängiger rein  administrativer  Behandlung  eröffnet 

Wie  sind  nun  diese  ausgeschlossenen  Rechtsprechungssachen  anzu- 
sehen?   Hier  scheiden  sich  die  Standpunkte. 
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Die  realistische  Betrachtungsweise  muss  sich  sagen:  was  als  Ver- 
waltungsrechtspflege zu  behandeln  sei  und  folglich  Verwaltungsrechtspflege 
ist,  bestimmt  das  Gesetz;  hier  sind  Rechtsprechungssachen,  die  es  nicht 
zu  Verwaltungsrechtspflegesachen  bestimmt  hat,  also  ist  der  zum  Aus- 
gangspunkt genommene  Begriff  der  Verwaltungsrechtspflege,  der  diese  an 
die  Rechtsprechung  bindet,  dem  geltenden  Rechte  gegenüber  nicht  richtig; 
also  muss  das  wesentliche  Merkmal  der  Verwaltungsrechtepflege  in  etwas 
anderem  gesucht  werden. 

Von  einem  entgegengesetzten  Standpunkte  aus  wird  man  unbeirrt 
daran  festhalten,  dnss  das  Wesen  der  Verwaltungsrechtspflege  auf  der 
Rechtsprechung  in  der  Verwaltung  zu  beruhen  hat;  wenn  also  das  Gesetz 
diese  nur  teilweise  in  die  Verwaltungsrechtspflege  verweist,  so  bleibt  das, 
was  es  aussen  gelassen  hat,  dennoch  Verwaltungsrechtspflege;  wir  haben 
also  fortan  zweierlei  Verwaltungsrechtepflege  in  Baiern:  eine  durch  das 
Gesetz  von  1878  geordnete  und  eine  wilde,  durch  den  aufgestellten 
Begriff  allein  umschriebene. 

Das  Letztere  scheint  uns  der  Standpunkt  des  Verfassers  zu  sein,  auf 
welchem  er  ja  auch  keineswegs  allein  steht.  Wenn  es  sich  dabei  bloss 
um  den  Ehrennamen  Verwaltungsrechtspflege  handelte,  so  würden  wir 
weiter  kein  Wort  darüber  verlieren.  Allein  hier  werden  praktische  Folge- 
rungen daraas  gezogen.  Man  will  die  vom  Gesetze  nicht  zur  Verwaltungs- 
rechtspflege bestimmte  Rechtsprechung  in  der  Verwaltung,  weil  man  sie 
einmal  begrifflich  doch  als  Rechtspflege  betrachtet:  auch  mit  Wirkungen 
und  rechtlichen  Besonderheiten  ausgestattet  sehen,  die  der  Verwaltungs- 
rechtspflege als  solcher  zukommen.  Dahin  zahlt  man  ganz  richtig  die 
Rechtskraft  des  Spruchs,  die  Rechtsstellung  der  Parteien,  die  Beschränkung 
oberaufsichtsrechtlicher  Eingriffe.  Diese  Dinge  will  deshalb  Sudel  überall 
gelten  lassen,  wo  es  sich  handelt  „um  eine  Entscheidung  über  das  Recht*, 
auch  für  die  „ausgedehnten  Gebiete  der  öffentlichen  Rechtspflege,  die  dem 
Verwaltungswege  Überwiesen  sind"  (Band  I  S.  563,  564),  „auch  wo  die  Ver- 
waltungsbehörden als  solche,  und  ohne  dass  ihnen  in  dieser  Beziehung  eine 
richterliche  Stellung  eingeräumt  wäre,  über  öffentliche  Rechtssachen  Ent- 
scheidung treffen"  (S.  629). 

Dem  können  wir  uns  nicht  anschliessen.  Die  Rechtskraftfahigkeit 
des  obrigkeitlichen  Ausspruches,  um  nur  hiervon  zu  reden,  ist  eine  ganz 
besondere  Eigenschaft,  die  nur  den  Urteilen  der  bürgerlichen  Gerichte  von 
Haus  aus  zukommt,  in  die  Verwaltung  aber  erst  von  dorther  übertragen 
wird.  Für  die  alten  administrativ-  kontentiösen  Sachen  machte  sich  das  von 
selbst,  da  sie  eben  als  „Privatrechtssachen"  angesehen  waren,  die  nur  aus 
gewissen  Zweckmässigkeitsgründen  in  die  Verwaltungszuständigkeit  geraten 
sind.  Wenn  man  sonst  noch  von  rechtskräftigen  Beschlüssen  der  Ver- 
waltungsbehörden sprach,  so  meinte  man  nicht  die  eigentliche  Rechtskraft, 
sondern  nur  die  Vollziehbarkeit  oder  die  Unanfechtbarkeit;   das  wird  ja 
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auch  jetzt  noch  viel  verwechselt.  Nun  kommt  das  Gesetz  von  1878  und 
richtet  eine  Verwaltungsrechtepflege  ein  und  begründet  so  für  die  darin 
begriffenen  Rechtsprechungssaohen  die  Möglichkeit  rechtekraftfahiger  Be- 
schlüsse. Wie  soll  aber  die  Rechtekraft  in  die  anderen  Rechtsprechung** 
Sachen  kommen,  die  es  davon  ausschlieft?  Bas  könnte  nur  der  souveräne 
Begriff  bewirkt  haben  —  und  in  dessen  Macht  haben  wir  kein  so  grosses 
Vertrauen;  Setdel  Übrigens  für  gewöhnlich  auch  nicht. 

Unseres  Erachtens  liefert  das  Bairieche  Gesetz  nur  wieder  den  Be- 
weis, wie  sehr  es  für  die  juristische  Betrachtungsweise  notwendig  ist,  drei 
Dinge  wohl  zu  unterscheiden.  Mögen  sie  in  der  Justiz  und  thatsftchlich 
sehr  oft  auch  in  der  Verwaltung  verbunden  erscheinen  und  deshalb  für  die 
ungeschälte  öffentliche  Meinung  in  ein  Ganzes  verschwimmen,  das  entbindet 
uns  nicht  von  unserer  Aufgabe.    Die  drei  Dinge  sind: 

Obrigkeitlicher  Ausspruch  dessen,  was  im  Einzelfall  in  der  Ver- 
waltung Rechtens  ist  (Rechtsan Wendung,  Rechtsprechung);  — 

Handhabung  der  obrigkeitlichen  Gewalt  durch  besonders  dafür  ein* 
gerichtete,  nach  oben  unabhängige  Behörden  (Gerichte  oder  Beschlussbe- 
hörden); — 

Erzeugung  des  obrigkeitlichen  Ausspruches  unter  Mitwirkung  der 
Parteien  nach  Vorbild  des  Civil-  und  Strafprozesses  (Verwaltungsrechtspflege). 

Das  letztere  ordnet  das  Bairische  Gesetz  für  gewisse  Rechtsprechung*- 
sachen  an;  aber  nicht  für  alle. 

Es  weist  zugleich  diese  seine  Verwaltungsrechtspflegesachen  an  be- 
sonders dazu  eingerichtete  Behörden;  aber  nicht  alle,  wenigstens  nicht  in 
den  untern  Instanzen. 

Verwaltungsrechtspflege  i*t  also  etwas,  das  unabhängig  ist  von  der 
Rechtsprechung  und  von  der  Ausübung  durch  besonders  dazu  eingerichtete 
Behörden,  etwas  das  seinen  eigenen  Wert  für  sich  hat.  Wollen  wir  über- 
haupt einen  festen  Begriff  mit  dem  Worte  verbinden,  so  wird  es  nicht 
schwer  sein,  im  Anschluss  an  die  fertigen  Lehren  des  bürgerlichen  Prozeß- 
rechtes seinen  Inhalt  genau  zu  bestimmen.  Daraus  wird  sich  des  juristisch 
Bedeutsamen  genug  ergeben.  »Die  Manner,  welche  der  widerstrebenden  Ver- 
waltung in  hartem  Kampfe  die  Verwaltungsrechtspflege  abrangen',  mögen 
sich  etwas  weniger  Bestimmtes,  Allgemeineres  darunter  vorgestellt  haben :  sie 
wollten  nur  besseren  Rechtsschutz  in  der  Verwaltung.  Die  Verwaltungsrechts- 
pflege ist  ja  auch  eine  Form  dafür,  aber  eben  nicht  die  einzige.  Wir  Juristen 
wenigstens  haben  das  Recht  und  die  Pflicht  genauer  zu  unterscheiden.  — 

Das  Bairische  Budgetrecht  weicht  bekanntlich  ab  von  dem 
Preussens  und  des  Reichs,  das  so  viel  von  sich  reden  gemacht  hat.  Die 
Formulierung,  welche  es  in  der  Verfassungsarkunde  erhalt,  und  die  ver- 
ständige Art,  wie  man  sich  im  Laufe  der  Zeit  über  die  Auslegung  einigte, 
verhinderten  hier  tiefer  gehende  politische  Kämpfe  und  setzten  auch  über- 
schwenglicher juristischer  Theorie  einen  Damm  entgegen. 
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In  Setdels  Werk  verdient  vor  allem  unseren  aufrichtigsten  Dank  die 
ausführliche  und  musterhaft  geschriebene  Darstellung  der  „Geschichtlichen 
Entwicklung  des  bairischen  Budgetrechtes "  (Band  II  S.  537 — 579).  Sie 
.bildet  nach  Inhalt  und  Form  das  anziehendste  Stück  deutscher  Rechts- 
geschichte, das  man  lesen  kann. 

Das  geltende  Recht  wird  sodann  in  grosser  Anschaulichkeit  vor- 
getragen, wobei  eine  Menge  praktischer  Fragen  .zur  Erledigung  kommt 
Es  handelt  sich  um  zweierlei  wohl  unterschiedene  Rechte»  die  dem  Land- 
tage zustehen:  Prüfung  des  Staatshaushaltsplanes  und  Bewilligung  der 
Steuern.  Die  letztere  wird  zum  Gesetz,  das  bestimmt  ist,  auf  die  Unter- 
thanen  zu  wirken.  Die  erstere  hat  nur  Bedeutung  der  Regierung  gegen- 
über. Der  Schwerpunkt  liegt  dabei  in  der  Prüfung  der  Ausgaben«  Das 
zur  Deckung  Notwendige  an  Steuern  muss  der  Landtag  bewilligen.  Hat 
man  eich  über  das  Budget  geeinigt,  so  wird  dieses  durch  die  Steuer- 
bewilligung  für  die  Regierung  bindend;  sie  hat  die  Wirkung  einer  .Appro- 
priationsklausel* für  alle  verwendbaren  Mittel  (Band  II  S.  587).  Etataüber- 
schreitungen ,  die  nicht  verfassungsmässig  besonders  gerechtfertigt  sind, 
bedeuten  eine  Verletzung  der  Rechte  des  Landtags,  der  dann  die  verfassungs- 
mässigen „Gegenmittel*  (Ministeranklage  u.  8.  w.)  in  Anwendung  bringen 
mag  (Band  II  S.  610). 

Wenn  nun  aber  eine  Vereinbarung  über  das  Budget  nicht  zu  stände 
kommt?  dann  »folgt,  dass  die  Regierung  das  nicht  vereinbarte,  also  durch 
keine  Appropriation  gebundene  Budget  einseitig  feststellen  darf,  lediglich 
gebunden  durch  das  natürliche  Hindernis,  dass  sie  nicht  mehr  ausgeben 
kann,  als  sie  hat*  (Band  II  S.  596).  Der  Landtag  muss  auch  in  diesem 
Falle  an  Steuern  wenigstens  so  viel  bewilligen,  als  nach  seiner  Auffassung 
des  Staatsbedarfes  erforderlich  ist,  eine  „Bauschsumme",  die  als  solche  die 
einzelnen  Posten  nicht  bindet.  —  Sollte  diese  Lösung  nicht  allzu  ver- 
lockend sein  für  eine  unternehmungslustige  Regierung  ?  Sie  hat  es  ja  in 
der  Hand,  auf  einem  beliebigen  Ausgabeposten  zu  bestehn,  den  der  Land- 
tag vielleicht  mit  gutem  Grunde  verweigert;  dann  ist  die  Vereinbarung 
gescheitert,  alle  nötigen  Steuern  müssen  dennoch  bewilligt  werden,  abge- 
sehen von  diesem  Posten,  und  der  Landtag  verliert  jedes  Recht  auf  Ein- 
haltung des  Masses  der  Ausgaben  und  ihrer  Verteilung.  Wenn  ihm  später 
die  Rechnungen  vorgelegt  werden,  wird  er  nicht  bloss  den  abgelehnten 
Posten  darin  finden,  sondern  auch  sonstige  Verschiebungen  gegenüber  dem 
ursprünglichen  Budget,  wie  er  bereit  gewesen  wäre,  es  anzunehmen;  und 
nun  wird  er  dem  gegenüber  kaum  etwas  anderes  zu  thun  haben,  als  Kennt- 
nis zu  nehmen.  Da  scheint  es  uns  doch  dem  Geiste  der  Verfassung  besser 
zu  entsprechen,  dass  man  die  Sache  weniger  radikal  auffasse.  Das  Budget, 
welches  von  der  Regierung  vorgelegt  war,  hat  die  Grundlage  der  Ver- 
handlungen gebildet  und  kann  nicht  eo  ganz  verschwinden.  Thatsach- 
lich  hat  der  Landtag  auf  dieses  Budget  seine  sogenannte  „Bauschsumme* 
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an  Steuern  bewilligt.  Für  alles,  was  daran  unstreitig  war,  bleibt  es  also, 
so  möchten  wir  behaupten,  bindend,  wie  man  es  vorgelegt  hatte.  In  dieser 
Richtung  bewegt  sich  unseres  Erachtens  das  Verfassungsverständnis  von  1848 
§  IV  und  ahnlich  sucht  Freiherr  von  Rotenhan  in  der  Band  II  S.  579  an- 
geführten Aeusserung  die  Sache  zu  beschranken  auf  den  Streitpunkt.  Be- 
züglich dieses  Streitpunktes  selbst  ist  damit  nicht  gesagt,  dass  die  Regie- 
rung sich  der  Meinung  des  Landtages  unbedingt  zu  unterwerfen  hätte. 
Will  sie  behaupten,  der  Landtag  habe  dabei  seine  verfassungsmässige 
Pflicht  ihr  gegenüber  verletzt,  wonach  er  ja  allerdings  gehalten  ist,  die 
wirklichen  Staatsbedürfnisse  anzuerkennen  und  zu  decken,  so  mag  sie  sich 
im  Wege  der  Selbsthilfe  Recht  verschaffen,  indem  sie  den  Widersprach 
nicht  beachtet.  Gelegentlich  der  etwa  zu  erhebenden  Ministeranklage  kann 
nachher  die  Frage  zum  Austrage  kommen,  ob  sie  wirklich  in  diesem  Falle 
war  oder  nicht.  Sofern  aber  von  seiten  der  Regierung  eine  solche  Pflicht- 
verletzung des  Landtags  nicht  behauptet  werden  kann,  ist  ihre  Veraus- 
gabung dieses  Postens  einfach  rechtswidrig  und  eine  Verletzung  des  Bud- 
getrechts des  Landtags,  wonach  grundsätzlich  an  voraussehbaren  Ausgaben 
nur  geleistet  werden  darf,  was  er  geprüft  und  anerkannt  hat. 

Auf  diese  Weise  würde  der  Punkt ,  wo  das  geordnete  Recht  aufhört 
und  die  thatsächliche  Macht  an  die  Stelle  tritt,  noch  um  eine  Spanne 
weiter  zurückzuschieben  sein,  als  Skydel  es  thut.  — 

Zum  Schlüsse  sei  noch  ein  Kardinalpunkt  berührt:  die  juristische 
Person  des  öffentlichen  Rechtes.  Die  realistische  Richtung,  welche 
der  Verfasser  vertritt,  hat  ihn  von  Anfang  an  in  eine  gewisse  Gegnerschaft 
gebracht  zu  der  üblichen  Verwertung  des  Begriffes  der  juristischen  Person 
auf  unserem  Rechtsgebiet.  Sie  ist  ihm  nur  eine  abgekürzte  Ausdruclu- 
weise  für  die  wirklichen  Menschen,  die  dahinter  stehen ;  sie  führt  „inner- 
halb der  Rechtsordnung  ein  bloss  gedachtes  Dasein',  d.  h.  also  eigentlich 
gar  keines.  Für  das  Civilrecht  mag  sie  noch  gelten;  dagegen  «über  die 
Notwendigkeit  der  Fiktion  juristischer  Persönlichkeiten  des  öffentlichen 
Rechtes  lässt  sich  streiten"  (Annalen  1876  S.  658).  Sie  leidet  hier  an  einem 
inneren  Widerspruch:  es  handelt  sich  um  die  Herrschaft,  um  die  öffent- 
liche Gewalt;  „Gewalt  aber  ist  Ueberlegenheit  eines  Willens  über  einen 
anderen";  ein  gedachtes,  thatsächlich  nicht  zu  gewahrendes  Wesen,  hat 
keinen  Willen,  ihm  kann  also  auch  die  öffentliche  Gewalt  nicht  zustehen; 
an  seiner  Stelle  erscheint  im  Staat  der  lebendige  Herrscher  (in  Holtzen- 
dorpfs  Jahrb.  1879  S.  274). 

Sein  grosses  Werk  gab  Skydel  Gelegenheit,  die  Anwendbarkeit  dieses 
grundsätzlichen  Standpunktes  nach  verschiedenen  Seiten  hin  zu  erproben. 

Die  Persönlichkeit  des  Bairischen  Staates  fällt  natürlich  weg;  da- 
für finden  wir  „den  im  König  persönlich  gewordenen  Staat"  (Band  I  S.  208); 
der  König  „verkörpert  in  sich  die  staatlichen  Interessen"  (Band  I  S.  846). 
Der  König  selbst  hat  „zwei  rechtlich   getrennte  Persönlichkeiten",  die  als 
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Herrscher  und  die  als  Privatmann  (Band  II  8.  369).  Mit  der  enteren  ist 
er  nnter  anderem  auch  „Inhaber  des  Staatsvermögens"  ;  die  Annahme  einer 
vorgestellten  Persönlichkeit  des  Fiskus,  wie  sie  im  Civilrecht  hergebracht 
ist,  erscheint  demnach  als  überflüssig  (Band  II  S.  370).  Die  beiden  Per- 
sönlichkeiten des  Königs  können  in  Rechtsverhältnisse  zu  einander  treten 
(Nutzniessung  des  Königs  am  Staatsgut :  Band  II  8. 181).  Da  die  Kron- 
rente ein  öffentlichrechtlicher  Anspruch  ist,  der  dem  König  als  Herrscher 
zusteht  gegen  das  Aerar  d.  h.  gegen  sich  selbst  als  Herrscher  (Band  II 
S.  152),  würde  vielleicht  diese  Herrscherpersönlichkeit  selbst  sich  noch  ein- 
mal innerlich  spalten  müssen.  Uebersichtlicher  als  mit  dem  Begriffe  der 
juristischen  Person  werden  die  Verhältnisse  auf  diese  Weise  nicht. 

Die  Auffassung  Seidels  vom  Reich,  um  deren  willen  er  so  manche 
Angriffe  erfahren  hat,  hängt  mit  der  gleichen  Grundidee  zusammen.  Da 
das  Reich  ihm  wieder  keine  wahre  juristische  Person  sein  kann  —  nur 
privatrechtlich  wird  es  im  Gegensatz  zu  der  «staatsrechtlichen  Wirklich- 
keit" als  solche  behandelt  (Band  II  8.  621)  —  so  ist  es  für  ihn  unmöglich, 
über  den  Staatenbund  hinauszukommen.  Es  bleibt  bei  dem  Gesellschaftt- 
verhältnis  der  verbündeten  Herrscher.  Lossagung  davon  ist  Völkerrecht' 
lieber  Vertragsbruch.  Setdel  ist  allerdings  bestrebt,  dem  Reiche  eine 
grössere  Festigkeit  zuzusprechen.  Insofern  der  Bundesvertrag  zum  Landes- 
gesetz gemacht  worden  ist,  ist  die  Lossagung  erschwert  durch  das  Er- 
fordernis der  Zustimmung  des  Landtags  (Abhandlungen  6.  82).  Eine  noch 
weiter  gehende  Sicherung  sieht  er  darin,  „dass  für  die  Verfassung  dea  für 
unauflöslich  erklärten  Bundes  als  einziger  Weg  der  Aenderung  der  Weg 
der  Bundesgesetzgebung  erklärt  wird*  (ebenda  S.  88).  Das  soll  dann  der 
eigentliche  Bundesstaat  sein.  Aber  uns  scheint,  wenn  der  Herrscher  des 
Einzelstaates  mit  Zustimmung  seines  Landtages  von  dem  Bundesvertrag 
sich  lossagt,  sagt  er  sich  auch  von  dieser  Klausel  los.  Ohne  die  Idee  der 
neuen  juristischen  Person  des  öffentlichen  Rechtes,  welche  die  Einzelstaaten 
zusammenfaßt,  wird  ein  staatsrechtliches  und  staatsrechtlich  gesichertes  Band 
nicht  gedacht  werden  können. 

Am  schwierigsten  wird  die  Durchführung  von  Skydkls  Grundauf- 
fassnng  bei  den  Selbstverwaltungskörpern.  Die  Ortsgemeinde  ist 
eine  «Vereinigung  von  Staatsbürgern",  welche  in  ihrem  Bezirke  eine  öffent- 
liche Gewalt  ausübt  (Band  II  S.  19).  Sie  ist  —  im  Gegensatze  zum  Staat 
—  unbestrittene  Persönlichkeit  des  bürgerlichen  Rechtes.  Wer  aber  ist 
hier  das  Subjekt  der  öffentlichen  Gewalt?  Die  Gemeinde  ist  „zugleich 
öffentliche  Körperschaft*.  Wir  möchten  annehmen,  sie  sei  als  solche  ju- 
ristische Person  des  Öffentlichen  Rechts;  den  Uebel stand  der  zwei  juristischen 
Personen  nebeneinander  könnte  man  hinnehmen;  diese  Doppelung  ent- 
spricht ja  einer  früherhin  sehr  verbreiteten  Auffassung.  Aber  so  ist  es 
nicht  gemeint.  Band  II  S.  625  wird  es  erläutert:  „Die  juristische  Persön- 
lichkeit (seil,  die  civilrechtliche)  der  Gemeinde  ist  nur  eine  Wirkung  ihrer 
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Öffentlich-rechtlichen  Eigenschaft  als  Gemeinde,  als  Verwaltungskörper*; 
.die  Gemeinden  sind,  trotz  ihrer  privatrechtlichen  Behandlung  als  juristische 
Personen  in  Wirklichkeit  Verbindungen  physischer  Personen  zu  einem  Ver- 
waltungszwecke*. Also  auch  hier  bricht,  wie  beim  Reich  die  .staatsrecht- 
liche Wirklichkeit"  durch.  Nur  wird  hier  die  Anknüpfung  der  öffentlichen 
Gewalt  an  die  physischen  Personen  unmittelbar,  ohne  die  dazwischen  ge- 
schobene juristische  Person  noch  viel  schwerer  verstandlich  zu  machen  sein. 
Sitdel  hat  auch  nicht  näher  ausgeführt,  wie  man  sich  das  vorstellen  soll. 

Distriktsgemeinden  (Band  II  S.  694)  und  Kreisgemeinden  (S.  705) 
sind  schlechthin  juristische  Personen  des  bürgerlichen  Rechts.  Dass  sie 
beide  das  Recht  der  Steuererhebung  haben,  also  insofern  doch  eine  öffent- 
liche Gewalt  ausüben,  müsste  eigentlich  über  diesen  Begriff  hinausfuhren. 
Allein  wir  können  es  nur  billigen,  wenn  der  Verfasser  Konstruktionsver- 
suche mit  den  physischen  Personen,  die  da  die  .überwiegende  Willensmacht" 
besitzen,  ganz  bei  Seite  lässt. 

Ein  freundlicheres  Verhältnis  zu  der  juristischen  Person  des  öffent- 
lichen Rechts,  wenn  es  dem  Verfasser  möglich  wäre,  würden  wir  für  eine 
grosse  Verbesserung  halten.  Das  hängt  freilich  mit  Grundrichtungen  der 
wissenschaftlichen  Individualität  zusammen.  Wir  möchten  unsererseits  etwas 
Phantasie  auch  in  der  Rechtswissenschaft  nicht  ganz  entbehrlioh  finden. 
Wie  dem  auch  sei,  jedenfalls  können  wir  uns  alle,  Praktiker  wie  Gelehrte, 
Juristen  wie  politische  Männer,  nur  Glück  wünschen,  dass  wir  ein  solches 
Werk  besitzen. 

Strassburg.  Otto  Mayer. 

Dr.  Georg  Eger,  Regierungsrat;  Das  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privat- 
anschlusBbahnen  vom  28.  Juli  1892.  Hannover  (Helwing'sche  Ver- 
lagsbuchhandlung) 1897.    8°  716  S.    Preis  15  Mark. 

Von  den  716  Seiten  nehmen  627  die  Erläuterungen  des  nur  55  Para- 
graphen zählenden  Gesetzes,  weitere  60  der  Abdruck  von  Ausführungs- 
anweisungen, Ministerial erlassen ,  des  Musters  einer  Genehmigungsurkunde 
und  einschlagender  Stellen  anderer  Gesetze,  endlich  29  S.  ein  sehr  sorgfältiges 
Sachregister  in  Anspruch.  Die  Erläuterungen  werden  unter  fortlaufenden 
Ziffern  hinter  den  einzelnen  Paragraphen  gegeben;  sie  weichen  je  nach  deren 
Tragweite  in  Umfang  und  Inhalt  sehr  von  einander  ab.  Zunächst  wird 
das  Prinzip  und  die  Entstehungsgeschichte  geliefert.  Bei  der  Auslegung 
wird  den  Motiven,  Kommissionsberichten  und  Landtagsverhandlungen,  den 
bisher  veröffentlichten  Abhandlungen  und  der  Rechtsprechung  durchweg  ge- 
bührend Rechnung  getragen,  wobei  die  Belesenheit  des  Herrn  Verfassers 
in  den  Fachzeitschriften  und  die  Sorgfalt  im  Sammeln  der  ausgesprochenen 
Ansichten  volle  Anerkennung  verdient  Die  selbständig  gewonnenen  An- 
sichten bringen  die  Sachkenntnis  des  Herrn  Verfassers  aus  seiner  Stellung 
im  Eisenbahndienste  über  die  einschlägigen  Verhältnisse  der  Betriebstechnik 
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und  der  Bahnwirtschaft  zur  Geltung,  indem  er  hierdurch  zu  dem  Schinne 
gelangt,  dass  der  Gesetzgeber  füglich  mit  den  gebrauchten  Worten  nur 
einen  Sinn  habe  verbinden  wollen,  welcher  die  Erreichung  des  aus  den 
Eigentümlichkeiten  des  Bahnunternehmens  entspringenden  Zweckes  sichert 
Gleichwohl  wird  das  gewonnene  Ergebnis  seiner  Auslegung  bisweilen  be- 
anstandet werden.    Wenn  er  z.  B.  S.  144  die  Rechtsnatur  des  dem  Wege- 
unterhaltungspflichtigen gestatteten  Vorbehaltes  zum  Erwerbe  des  Gleis- 
einbaues als  einen  Erwerb  ex  lege  bezeichnet,   so  giebt  er  hierdurch   der 
Annahme  Raum,  dass  der  Eigentumsübergang  am  Schienenwege  mit  dem 
Fristablauf  von  selbst  eintritt.   Dem  ist  nicht  so.   Nach  Gesetz  vom  19.  Au- 
gust 1895  §  16  hat  vielmehr  die  Auflassung  hinzuzutreten;  der  Gesetz  vom 
28.  Juli  1892  §  6  Abs.  8  zugelassene  Erwerbsvorbehalt  gibt  nur  ein  Recht, 
die  Auflassung  zu  fordern,  verschafft  aber  noch  kein  Eigentum  am  Schienen- 
wege.   Ebenso  bedarf  der  Staat  bei  Ausübung  des  Erwerbsrechtes  gemäss 
§  31  der  Auflassung,  was  S.  399  ff.  unerwähnt  geblieben  ist.   Das  Erwerbs- 
geschäft  verlangt  somit  1  °/o  Stempel  gemäss  Gesetz  vom  31.  Juli  1895  Tarif 
Nr.  8,  32  und  begründet  die  Erhebung  von  Umsatzsteuer.    Bedenklich  ist 
ferner  die  Ansicht  S.  149,   dass    zur  Begründung    des  Gesuches   um   Zu- 
stimmungsergänzung der  Nachweis  entbehrlich  sei,  die  Zustimmung  vergeb- 
lich nachgesucht  zu  haben.    Gegen  seine  Ausführungen  zu  §  13  S.  213  ff. 
wird  die  Bahnaufsichtsbehörde  über  diejenigen  Fristen  hinausgehen  dürfen, 
welche   für  den  Erwerb  der  Bahn  gemäss  §  6  bestimmt  sind ,   sobald  sie 
solche  für  unausreichend  hält,  die  Kapitalstilgung  sachgemäss  zu  bewirken. 
Sein  Muster  der  Genehmigungsurkunde  verdient  vor  dem  G  leim  sehen  den 
Vorzug,  was  besonders  §  10  anlangt.    Vielleicht  wäre  S.  673  in  §  4  der  Vor- 
schlag aufzunehmen  gewesen,  dass  der  Betriebsunternehmer  zur  Eintragung 
der  Bahneinheit  im  Bahngrundbuche  verpflichtet  sei,  um  die  mit  Gesetz  vom 
19.  August  1895   erstrebte  Sicherung  der  Bahngläubiger  zu  fördern.     Die 
Ansicht  in  zwei  Urteln  des  Eammergerichts,  dass  die  Zustimmung  zur  Wege- 
benutzung gegen  vereinbartes  Entgelt  gemäss  §  6  ein  Mietsverhältnis  her- 
stellt, und  das  Urtel  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  12.  Dezember  1896. 
wonach  die  Bahnaufsichtsbehörde  nicht  befugt  ist,   den  Bahnunternehmer 
im  Wege  der  Genehmigung  zum  Dulden   der  Gleisbenutzung  durch  Mit- 
bewerber  zu  verpflichten,  waren  dem  Herrn  Verfasser  jedenfalls  noch  nicht 
bekannt,  der  übrigens  bei  selbständiger  Auslegung  des  §  28  8.  367  ff.  zur 
gleichen  Auffassung  wie  das  Oberverwaltungsgericht  gelangt    Wenn  also 
zwar  in  einzelnen  Fragen  keine  ungeteilte  Zustimmung  zu   erwarten  ist, 
verdient  das  Werk  gleichwohl  die  volle  Beachtung  in  den  weitesten  Fach- 
kreisen und   darf  angelegentlichst  als  zuverlässigster  Ratgeber  empfohlen 
werden,  zumal  das  Quellenmaterial  und  die  Litteratur  derart  auszugsweise 
Aufnahme  gefunden  haben,   um  ein  Nachschlagen  entbehrlich  zu  machen. 
Berlin.  Dr.  Karl  Hilse. 
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Dr.  Willi«  Alt  mann  9  Bibliothekar  und  Privatdozent  in  Greifs  wald ;  Aus- 
gewählte Urkunden  zur  Brandenburgisch-Preussischen  Verfassung  8- 
und  Verwaltungsgeschichte.  Zwei  Bände.  Berlin  1897.  R.  Gärtner 
(Heyfelder)  VIII  und  246,  VIII  und  316  S. 

Die  vorliegende  Urkundensammlung  bildet  gewissermassen  eine  Er- 
gänzung und  teilweise  eine  Fortsetzung  der  ausgewählten  Urkunden  zur 
Erläuterung  der  Verfassungsgeschichte  Deutschlands  im  Mittelalter  von 
Altmann  und  Bernheim,  wovon  1896  bereits  die  zweite  Auflage  erschien. 
Was  dort  begonnen  war,  wird  im  vorliegenden  Werke  auf  die  Territorial- 
geschichte übertragen.  Die  Sammlung  soll  nach  der  Absicht  des  Ver- 
fassers keine  annähernd  erschöpfende  Zusammenstellung  des  Quellenmaterials, 
sondern  nur  eine  Auswahl  geben.  Sie  ist  zum  Nachschlagebuch  wie  für 
verfassungsrechtliche  Uebungen  in  Seminarien  bestimmt.  Für  diese  Zwecke 
war  kein  diplomatisch  genauer  Text  erforderlich,  es  genügt  ein  Abdruck 
aus  bereits  vorhandenen  Ausgaben. 

Der  erste  Teil  enthält  51  Urkunden  aus  der  Zeit  von  1427—1786. 
Den  Anfang  machen  eine  Reihe  von  Ernennungen  und  Amtsverleihungen. 
Von  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  tritt  diese  Art  Urkunden  in  den  Hinter- 
grund vor  Ordnungen  einzelner  Behörden,  wie  des  Kammergerichtes  (1540), 
des  Konsistoriums  (1573),  des  Geheimen  Rates  (1604,  1652)  und  der  Amts- 
kammer (1615,  1652).  Auf  die  standischen  Verhältnisse  bezieht  sich  das 
Privileg  für  die  Oberstände  von  1550  und  der  Verfassungs Urkunde  für  das 
Herzogtum  Preussen  von  1661.  Den  Schluss  machen  Verwaltungsanord- 
nungen der  verschiedensten  Art,  wie  über  die  Einführung  der  Accise,  In- 
struktionen der  verschiedensten  Behörden  von  1680 — 1786,  Lehnsallodifika- 
tion,  städtische  Reglements,  bäuerliche  Verhältnisse,  Heerwesen  und  Ein- 
führung des  Schulzwangs.  Der  zweite  Band  beginnt  mit  den  grossen  Reform- 
gesetzen von  1807—1813  von  Aufhebung  der  Erbunterthänigkeit  bis  zur 
Einfuhrung  der  allgemeinen  Wehrpflicht.  Es  folgen  die  wichtigsten  An- 
ordnungen über  die  Behördenorganisation  nach  der  Wiederherstellung  des 
Staates  und  die  neuständische  Gesetzgebung  bis  zur  Bildung  des  Vereinigten 
Landtages.  Von  der  neueren  Gesetzgebung  sind  die  Verfassungsurkunde  und 
die  wichtigsten  Verfassungsgesetze,  sowie  eine  Reihe  von  organischen  Ver- 
waltungsgesetzen berücksichtigt. 

Da  Verf.  selbst  nur  eine  Auswahl  geben  will,  wäre  es  unrecht,  mit  ihm 
darüber  zu  rechten,  weshalb  diese  oder  jene  Urkunde  keine  Aufnahme  ge- 
funden hat  Jedenfalls  ist  Verf.  bei  der  Zusammenstellung  nicht  einseitig 
verfahren,  sondern  hat  Urkunden  der  verschiedensten  Art  berücksichtigt. 
Vom  geschichtlichen  Standpunkte  ist  es  auch  durchaus  begreiflich,  dass 
die  Kreisordnung  von  1872  und  das  Organisationsgesetz  von  1880  zum 
Abdrucke  gelangt  sind.  Zur  Verhütung  eines  missverständlichen  Gebrauches 
des  Buches  hätte  sich  aber  bei  diesen  neueren  Gesetzen  doch  ein  kurzer 
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Hinweis  empfohlen,  dass  sie  entweder  gar  nicht  mehr  oder  wenigstens  nicht 
mehr  unverändert  in  Kraft  stehen. 

Im  allgemeinen  wird  die  zweckmässige  Auswahl  des  Verfasse«  ihre 
Bestimmung  namentlich  für  den  Unterricht  erfüllen.  Möge  sie  ebenso  schnell 
Verbreitung  finden  und  sich  Freunde  erwerben,  wie  die  Sammlung  von  Ur- 
kunden zur  VerfaBsungsgeschichte  Deutschlands. 

Berlin.  Conrad  Bornhak. 

Fr«  V.  Llsit«  Die  Strafgesetz  gebung  der  Gegenwart  in  rechtsvergleichender 
Darstellung.  Herausgegeben  von  der  Internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung.  I.  Bd.  Das  Strafrecht  der  Staaten  Europas.  Berlin,  Otto 
Liebmann  1894.  SS.  XXVII  und  748.  8°.  Preis  35  M.  Für  Sub- 
skribenten auf  das  ganze  Werk  30  M. 

Die  Formel  von  der  Rechtsgütergemeinschaft  der  Kulturstaaten  gibt 
den  Ausgangspunkt  für  alle  wissenschaftliche  Forschung  in  der  Sphäre  des 
Juristischen,  die  in  unserer  Zeit  der  Gestaltung  des  Rechtslebens  in  allen 
seinen  Formen  im  Einheitsstaat,  in  der  Staatenkombination  bis  aufwärts 
zum  Gebilde  der  Staatengenossenschaft  nachgeht.  Schon  in  den  vierziger 
Jahren  hat  A.  W.  Heffter  von  einer  gegenseitigen  Dikäodosie,  einem  commer- 
cium iuris  praebendi  repetendique  der  Staaten  und  Völker  gesprochen,  deren 
Grundlagen  klarzulegen,  erst  kommenden  Generationen  zur  mühevollen  Auf- 
gabe geworden  ist.  Das  vorliegende,  nach  Inhalt  und  Umfang  gleich  gross 
angelegte  Werk  geht  diesem  Ziel  planmässig  nach:  die  Internationale 
kriminalistische  Vereinigung  hat  mit  ihm  den  vornehmsten  Teil  ihres 
umfassenden  wissenschaftlichen  und  gesetzespolitischen  Programme«  der 
Verwirklichung  nähergerückt.  Treten  wir  bei  den  knappen  Verhältnissen 
des  uns  für  die  litterarische  Kritik  zu  Gebote  stehenden  Raumes  erst  relativ 
spät  hier  an  das  Werk  heran,  so  können  wir  ihm  dafür  den  kleinen  Dienst 
leisten,  es  gegen  solche  ältere  kritische  Forderungen  in  Schutz  zu  nehmen, 
die  uns  nach  Zweck  und  Natur  des  Werkes  wenig  begründet  erscheinen. 
Dazu  zählen  wir  in  erster  Linie  den  wiederholt  hervorgetretenen  Wunsch, 
dass  die  Sammlung  auch  den  Wortlaut  der  einzelnen  Gesetze  hätte  bringen 
müssen,  da  ohne  solchen  eine  eingehende'  wissenschaftliche  Forschung  nicht 
erfolgreich  auszuführen  sei.  Von  der  Widerlegung  dieses  Postulates  aus 
gewinnen  wir  gerade  die  prinzipielle  höhere  Stellung,  die  uns  einen  Ueber- 
blick  über  das  Werk,  über  seinen  Zusammenhang  mit  der  grossen  juristischen 
Gesamtarbeit  unserer  Zeit  möglich  macht.  Gerade  die  vorteilhafte  Be- 
schränkung im  Stofflichen  machte  es  der  «Strafgesetzgebung  der  Gegen- 
wart  in  rechtsvergleichender  Darstellung*  möglich,  sich  ihr  selbständiges 
Arbeitsfeld  abzustecken,  an  Gegebenes  anzuknüpfen  und  es  zu  höherer 
Nutzungskraft  zu  bringen.  Sie  hat  im  Grunde  genommen  dadurch  die 
andere  grosse  fachliche  Organisation  überholt,  die  ihr  zweifellos  zum 
Vorbild  gedient  hat:  die  Pariser  Societe  de  Legislation  comparle. 
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Haben  wir  dieser  den  Vorwurf  nicht  ersparen  können,  dass  sich  angesichts 
ihrer    fleissigen    Rohstoffsammlung    doch    allmählich    das   Bewusstsein  in 
weiteren  Kreisen  rege,  dass  das  Material  nicht  Endzweck,  sondern  Mittel 
zu  einem  höheren  Zweck  sein  müsse,   dass  daher  von  ihrer  Seite  bisher 
immer  nur  die  Vorarbeit  füre  Hauptwerk  geleistet  worden  sei,  so  müssen 
wir   nunmehr   der   unter  v.  Liszts   meisterhaften   Leitung   durchgeführten 
Verarbeitung  des  Weltrechtsstoffes  die  dankbare  Anerkennung  zollen,  dass 
hier  Quellenmasse  und  methodische  Verarbeitung  sich  das  Gleichgewicht 
halten,    dass  durch  die    hier  gebotene  Darstellung  der  Wechsel  ein- 
gelöst  wird,    den   die  jahrzehntelangen   Vorarbeiten    auf 
die  Zukunft  gezogen  haben.    Deutsche  Methodik  hat  den  Riesenstoff 
gemeistert,  aber  nur  mit  Hilfe  auch  zahlreicher  fremdländischer  Fach- 
genosaen,  deren  Anpassungsvermögen  an  Form  und  System  deutscher  rechts- 
wissenschaftlicher Darstellung  uneingeschränkte  Würdigung  gerade  von  uns 
deutschen  Juristen  verdient,  die  wir  selbst  nur  in  den  seltensten  Fällen  un9 
in  fremder  wissenschaftlicher  Werkstätte  zurecht  zu  finden  in  der  Lage  sind. 
Mit  gutem  Grunde  hat  das  planmässig  organisierte  Gesamtwerk  seine  wert- 
vollen Kräfte  nicht  an  das  nutzlose  Beginnen  verwandt,  die  im  Annuaire 
de  Legislation  Itrangere  angehäuften  Bruchstücke  aufs  neue  zusammen- 
zutragen.   So  gut  man  den  Rohstoff  fordert,  so  gut  kann  man  den  Gesetzes- 
text im  Original  verlangen,  —  für  mich  wäre  letzteres  die  Bedingung  für 
das  entere,  —  dass  damit  aber  jeder  Arbeitsgenossenschaft  der  Stuhl  vor 
die  Thüre  gesetzt,  das  Erreichbare  durch  das  Unerfüllbare  gehemmt  würde, 
muss  jedem  klar  werden,  der  da  weiss,  dass  wissenschaftliche  Unternehmungen 
solcher  Art  in  Deutschland  auf  staatliche  oder  sonstige  behördliche  Unter- 
stützung nicht  rechnen  dürfen,  sondern  ausschliesslich  die  Gewähr  auch  des 
materiellen  Erfolges  in  sioh  und  in  der  Opferwilligkeit  ihrer  Arbeitskräfte 
suchen  und  finden  müssen.   Wer  die  profuse  Strafgesetzgebung  des  Deutschen 
Reiches  nur  flüchtigen  Blickes  überschaut,  —  die  strafrechtlichen  Neben- 
gesetze des  Deutschen  Reiches  aus  demselben  rührigen  Verlage,  wie  das  in 
der  Ueberschrift  genannte  grosse  Werk,  zeigen  zum  Erschrecken  das  Tempo, 
in  dem  die  Normenfülle  aus  der  Strafrechtsquelle  flieset,  —  und  wer  sich 
vergegenwärtigt,  dass  dieser  Ueberreichtum  strafrechtlicher  Experimente  aus 
dem  Gefühl  staatlicher  Omnipotenz  entsprungen  ist,  das  keineswegs  noch 
seinen  Höhepunkt  erreicht  zu  haben  scheint;  in  dem  steigert  sich  mit  dem 
Eindringen  in  den  Riesenstoff  des  Standardworks  die  Anerkennung  für  die 
Gesichtspunkte,  welche  Herausgeberund  Redaktionsausschuss  den  Mitarbeitern 
vorgezeichnet  hatten.  Da  zielbewusst  fragen,  weit  schwieriger  ist,  als  präzis 
antworten,  hängt  der  wissenschaftliche  und  informatorische  Wert  der  Ge- 
samtarbeit an  diesem  Nagel,  von  dem  wir  auszusagen  geneigt  sind,  dass 
er  tief  genug  sitzt,  um  das  Schwergewicht  einer  systematischen  Aufteilung 
des  Stoffes  zu  tragen.    Ob  dabei  den  Mitarbeitern  entwickeltere  Detail- 
programme hätten   mitgegeben  werden  können,  oder  strenger  gebundene 


-     508     — 

Marschroute  hatte  vorgezeichnet  werden  sollen,  —  wie  dies  von  einzelnen 
Kritikern  des  Gebotenen  geltend  gemacht  worden,  —  ist.  eine  Organisations- 
frage, die  füglich  dem  Bauleiter  und  seinen  trefflichen  Gehilfen  fiberlassen 
bleiben  muss.  Wer  wüsste  nicht,  dass  bei  solchen  auf  dem  Genossenschafts- 
prinzip aufgebauten  Arbeiten  der  ganze  komplizierte  Mechanismus,  der  Ein- 
heit und  Zusammenhang  mit  der  individuellen  reichen  Eigenart  der  Mit- 
arbeiter zu  versöhnen  bestimmt  ist,  hinter  den  Goulissen  funktioniert  und 
dass  der  verantwortliche  Leiter  neben  dem  allgemeinen  Hauptprognunm 
sicherlich  ebensoviele  Nebenprogramme  und  Detailpläne  zu  liefern  in  die 
Lage  kam,  als  Mitarbeiter  am  Werke  schufen.  Darin  liegt  das  grosse 
litterarische  Verdienst  Fr.  v.  Listzs,  dem  auch  eine  in  Zukunft  etwa  empfind- 
lich werdende  culpa  in  eligendo  des  einen  oder  des  andern  Mitarbeiten  keinen 
Abbruch  thun  kann.  Stellen  wir  zum  Schlüge  die  Richtungslinie  her  zwischen 
der  für  weiteste  Kreise  des  In-  und  Auslandes  bestimmten  Publikation  und 
den  fachlichen  Studien,  denen  speziell  unsere  Zeitschrift  gewidmet  ist,  so 
erblicken  wir  mit  der  berechtigten  Einseitigkeit  des  Spezialisten  neben  dem 
selbständigen  Wert  auch  die  ergänzende  Funktion,  welche  dem  Sammel- 
werk der  I.  K.  V.  neben  Marquardsens  Handbuch  des  Öffentlichen 
R e c h 1 8  (Freiburg  J.  G.  B. Mohr)  und  neben  Holtzendorffs  Handbuch  des 
Völkerrechts  zukommt.  Die  drei  grossen,  nach  umfassenden  Plänen 
durchgeführten  Werke  sind  bestimmt,  eine  Entzifferung  des  thatsächlichen, 
auf  breiter  Basis  sich  entwickelnden  Rechtslebens  der  Kulturvölker  zu  bieten, 
und  der  Zufall  hat  keineswegs  einen  Anteil  daran,  dass  sich  derselbe  Name 
in  den  Reihen  der  Mitarbeiter  der  grundverschiedenen  Werke  wiederfindet. 
Noch  ist  das  Bewußtsein  der  Mitgliedschaft  in  jener  grossen  Dikäodosie 
nicht  allen  Teilen  lebendig;  allmählich  werden  sich  aber  die  in  Gericht 
und  Schule,  im  Parlament  und  im  geschäftlichen  Leben  an  Rechtsfragen 
Beteiligten  klar  darüber  werden  müssen,  dass  die  Parallelgesetzgebung  der 
modernen  Staaten  seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  in  entschiedenem  Zuge 
auf  dem  Wege  ist,  die  nicht  durch  besondere  örtliche  und  geschichtliche 
Umstände,  durch  spezifisch  lokale  Bedürfnisse  geschaffenen  Unterschiede 
im  öffentlichen  Recht  der  Staaten  in  einem  langsamen  aber  unaufhaltsam 
wirkenden  Umbildungs-  und  Anpassungsprozess  zur  Ausgleichung  und  Auf- 
hebung zu  bringen.  Nach  dieser  Hinsicht  sind  Werke,  wie  das  vorliegende, 
dem  Herausgeber,  wie  Mitarbeiter,  wie  der  Verlag  allseitige  Mühe  und 
Sorgfalt  zugewandt  haben,  Kulturdenkmäler  im  besten  Sinne  des 
Wortes;  die  Jurisprudenz  zeigt  hier  orbi  et  urbi,  wie  relativ  gering  das  ist 
was  Staaten  und  Völker  trennt,  und  wie  gross  und  mächtig  das,  was  sie 
zu  innerer  geistiger  Einheit  zu  verbinden  berufen  ist. 

Greifswald.  Stoerk. 
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Aufsätze. 


Rechtsfragen  bei  der  Verheirathung  einer  regieren- 
den, insbesondere  einer  deutschen  Fürstin  mit  einem 
auswärtigen  bezw.  ausländischen  Prinzen. 

Von 

Ed.  E.  Lehwess  in  London. 


Die  Frage  der  Verheirathung  einer  regierenden  Fürstin  ist 
ein  fast  braches  Stückchen  Land  auf  dem  weiten  Felde  des  deut- 
schen Staats-  und  Fürstenrechts.  Ausser  zwei,  um  das  Jahr  1700 
erschienenen  lateinischen  Dissertationen  und  zwei  weiteren  Schrift- 
chen recht  dürftigen  Inhalts  —  in  Berlin  bezw.  Halle  1777  her- 
ausgegeben —  besteht  unseres  Wissens  nach  keine  einzige  weitere 
monographische  Darstellung  dieser  Frage  durch  einen  deutschen 
Juristen.  Passim  wird  wohl  in  umfassenden  Werken  —  aller- 
dings auch  nur  älterer  Verfasser  —  die  Frage  gestreift,  es 
wird  —  wie  es  beiHEFFTER1  heißet  —  „des  seltenen  Falles  der 
Vermählung  einer  deutschen  Souveränin  nur  im  Vorbeigehen  ge- 
dacht4* werden  können.  In  Oesterreich-Ungarn  hat  man  der  Ma- 
terie im  Anschluss  an  Maria  Theresias  Heirath  mehr  Interesse 
entgegen  gebracht  und  ebenso  hat  in  England  —  allerdings  post 


1  Heffteb,  Die  Sonderrechte  der  souveränen  Häuser,   Berlin   1871, 
S.  67. 
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festum  —  die  Heirath  Königin  Victorias  Anlass  zu  einer  ganzen 
Reihe  öffentlicher  Acte,  Broschüren  und  Zeitungspolemiken  ge- 
geben. In  Holland  endlich,  wo  die  Eheschliessung  für  die  heute 
17jährige  Königin  in  nicht  allzu  weiter  Ferne  liegt,  ist  die 
Jurisprudenz  schon  frühzeitig  auf  dem  Plan  gewesen  und  hat 
sogar  bereits  eine  Spezialgesetzgebung  für  diesen  Fall  gefordert. 

In  Deutschland  ist  in  absehbarer  Zeit  weder  die  Thron- 
besteigung einer  Frau  und  so  die  Verheirathung  einer  deutschen 
Herrscherin  zu  erwarten,  noch  kann  der  hier  folgenden  Auf- 
zählung bekannter  Fälle,  ausser  der  schon  erwähnten  Maria 
Theresia,  ein  deutscher  Fall  angereiht  werden. 

Es  wird  nach  einem  historischen  Rückblick  unsere  Aufgabe 
sein,  kurz  festzustellen,  wo  nach  den  europäischen,  speziell  aber 
den  deutschen  Verfassungen  der  Fall  der  Verheirathung  einer 
regierenden  Fürstin  noch  möglich  ist,  um  dann  die  staatsrecht- 
lichen und  civilrechtlichen,  speziell  eherechtlichen  Folgen  eines 
solchen  Ehebündnisses  zu  erörtern.  — 

Da  unseres  Wissens  weder  in  den  europäischen  (über  die 
spanische  und  portugiesische  Verfassung  sprechen  wir  weiter 
unten)  noch  in  den  Verfassungen  der  deutschen  Bundesstaaten 
feste  Normen  über  das  Verhältnis  der  regierenden  Fürstin  zu 
ihrem  Gemahl  gegeben  sind,  so  erscheint  uns  eine  kurze  Dar- 
stellung der  in  neuerer  und  neuester  Zeit  thatsächlich  erfolgten 
Eheschliessungen  von  regierenden  Fürstinnen  geboten;  natürlich 
nur  unter  Berücksichtigung  solcher  Fälle,  die  Material  zu  unserem 
Thema  zu  liefern  im  Stande  sind,  um  dann  an  der  Hand  con- 
creter  Daten  mit  weit  mehr  Sicherheit  zu  einer  richtigen  abstrak- 
ten Formulirung  zu  gelangen. 

Von  der  Heirath  (1469)  der  Königin  Isabella  Ton  Castilien 
mit  Ferdinand  von  Arragonien2  ist  nur  der  ihnen  gemeisame 
Titel   „Ferdinandus  Rex  et  Isabella  Regina  Castellae"  und   der 


'  Palthenius,  De  marito  Retinae,  GryphiswaJdi  1707,  §  10. 
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Umstand  von  Belang,  dass  nach  Isabellas  Tode  (1504)  Ferdinand 
wieder  in  Arragonien  allein  herrschte,  während  an  Johanna8, 
beider  Tochter,  vermählt  mit  Erzherzog  Philipp  von  Oesterreich, 
Castilien  kam. 

Weit  mehr  bietet  die  Urkunde  über  die  am  25.  Juli  1554 
vollzogene  Heirath  zwischen  Maria,  Königin  von  England  (1553  bis 
1558)  und  dem  Sohne  Karls  V.,  Philipp  II.  von  Spanien,  in  der 
die  gegenseitige  Stellung  der  Ehegatten  und  die  Thronfolge  ge- 
regelt wurde  und  deren  wesentlichste  Punkte  in  der  Anmerkung4 
gegeben  werden. 

Von  Maria,  Königin  von  Schottland,  die  1558  mit  dem  Dauphin 
von  Frankreich  vermählt  wurde,  wissen  wir,  dass  der  Dauphin  „Hex" 5 


■  A.  a.  0.  §  11. 

4  „Ut  contractis  inter  Mariam  nuptiis,  Philippus  quidem  omnium  uxo- 
ris  regnorum  et  provinciarum  titulus  sibi  sumeret,  sociusque  in  negotiorum 
administratione  esset,  integris  regni  privilegiis  ac  consuetudinibus,  plena  item 
ac  libera  beneficiornm,  gratiarum  et  fanctionum  distributione  penes  reginam 
remanente  vicissim  Regina  in  societatero  regnorum  omnium  et  dominiorum 
Philippi  mariti,  quae  ipse  jam  possideret  et  ei  postea  obventura  essent  vo- 
caretur.  Conventum  porro  ut  qui  ex  eo  matrimonio  filius  nasceretur,  in 
omnia  regna  ac  dominia  reginae  praeterea  in  Belgii  Burgundiaeque  princi- 
patus  succederet  .  .  .  inter  Philippum  ejusque  heredes  et  inter  Reginam 
ejusque  liberos  et  heredes  et  utraque  regna  ac  ditiones  constans  amicitia, 
concordia  et  foedus  perpetuum  sit  atque  inviolabile.  Addito  ne  Philippo 
fas  sit  liberos  quos  e  Maria  susceperit,  nisi  cum  Procorum  Angliae  consensu 
e  regno  educere,  sed  adolescere  ibidem  et  in  spem  successionis  educari  pa- 
teretur,  ne  Regina  ipsa  sequi  ipsum  extra  Regni  limites  cogeretur,  ut  eadem 
sine  liberis  defuncta  Philippus  nullum  haberet  in  regno  jus,  sed  illud  omni- 
no  liberum  veris  heredibus  relinquere  teneretur,  ut  vivente  etiam  Regente 
in  Ü8,  quae  ad  jura  sive  publica  sive  privata,  immunitates  et  consuetudines 
regni  spectant,  nihil  innovaret,  gemmarum  et  praetiosae  supellectilis,  nihil 
ex  Anglia  avehi  curaret,  nihil  ex  patrimonio  regio  alienaret,  naves  et  muni- 
ta  loca  ab  Angliis  custodiri  curaret,  denique,  ut  connubii  hujua  ratione  ni- 
hil foederi  inter  Galliae  regem  et  reginam  Angliae  nuper  inito  derogaretur, 
paxque  inviolata  inter  Gallos  et  Anglos  maneret,  relicta  tarnen  Philippo 
potestate  ut  ex  suis  regnis  atque  ditionibos  pro  lubitu  Gallos  infestaret." 
Palthbniüs  a.  a.  O.  §  12. 

5  Palthknids  §  15. 

33* 
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genannt  wurde,  mit  der  Bedingung,  „ut  e  nomine  regia  nullum 
emolumentum,  nulla  potentia  praeter  nudam  vocis  illius  usur- 
pationem  esset  accessurumu,  überdies  wurde  Maria  noch  der  Titel 
„regen8u  gegeben. 

Gemeinsame  Thronrechte  endlich  wurden  der  ältesten  Toch- 
ter Jacobs  IL,  Maria  und  deren  Gemahl,  Wilhelm  III.  1869  von 
dem  als  Konvention  zusammengetretenen  englischen  Volke  über- 
tragen. Dagegen  musste  der  darauf  zur  Regierung  gelangenden 
jüngeren  Tochter  Jacobs,  Anna,  deren  Gemahl,  der  Prinz  von 
Dänemark,  als  Herzog  von  Cumberland,  als  Graf  von  Rendal  und 
als  Baron  von  Ockingham  den  Unterthaneneid  leisten6:  und 
ausserdem  noch  in  dem  gewöhnlichen  Suprematseide7  die  voll- 
kommene Herrschaft  Anna's  in  jeder  Beziehung  anerkennen. 

Durch  die  pragmatische  Sanktion8  wurde  die  Thronbestei- 
gung Maria  Theresias  ermöglicht,  die  dann  ihrem  bereits  1736 
geehelichten  Gemahl  Franz  Stephan  von  Toscana  zum  Mitregen- 
ten mit  dem  Titel  „Corrextf  erhob9. 


6  „Ich  werde  Euer  eigen  Mann  von  Glied  zu  Glied  und  will  Euch 
alle  Ehre  erweisen ,  wahr  und  getreu  mich  vor  Euch  bezeigen  für  Euch 
leben  und  sterben  wider  allerhand  Art  Leute  so  wahr  mir  Gott  helfe." 
(Collection  of  several  choice  treatises  relating  to  the  Government  from  the 
year  1660—1689.) 

7  „I  do  utterly  testify  and  declare  in  my  conscience,  that  the  Queens 
Highness  is  the  only  supreme  Governor  of  this  realm  and  of  all  other  her 
Highness'  dominions  and  countries  as  well  in  all  Spiritual  or  Eccleeiastical 
things  and  causes  as  temporal,  and  that  no  foreign  Prince,  Person,  Prelate, 
state  or  potentate,  hath  or  ought  to  have  any  Jurisdiction,  power,  auperio- 
rity,  preeminenoe  or  authority  Ecclesiastical  or  Spiritual  within  this  Realm.* 

8  Bobhmekus,  De  indole  et  auctoritate  sanotionum  pragmaticarum,  Ha- 
lae  1737,  p.  81:  „Sanctio  preagmatica  6.  XTT.  publicata  de  suocessione  line- 
ali  in  angustissima  gente  Austriae  secundum  ordinem  juris  primogeniturae 
etiam  ad  filias  extensam." 

•  „Correx  kann  einmal  den  Begriff  zweier,  gleichzeitig  in  solidum  re- 
gierender autonomen  Könige  geben  (allerdings  in  Widerspruch  mit  der  Ver- 
fassung wie  der  Natur  der  Oberherrschaft);  ausserdem  ist  Correx  gleichbe- 
deutend mit  Mitregent.  Hier  sind  Würde  und  Titel  abhängig  vom  wirklich 
regierenden   König;   der  Correx  ist  dem   regierenden  Könige  unterworfen, 
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Da  die  Anstrengungen10  Maria  Theresias,  ihrem  Gemahl 
die  römische  Kaiserwürde  zu  verschaffen,  vergebens  waren,  setzte 
sie,  um  ihrem  Gemahl  grössere  Autorität  zu  verschaffen,  1741 
durch  ungarischen  Landtagsbeschluss  seine  Ernennung  zum 
Mitregenten  durch.  Der  wesentlichste  Inhalt  der  Bestimmungen 
war: 

1.  Die  Machtstellung  von  Franz  soll  nur  solange  anerkannt 
sein,  als  es  dem  Wunsche  der  Königin  entspricht. 

2.  Die  Thronfolgeordnung  von  1723  bleibt  aufrecht  erhalten, 
gemäss  §§  1  und  2  pragm.  Sanktion.  Ebenso  die  Untheil- 
barkeit  und  Unauflösbarkeit  des  Reiches.  Bei  kinderlosem 
Absterben  Maria  Theresias  geht  die  Thronfolge  nicht  auf 
den  Correx  Franz,  sondern  auf  die  zweite  Tochter  Karls  III. 
(als  deutscher  Kaiser  Karl  VI.)  über. 

3.  Beim  Ableben  der  Königin  wird  ihr  Gemahl  des  minder- 
jährigen Königs  (ihres  Sohnes)  Vormund,  d.  h.  der  Vater 
des  zur  Erbfolge  gelangten  Königs  wird  Regent  des  Landes 
während  der  Minderjährigkeit  des  Königs. 

4.  Er  erhält  den  Titel  Correx,  kann  jedoch  die  im  Gesetze  nicht 
genau  präzisirte  Macht  nur  im  Sinne  des  bestehenden  Rechtes 
ausüben;  aber  als  nicht  Gekrönter  steht  ihm  weder  das  Becht 
der  Privilegienertheilung  zu,  noch  ist  er  befugt,  neue  Ge- 
setze zu  Sanktioniren. 

5.  Da  der  Correx  lediglich  behufs  Sicherung  der  Verfassung 
seine  Machtbefugnisse  empfangt,  so  besteht  für  ihn  die  Ver- 


seine  Machtbefugnisse  sind  nicht  selbständige,  sind  jederzeit  einschränkbare, 
revocirbare.  Auch  dieser  Soheincorrex,  ohne  autonome  Gewalt  ist  eigentlich 
nicht  verfassungsgemäss,  doch  ist  er  eben  durch  besonderes  Gesetz  von 
Maria  Theresia  geschaffen  worden/  Diese  Ausfährungen  über  den  Österreich- 
ungarischen  staatsrechtlichen  Begriff  des  Correx  entnehme  ich  der  Haupt- 
sache nach  einer  Kopie  des  Kollegheftes  von  Professor  August  Lbghnkb, 
Budapest. 

10  Ebsch  und  Grüber,  Allgemeine  Encyclopädie  der  Wissenschaften 
und  Künste,  Vol.  48  S.  1. 
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pflichtung,   den  Umfang  des  Landesgebietes  und  die  Frei- 
heiten des  Adels  unberührt  zu  lassen. 
6.  Dieser  Fall  soll  nicht  als  Präzedenzfall  dienen. 

Der  letzte  Fall  endlich,  die  Verheirathung  der  Königin  Vic- 
toria Yon  England,  ist  für  unsere  Frage  von  grösster  Bedeutung, 
nicht  nur  wegen  des  neueren  Datums  und  so  der  genaueren 
Ueberlieferung ,  sondern  hauptsächlich,  weil  er  uns  zum  ersten 
Male  die  Folgen  einer  solchen  Heirath  in  einem  constitutionellen 
Staate  und  zwar  gerade  im  konstitutionellen  Staate  par  excellence 
vorfuhrt.  Wir  werden  desshalb  ausser  dem  hier  folgenden  histo- 
rischen Ueberblick  noch  im  Verlauf  der  weiteren  Untersuchung 
gelegentlich  auf  diesen  Fall  zurückzugreifen  haben. 

Kaum  18  jährig  kam  Victoria  Alexandrine  im  Juni  1837 
auf  den  englischen  Thron.  Am  16.  Januar  1840  theilte  sie  in 
der  Thronrede  dem  Parlamente  den  Entschluss  mit,  sich  mit 
Albert  Franz  August  Karl  Ernst  Emanuel,  Prinzen  von  Sachsen- 
Coburg-Gotha,  vermählen  zu  wollen,  und  fügte  hinzu:  „es  würde 
ihr  eine  Quelle  der  lebendigsten  Genugthuung  sein,  den  Entschluss, 
den  sie  gefasst  habe,  von  ihrem  Parlamente  gebilligt  zu  sehend 
In  zwei  Akten11,  vom  24.  Januar  1840  und  7.  Februar  1840, 
wurde  die  Naturalisation  Seiner  Durchlauchtigsten  Hoheit  des 
Prinzen  Albert  yon  Sachsen-Coburg-Gotha  ausgesprochen  und 
ihm  „als  dankbarstes  Zeichen  der  Achtung  und  Liebe  des  Kö- 
nigreiches die  Fähigkeit  gegeben,  alle  Rechte  und  Freiheiten  zu 
gemessen,  die  in  diesem  Reiche  zu  Gebote  stehen a. 

Zuvor  jedoch  musste  Prinz  Albert  vor  dem  Lord  High 
Chancellor  den  Huldigungseid  (the  oath  of  AUegiance  and  Supre- 
macy)  ablegen.  Unter  demselben  Datum  wurde  auch  der  „Act  for 
enabling  Her  Majesty  to  grant  an  annuity  to  his  Serene  Highness 
Prince  Albert  of  Saxe-Coburg-Gothatf  gegeben,  in  dessen  einem 
Theile  Ihre  Majestät  ermächtigt  wird,  dem  Prinzen  ein  jährliches 


11  Anno  tertio  Victoriae  reginae,  Cap.  1  und  2. 


—     616     — 

Einkommen  von  jß  30000 12  zu  garantiren,  während  im  zweiten 
Theile  ausdrücklich  verfugt  wird:  „that  his  said  Serene  Highness 
shall  not,  by  virtue  of  such  marriage,  acquire  or  become  entitled 
to  any  estate  or  interest  in  any  property,  real  or  personal,  to 
which  Her  Majesty  may  be  or  may  become  entitled  to  in  any 
right  or  manner  whatsoever;  but  that  all  such  property  shall  be 
held  and  enjoyed  by  Her  said  Majesty,  her  Heirs  and  Successors, 
as  if  such  marriage  had  never  taken  place"18.  Es  erkannten  ihm, 
wie  Pauli14  dies  ausdrückt,  die  „enggezogenen  Schranken  des 
englischen  Königthumstf  keinerlei  Rechte  zu. 

Die  Naturalisationsbill  war  jedoch  auch  in  dieser  Form  vom 
Parlament  bereits  verändert  worden,  da  man  ursprünglich  eine 
Klausel15  eingeschoben  hatte,  die  „dem  Prinzen  Vorrang  gleich 
nach  der  Königin  auf  Lebenszeit  gewähren  sollte  im  Parlament, 
oder  überall  da,  wo  es  Ihre  Majestät  für  geeignet  hielte". 

Dies  gab  zu  verschiedenen  Fragen  Anlass,  so  ob  z.  B.  beim 
kinderlosen  Absterben  Victorias  und  bei  etwaiger  Succession  des 
Königs  von  Hannover  dessen  Sohn  als  Prinz  von  Wales  den  Vor- 
rang vor  dem  Prinzen  Albert  haben  werde,  oder  ob  dessen  Stel- 
lung stets  hinter  dem  jedesmaligen  Thronfolger  sei  u.  s.  w.,  so 
dass   diese  Bestimmung  der  königlichen  Prärogative   überlassen 


lf  Gleich  hier  zeigten  sich  im  Parlamente  unangenehme  Debatten: 
Lord  John  Russell  hatte  den  Antrag  auf  JG  50000  Jahreseinkommen  ge- 
stellt, eine  Summe,  die  Mitgliedern  des  königlichen  Hauses  schon  zu  wieder- 
holten Malen  gewährt  worden  war.  Die  Opposition  schlug  JG  20  000  vor, 
bis  man  sich  mit  262  gegen  158  Stimmen  auf  JG  30  000  einigte. 

18  „Dass  die  genannte,  durchlauchtigste  Hoheit  auf  Grund  dieser  Hei- 
rath  zu  keinerlei  Besitz  berechtigt  werden  sollte,  weder  realer  noch  persön- 
licher Natur,  auf  welche  Weise  auch  immer  Ihre  Majestät  den  Besitz  inne- 
haben oder  erwerben  möge;  sondern  dass  all  dieser  Besitz  dem  Genüsse 
Ihrer  Majestät,  Ihrer  Erben  und  Nachfolger  vorbehalten  sein  solle,  gerade 
so,  als  ob  diese  Heirath  nie  stattgefunden  hätte "  (d.  h.  der  Besitz  der  Kö- 
nigin soll  als  Vorbehaltsgut  konstituirt  werden). 

14  Reinh.  Pauli,  Gesch.  Englands,  U,  474. 

14  Martin,  Life  of  the  Prince  Consort,  London  1877,  I,  p.  58  ff. 
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wurde,  die  ihm  dann  in  einem  „letters  patent  vom  5.  März  1840" 
zu  allen  Gelegenheiten  „preeminence  and  precedence  next  to  Her 
Majestytt  anwies,  allerdings  mit  dem  Zusätze  „except  when 
otherwise  provided  by  Act  of  Parliament".  Welche  Stellung  und 
Rang  die  Königin  ihrem  Gemahl  am  liebsten  eingeräumt  hätte, 
geht  aus  den  am  28.  December  1841  niedergeschriebenen  Wor- 
ten 16  hervor:  „he  ought to  be  and  is above  me  in  everything  really  and 
therefore  I  wish  that  he  should  be  equal  in  rank  to  me."  Wie 
wenig  allerdings  die  englische  Monarchin  im  Stande  war,  ihren 
Wunsch  auszuführen,  geht  daraus  hervor,  dass  eine  Regelung  der 
Stellung  des  Gemahls  mit  dem  Titel  „Prince  Consort"  erst 
17  Jahre  später  und  auch  hier  wieder  nur  durch  „Royal  letters 
patenttf  vom  2.  Juli  1857  erfolgte. 

Somit  blieb  bis  dahin  die  einzige  anzuerkennende  Stellung 
des  Prinzen  Albert  die  eines  jüngeren  Bruders  des  Herzogs  von 
Coburg-Gotha  und  so  wollte  1845  der  König  von  Preussen  ihm 
nicht  den  Platz  als  Gemahl  der  Königin  von  England  zuerkennen, 
um  nicht  einen  ebenfalls  anwesenden  Erzherzog  zurückzuweisen, 
und  als  1856  der  Kaiser  von  Frankreich  den  Prinzen  wieder  als 
königliche  Person  behandelte,  kam  andererseits  dessen  Onkel 
nicht  nach  Paris,  um  den  Prinzen  nicht  den  Vortritt  lassen  zu 
müssen  .  .  .  „Dies  muss  die  Würde  der  englischen  Krone  beein- 
trächtigen" —  so  schliesst  die  Königin  ihre  Beschwerde.  Auch  an 
die  Regentschaft,  die  nach  dem  Parlamentsakt  vom  4.  August  1840 
im  Falle  des  Absterbens  der  Königin  und  der  Minderjährigkeit 
des  Thronfolgers,  an  den  Prinzen  bis  zum  18.  Jahre  des  Thron- 
folgers übergehen  sollte,  wurde  die  Einschränkung17  geknüpft  von 
der  „incapacity  to  assent  to  any  bill  for  altering  the  succession 
to  the  throne  or  affecting  the  uniformity  of  worship  in  the 
Church  of  England  or  the  rights  of  the  Church  of  Scotland"19. 


16  Sheldon  Amos,  Fifty  years  of  engl.  Constitution,  London  80,  p.  241. 

17  Mo.  Carthy,  History  of  our  own  times,  p.  122. 

18  „Von  der  Unfähigkeit,  irgend  ein  Gesetz  zu  bewilligen  in  Bezug  auf 


—     517     — 

Kurz  in  allen  Punkten  war  die  Stellung  des  Gemahls  der 
Königin  eine  äusserst  prekäre:  ich  will  hier  nur  noch  den  Vor- 
gang streifen,  dass  Lord  George  Bentinck,  der  Führer  der  agra- 
rischen Opposition  bei  der  Berathung  der  Kornzölle-Aufhebung, 
den  im  Hause  anwesenden  Prinzen  direkt  anredete;  ferner  den 
Antrag  des  Herzogs  von  Wellington,  der  Prinz  solle  eine  leitende 
Stellung  in  der  englischen  Armee  einnehmen,  den  der  Prinz  in 
einem  ausführlichen  Schreiben  zurückwies  mit  der  Motivirung: 
„eine  Stellung,  die  ihm  eine  individuelle  Verantwortlichkeit  auf- 
erlege, ebenso  von  sich  weisen  zu  müssen,  wie  die  Möglichkeit, 
dann  die  Anordnungen  der  Königin  im  ordentlichen  Instanzen- 
wege d.  h.  durch  den  Staatssekretär  empfangen  zu  müssen. tf  Dieser 
Brief19  enthält  zugleich  ausfuhrlich  die  Ansicht  des  Prinzen  Albert 
über  seine  Stellung  zur  Königin  in  so  vortrefflicher  Weise  charak- 
terisirt,  dass  ich  meine  Betrachtung  am  besten  resumire,  indem 
ich  die  betreffenden  Worte  des  Prinzen  hierher  setze: 

„This  position  is  a  most  peculiar  and  delicate  one.  Whilst 
a  female  sovereign  has  a  great  many  disadvantages  in  compariflon 
with  a  king,  yet,  if  she  is  married,  and  herhusband  understands 
and  does  his  duty,  her  position,  on  the  other  hand,  has  many 
compensating  advantages,  and,  in  the  long  run,  will  be  found  even 
to  be  stronger  than  that  of  a  male  sovereign.  But  this  requires 
that  the  husband  should  entirely  sink  his  own  individual  existence 
in  that  of  his  wife  —  that  he  should  aim  at  no  power  by  himself  or 
for  himself  —  should  shun  all  contention,  assume  no  separate  res- 
ponsibility  before  the  public,  but  make  his  position  entirely  a  part 
of  hers  —  fill  up  every  gap  which,  as  a  woman,  she  would  natu- 
rally  leave  in  the  exercise  of  her  regal  functions  —  continually 
and  anxiously  watch  every  part  of  the  public  business,  in  order 
to  be  able  to  advise  and  assist  her  at  any  moment  in  any  of  the 

Aenderung  der  Thronfolge    oder   der  Uniformität  des   Gottesdienstes   der 
Kirche  von  England  oder  der  Rechte  der  Kirche  von  Sehottland.41 
19  Shbldon  Amos  a.  a.  0.  S.  243  ff. 
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multifariou8  and  difficult  questions  or  duties  brought  before  her, 
sometimes  international,  sometimes  political,  or  social,  or  per- 
sonal. —  As  the  natural  head  of  her  family,  Superintendent  of 
her  household,  manager  of  her  private  affairs,  sole  confidential 
adviser  in  politics,  and  only  assistant  in  her  Communications  with 
the  officers  of  the  Government,  he  is,  besides,  the  husband  of 
the  Queen,  the  tutor  of  the  royal  children,  the  private  secretary 
of  the  Sovereign,  and  her  permanent  minister" 20.  — 

In  der  ältesten  Monographie  über  unser  Thema  giebt  uns  Pal- 
thenius21  eine  Legaldefinition  der  regierenden  Fürstin  „reginatfal 

20  „Diese  Stellung  ist  eine  ganz  eigenartige  und  sehr  prekäre.  Zwar 
hat  die  Regierung  einer  Frau  manche  Nachtheile  im  Gefolge,  deren  ein 
Fürst  entbehrt;  auf  der  anderen  Seite  aber  stehen  dem  auch  viele  Vortheile 
gegenüber,  wenn  die  Fürstin  verheirathet  ist,  und  einen  Gatten  besitzt,  der 
ihre  Stellung  richtig  aufzufassen  versteht,  und  man  wird  sogar  finden,  dass 
im  Laufe  der  Zeit  die  Stellung  einer  Souverainin  gefestigter  sein  wird,  als 
die  eines  Souverains.  Hierzu  ist  aber  erforderlich,  dass  der  Gatte  seine  eigene 
Individualität  vollständig  in  der  seiner  Gattin  aufgehen  lässt  —  dass  er  auf  alle 
Machtansprüche  verzichtet  —  sich  in  kein  Bivaltsiren  einläset,  vor  der  Oef- 
fentlichkeit  keine  persönliche  Verantwortung  übernimmt,  sondern  vielmehr 
seine  Stellung  völlig  zu  einem  Stück  der  ihrigen  macht,  jede  Lücke  ausfüllt, 
die  sie,  als  Frau,  begreiflicher  Weise  in  der  Ausübung  ihrer  fürstlichen 
Funktionen  ihm  lassen  müsste,  fortgesetzt  und  angestrengt  jeden  Zweig  des 
öffentlichen  Lebens  überwacht,  um  so  im  Stande  zu  sein,  ihr  mit  seinem 
Kath  und  seiner  Hilfe  beistehen  zu  können,  jederzeit  und  in  jeder  der 
mannigfaltigen  und  schwierigen  Fragen  oder  Pflichten,  die  sich  ihr  auf- 
drängen, mögen  diese  nun  internationaler,  politischer,  socialer  oder  per- 
sönlicher Natur  sein.  Dadurch,  dass  er  das  natürliche  Haupt  ihrer  Familie 
bildet,  ihrem  Haushalte  vorsteht,  ihre  privaten  Angelegenheiten  leitet,  als 
einziger  Vertrauter  ihr  in  der  Politik  räth  und  allein  ihren  Verhandlungen 
mit  den  Regierungsorganen  beiwohnt,  ist  er  nicht  nur  der  Gatte  der  Königin, 
sondern  auch  der  Vormund  der  königlichen  Prinzen,  der  Geheimsekretär  des 
Monarchen  und  ihr  unabsetzbarer  Minister.4* 

fl  a.  a.  0.  §  4. 

**  Soweit  mir  bekannt,  ist  die  ungarische  Sprache  die  einzige,  die  hier 
rein  sprachlich  einen  Unterschied  kennt.  Es  bedeutet  das  ungarische  Wort : 
„Kiralynö"  die  thatsächlich  regierende  Königin,  „Kiralyne"  die  Gemahlin 
des  Königs,  ebenso  wie  „orvosnö"  eine  Aerztin,  während  „orvosne"  die 
Gattin  des  Arztes  bedeutet. 
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die  auch  wir  rückhaltlos  an  die  Spitze  unserer  Betrachtung  setzen 
können: 

„Significatus  vocabuli  reginae  nostro  argumento  proprius,  qui 
exprimit  rem  ipsam  et  principem  foeminam  denotat,  ipso  opere 
regnantem,  quae  suo  iure  summum  in  civitate  Imperium,  quod 
regulariter  viris  competere  censetur,  et  habet  ipsa  et  exercet." 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  zu  untersuchen,  wo 
und  in  welcher  Ausdehnung  weibliche  Thronrechte  bestanden 
haben,  wie  weit  schon  die  Volksrechte  vom  Grundgedanken ss  der 
Zurücksetzung  der  Weiber  in  der  Erbfolge  beherrscht  waren,  und 
in  welchen  deutschen  Staaten  speciell  die  cognatische  Erbfolge 
vielleicht  auf  Weiberlehen  zurückzuführen  ist,  sondern  es  möge 
genügen,  hier  kurz  festzustellen,  wo  der  Fall  einer  solchen  „regi- 
na"  heute  noch  vorkommen  kann. 

Die  Betrachtung  der  europäischen  —  nicht  deutschen  — 
Staaten  ergiebt,  dass  in  Belgien,  Italien,  Liechtenstein,  Monte- 
negro, Rumänien,  Schweden,  Serbien  und  der  Türkei  lediglich 
der  Mannesstamm  zur  Regierung  zugelassen  wird,  während  in 
Dänemark,  Griechenland,  Grossbritannien  und  Irland,  Niederlande, 
Oesterreich-  Ungarn,  Portugal,  Russland  und  Spaaien  die  subsi- 
diäre weibliche  Thronfolge  zulässig  ist. 

In  Deutschland Si  ergeben  die  einzelnen  Verfassungen  und 
(wo  verfassungsmässige  Bestimmungen  fehlen)  die  Hausgesetze 
folgendes: 

Ia.  Verfassungsgemäss  schliessen  cognatische  Erbfolge  aus: 
Oldenburg   (Art.    17    §    2)   und    Sacbsen-Coburg-Gotha 

(§§  6-10). 
Ib.  Nach  Hausgesetzen  schliessen  cognatische  Erbfolge  aus: 


"  Gierke's  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgesch. 
XXV  (Otto  Opet,  Die  erbrechtl.  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volks- 
rechte), Breslau  1888,  S.  3. 

"  Zusammengestellt  nach  F.  Stoerk,  Handbuch  der  deutschen  Verfas- 
sungen, Leipzig  1884. 
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Anhalt  (vgl.  Schulze,  Hausgesetze  I  88),  Mecklenburg- 
Schwerin  und  Strelitz  (vgl.  Schulze  a.  a.  0.  II,  243). 
IIa.  Verfassungsgemäss  erkennen  subsidiäre  cognatische  Erb- 
folge an:  Bayern  (§§  2 — 4),  Braunschweig  (§  14),  Hessen 
(Art.  5),  Sachsen  (§  7),  Sachsen-Meiningen  (§  3),  Schaum- 
burg-Lippe (Art.  3),  Schwarzburg-Sondersbausen  (§  13), 
Waldeck  (§  15)  und  Württemberg  (§  7). 
Üb.  Nach  Hausgesetzen  erkennen  cognatische  Erbfolge  (aller- 
dings nur  direkt  den  Sohn  der  erbberechtigten  Prinzessin) 
an:  Baden  (vgl.  Schulze  a.  a.  0.  S.  203  und  204). 
Keinerlei  Bestimmungen  haben: 
HI.  Das  Reich  als  solches,  Lippe,  Sachsen-Altenburg,  Sach- 
sen-Weimar-Eisenach und  Schwarzburg-Rudolstadt. 
IV.  Preussen,  Reuss  ältere  und  jüngere  Linie  sprechen  nur 

vom  Mannesstamm. 
Die  Frage,  ob  diese  drei  Staaten  und  ganz  speziell  Preussen 
die  weibliche  Erbfolge  durch  die  Nichtnennung  ausgeschlossen 
haben  wollen,  kann  wohl  hier  offen  bleiben:  Zöpfl25,  v.  Rönne*6, 
Held27  und  Heffter88  verneinen  die  Ausschliessung,  während 
Zachariae29  unter  Hinweis  auf  die  Gefahren  der  subsidiären 
kognatischen  Erbfolge  und  Brünnemann80  mit  Berufung  auf  die 
weiblichen  Erbverzichte  die  reine  agnatische  Erbfolge  fordern, 
anscheinend  mit  nicht  recht  durchschlagenden  Momenten81.    Auch 


25  Deutsches  Staatsrecht,  II,  252. 

86  Staatsrecht  der  preuss.  Monarchie,  I,  §  39. 

87  System  des  Verfassungsrechtes,  II,  §  343. 
98  Sonderrechte  der  Fürstenhäuser. 

w  Deutsches  Staatsrecht,  §  66  Anm.  6. 

80  Die  Frau  als  Thronfolgerin,  S.  16. 

81  Auch  die  von  Blüntschli,  Allgem.  Staatsrecht  II,  83,  quaai  ah  Er- 
gänzung zu  Art.  53  der  preuss.  Verf.  herangezogene  lex  Salica  62,  6:  „de 
terra  vero  salica  nulla  portio  hereditatis  mulieri  veniat:  sed  ad  virilem  sexum 
tota  terrae  hereditas  perveniat",  kann  wohl  kaum  als  hier  beweiskräftig  be- 
trachtet werden. 
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Bornhak88  erkennt  nur  die  in  Art  53  vorgesehene  ordentliche 
Thronfolge  an.  — 

Gehen  wir  nunmehr  zu  der  Betrachtung  über,  welche  Fragen 
staatsrechtlicher  und  civilrechtlicher,  speziell  eherechtlicher  Natur 
bei  der  Heirath  einer  regierenden  Fürstin  mit  einem  auswärtigen 
resp.  ausländischen  Prinzen  in  Betracht  kommen,  so  werden  wir 
am  richtigsten  davon  ausgehen,  die  der  Nupturientin  als  regie- 
render Persönlichkeit  zustehenden  Rechte  genau  zu  präzisiren, 
um  erst  von  dieser  Feststellung  aus  zu  einer  richtigen  Würdi- 
gung des  gegenseitigen  Verhältnisses  der  beiden  Yerheiratheten 
zu  gelangen. 

In  Deutschland  wurde  die83  „Landeshoheit  oder  Landesherr- 
lichkeit ihrem  geschichtlichen  Ursprünge  gemäss  als  ein  Ausfluss 
der  Reichsregierungsgewalt  überhaupt  betrachtet.  Daher  hielt 
man  in  den  älteren  Zeiten  selbst  bei  den  allodialen  Territorien 
eine  kaiserliche  Verleihung  der  Regierungsrechte  (regalia)  oder 
eine  Bestätigung  dieser  in  der  Form  einer  Belehnung  für  not- 
wendig. Später  waren  solche  Investituren  nur  noch  bei  den  lehn- 
baren Territorien  nöthig.  Ueberhaupt  hatte  sich  die  Landes- 
hoheit zu  einem  auf  dem  Lande  selbst  in  der  Art  ruhender  Real- 
oder Immobiliar-Rechte  ausgebildet  und  wurde  mit  diesem  zu- 
gleich in  derselben  Weise  wie  dieses  erworben.  Das  Subjekt  der 
Landeshoheit  war  der  durch  die  Erbfolge-Ordnung  zur  Regierung 
gekommene  Herra8i. 

Bezeichnender  Weise  war  zu  jener  Zeit85  „weder  der  Be- 
sitz noch  die  Ausübung  einer  Landeshoheit  von  einer  Adelseigen- 
schaft des  Erwerbers  abhängig  und  konnte  sowohl  durch  Erb- 
folge als  Pfandschaft  oder  durch  andere  Rechtstitel  auch  an  bür- 


"  Preuss.  Staatsrecht,  I,  182« 

u  H.  Zokpfl,  Grundsätze  des  Allgem.  und  deutsch.  Staatsrechts,  Heidel- 
berg 1855,  S.  222  ff. 

84  Siehe  Zokpfl  a.  a.  0. 
«*  A.  a.  O.  S.  227. 
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gerliche  Personen  kommen".  In  diesem  Stadium  war  also  das 
untergebene  Land  schlechthin  ein  der  „Willenssphäre36  eines 
Individuums  oder  einer  beschränkten  Familiengenossenschaft 
unterworfenes  Objekt". 

Bei  dieser  Auffassung  von  patrimonialen  Fürstenrechten  steht 
natürlich  das  Land  der  regierenden  Nupturientin  quasi  zur  Ver- 
fügung, und87  obgleich  bei  dem  Weiberlehen  Oesterreichs  die 
Tochter  des  Herzogs  Heinrich  die  eigentliche  Erbin  des  Herzog- 
thums  is^  so  gilt  doch  ihr  Mann  als  der  Regent,  der  „nomine 
dotis"  kraft  seiner  ehemännlichen  Vogtei  die  Landesregierung 
führt.  Ja,  gewissermaassen  betrachtet  sich  der  Schwiegersohn 
selbst  als  den  Erben  des  Schwiegervaters  für  seine  Gemahlin 
„ratione  uxoris",  ein  Ausdruck,  der  ebenfalls  in  den  Urkunden3"* 
nicht  selten  vorkommt. 

Mit  der  Umwandlung  des  mittelalterlichen  Staates  in  den 
modernen  und  mit  der  Herausbildung  der  selbständigen  Staats- 
idee als  einer  organisirten  Gemeinschaft,  die  auch  den  Herrscher 
umfasst,  ergab  sich  folgerichtig  die  scharfe  Trennung  von  Staats- 
und  privatrechtlichen  Theilen  der  monarchischen  Gewalt,  die 
sich  mehr  und  mehr  von  der  patrimonialen  Auffassung  entfernte. 
Schon  Pütter39  sagt  darüber:  „Qualicumque  in  territorio  probe 
distinguenda  sunt  jura  bonaque  domini  territorialis  patrimonia- 

M  C.  F.  v.  Gerbeb,  Geflammt.  Jurist.  Abhandlungen,  S.  452. 

87  H.  Schulze,  Das  Erb-  und  Familienrecht  der  deutschen  Dynastien 
des  Mittelalters,  Halle  1871,  S.  86  ff. 

88  Ebenso  bestätigte  z.  B.  der  edle  Herr  v.  Bolten  im  Jahre  1261  den 
von  seinem  Schwiegervater  Heinrich  dem  Schwarzen,  Grafen  v.  Arnsberg 
geschlossenen  Verkauf  der  Vogtei  Rockinghausen,  in  dem  er  sich  mit  fol- 
genden Worten  als  Erben  desselben  legitimirte:  nos,  qui  successionem  eins- 
dem  habemus  in  hereditate  ratione  filiae  ipsius,  quam  duximus  in  uxorem. 
So  galt  auch  bei  lehensweise  ausgeliehenem  Erbgut  der  Frau  der  Gemahl 
als  der  Lehnsherr  kraft  seiner  ehelichen  Vogtei-  und  Vormundschaft.  Na- 
türlich ging  auch  in  gleicher  Weise  der  Titel  auf  den  Ehemann  über  und 
der  edle  Herr  v.  Neifen  nannte  sich  nach  Verehelichung  mit  der  Herrin  von 
Marstätten  Graf  v.  Marstätten  (H.  Schulze  a.  a.  0.). 

89  Institutiones  iur.  publ.,  Göttingen  1802,  §  190. 
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Ha,  quae  nullius  privati  in  patrimonio  sunt,  quorumque  utilitatem 
aeque  ac  privatus  quilibet  bonorum  possessor  dominus  territorialis 
percipit;  aliaque  iura  territorialia,  quae  vi  superioritatis  terri- 
torialis ab  eo  exercentur  quibusque  per  omne  territorium  et  qua- 
lescumque  illius  partes  locus  est.tf 

Kurz  charakterisirt  Pfeiffer40  den  Unterschied  als  „Regie- 
rungs-  und  Eigentumsrechte  eines  Laudesherrn". 

Vielfach  ist  diese  Trennung  bei  der  Frage  der  Staatsverlas- 
senschaft behandelt  worden,  die  nach  Posse41  alles  umfasst,  was 
nach  dem  Absterben  eines  Regenten  der  Regierungsnachfolger 
der  Regenten  würde  wegen  erhält,  was  aber  der  Nachfolger  in 
der  Regierung  nicht  als  solcher,  sondern  aus  anderen  Gründen 
bekommt,  gehört  zur  privaten  Verlassenschaft.  Mithin  kann  er 
Staatserbe  und  Privaterbe  zugleich  sein. 

Auch  Bluntschli42  scheidet  streng  die  staatsrechtliche 
Verlassenschaft  von  der  privatrechtlichen  Erbschaft,  und  nur 
die  entere  fallt  dem  Regierungsnachfolger  staatsrechtlich  zu. 

Bei  der  Frage  der  Verheirathung  einer  regierenden  Fürstin 
möchten  wir  nun  diesen  fundamentalen  Unterschied  zwischen  den 
Regierungs-  und  den  Privatrechten  der  Nupturientin  ebenso 
streng  im  Auge  behalten,  wie  einen  weiteren  Unterschied,  der  bei 
Betrachtung  der  Institution  der  Ehe  sich  ergiebt. 

Der  Inhalt  einer  Ehegemeinschaft  als  solcher  —  auch  einer 
souveränen  —  involvirt  keine  „communis  omnium  iurium  partici- 
patiott  4S,  und  wir  werden  mit  Grund  an  einer  Trennung  festhalten 
können,  die  uns  Schwertner44  giebt.  Er  unterscheidet:  „iura, 
quae  vel  ad  essentiam  matrimonii  pertinent,  vel  ad  accidentia 
certo   statui  accommodata."     Der   „communio  animorum  et  cor- 

40  Ueber  die  Ordnung  der  Regierungsnachfolge  in  den  monarchischen 
Staaten  des  deutschen  Bundes,  Kassel  1826,  S.  16. 

41  Staats-  und  Privatverlassenschaft,  Göttingen  1790,  S.  38. 
41  A.  a.  O.  H,  Buch  VI,  Cass.  VI. 

49  Joh.  Dav.  Schwkrtnkr,  a.  a.  0.  XV. 
44  A.  a.  O.  XVI  ff. 
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porum  exclusiva"  stellt  er  die  „accidentalia  vel  adventitia"  einer 
Ehe  gegenüber,  „quae  non  tollunt  matrimonium,  si  absint". 
Halten  wir  diese  beiden  Unterscheidungen  fest: 
1.  die  regierende  Nnpturientin  tritt  in  die  Ehe 

A.  als  Trägerin  von  Regierungsgewalten, 

B.  als  Innehaberin  von  Privatrechten; 

2.  die  Ehe  der  Nupturientin  erfordert  neben 

A.  den  natürlichen  Voraussetzungen  jeder  Ehe 

B.  besondere  rein  staatsrechtliche  Erwägungen, 

so  ergiebt  sich  eine  ganz  ungezwungene,  in  Staats-  und  privat- 
rechtliche  Machtbefugnisse  getrennte46  Gestaltung  der  Verhältnisse 
der  Ehegatten,  ohne  dass  wir  genöthigt  sind,  die  Fiktion  gesetz- 
lich aufzustellen,  die  Frau  wird  der  Mann  und  der  Mann  wird 
die  Frau  einer  solchen  Ehevereinigung,  wie  sie  in  Holland46  ge- 
fordert wird. 

Wenn  ich  also  gemäss  den  vorhergehenden  Erörterungen 
der  Nupturientin  die  ihr  durch  Thronfolge  zugefallene  Regie- 
rungsgewalt unverkürzt  in  Uebereinstimmung  mit  anderen  Bear- 
beitern47 dieser  Frage  erhalten  wissen  will,  so  kann  ich  dagegen 

45  G.  Wttbwaall  unterscheidet  —  in  einer  während  der  Drucklegung 
dieser  Arbeit  mir  zugegangenen  Schrift  —  das  von  der  Moral  und  das  vom 
Gesetz  diktierte  Verhalten  der  königlichen  Ehegatten  zu  einander.  De 
Koningin  en  Haar  Gemaal  s'-Gravenhage  1897. 

46  Nieuwe  Rotterdamsche  Courant,  10.  Januar  1893:  „Een  minjaturir- 
tweje"  bepalende  dat  „de  Koningin  het  hoofd  van  Hare  echtvereeniging 
zou  zip."  Ein  Miniatur-Gesetz  mit  der  Bestimmung,  dass  die  Königin  das 
Haupt  der  Ehevereinigung  sein  solle.  Ein  anderer  holländischer  Autor,  Pro- 
fessor J.  Oppenheim  (im  Rechtsgeleerd  Magazijn  Haarlem  1894,  p.  586),  spricht 
sich  gegen  eine  derartige  Umwälzung  des  Eheverhältnisses  aus.  Wttewaaix 
(a.  a.  0.  S.  17/18)  lässt  nicht  unbeachtet,  was  für  gute  Lehren  die  holländischen 
Frauenrechtlerinnen  aus  diesem  königlichen  Beispiel  von  der  Oberherrschaft 
der  Frau  ziehen  werden. 

47  N.  Mylsbi  ab  Ehrenbach,  Gamologia,  Stuttgardiae  1664,  p.  119: 
„cum  vir  se  praestantiorem ,  uxorem  duoens,  et  uxoris  et  dotis  servus  fiat.* 
X.  Bktsiüs,  Tractatua  de  statuta  familiarum,  Aargau  1699,  p.  164:  „inreg- 
nis,   in  quibus  foeminae  succedunt,  mariti  ipsi  sibi  vel  omnino  nihil  regii 
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keineswegs  den  weiteren  Raisonnements  zustimmen,  die  ihr  zu- 
gleich eine  „maritale  rein  eheherrliche48  Gewalt"  sichern  sollen. 
Die  Motivirungen,  die  diese  Forderung  begründen,  sind  auch 
nicht  geeignet,  die  dagegen  geltend  zu  machenden  Bedenken  zu 
erschüttern. 

Man  führt  aus40,  dass  man  der  Frau,  welcher  die  viel  um- 
fassendere Staatsgewalt  anvertraut  wurde,  doch  unmöglich  die 
geringere  Macht  in  eigenem  Hause  absprechen  könne.  Dagegen 
muss  man  einwenden:  Während  die  Staatsgewalt  kraft  der  Thron- 
folgeordnung der  Fürstin    im   Einklang    mit   den   herrschenden 


iuris  sibi  vindicare  posaunt  aut  tantnm  tituli  »onus."  H.  Grotius,  De  iure 
belli  ac  pacis,  Parisii  1625, 1,  3:  „Alienatio  imperii  sui  regi  non  permittitur." 
U.  J.  Weiss,  De  iare  foeminarum  Ingolstadt,  §  21,  p.  89:  „Femina  illastris 
uxor  per  nuptias  plenarium  ius  familiae  sui  mariti  acquirit  adeo,  ut  scutum 
gentilitium  illustris  mariti  sui  apponere  et  titulorum  praerogativa  uti  ple- 
nari  possit."  Palthekids  a.  a.  0.  §  6:  „Reginae  eius  modi  maritum  regi 
apponimus  et  coniuge  sua  superiorem  esse  negamus."  Lüdolphus,  De  iure 
foeminarum,  Jena  1734,  §  12,  p.  28 ff.:  „Non  aeque  regina  maritum 
semper  faciet  regem.  Est  enim  hoc  non  dignitatis  modo  vocabulum,  sed  ad- 
ministrationem  rei  publicae  habet  coniunctam,  quae  si  foeminae  legibus  sit 
delata,  alii  ab  ea  conferri  nequit,  quod  ubi  tentatum  graviorem  motuum  ex- 
stitit  causa."  J.  F.  "W.  de  Neumann,  Meditationes  iuris  principium,  Frank- 
furt a/M.  1751  (de  matrimoniis  principum  p.  218):  „Primo  asseruimus,  foe- 
minam  illustrem  viro  illustri,  inferioris  tarnen  gradus,  nubentem,  nativam 
dignitatem  et  titulos  retinere.  Hinc  regia  principissa  duci  nubens  pristina 
praacedentia  et  titulo :  Königliche  Hoheit  gaudet  .  .  .  Pariter  ducissa  comiü 
n üben 8  ducissa  manet  et  Titulum  serenitatis:  Durchlauchtigkeit  retinet. " 

40  Von  einigen  „Antiquitäten"  in  manchen  partikularen  Gesetzgebungen 
Bpricbt  Frau  Dr.  £.  Kkmpin  in  „Die  Rechtsstellung  der  Frau",  Berlin  1895, 
S.  150:  „So  gewährt  z.  B.  das  bayerische  Landrecht  dem  Ehemann  ein 
massiges  Züchtigungsrecht  gegen  seine  Frau,  das  durch  das  häusliche  Zu- 
sammenleben bedingt  sei,  in  Frankfurt  a.  Main  ist  er  berechtigt,  die  Hand- 
lungen der  Frau  zweckmässig  zu  leiten  und  sie  zu  häuslichen,  besonders 
standesgemäßen  Diensten  anzuhalten.  Die  Frau  aber  hat  ihrem  Manne  Ge- 
horsam und  Ehrerbietung  zu  leisten."  Code  Civil,  213:  „Le  mari  doit  pro- 
tection a  sa  femme,  la  femme  obeissance  ä  son  mari." 

49  'Wttkwaall,  De  burgerrechtelijke  verhouding  der  Konigin  tot  Haar 
Geniaal  in  Themis,  Jahrg.  1892,  S.  435  ff. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  4.  34 


—     526     — 

Rechtsanschauungen  anfällt,  stehen  gerade  diese  Rechtsanschauun- 
gen in  Widerspruch  mit  einer  Uebertragung  der  ehelichen  Macht 
an  die  Frau.  Das  Prinzip  der  ungeteilten  Erbmonarchie,  die 
aus  unvordenklicher  Zeit  „herstammend  den  politischen  Glauben 
erhält,  den  modernen  politischen  Rationalismus  bekämpft60,  er- 
fordert zweifellos  den  üebergang  der  vollen  staatsrechtlichen 
Machtfülle  auf  die  Frau:  warum  man  aber  das  rein  eheliche 
Verhältniss,  dessen  ganze  Entwickelung  sich  auf  Grund  der  ge- 
gebenen physischen  Unterschiede  vollzogen  hat,  für  diesen  einen 
Fall  so  vollständig  umgestalten  will,  ist  schlechterdings  nicht  ein- 
zusehen. 

Hausgesetze  und  Observanzen  werden  die  Ebenbürtigkeit  der 
Ehe  zur  Voraussetzung  machen.  In  Deutschland51  werden  als 
ebenbürtige  Ehen  betrachtet  werden  können: 

a)  Alle  Ehen,  welche  Glieder  der  regierenden  Fürstenhäuser 
untereinander  schliessen  ohne  Rücksicht  auf  den  höheren 
oder  niederen  Titel  der  Häuser. 

b)  Alle  Ehen  mit  Gliedern  der  ehemals  reichsländisch-landes- 
herrlichen  Häuser,  auf  welche  Artikel  14  der  ehemaligen 
Bundesacte  Anwendung  findet. 

Ausserhalb  Deutschlands  werden  die  Glieder  regierender 
christlicher  Familien  mit  gleichberechtigter  völkerrechtlicher  Stel- 
lung, ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  der  Dynastie,  noch  auf  die 
Grösse  des  beherrschten  Landes  als  geeignet  zu  einer  ebenbür- 
tigen Ehe  anzusehen  sein. 

Da  nach  dem  deutschen  Reichsgesetz  über  den  Erwerb  und 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit59  der  Prinz  eines  jeden  Bundes- 
staates ipso  jure  die  Reichsangehörigkeit  besitzt,  so  besteht  na- 
türlich für  den  auswärtigen  Prinzen  bei  der  Heirath  mit  der  regie- 


*°  Boschek,  Politik,  S.  41. 

61  H.  Schulze,  Hausgesetze  deutscher  Fürstenhauser,  HE  S.  615  ff. 
M  Vgl.  zu  dieser  Frage  Stoerk's  Ausführungen  in  Holtzendorff'b  Hand- 
buch des  Völkerrechts   Bd.  II  S.  616  ff.,  Hbg.  1887. 
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renden  Fürstin  irgend  eines  Bundesstaates  nicht  die  Notwendigkeit 
der  Naturalisation.  Anders  liegt  es  bei  dem  ausländischen  Prin- 
zen, für  den  eine  besondere  Bewilligung  der  Naturalisation  gefor- 
dert58 werden  muss. 

Dass  für  eine  regierende  Fürstin  ein  Ehekonsens64,  sofern 
ihre  Verheirathung  nicht  ausdrücklich  an  die  Zustimmung  öffent- 
licher Körperschaften  gebunden  ist,  sich  erübrigt,  ist  als  sicher 
anzunehmen.  Auch  die  Frage  der  Minderjährigkeit  kann  für 
un8ern  Fall  nicht  von  Bedeutung  sein,  da  die  Volljährigkeit 65  mit 
18  Jahren  eine  Voraussetzung  zur  Regierung  bildet.  (Aurea 
bulla  Caroli  IV.  (1356)  cap.  VII  §  4  .  • .  „legitimam  aetatem  . .  . 
quam  in  principe  electore  decem  et  octo  annos  completos  cen- 
seri  volumus".) 

Für  die  Form 56  der  Eheschliessung  kommen  unter  dem  Ein- 
fluss  ihrer  staatsrechtlichen  Stellung  die  im  Lande  der  Nuptu- 
rientin  geltenden  Normen  staatlicher  wie  konfessioneller  Natur 
zur  Anwendung. 

Dass  der  Name  des  Stammhauses,   dem  die  qu.  Souveränin 


M  Westkndorp  (Het  huwelijk  der  Koningin,  Amsterdam  1893,  p.  86) 
lügst  die  Frage,  ob  der  Prinz  durch  die  Heirath  selbst  oder  durch  beson- 
deren Akt  naturalisirt  wird,  offen.  Wttewaall  a.  a.  0.  S.  9  will  gesetzlich 
bestimmt  wissen,  dass  der  fremde  Prinz  durch  seine  Heirath  Niederländer  wird. 
Bezüglich  der  Naturalisation  in  England  vgl.  S.  514. 

84  S.  Müller  (Rotterdam  1888,  p.  21)  weist  ausdrücklich  auf  die  Not- 
wendigkeit eines  Eheconsenses  hin. 

56  Ohne  diese  Volljährigkeit  kann  die  Fürstin  eben  nicht  eine  »regie- 
rende11 sein  und  fällt  somit  nicht  unter  unser  Thema.  Der  Fall  der  Heirath 
der  minderjährigen  Königin  erscheint  den  holländischen  Juristen  so  ver- 
wickelt, dass  de  Habtog,  Roell  und  Westkndorp  in  diesen  Schwierigkeiten 
einen  Fingerzeig  für  die  Königin  sehen,  vor  ihrer  Volljährigkeit  nicht  zu 
heirathen.  Westkndorp  a.  a.  O.  S.  71 :  „Vorsicht  ist  eben  der  bessere  Theil 
auch  juristischer  Tapferkeit  !M 

*  Für  Preussen  gilt  hier  §  72  des  Ges.  vom  6.  Febr.  1875.  Der  Hei- 
rathacontract  der  Königin  Victoria  Art.  1  enthält  die  Bestimmung,  dass  die 
Ehe  geschlossen  werde  „according  to  the  due  tenour  of  the  Laws  of  England 
and  the  Rites  and  Ceremonies  of  the  Church  of  England". 

84  ♦ 
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angehört,  in  erster  Linie  massgebend  sein  soll,  ist  ein  in  der 
Landeshoheit  begründetes  Erforderniss.  Gerade  um  dem  Lande 
das  angestammte  Fürstenhaus67  zu  erhalten,  hat  man  zu  der  sub- 
sidiären weiblichen  Thronfolge  gegriffen  und  man  würde  mit 
AusserachÜassung  dieser  Bestimmung  sich  ja  gerade  in  Gegen- 
satz zu  dem  gewollten  staatsrechtlichen  Effect  setzen.  So  ist 
auch  heute  noch  in  Oesterreich  die  habsburgische,  in  England 
die  hannoversche  Königsfamilie  erhalten,  wie  auch  in  Holland  bei 
einer  eventuellen  Heirath  der  Königin  mit  einem  ausländischen 
Prinzen  das  Haus  Oranien  in  den  etwaigen  Erben  dieser  Ver- 
einigung seine  Fortsetzung  findet. 

Das  Domizil  der  Ehegatten  ist  durch  den  allgemein  gelten- 
den Grundsatz,  dass  der  Sitz  der  Regierung  sich  nicht  ausser- 
halb des  Landes  befinden  dürfe,  festgelegt.  Dass  im  Uebrigen 
innerhalb  dieser  Grenze  der  Ehegatte  seine  natürlichen  Rechte 
nicht  aufgeben  muss,  wird  bis  zu  dem  Punkte  zugegeben  werden 
müssen,  wo  wieder  der  staatsrechtliche  Charakter  dieser  Ehe  in 
Funktion  tritt,  wo  sich  die  Herrscherpflichten  der  Fürstin  geltend 
machen. 

Wem  die  Leitung  des  Hofhaltes,  des  Hofgesindes  etc.  zuzu- 
sprechen ist,  wird  immer  unter  Beibehaltung  des  festgesetzten 
Unterschiedes  öffentlicher  und  privatrechtlicher  Macht- 
befugnisse entschieden  werden  können.  Soweit  in  einem  Lande 
dem  Oberhaupt  und  diesem  allein  eine  Civilliste  gegeben  wird, 
könnte  die  Fürstin,  wenn  wir  den  vorausgehenden  Erwägungen 
folgen,  ihrem  Gemahl  keinerlei  Dispositionsrechte  hierüber  ein- 
räumen.    So  hat  auch,  wie  wir  oben68  gesehen  haben,   in  Eng- 

67  "W.  Baron  v.  Goldstein  (Een  laatste  woord,  s'-Gravenhage  1887» 
besonders  S.  21)  ist  der  Meinung,  das  Fürstenhaus  Oranien-Nassau  bleibe 
bei  der  Verheirathung  bestehen,  während  Fabncombk  Sanders  (Troonop- 
volging,  s'-Gravenhage  1887,  S.  5)  dies  bestreitet.  J.  J.  Moser  (Familien- 
Staatsrecht  II,  74)  ist  ebenfalls  für  Erhaltung  des  alten  Stammhauses  beson- 
ders in  Bezug  auf  die  Titulatur  der  Regierenden. 

M  S.  514ff. 
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land  das  Parlament  den  Prinzen  Albert  mit  einem  eigenen  Ein* 
kommen  dotirt.  Wenn  dagegen  dem  Oberhaupt  eine  bestimmte 
Summe  zur  Erhaltung  des  gesammten  Hofstaates,  zur  Bestreitung 
des  königlichen  Hauses  als  solchen,  bewilligt  wird,  so  kann  die 
Fürstin  ihrem  Gemahl,  wie  jedem  andern  Prinzen  des  Hauses 
eine  beliebige  Apanage  zur  freien  Verfügung  überweisen,  ohne 
sich  im  Uebrigen  ihrer  Rechte  an  der  Civilliste  zu  begeben.  So- 
weit also  der  Hofhalt  aus  den  vom  Land  gestellten  Mitteln  be- 
stritten wird,  ist  die  Fürstin  allein  für  die  Verwaltung  zuständig. 
Soweit  dagegen  das  Privatvermögen  reicht,  ist  dem  Gemahl  die 
eheliche  Macht  nicht  abzusprechen,  wie  wir  noch  bei  der  Frage 
des  ehelichen  Güterrechts  näher  betrachten  werden. 

Im  Anschluss  an  die  Frage  des  Hof  haltes  möchte  ich  gleich 
erörtern,  unter  wessen  Leitung  die  prinzlichen  Erzieher  zu  stehen 
hätten.  Ein  holländischer  Autor 69  gliedert  diese  mit  Recht  dem 
königlichen  Haushalte  an,  folgert  daraus  aber  nach  einer  ent- 
schieden engherzigen  Auffassung,  dass  sie  der  Fürstin  unterstän- 
den. Man  sollte  aber  doch  diese  Frage  nicht  von  dem  rein 
äusserlichen  Grund  der  Bezahlung  abhängig  machen,  da  hier 
schon  aus  rein  pädagogischen  Rücksichten  die  Erziehungsrechte 
dem  Vater  nicht  versagt  werden  dürften. 

Nur  der  Fürstin  allein  können  die  eigentlichen  Herrscher- 
rechte zugesprochen  werden.  Politische  und  strafrechtliche  Un- 
verantwortlichkeit60  emaniren  ja  aus  der  hohen  Stellung  der 
Herrscherin  und  können  ebensowenig  wie  die  Landeshoheit  selbst 
auf  den  Gemahl  übertragen  werden.  Wie  weit,  abgesehen  von 
der  Staatsgewalt,  fürstliche  Ehrenrechte  wie  Titulatur,  Insignien, 
militärische  Ehren,  Erwähnung  im  Kirchengebet  und  Landestrauer, 
übertragen  werden  können,  muss  besonderen  Bestimmungen  über- 
lassen werden.     So  sagt  auch  Zoepfl61:  „Der  Titel  des  Gemahls 

89  Wttbwaall  a.  a.  0.  8.  431. 

40  Schulze,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts,  Leipzig  1881,  S.  185. 

61  Zoäpfl  a.  a.  0.  II,  p.  230. 
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einer  selbst  regierenden  Fürstin  muss  aber,  soweit  er  sich  auf 
diese  Verbindung  bezieht,  durch  ein  Staatsgesetz  besonders  be- 
stimmt werden." 

Wenn  Zöpfl68  aber  fernerhin  sagt:  „Der  Gemahl  einer 
durch  die  weibliche  Thronfolge  zur  Selbstregierung  gelangten 
Fürstin  tritt  mit  der  Verleihung  als  Unterthan  unter  deren  Staats- 
und Familiengewalt a,  so  heisst  das  zugleich  entschieden,  dass 
auch  jede  Gemahlin  eines  Fürsten  dessen  Unterthanin  sei,  eine 
Frage,  die  auch  Moser  bejaht.  Schön68  führt  dagegen  aus:  „Hat 
die  Gemahlin  auch  selbst  kein  eigenes  Land,  in  welchem  ihr  die 
Majestät  zusteht,  so  hat  sie  doch  conditionem  illustrem.  Ich 
will  sagen,  hat  sie  gleich  selbst  keine  Regierung,  so  ist  sie  doch 
von  kaiserlichem,  königlichem,  fürstlichem  oder  anderem  hohen 
Stande  und  von  einem  Blut  und  Hause  entsprossen,  welches 
andere  zwar  als  Unterthanen  beherrscht,  selbst  aber  mit  Unter- 
tänigkeit nicht  verbunden  und  anderen  nicht  unterworfen  ist. 
Noch  lässt  aber  der  hohe  Stand,  von  welchem  sie  geboren  ist, 
nicht  zu,  dass  man  aus  der  Vermählung  mit  einem  regierenden 
Landesherrn  schliessen  oder  vermuthen  könne,  sie  habe  sich  mit 
bürgerlicher  Untertänigkeit64  ihrem  Gemahl  unterworfen.  Hlu- 
stris  dignita8  non  admittit  praesumtionem  pacti  taciti,  quo  illu- 
stri8  femina  civili  coniugis  imperio  se  sub-iecerit." 

Zweifellos  gilt  dies  noch  mehr  von  der  Gemahlin,  die  vor 
der  Ehe  Souveränin  ist  und  die  auf  keinen  Fall  Unterthanin  des 
Gemahls  werden  kann;  denn  der  Endzweck  der  Ehe  wirkt  keine 
Untertänigkeit,  eine  Souveränin  heirathet  nicht,  um  Unterthanin 
zu  sein66. 


M  A.  a.  0.  p.  78. 

63  Chr.  Sohönen's  rechtliche  Bedenken  etc.,  Leipzig  1750,  S.  88. 

64  Das  königl.  bayer.  EamiL-Gesetz  I,  1  (1808)  nennt  die  Königin  nicht 
unter  den  dem  Könige  unterworfenen  Mitgliedern  des  königlichen  Hauses. 
Schulze  a.  a.  0.  I,  312. 

M  Scheidemantel,  Repertorium  des  deutschen  Staats-  und  Lehnrechts, 
Leipzig  1783,  II,  195. 
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Dasselbe,  was  Schön  für  die  Gemahlin  ausfuhrt,  wird  man 
in  unserem  Falle  auf  den  Gemahl  einer  regierenden  Fürstin  ohne 
Einschränkung  anwenden  können.  Gewiss  wird  er  staatsrechtlich 
nach  aussen  lediglich  als  Mitglied66  des  königlichen  Hauses  an- 
gesehen werden  können  •,  ob  und  wie  weit  er  aber  als  der  Fami- 
liengewalt unterthan  zu  betrachten  sein  wird,  muss  danach  ent- 
schieden werden,  wie  weit  diese  Aufsichtsrechte  im  Wesen  der 
Souveränität  begründet  sind  (das  hannoversche  Hausgesetz  vom 
19.  October  1831  spricht  dies  ausdrücklich  aus)67. 

Im  alten  Deutschen  Reich  bestand  die  Familiengewalt68  der 
deutschen  Souveräne  vorzugsweise  nur  in  der  gewöhnlichen  väter- 
lichen resp.  ehelichen  Gewalt.  Heute  bildet  den  Inhalt  der  Fa- 
miliengewalt kurz  Folgendes. 

Alle  Anordnungen  mit  oder  ohne  Bezeichnung  als  Haus- 
gesetz, welche  die  Erhaltung  der  Ehre,  Ordnung,  Ruhe  und 
Wohlfahrt  in  der  Familie  erfordern  also: 

I.  Beaufsichtigung,  Erziehung,  Ausbildung,  Umgebung,  Auf- 
enthalt, Reisen  oder  Niederlassungen  im  Auslande,  Ein- 
tritt in  fremde  Civil-  oder  Militärdienste. 

II.  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit. 
HI.  Ausübung  der  Vormundschaft. 

IV.  Bestimmung  von  Titel  und  Rang. 

V.  Ertheilung  eines  eventuellen  Ehekonsenses. 

In  einer  Zeit,  wo  Pufendorf89  mit  Recht  betonen  konnte, 
wie   jedwede   Handlung  des  Herrschers  nie  ohne  Einfluss  auf 


06  H.  K.  "Wbstkndobp  (a.  a.  0.  S.  89)  fordert  auch  hierfür  besondere 
gesetzliche  Bestimmungen. 

67  .  .  .  einer  von  dem  Souverän  auszuübenden  Aufsicht  über  die  Ver- 
mählungen der  Prinzen  und  Prinzessinnen  .  .  .,  dass  dieses  Aufsichtsrecht  an 
sich  schon  wesentlich  in  der  Souveränität  begründet  ist  ...  H.  Schulze, 
Hausgesetze,  Bd.  I  S.  488. 

68  Zobpfl  a.  a.  0.  II,  85  ff. 

69  Pufendorf,  De  officiis  hominis  et  civis  1709,  II,  cap.  XI:  „inde  oedere 
iidem  debent  nihil  sibi  privatim  expedire,  quod  non  idem  expedit  civitatis 
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das  Volk  blieb;  bildete  die  Familiengewalt  einen  Bestandteil  der 
Souveränitätsrechte.  Wenn  dies  auch  im  modernen  konstitutio- 
nellen Staate  nur  im  ganz  beschränkten  Maasse  gelten  kann,  so 
wird  man  dennoch  dem  Gemahl  der  regierenden  Fürstin  schon 
mit  Rücksicht  auf  den  Eingriff  in  die  Rechte  ihrer  Familienange- 
hörigen die  Familiengewalt  nur  über  die  aus  der  gemeinsamen 
Ehe  entsprossenen  Familien-Mitglieder  zugestehen  dürfen. 

Die.  güterrechtlichen  Fragen  erweisen  ganz  besonders  die 
Notwendigkeit  einer  Scheidung  von  Staats-  und  privatrecht- 
lichen Titeln. 

Die  patrimoniale  Auffassung  des  Mittelalters,  welcher  der 
Begriff  der  Staatspersönlichkeit  und  damit  auch  des  Staatsgutes 
fremd  war,  betrachtete  den  Landesherrn  wie  einen  Grundherrn, 
der  aus  seinem  eigenen  Beutel  die  Verwaltungskosten  des  Lan- 
des70 zu  bestreiten  hatte. 

Mit  dem  Verlust  oder  der  Unzulänglichkeit  der  Stammgüter 
tritt  die  Heranziehung  der  Stände  mehr  und  mehr  hinzu,  und  es 
entwickelte  sich  eine  eigenthümliche  Duplizität  des  Finanzwesens. 
Es  gab  einen  landesherrlichen  Kammerfiskus,  in  welchen  die 
Einnahmen  des  Kammergutes  flössen,  und  einen  landschaftlichen 
Fiskus,  welcher  auf  den  Steuerbeträgen  beruhte  und  an  dessen 
Verwaltung  die  Stände  einen  wesentlichen  Antheil  hatten.  Mit 
der  äusseren  Wandlung  der  patrimonialen  Landeshoheit  in  den 
modernen  Staat  musste  dieser  unzuträgliche  Zustand  schwinden, 
und  so  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  das  Verhältniss  des  Hof  halts  zum 
Staatshaushalt  umgekehrt;  „ während  im  Mittelalter  die  Staats- 
ausgaben aus  dem  Einkommen  des  Fürsten  bestritten  wurde,  tragt 
jetzt  der  Staat  auch  die  Ausgaben  für  den  fürstlichen  Hof  halt" 71. 


70  So  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechts-Geschichte  II,  p.  307/8 
„mit  einem  grossen  Theil  der  aus  den  Domänen  fliessenden  Einkünfte  und 
mit  ihnen  verbundenen  Gefälle  werden  die  Kosten  der  Regierung  und  Hof- 
haltung bestritten.4* 

71  Schönberg,  Handb.  der  polit.  Oekonomie,  EU,  46. 
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Wenn  auch  bei  der  auf  die  Staatsgüter  radicirten  Civilliste 
dieser  Ursprung  zweifellos  seine  Spuren  zurückgelassen  hat,  so 
wird  man  doch  diese  Einnahmequelle  als  eine  der  Nupturientin 
allein  zukommende  betrachten  müssen.  Die  weitere,  güterrechtliche 
Stellung  der  Ehegatten  wird  sich  danach  richten,  ob  mit  der 
Thronfolge  zugleich  die  Succession  in  das  Familiengut  verbunden 
war78.  In  den  meisten  Fällen  wird  das  Familiengut  als  Bestand- 
teil des  Vermögens  des  letzten  regierenden  Herrn  zu  behan- 
deln sein  und  geht  daher  auf  die  Frauen  und  deren  Nachkommen 
über. 

Das  hausfideikommissarische  Vermögen  (auch  das  sog.  Haus- 
allodium) rechnet  Zöpfl78  nicht  zur  Privatverlassenschaft  des 
Souveräns,  so  lange  ein  regierungsfähiger  Stamm  vorhanden  ist. 

Demgemäss  wird  der  Gemahl74  an  den  seiner  Gattin  als 
Souveränin  zustehenden  Vermögenstiteln  keinerlei  Anspruch  haben 
und  an  den  Familiengütern  nur  den  Hausgesetzen  und  Obser- 
vanzen gemäss  als  antheilberechtigt  betrachtet  werden  können. 

Der  privatrechtliche  Charakter  dieser  Vereinigung  tritt  auch 
wesentlich  hervor  bei  dem  völlig  freien  Privatgut,  das  der  Mo- 
narch in  allen  deutschen  Staaten  anerkanntermaassen  erwerben 
und  besitzen  kann.  Ueber  dieses  Vermögen  kann  der  Monarch 
sowohl  unter  Lebenden,  wie  auf  den  Todesfall  frei  verfügen,  es 
verbleibt  ihm  auch,  wenn  er  abdankt,  und  steht  in  jeder  Beziehung 
unter  den  Regeln  des  allgemeinen  Privatrechts,  soweit75  nicht  Ge- 


T>  Pötzl  in  Bluntschli's  deutsch.  Staatswörterbuch,  Bd.  IV. 

»  A.  a.  0.  S.  264. 

74  Schenkungen,  Stiftungen  etc.  wird  der  Gemahl  einer  regierenden 
Fürstin  nur  aus  der  Privatschatulle  zu  machen  im  Stande  sein,  während  die 
Verfügung  über  die  für  diesen  Zweck  bestimmten  staatlichen  Dispositions- 
Fonds  der  Souveränin  allein  zusteht. 

76  Dies  allerdings  mit  der  Einschränkung,  dass  hier  princeps  legibus 
solutus  est  So  sagt  das  bayr.  Hauiges.  1819  Tit.  VIII,  2  ausdrücklich: 
„Der  Monaroh  ist  in  seinen  Dispositionen  an  die  Vorschriften  des  bürger- 
lichen Rechts  nicht  gebunden«" 
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setze,  Hausstatuten  und  Familienobservanzen  eine  Ausnahme  be- 
gründen76. An  dem  freien  Privatvermögen  der  regierenden 
Fürstin  wird  der  Gemahl77  in  Uebereinstimmung  mit  dem  gelten- 
den Güterrecht  (bürgerlichen  Recht,  Hausgesetzen  und  Obser- 
vanzen) vollen  eherechtlichen  Antheil  empfangen. 

Bezüglich  der  Frage  der  Succession  bei  kinderlosem  Ab- 
sterben der  regierenden  Fürstin  wollen  wir  den  Fall,  dass  die 
auf  den  Thron  gelangte  Fürstin  nicht  das  letzte  Glied  ihres 
Stammes  war,  nur  streifen.  Für  ihren  Gemahl  kann  dann  in 
keiner  Weise  der  Thron  beansprucht  werden,  der  ipso  iure  an 
das  nächstberechtigte  Glied  des  Stammhauses  übergeht.  War  sie 
die  letzte  ihres  Stammes  und  sind  keine  Erbverbrüderungen  vor- 
gesehen, so  ist  der  Fall  nicht  ausgeschlossen,  dass  mit  Zustim- 
mung des  Landes  der  sie  überlebende  Gemahl  dauernde  Re- 
gierungsrechte  erhält. 

Stirbt  die  Fürstin  mit  Hinterlassung  eines  minderjährigen 
Thronfolgers,  so  ist  der  Vater  zum  Regenten  zu  ernennen,  was 
übrigens  neuerdings  überall  bereits  vorher  festgesetzt  wurde78, 
auch  festzusetzen  sich  empfiehlt.  Einen  Unterschied  zwischen 
Vormundschaft  (cura  personaüs)  und  staatsrechtlicher  Regent- 
schaft zu  machen  erscheint  wohl  kaum  nothwendig.  Dagegen 
wird  man  oft  mit  Recht  zur  Einschränkung  der  Bestimmung  der 
goldenen  Bulle  (aur.  Bull.  VII,  4:  „ius  vocem  et  potestatem  et 
omnia  ab  ipsis  dependentia  tutor  ipse  sibi  totaliter  cum  officio 
teneatur  protinus  assignare")  greifen,  indem  man  für  die  Dauer 
der  Regentschaft79  die  Möglichkeit  einer  Aenderung  von  Staats- 
und Hausgesetzen  nicht  zulässt.     Auch  einer  Einschränkung  des 

76  Schulz«,  Lehrb.  S.  204. 

77  Weekblad  van  het  Recht  vom  10.  Dez.  1890  (No.  5951)  fordert 
für  die  Königin  uneingeschränktes  Verfugungsrecht  über  ihr  und  ihres  Ge- 
mahls Vermögen 

78  Vgl.  den  Fall  von  Maria  Theresia  (S.  518)  und  Victoria  (8.  516). 

79  Ueber  das  Recht  der  Regentschaft  in  Preussen  und  im  Deutschen 
Reiche  siehe  J.  Grassmann,  Archiv  für  Öffentl.  Recht,  VI,  4. 
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Einkommens  des  Regenten  im  Vergleich  zu  der  der  regierenden 
Fürstin  gewährten  Civilliste,  wie  sie  Engelberts80  fordert,  kann 
eine  gewisse  Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden. 

um  später  etwa  entstehenden  Verwickelungen  ans  dem  Wege 
zu  gehen  und  einer  möglicherweise  inopportunen  Personalunion 
vorzubeugen,  wird  es  sich  in  den  meisten  Fällen  für  den  Prinzen 
empfehlen,  bei  der  Heirath  mit  einer  regierenden  Fürstin  allen 
Thronrechten  in  seinem  Heimathlande81  zu  entsagen.  Dagegen 
kann  er  dort  noch  Grundherr  bleiben,  auoh  etwaige  ihm  dort 
dotirte  Apanagen  weiter  beziehen. 

Bezüglich  des  Religionsverhältnisses  der  Eheschliessenden 
wird  man  heute  im  Prinzip  alle  christlichen  Bekenntnisse  als 
gleichberechtigt  betrachten  müssen,  wenn  schon  im  siebzehnten 
Jahrhundert  Thomasius88  die  Frage  der  rechtmässigen  Ver- 
ehelichung zwischen  fürstlichen  Personen  lutherischer  und  re- 
formirter  Religion  bejahte.  Verfassungen  und  Hausgesetze  werden 
allerdings  hier  oft  einen  Uebertritt  des  Gatten  nothwendig  machen, 
eine  bestimmte  Confession  für  die  Sander  gebieten  können. 

Die  Anerkennung  der  anderen  Staaten  wird  sich  nach  dem 
im  Heimathstaate  festgesetzten  richten  müssen  oder  wie  Heffter 
sagt:  „welche  Rechte  dem  Gemahl  einer  Souveränin  zustehen 
sollen,  ist  dagegen  Verfassungssache  eines  jeden  Staates,  sofern 
jener  nicht  selbst  schon  eine  völkerrechtliche  Stellung  hat"88. 

„Des  König- Weibes  Würde  ist  eine  um  so  höhere;  denn 
ihr  ist  die  Bürde  des  Königthums  eine  doppelte  und  keinem 
Manne  kostet  die  Uebernahme  der  Regierung   die  individuellen 


80  Het  Kegentsohap,  Amsterdam  1884. 

01  H.  Schulze  a.  a.  0.  8.  258  ff.  Prinz  Friedrich  Otto  von  Bayern 
verlor  auch  als  König  Otto  von  Griechenland  seine  Eigenschaft  als  bayerischer 
Prinz  nicht,  bezog  auoh  weiterhin  seine  hausgesetzlich  bestimmte  Apanage 
und  leistetete  den  Eid  auf  die  bayerische  Verfassung. 

**  Rechtmässige  Erörterung  der  Ehe  und  Gewissenfrage,  ob  zwei  fürst- 
liche Personen  .  .  .  Halle  1689,  8.  103. 

M  Völkerrecht  d.  Gegenwart,  VI.  Aufl.,  8.  112. 
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Opfer,  welche  in  diesem  Falle  das  Weib  zu  bringen  hat",  sagt 
Held  84  mit  Recht.  Aber  ihrer  individuellen  Opferung  steht  doch 
als  Aequivalent  die  Innehabung  der  Herrscherwürde  gegenüber. 
Viel  grösser  ist  entschieden  die  Selbstüberwindung  des  Gemahls: 
er  wird  staatsrechtlich  zum  Schatten  der  Königin,  er  muss**  ein 
politischer  Söldling  werden,  er  darf  beim  öffentlichen  politischen 
Auftreten  gewärtig  sein,  zurückgewiesen  zu  werden86,  bedeutet 
zu  werden,  er  sei  und  bleibe  dem  Lande  ein  Fremdling87.  Auf 
Schritt  und  Tritt  wird  er  seine  prekäre  Stellung  empfinden,  um 
so  mehr  empfinden,  wo  seine  Stellung  eine  schwankende,  nicht 
festbegrenzte  ist. 

Bezüglich  der  Stellung  des  Gemahls  einer  regierenden  Fürstin 
existiren  m.  W.  n.  gesetzliche  Bestimmungen  nur  für  Spanien- 
und  Portugal68,  und  so  werden  in  Ermangelung  solcher  Bestim- 
mungen die  Eheverträge  unserer  Nupturientin  möglichst  genaue 
Anhaltspunkte  zur  Beantwortung  etwa  auftauchender  Streitfragen 
geben  müssen. 

84  A.  a.  0   I,  S.  260. 

85  Wie  es  z.  B.  die  engl.  Opposition  verlangte:  The  Crown  and  the 
Cabinet  by  Verax,  London  1878. 

86  Goldstein,  Troonopvolging,  p.  23:  „De  uitatekendste  Vorst  uit  frem- 
den Huize  möge  zieh  al  populair  weten  te  maken  in  de  hoogere  Klingen, 
bij  de  staatkundige  leiders,  voor  het  volk  zal  hij  steeds  een  vreemde  bhjven. 
„Der  vorzüglichste  Fürst  aas  fremdem  Hanse  mag  sich  in  den  höheren 
Kreisen,  bei  den  staatskundigen  Leitern  noch  so  beliebt  zu  machen  wissen, 
für  das  Volk  wird  er  stets  ein  Fremdling  bleiben." 

87  Ich  verweise  auf  den  Auftritt,  den  die  Anwesenheit  des  Prince  Con- 
sort  im  englischen  Parlament  hervorrief  (S.  517). 

88  Constitution  del  estado  80.  Juni  1876,  Madrid,  Art.  65:  „Quanda 
reina  una  hembra  el  principe  consorte  no  tendra  parte  uniguna  in  el  gober- 
no  del  Reino."  „Wenn  eine  Königin  vermählt  ist,  so  soll  ihr  Gemahl  kei- 
nerlei Antheü  an  der  Regierung  des  Königreichs  haben.0  Carta  constitoti- 
onal  da  monarchia  Portugueza,  aos  29  de  abril  de  1826,  p.  24  (Art  90): 
„Seu  marido  nao  terä  parte  no  Governo,  e  sömente  se  chaiMra  Rei,  depois 
que  tiver  a  Rainha  filho,  ou  filha.  „Ihr  Gemahl  soll  kein  Anthflil  an  der 
Regierung  haben,  und  lediglich  den  Titel  König  führen,  sobald  die  Königin 
einen  Sohn  oder  eine  Tochter  hat." 
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Die  Frage  der  Staats-  und  völkerrechtlichen  Legitimation89 
zum  Vertragsabschlüsse  dieser  Eheverträge  hängt  davon  ab,  wie 
weit  solche  als  Staats  vertrage  zu  betrachten  sind.  Stoerk90 
nennt  „diejenigen  Vereinbarungen  regierender  oder  ehemals  re- 
gierender Fürstenhäuser,  in  welchen  unter  Beobachtung  äusserer, 
für  den  Abschluss  materieller  Staatsverträge  üblich  gewordene 
Formen  nicht  staatsrechtliche  sondern  ausschliesslich  privat- 
rechtliche Angelegenheiten  zur  urkundlichen  Fixirung  gelangen, 
so  Eheverträge  zwischen  Mitgliedern  verschiedener  Dynastien, 
Vergleiche,  Verkäufe,  Verzichte  etc.  . .  .tf  formelle  Staatsverträge. 
Auch  Heffter91  betrachtet  derartige  Verträge  als  nicht  in's 
öffentliche  Recht  gehörig  und  will,  wo  solche  Verträge  zugleich 
staatsrechtliche  und  privatrechtliche  Interessen  umfassen,  wie 
z.  B.  eine  Eheberedung  und  eine  politische  Allianz  auf  jeden 
Theil  des  Vertrags  das  denselben  normirende  Recht  angewendet 
wissen. 

„Ein  Ehevertrag  im  Allgemeinen  soll  die  rechtliche  Wirkung 
der  Ehe  sowohl  in  Beziehung  der  beiden  Ehegatten  und  deren 
Güter  während  der  Ehe  und  nach  Auflösung  derselben,  als  in 
Beziehung  der  Kinder  und  zwar  in  besonderer  Rücksicht  der 
Erbfolge  enthalten u  9a. 

Wir  halten  in  den  Ehepacten  zu  behandeln  für  erforderlich: 

1.  Naturalisation  des  Gemahls,  Bestätigung  des  Verlöbnisses 
und  Zeitpunkt  der  Ehe; 

2.  Vertrag  über  die  Form  der  Ehe,  die  Stellung  des  Gemahls  ; 

3.  die  güterrechtliche  Stellung  der  Ehegatten  und 

4.  die  Succession  und  Regentschaft. 

89  Nach  Fr.  Chr.  von  Steck  (Abhandlung  von  dem  Gemahl  einer 
Königin,  Berlin  1777,  S.  88/89)  müssen  die  Landesvertretungen  zu  den  Ehe- 
pacten unserer  Regierenden  ihre  Zustimmung  gehen. 

90  F.  Stoerk  über  „Staatsverträge"  im  STENGEi/schen  Handwörterbuch 
des  Verwaltungsrechts,  Bd.  II  S.  516. 

91  A.  a.  0.  p.  186  u.  190. 

M  Köhler,  Privatfürstenrecht,  §  58. 


1 
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Die  Betrachtung  der  englischen98  Verhältnisse  zeigte  uns, 
wie  schädlich  für  das  Ansehen  der  Monarchie  die  Schlichtang 
nachträglich  entstandener  Streitfragen  ist,  und  wie  unliebsame 
Debatten  dadurch  entstehen  können;  hier  kann  nur  durch  um- 
fassende Vorschriften  im  Ehekontrakt  der  hohen  Nupturientin 
nach  Möglichkeit  entgegengewirkt  werden. 


"  Treaty  for  the  marriage  of  Her  Majesty  with  the  Prinoe  Albert  of 
Saxe-Coburg-Gotha,  sigDed  at  London,  February  7,  1840,  enthält  nur  Iran 
drei  Artikel:  1.  Die  Ehe  nach  englischem  Kirchen-  und  Landesgesetz;  2.  die 
Bewilligung  der  Apanage;  3.  die  Erziehung  der  Kinder  nach  englischem 
Gesetz. 
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Der  Diktatur-Paragraph  in  Elsass-Lothringen. 

Von 

Werker  Rosenberg,  Staatsanwalt  in  Metz. 


L 

§  10  des  elsass-lothringischen  Gesetzes  betreffend  die  Ein- 
richtung der  Verwaltung  vom  30.  Bez.  1871  —  der  sogenannte 
„Diktaturparagraph"  —  bestimmt: 

„Bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  ist  der  Oberpräsi- 
dent ermächtigt,  alle  Massregeln  ungesäumt  zu  treffen,  welche  er 
zur  Abwendung  der  Gefahr  für  erforderlich  erachtet.  Er  ist  ins- 
besondere befugt,  innerhalb  des  der  Gefahr  ausgesetzten  Bezirkes 
diejenigen  Gewalten  auszuüben,  welche  der  §  9  des  Gesetzes  vom 
9.  Aug.  1849  (Bulletin  des  lois  N.  1511)  der  Militärbehörde  für 
den  Fall  des  Belagerungszustandes  zuweist.  Von  den  erlassenenVer- 
fügungen  ist  dem  Reichskanzler  ohne  Verzug  Anzeige  zu  machen. 

Zu  polizeilichen  Zwecken,  insbesondere  auch  zur  Ausführung 
der  vorbezeichneten  Massnahmen  ist  der  Oberpräsident  berechtigt, 
die  in  Elsass-Lothringen  stehenden  Truppen  zu  requiriren." 

Der  in  vorstehender  Gesetzesbestimmung  citirte  Art.  9 
des  französischen  Gesetzes  über  den  Belagerungszustand  (Loi  sur 
l'ötat  de  siäge)  vom  9.  Aug.  1849  hat  folgenden  Wortlaut: 

„L'autorite*  militaire  a  le  droit: 

1.  de  faire  des  perquisitions  de  jour  et  de  nuit  dans  le  do- 
micile  des  citoyens. 
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2.  d'£loigner  les  repris  de  justice  et  les  individus  qui  n'ont 
pas  leur  domicile  dans  les  lieux  soumis  k  Y6tsi  de  Bilge. 

3.  d'ordonner  la  remise  des  armes  et  munitions  et  de  pro- 
cäder  k  leur  recherche  et  &  leur  enl&vement. 

4.  d'interdire  les  publications  et  les  räunions  qu'elle  jage  de 
nature  k  exciter  ou  k  entretenir  le  d&ordre." 

Bei  Auflösung  des  Oberpräsidiums  und  Einsetzung  der 
Statthalterschaft  sind  die  durch  §  10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez. 
1871  dem  Oberpräsidenten  übertragenen  ausserordentlichen  Ge- 
walten auf  den  Statthalter  übergegangen1. 

Auf  Grund  des  angeführten  Diktaturparagraphen  nun  haben 
der  Oberpräsident  und  der  Statthalter  deutsche  Reichsangehörige 
aus  Elsass-Lothringen  ausgewiesen  und  Zeitungen,  welche  in 
Elsass- Lothringen  herausgegeben  wurden  oder  herausgegeben 
werden  sollten,  durch  einfache  Verwaltungsverfügung  unter- 
drückt 2. 

Beispiele  für  die  Ausweisung  von  deutschen  Reichsangehö- 
rigen aus  Els888-Lothringen  sind  die  Ausweisung  der  Strass- 
burger  Bürger  Morin  und  Heimburger,  sowie  des  General vikars 


1  §  2  des  Reichsgesetzes  betreffend  die  Verfassung  und  die  Verwaltung 
von  Elsass-Lothringen  vom  4.  Juli  1879. 

*  Die  Aeusserung  des  Reichskanzlers  Fürst  Bismarck  in  der  Reichs- 
tagssitzung vom  20.  Febr.  1874,  die  ultramontane  altdeutsche  Zeitung  .Ger- 
mania" sei  in  Elsass-Lothringen  auf  Grund  des  Diktaturparagraphen  verboten 
worden  (Sten.  £er.  S.  160),  scheint  auf  einem  Irrthum  zu  beruhen,  vgl.  die 
abweichenden  Angaben  des  Abgeordneten  von  Puttkamkr- Fraustadt  in 
der  Reichstagssitzung  vom  3.  März  1874:  „Die  angeblichen  Massregeln  gegen 
die  Presse  haben  mit  dem  §  10  absolut  nichts  zu  thun"  (Sten.  Ber.  S»  205). 
„Es  ist  dieses  Ausnahmegesetz  nur  in  zwei  Ausweisungsfallen  angewendet 
worden.  Alles,  was  sonst  über  Massregeln  gegen  die  Presse  erzählt  worden 
ist,  hat  mit  dem  §  10  keinen  Zusammenhang  ...  Es  sind  französische  Ge- 
setze, auf  Grund  deren  die  Regierung  ermächtigt  war,  zu  thun,  was  sie  ge- 
than  hat"  (Sten.  Ber.  S.  208).  —  Die  später  erlassenen  Verbote  altdeutscher 
Zeitungen  in  Elsass-Lothringen  sind  sämmtlich  nicht  auf  §  10  des  Gesetzes 
vom  30.  Dez.  1871,  sondern  auf  Art.  2  des  französischen  Dekrets  über  die 
Presse  vom  17.  Febr.  1852  gegründet  worden. 
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Kapp  1873 8,  ferner  die  Ausweisung  von  zwei  Sozialdemokraten 
1884*. 

Beispiele  für  die  Unterdrückung  elsass-lothringischer  Zei- 
tungen durch  einfache  Verwaltungsverfiigung  sind  die  Verbote 
folgender  Blätter: 

„Indus tri el  alsacien"  1877. 

„Elsässer"  187  7  6. 

„Metz"  1883 8. 

„Union  Elsass-Lothringens" 

„Echo  von  Schiltigheim" 

„St.  Odilienblatt« 

„Elsass-Lothringische  Volkszeitung"  1894 7. 

Colmarer  Zeitung         , 

1897. 


1884 


« 


} 


Mülhauser  Volksblatt 

Bei  der  ersten  Ausweisung  von  deutschen  Reichsangehörigen, 
welche  auf  Grund  des  Diktaturparagraphen  erfolgte,  wurde  die 
Rechtsgültigkeit  dieser  von  dem  Oberpräsidenten  getroffenen 
Massregel  mehrfach  bezweifelt  und  bestritten. 

Der  Abgeordnete  Windthorst  brachte  in  den  Reichstags- 
sitzungen vom  16.  und  17.  Mai  1873  die  Ausweisung  der  elsass- 
lothringischen Landesangehörigen  Heimburger,  Morin  und  Rapp 
zur  Sprache  und  bezeichnete  diese  Ausweisungen  als  ungesetzlich. 
Derselbe  führte  aus:  Unter  „allen  Massregeln"  im  Sinne  des 
Diktaturparagraphen  könnten  nur  „alle  gesetzlichen  Mass- 
regeln" verstanden  werden,  weil  sonst  der  Oberpräsident  jede 
beliebige  und  willkürliche  Handlung  vornehmen  dürfte;  ausserdem 


3  Vgl.  Reichstagsverhandlungen  vom  16.  und  17.  Mai  1873,  3.  März  1874. 

4  VgL  Rede  des  Abgeordneten  Bbbel  in  der  Reichstagssitzung  vom 
30.  Jan.  1895  (Sten.  Ber.  S.  594). 

*  Vgl.  Interpellation  Wintbrjer  in  der  Reichstagssitzung  vom  28.  Febr. 
1878  (Sten,  Ber.  S.  237  ff.). 

*  Vgl.  Antrag  Kablb,  Gkrmain  und  Genossen  in  der  Reichstagssitsung 
vom  28.  Jan.  1885  (Sten.  Ber.  S.  936  ff.)  und  29.  Jan.  1885  (Sten.  Ber.  S.  953  ff.). 

7  VgL  Reichtagsverhandlungen  vom  30.  und  31.  Jan.  1895. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  4.  35 
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werde  §  10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  durch  §  12  des 
Freizügigkeitsgesetzes,  welches  erst  nach  dem  Gesetz  vom  30.  Dez. 
1871  in  Elsass-Lothringen  eingeführt  worden  sei,  modifizirt8. 

Der  Abgeordnete  von  Puttkamer-Fraustadt  erklärte  in 
der  Reichs  tagssitzung  vom  17.  Mai  1873  ebenfalls,  dass  die  for- 
melle Rechtsgültigkeit  der  von  dem  Oberpräsidenten  verfügten 
Ausweisungen  zweifelhaft  sein  könne  und  dass  er  für  seine  Person 
die  rechtlichen  Bedenken  des  Abgeordneten  Windthorst  t heile*. 


*  Reichstagssitzung  vom  16.  Mai  1873  (Sten.  Ber.  S.  680):  „Wenn  man 
annehmen  wollte,  dass  unter  den  nach  seiner  Bestimmung  zulässigen  allen 
Massregeln  jede,  selbst  sonst  ungesetzliche  Massregel  zu  verstehen  sei,  dann 
könnte  man  auch  behaupten,  der  Oberpräsident  sei  danach  auch  berechtigt, 
Prügelstrafe  zu  erkennen,  die  Guillotine  auffahren  zu  lassen.  ...  Es  können 
aber  unter  jenem  Ausdruck  nur  gesetzliche  Massregeln  gemeint  sein.  Eine 
gesetzliche  Massregel  ist  die  Ausweisung  ausser  Landes  überhaupt  nicht  und 
selbst,  wenn  bei  dem  Erlass  der  betr.  Verordnung  es  eine  gesetzlich  zulassige 
Massregel  gewesen  wäre,  würde  dieselbe  nach  der  Einführung  des  §  12  des 
Freizügigkeitsgesetzes  wieder  beseitigt  sein"  (vgl.  ferner  Sten.  Ber.  S.  690  ff.). 

0  Reichstags  Verhandlungen  vom  17.  Mai  1873  (Sten.  Ber.  S.  697):  „Ich 
will  die  formelle  Rechtfertigung  dieser  Ausweisungen  nicht  ohne  Weiteres 
übernehmen.  Ich  glaube  nur  verpflichtet  zu  sein,  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  dass  das  betr.  Gesetz  keineswegs  so  horrende  ist,  wie  derselbe  es 
geflissentlich  hingestellt  hat,  gewissermassen  als  sei  damit  dem  Oberpräsi- 
denten von  Elsass- Lothringen  die  Befuguiss  gegeben,  die  Guillotine  aufzu- 
stellen und  die  Leute  nach  Belieben  köpfen  zu  lassen,  wenn  er  es  im  Inter- 
esse der  öffentlichen  Sicherheit  für  erforderlich  erachtet.  Davon  ist  gar  keine 
Rede.  Es  handelt  sich  gar  nicht  darum,  dass  die  Anwendung  solcher  Straf- 
arten oder  Strafmittel,  die  an  und  für  sich  den  Verwaltungsbehörden  über- 
haupt nicht  zustehen,  durch  dieses  Gesetz  dem  Oberpräsidenten  habe  einge- 
räumt werden  sollen.  Dass  dagegen  die  polizeiliche  Ausweisung  in  gewissem 
Umfange  Rechtens  ist,  das  wird  der  Herr  Abgeordnete  Windthorst  nicht 
bestreiten  wollen;  sie  ist  zulässig  ganz  allgemein  den  Ausländern  gegenüber; 
sie  ist  es  aber  nach  dem  hier  massgebenden  französischen  Gesetze  über  den 
Belagerungszustand  unter  Beschränkungen  auch  den  Inländern  gegenüber  . . . 
Die  ganze  Frage  ist  also  die:  ist  die  Befugniss,  die  das  französische  Gesetz 
den  Behörden  giebt,  durch  den  §  10  in  der  Art  ausgedehnt  worden,  dass 
man  aus  den  in  Belagerungszustand  erklärten  Gebieten  auch  den  dort  wohn- 
haften und  sesshaften  Mann  ausweisen  kann  —  keineswegs  aus  den  Grenzen 
Deutschlands,  davon  ist  gar  keine  Rede,  sondern  aus  den  Grenzen  der  Reichs- 


—    543    — 

» 

Dieselben  Bedenken,  welche  bei  den  Reichstagsdebatten  von 
den  Abgeordneten  Wikdthorst  und  von  Püttkamer  hervor- 
gehoben wurden;  sind  auch  in  der  juristischen  Litteratur  geltend 
gemacht  worden. 

Mitscher  hat  in  seiner  Schrift:  „Elsass-Lothringen  unter 
deutscher  Verwaltung"  die  Ansicht  ausgesprochen,  der  Diktatur- 
paragraph übertrage  dem  Oberpräsidenten  alle  Befugnisse,  welche 
die  Gesetze  irgend  einer  Civilbehörde  bei  Gefahr  für  die 
öffentliche  Sicherheit  zur  Abwendung  dieser  Gefahr  beilegten, 
ausserdem  die  Befugnisse,  welche  Art.  9  des  Gesetzes  vom 
9.  Aug.  1849  der  Militärbehörde  für  den  Fall  des  Belagerungs- 
zustandes verleihe.  Bei  dieser  Interpretation  des  Diktaturpara- 
graphen sei  es  aus  den  bestehenden  Gesetzen  nicht  zu  begründen, 
dass  Elsass-Lothringer  des  Landes  verwiesen  würden.  Selbst  im 
Falle  des  Belagerungszustandes  wären  solche  Massregeln  nicht 
zulässig;  dieselben  träfen  gerade  das  erste  Recht  eines  Staats- 
bürgers, in  seinem  Staate  sich  aufzuhalten10. 

von  Stengel  hat  in  seiner  Abhandlung:  „Die  Machtbefug- 
niss  des  Oberpräsidenten  von  Elsass-Lothringen  nach  §  10  des 
reichsländischen  Verwaltungsgesetzes*  ausgeführt,  der  Diktatur- 
paragraph habe  dem  Oberpräsidenten   keine  weitergehenden  Be- 


provinz  Elsass-Lothringen.  Die  Herren,  die  ausgewiesen  worden  sind,  die 
können  —  ich  habe  es  wenigstens  so  verstanden  —  über  den  Rhein  nach 
Kehl  und  dort  weiter  wohnen;  daran  würde  sie  Niemand  gehindert  haben. 
Also  hierauf  reduzirt  sich  die  Frage.  Es  handelt  sich  nicht  um  Köpfen  oder 
Strafverhängung,  sondern  einfach  darum:  Hat  dieses  Gesetz  in  §  10  die  Er- 
weiterung auegesprochen,  dass  die  polizeiliche  Ausweisung,  die  nach  dem 
französischen  Gesetz  unter  gewissen  Umständen  Inländern  gegenüber,  die 
nicht  in  dem  Belagerungsbezirk  wohnen,  zulässig  ist,  auch  auf  Landeseinge- 
borene  ausgedehnt  werden  kann,  die  in  diesem  Bezirk  wohnhaft  sind?  Die 
Frage  kann  zweifelhaft  sein;  ich  für  meine  Person  würde  mich,  wie 
ich  offen  bekenne,  der  Auffassung  des  Herrn  Abgeordneten 
"Windthoröt  zuwenden." 

10  Mitscher:  „Elsass-Lothringen  unter  deutscher  Verwaltung",  S.  86  ff. 
Berlin,  Verlag  von  Mitscher  &  Hostel,  1874. 

85* 
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fngnisse  einräumen  wollen,  als  sie  Art.  9  des  Gesetzes  vom 
9.  Aug.  1849  den  militärischen  Befehlshabern  verleihe.  Wenn 
auch  die  in  Art.  9  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  erwähnten 
Gewalten  die  Machtbefugnisse  des  Oberpräsidenten  nicht  er- 
schöpften, so  enthielten  sie  doch  jedenfalls  die  äusserste  Grenze 
und  den  höchsten  Grad  seines  Rechts.  Da  nun  Art.  9  Ziff.  2 
des  genannten  Gesetzes  von  1849  lediglich  die  Ermächtigung  er- 
theile:  „d'öloigner  les  repris  de  justice  et  les  individus  qui  n'ont 
pas  leur  domicile  dans  les  lieux  soumis  k  l'£tat  de  siege",  so  sei 
es  klar,  dass  andere  Klassen  von  Inländern  von  dem  Oberpräsi- 
denten ohne  eine  spezielle  gesetzliche  Ermächtigung  nicht  aus- 
gewiesen werden  könnten11. 

Der  ungenannte  Verfasser  der  Schrift:  „Das  Hecht  der 
Wiedergewonnenen"  vertritt  folgende  Ansicht:  §  10  des  Gesetzes 
vom  30.  Dez.  1871  unterscheide  allgemeine  und  besondere  Be- 
fugnisse. Die  allgemeinen  seien  das  minus,  die  besonderen  das 
plus  von  der  durch  §  10  verliehenen  Gewalt.  Die  allgemeinen 
Befugnisse  ständen  dem  Oberpräsidenten  schon  als  Inhaber  der 
Präfekturgewalt  zu;  §  10  sei  daher  in  Wirklichkeit  nur  das  Ge- 
setz vom  9.  Aug.  1849,  auf  den  Leib  des  Oberpräsidenten  zu- 
geschnitten. Während  nach  dem  französischen  Gesetz  die  voll- 
ziehende Gewalt  sofort  nach  Erklärung  des  Ausnahmezustandes 
auf  die  Militärbehörde  übergehe,  belasse  §  10  diese  Gewalt  den 
einschlägigen  Civilbehörden  und  übertrage  folgerecht  die  der 
Militärbehörde  für  den  Fall  des  Belagerungszustandes  eingeräum- 
ten exzeptionellen  Befugnisse  dem  Oberpräsidenten12. 

Bei  dieser  Auslegung  des  Diktaturparagraphen  gelangt  also 
der  Verfasser  ebenfalls  zu  dem  Resultat,  dass  die  Ausweisung 
von  Inländern  in  anderen  Fällen  als  in  den  Fällen  des  Art.  9 


11  Hirth's  Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung 
und  Statistik,  S.  113—128,  insbesondere  S.  122  ff.    Leipzig  1878. 

18  „Das  Recht  der  Wiedergewonnenen"  (anonym),  S.  25,  28.  Berlin» 
Verlag  von  Walther  &  Apolant,  1888. 


—    545    — 

Ziff.  2  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  unzulässig  ist,  da  die 
gesetzliche  Grundlage  für  dieselbe  fehlt. 

Leoni  hat  in  seinem  Werke:  „Das  Staatsrecht  der  Reichs« 
lande  Elsass-Lothringen  a  die  Ansicht  entwickelt,  der  Statthalter 
könne  auf  Grund  des  Diktaturparagraphen  alle  in  der  Staats- 
gewalt liegenden  Befugnisse,  welche  zur  Abwendung  der 
Gefahr  dienlich  sind,  ausüben.  Nur  eine  Beschränkung  folge 
daraus,  dass  das  bevollmächtigende  Gesetz  ein  Landesgesetz  sei; 
der  Statthalter  könne  nichts  anordnen,  was  der  Reichsgesetz- 
gebung zuwiderlaufe18.  Da  nun  Leoni  die  vor  Geltung  der 
Reichsverfassung  durch  Landesgesetz  in  Elsass-Lothringen  ein- 
geführten Reichsgesetze  für  Reichsgesetze  erklärt u,  so  muss  auch 
das  durch  Landesgesetz  vom  8.  Jan.  1873  in  Elsass-Lothringen 
eingeführte  Reichsgesetz  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  Nov.  1867 
ein  Reichsgesetz  sein  und  eine  Schranke  für  die  ausserordent- 
lichen Gewalten  des  Statthalters  bilden.  Die  erwähnte  Ansicht 
von  Leoni  führt  also  zu  der  Konsequenz,  dass  die  Ausweisung 
von  Inländern  aus  Elsass-Lothringen  ungesetzlich  ist. 

Endlich  hat  auch  Laband  in  seinem  „Staatsrecht  des  Deut- 
schen Reichs tf  die  Ausweisung  eines  Reichsangehörigen  aus  dem 
Reichsgebiet  auf  Grund  des  §  10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871 
ausdrücklich  für  unstatthaft  erklärt15. 

Während  die  Ausweisung  von  Reichsangehörigen  auf  den 
ersten  Satz  des  Diktaturparagraphen  gestützt  wurde  („alle  Mass- 
regeln"), ist  die  Unterdrückung  politischer  Zeitungen  auf  das  im 
zweiten  Satz  des  Diktaturparagraphen  erwähnte  Gesetz  vom 
9.  Aug.  1849  und  zwar  auf  Art.  9  Ziff.  4  dieses  Gesetzes  ge- 
gründet  worden.      Die   formelle  Rechtsgültigkeit  der  von    dem 


13  Marquardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts.     Bd.  II,   erster 
Halbband,  S.  241.    1883. 

14  Leoni  in  Marquardsen's  Handbuch  a.  a.  0.  S.  268. 

"  Laband:   „Das  Staatsrecht  des  deutschen  Reichs"   (dritte  Auflage), 
S.  137. 
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Oberpräsidenten  bezw.  Statthalter  erlassenen  Verbote  elsass-loth- 
ringischer  Zeitungen  ist  im  Reichstage  nicht  ernstlich  beanstandet 
worden.  Eine  Ausnahme  machten  nur  diejenigen  Blätter,  die  — 
wie  z.  B.  „Elsässer"  und  „Metzu  —  bereits  vor  dem  Erscheinen 
der  ersten  Zeitungsnummer  unterdrückt  wurden.  Die  Verbote 
dieser  Blätter  sind  im  Reichstage  wiederholt  als  ungesetzlich  be- 
kämpft worden,  da  die  Regierung  nur  bestehende  Zeitungen 
unterdrücken  könne16. 

Dagegen  sind  in  der  Litteratur  mehrfach  Stimmen  hervor- 
getreten, welche  die  Gesetzmässigkeit  aller  der  erwähnten  Zei- 
tungsverbote bestritten  haben. 

von  Stengel  bat  in  seiner  bereits  genannten  Abhandlung 
die  Ansicht  aufgestellt,  der  Oberpräsident  könne  allerdings  das 
Erscheinen  von  Presserzeugnissen,  insbesondere  Zeitungen,  für  die 
Zeit  der  Gefahr  und  innerhalb  des  der  Gefahr  ausgesetzten  Be- 
zirks untersagen,  er  könne  aber  keine  Zeitung  für  immer  unter- 
drücken, auch  nicht  die  Herausgabe  von  Zeitungen  etc.  ganz 
allgemein  von  einer  vorgängigen  Erlaubniss  abhängig  machen, 
denn  alle  Massregeln,  welche  während  der  Dauer  eines  Belage- 
rungszustandes  ergriffen   würden,    hätten  der  Natur   der  Sache 


16  Vgl.  die  Rede  des  Abgeordneten  Träger  in  der  Reichstagssitzung 
vom  28.  Febr.  1878  (Sten.  Ber.  S.  246):  „Das  Wort  interdire  sowohl  als 
unterdrücken  ist  lediglich  zu  beziehen  auf  schon  vorhandene  Zeitungen. 
Schon  das  Wort  erleidet  eine  gewisse  gewaltthätige  Behandlang,  wenn  von 
Unterdrückung  eines  noch  nicht  vorhandenen  Blattes  gesprochen  wird.  §  10 
sagt  ausdrücklieb,  dass  eine  Zeitung  unterdrückt  werden  solle,  wenn  daraus 
eine  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  zu  entstehen  droht,  also  ein  straf- 
bares Blatt  vorliegt.  Die  Massregel  aber,  die  die  Regierung  ergriffen  hat, 
ist  nicht  Unterdrückung  eines  Blattes,  sondern  die  Beschlagnahme  des  Tinten- 
fasses eines  Mannes,  der  ihr  verdächtig  erscheint,  ein  gefährliches  Journal 
schreiben  zu  wollen.  Ich  glaube,  dass  dieser  Zustand  von  allen  Denjenigen, 
die  an  dem  Zustandekommen  der  so  interpretirten  Gesetzesstelle  mitgearbeitet 
haben,  niemals  beabsichtigt  worden  ist."  —  Vgl.  ferner  die  Rede  des  Abge- 
ordneten Kablä  in  der  Reichstagssitzung  vom  28.  Jan.  1885  (Sten.  Ber. 
S.  940,  942). 
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nach  einen  provisorischen  Charakter;  sobald  die  Gefahr,  zu  deren 
Abwendung  die  ausserordentlichen  Massregeln  ergriffen  seien,  be- 
seitigt wäre,  höre  auch  die  Wirksamkeit  dieser  Massregeln  auf 
und  träten  die  suspendirten  Gesetze  wieder  in  Kraft;  Art.  1  des 
in  Elsass-Lothringen  geltenden  französischen  Pressgesetzes  vom 
11.  Mai  1868  ermächtige  aber  jeden  grossjährigen,  im  Besitz  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  befindlichen  Inländer,  ohne  vorherige 
Erlaubniss  eine  Zeitung  oder  Zeitschrift  herauszugeben ;  auch  habe 
das  Gesetz  vom  11.  Aug.  1868  die  Art.  19  und  32  des  Gesetzes 
vom  17.  Febr.  1852,  wonach  die  Verwaltungsbehörden  Zeitungen 
suspendiren  und  das  Staatsoberhaupt  sie  unterdrücken  konnte, 
aufgehoben  und  diese  Befugniss  ausschliesslich  den  Gerichten  bei- 
gelegt. Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  aber  müsse  der  Ober- 
präsident respektiren 17. 

Der  Verfasser  der  Schrift  „Das  Recht  der  Wiedergewon- 
nenen" fuhrt  aus:  die  Worte  „d'interdire  des  publications"  in 
Art.  9  Ziff.  4  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  seien  überhaupt 
nicht  auf  die  periodische  Presse  zu  beziehen,  sondern  auf 
andere  Druckschriften ,  da  die  französische  Pressgesetzgebung, 
wenn  sie  von  einer  Zeitung  oder  periodischen  Schrift  spreche, 
wohl  der  Ausdrücke  „Journal"  oder  „ecrit  p£riodique" ,  niemals 
aber  der  allgemeinen  Ausdrucksweise  „publication"  sich  bediene. 
Ferner  sei  die  Ausübung  des  Rechts  „d'interdire  des  publi- 
cations"  beschränkt  auf  Zeiten  der  Gefahr,  auf  die  Abwehr  der 
Gefahr  und  auf  den  der  Gefahr  ausgesetzten  Bezirk.  Auch 
müssten  die  untersagten  Veröffentlichungen  zur  Hervorrufung  und 
Unterhaltung  von  Unruhen  geeignet  sein ;  endlich  müsse  der  Ober- 
präsident, wenn  er  von  den  Befugnissen  des  §  10  Gebrauch 
mache,  den  Ausnahmezustand  in  irgend  einer  Form  ankündigen. 
Alle  diese  Voraussetzungen  seien  noch  niemals,  insbesondere  auch 
nicht  bei   Unterdrückung  der   „Presse  von   Elsass-Lothringen", 


17  Hirth's  Annalen  von  1878,  S.  123. 


—    648    — 

welche  durch  Erlass  des  Statthalters  vom  12.  Sept.  1881  verfugt 
wurde,  vorhanden  gewesen18. 

Der  Reichstag  hat  von  allen  diesen  juristischen  Bedenken 
keine  Notiz  genommen.  Derselbe  hat  die  formelle  Rechtsgültig- 
keit der  von  dem  Oberpräsidenten  und  dem  Statthalter  auf  Grund 
des  Diktaturparagraphen  getroffenen  Massregeln  niemals  bean- 
standet. In  Folge  dessen  hat  sich  die  ursprünglich  von  dem 
Abgeordneten  Windthorst  bekämpfte  Ansicht  immer  mehr  ver- 
breitet, dass  der  Oberpräsident  bezw.  der  Statthalter  auf  Grund 
des  Diktaturparagraphen  jede  beliebige  Massregel  vornehmen 
könnten,  dass  weder  Reichs-  noch  Landesgesetze  eine  Schranke 
für  die  diskretionären  Gewalten  dieser  Beamten  bildeten. 

Interessant  ist  es  nun,  dass  gerade  die  Abgeordneten  der 
Oppositionsparteien  und  speziell  die  Abgeordneten  aus  Elsass- 
Lothringen  es  gewesen  sind,  welche  diese  Ansicht  von  der  un- 
beschränkten Gewalt  des  Oberpräsidenten  auf  das  Eifrigste  ver- 
treten haben.  Offenbar  sind  dieselben  bei  dieser  Taktik  von  dem 
Hintergedanken  geleitet  worden,  die  theoretische  Bedeutung  des 
Diktaturparagraphen  möglichst  zu  übertreiben,  um  denselben  als 
politisches  Agitationsmittel  verwerthen  zu  können. 

Der  erste  Abgeordnete,  welcher  das  Dogma  von  der 
schrankenlosen  Gewalt  des  Oberpräsidenten  auf  der  Tribüne  des 
Reichstags  verkündet  hat,  ist  der  Abb£  Guerber  von  Hagenau 
gewesen,  der  in  der  Reichstagssitzung  vom  3.  März  1874  Folgen- 
des erklärte: 

„Dieser  Artikel  (d.  i.  Art.  10)  legt  in  die  Hände  des  Ober- 
präsidiums von  Strassburg  eine  Gewalt  so  gross,  ich  möchte 
sagen,  so  masslos  und  exorbitant,  wie  sie  kaum  ein  Monarch  in 
ganz  Europa  besitzt.  .  .  .  Ich  unterscheide  in  diesem  Artikel 
sorgfältig  zwei  Punkte:  den  ersten,  welcher  darin  besteht,  dass 
dem  Präsidenten  eine  unbeschränkte  Diktatur,  ein  unbeschränkt 


18  „Recht  der  "Wiedergewonnenen",  S.  47—49. 
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tes  Diktakturrecht,  zuerkannt  wird.  Denn  es  heisst:  bei  einer 
Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  ist  er  befugt,  alle  diejenigen 
Massregeln  zu  ergreifen,  die  er  für  noth wendig  hält,  und  das 
Ermessen,  ob  Gefahr  sei,  und  welche  Massregeln  zu  ergreifen 
seien,  das  steht  bei  ihm  allein.  Er  ist  desshalb  nicht  blos  ein 
Allgewaltiger,  sondern  wenn  er  seine  Diktatur  mit  Klugheit 
und  mit  Güte  immer  verwalten  soll,  muss  er  auch  ein  All- 
weiser und  Allgütiger  sein.  .  .  .  Der  Präsident  kann  Haus- 
suchungen, Unterdrückung  der  Vereine,  Unterdrückung  der  Blät- 
ter, ich  möchte  fast  sagen,  Attentate  gegen  die  persönliche  Frei- 
heit sich  erlauben.  Er  kann  Kerker  und  Verbannung,  ja 
Todesstrafe  verhängen  —  es  steht  ja  hinterdrein  in  §  10 
gleich,  dass  er  befugt  sei,  Truppen  zu  requiriren  um  das,  was  er 
beschlossen  hat,  mit  Waffengewalt  durchzusetzen.  .  .  .  Ich  wieder- 
hole mein  Wort:  in  ganz  Europa  kenne  ich  keinen  Potentaten, 
der  mit  so  grosser  Gewalt  über  die  Freiheit  und  über  alle 
geistigen  und  materiellen  Interessen  seiner  Untergeordneten  aus- 
gerüstet ist" 19. 

Der  Abgeordnete  Windthorst,  der  in  den  Reichstagssitzungen 
vom  16.  und  17.  Mai  1873  energisch  für  die  Ansicht  eingetreten 
war,  dass  der  Oberpräsident  auf  Grund  des  Diktaturparagraphen 
nur  gesetzmässige,  nicht  auch  gesetzwidrige  Massregeln  vornehmen 
dürfe,  hat  in  der  Reichstagssitzung  vom  3.  März  1874  seine 
Haltung  plötzlich  geändert  und  sich  die  Auslegung  des  Abge« 
geordneten  Güerber  angeeignet: 

„Der  erste  Theil  (des  Diktaturparagraphen)  sagt  klar  und 
bestimmt,  dass  bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  der  Ober- 
präsident alle  Massregeln  ergreifen  kann,  welche  er  für  nöthig 
erachtet.  Ob  eine  Gefahr  vorhanden  ist,  hat  er  allein  zu  be- 
stimmen; welche  Massregeln  er  für  erforderlich  erachtet,  hängt 
allein  von  seinem  Ermessen  ab.    Es  ist  keinerlei  Unterschied 


19  Reichstagsverhandlungen  vom  3.  März  1874  (Sten.  Ber.  S.  195  ff.). 
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gemacht  in  Beziehung  auf  die  Frage,  welche  Massregeln  er  er- 
greifen könne.  Man  kann  nach  diesem  Satze  kaum  be- 
zweifeln, dass  er  die  allerwichtigsten  Gesetze  ausser 
Kraft  setzen  kann.  Das  Wort  des  Gesetzes  spricht  das  deutlich 
aus,  und  wenn  der  Abgeordnete  von  Püttkameb  gemeint  hat, 
dass  die  Massregeln  innerhalb  des  Rahmens  der  Gesetze  liegen 
müssen,  dann  ist  das  eine  Interpretation,  welche  in  Colmar 
möglich  sein  mag,  in  Deutschland  ist  sie  es  nicht  .  .  .  Der 
zweite  Theil  des  Paragraphen,  um  dessen  Aufhebung  es  sich 
handelt,  legt  dem  Oberpräsidenten  dann  ausser  den  im  ersten 
Absatz  liegenden  generellen  Befugnissen  noch  die  Befugnisse  bei, 
welche  in  dem  französischen  Gesetze  enthalten  sind.  Damit  wird 
aber  die  generelle,  viel  weiter  greifende  Befugniss  des  ersten 
Satzes  nicht  aufgehoben,  und  es  hatte  darum  der  Abgeordnete 
Guerbbr  durchaus  Recht,  wenn  er  sagte,  es  sei  eine  solche  Be- 
fugniss, wie  der  §  10  dem  Oberpräsidenten  beilegt,  in  keinem 
Staate  der  civilisirten  Welt  zu  finden.  Es  ist  der  reinste  Abso- 
lutismus in  der  allerschlimmsten  Form"  20. 

Von  den  späteren  Erörterungen  über  diesen  Gegenstand 
seien  noch  die  Aeusserungen  der  Abgeordneten  Kabl£,  Prsiss 
und  Bebel  erwähnt. 

Der  Abgeordnete  Kable  erklärte  in  der  Reichstagssitzung 
vom  28.  Jan.  1885,  die  Befugniss  der  elsass-lothringischen  Re- 
gierung, alle  Massregeln  zu  treffen,  welche  sie  für  gut  halte,  sei 
eine  „Vollmacht-  en  blanc  über  alle  Bürger,  über  ihr  Gut,  ihre 
Existenz,  über  alle  Lebensverhältnisse"21.  Der  Abgeordnete 
Preiss  äusserte  in  der  Reichstagssitzung  vom  31.  Jan.  1895, 
der  Diktaturparagraph  sei  eine  Bestimmung,  die  Gut  und  Blut, 
Freiheit  und  Ehre  der  elsass-lothringischen  Staatsbürger  der 
schrankenlosen  Willkür  eines  einzelnen  Mannes  zu  jeder  beliebigen 
Zeit   und   an  jedem   beliebigen   Orte  Elsass- Lothringens  unter- 

90  Reichstagsverhandlungen  vom  8.  März  1874  (Sten.  Ber.  S.  212). 
11  Reichstagaverhandlongen  vom  28.  Jan.  1886  (Sten.  Ber.  8.  937). 
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werfe;  in  keinem  anderen  civilisirten  Staate  sei  auch  nur  an- 
nähernd eine  solche  Gesetzesbestimmung  zu  finden28.  In  der- 
selben Reichstagssitzung  bemerkte  der  Abgeordnete  Bebel: 
„Missbrauch  der  Diktatur  ist  eine  contradictio  in  adjecto;  Diktatur 
bedeutet  absolute  Willkür  —  ich  wiederhole  es:  Diktatur  be- 
deutet, zu  thun,  was  man  im  öffentlichen  Interesse  für  geeignet 
und  nothwendig  hält.  Und  das  ist  ein  so  ausserordentlich  dehn- 
barer und  weitgehender  Begriff,  dass  man  Alles,  was  man  im 
politischen;  im  öffentlichen  Leben  eines  Volkes  für  möglich  halten 
kann,  darunter  zu  fassen  vermag.  Selbst  das  Gesetz  ist  in  diesem 
Falle  keine  Schutzwehr  für  die  Staatsangehörigen,  man  kann 
auch  über  das  Gesetz  hinausgehen,  man  hat  dazu  die 
Vollmacht.  An  die  bestehenden  Landesgesetze  ist  man  nicht 
gebunden,  braucht  sich  nicht  daran  zu  kehren4*28. 

Auch  am  Regierungstische  sind  wiederholt  Aeusserungen 
gefallen,  die  sich  im  Sinne  der  Theorie  von  der  schrankenlosen 
Gewalt  des  Oberpräsidenten  deuten  lassen. 

In  der  Reichstagssitzung  vom  20.  Febr.  1874  hat  Fürst 
Bismarck  bei  einem  Streite,  ob  der  Diktaturparagraph  durch 
das  Postgesetz  vom  28.  Okt.  1871  eingeschränkt  werde,  die  Be- 
hauptung aufgestellt,  dass  §  10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871 
als  Ausnahmegesetz  auf  alle  Fälle  dem  Postgesetz  vorgehe,  selbst 
wenn  letzteres  später  in  Elsass-Lothringen  eingeführt  wäre,  ebenso 
wie  der  Belagerungszustand  allen  Gesetzen,  die  der  Handhabung 
der  öffentlichen  Gewalt  schädlich  sein  könnten,  durchschlagend 
derogire;  in  Elsass-Lothringen  aber  existire  ein  Theil  der  Be- 
lagerungszustands-Einrichtung  gesetzlich  und  dauernd84. 

In  der  Reichstagssitzung  vom  30.  Jan.  1895  hat  der  Staats- 
sekretär von  Puttkamer  erklärt,  die  von  der  Regierung  auf 
Grund  des  Diktaturparagraphen  getroffenen  Massregeln  seien  als 


93 
13 
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Reichs  tags  Verhandlungen  vom  31.  Jan.  1895  (Sten.  Ber.  S.  618). 
Reichstagsverhandlungen  vom  31.  Jan.  1895  (Sten.  Ber.  S.  635). 
Reichstagsverhandlungen  vom  20.  Febr.  1874  (Sten.  Ben.  S.  160—161). 
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„actes  de  gouvemement"  im  Sinne  des  französischen  Staats- 
rechts aufzufassen:  „Nach  dem  französischen  ungeschriebener 
Staatsrecht,  wie  solches  in  Elsass  Lothringen  weiter  Geltung  hat 
ist  Rechtens,  dass  die  Regierung  befugt  ist,  Massregeln  der  so- 
genannten hohen  Polizei  —  mesures  de  haute  police  —  zu  er- 
greifen, ohne  irgend  welche  Rechenschaft  abzulegen,  sei  es  tot 
dem  Staatsrath  oder  den  Gerichten.  Das  ist  eine  durch  unendlich 
viele  Entscheidungen  des  französischen  Staatsraths  feststehende 
Regel.  Man  unterscheidet  mit  der  grössten  Bestimmtheit  —  und  da* 
gilt  alles  für  uns  in  Elsass-Lothringen  auch  —  die  actes  de  gou- 
vernement,  die  Regierungshandlungen,  von  den  Verwaltungshand- 
lungen,  actes  d'administration.  Alle  Verwaltungsakte  unterlieget 
der  Anfechtung,  allein  Regierungsmassregeln  als  Massregeln  der 
hohen  Polizei  unterhegen  ihr  nicht,  und  es  ist  zweifellos,  dass 
insbesondere  Massregeln  der  Regierung,  welche  die  Sicherheit 
des  Staats  im  Auge  haben,  unanfechtbar  sind  und  jeder  Zei: 
getroffen  werden  können. 

Was  thut  nun  also  §  10  des  Gesetzes  von  1871?  §  10  ko- 
difizirt  dieses  bereits  vorhandene,  aber  ungeschriebene  Recht;  er 
kodifizirt  mit  einigen  Modifikationen,  aber  er  fügt  Beschränkungen 
hinzu,  indem  er  die  Ausübung  des  Rechts  ausschliesslich  und 
allein  in  die  Hand  des  Oberpräsidenten  legt"26. 

Die  Lehre  von  der  schrankenlosen  Gewalt  des  Oberprisi 
denten  hat  ferner  auch  in  der  Litteratur  ihre  Vertreter  gefunden: 

Otto  Mayer  hat  in  seiner  „Theorie  des  französischen  Ter« 
waltun gsrechts"  Folgendes  ausgeführt:  „Nach  der  durch  die 
Praxis  festgestellten  Auslegung  ist  der  Oberpräsident  fonnbci 
befugt,  frei  von  aller  Rücksicht  auf  verfassungsmässig 
Vorbehalte  des  Gesetzes,  wie  auch  auf  bestehende 
Reichs*  und  Landesgesetze  mit  den  Massregeln  vorzugeben, 
die  er  für  erforderlich  erachtet.     Ausweisung  der  eigenen  Landes- 


25  Reichstags  Verhandlungen  vom  30.  Jan.  1895  (Sten.  Ber«  S.  609 
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angehörigen,  Unterdrückung  gesetzlich  erlaubter  Zeitungen,  Ver- 
eine und  Versammlungen  kann  er  mit  äusserlicher  Gewalt  durch- 
führen und  Widerstand  ist  strafbar.  Der  Name  Diktaturparagraph 
ist  aber  unrichtig;  man  versteht  unter  Diktatur  die  unausge- 
schiedene  Vereinigung  von  gesetzgebender  und  vollziehender  Ge- 
walt in  einer  Hand,  wie  sie  vorübergehend  vorkommt.  Es  können 
aber  mit  dem  §  10  keine  Gesetze  gemacht  werden;  die  Mass- 
regeln, die  er  erlaubt,  stehen  ganz  ausserhalb  der  Gesetze  .  .  . 
sie  haben  überhaupt  keine  Rechtswirkungen,  sind  rein  thatsäch- 
liche  Gewalt« ae. 

In  einem  Aufsatze  von  Isemann:  „Ist  die  Zuwiderhandlung 
gegen  einen  auf  Grund  des  §  10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871 
ergangenen  Ausweisungsbefehl  strafbar  ?u  wird  ebenfalls  die  An- 
sicht vertheidigt,  dass  §  10  dem  Oberpräsidenten  eine  unbe- 
schränkte Gewalt  übertrage.  Der  leitende  Gedanke  dieses 
Paragraphen  müsse  in  seinem  ersten  und  allgemeinen  Satze  ge- 
sucht werden;  eine  rechtliche  Grenze  finde  sich  aber  hier  nicht. 
„Dem  Unbestimmten  und  Unbekannten,  das  in  der  Zukunft  lag, 
sollte  durch  eine  ebenso  unbestimmt  und  unbegrenzt  ge- 
lassene Macht  rechtzeitig  und  mit  Aussicht  auf  Erfolg  be- 
gegnet werden  können"27. 

Leoni  hat  in  seinem  „Verfassungsrecht  von  Elsass-Lothrin*» 
genu  seine  frühere  Ansicht,  der  Statthalter  könne  nichts  anordnen, 
was  der  Reichsgesetzgebung  zuwiderlaufe,  wieder  aufgegeben.  „Diese 
früher  von  mir  vertretene  Auffassung  ist  indessen  nicht  einwands- 
frei.  Was  der  ausdehnenden  Auslegung  des  §  10  bis  zum  Gesetz 
vom  4.  Juli  1879  im  Wege  stand,  war  nicht  etwa  eine  aus- 
drücklich verbietende  reichsrechtliche  Vorschrift,  sondern  die  höhere 
formale  Kraft  des  Reichsgesetzes,  welche  landesgesetzliche  Aus- 
nahmen   von   dem   Reichsrecht   nicht   gestattet.     Diese  formale 

*•  Otto  Mater:  „Theorie  des  französischenVerwaltungsrechts",  S.10 — 11 , 
Anm.  6.    Strassburg  1886, 

87  Juristische  Zeitschrift  für  Elsass-Lothringen,  Bd.  XI,  S.  186  ff. 
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Schranke  ist  durch  die  Bezugnahme  in  einem  Reichsgesetze 
gefallen,  und  es  läset  sich  die  Meinung,  dass  der  Statthalter 
auf  Grund  der  Diktaturbefugnisse  auch  Beichsrecht 
brechen  kann,  nunmehr  um  so  gewisser  vertheidigen,  als 
zweifellos  sie  von  den  Faktoren  der  Reichsgesetzgebung,  welche 
den  Statthalter  mit  jenen  Befugnissen  bekleideten,  getheilt  worden 
ist«  ". 

Endlich  hat  sogar  ein  deutsches  Gericht  die  Theorie  von 
der  schrankenlosen  Gewalt  des  Oberpräsidenten  durch  seine  Ent- 
scheidung sanktionirt.  Das  Landgericht  Strassburg  hat  einen 
auf  Grund  des  Diktaturparagraphen  aus  Elsass-  Lothringen  aus- 
gewiesenen Reichsangehörigen  wegen  unerlaubter  Rückkehr  ge- 
mäss §  361  Ziff.  2  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  verurtheilt. 
In  den  Urtheilgründen  ist  ausgeführt:  Aus  §  2  des  Gesetzes 
vom  4.  Juli  1879  sei  mit  Bestimmtheit  zu  schliessen,  dass  die 
Reichsverfassung  in  Elsass-Lothringen  nur  unter  der  Beschränkung 
des  §  10  Geltung  finden  sollte.  Die  Vollmacht  des  §  10  sei 
also  durch  die  Reichsgesetzgebung  nicht  beschränkt 
und  die  Gesetzlichkeit  der  fraglichen  Ausweisung  könne  nicht 
desshalb  bestritten  werden,  weil  sie  mit  einem  Reichsgesetze  in 
Widerspruch  stehe29. 

So  gilt  denn  heute  bei  fast  allen  Juristen  und  Politikern  in 
Elsass-Lothringen  als  unbestrittenes  und  unbestreitbares  Dogma 
der  Satz,  der  Statthalter  könne,  sobald  er  der  Ansicht  sei,  dass 
eine  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  vorliege,  nach  freiem 
Ermessen  jede  beliebige  Handlung  zur  Abwehr  der  Gefahr  vor* 
nehmen,  auch  wenn  diese  Handlung  mit  den  bestehenden  Reichs* 
und  Landes-Gesetzen  in  Widerspruch  stehe. 

Es  ist  merkwürdig,   dass  dieses  Dogma  von  der  schranken* 


88  Leoni:  „Verfa8Bung8recht  von  Elsass  -  Lothringen" ,  S.  91.  Freiburg 
1892. 

19  Urtheil  des  Landgerichts  Strassburg  vom  2.  Dez.  1886 ,  Juristische 
Zeitschrift  für  Elsass-Lothringen,  Bd.  XI,  S.  183  £ 
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losen  Gewalt  des  Statthalters,  welches  zu  allen  unseren  modernen 
Rechtsbegriffen,  zu  der  ganzen  Lehre  vom  Rechtsstaat,  zu  den 
Theorien  über  Gesetz  und  Verordnung,  über  die  formelle  Rechts- 
kraft der  Reichsgesetze  und  über  die  bindende  Kraft  der  Gesetze 
überhaupt  im  schärfsten  Gegensatze  steht,  so  wenig  nachhaltigen 
Widerspruch  gefunden  hat,  dass  sogar  zwei  namhafte  Schrift- 
steller auf  dem  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts  —  Otto  Mayer 
und  Leoni  —  für  dieses  Dogma  eingetreten  sind.  In  der  fol- 
genden Abhandlung  soll  der  Nachweis  versucht  werden,  dass  der 
Diktaturparagraph  dem  Statthalter  kein  schrankenloses  Recht 
gewährt,  dass  für  die  Rechte  des  Statthalters  dieselben  Schranken 
bestehen,  wie  für  die  Rechte  aller  übrigen  Behörden,  nämlich 
die  Vorschriften  der  geltenden  Reichs-  und  Landes-Gesetze. 

n. 

Um  sich  von  der  Unrichtigkeit  der  herrschenden  Theorie  zu 
überzeugen,  braucht  man  sich  nur  die  Konsequenzen  derselben 
klar  zu  machen.  Bei  „Gefahr  für  die  öffentliche  Sicher- 
heit soll  der  Statthalter  die  Befiigniss  haben,  alle  Massregeln 
zu  treffen,  welche  er  zur  Abwendung  der  Gefahr  für  erforderlich 
erachtet.  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  kann  von  zwei 
Seiten  her  drohen:  von  Aussen  und  von  Innen.  Zur  Abwendung 
der  von  Aussen  drohenden  Gefahren  sind  verschiedene  Mass- 
regeln denkbar :  Schutz-  und  Trutz-Bündnisse,  Garantie-  und  Neu- 
traiitäts -Verträge  mit  auswärtigen  Mächten,  Verstärkung  der 
eigenen  Wehrkraft  und  der  eigenen  Finanzkraft,  Anlage  von  Be- 
festigungen, Verbesserung  der  Verkehrswege,  Vermehrung  der 
Transportmittel,  Besetzung  der  wichtigsten  Stellen  in  Heer,  Diplo- 
matie und  Verwaltung  mit  fähigen  und  energischen  Männern  u.  s.  w. 

Niemand  nun  wird  im  Ernst  behaupten  wollen,  der  Statt- 
halter könne  bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  auf  eigene 
Faust  auswärtige  Politik  treiben,  Bündnisse  mit  Oesterreich  und 
Italien  schliessen,  Neutralität  vertrage  mit  Russland  vereinbaren, 
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ein  neues  Armee-Korps  im  Reichslande  aufstellen,  neue  Regi- 
menter aus  ihren  bisherigen  Garnisonen  in  das  Reichsland  ver- 
legen, Rekruten  ausheben,  Reservisten  und  Landwehrleute  ein- 
berufen, den  Landsturm  aufrufen,  neue  Steuern  zur  Bestreitung 
militärischer  Rüstungen  ausschreiben  oder  die  vorhandenen,  für 
andere  Zwecke  bewilligten  Landesmittel  zum  Bau  strategischer 
Eisenbahnen,  Brücken,  Landstrassen  oder  Kanäle,  zur  Anschaffung 
von  Lokomotiven  und  Transportwagen,  zur  Anlage  von  Proviant- 
Magazinen,  zum  Ankauf  von  Waffen,  Munition,  Pferden,  Be- 
kleidungs-  oder  anderen  Ausrüstungs- Gegenständen,  zur  Ein- 
führung neuer  Schnellfeuer -Geschütze  u.  s.  w.  verwenden,  die 
offene  Stadt  Saarburg  mit  Festungswerken  umgeben,  die  kom- 
mandirenden  Generäle  des  XV.  und  XVI.  Armee -Korps  oder 
die  Gouverneure  der  Festungen  Strassburg  und  Metz  abberufen, 
bei  eintretenden  Vakanzen  andere  Offiziere  in  diese  Stellungen 
befördern  oder  selbst  den  Oberbefehl  über  die  in  Elsass-Loth- 
ringen  stehenden  Truppentheile  übernehmen. 

Zur  Abwendung  der  von  Innen  drohenden  Gefahren  sind 
ebenfalls  sehr  verschiedene  Massregeln  denkbar:  Ausnahmegesetze 
für  diejenigen  Landestheile  oder  diejenigen  Klassen  der  Bevölkerung, 
von  welchen  die  Gefahr  droht,  Ausnahmegerichte  für  gewisse 
Arten  von  Verbrechen,  verschärfte  Strafen  für  einzelne  Delikte, 
Strafandrohungen  für  andere,  bisher  straflose  Handlungen,  ab- 
gekürzter Prozess,  beschleunigte  Strafvollstreckung,  Internirung 
der  Rädelsführer,  Aenderung  des  Wahlsystems  für  parlamenta- 
rische Körperschaften,  Beseitigung  oder  Beschränkung  der  Rechte 
dieser  Körperschaften  u.  s.  w. 

Niemand  nun  wird  im  Ernst  behaupten  wollen,  der  Statt- 
halter könne  bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  ein  Gesetz 
zur  Abwehr  der  gemeingefährlichen,  auf  den  Umsturz  der  be- 
stehenden Staatsordnung  gerichteten  protestlerischen,  klerikalen, 
demokratischen  oder  sozialdemokratischen  Bestrebungen  nach 
Analogie  des    Sozialistengesetzes   vom   21.   Okt.  1878    erlassen, 
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Ausnahmegerichte  einsetzen,  wie  sie  in  §§  10 — 14  des  Gesetzent- 
wurfs Tom  20.  Febr.  1892  über  den  Belagerungszustand  in  Elsass- 
Lothringen  vorgesehen  waren30,  für  vorsätzliche  Brandstiftung, 
Angriff  oder  Widerstand  gegen  die  bewaffnete  Macht  u.  s.  w. 
die  Todesstrafe  androhen31  oder  ein  Blankettstrafgesetz  erlassen, 
durch  welches  die  Uebertretung  der  von  den  militärischen  Be- 
fehlshabern im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  getroffenen 
Anordnungen  mit  Gefangnissstrafe  geahndet  würde32,  die  Rechts- 
mittel im  Strafprozess  abschaffen33,  die  sofortige  Vollstreckung 
aller  Strafen  innerhalb  24  Stunden  nach  der  Urtheilsfallung  an- 
befehlen34, die  Vollstreckung  der  Todesstrafe  durch  Erschiessen 
anordnen33  und  die  Bestätigung  der  Todesurtheile  sich  vorbe- 
halten36. Niemand  wird  ferner  behaupten  wollen,  der  Statthalter 
könne  die  Führer  derjenigen  Parteien  oder  Volksklassen,  welche 
die  öffentliche  Sicherheit  gefährden,  ohne  Haftbefehl  und  Richter- 
spruch durch  einfache  lettres  de  cachet  auf  unbestimmte  Zeit  in 
Bitsch  einsperren  lassen,  den  Landes-Ausschuss  aufheben  oder 
wenigstens  seine  Zusammensetzung  und  Competenz  verändern, 
sowie  die  Oeffentlichkeit  seiner  Sitzungen  abschaffen. 

Fragen  wir  nun  weiter:  warum  kann  der  Statthalter  die  an- 
geführten Massregeln  nicht  treffen?  so  erhalten  wir  in  jedem 
einzelnen  Falle  die  Antwort:  der  Statthalter  kann  diese  Mass* 
regeln  nicht  anordnen,  weil  dieselben  nicht  zu  seiner  Zuständig- 
keit, sondern  zur  Zuständigkeit  anderer,  neben  oder  über  dem 
Statthalter  stehender  Organe  gehören.  Der  Abschluss  von  Schutz- 
und    Trutz -Bündnissen,    sowie    von    Neutralität  -Verträgen   mit 


10  Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Belagerungszustand  in  Elsass-Loth~ 
ringen  vom  20.  Febr.  1892  (Nr.  687  der  Anlagen  zu  den  Reichstagsver- 
handlungen), 1890—92,  Bd.  VI,  S.  3822  ff. 

11  §  8  des  Preussischen  Gesetzes  über  den  Belagerungszustand  vom 
4.  Juni  1861. 

n  §  9  Ziff.  2  des  Gesetzentwurfs  vom  20.  Febr.  1892. 
««  §  14  Ziff  6  a.  a.  0.  •*  §  14  Ziff.  7  a.  a.  O. 

»  §  14  Ziff.  8  a.  a.  0.  *  §  14  Ziff.  6tt.O. 

Archiv  für  Öffentliches  Recht.  XII.  4.  35 
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fremden  Staaten  gehört  nach  Artikel  11  der  Reichsverfassung 
zur  Kompetenz  des  Kaisers.  Zur  Aufstellung  eines  neuen  Armee- 
Korps  im  Reichslande  bedarf  es  der  Zustimmung  der  gesetz- 
gebenden Faktoren  des  Reichs,  da  die  Zahl  der  Armee-Korps 
in  Friedenszeiten  durch  das  Reichsgesetz  vom  27.  Jan.  1890 
fixirt  ist.  Das  Recht,  neue  Regimenter  in  das  Reichsland  zu 
verlegen,  hat  nur  der  Kaiser,  da  der  derselbe  nach  Art.  63 
Abs.  4  der  Reichsverfassung  innerhalb  des  Bundesgebiets  die 
Garnisonen  zu  bestimmen  hat.  Die  Aushebung  der  Rekruten 
kann  nur  auf  Anordnung  des  Kaisers  und  des  preussischen 
Kriegsministers  erfolgen,  da  nach  Art.  II  §  1  des  Reichs- 
gesetzes vom  26.  Mai  1893  der  Kaiser  die  Zahl  der  alljährlich 
in  das  Heer  einzustellenden  Rekruten  festzusetzen  und  der  Kriegs- 
minister sodann  den  Rekrutenbedarf  auf  die  einzelnen  Armee- 
korps-Bezirke zu  vertheilen  hat.  Die  Einberufung  von  Reser- 
visten und  Landwehrleuten  ist  ebenfalls  Sache  des  Kaisers,  da 
derselbe  nach  Art.  63  Abs.  4  der  Reichsverfassung  den  Effektiv- 
Bestand  in  Friedenszeiten  und  §  6  des  Reichsmilitärgesetzes  vom 
2.  Mai  1874  auch  die  Kriegsformation  zu  bestimmen  hat.  Der 
Aufruf  des  Landsturms  gehört  nach  §  25  des  Reichsgesetzes  vom 
11.  Febr.  1888  zur  Zuständigkeit  des  Kaisers,  bei  unmittelbarer 
Kriegsgefahr  auch  zur  Zuständigkeit  der  kommandirenden  Generale, 
der  Gouverneure  und  Kommandanten  der  Festungen.  Die  Aus- 
schreibung neuer  Steuern  kann  nur  im  Wege  der  Reichsgesetz- 
gebung (Art.  69  der  Reichsverfassung)  oder  der  Landesgesetz- 
gebung (Reichsgesetz  vom  2.  Mai  1877  §§  1  u.  2)  erfolgen,  ebenso 
wird  die  Verwendung  der  vorhandenen  Einnahmen  durch  die 
Etatsgesetze  bestimmt.  Das  Recht,  Festungen  in  Elsass -Loth- 
ringen anzulegen,  steht  nach  der  Reichsverfassung  dem  Kaiser 
zu  (Art.  65),  ebenso  das  Recht,  die  Festungskommandanten  zu 
ernennen  (Art.  64  Abs.  2)  und  das  Recht,  den  Oberbefehl  über 
die  in  Elsass-Lothringen  stehenden  Truppen  zu  fuhren  (Art.  63). 
Die  Ernennung  und  Abberufung  aller  Offiziere  des  preussischen 
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Kontingente  ist  ein  Privilegium  des  Königs  von  Preussen  (Art.  66 
der  Reichsverfassung).  Zum  Erlaas  von  Ausnahmegesetzen,  zur 
Einsetzung  von  Ausnahmegerichten,  zur  Androhung  von  Aus- 
nahmestrafen und  zur  Einfuhrung  eines  Ausnahme -Verfahrens 
sind  zweifellos  nur  die  gesetzgebenden  Faktoren  des  Reichs  be- 
fugt, da  diese  Massregeln  ohne  tiefgreifende  Aenderungen  be- 
stehender Reichsgesetze,  insbesondere  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes, des  Strafgesetzbuchs  und  der  Strafprozessordnung  nicht 
denkbar  sind.  Die  Internirung  politisch  verdächtiger  Personen 
auf  Grund  einfacher  Verwaltungsverfügung  ist  ebenfalls  ohne 
Aenderung  der  bestehenden  Reichs-  und  Landes -Gesetze  nicht 
möglich  (§  2  Abs.  2  des  Strafgesetzbuchs,  §  16  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes, §  1  Abs.  2  des  Freizügigkeitsgesetzes).  Nach 
der  bestehenden  Rechtsordnung  ist  diese  Internirung  nur  zu- 
lässig, wenn  der  Kaiser  auf  Grund  des  Art.  68  der  Reichsver- 
fassung den  Kriegszustand  erklärt  und  hierbei  ausdrücklich  die 
Suspension  der  in  §  5  des  preussischen  Gesetzes  vom  4.  Juni  1851 
erwähnten  Rechte  verkündet  hat87.  Endlich  beruht  die  Zusammen- 
setzung des  Landes-Ausschusses,  die  Kompetenz  desselben,  sowie 
die  Vorschrift  über  die  Oeffentlichkeit  seiner  Verhandlungen  eben- 
falls auf  Reichsgesetzen88;  eine  Aenderung  dieser  Bestimmungen 
ist  also  nur  durch  Reichsgesetz  möglich. 


91  Preussisches  Gesetz  über  den  Belagerungszustand  vom  4.  Juni  1861 
S.  6:  „ Wird  bei  Erklärung  des  Belagerungszustandes  für  erforderlich  er- 
achtet, die  Artt.  5,  6,  7,  27,  28,  29,  30  und  36  der  Verfassungsurkunde  oder 
einzelne  derselben  zeit-  und  distriktsweise  ausser  Kraft  zu  setzen,  so  müssen 
die  Bestimmungen  darüber  ausdrücklich  in  die  Bekanntmachung  über  die 
Erklärung  des  Belagerungszustandes  aufgenommen  oder  in  einer  besonderen, 
unter  der  nämlichen  Form  bekannt  zu  machenden  Verordnung  verkündet 
-werden."  Vgl.  hierzu  Lab  and:  „Deutsches  Staatsrecht*  (zweite  Auflage), 
Bd.  II,  S.  541. 

38  Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1879  betr.  die  Verfassung  und  Verwaltung 
von  El8ass-Lothringen,  §§  12—17,  21 ;  Reichsgesetz  vom  23.  Mai  1881  betr. 
<üe  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  und  die  Geschäftssprache  des  Landes- 
Ausschusses. 

36* 
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Die  Zuständigkeit  des  Kaisers,  des  Bundesraths,  des  Reichs- 
tags, des  Landes-Ausschusses,  des  preussischen  Kriegsministers, 
der  kommandirenden  Generäle  und  Festungskommandanten  zur 
Vornahme  der  oben  aufgezählten  Massregeln  ist  also  ebenfalls 
durch  Gesetz  begründet.  Dem  Gesetze,  welches  die  Macht- 
befugnisse des  Statthalters  geschaffen  hat,  stehen  also  andere 
Gesetze  gegenüber,  welche  anderen  Behörden  ebenfalls  Macht- 
befugnisse verleihen.  Die  Frage,  ob  §  10  des  Gesetzes  vom 
30.  Dez.  1871  durch  diese  anderen  Gesetze  eingeschränkt  werde, 
ist  lediglich  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  zu  entscheiden, 
nach  welchen  die  zeitliche,  räumliche  und  sachliche  Geltung  der 
Gesetze  überhaupt  beurtheilt  wird,  also  nach  den  bekannten 
Rechtsregeln  „Reichsrecht  bricht  Landrecht",  „lex  posterior  de- 
rogat priori",  „in  toto  jure  generi  per  speciem  derogatur"  u.  s.  w. 

Die  Gesetze  nun,  welche  die  Zuständigkeit  der  staatlichen 
Organe,  der  Reichs-  und  Landesbehörden  regeln,  haben  keine 
höhere  Autorität  und  keine  grössere  Kraft,  als  die  übrigen  Ge- 
setze. Was  für  die  Zuständigkeitsgesetze  gilt,  muss  daher  auch 
für  alle  übrigen  Gesetze  ohne  Ausnahme  gelten. 

Das  Gesetz,  welches  dem  Statthalter  Rechte  verleiht,  wird 
also  beschränkt  durch  die  Gesetze,  welche  anderen  Personen 
Rechte  verleihen,  sofern  diese  Gesetze  nur  von  einer  höheren 
Rechtsquelle  herrühren  oder  später  erlassen  sind  oder  als  Spezial- 
gesetze dem  später  erlassenen  generellen  Gesetze  vorgehen. 

Als  Resultat  dieser  Ausführungen  ergiebt  sich  also:  §  10 
des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  überträgt  dem  Statthalter  kein 
schrankenloses  Recht,  sondern  ein  beschränktes  Recht.  Die 
Schranken  seines  Rechts  bilden  die  bestehenden  Reichs-  und 
Landes-Gesetze.  Die  Massregeln,  welche  der  Statthalter  gemäss 
§  10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  treffen  kann,  können 
also  nur  gesetzmässige,  nicht  auch  gesetzwidrige  Mass- 
regeln sein. 
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Im  vorigen  Abschnitt  ist  auf  rein  empirischem  Wege  — 
durch  Induktion  —  gefunden  worden,  dass  die  Massregeln,  welche 
der  Statthalter  auf  Grund  des  Diktaturparagraphen  vornehmen 
kann,  nur  gesetzliche  Massregeln  sein  können.  Zu  demselben 
Resultat  gelangt  man,  wenn  man  den  Wortlaut  des  Diktatur- 
paragraphen einer  rein  logischen  Betrachtung  unterzieht.  Der 
genannte  Paragraph  zerfallt  in  zwei  verschiedene  Theile,  welche 
durch  das  Bindewort  „insbesondere"  mit  einander  verknüpft 
sind:  Der  Statthalter  kann  alle  Massregeln  treffen,  welche  er 
zur  Abwendung  der  Gefahr  für  erforderlich  erachtet;  der  Statt- 
halter kann  insbesondere  die  in  §  9  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849 
näher  bezeichneten  Gewalten  ausüben.  Aus  dem  Bindewort  „ins- 
besondere" ist  zunächst  der  logische  Schluss  zu  ziehen,  dass 
beide  Sätze  keine  blosse  Tautologie  enthalten,  dass  Satz  II  nicht 
blos  als  eine  Definition  oder  authentische  Interpretation  von 
Satz  I  aufzufassen  ist.  Vielmehr  muss  angenommen  werden,  dass 
Satz  I  das  generelle  Prinzip  aufstellt  „alle  Massregeln"  und  dass 
Satz  II  eine  besonders  wichtige,  besonders  häufige  oder  aus 
andern  Gründen  besonders  bemerkenswerte  Anwendung  dieses 
Prinzips  enthält.  Wenn  nun  §  10  dem  Statthalter  wirklich  ein 
schrankenloses  Recht  gewährte,  so  wäre  es  doch  ganz  selbstver- 
ständlich, dass  der  Statthalter  auch  die  in  Art.  9  des  Gesetzes 
vom  9.  August  1849  genannten  Befugnisse  besitzt  und  hätte 
die  Aufzählung  dieser  verhältnissmässig  unbedeutenden  Befugnisse 
gegenüber  der  allmächtigen  Gewalt  des  Statthalters  keinen  ver- 
nünftigen Sinn  und  Zweck. 

Welchen  Sinn  soll  es  haben,  zu  erwähnen,  dass  der  Statt- 
halter bestrafte  Verbrecher  ausweisen  darf,  wenn  er  überhaupt 
jeden  Menschen,  auch  den  friedlichsten  Bürger,  der  noch  niemals 
mit  dem  Strafgesetze  in  Konflikt  gekommen  ist,  ausweisen  kann? 
Welchen  Sinn  hat  es  ferner,  zu  erwähnen,  dass  der  Statthalter 
aus  dem  in  Belagerungszustand  erklärten  Orte  oder  Bezirke  die 
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dort  nicht  ansässigen  Personen  ausweisen  darf,  wenn  er  jeden 
ansässigen  Bürger  ebenfalls  ausweisen  kann?  Welchen  Sinn  hat 
es  endlich,  zu  erwähnen,  dass  der  Statthalter  die  Bewohner  von 
Elsass-Lothringen  in  ihrer  Nachtruhe  stören,  ihnen  eine  Pistole 
oder  ein  Jagdgewehr  wegnehmen  darf  (Art.  9  Ziff.  1  und  3), 
wenn  er  mit  unbeschränkter  Gewalt  über  Leben,  Freiheit  und 
Vermögen  dieser  Personen  verfugen  kann?  Die  besondere  Her- 
vorhebung der  in  Art.  9  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  an- 
geführten Fälle  wird  erst  dann  verständlich,  wenn  man  annimmt, 
dass  der  Statthalter  auf  Grund  des  ersten  Satzes  von  §  10  nur 
gesetzliche  Massregeln  treffen  darf  und  dass  durch  den  zweiten 
Satz  des  §  10  die  gesetzliche  Kompetenz  des  Statthalters  auf  die 
in  Art.  9  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  erwähnten  Fälle  er- 
weitert worden  ist. 

Der  vierte  Satz  des  Diktaturparagraphen  lässt  gleichfalls 
darauf  schliessen,  dass  dieser  Paragraph  nicht  eine  schrankenlose, 
sondern  nur  eine  beschränkte  Gewalt  begründet.  Wenn  in  Satz  IV 
gesagt  ist,  dass  der  Oberpräsident  „zu  polizeilichen  Zwecken" 
die  in  Elsass-Lothringen  stehenden  Truppen  requiriren  könne, 
so  muss  aus  dieser  Einschränkung  gefolgert  werden,  dass  zu 
anderen  Zwecken,  z.  B.  zum  Zwecke  der  Landesverteidigung,  der 
Oberpräsident  die  fraglichen  Truppen  nicht  requiriren  kann. 

Alle  diese  Erwägungen  fuhren  zu  dem  Resultat,  dass  die  in 
§  10  erwähnten  Massregeln  nur  gesetzliche  Massregeln  sein 
können. 

IV. 

Ein  wichtiges  Mittel  für  die  Auslegung  des  Diktaturpara- 
graphen ist  bei  dem  Mangel  von  Motiven  und  Parlamentsverhand- 
lungen der  Zusammenhang,  in  welchem  dieser  Paragraph  mit 
anderen  Bestimmungen  desselben  Gesetzes  steht.  Das  Landes- 
gesetz vom  30.  Dez.  1871  regelt  zweifellos  nur  die  Verwaltung, 
nicht  auch  die  Gesetzgebung,  denn  letztere  war  bereits  durch 
§  3  Abs.  2  und  4  des  Reichsgesetzes  vom  9.  Juni  1871  in  er- 
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schöpfender  Weise  geordnet  worden.  Das  Gesetz  vom  30.  Dez. 
1871  regelt  ferner  nicht  alle  Zweige  der  Verwaltung,  denn  für 
die  Justizverwaltung  und  für  die  Forstverwaltung  sind  theils  vor- 
her, theila  gleichzeitig  die  Spezialgesetze  vom  14.  Juli  1871  und 
30.  Dez.  1871  erlassen  worden.  Das  Gesetz  vom  30.  Dez.  1871 
regelt  endlich  nicht  die  Centralverwaltung,  sondern  nur  die  Pro- 
vinzial-  und  die  Lokal  Verwaltung,  denn  die  Befugnisse  der  franzö- 
sischen Minister  sind  bereits  vorher  durch  §  4  des  Reichsgesetzes 
vom  9.  Juni  1871  auf  den  Reichskanzler  übergegangen  und  nach- 
her durch  die  Bekanntmachung  vom  29.  Jan.  1872  von  dem 
Reichskanzler  theilweise  dem  Oberpräsidenten  delegirt  worden. 
Das  Gesetz  vom  30.  Dez.  1871  bezieht  sich  also  lediglich  auf 
einen  Theil  der  allgemeinen  Staatsverwaltung,  nämlich  auf  die 
Pro  vinzial-,  Bezirks-  und  Kreis  Verwaltung.  Auf  diesem  Gebiet  der 
inneren  Verwaltung  nun  zählt  das  Gesetz  die  neuen  Behörden 
auf,  die  an  die  Stelle  der  französischen  Verwaltungsbehörden 
treten.  Dasselbe  bestimmt  den  räumlichen  Wirkungskreis  der 
neuen  Verwaltungsbehörden  (§§  1 — 3),  sowie  die  sachlichen  Be- 
fugnisse derselben  (§§  4 — 23). 

Das  Gesetz  vom  30.  Dez.  1871  ist  also  ausschliesslich  Orga- 
nisations-  und  Kompetenz-Gesetz.  Es  regelt  die  örtliche  und 
sachliche  Kompetenz  der  Behörden  der  inneren  Verwaltung. 

Nun  wäre  es  doch  sehr  merkwürdig,  wenn  an  einer  ver- 
steckten, in  keiner  Weise  erkennbar  gemachten  Stelle  dieses  Ge- 
setzes unter  der  harmlosen  Rubrik  „Kaiserlicher  Ratha  ganz  un- 
erwartet eine  Bestimmung  getroffen  wäre,  welche  dem  Oberpräsi- 
denten das  Recht  gäbe,  zwingende  Vorschriften  der  Reichs-  und 
Landesgesetze  zu  suspendiren,  abzuändern,  aufzuheben  oder  nach 
Belieben  als  dispositive  Rechtssätze  zu  behandeln.  Die  genannte 
Gesetzesbestimmung  hätte  den  Oberpräsidenten  mit  einem  Schlage 
zum  mächtigsten  Manne  nicht  blos  im  Reichslande,  sondern  in 
ganz  Deutschland  gemacht.  Die  genannte  Gesetzesbestimmung 
hätte  dem  Oberpräsidenten  —  also  einem  abhängigen,  dem  Reichs- 
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kanzler  untergeordneten  Verwaltungsbeamten  —  eine  weit  gros- 
sere Macht  verliehen7  als  sie  sein  Vorgesetzter,  der  Reichs- 
kanzler, und  selbst  der  Kaiser  in  Elsass-Lothringen  hatten.  Be- 
züglich des  Kaisers  bestimmt  §  8  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1873 
ausdrücklich:  „Auch  nach  Einfuhrung  der  Verfassung  und  bis  zu 
anderweiter  gesetzlicher  Regelung  kann  der  Kaiser  unter  Zustim- 
mung des  Bundesraths,  während  der  Reichstag  nicht  versammelt 
ist,  Verordnungen  mit  gesetzlicher  Kraft  erlassen.  Dieselben 
dürfen  nichts  bestimmen,  was  der  Verfassung  oder  den  in 
Elsass-Lothringen  geltenden  Reichsgesetzen  zuwider  ist 
und  sich  nicht  auf  solche  Angelegenheiten  beziehen,  in  welchen 
nach  §  3  Abs.  2  des  die  Vereinigung  von  Elsass-Lothringen  mit 
dem  Deutschen  Reiche  betreffenden  Gesetzes  vom  9.  Juni  1871 
die  Zustimmung  des  Reichstags  erforderlich  ist."  —  Die  genannte 
Gesetzesbestimmung  hätte  ferner  dem  Oberpräsidenten  eine  grös- 
sere Macht  verliehen,  als  sie  der  Kaiser  im  Deutschen  Reiche 
besitzt,  denn  der  Kaiser  kann  im  Reiche  zweifellos  weder  Rechts- 
verordnungen noch  Verwaltungs Verfügungen  erlassen,  die  mit  den 
bestehenden  Reichsgesetzen  in  Widerspruch  stehen39.  Die  ge- 
nannte Gesetzesbestimmung  hätte  dem  Oberpräsidenten  sogar  eine 
grössere  Macht  verliehen,  als  sie  die  Könige  von  Preussen  im 
preussischen  Staate  besitzen.  Art.  63  der  preussischen  Verfas- 
sung vom  31.  Jan.  1850  schreibt  ausdrücklich  vor:  „Nur  in  dem 
Falle,  wenn  die  Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  oder 
die  Beseitigung  eines  ungewöhnlichen  Nothstandes  es  dringend 
erfordert,  können,  insofern  die  Kammern  nicht  versammelt  sind, 
unter  Verantwortlichkeit  des  gesammten  Staatsministeriums  Ver- 
ordnungen, die  der  Verfassung  nicht  zuwiderlaufen,  mit 
Gesetzeskraft  erlassen  werden. u  —  Die  genannte  Gesetzesbestim- 
mung hätte  endlich  dem  Oberpräsidenten  eine  grössere  Macht 
verliehen,  als  sie  selbst  die  absoluten  preussischen  Könige  Fried- 


89  Ljlband:  „Deutsches  Staatsrecht"  (dritte  Auflage),  Bd.  I  S.567,  677. 
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rieh  Wilhelm  III.  und  Friedrich  Wilhelm  IV.  vor  Einführung 
der  preu8sischen  Verfassung  besessen  haben.  Diese  absoluten 
preussischen  Monarchen  hatten  zwar  die  Befugniss,  die  bestehen- 
den Gesetze  jeder  Zeit  aufzuheben  oder  abzuändern,  aber  nicht 
die  Befugniss,  dieselben  formell  bestehen  zu  lassen  und  doch  im 
konkreten  Falle  über  die  Schranken  der  Gesetze  hinauszugehen. 
Ein  lehrreiches  Beispiel  bietet  in  dieser  Beziehung  die  Geschichte 
des  berühmten  preussischen  Gesetzes  vom  17.  Jan.  1820  betr. 
die  künftige  Behandlung  des  gesammten  Staatsschulden wesens40. 
Dasselbe  bestimmt  in  §  II :  „Sollte  der  Staat  künftig  zu  seiner 
Erhaltung  oder  zur  Förderung  des  allgemeinen  Besten  in  die 
Notwendigkeit  kommen,  zur  Aufnahme  eines  neuen  Darlehens 
zu  schreiten,  so  kann  solches  nur  unter  Zuziehung  und  unter 
Mitgarantie  der  künftigen  reichsständischen  Verfassung 
geschehen."  —  Als  nun  die  Entwicklung  des  preussischen  Eisen- 
bahnwesens eine  Staatsanleihe  nöthig  machte,  hatte  der  König 
die  Wahl,  das  Gesetz  vom  17.  Jan.  1820  aufzuheben  oder  die 
Zustimmung  der  in  dem  Gesetz  vorgesehenen  Reichsstände  einzu- 
holen- Er  konnte  aber  nicht  das  Gesetz  formell  bestehen  lassen 
und  trotzdem  ohne  Zustimmung  der  Reichsstände  eine  Anleihe 
für  den  preussischen  Staat  aufnehmen.  Es  ist  bekannt,  dass  dieses 
Dilemma  zur  Einberufung  des  Vereinigten  Landtags  geführt  hat. 
Eine  Gesetzesbestimmung,  welche  dem  Oberpräsidenten 
grössere  Machtbefugnisse  einräumte,  als  sie  die  absoluten  Könige 
von  Preussen  besessen  haben,  gehörte  überhaupt  nicht  in  ein 
Verwaltungsgesetz,  sondern  in  das  Verfassungsgesetz  vom  9.  Juni 
1871.  Wenn  aber  doch  eine  solche  Bestimmung  in  ein  Verwal- 
tungsgesetz aufgenommen  wäre,  so  hätte  sie  jedenfalls  als  die 
allerwichtigste  Bestimmmung  an  der  Spitze  dieses  Gesetzes  stehen 
müssen,  und  nicht  in  einem  verborgenen  Winkel  dieses  Gesetzes 
unter  der  gänzlich  unpassenden  Rubrik  „Kaiserlicher  Rathu. 
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Aus  der  Stellung,  welche  der  Diktaturparagraph  in  dem  Ge- 
setz vom  30.  Dez.  1871  erhalten  hat,  sowie  aus  den  übrigen  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  ist  zu  schliessen,  dass  dieser  Para- 
graph gar  nicht  die  Tragweite  hat,  welche  die  herrschende  Theorie 
ihm  beilegt^  dass  dieser  Paragraph  lediglich  eine  Kompetenz- 
bestimmung  enthält,  wie  alle  übrigen  Paragraphen  desselben  Ge- 
setzes. Der  Sinn  des  Diktaturparagraphen  ist  lediglich  folgender: 
Bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  hat  der  Oberpräsdent 
eine  erweiterte  Kompetenz;  bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicher- 
heit kann  der  Oberpräsident  alle  Massregeln  der  inneren  Ver- 
waltung vornehmen,  welche  nach  den  bestehenden  Gesetzen  rar 
Kompetenz  des  Reichskanzlers  (§  6  des  Gesetzes  vom  30.  Dez. 
1871),  eventuell  auch  des  Kaisers  (§  18  a.  a.  O.)  oder  der  MQitir- 
behörden  (Art.  9  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849)  gehören.  Der 
Diktaturparagraph  bestimmt  also  für  die  Verwaltung  genau  das- 
selbe, was  §  163  der  Strafprozessordnung  für  die  Gerichte  be- 
stimmt, nämlich:  Bei  Gefahr  im  Verzuge  ist  der  Oberprasidec: 
ermächtigt  und  verpflichtet,  die  augenblicklich  erforderlichen 
Verwaltungshandlungen  vorzunehmen,  auch  wenn  diese  Verwal- 
tungshandlungen  unter  normalen  Verhältnissen  nicht  zu  seiner 
Kompetenz,  sondern  zur  Kompetenz  anderer  Verwaltungsbe- 
hörden gehören.  Diese  Verwaltungshandlungen  müssen  selbstver- 
ständlich gesetzmässige  sein,  ebenso  wie  die  in  §  163  der  Straf- 
prozessordnung erwähnten  richterlichen  Handlangen  gesetzm&sspr 
sind,  obwohl  dies  in  dem  Gesetz  nicht  ausdrücklich  hervorge- 
hoben ist. 

In  diesem  Sinne  ist  der  Diktaturparagraph  auch  von  dem 
Abgeordneten  von  Puttkamer-Fraustadt,  dem  heutigen  Staats- 
sekretär der  Reichslande  —  also  gewiss  einem  kompetenten  Be- 
urtheiler  —  in  der  Reichstagssitzung  vom  3.  März  1874  ausgelegt 
worden.  Derselbe  hat  in  der  genannten  Sitzung  wörtlich  Folgendes 
erklärt:  „Ich  frage,  was  will  der  Eingang  des  Paragraphen  be- 
sagen?   Zunächst   regelt   derselbe   die   Kompetenz.     Die 


—    567    — 

französische  Gesetzgebung  kennt  keinen  Oberpräsidenten.  Die 
Ausnahmsmassregel,  die  Handhabung  des  Belagerungszustandes 
liegt  in  Frankreich  in  der  Befugniss  des  Ministers  des  Innern  und 
bezw.  der  Präfekten.  Nachdem  nun  das  Oberpräsidium  etablirt 
war,  regelt  diese  Vorschrift  zunächst  die  Kompetenz  zwischen 
dem  Oberpräsidenten  einerseits  und  dem  Reichskanzler  als  Minister 
und  den  Präfekten  andererseits.  Sie  sagt  ganz  einfach:  die  Sorge 
für  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ruhe  und  Sicherheit, 
die  nach  der  bisher  geltenden  Gesetzgebung  dem  Minister  und 
Präfekten  obliegt,  ist  übertragen  auf  den  Oberpräsidenten.  Das 
ist  der  erste  Theil  der  Vorschrift  —  sehr  unverfänglicher 
Natur.  Wenn  weiter  das  Gesetz  dahin  geht,  zu  bestimmen, 
dass  der  Oberpräsident  befugt  sein  soll,  zu  thun,  was  er  zur  Ab* 
wendung  der  Gefahr  für  erforderlich  erachtet,  insbesondere  befugt 
sein  soll,  die  Gewalten  auszuüben,  welche  im  Fall  des  Belage- 
rungszustandes die  Militärbehörden  haben,  so  ist  nach  meiner 
Auffassung  sehr  klar  damit  ausgesprochen,  dass  dieser  weitere 
Theil  des  §  10  die  Befugnisse  des  Oberpräsidenten  begrenzt  und 
dass  desshalb,  wenn  die  im  ersten  Satze  stehende  Generalklausel 
anordnet:  derselbe  darf  alle  Massregeln  treffen,  die  er  für  not- 
wendig erachtet,  hiermit  nur  gesagt  sein  kann:  insoweit  diese 
Massregeln  innerhalb  des  Rahmens  der  Gesetze  zulässig 
sind.  Ich  glaube,  der  Oberpräsident  von  Elsass-Lothringen 
würde,  wenn  er  auf  Grund  des  §  10  mit  dem  Strafgesetze  in 
Konflikt  treten  wollte,  die  Erfahrung  machen,  dass  ihn  dieser 
Paragraph  keineswegs  über  das  gemeine  Recht  erhebt, 
dass  er  vielmehr  den  allgemeinen  Reichs-  und  Landes- 
gesetzen unterliegt,  wie  jeder  Andere"41. 


41  Reichstags  Verhandlungen  vom  3.  März  1874  (Sten.  Ber.  S.  207).  — 
In  der  Reichstagssitzung  vom  80.  Jan.  1895  hat  der  Staatssekretär  v.  Pütt- 
kam  kr  dieBe  Ansicht  wieder  aufgegeben  und  die  Theorie  der  actes  de  gou- 
verneroent  vertheidigt. 
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V. 

Zu  demselben  Resultat,  welches  im  vorigen  Abschnitt  ent- 
wickelt worden  ist,  führt  eine  ganze  Reihe  anderer  Erwägungen: 

In  §  5  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  ist  bestimmt,  dass 
der  Oberpräsident  für  gleichmässige  Ausführung  der  Gesetze 
und  Verordnungen  zu  sorgen  hat.  Für  Ausführung  der  Gesetze 
kann  der  Oberpräsident  nur  dann  sorgen,  wenn  er  selbst  die 
Gesetze  beobachtet  und  Andere  zur  Beobachtung  der  Gesetze 
veranlasst.  Wie  ist  es  nun  denkbar,  dass  der  Oberpräsident  durch 
§  5  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  zur  Beobachtung  der  be- 
stehenden Gesetze  verpflichtet,  nach  §  10  desselben  Gesetzes  aber 
von  der  Beobachtung  der  bestehenden  Gesetze  entbunden  sein 
soll?  Wenn  die  herrschende  Auslegung  des  §  10  richtig  wäre, 
so  müsste  doch  hier  eine  unlösbare  Antinomie  vorliegen  und  schon 
aus  diesem  Grunde  §  10  unverbindlich  sein. 

Nach  §  10  des  Reichsbeamtengesetzes ,  welches  'gemäss 
Art.  I  Abs.  2  des  elsass-lothringischen  Gesetzes  vom  23.  Dez.  1873 
auch  auf  die  elsass-lothringischen  Landesbeamten  Anwendung 
findet,  hat  jeder  Reichsbeamte  die  Verpflichtung,  das  ihm  über- 
tragene Amt  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  entspre- 
chend gewissenhaft  wahrzunehmen  und  nach  §  13  desselben  Ge- 
setzes ist  jeder  Reichsbeamte  für  die  Gesetzmässsigkeit  seiner 
amtlichen  Handlungen  verantwortlich«  Der  Oberpräsident  war 
zweifellos  ebenso  ein  elsass-lothringischer  Landesbeamter  wie  der 
Reichskanzler  ein  Reichsbeamter  ist  (Art.  II  Ziff.  1  des  Gesetzes 
vom  23.  Dez.  1873,  §  25  des  Reichsbeamtengesetzes).  Das  Gesetz 
vom  23.  Dez.  1873  ist  von  demselben  Gesetzgeber  erlassen  worden, 
wie  das  Gesetz  vom  30.  Dez.  1871;  dasselbe  ist  später  erlassen 
worden  als  das  Gesetz  vom  30.  Dez.  1871;  letzteres  enthält  nach 
der  herrschenden  Meinung  keine  Spezialvorschrift,  sondern  eine 
Generalvollmacht,  es  ist  also  absolut  kein  juristischer  Grund  er- 
sichtlich, wesshalb  §  10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  nicht 
durch  §§  10  und  13   des  Reichsbeamtengesetzes   modifizirt  und 
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eingeschränkt  sein  soll.  Wenn  also  §  10  des  Gesetzes  vom 
30.  Dez.  1871  jemals  die  Tragweite  besessen  hätte,  welche  die 
herrschende  Doktrin  ihm  beilegt,  so  wäre  diese  Tragweite  durch 
§§  10  und  13  des  Gesetzes  vom  31.  März  bezw.  23.  Dez.  1873 
längst  wieder  auf  das  normale  Mass  aller  Beamtenkompetenzen 
zurückgeführt  worden. 

Nach  Art.  17  der  Reichsverfassung  hat  der  Kaiser  die  Aus- 
führung der  Reichsgesetze  zu  überwachen.  Wie  ist  es  nun 
denkbar,  dass  derselbe  Kaiser  ein  elsass-lothringisches  Landes- 
gesetz erlassen  soll,  in  welchem  er  einen  einzelnen  Beamten  gegen 
die  Vorschrift  der  Reichsverfassung  von  Beobachtung  der  Reichs- 
gesetze dispensirt? 

VI. 

Aus  dem  Wortlaut  des  Diktaturparagraphen  ist  gefolgert 
worden,  dass  der  Oberpräsident  bei  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit  „alle  in  der  Staatsgewalt  liegenden  Befug- 
nisse", welche  zur  Abwendung  der  Gefahr  dienlich  seien,  aus- 
üben könne 4a.  Zu  den  in  der  Staatsgewalt  liegenden  Befugnissen 
gehört  zweifellos  das  Recht  der  Gesetzgebung.  Die  Ausübung 
dieses  Rechts  der  Gesetzgebung  kann  unter  Umständen  ein  sehr 
geeignetes  Mittel  sein,  um  eine  drohende  Gefahr  für  die  öffent- 
liche Sicherheit  durch  Aufhebung  oder  Suspension  bestehender 
Gesetze,  sowie  durch  Einführung  neuer  Gesetze  zu  bekämpfen. 
Wenn  der  Diktaturparagraph  wirklich  eine  Delegation  des  Rechts 
der  Gesetzgebung  an  den  Oberpräsidenten  enthielte,  so  wäre  diese 
Delegation  schon  längst  wieder  erloschen.  Das  Gesetz  vom 
30.  Dez.  1871  ist  vom  Kaiser  mit  Zustimmung  des  Bundesraths 
ohne  Befragung  des  Reichstags  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes 
vom  9.  Juni  1871  erlassen  worden.  §  3  des  Gesetzes  vom 
9.  Juni  1871  aber  hat  dem  Kaiser  nur  ein  zeitlich  begrenztes 
Gesetzgebungsrecht  übertragen,  nämlich  ein  Gesetzgebungsrecht, 
welches  auf  den  Zeitraum  vom  28.  Juni  1871  bis  31.  Dez.  1873 


41  Leoni:  „VerfassuDgsrecht",  S.  91. 
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beschränkt  war.  Wenn  aber  der  Kaiser  nur  ein  zeitlich  begrenztes 
Gesetzgebungsrecht  hatte,  so  konnte  er  dieses  Gesetzgebungsrecht 
auch  nur  für  die  Dauer  seiner  eigenen  Berechtigung  delegiren, 
denn  „nemo  plus  juris  in  alium  transferre  potest  quam  ipse 
habet".  Falls  also  der  Oberpräsident  jemals  die  Befugniss  gehabt 
haben  sollte,  bestehende  Gesetze  zu  suspendiren,  aufzuheben  oder 
abzuändern,  sowie  neue  Gesetze  einzuführen ,  so  wäre  diese  Be- 
fugniss bereits  am  31.  Dez.  1873  erloschen.  Dazu  kommt,  dass 
die  Massregeln,  welche  in  Suspension,  Aufhebung,  Aenderung 
von  bestehenden  Gesetzen  oder  in  Einfuhrung  von  neuen  Ge- 
setzen bestanden,  in  dem  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  hätten 
verkündet  werden  müssen43  und  dass  von  den  Massregeln,  welche 
der  Oberpräsident  und  der  Statthalter  auf  Grund  des  Diktatur- 
paragraphen getroffen  haben,  keine  einzige  in  dem  fraglichen  Ge- 
setzblatt verkündet  worden  ist. 

§  3  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1871  hat  dem  Kaiser  nicht 
blos  ein  zeitlich  begrenztes,  sondern  auch  ein  sachlich  be- 
schränktes Gesetzgebungsrecht  delegirt.  Kaiser  und  Bundes- 
rath  konnten  auf  Grund  des  §  3  des  genannten  Gesetzes  in 
Elsass-Lothringen  kein  Gesetz  erlassen,  das  eine  finanzielle  Be- 
lastung des  Reichs  zur  Folge  hatte.  Folglich  konnten  auch  Kaiser 
und  Bundesrath  dem  Oberpräsidenten  nicht  die  Befugniss  dele- 
giren,  Massregeln  zu  treffen,  welche  das  Reich  finanziell  be- 
lasteten; folglich  findet  die  angeblich  schrankenlose  Gewalt  des 
Oberpräsidenten  an  dem  Recht  des  Reichstags,  bei  finanzieller 
Belastung  des  Reiches  mitzuwirken,  ihre  Schranke. 

YIL 
Zum  Begriff  eines  jeden  Gesetzes  im  materiellen  Sinne  ge- 
hört nicht  blos  die  Aufstellung  eines  Rechtssatzes,  sondern  auch 
die  Ausstattung  dieses  Rechtssatzes  mit  verbindlicher  Kraft,  mit 


u  §  1  des  els.-lothr.  Gesetzes  vom  3.  Juli  1871. 
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äusserer  Autorität44.  Die  Gesetze,  welche  den  Organen  des 
Staates  Rechte  gegenüber  den  Unterthanen  beilegen,  müssen  also 
verbindliche  Kraft  gegenüber  den  Unterthanen  haben;  ebenso 
müssen  die  Gesetze,  welche  den  Unterthanen  Rechte  gegenüber 
den  Organen  des  Staates  verleihen,  für  letztere  verbindlich  sein, 
denn  jedem  Rechte  steht  eine  entsprechende  Pflicht  gegenüber; 
jeder  Rechtssatz  hat  stets  ein  Gebot  oder  Verbot  zum  Gegen- 
stande45. 

Wenn  nun  das  Gesetz  den  Organen  des  Staates  allgemeine 
Vollmacht  ertheilte,  die  Gesetze  nach  Belieben  zu  beobachten 
oder  nicht  zu  beobachten,  so  würde  diesen  Gesetzen  ihre  ver- 
bindliche Kraft  entzogen;  sie  würden  aus  Rechtssätzen  in  Sätze 
der  Moral,  der  Rechtsphilosophie  oder  des  allgemeinen  Staats- 
rechts umgewandelt  werden. 

Aus  dem  Begriff  des  Gesetzes  folgt  also,  dass  eine  clausula 
generalis,  welche  einer  Behörde  die  Vollmacht  verleiht,  nach  Be- 
lieben die  bestehende  Rechtsordnung  zu  respektiren  oder  nicht 
zu  respektiren,  unzulässig  und  ungültig  ist. 

vm. 

Die  durch  den  Diktaturparagraphen  dem  Oberpräsidenten 
übertragenen  ausserordentlichen  Gewalten  enthalten  in  Wirklich- 
keit gar  nichts  Neues.  Otto  Mayer  hat  in  seiner  „Theorie  des 
französischen  Verwaltungsrechts"  bereits  darauf  hingewiesen,  dass 
§10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  fast  wörtlich  eine  Be- 
stimmung reproduzirt,  die  bereits  in  der  Instruktion  für  die 
preussischen  Oberpräsidenten  vom  30.  Dez.  1825  enthalten  ist. 
§  11  dieser  Instruktion  lautet: 

„Als  Stellvertreter  der  obersten  Staatsbehörden  sind  die 
Oberpräsidenten 


44  L aband:  „Deutsches  Staatsrecht"  (dritte  Auflage),  Bd.  I  S.  490. 
4ft  Seligmann:  „Der  Begriff  des  Gesetzes  im  materiellen  und  formellen 
Sinne",  S.  80.    Berlin  und  Leipzig  1886. 
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1.  die  nächste  Instanz  bei  Konflikten  der  Regierungen  unter 
sich  und  mit  den  für  andere  Verwaltungsangelegenheiten 
verordneten  besonderen  Behörden, 

2.  ermächtigt  und  verpflichtet,  bei  ausserordentlichen 
Ereignissen  und  Gefahr  im  Verzuge  die  augen- 
blicklich erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen, 
ingleichen 

3.  bei  eingetretenem  Kriege  und  vorhandener 
Kriegsgefahr  bis  zu  etwaigen  anderweitigen  An- 
ordnungen die  gesammte  Civilverwaltung  zu  über- 
nehmen"46. 

§  11  der  Instruktion  vom  31.  Dez.  1825  setzt  also  ausser- 
ordentliche Ereignisse  und  „Gefahr  im  Verzuge"  voraus, 
während  §  10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  eine  „Gefahr 
für  die  öffentliche  Sicherheit"  zur  Voraussetzung  hat.  §  11 
der  preussischen  Instruktion  ermächtigt  die  preussischen  Ober- 
präsidenten, die  „augenblicklich  erforderlichen"  Anordnungen 
zu  treffen;  §  10  des  elsass-lothringischen  Gesetzes  ermächtigt  den 
reichsländischen  Oberpräsidenten,  „alle  Massregeln  unge- 
säumt" zu  treffen,  welche  er  zur  Abwendung  der  Gefahr  für 
erforderlich  erachtet". 

Ich  glaube,  selbst  der  schärfste  logische  Kopf  wird  keinen 
wesentlichen  Unterschied  zwischen  diesen  Bestimmungen  der 
preussischen  Verordnung  und  des  elsass-lothringischen  Gesetzes 
konstruiren  können,  zwischen  der  „Gefahr  im  Verzuge"  und 
der  „Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit",  zwischen  „An- 
ordnungen" und  „Massregeln",  zwischen  Anordnungen,  die 
zur  Abwendung  der  Gefahr  erforderlich  sind  und  Anordnungen, 
die  der  Oberpräsident  zur  Abwendung  der  Gefahr  für  erforderlich 
hält,  zwischen  den  Massregeln,  die  „augenblicklich"  und  den 
Massregeln,   die   „ungesäumt"    zu  treffen  sind.     Sowohl  nach 


46  Gesetzsammlung  für  die  Preussischen  Staaten,  1826,  No.  1  S.  1 — 5. 
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dem  Wortlaut  der  Instruktion  von  1825  wie  nach  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes  von  1871  ist  der  Oberpräsident  ermächtigt,  in 
Fällen  einer  drohenden  Gefahr  nach  seinem  diskretionären  Er- 
messen Handlungen  vorzunehmen,  die  unter  normalen  Verhält- 
nissen —  bei  Abwesenheit  einer  Gefahr  —  zur  Kompetenz  der 
höheren  Instanzen,  der  „obersten  Staatsbehörden"  gehören  würden. 
Gleichwohl  ist  es  noch  keinem  preussischen  Juristen  eingefallen, 
aus  dem  Wortlaut  der  Instruktion  von  1825  zu  folgern,  die  preus- 
sischen Oberpräsidenten  hätten  ein  schrankenloses  Recht,  sie 
könnten  sich  nach  Belieben  über  die  bestehenden  Reichs-  und 
Landes-Gesetze  hinwegsetzen.  Es  ist  auch  selbst  dem  radikalsten 
Fortschrittsmanne  noch  niemals  eingefallen,  zu  behaupten,  die 
preussischen  Provinzen  seufzten  unter  dem  eisernen  Joche  des  §  11 
der  Verordnung  von  1825 47,  über  den  preussischen  Provinzen 
schwebe  das  Damoklesschwert  ihrer  Oberpräsidenten48,  in  Folge 
der  den  preussischen  Oberpräsidenten  übertragenen  ausserordent- 
lichen Gewalten  seien  die  Zustände  in  den  preussischen  Provinzen 
mit  Heloten-Zuständen49  und  die  Bewohner  dieser  Provinzen  mit 
Kettenhunden  zu  vergleichen,  denen  der  Oberpräsident  ihre  Kette 
bald  lockere,  bald  schärfer  anziehe60. 

Da  nun  die  Institution  des  Oberpräsidenten  eine  spezifisch 
preussische  Einrichtung  ist,  welche  in  keinem  anderen  Staate  der 
Welt  existirt,  so  ist  der  Schluss  gerechtfertigt,  dass  §  10  des 
Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  lediglich  eine  Kopie  der  Instruktion 


47  Rede  des  Abgeordneten  Simonis  in  der  Reichstagssitzung  vom  17.  März 
1877  (Sten.  Ber.  S.  204). 

48  VgL  Bede  des  Abgeordneten  Windthorst  in  der  Reichstagssitzung 
vom  10.  Dez.  1875  (Sten.  Ber.  S.  529,  533)  und  viele  Reichstagsreden  eis.- 
lothr.  Abgeordneten,  in  denen  die  Phrase  von  dem  „Damoklesschwert"  mit 
Vorliebe  gebraucht  wird. 

49  Rede  des  Abgeordneten  Wintkrsb  in  der  Reichstagssitzung  vom 
17.  März  1877  (Sten.  Ber.  S.  224). 

M  Rede  des  Abgeordneten  Preiss  in  der  Reichstagssitzung  vom 
31.  Jan.  1895  (Sten.  Ber.  S.  623). 
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vom  31.  Dez.  1825  ist,  dass  der  genannte  §  10  weiter  nicht* 
bedeutet  ah:  „Bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  kann  der 
Oberpräsident  alle  Verwaltungshandlungen  vornehmen,  die  nach 
der  bestehenden  Gesetzgebung  den  obersten  Landesbehörden  — 
dem  Reichskanzler  und  dem  Kaiser  —  vorbehalten  waren. - 


IX. 

Es  bleiben  noch  verschiedene  Argumente  zu  widerlegen« 
welche  von  den  Vertretern  abweichender  Ansichten  zur  Begründung 
dieser  Ansichten  geltend  gemacht  worden  sind. 

von  Stengel  hat  in  seiner  bereits  erwähnten  Abhandlung 
die  Ansicht  aufgestellt,  der  Diktaturparagraph  sei  schon  bei  Ein- 
führung der  Reichsverfassung  durch  Art.  68  dieser  Verfassung 
beseitigt  worden.  Dieser  Ansicht  kann  indessen  nicht  beige- 
pflichtet werden,  da  der  Diktaturparagraph  in  dem  nach  Ein- 
führung der  Reichsverfassung  erlassenen  Reichsgesetz  vom 
4.  Juli  1879  (§  2)  so  wie  in  dem  Entwurf  eines  Reichsgesetzes 
betreffend  den  Belagerungszustand  in  Elsass  -  Lothringen  vom 
20.  Febr.  1892  (§  18)  ausdrücklich  als  fortbestehend  erwähnt  ist 

Leoni  folgert  aus  der  Thatsache,  dass  der  Diktaturparagraph 
in  dem  Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1879  erwähnt  wird,  dass  „durch 
die  Bezugnahme  in  einem  Reichsgesetz"  die  formale 
Schranke  des  Diktaturparagraphen,  welche  Ausnahmen  von  dem 
Reichsrecht  nicht  gestattet,  gefallen  sei  und  dass  der  Statthalter 
auf  Grund  der  Diktaturbefugnisse  auch  Reichsrecht  brechen 
könne 52. 

Diese  Ansicht  muss  ebenfalls  als  unrichtig  bezeichnet  werden. 
Es  giebt  sehr  viele  Landesgesetze,  auf  welche  in  einem  Reichs- 
gesetze Bezug  genommen  ist  und  welche  trotz  dieser  Bezug- 
nahme Landesgesetze  geblieben  sind,   z.   B.   die  zahlreichen,  m 


51  Hirth's  Annalen,  1878,  S.  127  ff.;  vgl.  auch  die  Rede  des  Abgeord- 
neten Kable  in  der  Reichstagssitzung  vom  21.  Juni  1879  (Sien.  Ber.  S.  1741 . 
M  Leoni:  „Verfassungsrecht",  S.  91. 
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den  Einfuhrungsgesetzen  zu  den  Reichsjustizgesetzen  erwähnten 
Landesgesetze.  U.  A.  schreiben  §  5  des  Einführungsgesetzes 
zum  Gerichtsverfassungsgesetz,  §  5  des  Einfuhrungsgesetzes  zur 
Civilprozessordnung,  §  4  des  Einfuhrungsgesetzes  zur  Strafprozess- 
ordnung und  §  7  des  Einfuhrungsgesetzes  zur  Konkursordnung 
übereinstimmend  vor,  dass  in  Ansehung  der  Landesherren  und 
der  Mitglieder  der  landesherrlichen  Familien  sowie  der  Mit- 
glieder der  fürstlichen  Familie  Hohenzollern  die  Bestimmungen  der 
Reichsjustizgesetze  nur  insoweit  Anwendung  finden,  als  nicht  be- 
sondere Vorschriften  der  Hausverfassungen  und  der 
Landesgesetze  abweichende  Bestimmungen  enthalten.  Trotz 
dieser  Bezugnahme  in  vier  verschiedenen  Reichsgesetzen  sind 
die  fraglichen  Hausverfassungen  und  Landesgesetze  zweifellos 
keine  Reichsgesetze  geworden  und  können  in  derselben  Weise 
wie  früher  d.  h.  ohne  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Faktoren 
des  Reiches  geändert  werden.  Wesshalb  soll  nun  die  Bezugnahme 
in  dem  Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1879  eine  andere  Wirkung 
haben  als  die  Bezugnahme  in  den  Reichsgesetzen  vom  27.  Jan. 
1877,  30.  Jan.  1877,  1.  Febr.  1877  und  10.  Febr.  1877?  Wess- 
halb sollen  die  Landesgesetze,  auf  welche  in  den  vier  genannten 
Reichsgesetzen  Bezug  genommen  ist,  Landesgesetze  geblieben 
und  das  Landesgesetz,  auf  welches  in  dem  Reichsgesetz  vom 
4.  Juli  1879  Bezug  genommen  ist,  ein  Reichsgesetz  geworden 
sein?  Dazu  kommt,  dass  §  10  des  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871 
ja  nicht  das  einzige  Landesgesetz  ist,  auf  welches  in  dem  Reichs- 
gesetz vom  4.  Juli  1879  Bezug  genommen  wird.  Sollen  nun 
alle  Landesgesetze,  auf  welche  in  dem  erwähnten  Reichsgesetz 
Bezug  genommen  ist,  Reichsgesetze  geworden  sein?  —  also  auch 
das  Gesetz  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  Beamten  und 
Lehrer  vom  23.  Dez.  1873  (§  6),  §  2  des  Gesetzes  betreffend 
die  Kautionen  der  Beamten  des  Staates,  der  Gemeinden  und  der 
öffentlichen  Anstalten  vom  15.  Okt.  1873  (§  8)  und  §  8  des 
Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  (§  11)?    Dann  müssen  auch  alle 

37* 
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diejenigen  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  die  Befugnisse 
und  Obliegenheiten  des  Reichskanzlers  in  elsass- lothringischen 
Landes- Angelegenheiten  betreffen,  Reichsgesetze  geworden  sein, 
zumal  da  diese  Gesetze  und  Verordnungen  mit  dem  Diktatur- 
paragraphen zusammen  in  demselben  Paragraphen  erwähnt  werden 
(§  2  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli  1879).  Welchen  Zweck 
aber  soll  der  Gesetzgeber  damit  verfolgt  haben,  jede  noch  so 
geringfügige  Veränderung  in  der  durch  Landesgesetze  begründeten 
Kompetenz  des  Statthalters  an  die  Zustimmung  der  gesetzgebenden 
Faktoren  des  Reiches  zu  binden?  Denkbar  ist  ja  natürlich,  dass 
der  Gesetzgeber  den  §  10  des  Landesgesetzes  vom  30.  Dez.  1871 
aufheben  und  an  seiner  Stelle  ein  gleichlautendes  Reichsgesetz 
erlassen  wollte.  Aber  eine  solche  Absicht  des  Gesetzgebers  kann 
weder  aus  den  Motiven  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli  1879 
noch  aus  den  parlamentarischen  Verhandlungen  gefolgert  werden. 
Der  Abgeordnete  Windthorst  hat  im  Gegentheil  bei  Berathnng 
des  fraglichen  Gesetzes  ausdrücklich  Folgendes  erklärt: 

„Wenn  der  §  10  mit  den  Befugnissen,  die  darin  enthalten 
sind,  in  diesem  Gesetze  zunächst  konstituirt  würde,  würde  ich 
unzweifelhaft  gegen  das  Gesetz  stimmen.  Es  wird  aber  der  §  10 
in  diesem  Gesetz  nicht  konstituirt,  sondern  es  wird  in  diesem 
Gesetz  nichts  anderes  angeordnet,  als  dass  der  bereits  be- 
stehende §  10,  dessen  Aufhebung  ich  vergeblich  erstrebt  habe, 
in  Beziehung  auf  die  Kompetenz  desjenigen,  der  ihn  zu 
üben  hat,  neu  regulirt  wird.  Ich  sanktionire  also  damit 
nicht  den  §  10  selbst,  sondern  immer  nur  dies,  dass  während  der 
Oberpräsident  ihn  in  den  Händen  hatte,  nächstens  der  Herr 
Reichskanzler  für  Elsass-Lothringen  ihn  handhabt"  5\ 

Endlich  spricht  auch  die  bisherige  Praxis  der  Reichsgesetz- 
gebung gegen  Leoni.  Wenn  in  anderen  Fällen  die  gesetz- 
gebenden Faktoren  des   Reichs  einem  Landesgesetze  die  Kraft 


M  Reichstagavernandlongen  vom  23.  Juni  1879  (Sien.  Ber.  S.  1771). 
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eines  Reichsgesetzes  beilegen  wollen,  so  ist  dies  stets  in  der  Form 
geschehen,  dass  das  fragliche  Landesgesetz  ausdrücklich  „zum 
Reichsgesetz  erklärt"  wurde64.  Der  Diktaturparagraph  ist 
nicht  ausdrücklich  zum  Reichsgesetz  erklärt  worden.  Alle  diese 
Erwägungen  fuhren  zu  dem  Resultat,  dass  §  10  des  Gesetzes 
vom  30.  Dez.  1871  trotz  seiner  Bezugnahme  in  einem  Reichs- 
gesetz ein  Landesgesetz  geblieben  ist  und  durch  Landesgesetz 
geändert  bezw.  ganz  aufgehoben  werden  kann.  Wenn  aber  §  10 
ein  Landesgesetz  geblieben  ist,  so  bilden  die  Reichsgesetze  nach 
wie  vor  eine  Schranke  für  die  durch  §  10  begründeten  Macht- 
befugnisse des  Oberpräsidenten. 

Otto  Mayer  beruft  sich  zur  Begründung  seiner  Ansicht, 
dass  der  Statthalter  weder  an  Reichs-  noch  Landesgesetze  ge- 
bunden sei,  auf  die  „langjährige,  stillschweigende  Billi- 
gung von  Kaiser  und  Reichtt55.  Es  kann  zugegeben  werden, 
dass  die  gesetzgebenden  Faktoren  des  Reichs  ebenfalls  an  das 
Dogma  von  der  schrankenlosen  Gewalt  des  Oberpräsidenten  und 
des  Statthalters  geglaubt  haben.  Jedenfalls  aber  haben  Kaiser 
und  Reich  eine  authentische  Interpretation  des  Diktaturpara- 
graphen niemals  gegeben;  desshalb  ist  eine  wissenschaftliche  und 
logische  Interpretation  dieses  Paragraphen  trotz  der  langjährigen 
stillschweigenden  Billigung  von  Kaiser  und  Reich  jeder  Zeit 
möglich  und  zulässig. 

Der  Verfasser  der  Schrift  „Das  Recht  der  Wiedergewonnenen" 
vertritt  die  Ansicht,  der  Statthalter  müsse,  wenn  er  vom  Dik- 
taturparagraphen Gebrauch  machen  wolle,  vorher  eine  öffentliche 


41  Vgl.  No.  2  §  6  Art  79  des  Vertrages  vom  23.  Nov.  1870  (Reichs- 
gesetzblatt von  1871  S.  16):  „Die  nachstehend  genannten,  im  Norddeutschen 
Bande  ergangenen  Gesetze  werden  zu  Gesetzen  des  Deutschen  Bundes 
erklärt";  ferner  §  2  des  Gesetzes  vom  16.  April  1871  (Reichsgesetzblatt 
S. 63):  „Die  dort  bezeichneten  Gesetze  sind  Reichsgesetze";  Gesetz  vom 
2.  Nov.  1871  (Reichsgesetzblatt  S.  372),  Gesetz  vom  8.  Nov.  1871  (Reichs- 
gesetzblatt S.  391),  Gesetz  vom  10.  Nov.  1871  (Reichsgesetzblatt  S.  392)  u.  s.  w. 

58  Otto  Mayer:  „Theorie  des  französ.  Verwaltungsrechts1',  S.  11  Anm. 
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Ankündigung  erlassen,  wann  und  in  welchen  Bezirken  der  Aus- 
nahmezustand eintreten  solle56.  Diese  Ansicht  wird  jedoch 
schon  durch  den  Wortlaut  des  Diktaturparagraphen  widerlegt. 
Nach  dem  klaren  Wortlaut  desselben  ist  die  Zuständigkeit  des 
Oberpräsidenten  zur  Vornahme  aller  Massregeln,  welche  er  für 
erforderlich  erachtet,  an  eine  einzige  Voraussetzung  geknüpft. 
Diese  Voraussetzung  ist  nicht  die  Erfüllung  einer  Formvorschrift, 
sondern  die  Existenz  einer  Thatsache,  die  Existenz  einer  Gefahr 
für  die  öffentliche  Sicherheit.  Ob  eine  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit  vorliegt,  hat  der  Oberpräsident  (Statthalter)  nach 
freiem  Ermessen  zu  entscheiden.  Für  seine  Entscheidung  trägt 
er,  wie  flir  jede  andere  Amtshandlung,  die  disziplinare,  straf- 
rechtliche und  civilrechtliche  Verantwortlichkeit.  Für  die  Ent- 
scheidung des  Oberpräsidenten  trug  ferner  bis  zum  1.  Okt.  1879 
der  Reichskanzler  die  politische  Verantwortlichkeit.  Seit  1.  Okt. 
1879  ist  auch  diese  politische  Verantwortlichkeit  für  die  An- 
wendung des  Diktaturparagraphen  auf  den  Statthalter  überge- 
gangen. 

Endlich  bleibt  noch  die  Ansicht  zu  erörtern,  welche  die 
auf  Grund  des  Diktaturparagraphen  getroffenen  Massregeln  für 
„mesures  de  haute  policett  oder  „actes  de  gouvernement"  im 
Sinne  des  französischen  Staatsrechts  erklärt.  Was  ist  nun  unter 
diesen,  der  deutschen  Staatsrechtstheorie  vollständig  fremden  Be- 
griffen überhaupt  zu  verstehen?  Otto  Mayer  definirt  die  mesures 
de  haute  police  oder  actes  de  gouvernement  als  Eingriffe  in 
die  Freiheit  und  Eigenthumsberaubungen,  welche  nicht  auf 
Grund  gesetzlicher  Ermächtigung,  sondern  im  allge- 
meinen Staatsinteresse  vorgenommen  werden.  „Das 
Staatsoberhaupt  stellt  sich  direkt  der  Volksvertretung  gegenüber, 
deren  verfassungsmässiges  Mitwirkungsrecht  es  verletzt. 
Zwischen  diesen  Parteien  aber  entscheidet  nicht  das  Verwaltungs- 


86  „Recht  der  Wiedergewonnenen",  S.  44 — 45. 
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recht  und  das  Verwaltungsgericht;  hier  handelt  es  sich  um  Ver- 
fassungsfragen und  Machtfragen.  Stimmt  die  Volksvertretung 
bei,  so  ist  alles  erledigt,  wo  nicht,  so  mag  sie  ihre  Macht  ver- 
suchen :  Ministeranklage,  Senatskontrole,  Budgetverweigerung, 
Berufung  an  die  Wähler  durch  Auflösung  der  Kammern,  zuletzt 
Staatsstreich  oder  Revolution,  das  sind  die  Formen  der  Lösung"67. 

Diese  Lehre  von  den  „actes  de  gouvernement"  bildet  also 
einen  Bestandtheil  des  französischen  öffentlichen  Rechts  (droit 
public),  aber  einen  Bestandtheil  des  Verfassungsrechts  (droit  con- 
stitutionnel),  nicht  des  Verwaltungsrechts  (droit  administratif);  sie 
steht  im  engsten  Zusammenhange  mit  den  Grundsätzen  über  die 
politische  Verantwortlichkeit,  welche  das  französische  Staatsober- 
haupt bezw.  die  französischen  Minister  den  französischen  Kammern 
gegenüber  hatten.  Hierüber  kann  ein  Zweifel  überhaupt  nicht 
bestehen.  Ducrocq  sagt  in  seinem  „Cours  de  droit  administratif tf 
ausdrücklich:  „II  ne  faut  pas,  avec  les  actes  de  l'administration, 
qui  seuls  peuvent  donner  Heu  au  conteniieux  administratif,  con- 
fondre  les  actes  gouvernementaux,  sur  lesquels  il  n'appartient 
pas  &  la  Jurisdiction  administrative  de  statuer;  ils  rel&vent  direc- 
tement  des  corps  politiques  et  de  l'opinion  publique  et  engagent 
les  questions  politiques  de  responsabilite  ministerielle  et  autres. 
Ici  se  präsente  la  Separation  du  droit  constitutionnel 
et  du  droit  administratif,  du  gouvernement  et  de  l'ad- 
ministration"68. 

Das  ganze  französische  Verfassungsrecht  ist  nun  durch  die 
Lostrennung  Elsass  -  Lothringens  von  Frankreich  in  Wegfall  ge- 
kommen; in  Geltung  geblieben  ist  nur  das  Verwaltungsrecht. 
Das  heutige  elsass -lothringische  Verfassungsrecht  beruht  aus- 
schliesslich auf  deutschen  Gesetzen,  nämlich  auf  den  Gesetzen 
vom  9.  Juni  1871,  25.  Juni  1873,  2.  Mai  1877  und  4.  Juli  1879. 
Zur  Auslegung  dieser   deutschen  Gesetze  aber  können  die  Be- 

57  „Theorie  des  französischen  Verwaltungsrechts",  S.  9. 

M  Ducrocq:  „Cours  de  droit  administratif.    Paris  1874,  Bd.  I  N.  194. 
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Stimmungen  des  französischen  Verfassungsrechts  ebenso  wenig 
herangezogen  werden,  wie  die  heute  in  Hannover  geltende  preus- 
sische  Verfassung  vom  31.  Jan.  1850  aus  den  ehemaligen  han- 
noverschen Staatsgrundgesetzen  von  1833  und  1840  erläutert 
werden  kann. 

X. 

In  den  vorhergehenden  Abschnitten  ist  das  Prinzip  gefunden, 
dass  der  Diktaturparagraph  dem  Oberpräsidenten  eine  erweiterte 
Kompetenz  überträgt,  nämlich  die  Kompetenz,  bei  Gefahr  für 
die  öffentliche  Sicherheit  Verwaltungshandlungen  vorzunehmen, 
welche  zur  Kompetenz  der  obersten  Staatsbehörden  (Reichskanzler 
lind  Kaiser)  oder  der  Militärbehörden  in  elsass-lothringischen 
Landes-Angelegenheiten  gehören.  Es  sind  nunmehr  die  einzelnen 
Fälle  zu  untersuchen,  in  welchen  dieser  Grundsatz  Anwendung 
finden  kann. 

Die  Ausdehnung  der  Kompetenz  des  Oberpräsidenten  auf 
Verwaltungshandlungen,  welche  zur  Zuständigkeit  des  Reichs- 
kanzlers in  elsass-lothringischen  Landes-Angelegenheiten  gehörten, 
hat  gegenwärtig  keine  praktische  Bedeutung  mehr,  da  seit  dem 
1.  Okt.  1879  die  ehemaligen  Befugnisse  des  Reichskanzlers  in 
elsass-lothringischen  Landesangelegenheiten  und  die  Diktatur- 
befugnisse des  Oberpräsidenten  in  der  Person  des  Statthalters 
vereinigt  sind. 

Zu  den  Verwaltungsbefugnissen  des  Kaisers  in  elsass-loth- 
ringischen Landesangelegenheiten  gehört  auch  die  Befugniss,  ge- 
wisse Klassen  von  Beamten  zu  ernennen,  sowie  zeitweise,  dauernd 
oder  zwangsweise  in  den  Ruhestand  zu  versetzen.  Die  Ausdeh- 
nung der  Kompetenz  des  Statthalters  auf  diese  Befugniss  des 
Kaisers  ist  ohne  Bedeutung.  Es  wird  wohl  niemals  vorkommen, 
dass  die  sofortige,  definitive  Anstellung  eines  Beamten  zur  Ab- 
wendung einer  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  geeignet  und 
nöthig  ist;  zur  vorläufigen  Amtsenthebung  aber  genügen  die  Vor- 
schriften des  gemeinen  Rechts,  da  nach  §  131  des  Reichsbeamten- 
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gesetzes  bei  Gefahr  im  Verzuge  jedem  Beamten  von  seinen  Vor- 
gesetzten die  Ausübung  der  Amtsverrichtungen  vorläufig  unter- 
sagt werden  kann. 

Zu  den  Verwaltungsbefugnissen  des  Kaisers  in  elsass-loth- 
ringischen  Landesangelegenheiten  gehört  ferner  die  Befugniss, 
Verwaltungsverordnungen  zu  erlassen.  Auch  in  diesem  Falle  ist 
die  Ausdehnung  der  Kompetenz  des  Statthalters  bedeutungslos, 
da  der  Statthalter  bereits  als  Rechtsnachfolger  des  Reichskanzlers 
und  Minister  für  Elsass-Lothringen  Verwaltungsverordnungen  er- 
lassen kann.  Rechtsverordnungen  mit  Gesetzeskraft  kann  der 
Statthalter  selbst  bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  nicht 
erlassen.  Die  Befugniss  zum  Erlass  von  Rechtsverordnungen  ist 
durch  die  Reichsgesetze  vom  25.  Juni  1873  (§  8),  4.  Juli  1879 
(§  21  Abs.  2)  und  7.  Juli  1887  in  erschöpfender  Weise  geregelt. 
Auch  enthält  die  Befugniss,  Rechtsverordnungen  zu  erlassen,  eine 
Delegation  des  Rechts  der  Gesetzgebung,  während  der  Diktatur- 
paragraph sich  überhaupt  nicht  auf  die  Gesetzgebimg.  sondern 
lediglich  auf  die  innere  Verwaltung  bezieht. 

Zu  den  Verwaltungsbefugnissen  des  Kaisers  in  elsass-loth* 
ringischen  Landesangelegenheiten  gehörte  weiter  die  Befugniss,  in 
Fällen  dringender  Gefahr  für  die  innere  und  äussere  Sicherheit 
auf  Grund  des  französischen  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  den 
Belagerungszustand  zu  erklären.  Ob  das  Gesetz  vom  9.  Aug.  1849 
durch  Art.  68  der  Reichsverfassung  aufgehoben  ist,  ist  bekannt- 
lich bestritten69.  Sollte  das  fragliche  Gesetz  noch  gültig  sein,  so 
würde  allerdings  der  Statthalter  auf  Grund  des  Diktaturpara- 
graphen die  Befugniss  haben,  an  Stelle  des  Kaisers  den  Belagerungs- 
zustand zu  erklären.  Die  Frage  ist  indessen  ohne  jede  praktische 

*•  Lab  and:  „Deutsches  Staatsrecht"  (dritte  Auflage),  Bd.  II  S.  622.  — 
Der  Entwarf  des  Reiehsgesetzes  über  den  Belagerungszustand  in  Elsass-Loth- 
ringen vom  20.  Febr.  1892  bestimmt  in  §  18:  „Das  Gesetz  vom  9.  August 
1849  wird  aufgehoben. M  Aus  dieser  Vorschrift,  sowie  aus  der  Begründung 
des  fraglichen  Gesetzentwurfs  geht  hervor,  dass  die  Verfasser  desselben  das 
Gesetz  vom  9.  August  1849  für  gültig  angesehen  haben. 
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Bedeutung.  Der  Statthalter  hat  kein  Interesse,  auf  Grund  des 
französischen  Gesetzes  den  Belagerungszustand  zu  erklären»  da 
durch  diese  Erklärung  seine  eigenen  Machtbefugnisse  nicht  ver- 
mehrt,  sondern  eher  vermindert  würden.  Die  Militärbehörde  hat 
ebenfalls  kein  Interesse,  die  Erklärung  des  Belagerungszustandes 
auf  Grund  des  französischen  Gesetzes  zu  verlangen,  da  die  mili- 
tärischen Interessen  durch  Art.  68  der  Reichsverfassung  und 
durch  das  Reichsgesetz  vom  30.  Mai  1892  genügend  gewahrt  sind. 

Zu  den  Verwaltungsbefugnissen  des  Kaisers  in  elsass-loth- 
ringischen  Landesangelegenheiten  gehört  endlich  auch  die  Be- 
rufung, Schliessung,  Vertagung  und  Auflösung  des  Landes* 
ausschusses.  Der  Statthalter  ist  nicht  befugt,  auf  Grund  des 
Diktaturparagraphen  eine  auf  den  Landesausschuss  bezügliche 
Anordnung  zu  treffen.  Die  erwähnten,  den  Landesausschuss  be- 
treffenden Massregeln  gehören  in  das  Gebiet  des  Staatsrechts, 
während  die  Wirkung  des  Diktaturparagraphen  auf  das  Gebiet 
des  Verwaltungsrechts  beschränkt  ist.  Auch  ist  die  Befugniss 
des  Kaisers,  den  Landesausschuss  zu  vertagen  und  aufzulösen, 
durch  ein  Reichsgesetz  begründet  (§  19  des  Reichsgesetzes  vom 
4.  Juli  1879),  welches  nach  den  früheren  Ausführungen  eine 
Schranke  für  den  Diktaturparagraphen  bildet. 

Die  ganze  generelle  Klausel  in  dem  ersten  Satz  des  Diktatur- 
paragraphen hat  also  eine  sehr  geringe  theoretische  und  gar  keine 
praktische  Bedeutung.  Wichtiger  sind  die  im  zweiten  Satz  des 
Diktaturparagraphen  erwähnten  Befugnisse  des  Art.  9  des  Ge- 
setzes vom  9.  Aug.  1849. 

Nach  Art.  9  Ziff.  1  des  genannten  Gesetzes  hat  der  Statt- 
halter das  Recht:  „de  faire  des  perquisitions  de  jour  et  de  nuit 
dans  le  domicile  des  citoyens."  Hiernach  kann  der  Statthalter, 
ohne  dass  überhaupt  der  Verdacht  einer  strafbaren  Handlung 
vorliegt  und  ohne  dass  die  übrigen  in  §§  102 — 110  der  Straf- 
prozessordnung erwähnten  Voraussetzungen  gegeben  sind,  Haus* 
suchungen  vornehmen  lassen.  Theoretisch  erscheint  diese  Macht- 
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befugniss  sehr  weitgehend;  praktische  Bedeutung  hat  dieselbe 
schwerlich,  da  wohl  kaum  jemals  der  Fall  eintreten  wird,  dass 
ohne  den  Verdacht  einer  strafbaren  Handlung  eine  Haussuchung 
Torgenommen  wird.  In  den  Fällen  aber,  in  denen  der  Verdacht 
einer  strafbaren  Handlung  besteht,  reichen  die  sehr  elastischen 
Bestimmungen  der  Strafprozessordnung  vollkommen  aus. 

Art.  9  Ziff.  2  überträgt  dem  Statthalter  das  Recht:  „d'&oigner 
les  repris  de  justice  et  les  individus  qui  n'ont  pas  leur  domicile 
dans  les  lieux  soumis  ä  l'£tat  de  siege. tf  Schon  der  klare  Wort- 
laut dieser  Gesetzesbestimmung  ergiebt,  dass  auf  Grund  derselben 
nicht  jeder  harmlose  Bürger  ausgewiesen  werden  kann ,  sondern 
dass  nur  bestimmte  Personenklassen,  nämlich  die  „repris  de  ju- 
stice" und  die  „individus  qui  n'ont  pas  leur  domicile  dans  les 
lieux  soumis  ä  l'etat  de  siägett  ausgewiesen  werden  dürfen.  Zu 
demselben  Resultat  führt  ein  Studium  der  Gesetzesmaterialien, 
insbesondere  des  von  dem  conseiller  d'Etat  rapporteur  Boudet 
erstatteten  Berichtes :  „Toutes  les  fois  que  les  fections  preparent 
un  mouvement  contre  le  gouvernement  6tabli,  elles  recrutent  et 
appellent  dans  leurs  rangs  tous  les  hommes  int£ress£s  au  desordre. 
Les  etrangers  compromis,  les  repris  de  justice,  les  voyageurs  de 
l'emeute  forment  les  premiers  groupes  de  ces  reunions  anarchi- 
ques.  Les  lois  ordinaires  arment  l'autoritä  publique  du  droit 
d'expulser  les  etrangers:  le  projet  de  loi  donne  k  l'autorite  mili- 
taire  celui  d'eloigner  les  repris  de  justice  et  les  individus  qui 
n'ont  pas  leur  domicile  dans  les  lieux  soumis  &  l'etat  de  siege"60. 
Dazu  bestimmt  Art.  11  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849:  „Les 
citoyens  continuent,  nonobstant  l'etat  de  siege,  ä  exercer  tous 
ceux  des  droits  garantis  par  la  Constitution  dont  la  jouissance 
n'est  pas  suspendue  en  vertu  des  articles  precedents.tf 

Dass  nicht  jeder  harmlose  und  ansässige  Bürger  auf  Grund 
des  Diktaturparagraphen  ausgewiesen  werden  kann,  ergiebt  sich 


60 


Siret:  „Recueil  geoerel  des  Lois  et  des  Arrets",  1649,  Th.  III  S.  108. 
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nicht  blos  aus  dem  Wortlaut  und  Zweck  des  französischen  Ge- 
setzes, sondern  auch  aus  verschiedenen  deutschen  Gesetzen. 

§  1  des  Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  Nov.  1867 
bestimmt:  „Jeder  Bundesangehörige  hat  das  Recht,  innerhalb  des 
Bundesgebietes 

1.  an  jedem  Orte  sich  aufzuhalten  oder  sich  niederzulassen, 
wo  er  eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  sich  zu  ver- 
schaffen im  Stande  ist  .  .  . 

In  der  Ausübung  dieser  Befugnisse  darf  der  Bundes- 
angehörige, soweit  nicht  das  gegenwärtige  Gesetz  Aus- 
nahmen zulässt,  weder  durch  die  Obrigkeit  seiner  Hei- 
math, noch  durch  die  Obrigkeit  des  Ortes,  in  welchem 
er  sich  aufhalten  oder  niederlassen  will,  gehindert  oder 
durch  lästige  Bedingungen  beschränkt  werden.  §  12 
desselben  Gesetzes  ordnet  ferner  an:  „Die  polizeiliche  Aus- 
weisung Bundesangehöriger  aus  dem  Orte  ihres  dauern- 
den oder  vorübergehenden  Aufenthalts  in  anderen,  als 
in  den  durch  dieses  Gesetz  vorgesehenen  Fällen  ist  un- 
zulässig." 

Das  Gesetz  vom  1.  Nov.  1867  ist  durch  Gesetz  vom  8.  Jan. 
1873  in  Elsass-Lothringen  eingeführt  worden  und  zwar  von  dem- 
selben Gesetzgeber,  der  auch  das  Gesetz  vom  30.  Dez.  1871  er- 
lassen hat.  §  10  dieses  Gesetzes  vom  30.  Dez.  1871  enthält  — 
wie  schon  der  Wortlaut  seines  ersten  Satzes  beweist  —  keines- 
wegs eine  lex  specialis,  sondern  eine  lex  generalis.  Nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Auslegung  der  Gesetze  muss 
daher  §  1  und  §  12  des  Freizügigkeitsgesetzes  dem  §  10  des  Gesetzes 
vom  30.  Dez.  1871  vorgehen. 

Wenn  §  1  des  Freizügigkeitsgesetzes  dem  Diktaturparagraphen 
vorgeht,  so  ist  die  Befugniss  des  Oberpräsidenten,  gemäss  Art.  9 
Ziff.  2  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  Angehörige  des  Deutschen 
Reiches  auszuweisen,  gänzlich  beseitigt.  Wenn  §  1  des  Freizügig- 
keitsgesetzes dem  Diktaturparagraphen  nicht  vorgeht,  so  ist  die 
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Befagniss  des  Oberpräsidenten,  gemäss  Art.  9  Ziff.  2  des  Gesetzes 
vom  9.  Aug.  1849  Reichsangehörige  auszuweisen,  bestehen  ge- 
blieben; jedoch  ist  diese  Befugniss  beschränkt  auf  die  beiden  in 
Art.  9  Ziff.  2  ausdrücklich  genannten  Personenklassen ,  nämlich 
auf  die  „repris  de  justice"  und  auf  die  „individus  qui  n'ont  pas 
leur  domicile  dans  les  lieux  soumis  ä  l'6tat  de  si£geu.  Die  bisher 
auf  Grund  des  Diktaturparagraphen  ausgewiesenen  Personen  ge- 
hören keiner  dieser  beiden  Kategorien  an.  Die  fraglichen  Aus- 
weisungen sind  daher  vom  juristischen  Standpunkt  aus  nicht  zu 
rechtfertigen. 

Art.  9  Ziff.  3  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  giebt  die  Be- 
fugniss: „d'ordonner  la  remise  des  armes  et  munitions  et  de  pro* 
ceder  ä  leur  recherche  et  &  leur  enlfevement."  Auf  Grund  dieser 
Bestimmung  in  Verbindung  mit  Art.  9  Ziff.  1  können  also  jeder 
Zeit  Haussuchungen  zum  Zwecke  der  Auffindung  und  Beschlag- 
nahme von  Waffen  oder  Schiessbedarf  vorgenommen  werden.  In 
der  Regel  nun  werden  schon  die  Machtmittel,  welche  die  Vor- 
schriften des  gemeinen  Rechts  —  §  127  und  §  360  Ziff.  2  des 
Strafgesetzbuchs,  sowie  §§  102 — 104  der  Strafprozessordnung  — 
den  Polizei-  und  Gerichtsbehörden  gewähren,  vollkommen  aus- 
reichen, um  die  etwa  für  nöthig  erachteten  Haussuchungen  zu 
ermöglichen.  Tritt  ein  Mal  die  Notwendigkeit  ein,  Haussuch- 
ungen in  grossem  Massstabe  ohne  Unterschied  der  Person  vor- 
zunehmen, so  wird  jedenfalls  auch  sofort  gemäss  Art.  68  der  Ver- 
fassung der  Kriegszustand  proklamirt  werden.  Sicher  ist,  dass 
in  den  25  Jahren,  seit  welchen  der  Diktaturparagraph  existirt, 
Art.  9  Ziff.  1  und  3  noch  niemals  angewendet  worden  sind.  Eine 
praktische  Bedeutung  kann  diesen  Bestimmungen  also  nicht  bei- 
gemessen werden. 

Art.  9  Ziff.  4  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  giebt  endlich 
das  Recht:  „d'interdire  les  publications  et  les  reunions  qu'elle 
juge  de  nature  ä.  exciter  ou  ä  entretenir  le  desordre.u  Diese 
Bestimmung,  Publikationen  zu  verbieten,  ist  nun  allerdings  von 
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der  grössten  Tragweite  und  bildet  den  eigentlichen  Kein  dei 
Diktaturparagraphen.  Der  Verfasser  der  Schrift  „Das  Recht  der 
Wiedergewonnenen"  hat  die  Bedeutung  der  angeführten  Gesetzes- 
stelle  dadurch  abschwächen  wollen,  dass  er  behauptet,  der  Aus- 
druck  „publication"  treffe  nicht  die  Erzeugnisse  der  periodi- 
schen Presse;  letztere  werde  in  den  französischen  Pressgeeetzen 
niemals  als  publication,  sondern  stets  als  Journal"  und  „ecrii 
periodique"  bezeichnet61.  Aus  den  Materialien  zu  dem  französi- 
schen Gesetz  vom  9.  Aug.  1849  geht  indessen  hervor,  dass  diese 
Unterscheidung  zwischen  periodischen  und  nicht  periodischen 
Druckschriften  ungerechtfertigt  ist,  dass  die  Militärbehörde  ebenso 
die  Befugniss  erhalten  sollte,  alle  Presserzeugnisse  ohne  Aus- 
nähme  zu  unterdrücken,  wie  die  Militärgerichte  die  Befugniss 
erhalten  haben,  alle  Pressdelikte  ohne  Ausnahme  zu  bestrafen42. 
Ebenso  unbegründet  ist  die  mehrfach  geäusserte  Ansicht 
dass  nur  bestehende  Zeitungen  verboten  werden  dürften,  da  der 
Inhalt  einer  blos  projektiven  Zeitung  nicht  vorhergesehen  werden 
könne63.  Art.  9  Ziff.  4  ermächtigt  die  Behörde  nicht  blos  in 
Repressiv-Massregeln,  sondern  auch  zu  Präventiv-Massregeln. 
Dies  ergiebt  sich  klar  und  deutlich  aus  dem  Bericht  des  con- 
seiller  d'Etat  Boudet:  „Nous  avons  accorde  ä  l'autoritä  militaire 
le  droit  enorme  mais  necessaire,  quand  il  s'agit  de  defendre 
le  gouvernement  et  la  soci£t£,  d'interdire  moraentanement  ks 
pubücations  et  les  reunions  qu'elle  jugera  de  nature  k  exciter 
ou  ä  entretenir  le  desordre.  Cette  interdiction  ne  sera  que 
passagöre.  C'est  une  mesure  d'urgence  que  les  commandant* 
militaires  pourront  prendre  sous  leur  responsabilite  en  pr£sencv 
du  danger.  Nous  ne  la  considerons  pas  comme  un  acte  de  rv- 
pression;  si  les  organes  de  la  presse  ont  commis  des  defits,  ils 
seront  justiciables  du  jury,  qui  sera  appelö  ä  appräcier  plus  Uni 

61  „Recht  der  Wiedergewonnenen",  S.  49. 

68  Sirky:  „Recueil  general  des  Lois  et  des  ArrSts",  1849,  Th.  m  S.  1P 

63  „Recht  der  Wiedergewonnenen",  S.  60. 
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leur  culpabibitä.  Mais  dans  les  moments  d'effervescence  populaire 
et  de  perturbatio!)  sociale  ü  faut  avant  tout  couper  la  cause  du 
mal;  c'est  le  premier  et  le  plus  incontestable  des  droits  de  la 
societä  qui  se  defend"64. 

Für  Elsass-Lothringen  ergiebt  sich  demnach  folgender  Rechts* 
zustand  auf  dem  Gebiet  des  Fresswesens.  Auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  11.  Mai  1868  hat  jeder  Deutsche  das  Recht,  gegen 
Hinterlegung  der  vorgeschriebenen  Kaution  eine  politische  Zeitung 
herauszugeben;  auf  Grund  des  Diktaturparagraphen  aber  hat  der 
Statthalter  das  Recht,  jede  Zeitung  vor  oder  nach  ihrem  Er- 
scheinen zu  unterdrücken.  Der  Diktaturparagraph  gewährt  also 
dem  Statthalter  gegenüber  der  Fresse  noch  grössere  Machtbe- 
fugnisse, als  sie  die  preussische  Fressverordnung  vom  1.  Juni 
1863  den  preussischen  Verwaltungsbehörden  einräumte.  Nach 
dieser  —  während  der  Konfliktzeit  auf  Grund  des  Art.  63  der 
preussischen  Verfassung  oktroyirten  —  Verordnung,  welche  durch 
Beschluss  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  vom  19.  Nov. 
1863  wieder  ausser  Kraft  gesetzt  wurde,  hatten  die  preussischen 
Regierungskollegien  die  Befugniss,  das  fernere  Erscheinen  jeder 
inländischen  Zeitung  oder  Zeitschrift  wegen  fortdauernder, 
die  öffentliche  Wohlfahrt  gefährdender  Haltung  zeitweise 
oder  dauernd  zu  verbieten.  Dieses  Verbot  war  erst  nach  einer 
zweimaligen,  mit  Gründen  unterstützten  schriftlichen  Verwarnung 
zulässig  (§  3);  dasselbe  durfte  nur  auf  Grund  einer  mündlichen 
Verhandlung  erfolgen  (§  4);  gegen  die  Entscheidung  der  Re- 
gierungskollegien war  der  Rekurs  an  das  Staatsministerium  zu- 
zulässig (§  5).  In  Elsass-Lothringen  ist  das  Verbot  einer  Zeitung 
oder  Zeitschrift  ohne  Verwarnung ,  ohne  Angabe  von  Gründen, 
ohne  mündliche  Verhandlung  und  ohne  Rekurs  zulässig. 

Die  ebenfalls  durch  Art.  9  Ziff.  4  begründete  Befugniss  des 

"  Sirey:  „Recueil  general",  1849,  Th.  III  S.  108;  vgl.  auch  die  Reden 
des  Unterstaatssekret&rs  Herzoo  und  des  Abgeordneten  von  Püttkambr  in 
der  Reichstagssitzung  vom  28.  Febr.  1878  (Sten.  Ber.  S.  242  und  249). 
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Statthalters;  „d'interdire  les  räunions  qu'elle  juge  de  natura 
&  exciter  ou  ä  entretenir  le  dSsordre"  hat  keine  praktische  Be- 
deutung. Ein  Recht,  ohne  Genehmigung  der  Regierung  politische 
Vereine  zu  bilden  und  politische  Versammlungen  abzuhalten,  wie 
es  in  Preussen  auf  Grund  der  Art.  29  und  30  der  preussischen 
Verfassung,  sowie  der  Königlichen  Verordnung  vom  11.  März  1850 
besteht,  existirt  in  Elsass-Lothringen  überhaupt  nicht.  Jeder 
Verein  über  20  Personen  bedarf  gemäss  Art.  291  code  p6nal 
der  Genehmigung  der  Regierung.  Zu  öffentlichen  Versammlungen, 
welche  die  Erörterung  politischer  Angelegenheiten  bezwecken,  ist 
nach  Art.  I  Abs.  2  des  französischen  Gesetzes  vom  6.  Juni  1868 
gleichfalls  die  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich.  Zar 
Unterdrückung  von  politischen  Vereinen  und  Versammlungen 
reichen  also  die  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  vollkommen 
aus;  der  Anwendung  des  Diktaturparagraphen  bedarf  es  in  diesen 
Fällen  nicht. 

Demnach  ergiebt  sich  als  Schlussresultat  der  vorstehenden 
Abhandlung : 

Die  juristische  Bedeutung  des  Diktaturparagraphen  ist  eine 
dreifache.    Dieselbe  besteht 

1.  in  der  Ausdehnung  der  Kompetenz  des  Oberpräsidenten 
bezw.  des  Statthalters  auf  die  in  Art.  9  Ziff.  1 — 4  des  Gesetzes 
vom  9.  Aug.  1849  erwähnten  Befugnisse,  die  ohne  den  Diktatur- 
paragraphen entweder  gar  nicht  mehr  existiren  oder  ausschliesslich 
zur  Kompetenz  der  Militärbehörde  gehören  würden; 

2.  in  der  Aenderung  der  Voraussetzungen  für  die  Anwendung 
dieser  Befugnisse.  Dieselben  sind  nicht  mehr  an  die  Thatsache 
der  formellen  Erklärung  des  Belagerungszustandes,  sondern 
lediglich  an  die  Thatsache  einer  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicher- 
heit geknüpft,  auch  wenn  diese  Gefahr  kein  „peril  imminent" 
im  Sinne  des  Art.  1  des  Gesetzes  vom  9.  Aug.  1849  ist; 

3.  in  der  Umwandelung  der  durch  Art  9  Ziff.  1 — 4  des 
Gesetzes  vom  9.  Aug.   1849  begründeten  Machtbefugnisse  aus 
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einer  vorübergehenden  Vollmacht  der  Militärbehörde  in  eine 
ständige  Vollmacht  der  Civilbehörde. 

Die  praktische  Bedeutung  des  Diktaturparagraphen  besteht 
in  der  Beschränkung  der  Fressfreiheit  durch  die  diskretionäre 
Gewalt  des  Oberpräsidenten  bezw.  Statthalters,  jede  Veröffent- 
lichung der  periodischen  und  der  nicht  periodischen  Fresse  zu 
unterdrücken. 

In  der  Sitzung  des  Landes-Ausschusses  vom  23.  Febr.  1897 
hat  der  Staatssekretär  von  Futtkameb  den  Entwurf  eines  Landes- 
gesetzes in  Aussicht  gestellt,  durch  welches  an  Stelle  der  gelten* 
den  französischen  Pressgesetze  ein  dem  deutschen  Reichsgesetz 
vom  7.  Mai  1874  analoges  Fressgesetz  in  Elsass-Lothringen  ein- 
geführt werden  sollte.  Enthält  dieses  neue  Landesgesetz  keinen 
Vorbehalt  bezüglich  des  Diktaturparagraphen,  so  geht  dasselbe 
als  lex  posterior  und  lex  specialis  dem  Diktaturparagraphen  vor 
und  entzieht  dem  letzteren  jede  praktische  Bedeutung. 


Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  4. 
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Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht.  2  Binde.  Leipzig,  Duneker 
&  Humblot,  1895  und  1896.  XIV  und  482,  bezw.  VI  u.  485  S.  gr.  8°. 
ä  M.  11.—. 

Das  neue,  grosse,  Heinrich  Hoseüs  zugeeignete  "Werk  Otto  Mayer* 
über  Verwaltungsrecht,  mit  welchem  wir  uns  hier  zu  beschäftigen  haben,  ruht 
auf  dem  gleichen  Grundgedanken,  wie  das  frühere,  die  1886  erschienene  Theorie 
des  französischen  Verwaltungsrechtes,  durch  welches  der  Verfasser  zum  ersten 
Male  der  wissenschaftlichen  Erforschung  des  Verwaltungsrechtes  näher  trat. 
Wie  mit  diesem,  so  nimmt  Otto  Mayer  auch  mit  seinem  neuen  Werke 
Stellung  gegen  das,  so  viel  wir  sehen,  überall,  wo  Verwaltungsrechtswissen- 
schaft betrieben  wird  (vergl.  Haurioü,  Meucci),  übliche  System  der  Darstellung, 
wonach  unter  Voranstellung  eine9  allgemeinen  Teils  der  gesamte  verwal- 
tungsrechtliche Stoff  nach  den  verschiedenen  sachlichen  Richtungen  der  Ver- 
waltungsthätigkeit  gegliedert  wird.  Wie  dort,  so  hält  er  es  auch  hier  für  zu- 
treffender, als  oberstes  Einteilungsmoment  des  verwaltungsrechtlichen  Systems 
nicht  die  Richtung,  Bondern  die  Form  der  Verwaltungsthätigkeit  zu  nehmen. 
Nur  insofern  hat  Otto  Mayer  seinen  Standpunkt  geändert,  als  er  jetzt 
wenigstens  jene  andere  Methode  als  eine  rechtswissenschaftliche  anerkennt, 
während  er  früher  in  ihr  nur  eine  Form  der  Verwaltungsrechtskunde,  keine 
Verwaltungsrechtswissenschaft  sah  (vergl.  Theorie  des  franz.  Verwaltungs- 
rechts S.  31),  wenn  er  auch  freilich  meint,  es  könne  diese,  wie  er  sagt,  Staats- 
wissenschaftliche  Betrachtung  des  Verwaltungsrechtes  doch  nur  als  ein  Durch- 
gangsstadium der  rechtswissenschaftlichen  Behandlung  desselben  angesehen 
werden  (Bd.  I  S.  19). 

Allein,  so  dankbar-freudig  und  rückhaltslos  wir  anerkennen  und  nach- 
her noch  erweisen  werden,  in  welch*  ganz  ausserordentlichem  Masse 
Otto  Mayer  mit  der  von  ihm  befolgten  Methode  zu  einem  Fortschritt  der 
Verwaltungsrechtslehre  beigetragen  hat,  so  möchten  wir  es  doch  nicht  für 
eine  glückverheissende  Wendung  in  der  Entwicklung  unserer  Verwaltungs- 
rechtswissen Schaft  halten,  wenn  es  der  Methode  Otto  Mayers  gelänge,  das 
bisher  übliche  System  aus  seiner  Vormachtsstellung  zu  verdrängen. 


—     691     — 

Wohl  ist,  wie  ein  auch  nur  flüchtiger  Blick  in  das  dem  zweiten  Bande 
angefügte  Sachregister  zeigt,  die  Zahl  der  von  dem  Verfasser  behandelten 
Fragen  des  Rechtes  der  einzelnen  Verwaltungszweige  keineswegs  eine  geringe, 
immerhin  zeigt  aber  schon  das  vorliegende,  sonst  so  vortreffliche  Buch,  dass 
es  bei  dieser  Methode  schwerer  halt,  den  gesamten  verwaltongsrechtlichen 
Stoff  zu  verarbeiten  und  dass  dies  auf  jeden  Fall  viel  stärkere  Wiederholungen 
erfordert,  als  es  bei  dem  bislang  üblichen  Verfahren  nötig  ist.  Zu  diesem 
einen  Nachteil,  den  wir  übrigens  nicht  allzu  hoch  anschlagen,  gesellt  sich 
aber  noch  ein  anderer,  wie  uns  dünkt,  gefährlicherer.  Es  ist  der,  dass  das 
Streben,  allgemeine  Rechtsgrundsätze  zu  gewinnen,  nur  zu  leicht  dazu  ver- 
leitet, die  bestehenden  Verschiedenheiten  der  Einzelmaterien  zu  gering  zu 
werten.  Das  halten  wir  eben  für  den  grossen  Vorzug  der  anderen  Methode 
in  rein  theoretischer  Hinsicht,  dass  die  hier  unerläßliche  Durcharbeitung  der 
Einzelmaterien  vor  Aufstellung  zu  allgemeiner  Rechtsprinzipien  bewahrt  oder 
wenigstens  die  in  dieser  Richtung  im  allgemeinen  Teile  aufgestellten  Sätze 
nach  Massgabe  der  Gesetze  für  die  Einzelfälle  mildert.  Es  kann  nicht  ver- 
kannt werden,  dass  auch  in  dem  uns  vorliegenden  Werke  das  wirklich  posi- 
tive Recht  bei  der  Aufstellung  allgemeiner  Rechtsgrundsätze  nicht  immer  zu 
seinem  vollen  Einfluss  gelangt  ist.  Es  ist  dies  insbesondere  auch  in  der 
Lehre  von  der  Öffentlich-rechtlichen  Entschädigung  (§  53)  der  Fall.  In  keinem 
Teile  der  Darstellung  dürfte  es  aber  schärfer  hervortreten  und  von  so  weit- 
tragender Bedeutung  sein  als  in  dem  vom  Polizeirecht  handelnden. 

Nach  Otto  Mater  ist  die  Polizei  juristisch  betrachtet  nicht  bloss 
Geltendmachung  der  allgemeinen,  allen  Staatsunterthanen  obliegenden  Ge- 
horsamspflicht, sondern  Geltendmachung  einer  besonderen,  allen  Unterthanen 
obliegenden  Nichtstörungspflicht,  d.  h.  der  Pflicht,  nicht  störend  in  die  gute 
Ordnung  des  Gemeinwesens  einzugreifen,  sondern  dafür  zu  sorgen,  solche 
Störungen  aus  ihrem  Lebenskreise  zu  unterlassen  und  zu  verhüten  (Bd.  I 
8.  251  u.  253).  Wir  wollen  nicht  davon  reden,  dass  aus  diesem  Polizeibegriff, 
ganz  streng  genommen,  folgen  würde,  dass  die  Polizei  nur  gegen  den  wirk- 
lichen Störer  der  guten  Ordnung  angehen  dürfte,  nicht  aber  gegen  jemand, 
von  dem  eine  solche  Störung  nur  droht,  während  doch,  wie  Otto  Mayer 
selbst  zugiebt  (Bd.  I  S.  265),  die  Polizei  sich  hauptsächlich  gegen  solche 
wendet,  die  auf  dem  Wege  sind,  die  gute  Ordnung  zu  verletzen.  Jedenfalls 
folgt  aber  aus  diesem  Begriffe,  und  auch  Otto  Mater  zieht  diese  Folgerung 
{Bd.  I  S.  266),  dass  die  Polizeigewalt  nur  gegen  diejenigen  Unterthanen  vor- 
zugehen befugt  ist,  von  welchen  die  Störung  der  guten  Ordnung  des  Gemein- 
wesens herrührt,  nicht  aber  gegen  Dritte,  Unschuldige.  Und  doch  sehen  wir, 
wie  das  positive  Recht  in  einer  Reihe  von  Fällen  Personen  polizeilich  be- 
handelt, von  welchen  die  zu  beseitigende  Störung  nicht  ausging,  ja  garnicht 
ausgehen  konnte,  weil  es  sich  um  Störungen  durch  Naturgewalten  handelt. 
Man  darf  dem  gegenüber  nicht  sagen:  das  ist  Polizei  des  Polizeistaates,  aber 
keine  Polizei  im  heutigen  Sinne.    Unbestreitbar  ist  es  Polizei  des  geltenden, 
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also  des  heutigen  Rechtes  und  nrass  nach  ihm  der  wissenschaftliche  Polixei- 
begriff  geformt  werden.  Sonst  ist  er  nicht  der  Polizeibegriff  des  positiven 
Hechts. 

Uebrigens  kehrt  der  wirklich  geltende  Polizeibegriff  auf  Umwegen  wenig- 
stens teilweise  auch  bei  Otto  Mater  ein.  Otto  Mater  kennt  ein  polizei- 
liches Notstandsrecht.  Das  wird  vor  Allem  wirksam,  „wo  Katargewalten 
mit  grosser  Macht  auftreten,  um  Lebensgefahr  und  Zerstörung  von  Eigentum 
in  weitem  Umfange  zu  drohen,  Feuersnot,  Wassersnot"  (Bd.  I,  8.  355)  und 
besteht  darin,  dass  sich  hier  die  Polizeimaassregeln  auch  gegen  einen  anderen 
Punkt  wenden  können  als  den,  von  welchem  die  Störung  ausgeht,  nicht  nur 
gegen  das  brennende  Haus,  die  herandrängende  Wassermasse,  sondern  auch 
gegen  das  Nachbarhaus,  welches  den  Brand  weiter  zu  tragen  droht,  gegen 
den  Schutzdamro,  welcher  die  Flut  gefahrvoll  staut.  Otto  Mater  sagt  hier 
selbst:  „Die  Menschenkraft  erkennt  sich  als  ohnmächtig  gegenüber  der  eigent- 
lichen Quelle  des  Uebels.  Deshalb  wendet  sie  sich  gegen  das  unschuldige 
Objekt."  Otto  Mater  fügt  freilich  an:  „oder  vielmehr,  richtiger  gesagt, 
gegen  das  minder  schuldige".  Aber  wo  in  aller  Welt  kann  vom  deutschen 
Rechtsbewusstsein  aus  in  der  rein  objektiven  Thatsache,  dass  Nachbarhaus, 
dass  Damm  die  eigentliche  Schädlichkeit  steigern,  unterstützen,  eine  Schuld, 
eine  Pflichtverletzung  des  Eigentümers  gesehen  werden?  Und  wie  steht  es 
mit  den  Verpflichtungen  an  Feuer-  und  Wassersnot  unschuldiger  Unter- 
thanen  zu  Feuer-  und  Wassershilfe?  Wohl  sagt  Otto  Mater,  die  Heran- 
ziehung hierzu  ist  in  den  grossen  polizeilichen  Ermächtigungen  nicht  ent- 
halten, es  seien  dies  keine  polizeilichen  Lasten,  es  bedürfe  dazu  besonderer 
gesetzlicher  Grundlagen  (Bd.  I  S.  266,  270,  Bd.  II  S.  267,  268).  Wo  sind  sie? 
Lässt  sich  bei  Ordnung  der  Feuerlöschpflicht  immer  von  Notstand  sprechen? 
Das  positive  deutsche  Recht  (R.Str.G.B.  §  868,  8)  sieht  darin  Massnahmen 
der  Feuerpolizei.  Der  Polizeibegriff  Otto  Mayers  ist  also  nicht  der  Poli- 
zeibegriff „im  Sinne  des  neueren  Rechts"  (Bd.  II  S.  851).  Der  Verfasser 
giebt  dies  eigentlich  selbst  zu,  wenn  er  sagt  (Bd.  I  8.  266),  die  Polizei  im 
Rechtsstaate  habe  eine  auch  den  „Nichtstörer1*  treffende  Pflicht  wenigstens 
teilweise  aufrecht  erhalten. 

Der  durch  einseitige  Generalisation  entstandene  Begriff  wirkt  dann 
selbstredend  nachteilig  fort.  Das  zeigt  sich  z.  B.  im  Gebiete  der  Frage,  ob 
der  Staat  bei  rechtsmässigen  Eingriffen  in  die  Willenssphäre  der  Unterthanen 
entschädigungspflichtig  sei.  Otto  Mater  stellt  hier  die  Behauptung  auf,  nach 
geltendem  deutschen  Gewohnheitsrecht  habe  der  Staat  überall  Entschädigung 
zu  leisten,  wo  er  durch  Gesetz  oder  Vollziehung  besondere  Opfer  auferlegt 
(Bd.  II  S.  849,  851).  Aus  seinem  Polizeibegriff  folgt  nun :  also  wird  keine 
Entschädigung  gewährt  für  Nachteile,  welche  durch  Polizeimassregeln  ver- 
ursacht sind;  denn  diese  Nachteile  sind  nicht  auferlegt,  sondern  selbst  ver- 
schuldet, Folgen  einer  Nichterfüllung  der  Nichtstö'rungspflicht  (S.  851).  Da- 
raus  würde  sich  ergeben,  dass  jede  gegen  den  Nichtstörer  gerichtete  Thätigkeit 
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welche  den  Bestand  eines  Rechtes  desselben  verletzte,  zur  Entschädigung  ver- 
pflichtete.   Ist  dies  in  Deutschland  wirklich  Hechtens? 

Dass  diese  nicht  immer  entsprechende  Beachtung  der  Vielgestaltigkeit 
des  positiven  Rechtes  lediglich  ein  Nachteil,  ist,  den  sonder  Schuld  das  ein- 
geschlagene Verfahren  mit  sich  bringt,  zeigt  nichts  mehr  als  die  beiden  That- 
sachen,  dass  Otto  Mater  in  einer  Reihe  von  Lehren  durch  eingehendere 
Beachtung  des  positiven  Details  zu  feineren  Unterschieden  gelangte,  als  sie 
die  bisherige  Lehre  erkannt  oder  hervorgehoben  hatte  und  dass  er,  wie  wir 
meinen,  in  höherem  Masse,  als  es  irgend  ein  deutscher  Schriftsteller  bisher 
gethan  hat,  die  oberstrichterliche  Rechtsprechung  für  Fragen  der  allgemeinen 
deutschen  Verwaltungsrechtslehre  herangezogen  hat.  Der  Abschnitt,  in  wel- 
chem diese  Versenkung  in  das  Einzelne  des  positiven  Rechtes  vielleicht  am 
meisten  hervortritt  und  in  welchem  der  Verfasser  trotz  schon  vorliegender, 
anderweiter,  eingehender  Bearbeitung  ganz  besondere  Erfolge  erzielt  hat, 
dürfte  der  von  der  öffentlichen  Dienstpflicht  handelnde  sein.  Die  besondere 
Rechtsstellung  der  zu  ihrer  Ausbildung  im  Staatsdienst  Stehenden,  der  Unter- 
schied von  Zwangsdienstpflicht  und  Dienstpflicht  in  Folge  Zustimmung,  die 
aber  unter  Umständen  gegeben  werden  muss,  dürfte  noch  nie  in  gleicher 
Schärfe  formuliert  bezw.  beachtet  worden  sein  (Bd.  II  S.  202  ff.). 

Sind  im  Bisherigen  die  Kachteile  mit  Beispielen  belegt,  welche  sich  aus 
der  von  Otto  Mater  vorgeschlagenen  Methode  für  die  wissenschaftliche  Be- 
handlung des  Verwaltungsrechtes  ergeben  können,  so  sei  im  Folgenden  von 
den  Vorteilen  gesprochen,  welche  die  neue  Methode  der  Verwaltungsrechts- 
wissenschaft zu  bringen  vermag  und  im  vorliegenden  Buche  in  einem  die 
Nachteile  erheblich  übersteigenden,  nur  selten  wieder  erreichbarem  Masse 
gebracht  hat. 

Was  diese  Methode  fordert,  das  ist  die  stärkere  Beachtung  der  all- 
gemeinen Rechtsnatur  der  Öffentlichen  Verwaltung  im  Gegensatz  zur  anderen 
Methode,  welche  nach  ihrer  Art  mehr  den  einzelnen  Aeusserungsriohtungen 
der  Verwaltungsthätigkeit  ihre  Aufmerksamkeit  zuwendet.  Otto  Mater  ist 
es  gelungen,  mit  Hilfe  seiner  Methode  für  eine  Reihe  von  obrigkeitlichen 
Handlungen  die  Rechtsgrundsätze  nachzuweisen,  zu  deren  Vornahme  sich  die 
Behörden  sonder  Bedenken  berechtigt  glauben,  ohne  jedoch  den  zu  Grande 
liegenden  Rechtssatz  nachweisen  zu  können. 

Um  nur  ein  Beispiel  anzuführen.  Die  Zollaufsichts-,  wie  die  Kximinal- 
schutz-Beamten  stellen  sich  aus  dienstlichem  Anlass  in  Privatgrundstücken 
auf;  die  Feuerwehr  dringt  in  Gärten  und  Hofräume  ein,  um  der  Feuersbrunst 
im  Nachbarhause  beizukommen;  die  Vorarbeiten  zu  Strassen-  und  Eisenbahn* 
anlagen,  wie  die  Landesvermessung  erfordern  ausser  dem  Beschreiten  des 
Grundstückes  auch  ein  Aufgraben  des  Bodens  und  das  Aufstellen  von  Ver- 
messungszeichen; Telegraphenträger,  Telephonstangen  werden  an  fremden 
Gebäuden  befestigt,  in  fremden  Gärten  aufgestellt  (Bd.  II  S.  185).  Woher 
nehmen  die  Behörden  die  Berechtigung  hierzu?    Sie  liegt,  wie  Otto  Mater 
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treffend  feststellt,  im  Wesen  der  öffentlichen  Verwaltung.  Jede  nicht  über* 
massige  Einwirkung  derselben  hat  der  Eigentümer  Ton  Grundstücken  za 
dulden.  Diese  Öffentlichrechtliche  Eigentumsbeschränkung  bedarf  keiner  be- 
sonderen gesetzlichen  Grundlage.  Das  Eigentum  ist  auch  im  Rechtsstaat  von 
vornherein  nur  anerkannt  mit  der  Bestimmung,  in  gewissem  Masse  den  Rück- 
sichten der  ungehemmten  Yerwaltungsthätigkeit'  weichen  zu  müssen  (Bd.  II 
S.  179  u,  187).  Jeder  Staat  kann  eben  nur  vorwiegend,  nicht  ausschliesslich 
Rechtsstaat  sein;  er  ist  kraft  seiner  Natur  zu  einem  nicht  geringen  Stücke 
Polizeistaat.  Diese  natürlichen  Befugnisse  hat  das  Rechtsstaatsprinzip  nicht 
beseitigt,  sondern  als  natürliche  sogar  vorausgesetzt. 

Und  wie  in  der  Lehre  von  der  öffentlichrechtlichen  Eigentumsbeschran- 
kung,  so  hat  Otto  Mater  auch  in  einer  Reihe  anderer  Lehren  auf  diese 
Weise  für  eine  nicht  geringe  Zahl  thatsächlicher,  in  ihrer  Berechtigung  un- 
bestrittener Vorgänge  die  juristische  Erklärung  gegeben,  um  es  mit  seinen 
Worten  zu  sagen,  klargelegt,  „wie  das  juristisch  zugeht"  (S.  185).  Wir  nennen 
noch  die  Abschnitte  über  Polizeierlaubnis  (§  21)  und  Polizeizwang  (§§  23—25), 
die  ganze  Lehre  von  der  Finanzgewalt  (§§  26 — 32),  die  Ausfuhrungen  über 
Gemeingebrauch  (§  37),  Öffentlichrechtliche  Gebrauchserlaubnis  (§  38),  Ver- 
leihung öffentlicher  Unternehmungen  (§  49)  und  öffentlichrechtliche  Anstalts- 
nutzung (§§  51  u.  52). 

Dazu  kommt  dann,  dass  diese  Methode  überhaupt  in  viel  stärkerem 
Masse  als  die  andere  Veranlassung  giebt,  sieh  mit  den  allgemeinsten  Grund- 
begriffen des  öffentlichen  Rechtes  zu  beschäftigen.  Wir  erwähnen  die  Aus- 
führungen des  Verfassers  über  die  Begriffe  Befehl  und  Gewalt  (Bd.  I  S.  84 
n.  271,  II  S.  413  u.  466),  über  den  so  fruchtbaren  Begriff  des  besonderen 
Gewaltverhältnisses  (vergl.  Bd.  II  S.  335  N.  4  u.  Sachregister)  und  vor  Allem 
seine  Bemerkungen  zum  Begriffe  des  obrigkeitlichen  Aktes  (Bd.  I  S.  100  ff., 
282)  und  zur  Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten  (Bd.  I  S.  68  u.  71). 

Um  von  diesen  beiden  zu  sprechen,  so  legt  Otto  Mater  in  sehr  an- 
schaulicher Weise  dar,  wie  jeder  Akt  der  eigentlichen  öffentlichen  Gewalt 
im  Gegensatz  zu  der  rein  privatwirtschaftlichen  Handlung  des  Staates,  so* 
bald  er  mit  dem  Anspruch  auf  Rechtswirksamkeit  nach  aussen  auftritt,  zu- 
gleich die  Feststellung  und  Bezeugung  seiner  Rechtsgiltigkeit  enthält.  Die 
Obrigkeit  würde  den  Willen  nicht  äussern,  wenn  sie  ihn  nicht  für  rechts- 
mässig  hielte:  also  behauptet  sie  durch  seine  Kundgabe  seine  Giftigkeit.  Aus 
dieser  Natur  des  obrigkeitlichen  Aktes  erklärt  Otto  Mater  z.  B.  die  That- 
Sache,  dass  die  Ernennung  eines  Beamten  in  der  Staatspraxis  nicht  als  von 
Rechtswegen  ungiltig  behandelt  wird,  wenn  sie  ohne  Einwilligung  des  As- 
gestellten  erfolgte  und  dieser  seine  Einwilligung  auch  nicht  nachträglich  giebt 
Gewiss  ist  seine  Einwilligung  erforderlich,  allein  er  kann  deswegen  nach 
unserem  Rechtsgefühl  doch  nicht  einfach  ablehnen  mit  der  Behauptung:  ich 
habe  nicht  gewollt,  sondern  er  muss  um  Aufhebung  der  Bestallung  bitten. 
Die  Ernennung  fallt  nach  unserer  Praxis  auf  den  Widerspruch  nicht  von 
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selbst  zusammen,  sondern  mnss  ausdrücklich  zurückgenommen  oder  aufge- 
hoben werden.  Die  Ungiltigkeit  ist  also  nur  ein  Anfechtungsgrund.  Und  dies 
kommt  eben  von  der  besonderen  Natur  des  obrigkeitlichen  Aktes.  Der  obrig- 
keitliche Ausspruch,  dass  etwas  sein  soll,  bestätigt  dadurch  zugleich,  dass  die 
Voraussetzungen  für  die  Rechtsgiltigkeit  dieser  Wirkung  gegeben  sind  (vergl. 
Bd.  II S.  222)«  Das  ist  auch  die  Bedeutung  der  Promulgation  beim  Gesetz.  Wer 
verfassungsmässig  das  Gesetz  kundgiebt,  bezeugt  hierdurch  das  Vorhandensein 
der  Voraussetzungen  seines  gültigen  Zustandekommens  (Bd.  I  S.  282  N.  17). 

Nicht  minder  fruchtbar  erscheinen  die  Ausführungen  des  Verfassers  über 
die  Teilung  der  Gewalten.  Hier  tritt  der  Verfasser  mit  aller  Wärme  dafür 
ein,  dass  die  einzelnen  Gewalten  nicht  blos  Funktionen,  sondern  ein  leben- 
diges Stück  Staatsgewalt,  von  einander  verschiedene  Wirkungkräfte  darstellen, 
„nicht  verschiedene  Thätigkeitsgebiete  oder  Geschäftszweige  des  Staates, 
Summen  von  Befugnissen,  sondern  rechtlich  selbständige  und  abgesonderte 
Stücke  der  Staatsgewalt"  (Bd.  I  S.  68  u.,71).  Damit  ist  unserer  Meinung  nach 
zutreffend  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  die  sogenannte  begrifflich  notwendige 
Einheitlichkeit  der  Staatsgewalt  keine  absolute  zu  sein  braucht.  Dieser  Ein- 
heitsbegriff wendet  sich  gegen  die  Willensvielheit  der  Unterthanen.  Ihr 
gegenüber  ist  aber  auch  dann  noch  Einheitlichkeit  des  Staatswillens  gegeben, 
wenn  nicht  ein  Wille,  sondern  mehrere,  also  eine  relativ  kleine  Willens- 
mehrheit den  Staatswillen  repräsentiert.  Es  lässt  sich  u.  E.  nicht  leugnen, 
dass  zwischen  den  verschiedenen  Gewalten  rechtliche  Beziehungen  bestehen, 
sie  einander  als  verschiedene  Rechtsträger  gegenübertreten. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  kann  dann  auch  das  Verhältnis  des  Reiches 
zu  den  Gliedstaaten,  die  Verteilung  der  Aufgaben  zwischen  beiden,  unter  einen 
von  der  Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten  im  engeren  Sinn  abgeleiteten 
weiteren  Begriff  der  Trennung  der  Gewalten  gebracht  werden,  wie  dies  Otto 
Mater  Bd.  II  S.  464  thut  Die  eine  volle  Staatsgewalt  erscheint  da  gesondert 
in  Reichs-  und  in  Gliedstaatsgewalt.  Beide  sind  gleicher  Natur  als  Staatsge- 
walt, wie  die  gesetzgebende  und  vollziehende  im  Einzelstaat,  die  Reichsgewalt 
jedoch  die  rechtlich  stärkere,  wie  beim  Einzelstaat  die  gesetzgebende  (S.  465). 

Alles,  wenn  auch  nur  flüchtig,  Angeführte  dürfte  die  Behauptung  recht- 
fertigen, dass  wir  es  in  Otto  Mayers  deutschem  Verwaltungsrecht  mit  einer 
wissenschaftlichen  Errungenschaft  ersten  Ranges  zu  thun  haben.  Das  Buch 
wird  in  der  Geschichte  der  deutschen  Verwaltungsrechtswissenschaft  einen 
unverückbaren  Markstein  bilden.  Aber  noch  mehr.  Es  wird  auch  allezeit 
ein  Muster  wissenschaftlicher  Formulierung  sein.  Das  Buch  enthält  nichts  von 
Juristendeutsch.  Seine  Form  ist  eine  künstlerische.  In  dem  Verfasser  steckt 
ein  Rhetor  in  des  Wortes  bestem  8inn.  Die  Darstellung  ist  anschaulich  und 
natürlich  schön  im  Ausdruck  in  einem  Grade,  wie  er  in  juristischen  Werken  nur 
selten  wieder  begegnet.  Und  dazu  kommt  noch  eine  praktische  Feinfühligkeit 
und  reelle  Erfassung  der  Dinge,  wie  sie  Theoretikern  nicht  immer  innewohnt. 

Erlangen.  Rehm. 
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1.  Philipp  Zorn,  Reich  und  Reichaverfassung.    Eine  Antwort  auf  die 

Präge:  Ist  die  Reichs  Verfassung  Gesetz  oder  Vertrag?    Berlin,  Hey- 
mann, 1895.    8°.    26  S.     M.  —.60. 

2.  Laband,  Die  Wandlungen  der  deutschen  Reichsverfaasung 

Dresden,  v.  Zahn  &  Jaensoh,  1895.    8°.    38  S.     M.  1.—. 

Beide  Reden,  die  eine  als  Festrede  zum  18.  Januar  1894  in  der  König- 
lichen Deutschen  Gesellschaft  zu  Königsberg  i.  Pr.  vorgetragen,  die  andere  ein 
in  der  Gehe-Stiftung  zu  Dresden  am  16.  März  1895  gehaltener  Vortrag,  fuhren 
einem  weiteren  Publikum  Grundfragen  des  deutschen  ReichBstaatsrechte«  in 
fesselnder  Weise  vor.  Beschäftigt  sich  die  erste  mit  der  Verfassungsurkunde, 
also  mit  der  Verfassung  im  formalen  Sinne,  so  handelt  die  andere  von  der 
Verfassung  im  materiellen  Sinne,  vom  Verfassungszustande  und  nicht  blos 
vom  VerfasBungsgesetz.  Und  erörtert  die  eine  Rede  Fragen  der  Entstehungs- 
geschichte des  Deutschen  Reiches,  so  befasst  sich  die  zweite  mit  Fragen  der 
Fortentwicklung  desselben.  Und  endlich,  der  eine  Vortrag  behandelt  ein 
altes  Thema  in  neuer  Form,  während  in  dem  anderen  neben  alten  auch  neue 
Fragen  -gedrängte  Beantwortung  erfahren.  Aus  diesem  letzteren  Grande 
wendet  sich  unser  Interesse  naturgemäss  vor  allem  dem  LABANDschen  Vor- 
trage zu.  Was  an  ihm  besonders  neu  ist,  das  ist  die  politische  Erörterung 
der  FRANKENSTRiNschen  Klausel. 

Drei  grosse  Veränderungen  des  Verfassungszustandes  seit  der  Gründung 
des  Reiches  nimmt  Laband  an,  eine  der  Verwaltungsorganisation,  bestehend  in 
der  Ausbildung  einer  völlig  selbständigen  Bundesverwaltung,  und  als  Folge 
davon  die  Einrichtung  verantwortlicher  Unterministerien  unter  dem  Reichs- 
kanzler; dann  die  Schaffung  einer  das  ganze  Reich  umfassenden  Gerichts- 
gewalt und  endlich  eine  tiefgreifende  Aenderung  der  Finanzwirtachaft  des 
Reiches,  eben  durch  die  FaANKENSTEiNsche  Klausel. 

Wie  v.  Seydkl  neuerdings  (siehe  Kommentar  zur  Verfassungsurkiinde 
für  das  Deutsche  Reich  2.  Aufl.  1897  S.  890  u.  891)  ihre  politische  Bedeu- 
tungslosigkeit für  das  Budgetrecht  des  Reichstages,  so  erörtert  Laband  ihre 
Unzweckmässigkeit,  indem  er  darauf  hinweist  (S.  31),  wie  dieselbe  die  bisher 
völlig  getrennten  Finanzwirtschaften  von  Reich  und  Staat  in  engste  Verbin- 
dung setzte  und  so  die  Einzelstaaten  in  finanzieller  Hinsicht  vom  Reiche 
ganz  und  gar  abhängig  machte,  denn  je  nach  dem  Resultat  der  Reichafinanz- 
wirtschaft  waren  auf  Grund  derselben  die  Einzelstaaten  bald  mit  dem  Ueber- 
strömen  von  Ueberweisungen,  bald  mit  der  Anforderung  von  Matrikularsn- 
schlissen  in  Verlegenheit  gesetzt. 

Ausserdem  legt  Laband  die  mit  der  FaANKKNSTEiNschen  Klausel  ver- 
folgten Zwecke  klar.  Ihr  Zweck  war,  wie  Laband  ausführt,  ein  dreifacher. 
Erstens  sollte  sie  den  föderalistischen  Charakter  des  Reiches  stärken:  Die 
Einnahmen  des  Reiches  werden  verteilt  und  die  Reichskassa  wird  auf  Sosie- 
tätsbeiträge  der  Einzelstaaten  angewiesen.  Zweitens  sollte  die  Klansei  parti- 
kulariati8che  Interessen  fordern:  Soweit  die  stark  vermehrten  Einnahmen  des 
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Reiches  durch  seine  Aufgaben  nicht  aufgebraucht  wurden,  sollten  sie  nicht 
zur  Verfügung  des  Reiches  bleiben,  sondern  den  Einzelstaaten  zu  gute  kom- 
men; es  wurde  also  die  Ausstattung  des  Reiches  mit  Geldmitteln  für  die 
allgemeinen  nationalen  Interessen  hinter  die  Dotierung  der  Landeskassen  zur 
Förderung  partikulärer  Landesinteressen  oder  zur  Herabsetzung  der  landes- 
gesetzlichen Abgaben  zurückgesetzt  Der  dritte  Zweck  bestand  in  der  Ver- 
stärkung der  Macht  des  Reichstags.  Die  Zölle  werden  dauernd  bewilligt 
und  würden  der  Reiohsregierung  Mittel  einbringen,  ohne  dass  der  Reichstag 
dies  hindern  konnte;  die  Bewilligung  der  Matrikularbeiträge  gilt  nur  für  ein 
Jahr.  Wurden  daher  die  Erträgnisse  der  Zölle  und  Abgaben  teilweise  den 
Einzelstaaten  zugewiesen,  so  musste  die  Reiohsregierung  trotz  ihrer  Erhöhung 
doch  alljährlich  beim  Reichstag  um  Bewilligung  von  Matrikularbeiträgen  peti- 
tionieren; die  Reichstagsmajorität  hat  es  so  in  der  Hand,  wie  viel  sie  ge- 
währen will  und  unter  welchen  Bedingungen*  Freilich  vermag  auch  Laband 
nur  zu. konstatieren,  dass  diese  Zwecke  nicht  voll  erreicht  wurden,  die 
FnANXENSTEiNsche  Klausel,  wie  er  sagt,  im  Laufe  der  Zeit  in  der  allgemeinen 
Wertschätzung  erheblich  sank,  eine  Thatsache,  die  bekanntlich  unterdessen 
die  Anerkennung  ihrer  Urheber  selbst  fand. 

Am  Schlüsse  weist  Laband  noch  auf  die  hauptsächlichsten  Lücken  der 
Reichsverfassung  hin,  als  welche  er  neben  der  unterdessen  geschehenen  Kodi- 
fikation des  bürgerlichen  Rechtes  vor  allem  das  Fehlen  eines  Ministerverant- 
wortlichkeitsgesetzes, einer  Ordnung  des  Etatsrechtes  und  der  Rechnungs- 
kontrolle und  eines  Reichseisenbahngesetzes  nennt  (S.  37). 

Die  Festrede  Zorns  nimmt  als  Grundgedanken  die  Bekämpfung  des 
Satzes,  die  verbündeten  Regierungen  seien  rechtlich  imstande,  durch  einen 
neuen  Vertrag  an  die  Stelle  der  dermalen  geltenden  Reiohsverfassung  eine 
neue  mit  voller  Rechtskraft  zu  setzen,  ohne  dass  Bundesrat  und  Reichstag 
hierbei  zur  Mitwirkung  berufen  werden  müssten  (S.  3).  Das  ausschlaggebende 
und  seiner  Meinung  nach  unwiderlegbare  Argument  hiegegen  ist  dem  Verfasser 
Art.  78  Abs.  1.  Dieser  verleihe  dem  Reiche  das  obejste  und  entscheidende 
Kriterium  eines  Staates,  einen  von  keiner  irdischen  Macht  rechtlich  abhän- 
gigen Willen.  Also  sei  die  Verfassung  kein  Vertrag,  sondern  ein  Gesetz  und 
zwar  vom  ersten  Tage  ihres  Bestehens  an.  Wir  sehen,  es  sind  die  gleichen 
Beweisführungen,  wie  in  des  Verfassers  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches. 
Wenn  der  Verfasser  dabei  meint,  über  den  Satz,  dass  die  Entstehung  des 
Staates  eine  der  juristischen  Konstruktion  unzugängliche  Thatsache  sei,  be- 
stehe in  der  Wissenschaft  jetzt  Einigkeit,  so  dürfte  dem  doch  nicht  zuzu- 
stimmen sein.  Neben  Anderen  vertritt  kein  Geringerer  als  Gbobo  Meter 
heute  noch  die  Anschauung,  dass  die  Gründung  des  norddeutschen  Bundes 
und  des  Deutschen  Reiches  durch  völkerrechtlichen  Vertrag  erfolgte. 

Erlangen.  Rehm. 
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Ed.  Engelhardt,  Les   protectorats    anciens   et   modernes.     Paris 
A.  Pedone,  1896.    231  pages. 

Der  als  VölkerrechtssohriftsteUer  wohlbekannte  Verfasser  bietet  hier 
eine  „6tude  historique  et  juridique"  über  die  hauptsächlichsten  Protektorate, 
die  in  Vergangenheit  und  Gegenwart  der  europäischen  Staaten  unter  An- 
reihung Aegyptens  bestanden  haben  bezw.  bestehen.  Ein  zweiter  Band  soll 
in  gleicher  Weise  die  asiatischen  und  afrikanischen  Protektorate  behandeln. 

Der  grössere  Theil  des  Buches  führt  das  geschichtliche  Material  in 
bisher  wohl  nicht  erreichter  Vollständigkeit  und  in  fesselnder  Darstellung 
Tor.  Im  Verlaufe  der  letzteren  berichtigt  der  Verfasser,  wie  hervorgehoben 
sei,  die  von  Hetftbr-Gbffckbn  und  v.  Holtzbmdorvt  vertretene  Meinung, 
dass  Monaco  italienischem  Protektorate  unterstehe,  dahin,  dass  viel- 
mehr Frankreich  über  dasselbe  die  Schutzherrschaft  habe. 

Verwerthet  wird  das  gewonnene  Material  sodann  in  dem  zweiten  Theil, 
dessen  einzelne  Kapitel  sich  leider  nur  lose  in  aphoristischer  Weise  anein- 
ander reihen.  Der  Verfasser  betont  hier  mit  Recht  im  Anschluss  an  Heil- 
born, dass  die  Definition  des  Protektorats  als  eines  von  dem  schwächeren 
Staate  freiwillig  zu  seinem  Vortheil  eingegangenen  Schutzverhältnisses  zu 
eng  ist,  insofern  es  nicht  selten  in  der  Geschichte  von  dem  mächtigeren 
Staate  in  eigennütziger  Absicht  dem  schwächeren  aufgezwungen  worden 
sei.  Unter  Hinweis  auf  das  langjährige  Bestehen  verschiedener  Protektorate, 
namentlich  derjenigen  über  Monaco,  Andorra  und  San  Marino,  tritt  er 
ferner  der  Ansicht  Bluntsghli's  entgegen,  nach  welcher  die  Protektorate 
keine  normalen,  sondern  nur  vorübergehende  Gebilde  sind,  die  den 
Keim  des  Todes  in  sich  tragen.  Sich  weiterhin  zu  der  Betrachtung  des 
protegirten  Staatswesens  wendend,  meint  Enoklhardt,  dass  dieses  nicht  noth- 
wendig  alle  Elemente  eines  Staates  in  sich  vereinigen  müsse,  vielmehr  auch 
bloss  eine  unterworfene  Provinz  sein  könne;  so  wie  1448  der  Herrscher  von 
Monaco,  Grimaldi,  lediglich  Mentone  und  Roquebrune  dem  Protektorat  des 
Herzogs  von  Savoyen  «unterstellt  habe. 

Besonderen  Raum  nehmen  erklärlicherweise  die  Erörterungen  über  die 
rechtliche  Stellung  des  Schutzstaates  ein.  Das  hierfür  geltende  Grundprin- 
zip formulirt  der  Verfasser  dahin  t  der  Protektor  „se  substitue"  dem  Schuts- 
staat in  den  internationalen  Beziehungen.  Insbesondere  habe  letzte- 
rer keine  „  autonom  ie  diplomatique" ;  in  diplomatischer  Hinsicht  vertrete  ihn 
der  Oberstaat  entweder  ganz  nach  Art  eines  tutor,  oder  mindestens  habe 
der  Oberstaat,  insofern  der  Schutzstaat  eigene  diplomatische  Organe  habe 
(wie  San  Marino),  die  Stellung  eines  curator.  Auf  wirthschaftliohem  Gebiet 
sei  dagegen  der  geschützte  Staat  völlig  frei;  und  daraus  ergebe  sich  seine 
„autonomie  consulaire",  insoweit  die  Konsuln  ausschliesslich  wirtschaftliche 
Funktionen  hätten.  Das  Vertragsrecht  gehe  mit  dem  Gesandtschaftsrecht 
Hand  in  Hand,  desshalb  stehe  es  auch  regelmässig  den  Protegirten  nicht 
zu.    Das  Gleiche  gelte  von  der  „autonomie  militaire",  die  der  untergeordnete 
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Staat  bestenfalls  unter  Aufeicht  des  Protektors  ausübe,  meist  aber  gar  nicht 
habe.  Eine  bewaffnete  Erhebung  des  Schutzstaates  gegen  den  Protektor 
sei  kein  Krieg,  sondern  Rebellion,  analog  dem  Bürgerkriege,  so  dass  dritte 
Staaten  die  Regeln  über  Nichtintervention  in  innere  Angelegenheiten  zu  be- 
obachten hatten;  ganz  unrichtig  sei  die  Ansicht  von  Dbspagnet,  dass  das 
Protektionsverhältniss  endige,  wenn  der  Unterstaat  zum  Zwecke  seiner  Be- 
freiung vom  Oberstaat  zu  den  Waffen  greife.  Rebell  sei  der  untergeordnete 
8taat  auch  dann,  wenn  er  mit  dem  Feinde  des  Protektors  gemeinschaftliche 
Sache  mache  oder  gegen  dessen  Freunde  Krieg  beginne.  Solchenfalls  habe 
der  Protektor,  wenn  er  sich  nicht  verantwortlich  machen  wolle,  gegen  den 
Schutzstaat  einzuschreiten.  Im  Kriege  müssten  vielmehr  Protektor  und 
Schützling  stets  zusammenstehen.  Daraus  ergebe  sich  (gegen  Hkilbobn)  die 
Pflicht  des  Schutzstaates,  sich  an  Kriegen  des  schützendes  Staates  zu  be- 
theiligen, also  nicht  neutral  zu  bleiben,  es  wäre  denn,  dass  er,  wie  seinerzeit 
Krakau,  für  immer  neutralisirt  wäre.  Umgekehrt  habe  aber  der  Protektor 
jede  gegen  den  Schutzstaat  gerichtete  Feindseligkeit  so  anzusehen,  als  gelte 
sie  ihm  selber. 

Aber  auch  der  inneren  Souveräne  tat  gehe  der  protegirte  Staat 
theilweise  verlustig,  insofern  Beamte  des  Oberstaates  in  der  inneren  Ver- 
waltung des  enteren  thätig  würden.  In  gewissen  Fällen  sei  das  Gebiet  des 
Schützlings  für  den  Protektor  kein  „fremdes  Gebiet".  So  könne  dieser 
beispielsweise  Unterthanen  auch  auf  dem  Gebiet  des  Unterstaates  festnehmen, 
ohne  des  umständlichen  Weges  der  Auslieferang  zu  bedürfen. 

Schliesslich  prüft  der  Verfasser,  in  welchen  Beziehungen  sich  das  Pro- 
tektorat von  ähnlichen  Verhältnissen  unterscheide.  Er  findet  den  Haupt- 
unterschied desselben  von  der  Halbsouveränetät  darin,  dass  letztere  eine 
vasallitische  Stellung  bedeute.  Die  Garantie  hebe  sich  von  dem  Protek- 
torat dadurch  scharf  ab,  dass  sie  dem  garantirten  Staate  keins  seiner  Sou- 
veränetätsattribute  nehme,  seine  völkerrechtliche  Persönlichkeit  meist  un- 
beeinträchtigt lasse.  Das  ächte  Bündniss  sei  im  Gegensatz  zum  Protek- 
torat immer  von  beiden  Theilen  freiwillig  und  auf  dem  Fusse  der  Gleichheit 
eingegangen,  schaffe  auch  keinen  dauernden  Zustand  der  Abhängigkeit,  son- 
dern werde  erst  im  casus  foederis  wirksam.  (Dagegen  seien  allerdings  durch- 
greifende Unterschiede  zwischen  dem  Protektorat  und  dem  foedus  ini- 
quum  nicht  vorhanden.)  Die  Personalunion  charakterisire  sich  gegen- 
über dem  Protektorat  dadurch,  dass  sie  die  Souveränetät  voll  bestehen  lasse. 
Die  Real union  ähnle  dem  Protektorat  mitunter,  da  die  Vertretung  nach 
aussen  zuweilen  durch  Organe  lediglich  des  einen  der  unirten  Staaten  wahr- 
genommen werde ;  aber  die  innere  Souveränetät  bleibe  auch  bei  ihr  unange- 
tastet. Die  vertragsmässige  Intervention  könne  oft  dem  Protektorat 
nahe  kommen,  ja  in  ein  solches  übergehen,  belasse  aber  doch  prinzipiell 
die  äussere  wie  die  innere  Unabhängigkeit.  —  Somit  sei  das  Protektorat 
eine  Staatenverbindung  sui  generis.    Dennoch  sei  es  ganz  verschiedener  Aus- 
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gestaltung  iahig,  wie  sich  an  den  beiden  Extremen  zeige:  den  ionischen 
Inseln,  die  fast  so  gut  wie  annektirt  gewesen  seien,  und  der  Freistadt  Den- 
zig,  die  unter  polnischem  Protektorat  fast  im  Vollbesitz  der  Soureränetat 
nach  aussen  und  innen  gewesen  sei.  Vermöge  dieser  Elastizität  passe  sich 
das  Protektorat  allen  zeitlichen  und  ortlichen  Bedürfnissen  an. 

Zweifellos  kann  die  Völkerrechtslitteratur  den  Zuwachs,  den  sie  in 
Gestalt  des  ENGELHARDT'echen  Buches  erfahren  hat,  willkommen  heissen. 
In  der  Werthschätzung  der  Protektorate  stimmen  wir  freilich  mit  dem  Au- 
tor nicht  völlig  überein«  Bluntschli  hat  doch  wohl  nicht  so  ganz  Unrecht, 
wenn  er  in  den  Protektoraten  nur  ein  Uebergangsgebilde  erblickt.  Schauen 
auch  einzelne  der  heute  bestehenden  Schutzverhältnisse  auf  ein  in  die  Jahr- 
hunderte gehendes  Bestehen  zurück,  so  sind  dies  doch  nur  Ausnahmen. 
Meist  bedeutet  der  Eintritt  eines  Staates  unter  fremden  Schutz  einen  unge- 
sunden Zustand,  eine  Krankheit,  mindestens  ein  „Unwohlsein", eine  „Schwäche*. 
Genesung  oder  Tod  sind  der  Ausgang..  Auch  sonst  scheinen  uns  hie  und 
da  die  Aufstellungen  des  Verfassers  anfechtbar.  So,  wenn  er  lehrt,  dass  das 
untergeordnete  Staatswesen  nicht  alle  Elemente  eines  Staates  aufzuweisen 
braucht  Fehlt  demselben  auch  nur  eines  der  „Clements  caractexistiques  de 
riStat",  so  ist  es  eben  kein  Staat,  höchstens  ein  Staatsfragment,  um  mit 
Jellinek  zu  reden,  und  damit  keine  völkerrechtliche  Person,  die  mit  dem 
Protektor  in  völkerrechtlichem  Rechts-  und  Pfiichtverhältniss  stehen  könnte. 
Das  Beispiel  Monacos  von  1448  beweist  nicht,  was  es  soll :  hier  waren  nicht 
die  beiden  Provinzen  Mentone  und  Roquebrune,  sondern  der  Staat  Monaco 
selbst  das  protegirte  Subjekt,  mit  der  Maassgabe,  dass  letzteres  nicht  sein 
ganzes  Gebiet  dem  fremden  Schutz  unterstellte.  Die  Darlegungen  über  die 
Rechtsstellung  des  Schutzstaates  würden  u.  E.  richtiger  und  in  sich  ge- 
schlossener ausgefallen  sein,  wenn  Verfasser  nach  dem  Vorgange  Hbxlbobn's 
das  Charakteristicum  des  Protektorats  in  einer  Minderung  oder  gänzlichen 
Entziehung  der  Handlungsfähigkeit  des  Schutzstaates  gesehen  und  in 
Verbindung  hiermit  die  hergebrachten  Begriffe  des  Gesandtschafts-,  Konsu- 
lats-, Vertrags-  und  Kriegs  rechts  durch  die  entsprechenden  Fähigkeiten 
ersetzt  hätte.  Aber  gleichviel,  wie  man  hierüber  denkt,  in  jedem  Falle  bietet 
das  vorliegende  Werk  viel  des  Anregenden  und  Lehrreichen. 

Zum  Schluss  seien  zwei  wesentlichere  Druckfehler  berichtigt:  p.  207 
Zeile  7  v.  u.  ist  augenscheinlich  „£tatsu  statt  „ötrangers",  und  p.  225  Zeile  5 
v.  u.  doch  wohl  „son  elasticitä"  statt  „sa  plasticite"  zu  lesen. 

Breslau.  Beling. 

Peltzer,  J»,  Regierungsrath,  Die  Begründang  von  Rentengütern  und 
das  Grundbuch  im  Gebiete  des  Preussischen  Allgemeinen 
Landrechts.  Mit  dem  Texte  der  beiden  Rentengutsgesetze  vom 
27.  Juni  1890  und  7.  Juli  1891.  Berlin,  Franz  Vahlen,  1895.  VI  u. 
187  S.     M.  3.—. 
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Peltser,  J.,  Regierungsrath,  Das  Gesetz  betreffend  das  Anerben- 
recht bei  Beuten-  und  Ansiedelungsgütern  vom  8.  Juni 
1896.  Unter  Benutzung  der  Gesetzesmaterialien  für  das  Gebiet  des 
Allgemeinen  Landrechts  erläutert.  Berlin,  Franz  Vahlen,  1896.  VI.  u. 
149  S.  M.  3.-. 
Stier-Somlo,  Fritz,  Dr.  jur.,  Zur  Geschichte  und  rechtlichen  Natur  der 
Rentengüter.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1896.  80  S.  M.1.60. 
In  der  kurzen  Zeit,  seit  der  die  preussische  Gesetzessprache  das  Wort 
„Rentengüter"  kennt,  hat  sich  an  dies  Wort  schon  eine  umfangreiche  Littera- 
tur  angeknüpft.  Die  Praxis,  die  sich  auf  Grund  der  beiden  Rentenguts- 
gesetze entwickelt  hat,  ist  noch  nicht  gross  genug,  um  uns  zu  gestatten,  über 
Wert  oder  Unwert  dieser  neuen  Gesetze  ein  Urteil  zu  fallen;  sie  ist  aber 
doch  schon  hinreichend,  um  zu  zeigen,  wie  schwierig  ihre  Ausführung  ist 
und  zu  wie  vielen  Bedenken  ihre  Handhabung  Anlass  giebt.  Den  Bedürf- 
nissen dieser  Praxis  dient  das  Buch  Pkltzbrs  über  Rentengüter  und  Grund- 
buch. Der  Verf.  sagt:  „Das  vorliegende  Werkchen  ist  aus  der  Praxis  ent- 
standen und  für  die  Praxis  bestimmt.  Es  ist  von  dem  Bestreben  geleitet, 
nicht  nur  den  Beamten  der  Generalkommissionen,  sondern  namentlich  auch 
den  Grundbuchrichtern  eine  Handhabe  für  die  richtige  Anwendung  der 
Rentengutsgesetze  zu  geben."  Verf.  stellt  zunächst  die  Einrichtung  und  das 
Verfahren  der  Generalkommissionen  und  Rentenbanken  und  ihren  Verkehr 
mit  dem  Grundbuch  dar.  Dann  geht  er  dazu  über,  die  einzelnen  Grund- 
buchoperationen, die  bei  der  Begründung  von  Rentengütern  vorkommen,  zu 
betrachten,  und  giebt  schliesslich  einen  Ueberblick  über  das  einschlägige 
Kosten wesen.  Für  den  Theoretiker,  namentlich  für  jenen,  der  bisher  noch 
keine  Gelegenheit  hatte,  die  Thätigkeit  einer  Generalkommission  aus  der  Nähe 
zu  beobachten,  ist  wohl  der  erste  Abschnitt,  in  dem  uns  die  Einrichtung 
dieser  Behörde  geschildert  wird,  der  interessanteste  Teil  des  Buches.  Ob 
die  Praxis  der  Zukunft  mit  den  Anschauungen  des  Verf.  in  allen  Punkten 
übereinstimmen  wird,  ist  abzuwarten;  so  ist  dem  Referenten  z.  B.  durchaus 
zweifelhaft,  ob  die  scharfsinnigen  Betrachtungen,  die  Verf.  über  die  Zu- 
ständigkeit der  Generalkommissionen  in  Grundbuchsachen  anstellt,  wirklich 
mit  logischer  Konsequenz  zu  dem  Schlüsse  berechtigen,  den  er  mit  den 
Worten  ausspricht:  „Nach  Vorstehendem  müssen  die  Generalkommissionen 
grundsätzlich  für  befugt  erachtet  werden,  Eintragungen  und  Löschungen  jeg- 
licher Art  in  den  Grundbüchern  zu  betreiben." 

Wenn  die  eben  erwähnte  Schrift  Pkltzbrs  über  die  Begründung  von 
Rentengütern  ihren  Inhalt  zum  Teil  aus  der  Praxis  schöpft,  so  steht  eine 
solche  Quelle  dem  an  zweiter  Stelle  genannten  Werke  desselben  Verf.  nicht 
zur  Verfugung,  da  das  in  ihm  behandelte  Gesetz  betr.  das  Anerbenrecht 
bei  Renten-  und  Ansiedlungsgütern  erst  eben  in  Kraft  getreten  ist.  Auch 
in  dieser  Schrift  jedoch  hat  Verf.  lediglich  das  Bedürfnis  der  Praxis  im 
Auge  und  vermeidet  es  mit  einer  fast  übergrossen  Sorgfalt,  am  Inhalt  des 
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Gesetzes  und  seiner  Motive  Kritik  tu  üben.  Es,  kann  deshalb  auch  nicht  dtt 
Aufgabe  des  Referenten  sein,  dies  Gebiet  tu  betreten.  Uebrigens  kann  man 
wohl  kaum  leugnen  —  gleichviel  welchen  Standpunkt  man  dem  Anerben- 
recht  gegenüber  im  allgemeinen  einnimmt  —  dass  die  Einfuhrung  des  An- 
erbenrechts für  Rentengüter  nichts  weiter  ist,  als  eine  folgerichtige  Durch- 
führung der  Grundgedanken,  die  zur  Schaffung  dieser  neuen  Rechtsinstitute 
führten;  denn  wenn  man  die  ganze  Rentengutsgesetzgebung  als  einen  Ver- 
such zur  Verwirklichung  der  Ideale  des  liebenswürdigen  Autors  der  »patrio- 
tischen Phantasien4*  ansehen  kann,  so  darf  man  sich  nicht  wundern,  wenn 
man  bei  den  Rentengütern  auch  das  von  Moser  empfohlene  Anerbenrecht 
findet.  Dass  sich  Vert  in  seinen  Erläuterungen  zum  Anerbengesetze  auf  eine 
Berücksichtigung  des  Gebietes  des  preussischen  Landrechtes  beschrankt,  ist 
verständlich,  da  wohl  auf  lange  Zeit  hinaus  die  Renten-  und  Ansiedlnngs- 
güter  ausserhalb  dieses  Gebietes  keine  Rolle  spielen  werden.  Verf.  giebt 
zunächst  den  Text  des  in  Rede  stehenden  Gesetzes;  sodann  eine  Geschichte 
der  parlamentarischen  Verhandlungen,  die  zum  Erlass  desselben  führten; 
dann  folgt  eine  kurze  Schilderung  seines  Inhaltes.  Dass  sich  diese  Schilde- 
rung durch  besondere  Anschaulichkeit  auszeichnet,  lässt  sich  nicht  behaupten; 
es  wäre  vielleicht  möglich  gewesen,  die  wichtigsten  Punkte  weit  übersichtlicher 
herauszuarbeiten.  Schliesslich  giebt  Verf.  einen  Kommentar  zu  den  einzelnen 
Gesetzesparagraphen.  Warum  Verf.  den  Text  des  42  Paragraphen  umfas- 
senden Gesetzes,  den  er  an  der  Spitze  seines  Werkchens  schon  einmal  mit- 
geteilt hatte,  nun  hier  nochmals  bietet,  ist  nicht  reoht  einzusehen.  Ob  die 
vom  Verf.  gegebenen  Erläuterungen  einigermassen  erschöpfend  sind,  und 
ob  sie  ihren  Zweck,  die  bei  Handhabung  des  Gesetzes  auftretenden  Schwierig- 
keiten zu  erleichtern,  erfüllen  werden,  kann  nur  die  Zukunft  lehren;  und 
wenn  es  schwer  ist,  einen  Kommentar  zu  einem  Gesetz  zu  verfassen,  das 
noch  nioht  in  Kraft  getreten  ist,  so  ist  es  vielleicht  ebenso  schwer,  einen 
solchen  Kommentar  zu  kritisieren. 

Während  Pkltzers  beide  Schriften  lediglich  das  praktische  Bedürfnis 
berücksichtigen,  so  lässt  sich  dasselbe  von  Stikr-Somlos  Studie  über  die 
Geschichte  und  rechtliche  Natur  der  Rentengüter  nicht  sagen.  Dieser  Verf. 
sagt  ausdrücklich,  es  sei  nicht  seine  Absicht,  „auf  die  Handhabung  der  Ge- 
setze iu  der  Praxis,  auf  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  einzugehen".  Vert 
sucht  nachzuweisen,  dass  das  Rentengut  nichts  anderes,  als  eine  Zeitgenosse 
Auffrischung  der  alten  Erbpacht  sei.  Gelegentlich  dieser  Erörterungen 
rekapituliert  er  die  ganze  deutsche  Agrargeschichte  und  die  Geschichte  des 
Bauernschutzes ,  ohne  jedoch  irgend  welche  originellen  Gedankengange  vor- 
zubringen. Trotzdem  wird  die  flott  geschriebene  Untersuchung  auf  jeden 
Leser  anregend  wirken. 

Würzburg.  L.  Fielt. 
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X»a  mer  cotiere«  Obligations  räciproques  des  neutres  et  des  bel- 
ligörants  dans  les  eaux  cotieres  et  dans  les  ports  et  rades 
par  Paul  Godey,  Dr.  en  droit,  sous-commissaire  de  marine.  Paris 
1896.  185  p. 
Herr  J.  Cabouat,  Universitäts-Professor  in  Caen,  welcher  das  Werk 
des  Herrn  Godby  mit  einer  Vorrede  versah,  äussert  sich  über  dasselbe 
auf  folgende  Weise:  „Cette  oeuvre  n'est  pas  celle  d'un  juriste  exclusivement 
4pris  de  logique  inflexible  et  de  präcision  rigoureuse,  znais  plutöt  celle  d'un 
marine  habitue*  ä  oompter  avec  les  eiigenoes  des  ifaits."  Es  wäre  unrichtig, 
den  Sinn  dieser  Worte  auf  eine  für  den  Verfasser  des  Buches  ungünstige 
Weise  zu  deuten;  im  Gegentheil,  seine  reiche  Erfahrung  war  eine  Quelle 
und  hat  eine  Grundlage  geschaffen  für  eine  interessante  Darstellung  des  so 
verwickelten  und  subtilen  Problems  der  Küstengewasser.  Das  Buch  besteht 
aus  zwei  Theilen:  der  erste  behandelt  die  rechtliche  Natur  und  die  räum- 
liche Ausdehnung  der  Küstengewässer;  der  zweite  ist  spezieller  und  behan- 
delt die  verschiedenen  Rechte  und  Pflichten,  die  in  dieser  Strichgegend, 
bald  während  des  Friedens,  bald  in  Zeiten  des  Krieges,  entstehen  oder  aus- 
geübt werden.  Im  Anhange  finden  wir  ein  Muster  der  Neutralitätserklärung, 
welches  der  Verfasser  der  Beachtung  der  politischen  Mächte,  so  wie  der 
Theoretiker,  empfiehlt.  Die  juristische  Analysis  der  Rechte,  welche  dem 
UferBtaate  in  Bezug  auf  die  Küstengewässer  zustehen,  bringt  wenig  neues, 
kann  also  hier  unberücksichtigt  bleiben.  Der  Verfasser  steht  auf  dem  Grunde 
der  modernen  Theorien,  obgleich,  das  sei  bemerkt,  die  deutschen  Werke, 
mit  der  Ausnahme  des  PftBKLs'sohen  Handbuches,  ihm  unbekannt  zu  sein 
acheinen.  Er  unterscheidet  die  Küstengewässer  (mer  cotiere)  und  die 
Eigengewässer  (mer  territoriale  ou  nationale)  —  eine  terminologische 
Neuerung,  die  entbehrlich  erscheint  aus  Rücksicht  auf  die  bestehende  und 
fast  allgemein  anerkannte  Eintheilung  „mer  territoriale11  und  „territoire 
maritime"  —  doch  nicht  deutlioh  genug,  um  die  Frage  zu  beantworten, 
warum,  in  gewissen  Fällen,  die  rechtlichen  Zustände  in  einer  dieser  Zonen 
eich  anders  gestalten,  als  in  der  zweiten ;  warum  in  anderen  Fällen  —  z.  B. 
die  Verantwortlichkeit  des  neutralen  Uferstaates  in  Bezug  auf  die  Seekriegs- 
akte, welche  von  Einem  der  Kriegführenden  begangen  sind  —  in  beiden 
Zonen  identisch  ist.  Beachtenswerth  ist  dagegen  das  ganze  Kapitel  über 
die  räumliche  Ausdehnung  der  Küstengewässer.  Sachlich  ist  das  Petitum 
des  Verfassers  mit  dem  zu  Paris  vom  Völkerrechts-Institut  angenommenen 
gleichbedeutend;  er  trachtet  aber  die  Sechs- Meilen-Entfernung  rationell  zu 
rechtfertigen,  indem  er  bemerkt,  dass  eben  diese  Entfernung  der  wirklichen 
Möglichkeit,  die  Vertheidigung  in  Angriff  zu  nehmen,  entspricht.  Die  de- 
fensive Kraft  (vom  Lande  aus)  reicht  zwar  weiter  als  drei  Meilen  (e.  Ver- 
träge) ohne  jedoch  die  Grenze  der  extremen  Kanonenschussweite  (Byocher- 
ahock)  zu  erreichen.  Thatsächlich  ist  sie  durch  die  Möglichkeit  für  Kano- 
niere das  Schussobjekt  zu  sehen,  bestimmt,  und  dieselbe  findet  nur  dann 
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statt,  wenn  das  Objekt  im  Gesichtekreise  der  die  Geschütze  bedienenden 
Mannschaft  liegt.  Sechs  Meilen  sind  gewiss  dieses  Mitteknaass,  das  im 
Wege  der  internationalen  Uebereinkunft,  als  Prinzip,  anzunehmen  wäre. 
Das  System  des  Verf.  basirt  also  auf  der  Identität  des  Gesichtskreises  mit 
der  wirklichen  Ausdehnung  der  Vertheidigungsmögliohkeit  und  auf  der 
Notwendigkeit,  dieselbe  mit  den  Grenzen  der  Küstengewässer  zusammen- 
fallen zu  lassen:  es  ist  einfach  und  bequem;  es  entspricht  den  Bedürfnissen 
des  Küstenstaates,  ohne  die  Interessen  der  fremden  Mächte  zu  beeinträch- 
tigen. Unter  anderem  müssen  wir  auch  erwähnen,  dass  Godiy  für  die  »in- 
ternationalen1' Meerengen,  welche  die  Breite  von  12  Meilen  nicht  über- 
schreiten, die  Entfernung  nur  von  drei  Meilen  annimmt;  ferner,  data  der 
Verfasser,  was  die  Neutralität  anbelangt,  die  Resolutionen  des  Völkerrechts- 
Instituts,  welche  der  Zone  von  sechs  Meilen  noch  eine  andere,  ebenso  breite, 
als  Zone  des  fakultativen  Schutzes  hinzufügen  wollen,  anzunehmen  nicht  geneigt 
ist.  Die  friedlichen  internationalen  Rechtsverhältnisse,  und  insbesondere 
jene,  welche  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  betreffen,  hat  der  Verfasser 
nicht  einer  genug  tiefgehenden  Analysis  unterzogen,  welche  sie  zweifelsohne  ver- 
dient haben;  und  doch  war  die  Doktrin  des  Völkerrechts-Instituts,  welche  Godet 
erwähnt,  ohne  sie  grösserer  Beachtung  zu  würdigen,  ungemein  interessant. 
Wiederum  anregend  sind  die  Ausführungen  Godkv's  über  die  rechtlichen 
Verhältnisse  in  Kriegszeiten.  Wenn  wir  nur  sagen,  daBS  der  VerL  sich 
mit  der  Frage  der  eventuellen  Anwendung  der  Torpedoboote  gegen 
die  feindlichen  Handelsschiffe  befasst,  die  er  abfallig  beantwortet;  dass  er 
weiter  das  Asylrecht  in  Küstengewässern  scharfsinnig  darstellt;  dass  er 
sich  eingehend  mit  allen  Fragen  befasst,  die  den  Aufenthalt  der  Schiffe 
der  Kriegführenden  in  neutralen  Eigengewässern  betreffen:  so  ist  es 
genug  für  den  Leser,  um  ihn  vermuthen  zu  lassen,  wie  viel  Anregung  er  bei  der 
Lektüre  dieser  letzten  Kapitel  finden  könnte.  Sie  überschreiten  gewiss  die 
engen  Rahmen  des  Studiums  über  die  Küstengewässer  und  bilden  einen 
werthvollen  Beitrag  zur  Lehre  von  der  maritimen  Neutralität. 

RostworowskL 

Die  Delikte  gegen  das  Urheberrecht  nach  deutschem  Reicharecht,  dar- 
gestellt von  Dr.  Fritz  van  Calker,  Privatdozent  der  Rechte  an  der 
Universität  Halle.  Halle,  Max  Niemeyer,  1694.  XII  und  302  S.  M.  8.». 
Da  die  meisten  Lehrbücher  des  deutschen  Strafrechtes  nur  vorüber- 
gehend der  Delikte  gegen  das  Urheberrecht  Erwähnung  thun,  so  muss  die 
vorbezeichnete  Arbeit,  welche  gerade  die  in  vieler  Hinsicht  so  interessanten 
Sonderbestimmungen,  die  zum  Schutze  der  urheberrechtlichen  Interessen  er- 
lassen wurden,  zum  Gegenstande  einer  eingehenden  Untersuchung  macht,  be- 
sonders freudig  begrüsst  werden.     Handelt  es  sich   doch   um   Güter,   die 
heute  auf  wirtschaftlichem  und  sozialem  Gebiete  die  grösste  Bedeutung  be- 
sitzen, die  aber  ihrer  Eigenart  wegen  erst  seit  kurzer  Zeit  des  Rechtsschutzes 
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überhaupt,  und  da  in  einer  den  konkreten  Bedürfhissen  entsprechenden,  da- 
her von  den  allgemeinen  Grundsätzen  vielfach  abweichenden  Art  theilhaftig 
geworden  sind.  —  van  Calkek'b  Ausführungen  ziehen  die  Delikte  gegen  das 
Urheberrecht  in  den  Kreis  der  Betrachtung,  d.h.  alle  strafrechtlich  rele- 
vanten Verletzungen  der  aus  einer  geistigen  Schöpfung  fliessenden  In- 
dividualrechte. Von  selbst  ergibt  sich  daraus,  dass  dabei  neben  den 
Delikten  gegen  das  literarische,  künstlerische  und  gewerbliche  Urheberrecht 
auch  jene  gegen  das  Erfinderrecht  behandelt  werden  müssen,  wogegen  die 
Verletzungen  des  Markenrechtes  mit  Recht  ausser  Betracht  bleiben,  da  es 
sich  bei  ihnen  bekanntermassen  nicht  um  eine  unbefugte  Nachbildung  von 
Erzeugnissen,  sondern  um  die  durch  den  Missbrauch  des  geschützten  Zeichens 
erregte  Täuschung  des  Publikums  über  den  Ursprung  der  Waare  handelt. 

Die  Arbeit  selbst  zerfallt  in  einen  geschichtlichen  (Kapitel  1 — 5)  und 
einen  dogmatischen  Theil  (Kapitel  6 — 12).  Ausgehend  von  den  den  Druckern 
und  Verlegern  einerseits,  den  Erfindern  anderseits  gewährten  Privilegien 
erörtert  Verfasser  im  ersten  Theile  zunächst  kurz  die  Anfänge  eines 
gesetzlichen  Schutzes  des  Urheberrechtes,  wie  uns  dieselben  insbesondere  im 
preussiBcheu  Landrechte  und  im  bayrischen  Strafgesetzbuche  von  1813  be- 
gegnen, hebt  dann  die  in  dieser  Hinsicht  grundlegende  Thätigkeit  der  deut- 
schen Bundesversammlung  hervor  und  betont  schliesslich  den  Antheil,  den 
Rechtsprechung  und  Wissenschaft  an  der  Ausgestaltung  des  urheberrecht- 
lichen Schutzes  haben. 

Der  zweite  Theil  desBuches  enthält  eine  systematische  Darstellung 
aller  nach  deutschem  Reichsrechte  zum  Schutze  der  Urheber  bestehenden 
strafrechtlichen  Normen  und  namentlich  werden  bei  dieser  Gelegenheit  die 
Modifikationen  hervorgehoben,  welche  einzelne  Bestimmungen  im  allgemeinen 
Theile  des  Strafgesetzbuches  bei  ihrer  Anwendung  auf  diese  Gruppe  von 
Delikten  unter  dem  Einflüsse  der  eigenartigen  Natur  des  Urheberrechtes  zu 
erleiden  haben. 

Im  einzelnen  legt  van  Calkeb  im  6.  Kapitel  des  näheren  dar,  wie  der 
besondere  Charakter  des  Angriffsobjektes,  mag  man  nun  dieser  oder  jener 
Auffassung  über  das  Wesen  des  Urheberrechtes  huldigen,  dazu  dränge,  diesen 
Delikten  im  System  eine  selbständige  Stellung  neben  jenen  gegen  die  Person 
und  jenen  gegen  das  Vermögen  einräumen  zu  müssen.  Sodann  wird  der 
Versuch  unternommen,  in  detaillirter  Ausfuhrung  (Kapitel  7  und  8)  den  ob- 
jektiven Thatbestand  und  die  subjektiven  Voraussetzungen  dieser  Delikte 
(Vorsatz,  Fahrlässigkeit,  Absicht,  Einfluss  des  Irrthums)  festzustellen,  worauf 
die  Kapitel  9—12  die  allgemeinen  Lehren  über  Thäterachaft  und  Theilnahme, 
Vollendung  und  Versuch  den  Delikten  gegen  das  Urheberrecht  anzupassen 
trachten  und  überdies  den  internationalen  Schutz  des  Urheberrechtes,  die 
auf  Begehung  dieser  Verletzungen  angedrohten  Strafen  (Gefangniss,  Geld- 
strafe, Busse),  die  eigentümliche  Natur  dieser  Delikte  als  Antragsdelikte 
und  den  Verjährungsbegriff  behandeln. 

Arohiv  fflr  öffentliches  Recht.  XII.  4.  39 


—     606     — 

Die  anregende  Darstellung  gewährt  uns  eine  Reihe  neuer  Gesichtspunkte 
für  die  Auslegung  dieser  strafrechtlichen  Nebengesetze  (z.  £.  §  18  Abtatz  1 
und  2,  §§  20  und  22  des  Schriftwerkgesetzes),  und  da  der  Verf.  bei 
Behandlung  der  einzelnen  Materien  jeweils  die  einschlägige  Literatur  und 
die  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsgerichtes  einer  kritischen  Unter* 
suohung  unterzogen  hat,  so  gestalten  sich  dessen  Ausführungen  für  Theorie 
und  Praxis  gleich  werthvoll. 

Wien.  v.  Wretschko. 

Dr.  jur.  Otto  Opet,  Privatdozent  an  der  Universität  Bern,  Deutsches 
Theater  recht,  unter  Berücksichtigung  der  fremden  Rechte  syste- 
matisch dargestellt  Berlin,  Calvary  &  Co.,  1896.  VIII  und  619  & 
M.  10.—,  geb.  M.  12.—. 

Mit  der  wirthschafüichen  Entwicklung  des  Buhnenwesens  in  Deutsch- 
land, wie  in  allen  zivilisirten  Staaten,  ist  auch  das  Theaterrecht  zu  einem 
bedeutsamen  Zweige  des  gesammten  Rechtsgebiets  geworden,  ähnlich  wie  es 
mit  einem  nahe  angrenzenden  Rechtszweige,  dem  Pressrecht,  der  Fall  ge- 
wesen ist.  Ganz  wie  das  Pressrecht  spielt  auch  das  Theaterrecht  vom  Ge- 
biet des  Privatrechts  auf  das  des  Öffentlichen  Rechts  hinüber.  Beide  Insti- 
tute unterliegen  einer  scharfen  Kontrolle  durch  den  Staat.  Während  indessen 
beim  öffentlichen  Pressrecht  die  staatliche  Einwirkung  nach  Beseitigung  der 
Zensur  im  Wesentlichen  nur  noch  eine  repressive  ist,  ruht  bei  dem  Theater- 
recht der  Schwerpunkt  noch  auf  der  Prävention,  in  den  Formen  der  Kon- 
zession und  der  Zensur.  Auch  das  private  Theater-  und  Pressrecht  weisen, 
bei  aller  Selbständigkeit  jedes  Instituts,  doch  mancherlei  Parallelen  auf,  so 
den  Engagements  vertrag,  den  Theaterbesuch  und  das  Zeitungsabonnement, 
das  Aufführungs-  und  das  litterarische  Urheberrecht. 

Während  sich  indessen  das  Pressrecht  neuerdings  in  litterarischer  Bezieh- 
ung einer  von  Tag  zu  Tag  steigenden  Bevorzugung  erfreut,  ist  das  Theaterrecht, 
wenigstens  in  Deutschland,  bisher  über  Gebühr  vernachlässigt  worden.  Wohl 
mag  es  sein,  dass  die  grosse  politische  Bedeutung  der  Presse  auf  der  einen  und 
die  nicht  zu  unterschätzende  Schwierigkeit  des  Theaterrechts  auf  der  anderen 
Seite  diese  bedauerliche  Ungleichheit  verschuldet  haben.  Dennoch  machte 
sich  diese  Lücke  im  praktischen  Leben  in  geradezu  drückender  Weise  geltend. 

Es  ist  daher  schon  aus  diesem  Grunde  ein  anerkennenswerthes  Ver- 
dienst Opbt's,  dass  er  mit  einer  zusammenfassenden  Darstellung  des  deutschen 
Theaterrechts  endlich  das  Eis  gebrochen  hat.  Sein  Versuch  wird  hoffentlich 
recht  bald  Nacheiferer  finden.  Denn  erst  in  der  wissenschaftlichen  Polemik 
wird  schliesslich  der  klare,  blitzende  Diamant  der  wissenschaftlichen  Wahr- 
heit herausgeschliffen.  Durch  seine  früheren  theaterrechtlichen  Forschungen 
und  durch  eine  geistige  Verarbeitung  der  hoohbedeutsamen  Untersuchungen 
von  Gikrkb  und  Kohler  war  Opet  wohl  der  Mann  dazu,  hier  als  Pionier 
der  Wissenschaft  voranzugehen. 
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Durch  eine  eingebende  Berücksichtigung  des  ausländischen  Theaterrechtes 
und  der  reichen  ausserdeutschen  Litteratnr  hat  Opbt  sein  Werk  auf  eine 
höhere,  internationale  Warte  gestellt.  Namentlich  hat  er  aber,  in  richtiger 
Erkenntniss  der  Entstehungsbedingungen  des  Theaterrechts,  überall  und  viel- 
fach, so  beim  Bühnenengagements-  und  beim  Aufiührungsvertrag,  mit  unleug- 
barem Erfolg  danach  gestrebt,  die  wissenschaftlichen  Gesichtspunkte  mit  der 
deutschen  Theaterpraxis  in  Einklang  zu  bringen.  So  hat  er  uns  ein  Werk 
geliefert,  das  bei  strenger  Wissenschaftlichkeit  doch  auch  grade  den  Bedürf- 
nissen des  alltäglichen  Theaterlebens  gerecht  wird.  So  oft  der  Rezensent, 
als  Redakteur  eines  mit  dem  Theaterwesen  in  enger  Fühlung  stehenden 
Blattes,  über  praktische  Theaterfragen  bei  Opbt  Rath  gesucht  hat,  ist  er 
niemals  im  Stich  gelassen  worden.  Dr.  jur.  Gruettefien. 


Dr.  jur.  et  phil.  E.  Schwarte,  Die  Verfassungsurkunde  für  den  preuss. 
Staat  vom  31.  Januar  1850.  Nebst  Ergänzungs-  und  Ausführungs- 
gesetzen. Breslau,  Wilhelm  Koebner  (Inhaber  M.  &  H.  Marcus),  1896. 
VI  und  63a  S.    M.  15.—. 

Seit  einst  Ludwig  v.  Rönne  einen  grösseren  Kommentar  zur  preussischen 
Verfassungsurkunde  herausgab,  dessen  dritte  und  letzte  Auflage  1859  er- 
schien, hat  sich  die  Literatur  des  preussischen  Staatsrechtes  vorwiegend  in 
systematischen  Darstellungen  entwickelt  Neben  der  kleinen  vortrefflichen 
Taschenausgabe  der  Verfassungsurkunde  von  Arndt  fehlte  ein  grösserer 
Kommentar  zur  Zeit  vollständig.  Es  ist  daher  gewiss  anerkennenswert,  dass 
Verf.  sich  dieser  Arbeit  unterzogen  hat.  Die  bisherige  systematische  Lite- 
ratur, auf  deren  Vorarbeiten  dieser  Kommentar  erst  aufgebaut  werden  konnte, 
findet  dabei  sehr  wenig  den  Beifall  des  Verf.  Dass  auch  Ref.  bei  dieser 
Kritik  sehr  schlecht  davon  kommt,  soll  die  Unbefangenheit  des  Urteils  nicht 
trüben,  denn  Ref.  befindet  sich  dabei  in  ganz  anständiger  Gesellschaft  — 
nämlich  mit  allen  bisherigen  Bearbeitern  des  preussischen  Staats-  und  Ver- 
waltungsrechtes ohne  Ausnahme.  Unter  diesen  Umständen  sind  natürlich 
die  Erwartungen  an  das  Werk  des  Verf.  aufs  höchste  gespannt. 

Da  ist  denn  nun  die  sofort  eintretende  Ernüchterung  um  so  grösser. 

Die  Einleitung  enthält  eine  dürre  Darstellung  der  Entwicklung  der 
preussischen  Verfassungsfrage,  wie  man  sie  ähnlich  schon  bei  Rönne  findet, 
und  die  bereits  erwähnte  Charakteristik  der  Literatur  des  preussischen  Staats- 
rechtes, die  man  im  Interesse  des  Verf.  gern  vermisst  hätte.  Die  geschicht- 
liche Seite  hätte  durch  Benutzung  von  Trbitschkes  deutscher  Geschichte 
zweifellos  gewonnen. 

Es  folgt  dann  der  Text  der  Verfassungsurkunde  mit  Kommentar. 

Beim  Lesen  des  ersten  grösseren  Abschnittes  über  die  Grundrechte 
wird  es  denn  auch  sofort  klar,  weshalb  eine  kommentarische  Bearbeitung 
-des  preussischen  Verfassungsrechtes  bisher  so  wenig  Anklang  gefunden  hat. 

39* 
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Bekanntlich  hat  sich  erst  in  neuerer  Zeit  die  richtige  Ansicht  Bahn  ge- 
brochen, dass  die  Grundrechte  gar  nicht  subjektive  Rechte  der  Unterthanen, 
sondern  Schranken  der  Verwaltung  sind.  Sie  gehören  also  materiell  gar 
nicht  in  das  Verfassung«-,  sondern  in  das  Verwaltungsrecht  und  sind  über- 
dies zum  grössten  Teile  durch  die  neuere  Reichs-  und  Landesgesetzgebung 
aufgehoben.  Was  der  Verf.  unter  den  betr.  Verfassungsartikeln  bringt,  da- 
nach  wird  niemand  gerade  in  seinem  Buche  suchen.  Ueberdies  ist  ein  grosser 
Teil  seiner  Erläuterungen  doch  allzu  dürftig,  besonders  wegen  mangelnder 
Berücksichtigung  der  rechtsgeschichtlichen  Grundlagen.  Man  lese  z.  B.  S.  80 
die  Ausführungen  über  das  Kirchenstaatsrecht  des  A.  L.-R.  und  über  das 
Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  überhaupt.  Eine  Streichung  des  ganzen 
Kommentars  namentlich  zu  den  aufgehobenen  Verfassungsartikeln  hätte  das 
Werk  des  Verf.  wesentlich  verbessert 

Bei  der  weiteren  Behandlung  des  Themas  treten  zwei  Mängel  besonders 
hervor,  die  unzureichende  rechtsgeschichtliche  Grundlage  und  die  nicht  aus- 
reichende Beherrschung  des  positiven  Materials. 

Das  öffentliche  Recht  Deutschlands  hat  nächst  dem  englischen  den  am 
meisten  ausgeprägten  historischen  Charakter.  Die  preussische  Verfassungs- 
urkunde ist  nicht  gleich  den  Erzeugnissen  der  romanischen  Konstituanten 
der  Ausgangspunkt  eines  neuen  staatlichen  Lebens,  sondern  nur  ein  Glied 
in  der  grossen  Kette  geschichtlicher  Entwicklung.  Einen  Kommentar  zur 
preusBischen  Verfassungsurkunde  kann  man  daher  nicht  in  derselben  Weise 
schreiben  wie  etwa  einen  solchen  zur  Grundbuchordnung.  Das  thut  aber 
der  Verf.  Dann  und  wann  klettert  er  einmal  bis  zu  einigen  Bestimmungen 
des  Landrechtes  zurück,  dahinter  und  zum  Teil  dazwischen  ist  alles  Finster- 
nis. Damit  lassen  sich  natürlich  keine  befriedigenden  Ergebnisse  zu  Tage 
fördern.  Namentlich  mag  dabei  hingewiesen  werden  auf  die  Ausführungen 
des  Verf.  über  das  Verhältnis  von  Gesetz  und  Verordnung.  Indem  er  den 
Begriff  des  Gesetzes  nach  Art.  62  als  einen  materiellen  auffasst  und  damit 
ein  selbständiges  königliches  Verordnungsrecht  leugnet,  setzt  er  sich  nicht 
nur  in  Widerspruch  mit  der  herrschenden  Theorie,  sondern  auch  mit  der 
lebendigen  Staatspraxis.  Das  wird  nun  an  ,sich  niemand  dem  Verf.  verargen, 
aber  er  muss  dann  doch  wenigstens  seine  Gegner  anders  widerlegen  als  durch 
ein  mitleidiges  Lächeln  über  jene  thörichten  Menschen,  die  den  landrecht- 
lichen Bestimmungen  über  das  Gesetz  einige  Bedeutung  beimessen.  Dass  der 
Verf.  mit  seiner  eigenen  Theorie  nicht  sehr  weit  kommt,  zeigt  am  besten  die 
naive  Bemerkung  S.  ISO,  es  sei  nicht  möglich,  mit  Sicherheit  zu  entscheiden* 
ob  die  Organisationsverordnung  vom  27.  Oktober  1810  ein  Gesetz  sei.  Ohne 
gründliche  rechtsgeschichtliche  Kenntnisse  gewiss  nicht,  insoweit  hat  der 
Verf.  ganz  Recht. 

Daneben  tritt  aber  doch  auch,  selbst  wenn  man  sich  auf  den  Boden 
des  reinen  Dogmatismus  stellt,  die  nicht  ausreichende  Berücksichtigung  des 
Materials,  besonders  der  Literatur  störend  zu  Tage.    Es  kann  selbstverstand- 
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lieh  hier  nicht  auf  alle  Einzelheiten  eingegangen  werden,  aber  um  die  Be- 
hauptung nicht  beweislos  hinzustellen,  sollen  wenigstens  ein  Paar  Beispiele 
angeführt  werden«  Die  unglückliche  Fassung  des  Art.  48  hat  bekanntlich 
eine  umfangreiche  Literatur  über  den  Abschluss  von  Staatsverträgen  in  zum 
Teil  mustergiltigen  Monographien  hervorgebracht.  Davon  erfährt  man  beim 
Verf.  nichts,  der  denn  auch  selbst  den  Kernpunkt  der  Streitfrage,  ob  die 
parlamentarische  Zustimmung  zum  Abschlüsse  oder  zur  Ausführung  des  Ver- 
trages erforderlich  ist,  gar  nicht  erfasst  hat.  Art  55,  der  dem  Könige  ver- 
bietet, ohne  Zustimmung  des  Landtages  Herrscher  fremder  Reiche  zu  sein, 
hat  aus  Anlass  des  Lauenburgischen  Falles  eine  eingehende  parlamentarische 
Erörterung  unter  Beteiligung  von  Bismarck  erfahren.  Verf.  erwähnt  diesen 
Lauenburgischen  Fall  zu  Art.  55  mit  keinem  Worte,  trotz  der  Wichtigkeit 
der  Präzedenzfälle  für  das  Staatsrecht.  Gerichtliche  Entscheidungen  anzu- 
führen, wie  die  des  Oberverwaltungsgerichtes  über  die  Beilegung  von  Titeln 
an  Beamte  von  Kommunalverbänden  oder  Privatpersonen  oder  die  des 
Reichsgerichtes  über  die  Unzulässigkeit  der  Kompensation  einer  im  Land- 
tage gethanen  Beleidigung  durch  ein  Gericht,  scheint  der  Verf.  sogar  grund- 
sätzlich zu  vermeiden. 

Gewiss  kann  an  einen  Kommentar  nicht  durchschnittlich  die  Anforde- 
rung gestellt  werden,  dass  er  eine  hervorragende  wissenschaftliche  Leistung 
ist.  Aber  soviel  kann  man  verlangen,  dass  er  wenigstens  das  Material  an- 
nähernd enthält  und  jedem,  der  ihn  benutzt,  die  Mittel  und  Wege  angiebt, 
sich  selbständig  weiter  zu  belehren.  Darin  bestand  gerade  der  Wert  des 
RöNNE8cben  Staatsrechtes,  so  lange  es  auf  der  Höhe  der  Zeit  stand,  dass  es 
in  dieser  Beziehung  niemals  im  Stiche  liess.  Ein  Kommentar  der  Verfassungs- 
urkunde von  der  gleichen  praktischen  Brauchbarkeit  wie  einst  die  systema- 
tische Darstellung  von  Rönne  bleibt  daher  zum  Mindesten  nooh  ein  Bedürfnis 
der  Zukunft. 

Demnächst  kommen  eine  Reihe  für  das  Verfassungsrecht  wichtiger  Ge- 
setze und  Verordnungen  zum  Abdrucke,  so  das  Gesetz  über  Erwerb  und  Ver- 
lust der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit,  das  Vereinsgesetz,  die  Bestim- 
mungen über  die  Zusammensetzung  der  beiden  Häuser  des  Landtages  und 
einige  bedeutendere  Hausgesetze.  Dieser  Abdruck  ist  höchst  dankenswert« 
Man  findet  hier  nicht  nur  die  einschlägigen  Bestimmungen  beisammen,  einige, 
wie  z.  B.  die  Hausgesetze,  für  welche  man  bisher  auf  die  ScHüLZEsohe  Samm- 
lung angewiesen  war,  werden  jetzt  erst  weiteren  Kreisen  zugänglich  gemacht. 
An  die  Hausgesetze  schliesst  sich  die  Mitteilung  eines  Ehevertrages  des 
königlichen  Hauses,  von  Titel  und  Wappen,  der  Urkunden  betr.  die  Wieder- 
herstellung der  Kaiserwürde,  eine  Uebersicht  der  Verwaltungsbezirke  und 
Gerichtsbehörden  und  endlich  eine  Stammtafel  des  preussischen  Königs- 
hauses an. 

Die  abgedruckten  Gesetze  und  Verordnungen  sind  zum  grossen  Teile 
gleichfalls  erläutert.  Die  Mängel,  die  dem  Kommentar  zur  Verfassungsurkunde 
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anhaften,  treten  hier,  wo  es  sich  am  kleine,  leicht  übersichtliche  Gesetze 
handelt,  weniger  hervor.  Besonders  das  Vereinsgesetz  zeichnet  sich  durch 
erschöpfende  Berücksichtigung  der  Rechtsprechung  und  der  verschiedenen 
Ministerialreskripte  aus. 

Das  Werk  des  Verf.  ist  also  immerhin  ein  nach  manchen  Richtungen 
dankenswertes  Unternehmen,  wenn  es  auch  nicht  das  giebt,  was  es  zu  ver- 
sprechen scheint.  Der  übersichtliche  Abdruck  der  für  das  preussische  Ver- 
fassungsrecht in  Betracht  kommenden  Gesetze  und  Verordnungen  in  schöner 
Ausstattung  und  mit  einem  vorzüglichen  Register  wird  sich  daher  gewiss 
manche  Freunde  erwerben. 

Berlin.  Conrad  Bornhak. 

Arangio  Ratz  (G),  Le  Associazioni  e  lo  Stato.    Napoli  1895.    511  pp. 

Das  Werk  zerfällt  in  drei  Abschnitte.  Der  erste  behandelt  Inhalt,  Form 
und  Grenzen  der  Assoziation,  der  zweite,  weitaus  grösste,  betrachtet  ihre 
Entwicklung  in  geschichtlicher  und  rechtsvergleichender  Darstellung,  der  dritte 
ist  theoretischen  Ausführungen  über  das  Verhältnis  des  Staates  zur  Asso- 
ziation gewidmet.  Die  Ansicht  des  Referenten,  dass  diese  umfassende  Auf- 
gabe in  ca.  500  Seiten  klein  Oktav  in  zufriedenstellender  Weise  kaum  gelöst 
werden  könnte,  wurde  durch  Lektüre  des  Buches  trotz  seiner  unleugbar 
grossen  Vorzüge  voll  bestätigt.  Ein  Sonderabdruck  aus  der  grossen  italie- 
nischen juristischen  Eucyklopädie  verrät  die  Arbeit  ihren  Ursprung,  da  der 
Verfasser  der  Gefahr,  in  derartigen  Arbeiten  auf  Kosten  der  Tiefe  zu  sehr 
in  die  Breite  zu  gehen,  leider  nicht  entronnen  ist. 

Dies  zeigt  sich  schon  im  ersten  Teil,  bei  der  Abgrenzung  seines  Themas, 
wo  die  Ausführungen  des  Verfassers,  trotzdem  er  Digressionen  auf  ferner- 
liegende Gebiete,  wie  Staatenvereinigungen  etc.  Raum  giebt,  der  präzisen 
Formulierung  ermangeln ,  wo  wir  z.  B.  statt  einer  Definition  der  „reunione 
publica"  die  Versicherung  hinzunehmen  haben,  sie  komme  der  Lösung  der 
Quadratur  des  Kreises  gleich.  Hier  hätten  wir  doch  wenigstens  den  Versuch 
einer  solchen  Definition  erwartet. 

Nach  einer  nicht  recht  ausgiebigen  historischen  Darstellung  folgt  eine 
Aufzählung  der  geltenden  Bestimmungen  in  den  einzelnen  Staaten,  die  uns 
Holland,  Luxemburg,  Dänemark,  Island,  Griechenland,  Bulgarien,  England, 
Frankreich,  Belgien,  Deutschland,  Spanien,  Oesterreich-Ungarn,  die  Schweiz, 
die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  Italien  vorführt. 

Gegenüber  der  Fülle  der  hier  gegebenen  Thatsachen,  Daten  und  Zahlen 
wäre  es  billige  Weisheit  des  Referenten,  die  einzelnen  Ungenauigkeiten,  die 
dieser  Teil  enthält,  aufzuzählen;  doch  muss  man  von  einer  wissenschaftlichen 
Arbeit,  die  ausdrücklich  für  Nachschlagzwecke  geschrieben  ist,  in  dieser  Hin- 
sicht ganz  besondere  Sorgfalt  erwarten!  Um  nur  das  eine  oder  das  andere 
herauszugreifen,  zitiert  Ruiz  als  ältesten  »Akt"  über  „riots"  13  Henry  IV. 
(1399),  während  bereits  17  Rieh.  II,  c.  8  klar  von  der  Unterdrückung  von 
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riots  spricht,  Stephens  sogar  noch  auf  7  Edw.  Ist  s.  a.  D  1279  as  to  Coming 
armed  to  Parliament  und  auf  83  Edw.  Ist,  2.  1804  (definition  of  conspira- 
ton)  zurückgeht;  die  „Working  Men  Association**  ferner,  der  Ruxz  in  der 
Reformbewegung  in  den  dreissiger  Jahren  eine  so  grosse  Bedeutung  beimisst, 
wird  in  englischer  Litteratur  gewöhnlich  charakterisiert  als  „being  a  body 
of  nondescript  persons  of  no  importancett.  Rüiz  besprioht  den  Mangel  einer 
einschlägigen  englischen  Litteratur,  scheint  aber  die  hierhergehörigen  Arbeiten 
von  Stephens  (History  of  the  Criminal  Law  of  England  1883),  von  R.  S. 
Wbight  (The  Law  of  Criminal  conspiracies  1871)  u.  a.  m.  nicht  zu  kennen. 
In  seiner  Darstellung  der  französischen  Koalitionsbewegung  findet  z.  B.  die 
„Loi  sur  les  attroupements  (7 — 9  juin  1848)"  keinen  Platz,  und  wenn  Rmz 
mit  dem  Gesetz  vom  21.  März  1884  über  die  Syndicats  professioneis  ab- 
schliesst,  übersieht  er  eine  ganze  Reihe  wichtiger  decrets  und  Ministerialerlasse, 
die  sich  hier  angeschlossen  haben,  etc. 

Im  dritten  Abschnitt  plaidiert  Rüiz,  trotzdem  augenscheinlich  die  Arbeit 
noch  unter  dem  frischen  Eindruck  der  letzten  anarchistischen  Attentate  ge- 
schrieben ist,  für  grosse,  vielleicht  für  zu  grosse  Freiheit.  Er  erwünscht  zum 
Schluss  für  Italien,  was  ihm  bewundernswert  erscheint,  nämlich  eine  der  nord- 
amerikanischen ähnliche  Verfassung,  die  nach  ihm  das  Idealstaatsgebäude, 
die  Pyramide  darstellt,  zu  der  die  breite  Masse  des  Volkes  den  Unterbau 
bildet.  Referent  hat  verschiedentlich  durch  Amerikakenner  die  Ansicht  er- 
halten,  dass  nicht  alles  Gold  ist,  was  dort  als  Volksvertretung  glänzt! 

London.  Ed.  E.  Lehwess. 


fiet  beklemrecht  in  zijne  geschiedkundige  ontwikkelung  door  Mr. 
Seerp  Gratama.    Groningen  1695.    400  pp. 

Unter  „beklemrecht"  will  der  Verfasser  die  Gesamtheit  der  die  lease 
berührenden  Rechtsverhältnisse  verstanden  wissen,  deren  eigentümlicher  Ent- 
wicklung er  in  dieser  Untersuchung  nachgeht.  Auf  Grund  seiner  archiva- 
lischen  Studien  wendet  er  sich  gegen  die  in  den  Niederlanden  herrschende 
Meinung,  den  Ausgangspunkt  des  „beklemrechts"  im  Mietsverbältnis,  so  wie 
es  im  Landrecht  geregelt  ist,  zu  suchen.  Ganz  besonders  seien  die  Arbeiten 
(1828 — 37)  von  H.  0.  Feith  für  diese  Ansicht  massgebend  gewesen,  nach  der 
man  dann  unter  dem  Einfluss  der  Staatsresolutionen  ein  eigenartiges  „beklem- 
recht" immer  nur  neben  dem  Mietsverhältnis  entwickelt  habe.  So  lange  man 
von  dieser  Lehre  nicht  habe  loskommen  können,  habe  die  Praxis  immer  da, 
wo  die  Bestimmungen  des  Landrechts  sich  als  unzureichend  erwiesen,  auf  die 
Staatsresolutionen  zurückgegriffen,  statt  selbständige  Regeln  für  das  „beklem- 
recht4* zu  entwickeln.  Dies  führt  den  Verfasser,  der  uns  im  Titel  vorzüglich 
die  geschichtliche  Entwicklung  verspricht,  dazu,  neben  seinen  historischen 
Studien  eine  Grundlegung  seiner  Ansicht  über  das  leaseverhältnis  de  lege 
ferenda  zu  geben.    Dieser  Entwurf  bietet  mit  den  englischen  Rechtsverhält- 
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nissen  des  landlord  und  tenant  so  vielfache  Berührungspunkte,  dass  es  sehr 
zu  bedauern  ist,  dass  der  Verfasser  diesen  gar  nicht  nachgegangen  ist.  Jeden- 
falls wäre  die  Lehre  vom  Groninger  beklemrecht  durch  die  reiche  englische 
Judikatur  wesentlich  gefördert  worden. 

London.  Ed.  £.  Lehwess. 

Ugo  Sorani,  Della  oambiale  e  dell'assegno  bancario.  Roma,  So- 
cieta  editrice  Dante  Alighieri,  1896.  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  Berlin. 
M.  10.—. 

Wir  brauchen  nur  an  unsere  nicht  allzu  fernen  Ahnen  im  Geiste  der 
Jurisprudenz  zu  denken,  so  werden  wir  daran  erinnert,  dass  sie  als  deutsche 
Juristen  eine  fremde  Sprache  erlernen  musBten,  um  das  Gebiet  ihrer  Wissen- 
schaft zu  ergründen,  dass  sie  in  einer  fremden  Sprache  sich  an  ihre  Schüler 
wendeten.  Wenn  wir  auch  heute  den  letzteren  Standpunkt  überwunden 
haben,  so  bleibt  uns  immerhin  jetzt  noch  für  das  Studium  des  Rechts  die 
Notwendigkeit  zurück,  nicht  mehr  die  eine  fremde,  alte,  tote  Weltsprache, 
sondern  mehrere  der  wichtigsten,  lebendigen  modernen  Sprachen  zu  berück- 
sichtigen. Taucht  doch  heute  mehr  und  mehr  der  Geist  des  internationalen 
Rechtes  empor,  nicht  um  die  nationalen  Rechte  zu  ersticken,  nein!  um  dem 
rasend  gesteigerten  Weltverkehr  Rechnung  zu  tragen,  und  um  diejenigen 
Gebiete  des  Rechts,  welche  über  die  Grenzen  nationaler  Bedürfhisse  hinaus- 
ragen, zu  vereinheitlichen. 

Der  im  kräftigsten  Mannesalter  stehende  Wechsel  und  der  jugendliche 
Check,  die  in  der  vorliegenden  Arbeit  Ugo  Soranis  behandelt  werden,  ge- 
hören zu  diesen,  die  ganze  zivilisierte  Welt  gleichmässig  umfassenden  Rechts- 
gebieten, sodass  der  deutsche  Rechtskundige  nicht  achtlos  daran  vorüber 
gehen  darf,  wenn  auch  das  Buch  der  italienischen  Litteratur  angehört.  Er 
darf  es  umso  weniger,  da  wir  seit  einigen  Jahrzehnten  wieder  daran  gewöhnt 
sind,  starke  Impulse  aus  dem  Geburtslande  des  römischen  Rechtes  zu  em- 
pfangen. Vorwiegend  hat  sich  allerdings  die  originelle  Schaffenskraft  italie- 
nischer Juristen  dem  Strafrecht  zugewandt.  Wir  sind  aber  in  noch  höherem 
Masse  berechtigt,  über  das  Handelsrecht  und  insbesondere  den  Wechsel  aus 
Italien  wichtige  Aufschlüsse  zu  erhoffen;  bat  doch  seine  Wiege  dorten  gestanden. 

Ugo  Sorani,  hat  als  guter  Patriot  sich  der  durch  das  geeinigte  König- 
reich geschaffenen  Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete  des  Handelsrechtes  freuend, 
sich  der  Einsicht  nicht  zu  verschliessen  vermocht,  dass  der  erste  Wurf 
nicht  völlig  gelungen  war,  und  dass  das  neue  Handelsgesetzbuch  von  1883 
mit  Recht  eingreifende  Neuerungen  gebracht  hat.  Er  hält  die  Zeit  für  ge- 
kommen, wo  auch  diese  Neuerungen,  nachdem  sie  die  Feuerprobe  der  Praxis 
über  ein  Jahrzehnt  bestanden  haben,  von  theoretischen  und  praktischen 
Standpunkten  wissenschaftlich  zu  beleuchten,  und  bietet  uns  daher  den 
vorliegenden  Kommentar.  Mit  grossem  Fleisse  sucht  Sorani  die  verschie- 
densten Fragen,  welche  sich  anlässlich  der  Besprechung  des  Gesetzes  bieten 
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können,  zu  erörtern,  indem  er  nioht  bei  der  italienischen  Litteratur,  Gesetz- 
gebung und  Rechtsprechung  Halt  macht,  sondern  auch  ausländische  Schrift- 
steller und  Kodifikationen  wie  insbesondere  die  deutsche  Wechselordnung 
und  den  Titel  XXTX  des  schweizerischen  Obligationenrechtes  in  den  Kreis 
seiner  Betrachtungen  zieht.  Er  verkennt  dabei  nicht  den  bahnbrechenden 
Einfluss,  den  die  deutsche  Wechselrechtstheorie  dieses  Jahrhunderts  auf  alle 
neueren  Wechselrechtskodifikationen  und  Theorien  geübt  hat  und  weist  Thöl 
dem  Vater  des  modernen  deutschen  Wechselrechtes  und  damit  des  Wechsel- 
rechtes  der  Welt,  den  ihm  gebührenden  ehrenvollen  Platz  an.  Dabei  ver- 
gisst  er  aber  nicht,  dass  das  italienische  Gesetz  von  1865  unter  dem  direkten 
Einflüsse  des  französischen  Code  de  Commerce  stand  und  vernachlässigt  da- 
her ebensowenig  die  französischen  Autoren. 

Ueo  Sorani  zeigt  sich  in  vorliegendem  Buche  als  ein  Mann,  der  das 
schon  eine  mehrhundertjährige  Geschichte  besitzende  Wechselrecht  mit  kühnen 
Blicken  in  die  Zukunft  betrachtet.  Bei  ihm  wird  man  gespannt  sein  dürfen, 
wie  er  das  erst  in  unserem  Jahrhundert  auf  die  Welteroberung  ausziehende 
Institut  des  Check,  das  ihm,  weil  noch  in  der  Entwickelung  begriffen,  weniger 
SprÖdigkeit  entgegensetzt,  bebandeln  wird.  Wir  dürfen  also  mit  Interesse 
auch  der  Fortsetzung  des  Werkes  entgegensehen.  Dr.  F.  Fick. 


Sammlung  von  Gutachten  und  Entscheidungen  über  den  Um- 
fang der  Gewerberechte.  Nach  amtlichen  Quellen  herausgegeben 
von  Dr.  Friedrich  Frey  und  Dr.  Rudolf  Maresch.  II.  Band.  Wien, 
Moritz   Perles,    1897.    506  8.    Brosch.  M.  10.—.    Gebdn.  M.  11.60. 

Der  vorliegende,  mit  wissenschaftlicher  Gründlichkeit  und  anerkennens- 
werther  Sachkenntniss  gearbeitete  Band  enthält  Gutachten  der  österreichi- 
schen Handels-  und  Gewerbekammern  über  den  Umfang  der  Gewerberechte 
(aus  den  Jahren  1893 — 1895),  sowie  einschlägige  neuere  rechtskräftige  Ent- 
scheidungen von  Behörden. 

Dieser  Band  ist  auch  für  den  Theoretiker  sehr  instruktiv.  Manche 
Gutachten  der  Sammlung  sind  mit  besonderer  juristischer  Schärfe  gearbeitet, 
so  beispielsweise  das  Gutachten  No.  3855,  welches  eine  interessante  Erläute- 
rung des  §  60  der  österreichischen  Gewerbeordnung  (Feilbieten  im  Umher- 
ziehen) enthält,1  ferner  das  Gutachten  No.  3256,  welches  eine  gute  Korn- 
mentirung  des  §  16  lit.  a  der  österreichischen  Gewerbeordnung  bietet. 

Die  Sammlung  von  Frey  und  Maresch  gibt  —  ich  möchte  sagen  — 
den  Ersatz  für  ein  Gesetz  über  den  Umfang  der  subjektiven  Gewerberechte. 

Es  ist  den  Verfassern  dieser  Sammlung  beizustimmen,  wenn  sie  in  dem 
Vorworte  zum  zweiten  Bande  derselben  bemerken,  dass  die  Sammlung  zu 
einem  unentbehrlichen  Behelfe  bei  den  österreichischen  politischen  Behörden, 
Handels-  und  Gewerbekammern  und  Genossenschaften  geworden  ist. 

Wien.  Docent  Dr.  Heilinger. 
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Dr.  Gustav  Walker,  Streitfragen  aus  dem  internationalen  Civil- 
prozessrecht.  Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  neuen  öster- 
reichischen Civilprozessgerichte.    Wien,  Manz,  1897.    232  S.    IL  &S0. 

Der  Verfasser  behandelt  in  diesem  Werke  die  wichtigsten  Streitfragen 
über  die  örtlichen  Grenzen  der  Civilprozessnormen,  so  die  Frage  nach  der 
Prozessfähigkeit  der  Ausländer,  die  Frage  über  die  Kautionspflicht,  das  Ar* 
menreoht  der  Aasländer,  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges,  die  Gerichtsbar- 
keit der  österreichischen  Gerichte  über  Fremde,  Gerichtsbarkeit  in  Ehe- 
sachen der  Ausländer,  internationale  Rechtshilfe,  Einrede  der  Streitanhan- 
gigkeit,  Rechtskraft  ausländischer  Urtheile,  Exekution  auf  Grund  ausländischer 
Akten. 

Der  Verfasser  hat  sich  seine  Aufgabe  wahrlich  nicht  leicht  gemacht, 
denn  er  hat  nicht  nur  die  österreichische  Litteratur  eingehend  berücksichtigt» 
sondern  auch  die  Werke  der  deutschen,  englischen,  französischen,  italienischen 
und  amerikanischen  Schriftsteller  besprochen,  und  neben  dem  alten  und 
neuen  österreichischen  Civilprozessrechte  das  deutsche,  französische,  italie- 
nische, englische  und  amerikanische  Recht  in  vergleichender  Darstellung 
angeführt. 

Die  Lösungen,  welche  der  Verfasser  den  einzelnen  internationalen 
rechtlichen  Fragen  vom  Standpunkte  der  neuen  österreichischen  Civilprozeas- 
gesetze  gegeben  hat,  wird  man  wohl  im  Allgemeinen  nur  billigen  können. 
Indessen  möchten  wir  uns  bei  einigen  Fragen  doch  nicht  völlig  der  Meinung 
des  Autors  anschliessen. 

So  dürfte  die  Frage  der  Kautionspflicht  und  des  Armenrechtes  der 
Ausländer  doch  nicht  vom  Gesichtspunkte  materieller,  sondern  vielmehr 
formeller  Reziprozität  zu  lösen  sein.  Denn  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  das« 
die  materielle  Reziprozität,  welche  der  Verfasser  auf  S.  75  und  83  verficht, 
eine  grössere  Härte  in  der  Behandlung  der  Ausländer  enthält,  als  die 
Auslegung  der  §§  57  Z.  1  und  63  Abs.  1  der  C.-P.-O.  nothwendig  mit  sich 
bringt. 

Vom  Standpunkte  des  öffentlichen  Rechtes  ist  vor  allem  eine  der  be- 
handelten Fragen  von  Wichtigkeit,  nämlich  die  der  Zulässigkeit  des  Rechts- 
weges. 

Wir  glauben  dem  Autor  vollkommen  beistimmen  zu  können,  dass  im 
internationalen  Rechtsverkehr  eine  Bereicherung  der  inländischen  Gerichte 
dadurch  entsteht,  dass  im  Auslande  entstandene  rechtliche  Ansprüche  auch 
dann  vor  die  inländischen  Gerichte  gezogen  werden  können,  wenn  dieselben, 
falls  im  Inland  entstanden,  dem  Wirkungskreise  der  Gerichte  entrückt  wären. 

Die  Abgrenzung  der  Thätigkeitssphären  der  Gerichte  und  Verwaltungs- 
behörden ist  von  Land  zu  Land  verschieden  und  es  wäre  nicht  einzusehen, 
wesshalb  ein  reohtlicher  Anspruch,  der  in  einem  Staate  der  Judikatur  der 
Gerichte  unterliegt  in  einem  anderen  Staate,  wo  die  Abgrenzung  der 
Kompetenz  der  Gerichte  eine  andere  ist,  nicht  realisirt  werden  könnte. 
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Sehr  exakt  und  interessant  sind  die  Ausführungen  Walker's  über  die 
Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  der  Ausländer.  Hier  hat  der  Verfasser  ins- 
besondere die  Neuerungen,  welohe  die  neuen  österreichischen  Oivilprozess- 
gesetie  gebraoht  haben,  inTs  hellste  Lioht  gestellt 

Den  grössten  Raum  nimmt  —  wie  billig  —  das  Kapitel  über  die 
Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  ein,  und  hier  hat  der  Autor  die  viel- 
fachen Aenderungen,  welche  die  neuen  Civilprozessgesetze ,  speziell  die 
§§  79 — 86  der  neuen  Exekutionsordnung  gebracht  haben,  sehr  eingehend 
unter  Heranziehung  der  deutschen  Litteratur  über  die  §§  660  und  661  der 
C.-P.-O.  auf  das  Gründlichste  erörtert. 

Nebenbei  sei  auf  zwei  Druckfehler  hingewiesen:  auf  S.  197,  4.  Z.  hat 
es  statt  „Ersatzstellung"  „Ersatzzustellung-;  auf  S.  205,  7.  Z.  v.  o.  statt 
„wird1*  „werden"  zu  heissen. 

Fassen  wir  das  Urtheil  über  dieses  Buch  zusammen,  so  können  wir 
nicht  umhin,  den  grossen  Fleiss,  die  Gründlichkeit  der  Darstellung,  die 
Klarheit  des  Ausdruckes,  die  umsichtige  Benützung  der  fremden  Litteratur, 
die  geschickte  Anordnung  des  Stoffes  lobend  hervorzuheben. 

Wenn  wir  auch  nicht  in  allen  Punkten  mit  den  Resultaten  der  For- 
schung einverstanden  sind,  so  müssen  wir  doch  sagen,  dass  diese  Abhandlung 
einen  äusserst  werthvollen  Beitrag  zu  einem  System  über  das  neue  österrei- 
chische Civilprozessrecht  bildet. 

Fragen  des  internationalen  Rechtes  sind  in  Oesterreioh  bisher  nur 
wenig  behandelt  worden.  Es  muss  daher  mit  Befriedigung  begrüsst  werden, 
dass  abermals  ein  österreichischer  Autor  es  unternahm,  auf  diesem  Gebiete 
Probleme  zu  suchen  und  zu  lösen. 

Das  besprochene  Werk  wird  in  Fragen  des  internationalen  Civilprozess- 
rechtes  dem  Theoretiker  wie  dem  Praktiker  werthvolle  Aufschlüsse  und 
reiche  Förderung  geben. 

Wien.  Heilinger. 

Carl  Bulling,  Die  Rechte  der  unehelichen  Kinder  nach  dem  Entwurf 
eines  B.G.B.  für  das  Deutsche  Reich.  Berlin,  Rosenbaum  &  Hart,  1895. 
8°.    86  S.    M.  1.—. 
Derselbe,    Die    deutsche  Frau   und  das  B.-G.-B.    Ebenda,  1896.    8°. 
170  S.    M.  1.50. 
Beide  Schriften  behandeln  lediglich  den  Entwurf  des  Gesetzbuches  und 
sind  gegenwärtig  durch  die  definitive  Verabschiedung  des  Gesetzbuches  über- 
holt.  Ihrem  Inhalt  nach  stehen  sie  auf  einem  ziemlich  extremen  Standpunkt 
zu  Gunsten  der  Frauenbewegung,  der  manchmal  in  fast  fanatischer  Weise 
vertreten  wird.    Im  Uebereifer  vergisst  der  Verfasser  zuweilen,  was  er  selbst 
einige  Seiten  vorher  geschrieben  hat.    So  z.  B.  wenn  er  sich  in  der  ersten 
Schrift  (S.  17)  sehr  dafür  ereifert,  dass  der  Mutter  des  unehelichen  Kindes  die 
elterliche  Gewalt  zugestanden  werde  (ein  Standpunkt,  den  Referent  übrigens 
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theilt),  und  wenn  er  dann  (S.  60)  verlangt,  dass  die  Matter  für  nicht  berechtigt 
erklärt  werde,  den  Prozess  wegen  Feststellung  der  Vaterschaft  zu  fahren, 
damit  sie  als  Zeugin  vernommen  werden  könne.  Dass  eine  Vorschrift  letzterer 
Art  gerade  voraussetzt,  dass  das  Kind  einen  Vormund  hat  und  die  Motter 
also  nicht  die  elterliche  Gewalt  übt,  hat  der  Eifer  den  Verfasser  übersehen 
lassen. 

In  der  zweiten  Schrift  geht  Bulling  dem  mundium  des  Manne«  sehr 
zu  Leibe,  welches  nach  seiner  Meinung  allen  bestehenden  Gesetzen  auch  an- 
ausgesprochen  zu  Grunde  liegt  und  die  Quelle  aller  Misshelligkeiten  in  der 
Ehe  ist.  Auf  S.  37  lesen  wir,  dass  „zwei  Dinge  unter  dem  Mundium  unmöglich 
waren,  Liebe  und  Achtung".  Was  sind  wir  gewöhnlichen  Männer  danach  doch 
für  Thoren,  zu  glauben,  dass  auch  bisher  unsere  Frauen  Liebe  und  Achtung 
uns  entgegengebracht  und  von  uns  empfangen  haben !  Erst  wenn  die  Bulling- 
schen  Vorschläge  in  der  Gesetzsammlung  stehen,  wird  dergleichen  vorhanden 
sein.  Diese  Vorschläge  verlangen  eine  schiedliche  Abgrenzung  der  Ressorts 
zwischen  Mann  und  Frau,  festgelegt  durch  Gesetz  und  zwar  für  den  Mann 
die  Geldbewilligung  und  die  Bestimmung  von  Wohnort  und  Wohnung,  für 
die  Frau  die  Führung  des  Hauswesens  und  die  Kindererziehung  mit  Aus- 
nahme der  Berufswahl  und  der  Erziehung  der  Knaben  nach  absolvirter  Schul- 
pflicht. In  diesem  Ressort  hat  jedes  der  Eheleute  selbständig  zu  entscheiden. 
Auf  S.  45  erfahren  wir  genau,  auf  welche  Art  in  dieser  Zukunftsehe  ein  Sofa 
angeschafft  wird:  der  Mann  bestimmt  den  Preis,  den  es  kosten  darf,  die 
Frau  aber  die  Farbe.  Dass  einem  —  sonst  scharfsinnigen  —  Juristen  die 
Ironie  entgeht,  welche  hierin  liegt,  darf  Wunder  nehmen.  Wie  denn,  wenn  der 
Mann  mit  seinem  Geldbewilligungsrecht  die  Methode  der  konstitutionellen 
Kammern  nachahmt  und  das  Geld  nicht  anders  bewilligt,  als  gegen  die  Kon- 
zession, dass  er  auch  die  Farbe  bestimmen  darf?  Und  wie,  wenn  er  dieses 
Prinzip  gerade  bei  denjenigen  Ausgaben  anwendet,  welche  wesentlich  im 
Interesse  der  Frau  liegen?  In  der  That  liegt  in  diesem  Punkte  der  Schlüssel 
für  die  Stellung  des  Mannes  in  der  Familie.  Sein  Uebergewicht  beruht  darauf, 
dass  er  Frau  und  Kinder  ernährt.  Desshalb  ist  das  Uebergewicht  des  Mannes 
nichts  Willkürliches,  durch  Gesetz  Geschaffenes,  sondern  es  beruht  ganz  noth- 
wendig  auf  den  bestehenden  sozialen  Verhältnissen.  Wer  da  meint,  die 
letzteren  so  umformen  zu  können,  dass  jede  Frau  ihre  eigene  Ernährerin  sein 
kann  und  den  Mann  nicht  braucht,  der  mag  eine  genau  gezirkelte  Gleich- 
berechtigung der  Frau  in  Gesetzesparagraphen  festzulegen  unternehmen.  Auf 
dem  Boden  der  bestehenden  sozialen  Verhältnisse  aber  würden  derartige  Ver- 
suche nur  die  Machtlosigkeit  des  Gesetzgebers  offenbaren:  der  Mann  als 
Familienernährer  wird  immer  auch  das  Familienhaupt  bleiben. 

Sehr  einverstanden  ist  Referent  mit  dem,  was  Bulling  S.  51  ff.  über 
die  Berechtigung  der  Frau  sagt,  an  den  allgemeinen  geistigen  Bestrebungren 
der  Nation  nach  ihrem  alleinigen  und  freien  Ermessen  Theil  zu  nehmen. 
Allein  Referent  meint,  dass  das  B.-G.-B.  nichts  bestimmt,  was  dem  entgegen- 
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stände.  Der  vielbesprochene  §  1354  über  das  Entscheidungsrecht  des  Mannes 
in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  enthält  für  dieses  Recht  der  Frau 
keine  andere  Schranke,  als  diejenige,  die  aus  der  Natur  der  Verhältnisse 
sich  auoh  dann  ergeben  würde,  wenn  diese  Vorschrift  gar  nicht  existirte. 

An  mehreren  Stellen  beider  Bücher  finden  sich  übrigens  arge  Fehler. 
So  z.  B.  auf  S.  60  der  ersteren  Schrift  bei  Anwendung  der  §§  348  ff.  C.-P.-O. 
(wo  §  349  No.  2  so  behandelt  wird,  als  ob  er  in  §  350  zitirt  wäre,  während 
dort  nur  §  349  No.  1  zitirt  ist  und  wo  §  350  No.  2  eine  gänzlich  falsche 
Anwendung  erfahrt)  und  auf  S.  147,  161  u.  164  der  zweiten  Schrift,  wo  die 
Vorschriften  über  die  elterliche  Gewalt  der  Mutter,  über  Bestellung  eines 
Beistandes  u.  dgl.  völlig  falsch  dargestellt  sind. 

Berlin.  Hermann  Jastrow. 

Hauptmann,  Das  Wappen  recht.   Historische  und  dogmatische  Darstellung 
der  im  Wappenwesen  geltenden  Rechtsgrundsätze.    Ein  Beitrag  zum 
deutschen  Privatrecht.    Bonn,  P.  Hauptmann,  1896.    XVI  und  583  S. 
M.  15.—. 
Zu  den  Punkten,  in  denen  die  deutsche  Rechtsauffassung  eine  ganz 
andere  war  als  die  des  Kömers,  gehört  das  Recht  an  einem  Zeichen.    An 
ihm,  wie  auch  am  Namen  und  Aehnlichem  könne  man  gar  kein  Recht  haben 
—  so  entschied  das  corpus  juris.    Erst  unserer  Zeit  war  es  vorbehalten,  mit 
der  fremden  Rechtsauffassung  zu  brechen  und  heutzutage  haben  wir  Marken- 
und  Firmenscbutz,  wie  auch  eine  Reihe  ähnlicher  Rechte,  die  als  „Rechte 
an  immateriellen  Gütern"  oder  als  „Individualrechte"  dem  Juristen  wohlbe- 
kannt sind. 

Hat  es  die  römisch -rechtliche  Doktrin  fertig  gebracht,  bis  in  unsere 
Tage  hinein  die  deutsche  Rechtsanschauung  zurückzudrängen,  so  ist  es  um 
so  interessanter,  den  Rechtsbeziehungen  eines  Zeichens  nachzugehen,  bei  dem 
die  deutsch-rechtliche  Idee,  aller  römisch- rechtliohen  Anfeindung  zum  Trotz, 
sich  durch  alle  Jahrhunderte  hindurch  bis  in  unsere  Tage  erhalten  hat.  Dieses 
Zeichen  ist  das  Wappen.  Bei  ihm  hat  das  Gewohnheitsrecht  stets  daran 
festgehalten,  dass  man  ein  Recht  an  seinem  Wappen  habe,  und  oft  genug 
kam  diese  Rechtsanschauung  im  Laufe  der  Jahrhunderte  in  gerichtlichen 
Entscheidungen  zum  Ausdruck.  Und  nicht  nur  erbalten  hat  sich  die  Idee 
des  Rechtes  an  einem  Zeichen  beim  Wappen,  sondern  seine  Rechtsbezie- 
hungen sind  auch  reich  ausgestaltet  und  zum  Theil  sogar  recht  komplizirte 
geworden,  komplizirter  als  bei  irgend  einem  anderen  Zeichen.  Trotz  des 
hohen  Interesses,  welches  somit  das  Wappenrecht  für  das  deutsche  Privat? 
recht,  speziell  für  die  junge  Lehre  vom  Rechte  an  einem  Zeichen  hat,  ist  es 
von  den  Germanisten  bisher  fast  vollständig  vernachlässigt  worden.  Man 
begreift  leicht,  wesshalb.  Um  es  zu  bearbeiten,  musste  man  neben  der  Juris- 
prudenz die  Heraldik  beherrschen,  eine  immerhin  dem  Juristen  ferner  liegende 
Disziplin,  deren  Studium  aber  doch  nicht  so  gänzlich  vernachlässigt  werden 
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sollte.  So  mus8  man  Hauptmann  Dank  wissen,  dass  er  endlich  einmal  die 
mannigfachen  Rechtsbeziehungen  des  Wappenrechtes  in  systematischem  Ze- 
sammenhang  besprochen  hat,  dadurch  auch  dem  Juristen  die  Möglichkeit 
bietend,  nunmehr  das  Wissenswerteste  in  knapper  Form  zu  finden  und  daran 
zu  lernen. 

Was  die  Arbeit  sehr  erschwerte,  war  der  Umstand,  dass  das  wappen- 
rechtliche Material  so  sehr  zerstreut  war.  Gesetzlich  fixirt  sind  nur  einige 
wenige  Vorschriften;  das  Meiste  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  reines  Gewohn- 
heitsrecht geblieben.  Wie  schwer  aber  ein  solches  zu  verfolgen  and  zu  kau- 
statiren,  weiss  Jeder,  der  sich  einmal  mit  ihm  beschäftigt  hat.  Zumal  st 
das  der  Fall,  wenn,  was  beim  Wappen  zutrifft,  das  fragliche  Institut  tick 
auf  engere  Kreise  beschränkt  und  in  Folge  seiner  geringeren  praktischen  Be- 
deutung nur  selten  in  foro  erscheint.  Mit  grossem  Fleisse  hat  der  Verfasser 
aus  den  verschiedenartigsten  Quellen  sein  Material  zusammengesucht,  \a& 
wenn  er  selbst  klagt,  dass  der  ihm  zu  Gebote  stehende  Stoff  noch  vielfach 
lückenhaft  sei  und  weiterer  Ergänzung  dringend  bedürfe,  dann  wird  Mancher 
wohl  überrascht  sein,  dass  überhaupt  so  Vieles  zusammengeschafft  werde 
konnte. 

Was  die  Behandlung  des  Wappenrechts,  wenn  einmal  ein  schwacher 
Anlauf  dazu  genommen  war,  ungemein  erschwert  hatte,  war  die  Mischung 
von  öffentlich-rechtlichen  und  privatrechtlichen  Momenten,  die  wir  dann 
finden.  Die  grundlegende  Scheidung,  die  Hauptmann  hier  vorgenommen,  wo- 
durch das  Wappenrecht  in  die  Lehre  von  der  Wappenfähigkeit  and  in  <fc> 
von  den  Rechten  am  einzelnen  Wappen  zerfällt,  wird  sich  wohl  nicht  an- 
fechten lassen.  Im  ersten  Theile  werden  die  öffentlich-rechtlichen  Besaehunges 
des  Wappens  besprochen,  die  sich  in  die  Frage  zusammenfassen  lassen,  it 
Jedermann  das  Recht  habe,  ein  Wappen  zu  führen,  oder  ob  es  nur  gewisses 
Öffentlich-rechtlichen  Ständen  zustehe.  Der  Verfasser  vertritt  hier  die  An- 
sicht, dass  Letzeres  der  Fall  sei,  dass  das  Wappen  zunächst  und  ursprüng- 
lich dem  Adel  zustehe,  dass  es  weiter  Verbindungen  mit  Ländern,  Städter, 
Prälaten,  Klöstern  und  bestimmten  Gesellschaften  eingegangen  sei,  dan  es 
Bürgerlichen  aber  nur  dann  zustehe,  wenn  ihnen  ein  solches  aosdriackliea 
verliehen  worden  sei.  Diese  letztere  Theorie  vertritt  unter  den  Genealogea 
der  Jetztzeit  Hauptmann  ganz  allein;  es  ist  auch  füglich  nicht  einansebes, 
warum,  da  die  Gesetzgebung  die  Annahme  eines  bürgerlichen  Wappens  nickt 
verbietet  und  sich  die  Führung  bürgerlicher  Wappen  bereits  im  frühest« 
Mittelalter  nachweisen  lässt,  sich  nicht  auch  hier  ein  Gewohnheit*-,  Verjib- 
rungs-  oder  Erbrecht  bilden  sollte.  Geschützt  freilich  sind  diese  „Famihes- 
wappen"  leider  noch  nicht.  Ueberraschend  wird  Manchem  hier  sein,  an  hcrea. 
dass  im  alten  Deutschen  Reich  nur  die  mit  der  grossen  Comitive  beliehen«: 
fürstlichen  und  gräflichen  Familien  das  Recht  hatten,  zu  adeln  oder  bürger- 
liche Wappenbriefe  zu  ertheilen,  das  letztere  Recht  dagegen  einer 
Reihe  von  Privatpersonen,  den  sog.  kleinen  Hofpfalzgrafen  zustand. 
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Ein  grösseres  Interesse  als  diese  staatsrechtlichen  Fragen  dürfte  unseres 
Erachten»  der  zweite  Theil  des  Werkes  haben,  der  die  privatrechtlichen  Be- 
ziehungen des  Wappens,  nämlich  die  Rechte  bespricht,  die  Jemand  an  seinem 
eignen  Wappen  hatte,  ein  Recht,  das  heutigen  Tages  landesherrlich  zu  be- 
stätigen ist.  Man  wird  staunen,  zu  hören,  dass  mau  Wappen  verkaufte,  ver- 
schenkte, verlieh,  wie  eine  Sache.  Aber  dies  Recht  war  auf  eine  eigentüm- 
liche Weise  beschränkt  durch  den  Umstand,  dass  das  Wappen  als  Familien- 
zeichen naturgemäss  nicht  dem  Einzelnen,  sondern  der  ganzen  Familie  zustand. 
Auch  diese  Betonung  der  Familie  ist  etwas  spezifisch  Deutschrechtliches, 
aber  auch  ganz  Selbstverständliches.  Mit  Recht  weist  der  Verfasser  darauf 
hin,  dass  hier,  wie  in  den  Fideikommissen,  den  Retraktrechten  und  ähnlichen 
Einrichtungen  die  Neigung  des  Deutschen  sich  kundgebe,  als  eigentlich  Be- 
rechtigten die  Familie  anzusehen,  dem  Einzelnen  dagegen  nur  ein  Benutzungs- 
recht zuzugestehen. 

Ebenfalls  spezifisch  deutschrechtlich  ist  eine  weitere  Eigentümlichkeit 
des  Wappenrechtes,  nämlich  der  Heimfall  des  Wappens  einer  ausgestorbenen 
Familie  an  den  Landesherrn.  Hauptmann  ist  hier  der  Versuchung  ausgewichen, 
diesen  Heimfall,  was  allerdings  nahe  gelegen  hätte  und  anderswo  auch  schon 
behauptet  worden  ist,  auf  einen  Lehenscharakter  des  Wappens  zurückzuführen. 
Es  ist  ihm  nicht  entgangen,  dass  innere  Gründe,  trotzdem  das  Wappen  oft 
direkt  ein  Lehen  genannt  wird,  dagegen  sprechen.  Denn  die  Verleihung  des 
Landes  bedingte  durchaus  noch  nicht  die  eines  Wappens;  letzteres  wurde 
vielmehr  wohl  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  von  dem  neuen  Ritter  selbst  gewählt 
Die  Erklärung,  die  er  giebt,  es  liege  hier  der  Heimfall  der  Habe  des  erblos  Ver- 
storbenen an  den  Landesherrn  vor,  scheint  uns,  soweit  wir  die  Sache  übersehen, 
einwandsfrei  zu  sein;  wenigstens  lässt  er  sich  so  hinreichend  rechtfertigen. 

Auf  weitere  Einzelheiten  einzugehen,  müssen  wir  uns  versagen.  Jeden- 
falls wird  aus  dem  Gesagten  erhellen,  ein  wie  interessantes,  spezifisch  deutsch- 
rechtliches Institut  Hauptmann  in  seinem  Wappenrecht  bearbeitet  hat  Eine 
dankenswerthe  Zugabe  zu  der  Arbeit  ist  der  Abdruck  einer  grossen  Anzahl 
diesbezüglicher  Urkunden.  Ist  der  Gedanke,  dass  man  Wappen  verkaufte, 
verschenkte  und  verlieh,  ein  so  ungewohnter,  so  war  es  allerdings  wünschens- 
werth,  den  Wortlaut  der  betreffenden  Urkunden  vor  sich  zu  sehen. 

Zum  Schlüsse  mag  noch  die  hübsche  Ausstattung  des  Buches  und  der 
reiche  Illustrationsschmuck,  Letzteres  allerdings  eine  Seltenheit  in  einem 
juristischen  Werke,  aber  hier  ganz  am  Platze,  lobend  erwähnt  werden. 

Steglitz.  Maximilian  Gritzner. 

Richard  Scholz,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Hoheitsrechte  des 

deutschen  Königs  zur  Zeit  der  ersten  Staufer  (1138 — 1197). 

(Leipziger  Studien  aus  dem  Gebiet  der  Geschichte  2,  4.)    Leipzig, 

Duncker  &  Humblot,  1896.    8°.    127  S.    M.  3.20. 

Ein  ebenso  wichtiges  als  interessantes  Kapitel  der  deutschen  Verlas- 
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sungsgesohichte  des  Mittelalters  gelangt  hier  zur  Darstellung.  Als  feste 
Grandlage  des  deutschen  KÖnigthnms  durchdringen  ja*  die  Hoheitsrechte 
desselben  bei  der  Fülle  ihres  ursprünglichen  Inhaltes,  bei  ihrer  rechtlichen 
Beziehung  zu  verschiedenen  Verfassungseinrichtungen  gewissermaassen  den 
Organismus  des  deutschen  Staates  im  Mittelalter. 

Und  gerade  daB  12.  Jahrhundert  stellt  eine  der  interessantesten  Perio- 
den ihrer  historischen  Entwicklung  dar.  Nach  der  gewaltigen  Erschütte- 
rung der  deutschen  Verfassung  im  Kampfe  zwischen  Papstthum  und  Kaiser- 
thum  greift  eine  Neugestaltung  der  Verhältnisse  Platz,  welche  sich  nicht 
auf  das  politische  Gebiet  beschränkt,  sondern  mit  dem  Aufschwung  der 
Städte,  der  vollen  Entwickelung  des  Lehenswesens  und  dem  zugleich  erfol- 
genden Abschluss  der  einzelnen  Standesklassen  (Heerschild)  auch  auf  wirth- 
schaftlichem  und  sozialem  Gebiete  zu  Tage  tritt. 

Man  sieht:  Es  ist  ein  glückliches  Thema  zu  monographischer  Behand- 
lung und  das  umso  mehr,  als  die  Darstellung,  welche  "Wattz  mit  seiner 
VerfasBungsgeschichte  gegeben  hat,  vor  dieser  Zeit  abschließt. 

Der  Verfasser  leitet  seine  Arbeit  mit  Bemerkungen  „zur  allgemeinen 
Charakteristik  des  Königthums  im  12.  Jahrhundert"  ein  (S.  1 — 5).  Mit 
Recht.  Ref.  hätte  nur  gewünscht,  dass  hier  die  allgemeinen  Züge  der  Ent- 
wickelung, die  Motive,  welche  diese  bestimmten,  eingehender  und  nach  den 
verschiedenen  Richtungen  hin  gewürdigt  worden  wären.  Diese  Einleitung 
ist  doch  recht  mager  ausgefallen  und  nur  ein  dünner  Abguss  von  Nitzsch's 
Geschichte  des  deutschen  Volkes,  dessen  Staufischen  Studien  u.  A. 

Mit  einer  tiefer  dringenden  Einleitung  wären  wir  nicht  nur  besser  orien- 
tirt  worden,  sondern  in  der  folgenden  Darstellung  auch  Wesen  und  Gang 
der  Entwickelung  plastischer  hervorgetreten. 

Damit  ist  schon  angedeutet,  was  ich  als  Hauptfehler  des  Buches  be- 
trachte. Indem  der  Verfasser  in  besonderen  Kapiteln  die  einzelnen  Gruppen 
von  Hoheitsrecbten  (II.  die  gerichtlichen,  III.  die  militärischen,  IV.  die  fi- 
nanziellen Hoheitsrechte)  zur  Darstellung  bringt,  hat  er  sehr  fleissig  gesam- 
melt, was  sich  in  den  Quellen  jener  Zeit  darüber  ausgesprochen  findet 
Unter  sorgfältiger  Ausnützung  der  einschlägigen  Spezialliteratur  erscheint 
auch  nahezu  alles  zusammengetragen,  was,  oft  verstreut  und  in  anderem  Zu- 
sammenhange geboten,  den  Stand  unserer  Kenntniss  darüber  ausmacht. 

Dafür  darf  man  aufrichtig  dankbar  sein.  Aber  Ref.  wenigstens  hat  den 
Eindruck,  als  ob  diese  sorgsame  Mosaikarbeit  auch  nirgends  mehr  biete,  als 
eben  schon  bekannt  war.  Die  Fragen,  welche  da  einer  näheren  Aufklärung 
noch  bedurften,  haben  dieselbe  auch  hier  nicht  erfahren. 

So  das,  was  der  Verfasser  über  die  königliche  Bannleihe  sagt.  Es 
mag  richtig  sein,  dass  sich  für  diese  Zeit  kein  Fall  nachweisen  lässt,  „in 
welchem  der  König  auf  dieses  Bein  persönliches  Recht  verzichtet  und  einem 
weltlichen  oder  geistlichen  Grossen  das  Recht  der  Bannleihe  gegeben  hatte* 
(S.  8).    Man  wird  aber  schwerlich  behaupten  dürfen,  dass  sich  —  die  Stel- 
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:   ~  mg  des  Königs  als  obersten  Gerichtsherrn  im  Ganzen  betrachtet  —  „nichts 

-  -  Wesentliches   darin  gegen   früher  geändert  hat1*  (S.  33).    Das  Lehenrecht 
~    -ringt  auch  da  ein;  mit  der  Erwerbung  des  Bannleiherechtes  durch  einzelne 

—  «istliche  Gerichtsinhaber  tritt  die  Feudalisirung  der  königlichen  Gerichts- 
oheit  bereits  Anfang  des  folgenden  (13.)  Jahrhunderts  deutlich  zu  Tage.  Dem 

'--~-rag  eine  Uebergangszeit  sicher  voran,  verschiedene  Ansätze  zu  neuer  Ent- 

:  -Wickelung  lassen  sich  nachweisen.    Haben  doch  manche  Forscher  in  einzelnen 

: :    allen  dieser  Zeit  bereits  eine  solche  Wandlung  erblicken  wollen.    Das  Wesen 

~-  .eses  Uebergange8  darzulegen,  wäre  näherer  Untersuchung  werth  gewesen. 

:  •  £.  -       Bei  diesem  Capitel  schon  macht  sich  ein  bedeutsamer  Mangel  der  Ar- 

:  -.  £ «t  frihlbahr.    Die  italienischen  Verhältnisse  wurden  von  vornherein 

-z-  cht  berücksichtigt.    Es   findet   daher   auch   die   wichtige  Frage  nach  der 

inwirkung  dieser  auf  Deutschland  keine  entsprechende  Würdigung.     Der 

: :  -  influBS  Italiens  war  damals  sicher  in  weit  höherem  Grade  wirksam,  als  hier 

-.„■  jgedeutet  wird  (delegirte  Richter  etc.  S.  12 ff.). 

-.._-       Eine  sehr  deutliche  Wandlung  macht  sich  auf  dem  Gebiete  der  mili- 

^-^..rischen  Hoheitsrechte  bemerkbar.     Das  war  vornehmlich  bedingt  durch 

*- .-  e  staatsrechtliche  Stellung,  welche    den  Fürsten  jetzt  zukam  (Heerfahrts- 

..-.  :  38chluss,  Bestimmung  von  Ziel  und  Zweck  derselben,  Befestigungsrecht). 

_   äs  demselben  Grunde  wie  da,  scheinen  die  Hoheitsrechte  des  Königs  auch 

T ...  ■  finanzieller  Beziehung  nunmehr  eingeschränkt  (bei  Verfügungen  über 

_ .  -  eichsgut).     Das  kommt,  freilich  nicht  neu,  zu  entsprechender  Darstellung. 

.%._.        Hinsichtlich   des   Verfdgungsrechtes  über  die   Reichsklöster  (S.  68  ff.) 

_.    itte  für  die  Beurtheilung  auch  die  politische  Rücksichtnahme  auf  die  Bi- 

_ .   hÖfe  als  Stützen  der  staufischen  Reichspolitik  in  Rechnung  gezogen  werden 

~       lten.    In   einzelnen  Fällen   (z.  B.  St.  Maximin -Trier)  war   das   sicherlich 

.    .  .  tsschlaggebend. 

Bedeutsam  regt  sich  damals  zuerst  das  Streben  der  deutschen  Könige 

~  ,  ich  Erwerbung  und  Ausbildung  einer  besonderen  Hausmacht  (S.  52 ff.). 

""     asselbe  wurde,   was  der  Verf.  nicht  hervorhob,  durch  dieselben  Gründe 

'     .  {dingt,   welche   auch   zur  Ausbildung  der    Ministerialität  als  Kerntruppe 

''  f "  jr  staufischen  Heere  geführt  hatten.    Seitdem  das  KÖnigthum  in  der  Ver- 

^  gung  über  das   Reichsgut   und   dessen   Ausnützung   durch  Anrechte    der 

*T"  [  ärsten  beschränkt  war,  gebot  ihm  das  natürliche  Interesse,  sein  Hausgut 

'"".  cht  mehr  im  Reichsgut  aufgehen  zu  lassen,  sich  durch  Vermehrung  jenes' 

'*"     ne  von  diesen  Beschränkungen  unabhängige  Machtquelle  zu  sichern. 

: """  Neue  Einnahmequellen  gewannen  die  Staufer  in  dem  Regalien-  und 

:-*'  polienrecht  (S.  80 ff.).     Früher  schon  ab  und  zu  vom  Kaiser  in  Anspruch 

.* "-""'  anommen,  wurden  sie  doch  jetzt  erst  nachdrücklich  gehandhabt.    Ursprung 

r-'^ad  politische  Bedeutung  ihres  Aufkommens   zu  beleuchten,  hätte  gerade 

'-*-  '  ier   Interesse  gehabt.    Auch  die  Hervorhebung  der  juristischen  Momente 

-.--     äre  da  erwünscht  gewesen.     Der  Verf.  ist  diesen,  noch  keineswegs  klaren 

:  -  ^    ragen  wiederum  sorgsam  aus  dem  Wege  gegangen. 

-'--  -*      Archiv  für  öffentliches  Recht.  XII.  4.  4q 
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Aehnliches  gilt  auch  für  die  Ausführungen  über  das  Bergregal.  Die 
Erklärung,  welche  er  für  die  nunmehr  stark  hervortretenden  Regalitätsan- 
sprüche  des  Königthums  da  zu  geben  versucht,  erscheint  mir  ebensowenig 
zutreffend,  als  jene  für  die  auffallende  Vernachlässigung  des  Münzregals 
(S.  112).  Nicht  als  „natürliche  Folge  des  Festhaltens  an  den  alten  Grund- 
lagen  der  finanziellen  Verwaltung"  (Naturalwirtschaft)  mochte  ich  beide 
Erscheinungen  auffassen,  sondern  im  Gegentheile  als  ebensolche  Ergebnisse 
der  veränderten  und  neuen  wirtschaftlichen  und  staatsrechtlichen  Verbält- 
nisse. Wie  „bei  der  steigenden  Bedeutung  und  Ausdehnung,  die  eben  jetzt 
der  Bergbau  gewann"  (S.  88),  jene  Regalitätsanßprüche  aus  begreiflichem 
materiellen  Interesse  betont  wurden,  so  mochte  anderseits  das  Zurücktreten 
der  königlichen  Rechte  in  der  Münze  durch  die  staatsrechtliche  Stellung 
des  FürstenthumB  bedingt  sein.  Es  beginnt  das  Zeitalter  der  territorialen 
Münze,  das  Königthum  sichert  den  territorialen  Münzherrschaften  die  aus- 
schliessliche Handhabung  des  Münzrechtes  innerhalb  ihres  Territoriums. 

Für  das  „servitium  regis"  (S.  118)  hätten  einzelne  Reichenauer  Ur- 
kundenfälschungen aus  jener  Zeit  noch  entsprechendes  Material  geboten. 

Wien.  A.  Dopsch. 

Wi He,  Determinismus,  Strafe.  Eine  rechtsphilosophische  Untersuchung 
von  Dr.  Ludwig  Traeger,  Gerichtsassessor  in  Berlin.  Berlin,  Putt- 
kammer &  Mühlbrecht,  1895. 
Hat  die  Strafe  Schuld  zur  Voraussetzung  und  ist  alle  Schuld  Willens- 
schuld,  so  ist  es  zunächst  der  Begriff  des  Willens,  der  untersucht  werden 
muss.  Verf.  versteht  unter  Wille  einen  innerlich  wahrnehmbaren  psychi- 
schen Akt,  der  unmittelbar  die  Körperbewegung  hervorruft.  Das  Wort 
Wille  ist  ihm  nichts  anderes,  als  ein  Gattungsbegriff,  der  aus  den  einzelnen 
und  bewusBten  Willensakten  abstrahirt  ist;  er  ist  also  kein  sog.  Vermögen; 
auch  kann  er  getrennt  von  den  andern  Seelenvorgängen  nicht  vorkommen. 
Ich  stimme  vollständig  bei  und  habe  eben  dieses  schon  mehrfach  ausge- 
sprochen und  ausgeführt,  namentlich  in  den  „ Grundzügen  der  Ethik  und 
Rechtsphilosophie".  In  der  „Erkenntnisstheorethischen  Logik"  S.  252  heisst 
es:  „Der  Wille  als  psychische  Erscheinung  kann  nicht  beschrieben  und  de- 
finirt  werden.  Jeder  kennt  diese  Regung  in  seinem  Innern  aus  eigener  Er- 
fahrung, und  wer  sie  nicht  kennte,  dem  könnte  kein  Wort  verdeutlichen, 
was  wir  darunter  verstehen.  Jedenfalls  ist  das  der  charakteristische  Zug,  dase 
das  Ich  nach  Angabe  seines  Bewusstseins  eben  selbst  es  ist,  was  will 
und  sich  zum  Handeln  bestimmt,  das  Ich  freilich,  was  nicht  von  seinen 
Vorstellungen  und  Gefühlen  abgesondert  werden  kann.  Der  zum  Bewusst- 
sein  kommende  Zustand  des  Wollene  erweist  sich  als  das  unmittelbar  die 
That  aus  sich  Erzeugende.  Wir  können  das  Wollen  —  nur  soll  es  keine 
Definition  sein  —  als  den  selbst  nicht  verfügenden,  aber  zur  unbedingten 
Verfügung  stehenden  Exekutor  ansehen,  den  stets  bereiten  Diener  des  er- 
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kennenden,  Annehmlichkeit  und  Nutzen  und  Pflicht  abwägenden  und  fühlen- 
den loh.  Nur  die  Abstraktion  kann  das  Wollen  vom  Vorstellen  und  Fühlen 
abtrennen.  Betrachten  wir  den  in  dieser  Weise  abgetrennten  für  sich  allein 
gedachten  Willen,  so  kann  dieser  Wille  absolut  nichts  wollen;  er  ist  tot 
und  ohne  jede  Fähigkeit  sich  zu  einer  Handlung  zu  entscheiden.  —  Es  kommt 
an  dieser  Stelle,  wo  es  gilt,  die  sog.  Willensfreiheit  vom  Standpunkte  der 
Begriffe  der  Notwendigkeit  und  Möglichkeit  aus  zu  beurtheilen,  nur  darauf 
an,  dass  wir  das  Wesen  der  Willensfreiheit  in  dem  Bewusstsein  finden,  dass 
die  Entscheidung  aus  der  Tiefe  des  eigenen  Ich  stammt,  in  welcher  das 
vorstellende,  fühlende  und  wollende  Ich  eben  vollständig  identisch,  ganz 
ein  und  dasselbe  Ich  sind,  und  dass  andrerseits  die  Abstraktion  von  diesem 
Thatbestand,  welche  den  Begriff  des  Wollene  für  sich  allein  in  dem  Worte 
Willen  verselbständigt,  jeden  Antrieb  und  jede  Möglichkeit  einer  Entschei- 
dung auBlässt  etc.u 

Verf.  erklärt  sich  gegen  das  liberum  arbitrium  indifferentiae  und  für 
den  Determinismus,  und  zwar  aus  lauter  Gründen,  welche  ich  auch  angeführt 
habe.  Aber  damit  will  ich  seine  Ausführungen  keineswegs  als  überflüssig 
bezeichnet  haben,  denn  unermüdlich  und  mit  grossem  Scharfsinn  geht  er 
auf  das  einzelne  ein  und  widerlegt  die  unzähligen  auf  reinem  Missverstand 
beruhenden  Einwände  gegen  den  Determinismus.  Den  eigentlichen  tieflie- 
genden Grund  der  Abneigung  vieler  gegen  die  deterministische  Lehre  hat 
er  nicht  richtig  erfasst.  Er  liegt  darin,  dass  diese  uns  doch  zuletzt  vor 
blossen  Thatsachen  stehen  bleiben  läset,  den  angeborenen  Anlagen,  den 
Schicksalen,  von  welchen  die  Entwicklung  des  Charakters  abhängt,  und  den 
unzähligen  Zufallen,  welche  im  gegebenen  Augenblick  den  Vorstellungsver- 
lauf  und  die  Stimmung  beeinflussen.  Aber  nach  der  ganzen  Art  seine« 
Denkens  ist  anzunehmen,  dass  er,  hierauf  aufmerksam  gemacht,  mit  mir  ant- 
worten würde,  1.  dass  Ethik  und  Rechtsphilosophie,  speziell  Straftheorie  nicht 
beanspruchen,  eine  metaphysische  Gesammtauffassung  der  Welt  und  des 
Lebens  zu  geben,  und  2.  dass  die  Ursachelosigkeit  der  Willensentscheidun- 
gen und  der  leere  Freiheitsbegriff  mit  seinen  Widersprüchen  und  seiner  Un- 
darchführbarkeit  das  metaphysische  Bedürfniss,  welches  der  Determinismus 
nicht  befriedigt,  erst  wohl  recht  nicht  befriedigen  kann.  8.  „Grundzüge  der 
Ethik0  S.  90  ff. 

Auch  die  Erklärung  des  Scheines  der  Freiheit,  welcher  sich  jeder  be* 
wusst  werde,  ist  ihm  nicht  gelungen.  Wenn  ihn  nicht  irgendwer  oder  -was 
verhindert  hätte,  von  meinen  Arbeiten  Kenntniss  zu  nehmen,  so  würde  er 
die  verschiedenen  Sinne  und  Bedeutungen  des  Könnens  und  Möglichseine 
kennen  und  demnach  wissen,  dass  das  Bewusstsein,  immer  auch  anderes 
wollen  gekonnt  zu  haben  nur  die  Möglichkeit  des  abstrakt  Allgemeinen  ist, 
dass  der  Begriff  meines  Wollene  sich  mit  jedem  sozusagen  Wollbaren  ver- 
trägt. Nur  die  Kenntniss  jener  verschiedenen  Relationen,  in  welchen  Kön- 
nen  und   Möglichsein   ausgesagt  wird,   kann  zur  definitiven  Ueberwindung 
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aller  indeterministischen  Einwürfe  fuhren,  namentlich  der  angeblichen  Aufhe- 
bung des  Schuldbegrriffs. 

Die  im  gaftungsmässigen  Wesen  des  Menschen  begründete  Werth- 
sohätzung  kennt  Verf.  nicht,  aber  er  weiss  doch,  wenn  auch  diese  Begrün- 
dung fehlt,  dass  (S.  210)  der  Werth  des  Wollens  ganz  unabhängig  von  der 
Frage  nach  der  Verursachung  des  Wollens  ist,  dass  wir  ein  Wollen,  sei  es 
unser  eigenes,  sei  es  fremdes,  aus  tiefster  Seele  verabscheuen  können,  auch 
wenn  wir  genau  sehen,  wie  das  Subjekt  desselhen  dazu  gekommen  ist. 

Die  Lehre  von  der  Vergeltung  und  von  der  Tilgung  des  Unrechts  ist 
in  ausgezeichneter  Weise  gewürdigt.  Wahrhaft  wohlthnend  wirkt  die  Ein- 
sicht, dass  das  quia  peccatum  est  und  ne  peccetur  nicht  absolute  Gegensätze 
sind,  und  die  Anerkennung  der  sittlichen  Grundlage  des  Staates,  in  Betreff 
welcher  letzteren  ich  ausser  auf  meine  ganze  Ethik  und  rechtsphilosophischen 
Schriften,  besonders  auf  das  Aufsätzchen  „Das  Recht  und  die  Ehe**,  Bd.  I, 
Heft  8  der  „Zeitschrift  für  immanente  Philosophie"  verweisen  will. 

Wilhelm  Schuppe. 

Dr.  Jos.  Hürbin,  Rektor  des  Gymnasiums  und  Lyceums  in  Luzern,  Peter 
von  Andlau,  der  Verfasser  des  ersten  deutschen  Reichsstaatarechts 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  Humanismus  am  Oberrhein  im  XV.  Jahr- 
hundert. Strassburg,  J.  H.  Ed.  Heitz,  1897.  286  S.  8°.  M.  6.—. 
Zu  den  sinnigsten  Gaben,  welche  der  Universität  Strassburg  zur  Feier 
ihres  25jährigen  Bestehens  dargebracht  worden  sind,  gehört  diese  Mono- 
graphie über  den  berühmten  Verfasser  des  Libellus  de  Caesarea  roonarchia, 
der  ersten  zusammenhängenden  Darstellung  des  deutschen  Staatsrechts  and 
der  einzigen,  welche  im  15.  Jahrhundert  geschrieben  worden  ist.  Die  Mono- 
graphie bildet  den  Abschluss  von  langjährigen  Studien,  deren  Resultate  Herr 
Dr.  Hürbin  bereits  in  mehreren  Vorarbeiten  veröffentlicht  hat.  Wir  er- 
halten nicht  nur  ein  auf  sorgfältigen  Studien  beruhendes  Lebensbild  Peter'a, 
seiner  Ausbildung  in  Heidelberg  und  Pavia,  seines  Wirkens  in  Basel,  seines 
Antheils  an  der  Gründung  der  dortigen  Universität,  deren  erster  Vizekanzler 
er  war,  seiner  Thätigkeit  ah  Professor  und  Geistlicher,  sondern  auch  eine 
Analyse  seiner  Schriften  nebst  dem  Nachweis  der  von  ihm  benutzten  Quellen 
und  Litteratur  und  der  von  ihm  befolgten  Methode.  Dies  Alles  gewinnt  da- 
durch ein  besonderes  Interesse,  dass  Hübbin  das  Lebensbild  Peter's  auf  dem 
Hintergrund  der  Zeitgeschichte  zu  zeichnen  versteht  und  den  Uebergang  vom 
Scholastizismus  zum  Humanismus,  für  welchen  Peter  ein  besonders  hervor- 
ragender Repräsentant  ist,  durch  die  Schilderung  seiner  Persönlichkeit,  seines 
Denkens  und  Schaffens  veranschaulicht.  Beigegeben  sind  der  Biographie 
Peter's  zwei  Exkurse  über  die  Verbreitung  der  deutschen  Kaisersage  im  El- 
sass  und  zur  „Quaternionentheorie",  welche  Petrus  in  seine  Darstellung  der 
deutschen  Staatsverfassung  aufgenommen  hat.  Lab  and. 
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Die  Kaiser-Wilhelras-Uuiversität  zu  Strassburg,  ihr  Hecht  und 
ihre  Verwaltung.  —  Eine  Festschrift  zum  1.  Mai  1897,  der  Univer- 
sität Strassburg  gewidmet  von  ihrem  ehemaligen  Kurator  Dr.  jur.  et 
phil.  Heinrich  Hosens,  Unterstaats-Seoretär  z.  D.    Strassburg,  Friedr. 
Bull,  1897.    4°.    344  S.    M.  10.—. 
Der  Verfasser  dieses  in  seiner  Art  einzigen  Werkes  war  vom  1.  Februar 
1888  bis  Ende  Januar  1895  Kurator  der  Universität  Strassburg.    Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  die  Verdienste  zu  schildern,  welche  er  sich  in  diesem  Amt 
um  die  Entwicklung  der  Universität  erworben  hat.    Als  er  durch  ein  sohweres 
körperliches  Leiden  sich  gezwungen  sah,  das  Amt  niederzulegen,  wurde  dies 
in  allen  betheiligten  Kreisen  als  ein  der  Universität  selbst  widerfahrenes  Un- 
glück angesehen.    Niemals  war  eine  Universität  so  einmüthig  als  die  Uni- 
versität Strassburg  in  der  Anerkennung  seiner  erfolgreichen  und  umsichtigen 
Thätigkeit,  in  der  Dankbarkeit  für  sein  verständnissvolles  Wirken  und  für 
-die  von  ihm  erreichten  Erfolge.    Mit  seinem  Ausscheiden  aus  dem  Amt  des 
Kurators  endete  aber  nicht  seine  Fürsorge  für  die  Universität  und  sein  Be- 
streben, ihre  Interessen  zu  fördern.    Trotz  der  schweren  Krankheit,  welche 
ihn  befallen  hatte,  und  der  Schmerzen,  welche  er  mit  bewunderungswürdiger 
Ergebenheit  und  Statthaftigkeit  erduldete,  verwendete  er  die  ihm  unver- 
mindert gebliebene  Geisteskraft,   um   der  Universität  in   dem  vorliegenden 
Werk  ein  Vermächtniss  zu  hinterlassen,  das  ihr  dauernden  Nutzen  gewährt. 
Es   war  ihm  vergönnt,   die  Vollendung  des  Werkes  und  seines  Druckes  zu 
«rieben;  an  der  Feier  des  25 jährigen  Bestehens  der  Universität  sollte  es  ihr 
in  seinem  Namen  überreicht  werden.    Drei  Tage  vor  diesem  Feste  wurde  er 
von  seinem  Leiden  durch  den  Tod  erlöst  und  unmittelbar  vor  dem  Empfang 
•der  auswärtigen  Festgäste  und  dem  Beginn  der  Festlichkeiten  erfüllten  die 
Angehörigen  der  Universität  die  schmerzliche  Pflicht,  den  um  die  Universität 
«o  hoch  verdienten  Mann  zur  ewigen  Ruhe  zu  bestatten.    So  erscheint  das 
von  ihm  der  Universität  gewidmete  Werk  zugleich  als  ein  Denkmal,  das  der 
Verfasser  sich  selbst  errichtet  hat. 

Der  Verfasser  verband  mit  einer  vollkommenen  rechtswissenschaftlichen 
Durchbildung  und  einer  grossen  juristischen  Befähigung  eine  in  der  lang- 
jährigen praktischen  Thätigkeit  erworbene  Kenntnis«  aller  Einrichtungen  der 
Strassburger  Universität  und  nur  er  war  im  Stande,  ein  Werk  zu  verfassen, 
welches  mit  so  absoluter  Vollständigkeit  und  Genauigkeit  alle  Rechtsverhält- 
nisse und  Verwaltungsregeln,  alle  Fragen,  welche  sich  seit  der  Gründung  der 
Universität  erhoben  haben,  und  alle  getroffenen  Anordnungen  und  Verein- 
barungen zur  Darstellung  bringt.  Seinen  Hauptwerth  hat  das  Werk  für  alle 
diejenigen,  welche  in  irgend  einer  Stellung  an  der  Verwaltung  der  Univer- 
sität oder  eines  Instituts  derselben  betheiligt  sind;  für  sie  wird  das  Buch  für 
sehr  lange  Zeit  ein  unentbehrliches  Hülfsmittel  und  ein  zuverlässiger  Rath- 
geber  sein.  Aber  auch  ausserhalb  dieses  Kreises  wird  es  von  grossem  Inter- 
esse sein  für  jeden,  der  die  Organisation  und  die  Einrichtungen  einer  deut- 
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sehen  Universität  genau  und  gründlich  kennen  lernen  will.  Die  meisten 
Schriften  über  das  deutsche  Universitätswesen  geben  Schilderungen  and  Be- 
schreibungen nach  subjektiven  Eindrücken  und  Anschauungen;  in  dem  vor- 
liegenden  Werke  legt  der  Verfasser  den  Organismus  der  Universität  bis  in 
das  kleinste  Detail  objektiv  vor  Augen,  etwa  in  der  Art  eines  Anatomen  oder 
Physiologen.  Je  grösser  die  Bedeutung  des  Universitätswesena  für  das  poli- 
tische und  soziale  Leben  der  Nation  wird  und  je  mehr  das  allgemeine  Inter- 
esse an  diesem  Zweige  der  staatlichen  Unterrichtsverwaltung  sich  steigert, 
desto  grösser  wird  auch  der  Werth  einer  so  vollständigen  und  zuverlässigen 
Darstellung  sein,  wie  sie  das  Werk  von  Hosbus  Riebt.  Auch  ihm  gebührt 
ein  ehrenvoller  Platz  in  der  Litteratur  des  deutschen  Verwaltungsrechts. 

Laband. 
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